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Ar 1. Oktober 1915 hat der Verlag der Zeitschrift für 

Politik, Carl Heymanns Verlag zu Berlin, sein hundert- 
jähriges Bestehen gefeiert, nicht mit einem lauten Fest, 
sondern dem Ernst der Zeit entsprechend in würdiger Stille. 
Ein prächtig ausgestattetes Verlagsverzeichnis, dem eine sehr 
interessante geschichtliche Einleitung über den Werdegang 
des Verlags beigegeben war, ist für einen kleinen Kreis ver- 
öffentlicht worden. Darin spiegelt sich das Wirken dieses 
alten, vornehmen Unternehmens, das vor allem die Rechts- und 
Staatswissenschaften pflegt, in Achtung gebietender Fülle. 

Die Zeitschrift für Politik ist dem Verlag zu besonderem 
Dank verpflichtet. In den acht Jahren ihres Bestehens hat 
gerade sie sich der besonderen Fürsorge des Verlags zu 
erfreuen gehabt. Das schlichte, aber schöne Gewand, in dem 
sie erscheint, ist ein äußeres Zeichen dafür. Nur die Heraus- 
geber aber können ermessen, mit welcher steten Hingebung 
gerade die Zeitschrift für Politik von der Inhaberin und 
den leitenden Kräften des Verlags betreut worden ist. Wir 
wünschen von Herzen unserem Verlag weiteres Blühen und 
Gedeihen, und wir sind auch gewiß, daß es daran nicht 
fehlen wird. Die Staatswissenschaften werden in der Zeit 
nach dem Kriege noch mehr zu bedeuten haben als bisher, 
und so wird auch sicherlich der Verlag seinem alten Ruhm 
neuen hinzufügen. 


Die Herausgeber der Zeitschrift für Politik. 
Richard Schmidt. Adolf Grabowsky. 
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'„Donaumonarehie'‘ vor allem in den Lageverbältnissen,, 
‚durch die eine Anzahl kleinerer ographischer Einheiten mit. 
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Sieger, Der österreichische Staatsgedanke und das deutsche Volk. 3 


der einzelnen natürlichen Gebiete gegeneinander, in ihrer Ver- 
knüpfung durch das Wiener Becken und die es umgebenden 
Zwischenlandschaften, in der Geschlossenheit der Gebirgsum- 
rahmung, in der Vorherrschaft der Nordwest-Südost-Richtung, 
die in Gebirgen und Flußläufen wie in der Erstreckung der 
Adria auftritt und den physischen, wie den geistigen Bewegun- 
gen innerhalb jenes Rahmens und darüber hinaus den Weg 
weist, endlich in den engen natürlichen Beziehungen zu dem 
übrigen Mitteleuropa, welche den Inhalt dieser Bewegungen so 
stark beeinflußt“. Daraus ergab sich in der geschichtlichen 
Entwicklung eine Reihe von verbindenden Momenten und eine 
„für den Großteil der Völker altererbte Interessengemeinschaft‘“ !). 
Es wurde versucht, nachzuweisen, wie diese auf die äußere 
Politik einwirken, wie aber aus ihnen auch der ‚österreichische 
Staatsgedanke‘‘ die Kraft gewinnt, um sich gegenüber den 
mannigfachen Hemmungen zu behaupten, die hervorgehen ,,aus 
der Mannigfaltigkeit der Raumerfüllung, die landschaftliche 
Besonderheiten und Absonderungen erleichtert, und aus den 
mannigfachen sich hier begegnenden und durchdringenden 
Gegensätzen, vor allem des Volkstums und der Kultur“!). Es 
wurde endlich versucht, den „österreichischen Staatsgedanken“ 
geographisch zu fassen. 

Nunmehr versuche ich die Weiterführung jener Unter- 
suchungen in einer bestimmten, mehr politischen Richtung: 
es gilt, die geographischen Verhältnisse des deut- 
schen Volkes in Er aa und das damit 
zusammenhängende Verhältnis zum deutschen Ge- 
samtvolk als objektive Grundlage für die Erörte- 
rung seiner gegenwärtigen und seiner anzustre- 
benden Stellung in der Monarchie klarzulegen — 
daß diese Stellung für die innere und die äußere Entwicklung 
dieses Staates von größter Bedeutung ist, braucht nicht erst 
gesagt zu werden. So schwierig eine solche Erörterung ist, so 
unaufschiebbar ist die Notwendigkeit, sie rechtzeitig zu praktisch 
verwertbaren Ergebnissen zu führen?) und daraus erwächst für 
den Vertreter der politischen Geographie nicht minder, wie für 
den anderer Fächer, die Pflicht, die Hilfsmittel und Erfahrun- 
gen seiner Wissenschaft dem Politiker zu Gebote zu stellen. 


Die Gefahr, daß die wissenschaftliche Sachlichkeit dabei unter dem ge- 
steigerten National- und Staatsgefühl unserer hochgemuten Zeit leiden könnte, 


1) Die wörtlich angeführten Stellen a. a. O. 51 f. 
?) Sieger a. a. O. IlI f. 
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in der Stunde der Gefahr sich die Monarchie viel fester gefügt, die große 
Mehrheit aller ihrer Völker viel staatstreuer und einiger erwies, als man 
zumeist erwartet hat. Diese Lebenskraft des Staats gegen äußere Feinde 
hätte aber denjenigen, dessen politischer Gesichtskreis über die Zwangs- 
vorstellung vom allein seligmachenden Nationalstaat und vom überlebten 
„dynastischen“ Territorialstaat hinausreicht, eigentlich nicht gar so sehr über- 
raschen dürfen. Schon in den Jahren seit 1908, als Ährenthal wieder einen 
entschiedenen Staatswillen nach außen betätigte, ist dieses Gemeinsamkeits- 
gefühl bestimmt und laut genug zum Ausdruck gekommen; insbesondere 
sprach es sich aus in dem Mißmute weiter Kreise über die Räumung des 
„Sandschak“ und die scheinbare Zagbaftigkeit der späteren Orientpolitik 
(deren wahre Ursache, die Gebundenheit an Italien, wir ja erst jetzt mit 
voller Deutlichkeit erkennen). Auch die lokalen Ausnahmen von dem 
ppatriotischen Aufschwung“ ') ließen sich erwarten und zwar eben dort, wo 
sie aufgetreten sind; man darf die staatsfeindlichen Regungen nicht in falscher 
Vogel-Strauß-Politik übersehen, aber auch ihre Wirksamkeit nicht nach Art 
des feindlichen Auslandes überschätzen. Die in Optimismus umgeschlagene 
Überraschung der Pessimisten hat aber auch zu der Auffassung geführt, daß 
man schon heute als gesichertes Ergebnis des Krieges eine politische Annähe- 
rung der streitenden Nationen auch für den Frieden’), eine kommende „Neu- 
Orientierung“, ja eine Neugestaltung und die Beseitigung vielfacher, oft 
beklagter Übelstände ansieht. Und eine dritte Variante ist die Vorstellung, 
daß „ein deutsches Österreich“ durch den Krieg sozusagen schon geschaffen 
oder doch notwendig geworden sei. Diese in den Broschüren des Tages und in 
der Presse vielfach anklingenden Anschauungen haben einen dichterischen Aus- 
druck in den herrlichen Versen von A. de Nora?) gefunden, die man geradezu 
als „Wunderglauben“ bezeichnen muß: 

„Nun endlich ward, was allem Kampf und Leide 

Der jagenden Jahrhunderte mißlungen, 

Von einem Augenblick dir abgerungen, 

Dem keiner je an Kiaft und Größe gleich. 

Du Land der Hunnen und der Nibelungen 

Du Land der Eifersüchte und der Neide .. . 

Du bist auf einmal einig, Österreich!“ usw. 


U. Hötzsch und die m. E. tiefer greifende Schrift von Fr. v. Wieser, 
„Österreich und der Krieg“, Zur Zeit- und Weltlage Heft 5, Wien 1915. 

') Vgl. Brockhausen, Österreichs Kriegsziel, S. 23; Munin, Österreich 
nach dem Kriege 24; die anonyme Schrift: Politisch-wirtschaftliche Zukunft 
Deutschlands und Österr.-Ungarns nach dem Kriege. Berlin, Curtius, 3. Aufl. 
1915, S. 50 f., 56 f.; Rede des Grafen Tisza vom 3. Mai 1915; D Schäfer, Das 
deutsche Volk und der Osten, Leipzig 1915, 40 f. Authentisches werden wir 
über ihren Umfang erst nach dem Kriege erfahren. 

”) F. Liszt (in „Liebesgaben aus dem Deutschen Reiche“, Sonderheft 
d. Österr. Rundschau XLII H. 4, 15. II. 1915, S. 93) meint auch, daß „gerade, 
weil auch in Österreich-Ungarn und hier besonders deutlich, der Staatsgedanke 
gesiegt hat über den Widerstreit der Nationalitäten, auch jene Abneigung, 
die bei einem Teil der österreichisch-ungarischen Nationalitäten gegen das 
deutsch-ósterreichische Bündnis wiederholt hervorgetreten ist, nunmehr ihr 
endgúltiges Ende gefunden haben dürfte“ Vgl. seine Schrift „Ein mittel- 
europäischer Staatenverband“ (Zwischen Krieg und Frieden, 2. Heft, Leipzig 
1914) 27 f. D Liebesgaben a. a. O. S. 95 f. 
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Aber auch der alldeutsche, Österreichische Politiker, der unter dem 
Decknamen „Munin“ schreibt, meint: „In diesen Tagen entschied sich das 
Schicksal der Deutschen in Österreich. Österreich wurde aus einem Saulus 
zu einem Paulus. Es wollte für sein Slaventum kämpfen und streitet nun 
für das Germanentum').“ 

Solchem Optimismus steht Albert Ritter (K. v. Winterstetten), dessen 
zweite Broschüre man trotz der Phantasien, in die sie sich bisweilen verliert, 
als eine beachtenswerte Veröffentlichung bezeichnen muß, schroff gegenüber: 
„Wie reine Toren“, sagt er”), „sind vor allem die seit bald vierzig Jahren 
gepeinigten Deutschen Österreichs in den Krieg gegangen, ohne Wunsch und 
ohne Ziel, und gerade ihnen würde aus dem Sieg keinerlei Verbesserung, 
eher eine Erschwerung der Lage erwachsen (da ein gefestigtes Österreich sie 
leicht noch schlechter behandeln könnte), wenn sie nicht schon im Kriege 
für das kämpfen, was sie zu wollen schlechtbin verpflichtet sind.“ Auf dieses 
„wenn“ ist der größte Nachdruck zu legen. 


R. v. Wettstein®) — der eine Wiedergeburt der Monarchie 
und „eine Zeit des frischen freudigen Aufbaues“ als „ein 
Kriegsziel, der größten Opfer und Mühen wert“ bezeichnet 
— hebt sehr zutreffend hervor, daß der Krieg durch die 
Unterbrechung der gewohnten Verhältnisse und die Möglichkeit, 
für ihre Beurteilung die nötige Distanz zu gewinnen, eine 
psychologische Voraussetzung für Neugestaltungen schaffe. 
Eine andere Voraussetzung ist die gegenseitige Annäherung 
und das für den Augenblick gesteigerte gegenseitige Ver- 
ständnis der gemeinsam kämpfenden Völker — auch der italie- 
nische Raubanfall hat das Gemeinsamkeitsgefühl weiter ge- 
steigert. Aber dieses Eisen muß geschmiedet werden, 
solange es noch heiß ist, und darf nicht durch ein 
falsches Verfahren „abgeschreckt“ und brüchig ge- 
macht werden. Wenn wir innerhalb aller Völker des Reichs 
von dem Krieg eine Einwurzelung der Erkenntnis erhoffen, 
„daß Österreich- -Ungarn für seine großen weltpolitischen Auf- 
gaben um so besser gerüstet ist, je weniger das natürliche 
Gewicht Österreichs und in dieser Reichshälfte das natürliche 
Gewicht des deutschen Volks künstlich beeinträchtigt wird +)“, 


*) Munin, Österreich nach dem Kriege, Forderungen eines aktiven öster- 
reichischen Politikers (Tat-Flugschriften Nr. 8), Jena 1915, S. 4. Wie das 
Nachwort dartut, entsprechen Munins Anschauungen denen des alldeutschen 
Abgeordneten Karl Iro. 

”) Winterstetten, Nordkap—Bagdad, Berlin 1915, S. 4. 

D Der Krieg und unsere Schulen (Zur Zeit- und Weltlage, Heft 7, 
Wien 1915), S. 6 ft. 

t) Sieger a. a. O. S. III. Vgl. Merz, Zeitschr. d. Ges. f. Erdk., Berlin 1915, 
887 f., der eine Stärkung der Stellung der Deutschösterreicher durch den 
Krieg als erfolgt ansieht. 
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so gilt für die Deutschösterreicher Winterstettens Wort: 
„Wir alle müssen wissen, was wir wollen, und wenn wir klug 
und gerecht sind, wird es aller Kämpfenden Bestes sein!).“ 
Das schließt die Aufgabe in sich, über die Parteiprogramme 
hinaus zu einem Volksprogramm zu gelangen. Die Deutschen 
Österreichs sind nun in der Tat unverkennbar von diesem 
Bestreben erfüllt und im Begriffe, jahrelang Versäumtes nach- 
zuholen. 


Ich wage dies zu behaupten, trotzdem noch vor kurzem alle derartigen 
Versuche weitblickender Männer, wie P. Samassa ?) und Fr. J esser”) leiden- 
schaftlichen Angriffen des Parteigeistes ausgesetzt waren und von weiteren 
Kreisen kaum beachtet warden und obwohl auch die Kriegsliteratur die 
Eierschalen des parteipolitischen Ursprungs noch vielfach mit sich trägt. 
Aber auch aus ihr spricht allenthalben die Erkenntnis von der Wichtigkeit 
der Aufgabe und der Notwendigkeit ihrer Lösung und der allgemeine Wille, 
über die Parteiunterschiede hinweg zu einer deutschen Volks- und Staats- 
politik zu gelangen‘). Auch was aus den Besprechungen politischer und 
wirtschaftlicher Körperschaften bekannt wird, unterscheidet sich wesentlich 
nur in der doktrinären Begründung und in der parteipolitischen „Auf- 
machung“ — über die praktischen Gegenwartsforderungen scheint kaum ein 
Zweifel mebr zu bestehen. So dürfte sich auch meine geographische Kritik 
des Bestehenden vielfach mit einer deutsch-ósterreichischen „communis opinio“ 
decken. Es soll nicht verschwiegen werden, wenn ihre Ergebnisse von dieser 
abweichen. Im allgemeinen aber soll sie die oft noch widerwillige Überein- 
stimmung klarlegen und sie festigen und vertiefen helfen. Dabei will ich 
mich nicht ängstlich an die Grenzen der Geographie halten. 


1) 8.2.0. 4. Ähnlich mahnt Munin 26 f, und viele andere. 


*) Der Völkerstreit im Habsburgerstaat, Leipzig 1910, eine geradezu 
erschöpfende sachliche Darstellung. Die Gegenschrift von Lischka, Der Kampf 
gegen das Deutschtum im Lothringerstaat, Wien 1910, ist parteipolitisch im 
schlimmsten Wortsinn und bringt auch kaum ergänzende Tatsachen. Daß 
Schönerer bei Samassa kurz wegkommt, fällt allerdings auf, erklärt sich aber 
wohl daraus, daß dieser nicht die Entwicklung der Tagespolitik, sondern die 
der leitenden Ideen darlegen will. 


D Das Wesen des nationalen Kampfes in den Sudetenländern. S.-A. 
aus Deutsche soziale Rundschau II, Heft 7 und 8, Wien 1912 — Wesen und 
Werden der nationalen Frage, 1. Flugschrift der „Deutschen Arbeit“, Prag 
1913 — Deutscher Imperialismus oder mitteleuropäische Interessengemeinschaft, 
8. Flugschrift der Deutschen Arbeit, Prag 1915. 


4) Welcher Kenner österreichischer Verhältnisse hätte vor dem Krieg 
z. B. es für möglich gehalten, daß ein Schönerianer sich über Judentum und 
Antisemitismus so aussprechen werde, wie Munin S. 25, es werde nicht mehr 
möglich sein, den Juden bloß seiner Abstammung wegen zu negieren, sondern 
man müsse ihn für völkische Zwecke erziehen und dienstbar machen u. dgl. m.! 
Deshalb soll im folgenden auch von Polemiken gegen das, was in den Flug- 
schriften noch Parteigeist atmet, selbst dann abgesehen werden, wenn 68 
geradezu dazu auffordert. 
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Vieles, was ich zu sagen habe, ist schon anderweit und von anderen 
gesagt worden — vieles Wichtige mag in der besonders seit Kriegsbeginn 
mächtig anschwellenden Zahl von Flugschriften und Zeitschriftaufsätzen er- 
schienen sein, von denen viele mir nicht bekannt wurden oder innerhalb der 
knappen verfügbaren Zeit nicht erlangbar waren. Mein Aufsatz will ja auch 
nicht so sehr Neues bringen, als eine systematische Verknüpfung zwischen 
Fragen, die vielfach noch nicht unter dem leitenden geographischen Gesichts- 
punkt betrachtet wurden. Unter solchen Umständen wäre es geradezu irre- 
fübrend, durch gehäufte Belegstellen die Vorstellung erschöpfender Literatur- 
benutzung zu erwecken, Wohl aber soll auf solche Arbeiten verwiesen werden, 
in welchen die hier oft nur gestreiften Probleme jeweils ausführlicher be- 
handelt oder Literaturangaben über sie mitgeteilt sind und selbstverständlich 
darf der Hinweis auf solche Quellen nicht fehlen, denen ich eine besonders 
gute Fassung auch der von mir schon vorher vertretenen Sätze entnommen 
habe. Ganz im allgemeinen muß für eingehendere Beschäftigung mit den 
Problemen der Gegenwart auf das grundlegende Werk von A. von Dum- 
reicher!) und das neuere von Samassa verwiesen werden, während man 
über die äußeren Vorgänge und Daten sich am bequemsten aus den knappen 
historischen Abrissen von R. Charmatz’?) unterrichten kann. Je näher an 
die Gegenwart heran, desto weniger darf man dabei freilich die politische 
Stellung des „demokratischen“ Autors übersehen, die sich namentlich im Urteil 
über politische Persönlichkeiten äußert. 

Der Gang unserer Untersuchung findet seinen natürlichen 
Ausgangspunkt in dem „österreichischen Staatsgedanken“, in 
dessen Entwicklung wir das geographische Moment heraus- 
schälen wollen. Eine Betrachtung der geographischen Verhält- 
nisse der Deutschen in der Monarchie soll uns dann zum Ver- 
ständnis ihrer grundsätzlichen Stellung zu dem Staatsgedanken 
führen. Die Anforderungen, die dieser — und als seine An- 
wälte die Deutschen — an die Völker der Monarchie stellt, 
sollen in Zusammenhang mit deren innerer Gliederung und 
den aus ihr entspringenden gegensätzlichen, aber geographisch 
fundierten staatsrechtlichen Ideen erörtert werden, um dann 
die aus der besonderen Stellung der Deutschen hervorgehenden 
Rechte und Pflichten gegenüber dem österreichischen Staat, 
die rein nationalen Bedürfnisse des deutschen Volks, seinen 
Zusammenhang mit den außerösterreichischen Deutschen und in 
knapper Übersicht die Folgerungen zu besprechen, die sich für 
die innere Organisation und die auswärtigen Verbindungen 
Österreich-Ungarns ergeben. 


1) Südostdeutsche Betrachtungen, Leipzig 1893. 

”) Österreichs innere Geschichte von 1848 bis 1907 („Aus Natur und 
Geisteswelt“, 242. und 243. Bändchen), 2. Auflage, Leipzig 1911 und 1912 — 
Geschichte der auswärtigen Politik Österreichs im 19. Jahrhundert (ebd., 
874. und 875. Bändchen), Leipzig 1912 und 1914. 
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IL Der österreichische Staatsgedanke 


Als „Staatsgedanken“ habe ich kurzweg ,,die politische 
Idee“ bezeichnet, „durch welche das Herrschaftsgebiet erst zur 
Individualität, zum Staat wird“*). Das bedeutet keine Stellung- 
nahme zu den allgemeinen Staatstheorien. Ob wir den Staat 
lediglich als Selbstzweck betrachten oder ob wir ihm — minde- 
stens dem modernen Kulturstaat — bestimmte Zwecke als 
wesentliche Charakterzüge zuweisen, wir müssen zugeben, daß 
ein bestimmter Staat in seinen Lebensäußerungen, auch schon 
in seiner bloßen Selbsterhaltung, unter dem Einflusse von 
Momenten steht, die im ‚Verhältnisse des Staates zu seinem 
Boden‘ wurzeln und sich für jeden andern Staat in anderer 
Weise geltend machen. Dieses Verhältnis ist von Friedrich 
Ratzel insbesondere nach den Hauptgesichtspunkten „Lage“ 
und „Raum“ untersucht und aufgehellt worden. Aus ihm 
ergeben sich dann besondere Entwicklungsrichtungen und Auf- 
gaben für den einzelnen Staat. 


Wir finden inneres und äußeres Wachstum bestimmt nicht nur von der 
Größe des verfügbaren Raumes, sondern auch von seiner Gestalt, Beschaffen- 
heit, Lage, von seinem Inhalt (insbesondere den Organismen und den Völkern, 
die er einschließt), von der Art seiner Berührung (mit bereits oder noch nicht 
als Staat organisierten) Nachbarräumen und andern, im weitesten Sinne 
geographischen Verhältnissen. Der „Lebensraum“, in dem der Staat sich 
entfalten, den er in der für seine eigene Erhaltung zweckmäßigsten Art und 
Weise umgestalten muß, kann ihm zu eng werden und dann bricht die 
Wachstumstendenz mit besonderer Kraft hervor. Er kann aber auch zu weit 
sein, dem Staat zu große und zu schwere Aufgaben stellen, so daß eine 
gezwungene —- seltener eine weise freiwillige — Einschränkung des Staats- 
gebiets als ein Gewinn erscheint oder aber der Zerfall in kleinere politische 
Räume eintritt. Das verschiedene Raumbedürfnis der Staaten, das daraus 
hervorgeht, und die verschiedene Eigenart ihrer „Lebensräume“ äußern sich 
in dem Kampf um ihre Abgrenzung”). Wir sehen das Wachstum nach 
der Richtung der geringsten Widerstände und der stärksten Anziehungen hin 
gelenkt werden und durch die Hemmungen, denen es begegnet, zu einer 
gewissen Anpassung an Naturgebiete gelangen. Solche, d. h. einheitlich 
geartete und durch kräftige Bewegungshindernisse abgegrenzte Landschaften, 
innerhalb deren sich keine stärker behindernden Schranken dem Verkehr in 
den Weg legen, geben dem Staat Geschlossenheit und gute Grenzen. „Dabei 
folgen sowohl im Wachstum eines Volkes als eines Staates, solange es un- 


1) Grundlagen S. 51. Etwas scharf zu trennendes ist das Staats- 
gefühl, das Gemütsverhältnis der Bevölkerung zu ihrem Staat, das durch 
einen kräftigen Staategedanken und gute Grenzen verstärkt wird, aber auch 
in künstlichen, willkürlich begrenzten Staaten (südamerikanische Republiken) 
nicht zu fehlen braucht. 

”) Sieger, Österr. Rundschau XLI S. 249 ff. 
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Gebiete — unversehens in einen imperialistischen verwandeln, ohne daß seine 
Träger sich dessen bewußt werden oder es doch zugeben. Das zeigt uns 
Italien. Die Ansicht, daß dieser Krieg das Ende des Nationalitätsprinzips 
als staatsbildende Kraft bedeute, soll hier nicht weiter erörtert werden'). 
Seine theoretische Alleinherrschaft hat der Krieg jedenfalls gebrochen und 
man darf annehmen, daß politische Fehler, wie Deutschlands nationalistisch 
begründeter Verzicht auf das zum Schutze des Staatsgebiets so wichtige 
Belfort 1871 nicht wieder vorkommen werden. Auch der Umstand, daß 
Nationalstaaten nur insoweit erwachsen sind. als sie eine solide geographische 
Grundlage fanden, lehrt uns das Übergewicht der räumlichen Verhältnisse. 


Auch der österreichische Staatsgedanke erscheint schon in 
seiner ersten Fassung wesentlich territorial, in der Form der 
,»Gesamtstaatsidee“?). Wenn die Pragmatische Sanktion 
die Untrennbarkeit und Unteilbarkeit der in den Händen der 
Dynastie vereinigten Länder ausspricht, so steht dies in Gegen- 
satz zu den auf geographischer Grundlage beruhenden Sonder- 
bestrebungen einzelner Länder ?!), die vorher und nachher be- 
sonders in Ungarn und Böhmen bald überwunden scheinen, 
bald mit Kraft auftreten. Ihren staatsrechtlichen Ansprüchen — 
deren rechtliche Verankerung und politische Ausbildung uns 
hier nicht angeht — steht, gewissermaßen wie ein weiterer‘ 
Staatsgedanke den engeren, derjenige des gesamten damaligen 
habsburgischen Länderkomplexes gegenüber. Dieser ist zwar 
weder völlig geschlossen, noch ein einheitliches Naturgebiet — 
aber die um seinen Schwerpunkt in der Residenz Wien ge- 


1) Gegen diese Ansicht von H. Potthoff, Volk oder Staat, Deutsche 
Kriegsschriften 10. Heft, Bonn 1915, 8 ff. (vgl. 29 f.) nimmt z. B. A. Merz, 
Zeitschr. d. Ges. f. Erdk., Berlin 1915, 385 f. mit Rücksicht auf österreichisch- 
ungarische Verhältnisse eine zurückhaltende Stellung ein. Aus der Literatur 
über Imperialismus und sein Verhältnis zum Nationalismus sei neben Dix, 
Deutscher Imperialismus, Leipzig 1912 (2. Auflage 1914), und Steffen, Weltkrieg 
und Imperialismus, Jena 1915, auch Grabowskys Aufsatz über inneren Impe- 
rialismus, Das neue Deutschland IH, 117 ff. hervorgehoben. Wenn natur- 
gemäß für den Imperialismus die Nation gegen den Staat leicht völlig zurück- 
tritt, ist die Hervorhebung des Gesichtspunktes: „Internationalismus, nicht 
Kosmopolitismus“ durch Liszt, Mitteleuropäischer Staatenverband, 42 ff., um 
so erwähnenswerter. 


TH J. Bidermann, Geschichte der österreichischen Gesamtstaatsidee, 
1526—1804, 1. Abt. 1526—1705, Innsbruck 1867, 2. Abt. 1705—1740, ebd. 1889; 
F. Tezner, Die Wandlungen der österreichisch - ungarischen Reichsidee, 
Wien 1905. Eine systematische Benutzung der historischen und staaterecht- 
lichen Literatur über das Verhältnis beider Staaten der Monarchie, die Prag- 
matische Sanktion und die praktisch ausgenutzten ungarischen Deduktionen, 
also der großen und kleinen Arbeiten von Tezner, Turba, Steinacker, Zehnt- 
bauer u. a. lag außerhalb meines Vermögens und meiner Aufgabe. 


D Sieger, Grundlagen, S. 7 f., 10 f., 30 f., 86 ff., 52 f. 
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drängte Hauptmasse der Länder war es, und dieser Großteil 
mußte auch schon für die früheren Vereinigungstendenzen be- 
stimmend sein, während die Politik der Herrscher insbesondere 
auf seine größere Abrundung hinzielte!). Von Staatsgedanken 
kann man aber sprechen, da der Zusammenschluß gemeinsamen 
Zwecken gerade dieser Länder zu dienen hatte. Der un- 
mittelbarste, die gemeinsame Abwehr des ‚„Erbfeindes der Chri- 
stenheit‘‘, war mit der Abnahme der Türkengefahr damals schon 
etwas im Zurücktreten, allerdings nicht die in der Denkweise 
der Zeit damit eng zusammenhängende „Mission“ der Wieder- 
eroberung oder Befreiung“ der von den Türken beherrschten 
christlichen Länder. Neben dieser Erweiterung der Aufgabe, 
welche einst der alten Ostmark gegen Avaren und Magyaren 
zugekommen war, machten sich aber noch andere verbindende 
Momente der ‚„Erblande‘ geltend. Schon )684 sagt der geniale 
Ph. W. von Hornigk von ihnen, sie seien allesamt einem 
einigen Haupt mit gleicher Unterwürfigkeit zugetan, „stoßen 
ohne Mittel aneinander und formieren gleichsam einen 
einigen natürlichen Leib". Das eine könne des anderen Mangel 
mit seinem Überfluß ersetzen. Sie könnten mit ihren Rohstoffen 
und Konsum, wenn dies einem europäischen Staat überhaupt 
zukomme, „beinahe wie eine kleine Welt in sich selbst be- 
stehen“ ?). Hier ist also dem Sinne nach genau dasselbe gesagt, 
wie wenn Ratzel?) sagt, unter den europäischen Staaten komme 
Österreich-Ungarn dem Ideal einer geschlossenen, in sich selbst 
befriedigten wirtschaftlichen Existenz am nächsten. Und in der 
ungarischen Fassung der Pragmatischen Sanktion kommt neben 
dem Zwecke der Abwehr äußerer Gewalt und der Unterdrückung 
verhängnisvoller innerer Unruhen auch das fernere Ziel zum 
Ausdruck, der Christenheit Ruhe und beständigen Frieden zu 
sichern t). In moderner Ausdrucksweise würden diese im 17. 
und 18. Jahrhundert ausgesprochenen Ideen sich bezeichnen 
lassen als die der orientalischen Abwehr- und Kulturmission, 


1) Nicht nur durch Eroberung, Heiraten und Erbverträge, sondern auch 
durch Gebietstausch. Josefs II. Plan einer Vertauschung Belgiens gegen 
Bayern spiegelt das Streben nach geschlossenen Grenzen besonders deutlich. 

?) Wortlaut bei Bidermann a. a. O. I S. 51 (aus „Österreich über alles, 
wenn es nur will“). 

D Polit. Geogr. 187. 

*) Tezner a. a. O. 68, 139. R. Springer in dem gleich zu nennenden 
Werke „Grundlagen usw.“, S. 20 faßt die Bedeutung der letzten Wendung 
nicht mit Unrecht als kulturellen Anschluß Ungarns an das ganze christliche 
Abendland auf. 
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der wirtschaftlichen Autarkie und der Friedensmission — um 
deretwillen man ja gerade Osterreich-Ungarn für eine europäische 
Notwendigkeit zu erklären pflegt. — Die geographische Grund- 
lage aller dieser Ideen ist die gemeinsame Lagebeziehung gerade 
dieser Länder zu Mitteleuropa, von dem sie geographisch 
und geschichtlich einen Teil bilden, und zum Orient, nach dem 
sie sich öffnen, und die daraus hervorgehende Vermittlerstellung 
zwischen beiden !). 

Je mehr die Schwächung der Türkei und ihre passive, dem 
Weltfrieden eher förderliche Haltung die kriegerischen Aufgaben 
Osterreichs im Orient zurücktreten ließ, desto mehr wurde einer- 
seits eine geographisch nicht so gut begründete politische Macht- 
entfaltung nach der westlichen und südwestlichen Seite der 
Monarchie versucht, die den Blick von den Grundlagen ihres 
Zusammenschlusses ablenkte; desto mehr nahm aber auch die 
„historische Mission“ einen rein kulturellen und wirtschaftlichen 
Charakter an. Für dies „Kultur-nach-Osten-tragen‘“ ?) war die 
engere innere Vereinigung der Länder, die 1804 ihren äußeren 
Ausdruck im österreichischen Kaisertitel gefunden hatte, keine so 
zwingende Voraussetzung wie für den Krieg. Vom Absolutismus 
gefördert, fand die Gesamtstaatsidee naturgemäß am meisten 
Widerstand in den größten, geographisch selbständigsten und 
am längsten unabhängig gewesenen Ländern, Ungarn und 
Böhmen. 


1) Sehr glücklich faßte diese F. Heiderich im N. Wr. Tagbl. vom 
28. Juni 1915 mit den Worten: „Mit breiter Front ist Mitteleuropa mit der 
Balkanhalbinsel verwachsen und steht auch im orographisch-tektonischen 
Aufbau und im Klima mit ihr in engstem Zusammenhang. Die den zentralen 
und südlichen Teil der Halbinsel einnehmende, durch spätere Brüche und 
Senkungen zerstückelte Rhodopemasse ist von den an sie herangedrängten 
jungen Faltengebirgen gleichsam gefaßt und Mitteleuropa angefügt worden.“ 
Dieser Satz und die Begründung der ungewöhnlichen Ausdehnung, die 
J. Partsch in seinem „Mitteleuropa“ (Gotha 1904, 3 ff.) diesem Gebiet 
durch Einbeziehung eines Teils der Südosthalbinsel gibt, greifen weiter, als 
meine zurückhaltenden Bemerkungen Grundl. S. 12, 16 f., 46 f. u. ö. 

?) Der Ausdruck muß schon 1848 ganz gang und gäbe gewesen sein, 
weil M. Hartmann in der „Reimchronik des Pfaffen Mauritius“ sich seiner 
in ironischem Sinne bedient. Daß in dieser, auf große Gestaltungen gerichteten 
Zeit neben anderen Fassungen — Freiheit gleichberechtigter Völker ohne 
Herrschaft eines einzelnen usw. — auch der Schutz der europäischen Kultur 
gegen Rußland als Staatszweck Österreichs namhaft gemacht wird, ist be 
merkenswert. Doch kann ich auf das Material, das z. B. die gediegene Arbeit 
von W. Schüssler, Die nationale Politik der österr. Abgeordneten im Frank- 
furter Parlament (Abh. z. mittl. u. neueren Gesch v. Below, Finke, Meinecke, 
51. H 1913) bietet, nicht eingehen. 
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Mit dem Entfall der Türkengefahr und dem Aufkommen konstitutioneller 
und demokratischer Bewegungen — es ist kein Zufall, daß alle Republiken 
mit Ausnahme des in so mancher Beziehung abnormen Frankreich Staaten- 
bünde oder Bundesstaaten sind — vollends mit dem Erwachen des Nationalis- 
mus fanden diese nie völlig überwundenen Widerstände neue Kraftquellen, 
und so sehr die Ziele dieser Bewegungen auch auseinander gingen, so wenig 
sich die Grenzen der historischen Länder und die der Nationen auch deckten, 
so wendeten sie sich doch alle gegen den gleichen Gegner. Um so ent- 
schiedener mußte dieser — die Gesamtstaatsidee — in den Formen des 
Absolutismus, Zentralismus und Internationalismus auftreten. 
Denn es ist nichts unrichtiger, als die Vorstellung, der Zentralismus sei in 
seinem Wesen germanisatorisch oder gar deutschnational gewesen; die weitest- 
verbreitete und literarisch höchststehende Sprache der Monarchie war ihm 
vielmehr nur ein Mittel des Zusammenhalts und der Abwehr nationaler 
Sonderbestrebungen. Als Staatssprache und als Umgangssprache einer aus 
allen Völkern rekrutierten Oberschicht war sie kaum weniger international, 
als das neben ihr in Ungarn übliche Latein. Die Herrschaft des Deutschen 
war keine solche der Deutschen. Den Vorteilen, die sie der Verbreitung 
deutscher Kultur und indirekt dem deutschen Volk brachte, stand der Nachteil 
gegenüber, daß dieses durch die große Zahl innerlich ihm nicht zugehöriger 
Mitläufer über seine wirkliche Stärke getäuscht wurde und nachher durch 
die plötzlichen „großen Verluste“ in der Meinung der andern (speziell der 
Ungarn) und in seinem eigenen Selbstgefühl eine verhängnisvolle Einbuße 
erfuhr '). Absolutismus. Zentralismus und deutschregierender Internationalis- 
mus brachen im Kampf mit dem „Zeitgeist“ nacheinander zusammen. 


Mit der Anerkennung des ungarischen Nationalstaats 1867 
und seiner zunehmenden Verselbständigung erfuhr der alt- 
österreichische Gesamtstaatsgedanke eine Einengung seiner 
geographischen Basis, infolge deren er als große politisch wirk- 
same Idee nicht mehr bezeichnet werden konnte. Wir finden 
allerdings noch Reste von ihm bei den politisch unbefriedigten 
„Nationalitäten Ungarns“ — wie das Memorandum der Sieben- 
bürger Rumänen und die großösterreichischen Ideen ihres Führers 
Popovici?) zeigen — und bei den „Großösterreichern‘“ oder 
»Schwarzgelben“ diesseits der Leitha®), hier also vor allem in 
Kreisen des Adels und des Heeres. Im Unterbewußtsein ist 


1) Diese vielfach übersehenen Tatsachen wird u. a. Jesser nicht müde, 
immer nachdrücklich hervorzuheben. Wesen d. nat. Kampfs 6 ff, Wesen und 
Werden 9. Ebenso Samassa a. a. O. 10 ff. und schon Dumreicher. 

” In seiner Schrift „Die Vereinigten Staaten von Groß - Österreich“, 
Leipzig 1906. Ausführlich wiedergegeben bei R. Springer (Karl Renner), 
Grundlagen und Entwicklungsziele der österreichisch-ungarischen Monarchie, 
Wien 1906, 192 ff. (dort auch andere ältere verwandte Systeme), Samassa 
a. a. O. 162. Über die Rumänen s. Samassa 116 f. 

*) Ihr Programm ist in Form einer advokatorischen Satzschrift begründet 
bei Tezner a. a. O. 100 ff., der es dem des ungarischen Imperialismus und 
anderen ebenso in Satzschriflen gefaßten Programmen gegenúberstellt. 
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er sogar noch in viel weiteren Kreisen wirksam — auch ganz 
abgesehen von den breiten Volksschichten, für die der Staat 
noch einfach dasselbe bedeutet, wie die Dynastie, die aber 
politisch passiv sind. Aber er hat dabei den zentralistischen 
Charakter vielfach eingebüßt und dient zur Förderung trialisti- 
scher Tendenzen, wie bei tschechischen und südslavischen 
Politikern, oder auch föderalistischer, wie eben bei Popovici, 
erscheint endlich auch im Gewande von Neuordnungsbestre- 
bungen, welche die Nationalitäten als rechtliche Komponenten des 
Staates anerkannt sehen wollen, wie in dem tiefdurchdachten 
Programm des sozialdemokratischen Abgeordneten Karl Renner 
(R. Springer)!). Politisch lebendig, sozusagen rechtskräftig und 
von Regierungen vertreten sind nur mehr der ungarische 
Staatsgedanke — der nicht nur die politische Geschlossen- 
heit und Selbständigkeit eines dazu durch seine geographischen 
Verhältnisse gut befähigten Gebietes bedeutet, das um einen 
von Natur begünstigten Mittelpunkt (Budapest) und eine weite 
Zentrallandschaft (das Alföld) gelagert ist?), sondern in seiner 
heutigen Fassung auch Zentralismus und nationale Vorherrschaft 
des zentral siedelnden Magyarentums in diesem ganzen Lande 
in sich schließt — und der österreichische Staatsgedanke. 

Dieser tritt zunächst, infolge der territorialen Mißgestalt 
und der ethnographischen Mannigfaltigkeit ,,Zisleithaniens“, 
wesentlich als Negation des Nationalismus und des Nationali- 
tätenprinzips entgegen. Um seine Kraft zu stärken, bedarf er 
eines positiven Inhalts. Ein solcher ergab sich naturgemäß auf 
kulturellem Gebiet. Indem man die ,Kulturmission“* Alt- 
österreichs auf das neue kleinere Gebiet überträgt, macht sich 
von selbst eine Einengung des weiteren Begriffs „europäische“ 
oder „abendländische (westeuropäische) Kultur“ auf den engeren 
„mitteleuropäischen‘‘, anders ausgedrückt „deutschen Kultur- 
kreis‘‘ geltend. Oder vielmehr, diese schon früher vorhandene 
spezifische Note?) wurde immer klarer empfunden und bewußt 
angeschlagen — auch im Gegensatz zu Ungarn, dessen nun- 
mehrige Herren den „Nationalitäten“, auch der deutschen, ihre 
„nationale magyarische Kultur“ aufprägen wollen. Wenn diese 


!) In dem oben genannten Werke und dem früheren „Der Kampf der 
österreichischen Nationen um den Staat“, Wien 1902. 

D Näheres über diese geographischen Grundlagen bei Sieger, Grund- 
lagen S. 10 ff., 29 f., 36 ff., 52 f. 

D Daneben wirksame italienische Einflüsse sind immer mehr verblaßt 
und namentlich heute nur mehr auf gewisse Randgebiete beschränkt. 
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sich auch gerne ihres Asiatentums rühmen und ihre Rassen- 
und Charakterverwandtschaft mit den Türken hervorheben und 
wenn auch ihre Kultur infolge ihrer geographischen Lage und 
ihrer Geschichte manche orientalische Elemente aufweist, so 
bezeichnen sie sich doch mit Recht als europäisches Kultur- 
volk und sind vielfach auch, worauf es doch in letzter Linie 
ankommt, Bringer oder doch Träger höherer Kultur!). Aber 
in ihrer Gegnerschaft zu dem formell deutschen Österreich und 
zu der deutschen Sprache stellten sie neben den wirklich oder 
vermeintlich autochtonen Kulturelementen die Beziehungen zur 
spezifisch westeuropäischen (englisch-französischen) Kultur und 
Zivilisation und den sie tragenden Sprachen geflissentlich in den 
Vordergrund. Das hat sich seither durch den politischen An- 
schluß an das Deutsche Reich und die politischen Konsequenzen 
der Gegnerschaft zu Rußland wieder geändert? Freilich muß 
man nirgends mehr als in Ungarn die Außenseite der Dinge 
von ihrer inneren Wesenheit unterscheiden und ich muß gründ- 
lichen Kennern dieses Landes das Urteil darüber anheimgeben, 
ob beide Veränderungen wirklich tief in die kulturellen Zustände 
eingriffen. Für die Gegenwart scheint man sagen zu dürfen, 
daß die „Erfüllung des weiten Raumes mit der deutsch gearteten 
Kultur Mitteleuropas“ und „Abwehr der vom Orient herein- 
flutenden Bewegungen“ 3) auch auf kulturellem Gebiet in 
zunehmendem Maß als eine gemeinsame Aufgabe der Monarchie 
empfunden wird. Sicher ist dies in politischem Sinne der 
Fall, und da Kulturbewegungen wie die des Panslavismus als- 
bald politische Formen (Panrussismus, Großserbentum) annehmen, 
kann die Rückwirkung auch in umgekehrter Richtung nicht 
ausbleiben. Unmerklich und allmählich trat ja an Stelle der 
Türkei Rußland als die bedrohliche orientalische Macht und da- 
mit mußte die außenpolitische Tendenz der Pragmatischen 


D Vgl. aber die Bemerkungen Samassas 113, 115 f. und Springer, 
Grundlagen 97 f. 

D Vgl. die Berufung von E. Pälyi (Deutschland und Ungarn, Zwischen 
Krieg und Frieden, 19. Heft Leipzig 1915, S. 58 f.) auf eine Äußerung Kossuths 
vom 12. Juni 1848, wonach die deutsche und die ungarische Nation berufen 
sind „in inniger Freundschaft zu leben und vereint über die westliche Zivili- 
sation Wacht zu halten“ und Pälyi selbst 69 f. über die deutsche Sprache. 

D Meine knappste Fassung des Staatsgedankens a. a. O. S. 51. Vgl. 
A. Merz, Ztechr. d. Ges. f. Erdk. Berlin 1915, 383 f. (Zusammenschluß zum 
Schutz der christlichen und nationalen Seite der „eigenen, vornehmlich durch 
deutschen Einfluß entwickelten Kultur“ der Völker Österreich-Ungarns und 
„ganz allgemein“ zum Schutz der höheren gegen die niedere Kultur). 
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Sanktion in anderer Form wieder lebendig werden. Gerade 
in Ungarn fand diese Seite des alten „Staatsgedankens‘‘ frühes 
Verständnis. So scheint heute der gemeinsame Kampf ‚beider 
Staaten“ gegen ihre Feinde im Osten und Südosten wieder allen 
Teilen der Monarchie eine Art von gemeinsamem, österrei- 
chisch-ungarischem Staatsgedanken zu bringen. 

Ich meine damit mehr als jene passive Abwehrstellung, die man der 
Monarchie vielfach zumutet. Sie soll nämlich durch ihren bloßen staatlichen 
Verband und durch die daraus hervorgehenden verschiedenartigen Beziehungen 
ihrer Völker „im Dienste des Staatensystems“ stehen, indem sie als „Riegel 
zwischen Pangermanismus und Panslawismus“ im Sinne eines Bismarckschen 
Wortes „das Aneinanderplatzen“ der beiden Völkergruppen verhindert, also 
als „Pufferstaat“, der friedenstörende Nationalbewegungen teils in sich 
bindet, teils nach außen abwehrt'). Ich meine über einen solchen Notwehr- 
verband beider Staaten hinaus die Verfolgung eigener gemeinsamer Ziele, 
wie sie bei allem innerlich defensiven Charakter z. B. schon die ,Okkupation” 
und die „Annexion“ des Reichslandes darstellte. 

Kehren wir zum österreichischen Staatsgedanken 
in der Beschränkung auf die westliche Reichshälfte zurück! 
Die Betonung deutscher Kultur bedeutet für die Mehrzahl 
derjenigen, welche sie vertreten, nicht Germanisation der Nicht- 
deutschen, nicht Entnationalisierung zugunsten des gelegentlich 
von sozialistischen Schwärmern und international erzogenen 
Bureaukraten angerufenen Ideals einer „österreichischen Nation", 
nicht einmal so unbedingt die deutsche Hegemonie, wie 
man erwarten möchte. Der deutsch-liberale Doktrinarismus 
hielt diese für so selbstverständlich, daß er auf die Sicherung 
der Staatssprache verzichtete und durch die Deklaration der 
nationalen. Gleichberechtigung ohne Klarlegung ihres Inhalts 
allen Gegenbestrebungen eine feste Handhabe gab. Solche 
Gegenbestrebungen haben sich sogar zu einer Fassung der 
Gesamtstaatsidee auf dem engeren Boden Österreichs verdichtet, 
die wir als die slavisch-katholische Staatsidee bezeichnen 
müssen und die zeitweise von Kleindeutschen im Reiche gut- 
geheißen wurde?). In der Form des „Austroslavismus‘‘ wird sie 


+) Daß dies keine Aufgabe ist, die dem Doppelstaat Macht oder auch nur 
Dauer verbürgt, haben gegen Kjell&n, Die Großmächte der Gegenwart, 
Leipzig 1914, 21 ff., bes. 24 hervorgehoben Sieger, Grundlagen 53 f. und Merz, 
Zeitschr. Ges. f. Erdk. 1915, 382 f. 

”) Bekanntlich war der Philosoph E. v. Hartmann für „ein slavisches 
Österreich“. Vgl. Dumreicher 20 ff. Aber bis in die Gegenwart waren Wen- 
dungen, wie sie etwa Paul Herre, Der Kampf um die Herrschaft im Mittel- 
meer (Wissenschaft und Bildung, 46. Bd.), Leipzig 1909, S. 151, gebraucht, 
in Deutschland ganz häufig. Er sagt: „Die immer stärker werdenden slavi- 
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die Interessen des Germanentums im Orient wahren solle, „indem er als 
Bindeglied des Germanentums und Slaventums das Aneinanderplatzen der- 
selben verhindert“ und wenn F. Köhler’) die verbindende Aufgabe der 
Deutschösterreicher, dagegen kaum ihre Hegemonie hervorhebt. Eine rein 
internationalistische Richtung haben in der Theorie insbesondere sla- 
vische Nationalisten vertreten, indem sie die Gleichberechtigung in den 
Vordergrund stellten, auch wenn sie ohne alle Rücksicht auf den Gesamtstaat 
die nationale Vorherrschaft in diesem oder jenem Kronland verfochten. Auf 
das Entgegenkommen der Regierungen gegen sie führen die Deutschen „das 
Chaos“ zurück, das sie vor dem Krieg in dem „neuen Babylon“ (ein Aus- 
druck Otto Steinwenders) erreicht sahen’). 

Charakteristisch für den Internationalismus, der nicht 
die Negation der Nationen im Sinne des alten ,Nurósterreicher- 
tums“ aus der Zeit des Absolutismus anstrebt, sind die Worte 
des Tschechenführers Ed. Gregr 1884: „ein Nationalitäten- 
prinzip, das das Wohl eines Volkes anstrebt, ohne ein anderes 
ins Elend zu stürzen, und dieses Nationalitätenprinzip, das ist 
der wahre Staatsgedanke in Osterreich“ !). Den, wesentlich 
deutschen, Theoretikern des internationalistischen Staatsge- 
dankens ist der „Nationalitätenstaat‘ nicht, wie etwa für 
Kjellén, etwas Überlebtes, der „Persönlichkeit“ Entbehrendes, 
sondern das Höherberechtigte, der Wegweiser zu einer besseren 
Zukunft. Sie denken ihn derart, wie die Schweiz (weniger 
ehrlich Belgien), d. als Einordnung verschiedener, als rechtliche 
Begriffe anerkannter „Nationalitäten“ in eine mehrsprachige 
„politische Nation“ 4$). Oder aber sehen sie in der Durchführung 
eines in der Welt allein dastehenden ,,Nationalitátenrechts“ in 
dem komplizierten Völkerstaat Osterreich eine vorbildliche Auf- 
gabe; dieser Lebenszweck des österreichischen Staates erscheint 
manchen zwar nicht erreicht, aber doch als deutliches Ziel einer 
rasch fortgehenden Entwicklung. Es soll ebensowohl Unter- 
drückung, wie leidenschaftlicher Kampf gleichsam durch Ab- 
steckung des Kampfbodens und durch die Wahl loyaler Waffen 
eingedämmt und beseitigt werden. 


1) Der neue Dreibund, München 1915. Dies den Deutschósterreichern 
wenig freundliche Buch (S. 69) vertritt den „Dreibund“ Deutsche, Westslaven 
(in weiterem Sinne), Türken. 

”) Auch als ungarische Auffassung bei Tezner 117. 

D Charmatz, Inn. Gesch. II 39. 1914 bezeichnete der tschechische 
Politiker Masaryk als Aufgabe Österreichs „das Problem der nationalen Au- 
tonomie und gesamtstaatlichen Zentralisation ‚besser zu lösen, als bisher“. 
Veröff. Handelshochschule München III 153. 

t) Meine Ansichten über Nation und Nationalstaat (vgl. unten) sind aus- 
gesprochen in der Österr. Rundschau I 659 ff, XLI 249 ff. Ich komme 
darauf demnächst in der Züricher „Internationalen Rundschau“ zurück. 
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größte Sicherung der nationalen Selbstándigkeiten und zugleich Übung in 
nationaler Entselbstung, zielbewußte Einordnung der Nationalitäten in ein 
höheres organisatorisches Prinzip.“ Das Ziel dieser Aufgabe von „providen- 
tieller Bedeutung“ ist insbesondere die „slavisch-germanische Kulturgemein- 
schaft“; erreicht werden soll sie — als „bewußte Kulturleistung — durch 
eine ethische Führung der politischen Kämpfe Ob die heutigen Ab- 
grenzungs-, Rechts- und Machtverháltnisse innerhalb der Monarchie, sowie 
nach außen verbesserungsbedürftig und verbesserungsfähig sind, koınmt diesen 
religiös orientierten Geistern gar nicht in Frage. Offenbar sind sie, so wie 
sie sind, auch „ein Geheimnis der Erziehung des Menschengeschlechts“. Die 
Mehrzahl derjenigen Österreicher, welche einen ähnlichen Staatsgedanken 
vertreten, verbinden damit aber bestimmte praktische Vorstellungen. Die 
„Gleichberechtigung“, von der sie sprechen, und die Milderung der nationalen 
Feindseligkeit erwarten sie von der Demokratie. Renner") hat von diesem 
Standpunkte aus dargelegt, daß der nationale Kampf in den verschiedenen 
Volksschichten sich sehr verschieden abspiele: beim Bauern als ein Teil der 
Abwehr des nicht bodenständigen „Fremden“, beim Arbeiter als Abwehr des 
anspruchsloseren und kulturärmeren, unterbietenden Konkurrenten, die um so 
weniger nötig ist, je mehr dessen Kulturniveau und seine Lebensbedürfnisse 
sich heben, dagegen beim Mittelstand (Handwerker, Händler, Schankwirt, 
Beamte, liberale Berufe, weit weniger beim Großbürger und Kapitalisten, die 
internationale Neigungen haben) als ein erbitterter Kampf um das tägliche 
Brot. Erhöhte politische Geltung der breiteren Schichten müsse also den 
Kampf mildern. Da die widerstreitenden nationalen Interessen aller Schichten 
nur ausnahmsweise, wesentlich nur für die kleinen und kleinsten Einheiten 
durch Gebietseinteilung ausgeglichen werden können, steht für Renner jenes 
in seinen Schriften eingehend entwickelte ,Personalsystem“ im Vordergrunde, 
das den Staat als eine Föderation der „autonomen“ Nationalitäten kon- 
struiert”). Auch Charmatz”) sieht den Grundgedanken, den die unruhe- 
vollen letzten 6 Dezennien der Verwirklicbung näher gebracht haben, in der 
Aufrichtung der Demokratie, der Erziehung der Massen zu ihrem richtigver- 
standenen Gebrauch und darin, daß „auch acht Nationen zur freien völkischen 
Betätigung und Selbsterziehung gebracht werden“. Karl Brockhausens‘) 
interessante Ausführungen erhalten ihre spezifische Note dadurch, daß er 
neben der kulturellen und politischen Sicherung der aufeinander angewiesenen 
Völker in dem österreichischen Staatsproblem „nichts anderes“ erblickt „als 
das konzentrierte europäische Friedensproblem“. Die Völker Öster- 
reichs können nicht gegeneinander Krieg führen, wie die Staaten Europas. 
Auf seinem Boden müsse also das Problem des Dauerfriedens seine Lösung 
finden, wenn nicht dauernder Krieg sein soll. Die Entwicklung gehe von 
der Negation der Nationalität über die Idee der (deutschen) Staatsnation und 
die Idee einer Teilung der Führerstellung zwischen mehreren Nationalitäten, 
die sich besonders durch das Schaukelspiel zwischen verschiedenen Gruppie- 


D In den oben genannten Werken (unter dem Namen Springer), bes. 
Kampf 24 f., Grundlagen 53 ff., 97; auf die komplizierte Stellung des Adels 
kann hier nicht eingegangen werden. 

”) Vgl. dazu Tezners Formulierung als Satzschrift a. a. O. 125 ff. und 
Sieger, Grundl. 80 f., 36. Es soll in einem späteren Abschnitt erörtert werden. 

°) Inn. Gesch. I 173 ff. u. o 

t) Österreichs Kriegsziel. Zur Zeit- und Weltlage, Heft 6, Wien 1914. 
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rungen ad absurdum führte‘), zu dem „österreichischen Staatsgedanken“, 
einer Organisation, die oberhalb der Nation steht, die das Nebeneinanderleben 
Gleichberechtigter bedeutet. Da diese Idee durch den Krieg ihre Widerstands- 
kraft bewiesen habe, hofft Brockhausen ihren Sieg und ihre Anwendung auf 
Europa. Hier wird also das ethische „Vorbild“ Foersters zu einem praktisch- 
politischen. Ausgesprochen oder unausgesprochen erwarten die Vertreter 
solcher Auschauungen, daß die werbende Kraft der in Österreich erhofften 
Neugestaltung auch auf Ungarn wirken werde’). 


Zergliedern wir diese Fassung des österreichischen Staats- 
gedankens, so gewahren wir darin die wertvolle Erkenntnis 
dreier wichtiger Notwendigkeiten: der Notwendigkeit des 
„Nationalitätenstaats‘“ unter gewissen gegebenen Verhält- 
nissen, der Notwendigkeit solcher Rechtsformen, welche seine 
unvermeidlichen inneren Reibungen auf das Maß des Not- 
wendigen und Förderlichen einschränken und der Notwendigkeit 
einer Staatsgesinnung, welche (ohne die nationale Entwick- 
lung vernachlässigen oder behindern zu wollen) auf das gleiche 
Ziel hin arbeitet. Die allgemeinere Verbreitung dieser Erkennt- 
nisse zeigt sich bereits wirksam. 


Die zuerst genannte Notwendigkeit ergibt sich dem Geographen aus 
den Raumverhältnissen, welche nicht überall zulassen, daß der Lebensraum 
(d. i. der notwendige Wohn- und Arbeitsraum) der Nationen mit dem der 
Staaten zusammenfállt. Ich habe die Folgen der verschiedenen Bedürfnisse 
und der verschiedenen Wachstumsvorgänge bei beiderlei Organismen in die 
Formel gebracht: „Staat und Nation wachsen... immer wieder auseinander, 
so oft auch das eine dem andern in seine Neuländer nachfolgt?).“ Neuerlich 
haben auch in solchen Staaten, die man — wie das Deutsche Reich trotz 
Hasses eindringlicher Mahnung — als „Nationalstaaten“ anzusehen pflegt, 
sich Stimmen erhoben, die aus den durch den Krieg geoffenbarten Raum- 
bedürfnissen dieser Staaten und ihres Wirtschaftslebens heraus zu der Forde- 
rung eines „übernationalen Staats mit Respektierung der in ihm wohnen- 


1) Eine ähnliche Stufenleiter hat man mehrfach aus der Geschichte ge- 
folgert; so ergibt sich aus Renners Darlegungen, daß nach seiner Ansicht 
zunächst die Herrschaft der Deutschen allein, dann geteilt mit den Polen, 
dann die Trias Deutsche, Polen, Tschechen mit wechselnder Gruppierung die 
Politik zu bestimmen versuchte. 


*) Springer, Grundlagen 247. In den bemerkenswerten Ausführungen 
von Schüssler und Grabowsky, Das neue Deutschland III 130 ff., wird eine 
gewisse, im Interesse der Vereinheitlichung gelegene Autonomie der Nationen 


Sc die Gesamtmonarchie verlangt; Schüssler lehnt den Dualismus ausdrück- 
lich ab. 


*) Österr. Rundschau XLII, 251. Von deutsch-österreichischen Politikern 
lebt insbesondere Franz Jesser in dem oben skizzierten auf Ratzels Anregungen 
beruhenden Gedankenkreis, daß Staat und Volk von dem Bedürfnis nach 
Raum wesentlich bestimmt werden. 
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den Nationalitäten“ gelangen*). Die Rechtsformen, die das Leben im 
Nationalitätenstaat „gerecht“ regeln sollen, sind in der kleinen Schweiz durch 
territoriale Abgrenzung und durch das geringe nationale Bewußtsein ihrer 
zahlreichsten Nation leicht möglich geworden; im weiten Österreich mit seiner 
nationalen Mannigfaltigkeit und Zersplitterung, mit seinen großen Entfernungen, 
die für manche Völker die Nachbarschaft aufheben, sind sie Gegenstand 
politischer Kämpfe und theoretischer Auseinandersetzungen über Territorial- 
und Personalprinzip, von denen später die Rede sein soll. Jedenfalls können 
sie nur eine Form und keinen Inhalt geben. Die Staatsgesinnung im 
oben umschriebenen Sinne — über die bürgerliche Loyalität hinaus — war 
über den nationalen Anforderungen vielfach verloren gegangen. Sie — und 
damit der Wille, jene Rechtsformen zu schaffen und das Zusammenleben 
im Staate nicht als Notwendigkeit oder Pflicht allein, sondern als sittliches 
Gebot aufzufassen — ist durch den Krieg ganz außerordentlich belebt worden 
(bei den Deutschen vielleicht in höherem Maße als bei den andern Vólkern)?). 
Und das hat seinen Grund darin, daß die Notwendigkeit des Staats und die 
Gewöhnung an alle die durch ihn gegebenen und im Grunde geliebten Ge- 
meinsamkeiten infolge der Bedrohung von außen her mit einer gewissen 
Innigkeit empfunden werden, daß sie als eine besondere Abwandlung des 
sonst mehr auf engere Gebiete gerichteten Heimatgefühls aus dem Unter- 
bewußtsein in das Licht des Vollbewußtseins treten. Aber Urteil, Empfindung, 
Wille richten sich auf die Erhaltung oder Umbildung einer Staatsform. 
Und darin können wir ebensowenig einen Staatsgedanken sehen, wie im 
Monarchismus oder Republikanismus, Konstitutionalismus oder Parlamentaris- 
mus oder selbst Fóderalismus und Zentralismus. Das sind Formen, die aus 
dem Staatsgedanken folgen mögen, mitunter selbst notwendig folgen mögen, 
aber nicht selbst Staatsgedanken. Auf diesen Namen hat sogar der Wille 
zur bloßen Erhaltung des Staats oder zur Bewahrung seiner heutigen Grenzen 
einen höher berechtigten Anspruch, als sie. 


1) Mackay, Türmer, 2. Oktoberheft 1914, Meinecke, Die Hilfe Nr. 42, 1914, 
Grabowsky, Das neue Deutschland II 593 ff, HI 117 ff. — die ersten drei 
Aufsätze besprochen bei Jesser, Imperialismus S. 4 ff. — ferner Potthoff a. a. O., 
Dix a. a. O., Liszt a. a. O., der die gleichen Gesichtspunkte fúr den mittel- 
europäischen Staatenverband geltend macht. Eine ähnliche Äußerung Josef 
Kohlers im Tag ist in den Münch. Neuest. Nachr. vom 16. Juni Nr. 301 mit- 
geteilt. — Die Wendung „Staatsnation“ oder „politische Nation” be- 
zeichnet das, was ich Staatsvolk nenne, nach Kirchhoffs Vorgang (Zur Ver- 
ständigung über die Begriffe Nation und Nationalität, Halle 1905) jedenfalls 
klar gegenüber der „kulturellen“ Nation oder Nation schlechtweg. Dagegen ist 
es romanisch-englischer, im Deutschen falscher Sprachgebrauch, die „politische 
Nation“ kurzweg und ausschließlich „Nation“ zu nennen, wie das insbesondere 
die Schweizer tun; es führt zu der uns einfach entsetzlichen romanisch- 
englischen Bezeichnung der Nation als „Rasse“ oder zur Begriffsverwirrung. 

?) Einen wahren Hymnus auf die Staatsgesinnung stellt die Prager 
Rede des deutsch-böhmischen Führers Dr. Urban vom 27. Juni (N. Fr. Presse 
vom 28. Juni 1915) dar. Aber auch Munin a. a. O. 10 ff., 15 ff., 30 verlangt 
einen Ausgleich mit den Slaven, die so gestellt werden müssen, daß sie sich 
in Österreich wohl fühlen. und die Deutschen sollen nach ihm ihre geistige 
Vorherrschaft und ihre Existenz für alle Zeit sicher stellen, „ohne dabei 
unsere Mitnationen irgendwie zu unterdrücken‘, 
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qualitativ verschiedene. So gut sich in der Theorie die Kultur- 
vermittlung von West nach Ost und die mit ihr verbundene 
Aufnahme wertvoller Kulturelemente von Osten her in die 
mitteleuropäisch-abendländische Gesamtkultur als reine Ver- 
mittlerarbeit ohne nationale Färbung vorstellen läßt, so wenig 
kann sie in der Praxis des Staatslebens auf die Dauer des be- 
stimmten nationalen Trägers entbehren. Die slavisch-katholische 
Staatsidee verlangt eine stärkere Betonung des spezifisch slavi- 
schen Elements in der mitteleuropäischen Kultur und führt zu 
einer stärkeren Absonderung von dem übrigen Mitteleuropa, als 
die deutsche. Ganz abgesehen von den schon erwähnten Mo- 
menten, nämlich den ihr im Wege stehenden geographischen 
Verhältnissen und der Unmöglichkeit eines friedlichen Ein- 
dringens in Ungarn (die ebenso aus ihrer nationalen, wie aus 
ihrer konfessionellen Seite hervorgeht), fällt zu ihren Ungunsten 
auch in die Wagschale, daß sie dem von der mitteleuropäischen 
Kultur am stärksten durchtränkten Volk weniger Einfluß auf die 
Gesamtkultur Österreichs gewährt und damit deren Höhe eher 
nachteilig beeinflußt und daß sie in einer Zeit, die nach ausge- 
dehnten Kulturgemeinschaften ringt, den Kreis enger zieht, als 
nötig und möglich ist!). Solchen Erwägungen kann sich auch der 
nichtdeutsche Österreicher nicht verschließen ?), sobald er keiner- 
lei Gewalt zu besorgen braucht, sobald er die Überzeugung 
hegen darf, daß Jesser*) im Namen der Deutschösterreicher 
spricht, wenn er sagt: „Wenn wir es nicht erreichen, daß die 
nichtdeutschen Völker Mitteleuropas einem moralischen Zwange ° 
folgend, sich in unsere Bahnen begeben — mit politischen 
Mitteln werden wir dauernd die Anerkennung unserer kulturellen 
und politischen Vormacht nicht erzwingen“ und wenn er die 
kulturelle Führung als das Ursprüngliche, die politische als 
das Abgeleitete bezeichnet. In einen größeren, europäischen 
Rahmen gestellt, hat, wie er richtig hervorhebt, das Deutschtum 


1) Es darf natürlich nicht übersehen werden, daß wie Jesser, Imperia- 
lismus S. 10. ff. treffend dartut, auch die deutsch-österreichische, auf dem Volks- 
tum beruhende und von slavischer Eigenart stärker beeinflußte Kultur gegenüber 
der immer mehr vom Staatsleben bestimmten reichsdeutschen eine ganz be- 
stimmt unterschiedene Spielart darstellen muß. Wenn er in diesem Sinn von 
dem „übernationalen Österreichertum als besondere Kulturform“ spricht, so 
kann ich ihm nur im Rahmen meiner Ausführungen, Grundlagen 31 f., zu- 
stimmen und halte es mit ihm selbst (a. a .O. 12 f.) für bedenklich, wenn diese 
Spielart gezwungen würde, sich zu einer neuen Art zu entwickeln. 

D Sieger, Grundlagen S. III, 53; vgl. Merz a. a. O. 388. 
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müssen ihm von ihrem nationalen Selbstbestimmungsrecht, das 
zu dem geographisch hier unmöglichen Nationalstaat führen 
müßte, etwas opfern, aber nicht alle in derselben Art. Davon 
soll später die Rede sein. Zunächst wollen wir die historische 
Stellung der Deutschen zu dem Staatsgedanken und damit 
auch zu dem österreichischen Staat überhaupt kurz berühren. 

Vor 1867 waren die Deutschösterreicher die Träger der 
Gesamtstaatsidee — aus den gleichen Gründen, aus denen 
sich diese der deutschen Sprache als bevorzugten Werkzeugs 
bediente. Beides ergab sich aus der historischen Entwicklung, 
aber auch aus der heutigen geographischen Verteilung des 
Deutschtums, zu der jene führte. Die Deutschen wohnen in 
dem geographischen Zentrum des Reiches, in seinem Kern- 
und Stammland, um die Haupt- und Residenzstadt, sie sind 
aber auch am weitesten und am stärksten unter allen Völkern 
des Reiches über dessen Gebiet zertreut und waren dies früher 
noch mehr. Sie sind also die natürlichen Träger alles Ver- 
bindenden und Gemeinsamen. Sie nehmen keine Zentralstellung 
derart im Gesamtreich ein, wie die Magyaren in Ungarn und 
die Tschechen in Böhmen. Sie und ihre Sprache bilden aber 
dafür die Brücke nach dem Herzen Mitteleuropas, dessen über- 
legene Kultur sie vermittelten — der sichtbare Ausdruck dafür war, 
daß die Dynastie deutsch und, zumeist wenigstens, ihres Deutsch- 
tums bewußt blieb, auch nachdem sie nicht mehr die Krone 
des deutschen Kaisertums trug. Die Deutschen waren durch ihre 
reichere Geschichte auch kulturell entwickelter und sozial aus- 
gebildeter, stärker differenziert — also auch mit den staatlichen 
Einrichtungen enger verwachsen und von ihnen abhängiger — 
als alle andern Völker. Die daraus hervorgehenden Eigen- 
schaften waren wiederum Ursache, daß sie in so ausgedehntem 
Maße als Kolonisten über das Reich verteilt und damit ihre 
geographische Basis verstärkt wurde. So war auch die deutsche 
Sprache die Vermittlungs-, in gewissem Sinne die Amts- und 
Staatssprache. Der verhängnisvolle Irrtum, neben dieser Sprache 
die der andern Völker gleichsam als Vulgär- und Lokalsprachen 
anzusehen, ermöglichte es, daß diese ihre Nationalität unbemerkt 
unter der Decke der deutschredenden Oberschicht entwickeln 
konnten, während die Deutschen eben durch den internationalen 
Charakter ihrer Sprache und eines großen Teils derer, die sie 
sprachen, in der nationalen Entwicklung aufgehalten wurden!). 


1) Siehe oben Abschnitt II. 
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erhalten und damit zugleich ihrer Nation zu dienen. Man darf 
auch nicht übersehen, daß sowohl die geographische Zersplit- 
terung als die vorgeschilderte Politik die Deutschen der nationalen 
Einheitlichkeit beraubte, die erst langsam aus den Sonder- 
interessen der Landschaften und der starken Differenzierung 
des Volkes!) zusamınenwachsen konnte. Verhängnisvoll war 
auch, daß die Deutschen den Staatsgedanken in der Außen- 
politik zu sehr vernachlässigt hatten. Als diese sich wieder 
nach der natürlichen Südostrichtung wendete, boten sich ihr 
die Slaven Österreichs als „naturgemäße“ Träger und Vermittler 
dar, während die führende deutsche Partei in den Zeiten, in 
denen Deutschland und Italien die Geschichte der Monarchie 
bestimmt hatten, sogar den Sinn für deren Mission im Orient 
eingebüßt hatte?). So mußten die Deutschen den immer von ihnen 
unterschätzten föderalistischen Ideen und mindestens für eine 
geraume Zeit auch der katholisch-slavischen Staatsidee weichen. 


Es ist von den Slaven und neuerlich auch von Deutschen wie Renner 
und Brockhausen die Zeit der „deutschen Vorherrschaft“ so aufgefaßt worden, 
als sei in ihr die Herrschaft der deutschen Nation bewußt angestrebt 
worden, und es scheint sicher, daß ungarischerseits beim Ausgleich daran 
gedacht wurde, die Deutschen könnten und sollten ihre Führerstellung zu 
einer nationalen Vorherrschaft ausgestalten. Wie wenig sie selbst daran 
dachten, lehrt wie erwähnt der $ 19 des Staatsgrundgesetzes von 1867 mit 
der Formel der nationalen Gleichberechtigung und selbst der verspätete 
Antrag Wurmbrandt (1884) auf ein Sprachengesetz auf Grundlage der deut- 
schen Staatssprache sollte wesentlich der Gesamtstaatsidee dienen. Das wird 
klar aus den Klagen Herbsts am 3. März 1885 über die Benachteiligung des 
„österreichischen einheitlichen Staatsgedankens'* durch den „alle Ideen zurück- 
drängenden nationalen Kampf“*). Auch als die Deutschen gezwungen waren, 


1) Nicht nur die landschaftlichen, auch die Stammesunterschiede kommen 
in Frage. Es scheint mir aber nicht richtig, die Interessengegensätze, die 
aus den verschiedenen kulturellen und wirtschaftlichen Verhältnissen, auch 
der verschiedenen nationalen Umgebung namentlich zwischen „Sudeten- und 
Alpendeutschen“ leicht erwachsen, aus geographischen oder gar ethnogra- 
phischen Momenten zu erklären. Ich kann K. Schneider nicht mehr folgen, 
wenn er Deutschböhmen, dessen Zusammensetzung aus Rand- und Außen- 
landschaften er so gut dargetan (vgl. Sieger, Grundlagen 7) nunmehr ohne 
Begründung eine geographische Individualität nennt (Deutschböhmerland, 
Teplitz-Schönau 1913, S.4) und kann anderseits die Spaltung der „Sudeten- 
deutschen“ in Bajuvaren, Franken (Nordgauer), Sachsen und Schlesier nicht 
völlig übersehen. 

”) Dumreicher 86 ff., Samassa S. 16 f. und ich (Grundl. 37) stimmen in 
der Auffassung überein, dali die deutsche Opposition gegen die Erwerbung 
Bosniens 1878 ein sehr bedenkliches Symptom, aber keineswegs die Ursache 
der politischen Umwälzung war. 

*) Bei Charmatz, Inn. Gesch. II 22 f. 
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Gegenseite verlieren“, daß das „Treiben der Schönerer und Genossen“ bei 
den andern Nationen „seine verhängnisvolle Nachfolge finden mußte“ u. dgl., 
wenn „Munin‘') behauptet, bis vor kurzem habe die Partei der Alldeutschen 
eine „Schwächung Österreichs“ angestrebt und „weite Kreise“ in Österreich 
und Deutschland hätten ihre Wünsche bejaht, wenn Hótzsch?) die radikale 
Anschauung hervorhebt, die „am Staate völlig verzweifelte‘ üsw. Wendungen, 
wie die in der Rede des Schönerianers Türk (1898)?), die Deutschen müßten 
ihr Recht außerhalb Österreichs suchen, wenn es ihnen nicht in Österreich 
zuteil werde, lassen verstehen, wie der jetzt erledigte „deutsche Irredentismus“ 
entstand. Samassa*) schildert den Zusammenhang ganz treffend, wenn er 
hervorhebt, wie der österreichische Staat der nationalen Bewegung entgegen- 
trat und dadurch eine Reaktion hervorrief, die nicht nur die Rechte der 
Nation gegen die Regierungen innerhalb des Staates verfechten wollte — die 
Verwechslung von Staat und Regierung ist ja jungen Männern und radikalen 
Parteien nach meiner Erfahrung ebenso charakteristisch, wie die absichtliche 
Unterschiebung des einen für die andre den Reaktionären. „Dem Alt- 
österreichertum, das das völlige Aufgehen im österreichischen Staatsgedanken 
fordert, stelit sich also hier als der äußerste Gegensatz die Negation dieses 
Staates überhaupt entgegen.“ Ebenso treffend aber legt Samassa dar, daß 
die Vertiefung des Nationalgefühls und irredentistische Gesinnung miteinander 
nichts zu tun haben und daß viele Wege zu einer ,deutsch-nationalen Real- 
politik“ führen. Vorübergehendes Anwachsen der radikalen Partei war wieder- 
holt der Ausdruck berechtigter Verstimmung der Deutschen, was im Reich 
und allerwárts seine Analogien findet; ihre Bedeutung aber möchte ich 
noch geringer einschätzen, als Samassa. Denn sie war immer geräuschvoller, 
als ihrer Kraft entsprach; die führenden Deutschösterreicher standen ihren 
Zielen ebenso fern als die Volksmassen, und die bedeutenden Köpfe, die aus 
ihr hervorgingen, wandten sich entschieden von ihr ab. Deshalb hatte ihr 
Führer Schönerer stets über Abtrünnige zu richten und heute noch schiebt 
„Munin“ denen ‚.persönliche Motive‘ unter, die früher umlernten, als er selbst. 
Es hat dem Ansehen unseres Volks im In- und Ausland sehr geschadet, daß man 
diese lauten Stimmen zu gut vernahm, während man die heftigeren, in uns un- 
verständlichen Sprachen gehaltenen Auslassungen nicht zu kennen pflegt. Daher 
dann auch angesehene Reichsdeutsche nach flüchtiger Umschau in Österreich 
zu Urteilen gelangen können, wie die von keinerlei Sachkenntnis beeinflußte 
Unbefangenheit Foersters. Dieser Ethiker, der von den lange vor Schönerer 
wirksamen allslavischen und russophilen Strömungen — beispielsweise dem 
vielgenannten Moskauer Pilgerzug 1867 °) — nichts weiß, der daher den Charakter 
des deutschen Nationalismus als Abwehrbewegung*) verkennt und das Lied 
der nationalen Abwehr, die „Wacht am Rhein‘ mit der russischen Zaren- 
hymne in Parallele bringt, hat den Feinden und Verleumdern der Deutsch- 
österreicher eine billige Handhabe geliefert’). Absichtliche und unabsichtliche 


1) a.a. O. 1 f. ?) a. a. O. 29. 

3 Charmatz, Inn. Gesch. II 126. *) a. a. O. 48 ff. 

*% Charmatz, Inn. Gesch. II 76. 

©) Der slavische Ansturm selbst, wie ihn Dumreicher, Samassa in dem 
so betitelten Abschnitt, Charmatz a. a. O. I 92 ff., und viele andere geschildert 
haben, fällt außerhalb des Rahmens unserer Studie. 

" Foersters Urteil ist stark durch Burger, Österr. Granit S. 96 ff. be- 
einflußt, der die „deutschnationale Politik“ von seinem Parteistandpunkte 
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Inhalt. Damit hörte für den national fühlenden Deutschen 
auch die auswärtige Politik nach Ost und Südost hin auf, etwas 
Gleichgültiges zu sein und die Erkenntnis wurde allgemein, daß 
kulturelle und politische Aufgaben, die sich hier ergeben, dem 
Gesamtvolk und damit auch dem Deutschen Reich mehr be- 
deuten und mehr frommen, als es der Anschluß Deutschöster- 
reichs an den engräumigen Nationalstaat vermöchte!). Dieser 
Staatsgedanke fand seinen Nährboden in jener treuen und 
innigen Staatsgesinnung der Mehrzahl unseres Volks, die, wie 
einst Anastasius Grün, den Hymnus an die „Riesin Austria“ 
auch dann anstimmte, wenn sie dabei „bittere Tränen weinen“ 
mußte. | 

Noch in einer andern Beziehung ist die Stellung der 
Deutschen zum Staatsgedanken durch ihre nationale Erhebung 
eine andere geworden. Sie wollen ihn nicht mehr durch Ne- 
gation der Nationen, sondern mit und über den Nationen 
verwirklicht sehen. Wollte der alte Zentralismus nur Rechte 
des Staats gegen die Nationen gelten lassen, der ungestüme slavi- 
sche Nationalismus nur Rechte der Nation gegen den Staat, neben 
denen selbst dessen Bestand in zweite Linie tritt, so wollen die 
Deutschen heute beiden gerecht werden. Jesser hat dies?) 
die Synthese zwischen den beiden Ideen des übernationalen 
Staats und der überstaatlichen Nation genannt. Haben aber 
die Nationen in ihrem einseitigen Streben nach Machtgewinn, 
wie es die Aufzeichnungen des tschechischen Ministers Kaizl 
so deutlich zeigen, die Sorge für den Staat, seinen Zusammen- 
halt, seine Lebensbedingungen selbst dann den Deutschen 
überlassen, wenn sie selbst die Macht in ihm innehatten, haben 
die Deutschen in ihrer Mehrheit selbst dann diese Interessen 
des Staates verteidigt, wenn sie in der Opposition waren, so 
bedeutet auch das die volle Anerkennung ihrer Fähigkeit zur 
Führerschaft von Seite ihrer Gegner und die volle Bereit- 
willigkeit, dieses verpflichtende Amt zu übernehmen, von ihrer 
Seite. Es ist ihnen aber nicht anvertraut worden. 

Daß der Kampf gegen die Deutschen so leidenschaftlich und rücksichtslos 
geführt wurde, erklärt sich sogar zum Teil daraus, daß man sie nicht bloß 
als nationalen Konkurrenten, sondern auch als Vertreter des Gemeinsamen 
im Staat, anders ausgedrückt als Wächter der dem Nationalismus gesetzten 


Schranken, bekämpfte. Dieser Nachteil und die oben erwähnte Verkümmerung 
der eigenen nationalen Entwicklung?) hebt für die Deutschen die nationalen 


') Munin 3 ff. u. A Vgl. Springer, Grundlagen 236 ff. 
”) Imperialismus 19. D Samassa a. a. O. 14 ff. 
Zeitschrift fúr Politik. 9. 3 
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Vorteile großenteils auf, die ihnen ihre Stellung als Träger des Staats ein- 
brachte, vor allem den größeren Schutz, den damals ihre Sprachinseln und 
Minderheiten genossen. Ohne diesen zu unterschätzen, dürfen wir ihm den 
wirksameren Schutz nicht gleichstellen, den heute das eigene Nationalbewußt- 
sein und die nationalen Organisationen den lebensfähigen Außenposten 
bieten. Denn dieser hat den Vorzug, auf ihrer Eigenart und Eigenarbeit 
zu beruhen. Das politische Problem, ob der Staat sein Interesse an der 
Erhaltung der deutschen Diaspora wieder praktisch betätigen soll und kann, 
gehört in einen andern Zusammenhang. 


Wenn wir die Deutschen heute wie vor 1867 als Träger des 
Staatsgedankens gewahren, so lenkt sich unser Blick auf die 
territorialen und politischen Veränderungen seit jener Zeit. Zu 
den geographischen Momenten, welche sie an die Staatseinheit 
binden, ist in schärferer Ausprägung ein kulturelles hinzu- 
gekommen. Sie sind dasjenige Volk der Monarchie, welches 
am freiesten ist von den orientalischen Einflüssen, die sich in den 
letzten Dezennien insbesondere als politische Tendenzen stark 
geltend machten. Fassen wir die politischen Orientalismen 
speziell ins Auge, so darf man ihnen nur die Magyaren zur Seite 
stellen; selbst bei den Polen sind ja östliche Einflüsse stärker 
fühlbar geworden, als man gedacht hätte. Dies Moment muß 
die Deutschen dem Staatsgedanken noch enger verknüpfen, 
um so mehr, je aggressiver der Osten ıst. Aber das Geltungs- 
gebiet des Staatsgedankens selbst ist eingeschränkt worden und 
2 Millionen Deutsche sind ihrer früheren Aufgabe entfremdet, 
dem Magyarenstaat eingegliedert und großenteils eifrige Ver- 
treter seines Staatsgedankeris geworden. Das zwingt uns, die 
Probleme des Dualismus und der ihn bekämpfenden Systeme, 
anders ausgedrückt die Probleme der territorialen Gliederung 
Österreich-Ungarns, zu berühren. Dies soll aber nur in ihrer 
Rückwirkung auf Österreich und seine Deutschen geschehen. 


IV. Deutsch-Österreich und der ungarische 
Staatsgedanke 


Wie wir sahen, umschließt der ungarische Staatsgedanke 
eine staatsrechtliche und eine nationale Forderung. Aber 
er hat auch einen spezifisch geographischen Inhalt: die An- 
wendung seiner Postulate auf das einheitliche Gebiet Ungarns 
und damit die Anerkennung des Ungarischen Tieflands und 
seiner Randerhebungen, die zeitweise in mehrere Kronländer 
zerfielen oder zwischen verschiedene feindliche Staaten geteilt 





Sieger, Der österreichische Staatsgedanke und das deutsche Volk. 35 


waren, als einheitliches Natur- und Staatsgebiet. Der Geograph 
findet diese Auffassung voll begründet!), er sieht in der Lage 
und Beschaffenheit, der Geschlossenheit und der Figur dieses 
Gebietes Momente, welche den Erfolg des ungarischen Staats- 
gedankens außerordentlich begünstigt haben. Er kann aber 
nicht übersehen, daß dieses von Natur vorgezeichnete Staats- 
gebiet vor allem gegen das Wiener Becken, den Kern- und 
Mittelpunkt der Monarchie offen ist, aber auch am alpinen Rand 
des großen Senkungsfelds — wo die Zone der steirischen Eruptiv- 
berge, wie Krebs?) mit Recht hervorhebt, der Grenzführung 
einen Anhalt, aber doch nicht mehr als einen Anhalt bietet — 
eine unscharfe und daher oft umstrittene Grenze gegen Österreich 
aufweist. Und er wird darin ein Band zwischen den beiden, 
nach außen hin so gut umwallten Staatsgebieten erblicken 
müssen. Sie kehren einander ihre Innenseite zu; eine völlige 
Trennung dieser Länder, die sich so lange innerhalb der Mo- 
narchie ergänzt haben, wäre nicht denkbar ohne beiderseitige 
starke Grenzsicherung. Sie würde aber auch alle die Gemein- 
samkeiten willkürlich zerreißen, die den Grund zur Pragmati- 


schen Sanktion bildeten. Noch bestehen deren drei Wurzeln ` 


ungeschwächt: die Abwehr gemeinsamer politischer und kultureller 
Feinde und die Ergänzung zur Autarkie; aber auch die innere 
Ruhe Ungarns wird wie damals gewährleistet durch den Rück- 
halt an der Gesamtmonarchie, ohne den der magyarische National- 
staat den Nationalitäten vielleicht abgerungen werden, aber kaum 
gegen sie behauptet werden konnte. Für Österreich kommt 
dieses Moment nicht in Frage, da die Deutschen die ihnen von 
Ungarn zugedachte Rolle der Germanisatoren in Österreich nicht 
übernahmen. Es ist aber seinerseits durch seine Lage und Gestalt 
in Ungarn gebunden, das es umgibt, wie eine Schale den Kern, 
Die beiden Landzipfel Galizien-Bukowina und Dalmatien stempeln 
es zu einem Raumgebiete, das man sich allein, selbst auf der 
Landkarte, nicht als politisches Gebilde denken kann. Erst mit 
Ungarn bildet es ein Staatsgebiet von guter Abrundung und mit 
einfachen Grenzen ?). 


1) Die politische Geographie Ungarns habe ich näher in meiner Schrift: 
„Grundlagen usw.“ S. 10 ff., 16, 29 f., 36 ff., 52 f. erörtert. 
1) Länderkunde der Österreichischen Alpen, Stuttgart 1913, 380. 
» Vgl. Sieger, Grundlagen 15 f., 30, 37, 38 ff. Springer, Grundlagen 
204 f., sagt: „Weder ist ein Staat in solcher Umklammerung“ (wie Ungarn) 
„möglich, noch ist eine Klammer jemals ein Staat.“ 
Eh 
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mit den Magyaren in lebhafter Sympathie verbundene Norwegen besaß, und 
wer, wie ich, die Analogien und Beziehungen beider im Auge behielt, mußte 
in den Ablösungsbestrebungen Norwegens und ihrem schließlichen Erfolg ein 
für die Monarchie nicht unbedenkliches politisches Element erkennen '). Ins- 
besondere zur Zeit der Ausgleichskrise 1897—-1902 und vor dem Ausgange 
des Konflikts mit der Krone 1902—6, dessen Lehren die Magyaren zu größerer 
Zurückhaltung mahnten. waren die Fortschritte in der Richtung gegen die 
Personalunion so groß, daß sich in Österreich vielfach „eine Verärgerung und 
Gleichgültigkeit gegen die Gesamtstaatsidee“ entwickelte, „aus der mittelbar 
dem Magyarentum eine starke Hilfe erwächst“”). Eine andere bildete das 
ungleiche Interesse der verschiedenen Nationen an dem staatsrechtlichen und 
wirtschaftlichen Ergebnisse der jeweiligen Ausgleichsverhandlungen *) und 
schon früher empfand man die übergroßen wirtschaftlichen Lasten, die Öster- 
reich durch den Ausgleich auferlegt und die seither nur wenig gemildert 
wurden *). Das alles führte dazu, daß auch in Österreich vielfach die Personal- 
union als unvermeidlich, ja als vorteilhaft angesehen und gefordert wurde 5). 
Indes ist das doch nur als pessimistische Anwandlung, nicht als ernste Forderung 
einer großen Gruppe oder Partei anzusehen. Wenn in Ungarn selbst die 
Personalunion auch von radikalen Parteien jetzt weniger ausdrücklich ver- 
langt wird, so mag dies z. T. auch den auswärtigen Verwicklungen des letzten 
Jahrzehntes zuzuschreiben sein, welche den Blick von durchgreifenden Um- 
gestaltungsplänen ablenkten und das Gefühl des Aufeinandergewiesenseins 
verstärkten. 

Selbst eine bis zur Personalunion gehende formelle Trennung 
braucht nicht notwendig und unmittelbar zur Aufhebung aller 
faktischen Gemeinsamkeiten zu führen und schließt ein enges 
militärisches und wirtschaftliches Bündnis nicht aus. Sie schließt 
aber aus, daß wie heute der diplomatische, wirtschaftspolitische, 
ja militärische Apparat der Monarchie für einseitige Zwecke 
eines der beiden Teile in Bewegung gesetzt werden können, 
wie dies dem agrarischen Ungarn zuliebe bei den Zollkriegen 
mit Rumänien und Serbien geschah. Sie müßte also schließlich 
doch die Machtstellung, ja die Selbstbehauptung beider beein- 


trächtigen, ferner ihre Interessen voneinander ablenken und 


darunter im Gegensatz zur Realunion die bloße staatsrechtlich festgelegte 
Gemeinsamkeit des Herrschers ohne solche von staatlichen Einrichtungen. 
Die aus den notwendigen Ergebnissen einer solchen Stellung der regierenden 
Person abgeleitete Definition, nach der die Personalunion zufällige, die Real- 
union gesetzliche Gemeinsamkeit des Staatsoberhaupts bedeutet, mag wissen- 
schaftlicher sein, ist aber im politischen Leben Österreichs nicht die übliche. 
Vgl. auch Pälyi 47 f. 

1) Vgl. dazu Samassa 121. 

7 Samassa 87. DN Ebenda. 

4) Schon für 1877/8 bringt dies Charmatz (Inn. Gesch. I 136) auf die 
übertriebene Formel: „Man fühlte, daß Österreich der Gesamtstaatsidee zu- 
liebe die Rolle des Paria aufgedrängt worden war.” 

5) Tezner IV f., 107, Samassa 87, Charmatz a. a. O. 1136, II 161, vgl. 
Springer, Grundl. 219 f. 
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„politische Nation‘ den ‚Nationalitäten‘, die deren Teile bilden, 
gegenüber. Die Magyaren sind eine „Nationalität“, werden aber 
auch als Träger der politischen Nation geradezu mit dieser 
identifiziert. 


Daraus gehen Schwierigkeiten im Verständnis ungarischer Auffassungen 
für den Nichtungarn hervor, die man vielleicht am besten vermeidet, wenn 
man mit Renner') zwei Fassungen des ungarischen Staatsgedankens unter- 
scheidet, die 1848er oder Preßburger — den magyarischen Einheitsstaat — 
und die 1849er oder Debrecziner — die Vereinigung freier Nationalitäten 
unter magyarischer Führung. Renner nimmt an, daß die Verfassung von 
1867 rechtlich an die jüngere, politisch aber an die ältere Fassung anknüpfte 
und daß die praktische Ausführung und weitere Entwicklung immer mehr 
zu der älteren zurückführte. Für diese ist der Umstand, daß alle ungarischen 
Nationalitäten nach Österreich und alle österreichischen (die Polen ausge- 
nommen) nach Ungarn übergreifen — wenn auch in sehr ungleichem Maße — 
von ganz anderer Bedeutung, als für die im Deäkschen Nationalitätengesetz 
niedergelegte jüngere Auffassung. Denn für die 1848er, um es kurz auszu- 
drücken, ist die Verbindung mit „ausländischen“ Vulksteilen und das Gefühl 
für die Gesamtmonarchie, das sie rege erhält, eine Erschwerung der Magyari- 
sierung, also eines wesentlichen Teiles ihres Staatsgedankens. Daß ein 
Österreich, das seine Nationalitäten als solche anerkennt und beschützt, na- 
mentlich wenn es stark und wenn es unfreundlich gesinnt ist, in der un- 
gleichen Behandlung der ungarischen Völker eine Handhabe zu unerwünschter 
Einmischung finden kann, ist ihnen so sehr bewußt, daß sie fortwährend das 
Gespenst österreichischer Aufwiegelungen sehen’). Je schärfer sie sich aber 
gegen die von ihnen überall gewitterten „Panslavisten“, „Pangermanen“ usw. 
wenden, desto mehr schaffen sie jene Rechtsungleichheit, die den Blick über 
die Grenze lenkt; sie verstärken also die Wirkung des ethnographischen Zu- 
sammenhangs, der oft auch ein territorialer ist, und schwächen damit selbst 
die Kraft der geographischen Grundlagen des ungarischen Staatsgedankens. 
Gegen gewaltsame Ausbrüche der Unzufriedenheit aber schützt der Rückhalt an 
der Gesamtmonarchie, deren Machtmittel, selbst das Heer, Ungarn zur Ver- 
fügung stehen und der Rückhalt an Österreich; dieses bindet nationalistische 
Bestrebungen, die ein anderer Nachbarstaat unter gleichen Umständen zu einer 
Gefahr für Ungarn steigern könnte. Ja der gleiche Rückhalt schützt es 
gegen auswärtige Gefahren aus irredentistischer Quelle, genau so wie Ungarn 
seinerseits Österreich gegen den italienischen Irredentismus schützt. Und 
wenn Graf Tisza in seinen Reden hervorheben konnte, die ungarischen Völker 
seien einmütig für den ungarischen Staatsgedanken ins Feld gezogen und 
dieser habe seine Kraft dadurch bewiesen, wenn es auch einem in Berlin 
lebenden österreichischen Geographen*) bemerkenswert erscheint, daß die 
weniger freien nichtmagyarischen Völker Ungarns vielleicht noch einheitlicher 
für den Staat eintreten, als die nichtdeutschen Völker Österreichs, so scheint 
mir doch auch hier die Anhänglichkeit an die Dynastie und den Gesamtstaat, 
für die ja die Rumänen zeitweise Verfolgungen litten, vielleicht die Hoffnung 
auf eine Besserung ihrer Lage im Sinne der Rückkehr zum Debrecziner Staats- 
gedanken, vor allem das Heimatgefühl und der in ihm wurzelnde Landes- 


1) Springer, Grundlagen 36 ff. ”) Ebenda 71. 
D Merz, Ztschr. d. Ges. f. Erdk. 387. 
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petriotismus die treibenden Motive, sicher nicht die Begeisterung für die 
Preßburger Ideale Kossuths. Auch hier hat also die Monarchie als solche 
dem Magyarentum den Rücken gedeckt. Das solite dieses endlich offen an- 
erkennen oder sich wenigstens pro foro interno eingestehen. 


Die Unterordnung unter eine politische Nation, die Art, 
wie sie zum Ausdruck gebracht wird und die andersgeartete 
Stellung der österreichischen Konnationalen richtet die Ge- 
danken der benachteiligten Völker in Ungarn — und daß Grund 
zur Unzufriedenheit und diese selbst nicht fehlen, ist trotz der 
üblichen magyarischen Gegenbeweise') offenkundig?) — zwar 
auf die (jesamtmonarchie und auf Osterreich, nicht aber auf 
den ungarischen Staatsgedanken, wie sie ihn kennen lernten. 
Ein so staatskluges Volk wie die Magyaren muß aber erkennen, 
daß es jenen Zusammenhang in mehr als einem Menschenalter 
nicht zerreißen konnte. Es muß erkennen, daß die wirtschaft- 
liche Entwicklung die schon durch ihre geographische Verteilung 
nnd ihre starke natürliche Vermehrung geschützten Nationa- 
litäten immer widerstandsfähiger macht und daß auch ihre 
politische Entwicklung — nachdem ihnen durch Kristoffy in 
dem allgemeinen gleichen Wahlrecht ein leicht verständliches 
und bestimmtes, auch von Teilen des Magyarenvolkes ange- 
strebtes politisches Ziel gegeben ist — sich beschleunigen muß, 
daß also Magyarisierung oder auch nur Niederhaltung immer 
schwieriger wird®). Auf Grund der Versprechungen des Grafen 
Tisza an die Rumänen und mancher begeisterten ungarischen 
Zeitungsstimme glaubte ich vor einiger Zeit*) aussprechen zu 
dürfen, daß man in Ungarn die magyarische Vorherrschaft 
gesichert genug fühle, um den Nationalitäten auf dem sprach- 
lichen — und ich füge bei: damit auf dem durch die Sprach- 
verhältnisse so arg geschädigten kulturellen — Gebiete entgegen- 
kommen zu können. Man spricht jetzt viel davon, daß ins- 
besondere den Deutschen (als dem höchstkultivierten und den 
Magyaren durch die meisten Interessen verknüpften) und den 
Rumänen (als dem am raschesten wachsenden und in gewissem 
Ninne für die Außenpolitik wichtigsten Volke) ein Anteil an 
dem Erstgeburtsrecht der Magyaren eingeräumt werden soll. 
Aber der innere Friede in der Monarchie verlangt, daß allen 
Völkern Ungarns das nationale Existenzminimum geboten werde, 


—— —k— 


m 


') 'Vypisch bei Pälyi 40 f. 1) Samassa a. a. O. 120 f. u. ó. 
) Vgl. Spriugrer, Grund, 69 ff., 174 f., Samassa 113 ff. 
*) Siegen, Grundlagen 52 f. 
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damit sie jenes Bewußtsein „nationaler Sicherheit“ empfinden, 
das sie in den uns feindlichen Staaten nicht erwarten dürfen!). 

Verlangt dies die Außenpolitik der Monarchie und damit auch die 
Sorge für die Sicherheit Österreichs, das die gewaltsame Lösung ungesunder 
Spannungen mit erschüttern müßte, so kommt auch das nationale Empfinden 
der Deutschösterreicher mit in Betracht. Denn diese sind heute für ihre 
Volksgenossen allenthalben, namentlich aber vor den Toren (hrer Hauptstadt, 
nicht mehr so empfindungslos, wie der liberale Zentralismus vor einem 
Menschenalter; sie halten daher Munins?) Forderung nach starken Garantien 
für ihre Volksgenossen °) vielleicht für undiplomatisch, aber für den Ausdruck 
ihres innersten Empfindens. Sollen sie in Österreich eine nationale Ent- 
spannung herbeiführen, so ist dieser Aufgabe auch jene Quelle der Erregung 
hinderlich, die von ungarischen Nationalitäten nach Österreich hereinflutet, 
genau so wie für die Magyaren die Erregungen des „slavischen Ansturms” 
in Österreich. 

Wird durch eine kluge Behandlung der Nationalitäten der 
bei ihnen zweifellos vorhandene ungarische Patriotismue vertieft, 
so werden diese ein Bindeglied Ungarns mit der Gesamt- 
monarchie bleiben und zugleich die Sicherheit Ungarns in der 
Monarchie verstärken. Auf der anderen Seite muß die Na- 
tionalitätenpolitik Österreichs im ungarischen ebensowohl wie 
im eigenen Interesse und in dem des Ganzen ihren anarchischen 
Charakter aufgeben. Davon soll später die Rede sein. 

Das am stärksten fühlbare Band der Gemeinsamkeit ist 
entschieden das wirtschaftliche. Die Autarkie beruht geradezu 
auf dem Austausch zwischen beiden „Reichshälften‘‘; gegen- 
seitige Ergänzung sichert beiden ein Absatzgebiet für die 
heute bestentwickelten und wohl auch naturgemäßen Erzeug- 
nisse einer jeden‘. Jede für sich müßte trachten, das 
Fehlende durch künstliche Maßregeln zu schaffen, während 
sie den Überfluß des Vorhandenen nicht bemeistern . könnte. 
Sobald dieser von Schutzmaßregeln des Nachbarlandes betroffen 
und von diesem großenteils ausgeschlossen wird, snüßte man 
ihm neue Exportwege schaffen. Das von Natur einander zu- 
gewandte Verkehrsnetz beider Länder würde also gleichsam 
umgekehrt, künstlich verschoben werden. Im Auslande würden 
eich ihnen viel Schwierigkeiten und scharfe Konkurrenz gegen- 
überstellen. Trotz großer Opfer würden die wichtigsten Pro- 
duktionszweige beider der Übererzeugung und Stockung aus- 


1) Ebenda 34, 40. Vgl. Samassa 169 ff. 

”) a. a. 0. 21. 

D Die Einwirkung der „Personalunion“ auf die ungarischen Deutschen 
bespricht kurz Samassa 51, die Deutschungarn überhaupt 116, 118 ff. 

*) Springer, Grundlagen 201 ff., 218 ff. Sieger, Grundlagen 40 ff. 
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in den unverkennbaren Wirkungen, welche die Zolltrennung 
auf politischem Gebiete haben muß, so daß sich durch jene 
die staatsrechtlichen Wünsche mittelbar verwirklichen lassen !). 
Ein drittes Moment ist die Notwendigkeit, alle zehn Jahre die 
wirtschaftlichen Verhältnisse neu zu regeln, die eine Gelegen- 
heit zur Erörterung der Zolltrennung fast aufzwingt, während 
sich die staatsrechtlichen Probleme seltener und oft nicht leicht 
aufwerfen lassen. Die langwierigen Ausgleichsverhandlungen 
rufen jedesmal nicht bloß in dem dabei immer mehr in die 
Defensive gedrängten Osterreich, sondern auch, wie Samassa 2 
zwingend dargetan hat, in dem jeweils unzufrieden gemachten 
Ungarn eine Erregung hervor, die auch die staatsrechtlichen 
Fragen ans Licht bringt. Und jedesmal besteht die Gefahr 
der Ergebnislosigkeit und die Aussicht, daß die (formell und 
rechtlich bereits 1897—1902 eingetretene) selbständige Verfügung 
nicht zu gleichlautenden Previsorien, sondern zu einem plötz- 
lichen Bruch führt, dessen weitere Folge dann die Personal- 
union wäre. Diese Lage hat zu dem Spott über die „Monarchie 
auf Kündigung‘ geführt und in der Tat ist die Dauer ihres 
Zusammenhalts in Frage gestellt, wenn nicht wenigstens gewisse 
Hauptlinien ihres Wirtschaftslebens gesichert werden; man mag 
die Form und die Einzelheiten ihrer Weiterbildung regelmäßiger 
Vereinbarung überlassen, aber der Bestand des gemeinsamen 
Zoll- und Wirtschaftsgebietes, der gemeinsamen Notenbank, 
der gemeinsamen Wirtschaftspolitik ist die Voraussetzung einer 
friedlichen und gedeihlichen Entwicklung selbst. Von solchen 
Erwägungen aus haben einzelne österreichische Wirtschafts- 
politiker die Ansicht vertreten, man solle den ungarischen 
staatsrechtlichen Wünschen aufs äußerste entgegenkommen, aber 
eine „pragmatische Zollunion‘“ zur Bedingung machen’). Aus 
ihr werde sich von selbst ein engerer Zusammenschluß ergeben. 
Wenngleich auch in Österreich die Auffassung Boden gewinnt, 
daß die Zolltrennung und insbesondere die Banktrennung nicht 
unbedingt schädlich, ja in gewissem Maße nützlich sei, können 
die Ungarn doch im allgemeinen mit einer Scheu, ja Angst 
der österreichischen Wirtschaftspolitiker vor ihr rechnen, was 
sie bei den Verhandlungen klug ausnützten. Als eine Art 


') Daß die wirtschaftliche Trennung die politische im Gefolge haben 
muß, haben Tezner I ff., 129, 147, Samassa 95 ff. klargelegt. 

”) a. a. O. 88. Vgl. Pályi a. a. O. 18. 

D Tezner a. a. O. S. IV und (als Satzschrift des Programms „Personal- 
union mit Zollunion”) 123 ff. 
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wünschenswerten engeren Beziehungen zum Deutschen Reiche') in Verbindung 
mit der gegen die österreichische Industrie gerichteten Tendenz der Ungarn, 
und das Kanalnetz, das er unter offener Außerachtlassung der österreichischen 
Interessen verficht — seine Undurchführbarkeit kommt hier nicht in Frage?) — 
den Gedankengang vieler Ungarn klar, welche die heutige wirtschaftliche 
Stellung Ústerreic..s in Ungarn ganz oder großenteils dem Deutschen Reich 
zuwenden wollen. Ob Deutschland dadurch — und insbesondere durch 
Zwischenzölle Ungarns gegen Österreich — mehr gewinnen kann, als durch 
die Begründung eines weiten Wirtschaftsgebietes, möchte ich bezweifeln. Das ist 
ein Problem für die Wirtschaftspolitiker des Reiches — jene Österreichs 
dürfen es aber nicht übersehen. Auch Ungarn müßte sich fragen, ob es bei 
der deutschen Industrie ebensoviel Entgegenkommen finden wird, wie bei 
der um ihr Hauptabsatzgebiet ängstlich bemühten österreichischen. Die Rück- 
wirkung eines engeren, Österreich ausschließenden Bandes zwischen Ungarn 
und Deutschland auf die politischen Beziehungen und die freundschaftliche 
Stimmung zwischen Österreich und dem Deutschen Reich könnte kaum 


günstig sein. 

Die wesentlichen Bedenken gegen eine wirtschaftliche 
Trennung liegen einerseits auf wirtschaftlichem Gebiete 
selbst: in den Nachteilen einer Verengung der Wirtschaftsgebiete 
zu einer auf deren Erweiterung gerichteten Zeit3), in der schweren 
Schädigung beider Wirtschaften $) und in der Möglichkeit un- 
natürlicher Erweiterungen beider, durch die ein geographisch 
begründetes einheitliches Wirtschaftsgebiet — das kleinste, das 
bei den heutigen Weltverkehrsverhältnissen in diesem Teile 
Europas noch naturgemäß genannt werden kann — zerschlagen 
und dafür unorganische Verbindungen geschaffen würden; ander- 
seits auf politischem in den besprochenen Folgewirkungen. 
Vielfach meint man, die Trennung könne nicht von Dauer 
sein — um so schlimmer; dann bleiben ihre Schäden und ihre 
möglichen Vorteile entfallen. Als Träger der Verantwortung 
für den österreichischen Staat müssen die Deutschösterreicher 
die Forderung der wirtschaftlichen Trennung ablehnen und ihr 
die nach einer dauerhaften Regelung der gegenseitigen Bezie- 
hungen gegenüberstellen. Aber für jedes Volk der Monarchie 
trifft Renners Wort zu, daß es auch wirtschaftlich an dieser als 
Ganzem mehr hat als an den beiden Teilen, deren jeder ihm 
zu eng ist?). 


veröffentlichten Rundschreiben des Abg. Friedmann vom 9. Oktober und ihre 
Begründung. 

' a. a. O., bes. S. 15 f., 20 f., 24 f., 32 ff., 35 ff. 

r) Ebenda 59 f. Vgl. Sieger, Kanäle und Kanalprojekte in Österreich- 
Ungarn. Geographische Zeitschrift 1901. 

*) Springer, Grundlagen 207. 

1) Samassa 97. 5) Springer, Grundlagen 204 ff. 
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Lebensbedingung des Dualismus selbst erhärtet haben. Eine 
zweite Lebensbedingung ist die Schaffung einer dauernden 
Grundlage für das wirtschaftliche Band beider Staaten, die 
Beseitigung der chronischen Ausgleichswirren, die beide schädigen 
und ein wahres „Sprenggeschoß‘!) für ihre Verbindung dar- 
stellen. Diese läßt sich durch ein langfristiges oder dauerndes 
Übereinkommen statt der Ausgleiche auf je zehn Jahre leicht 
herstellen. Und überhaupt bedarf es „nicht so sehr neuer 
Einrichtungen, als einer tieferen Erkenntnis des Aneinander- 
gebundenseins und der über den Krieg hinausgehenden gemein- 
samen Pflichten“ ?) auf beiden Seiten. 


Müssen wir auf die Beibehaltung aller gemeinsamen Einrichtungen und 
auf die Vertiefung des Gemeinsamkeitsbewußtseins dringen, so können wir 
an der Frage nicht vorbeigehen, ob das heutige Maß von Gemeinsamkeit 
den außenpolitischen Aufgaben der Monarchie und dem kulturellen Staats- 
gedanken entspricht. Wir wollen sie nur in einer Richtung aufwerfen: 
wie hat der heutige Zustand einer weitgehenden Absonderung Ungarns von 
dem Reste der Monarchie auf den Krieg, d.h. die Kriegführung, die mili- 
tärische und wirtschaftliche Kriegsvorbereitung und das wirtschaftliche Durch- 
halten im Kriege gewirkt? Auf ein Moment habe ich schon vor längerem 
hingewiesen. Die Verhinderung einer besseren Bahnverbindung Bosniens 
mit Österreich trotz mancher schon recht alten Vereinbarung*) hat sich in 
der Erschwerung des Aufmarsches gegen Serbien und Montenegro bitter 
gerächt. Die Besorgnis vor einer Beeinträchtigung der Kriegführung durch 
die verschiedene Kommandosprache der Honved scheint sich nicht in dem 
gefürchteten Maße erfüllt zu haben, obwohl sie sicher keine Erleichterung 
bedeutete. Aber es bedurfte eines eigenen Gesetzes, um die nötiggewordene 
Einreihung ungarischer Landsturmformationen in österreichische Regimenter 
(die Heeresleitung verlangte sie mit Beschränkung auf galizisch-bukowinische) 
nachträglich zu rechtfertigen, und die Unabhängigkeitspartei stimmte gegen 
diese „Verletzung des ungarischen Staatsrechts“. Die Maßregeln der wirt- 
schaftlichen Verteidigung, die das Deutsche Reich sofort verfügen konnte, 
wie Öffnung der Grenze für Getreideeinfuhr oder Abgabe des ungarischen 
Getreideüberschusses zur Ernährung Österreichs erforderten Verhandlungen, 
wie zwischen den Regierungen zweier fremder Staaten‘). Wesentlich 
deshalb erfolgte die erste viel später, als angezeigt gewesen wäre und 
die Art der Durchführung der zweiten führte zu sehr lebhaften Be- 
schwerden des Bürgermeisters von Wien*). Die Ungarn haben ihre Mehr- 


” 1 Tezner a. a. O. 98. 

7) Sieger, Grund]. 62. 

”) Weltverkehr und Weltwirtschaft 1913, 121 ff.; Grundlagen 20 f., 
88, 46 f. 

*) Die amtliche „Denkschrift über die von der k. k. Regierung aus Anlaß 
des Kriegs getroffenen Maßnahmen bis Ende Juni 1915“ (Wien, Staats- 
druckerei 1915) stellt auf S, 46 f. den geringen Erfolg der österreichischen 
Bemühungen fest. 

2) Z. B. in einer Rede vom 30. März 1915. 
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produktion zur Erzielung großer kaufmännischer Vorteile benutzen können "A. 
Die Verfügungen über den Konsum von Mehl, Fleisch usw. erfolgten 
hüben und drüben zu verschiedener Zeit und stimmten vielfach nicht 
überein. Das zeigt — obwohl unser Erfolg dadurch nicht verhindert werden 
konnte — denn doch, daß das vorhandene Maß gemeinsamer Einrichtungen 
selbst bei gutem Willen beider Teile für die praktischen Notwendigkeiten, 
die jeder große Krieg mit sich bringt, recht knapp ist. Und man wird auch 
nicht ohne weiteres mit Wieser”) annehmen dürfen, daß die Rücksichten 
der notwendigen Einheit durch den Krieg einleuchtend geworden sein werden, 
daß die 48er Partei ihre Grundlagen verloren habe und daß alle Parteien 
hüben wie drüben „auf dem gemeinsamen Boden von 1914 stehen“ werden. 
Wir dürfen aber vielleicht hoffen, daß man die hier nur gestreifte Frage 
nach dem Krieg wenigstens einer ernsten beiderseitigen Erwägung unter- 
siehen wird. Vor allem scheint sich aus ihr die Lehre zu ergeben, daß die 
Möglichkeit rascher gegenseitiger Aussprache nicht nur der Organe, 
sondern der Volksvertretungen selbst erforderlich ist. Da die Ungarn auf 
Grund des Ausgleichs jedes Reichs- oder Zentralparlament ablehnen ?, und 
die Delegationen gegeneinander stumm sind, wäre wohl Tezners Vorschlag 
gemeinsam tagender Deputationen oder parlamentarischer Ausschüsse mit 
beschränkter Vollmacht) der gangbarste Weg dazu. Ob nicht Ungarn selbst 
einmal den Wunsch nach einer gemeinsamen Körperschaft hegen wird, wie 
sie anderwärts dem lockersten Bundesverhältnis unentbehrlich scheint, ob eine 
solche nicht insbesondere bei einem langfristigen oder dauernden Ausgleich, 
dessen Bestimmungen einer organischen Weiterentwicklung und automatischen 
Veränderungen unterliegen müssen, gerade in ihrem Interesse und zur Kon- 
trolle der Durchführung von Budapest aus verlangt würde, muß heute außer 
Erörterung bleiben. Die Möglichkeit eines Weltkriegs, der wie wir erlebten 
über Nacht kommen kann, muß daran mahnen, auf allen gangbaren Wegen 
die Neigung und die Fähigkeit beider Staaten zu gemeinsamem 
Handeln zu verstärken. 


So lange man in Ungarn die Betonung des Gemeinsamen 
als eine ausschließlich österreichischen oder dynastischen Inter- 
essen dienende Forderung ansieht, ist der Standpunkt praktisch 
und besonders theoretisch möglich, den man als ungarischen 
Imperialismus im strengen Sinne bezeichnen kann — Tezner 
hat für ihn die kaum übertreibende Formel gefunden, daß ihm 
zufolge „Ungarn-Österreich staatsrechtlich etwas ähnliches be- 
deutet, wie jetzt Ungarn-Kroatien“5). Die Gegenleistung für 
die Anerkennung der Monarchie als dauernde, auch wirtschaft- 
liche Einheit würde von diesem Gesichtspunkt aus in der 
dauernden Festlegung der in den letzten Jahrzehnten allerdings 
schon zur politischen Tatsache gewordenen Führerstellung Ungarns 


') Vgl. auch die kurze Darstellung des steiermärkischen Landesaus- 
schusses Franz Grafen von Attems in der Tagespost, Graz, 31. Juli 1915. 

» a. a. O. 28. *) Tezner 16, 22, 53, 74. *) Ebenda 132 ff. 

% a. a. O. 122 f. Vgl. die dort genannten Ausländer über ,Ungarn- 
Österreich‘. 
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als einer gesetzlich gesicherten Vorherrschaft bestehen. Liegt in 
diesem Gedankengang eine Bewegung vom Dualismus zur Ge- 
samtstaatsidee, so sehen wir auf der andern Seite Tendenzen, 
die sich vorher wesentlich gegen diese kehrten, sich ihr anpassen, 
um den Dualismus zu bekämpfen. Ich meine die der Form 
nach im weitesten Sinne föderalistischen, dem Inhalt nach 
nationalistischen. Ihr Gegensatz zu einem schwachen Gesamt- 
staatszentralismus ist geringer, als zu dem starken ungarischen 
Zentralismus — und theoretisch ist die Zweigliederung der über- 
geordneten Einheit abträglicher, als eine Mehrgliederung, die 
eine Mehrheitsentscheidung an Stelle der Übereinkunft setzen 
kann. Praktisch kommt es nur auf das Maß der föderalistischen 
Elemente in Recht und Politik an und so tritt insbesondere 
der südslavische Trialismus geradezu als Verteidiger der Ge- 
samtmonarchie gegen den Dualismus auf. 

Dieser interessante Gegensatz nötigt uns, eine geographi- 
sche Orientierung zu suchen. Ungarn ist nicht zentral genug 
zwischen den einzelnen natürlichen Gliedern und den verschiedenen 
Produktionsgebieten der Monarchie gelegen, um diese in gleicher 
Weise an sich zu fesseln und festzuhalten, wie das Nieder- 
österreich und Wien — wo ihre gegenseitigen Verbindungswege 
sich schneiden — vermocht hat. Eine Verlegung des Schwer- 
punkts der Monarchie nach Südosten müßte seine Anziehungs- 
kraft auf die westlichen und sogar die nordwestlichen Länder 
um so mehr vermindern, je verschiedener im Wirtschaftsleben, 
je unabhängiger im Verkehr, je selbständiger als geographische 
Landschaften diese dem neuen Hauptlande gegenüberstehen, also 
vor allem auf Tirol und Böhmen. Dagegen ist die Kernlandschaft 
Ungarns groß genug und durch ausgesprochene Zwischenland- 
schaften dem Einfluß Wiens und seiner westlichen Hinterländer 
weit genug entrückt !), um eine Sonderstellung zu begründen, aber 
das Land ist an der oben besprochenen Naht zwischen Karst und 
Karpathen mit der westlichen Reichshälfte eng genug verwachsen 
und sein Zentrum dem ihren nahe genug, um die Zusammen- 
fassung beider Ziele zu einem größeren Ganzen — also die 
dualistische Monarchie — auch verkehrsgeographisch zu recht- 
fertigen. Noch deutlicher tritt dies zu Tage, wenn wir die 
äußersten Endländer Zisleithaniens im Nordosten und Südosten, 
die seine Gestalt verunzieren und mit seinen Zentralgebieten 
am wenigsten durch gemeinsame Interessen verbunden sind, 


1!) Sieger, Grundlagen 13. 
Zeitschrift für Politik. 9. 4 
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hinwegdenken. Das außerkarpathische Randland Galizien-Buko- 
wina ist geographisch enger mit Ungarn!), Dalmatien mit dem 
Gemeinsamen Verwaltungsgebiet verknüpft?), als mit Österreich. 
Ihre Abtrennung von diesem würde, da Ungarn schon aus 
nationalmagyarischen Erwägungen von einer Angliederung Gali- 
ziens wohl nichts wissen will, zu einer Zerlegung der Monarchie 
in einen Trialismus oder Quadralismus führen oder aber, wenn 
beide Staaten dies ablehnen, müßte sich Österreich von 
dem Einfluß wenigstens des nordöstlichen großen Endlandes 
durch eine Ausbildung der Galizien unter dem Druck seiner 
natürlichen Besonderheit bereits eingeräumten Autonomie zu 
einem Seitenstück der staatsrechtlich-politischen Stellung Kro- 
atiens entlasten®). Es ist nun die Frage, ob Österreich und 
seine Deutschen den einen oder den andern Weg vorziehen, 
anders ausgedrückt, ob sie dieses Problem unter Aufrechterhal- 
tung des Dualismus oder ohne diese lösen wollen. Alles was in 
diesem Kapitel ausgeführt wurde, läßt es verstehen, daß die 
Deutschösterreicher sich fast durchaus (nicht nur aus Scheu vor 
Neubildungen und Hängen am Bestehenden) als Anhänger des 
Dualismus bekannt haben. Eine Ausbildung dieses letzteren 
aber, welche die Monarchie zu zerschlagen droht, könnte sie 
in der Abwehr zu dem an sich bedenklichen Schritte zwingen, 
sich mit den Trialisten zu verbinden. Denn der Bestand der 
Monarchie ist die erste Forderung geographischer Logik. 


V. Trialismus, Quadralismus, Pentarchie, 
Föderalismus usw. 


Die orographischen Landschaften, aus welchen sich die Mon- 
archie zusammensetzt, sind die Ostalpen-, die Sudeten- (böhmischen 
oder boischen), die dinarischen oder Karstländer, Ungarn und die 
außerkarpathischen Länder. Der Minister Belcredi dachte sich 
diese 1865 als Glieder einer Pentarchie. Aber ganz abgesehen 
davon, daß die österreichischen Donauländer Ober- und Nieder- 
österreich, daß ebenso Mähren, Krain und andre kleinere Über- 
gangsgebiete, die verkehrsgeographische Einheiten sind, diesem 
Schema sich nicht einpassen lassen — gleichviel, ob dabei die 
Kronländer festgehalten würden, wie zunächst gedacht war, oder 
nicht — und daß die Zentralstellung von Wien ohne besondere 


*) Sieger, Grundlagen 15 f., 38 Anm. Vgl. Springer, Grundl. 171. 
7 Sieger » a. O. 16, 39. >) Ebenda 38. 
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Fürsorge bei einer solchen, scheinbar natürlichen Teilung leicht 
ernsten Schaden leiden könnte, stellte diese Einteilung dem großen 
Ungarn vier Partner zur Seite, die erst zusammengenommen 
dessen Flächeninhalt erreichen würden. Anderseits könnte diese 
Teilung der sprachlichen Gliederung nur ganz wenig gerecht 
werden. Daraus ergibt sich, daß alle Versuche einer geogra- 
phischen oder politischen Konstruktion des Bundesstaates zu 
einer geringen, meist durch Zusammenfassung mehrerer dieser 
Einheiten gewonnenen Zahl von Gliedern, dagegen die ethno- 
graphisch motivierten zu einer größeren führten. 


Auf die sieben Teile von Kautschitsch und die acht von Palacky (1848) 
folgten bei fortschreitender Ausgestaltung der Nationalitätenprogramme die 
16 vereinigten Staaten Popovicis '), von denen in dieser Studie nicht weiter 
die Rede sein soll; auf der andern Seite”) aber steht ein Trialismus oder 
Quadralismus in verschiedener Kombination. Das „tschechische Staatsrecht“ 
stellt die „Länder der Böhmischen Krone“, der südslavische Trialismus die 
dinarischen Länder neben Ungarn und den Rest; das deutschnationale „Linzer 
Programm“ (1882) verlangt für Österreich den engeren Zusammenschluß der 
deutschen Bundesländer und daneben die Sonderstellung Galiziens, der Buko- 
wina und Dalmatiens, also der Restländer, und aus ihm ist insbesondere das 
Verlangen nach Ausscheidung Galiziens lebendig geblieben. Seine Kombi- 
nation mit dem südslavischen Trialismus führt zu dem besonders von Albert 
Ritter”) vertretenen Quadralismus. Es ist nun bemerkenswert, daß je zahl- 
reicher die Teile werden, desto lockerer die zwischen ihnen gedachte Ver- 
bindung. Insbesondere geht — im Gegensatz zu Munin, der eine gemein- 
same Volksvertretung verlangt — bei Ritter der Zusammenhang fast völlig 
verloren: er beschränkt sich fast ganz auf die Dynastie. Aber auch Deutsch- 
land löst sich in „Nordkap-Bagdad“ in seine Teile auf, so daß als Endziel 
dieses alldeutschen Gedankengangs ein mitteleuropäischer Kleinstaatenbund 
mit teilweiser Personalunion sichtbar wird. Das lehrt uns, daß es besser ist, 
nicht eines dieser oder anderer Schemen, sondern die Sonderstellungsbestre- 
bungen der einzelnen Ländergruppen gesondert zu betrachten. 


') Übersicht bei Springer, Grundlagen 190 ff. 
2) Vgl. ebd. 189 f., 194 f. über die Tschechen. 


IK v. Winterstetten, Berlin-Bagdad, 9. Aufl., München 1914, S. 40 ff. 
Später Nordkap-Bagdad, ebd. 1914, S. 25 f. Indem er annimmt, daß Öster- 
reich seiner Aufgabe, „den Sammelstaat jener Völker des Südostens zu bilden, 
die ohne feste Bindung jederzeit Elemente der Unruhe und der Gefahr für alle 
Nachbarn bilden könnten“ (S.24), durch Gebietserwerbungen nachkommen wird, 
weist er diese dem Südslavenanteil zu und läßt dafür die Frage, ob Kroatien 
diesem oder Ungarn anzugliedern sei, offen. Unter derselben Voraussetzung 
von Eroberungen variiert Munin 16 ff. den Quadralismus dahin, daß der vierte 
Gliedstaat Podolien für das zu Polen kommende Westgalizien eintauscht. Wenn 
Paul Feine (Liebesgaben aus dem Deutschen Reich, 59) einen Quadralismus 
mit Böhmen als viertem Teil vertritt und die galizische Frage offen läßt, 
so kommt damit auch heute noch die „Pentarchie“ zu Worte. 
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gelöst werden mag, grundsätzlich auf die Zugehörigkeit zum Reichsrat und 
die Mitbestimmung in österreichischen Angelegenheiten verzichtet, und die 
Deutschen müssen sie zu den praktischen Folgerungen zwingen. auch wenn 
diese den Polen aus finanziellen Gründen unerwünscht sein sollten. Auch 
die „Ukrainer“ oder nationalen Ruthenen verfolgen eine nach außen ge- 
richtete Nationalstaatspolitik, bei der sie auf Österreichs Hilfe rechnen, und 
wenden sich somit von dem Reste Zisleithaniens ab. Schwierigkeiten be- 
stehen somit — wenn wir von den in Galizien auch heute nicht auf Rosen 
gebetteten, doch hier ebenso wie in der Bukowina lebensfähigen deutschen 
Sprachinseln absehen — für eine Sonderstellung Galiziens heute weniger als 
vor dem Krieg, wenn auch eine völlige Ablösung vom Reiche, schon wegen 
der 3Mineral- und Erdölschätze und der Verteidigungsmöglichkeiten, nicht 
obne gründliche Grenzregulierung denkbar wäre. Dagegen hat die Bukowina, 
in der die kulturelle Leistungsfähigkeit des altösterreichischen Zentralismus 
sich ein Denkmal gesetzt hat'), durch die tätige Mitwirkung an ihrer Be- 
freiung neuerlich bewiesen, daß sie kein bloßer „Anhang des österreichischen 
Staatskörpers“, sondern „mit österreichischem Staatsbewußtsein durchdruugen“, 
„ein seines eigenen Wertes sicherer Vorposten abendländischer Zivilisation“ 
sei. Indem Jos. Partsch?) dies bervorhebt, meint er, daß diese bedeutsame 
Tatsache für die Gestaltung der Zukunft des äußeren Karpathenvorlandes 
ins Gewicht falle. In der Tat ist der Zusammenhang des Buchenlandes mit 
der Monarchie kulturell und seelisch enger, als der irgendeines Teiles vun 
Galizien, die räumliche Entfernung dieses deutsch verwalteten Kronlands 
vom übrigen Österreich erschwert aber die Aufrechterhaltung eines Zu- 
sammenhangs mit diesem. Die Bedeutung der Bukowina als Ausstrahlungs- 
zentrum deutscher Kultur, die bei einer Angliederung an Galizien, Po:en 
oder Ukraine hier sich nicht behaupten könnte, macht das kleine Land dum 
deutschen Gesamtvolk wichtig. Die Frage seiner künftigen Stellung — man 
kann es als Opfer des Dualismus bezeichnen — wird daher ernster Erwägung 
unterzogen werden müssen. Aber sie-kann unsern Blick nicht von «ler Not- 
wendigkeit einer Sonderstellung Galiziens abwenden. Begreiflich genug, daß 
in diesem Dilemma der Gedanke an eine „Militärverwaltung“ da und dort 
auftaucht — aber er bedeutet hier, wie überall, nicht eine endgültige Lösung, 
sondern die vorläufige Sicherung geordneter Zustände bis zu dieser. 


Die sogenannten „Länder der Böhmischen Krone“, die 
österreichischen Alpenländer und die dinarischen Südslaven- 
länder der Monarchie sind — wie ich an anderer Stelle ausführ- 
licher dargetan*) — nicht in ganz gleichem Maße, aber jedes 


26. Juni). Nach Zeitungsmeldungen vom 23. Juli hat der österr.-ung. Minister 
des Äußeren den Polen in Aussicht gestellt, daß die Möglichkeit ihrer na- 
tionalen Entwicklung gewiß vervielfacht werde — wobei zu beachten ist, 
daß er als Magyar das Wort „national“ im Sinne der Staatlichkeit gebraucht 
haben dürfte. Zurückhaltend sprach sich der Reichskanzler v. Bethmann- 
Hollweg in der Reichstagsrede vom 19. August aus. 


1) Samassa a. a. 0.11 ff. ”) Geogr. Zeitschr. 1915, 190. 


=) Grundlagen 7 ff., 16 f., 38 ff. Vgl. Samassas Kapitel „Die südslavische 
Frage“, insbes. S. 135 ff. Dort wird auch die Idee einer Vereinigung Bosniens 
mit Ungarn treffend erörtert und im Reichsinteresse abgelehnt. Ich verzichte 
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durch räumlichen Zusammenhang, Geschlossenheit und einfache 
Begrenzung, sowie durch die Eigenart ihrer natürlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse hinreichend individualisiert, um den 
Boden für politische Einheiten kleineren Umfangs abzugeben. 
Ist dies für den Süden vielleicht erst durch die moderne Ver- 
kehrsentfaltung zutreffend geworden, so ist es für Böhmen 
durch seine Geschichte um so besser belegt. Es mag ver- 
lockend sein, einen Gedankengang von Partsch !) weiterspinnend, 
sich die Eignung des Böhmischen Massivs zur Kernlandschaft 
des alten Deutschen Reichs zu vergegenwärtigen; aber man 
wird dabei auch gewahr, wie gerade die enge Beziehung zum 
westlicheren Mitteleuropa eine Sonderstellung der Sudetenländer 
verbietet. Denn sie weist einerseits auf eine gemeinsame ver- 
kehrsgeographische Funktion mit den Alpenländern, deren Wege 
wie die böhmischen nach Wien geleiten, anderseits auf die 
Tatsache hin, daß der deutsche Teil der Bevölkerung, der wirt- 
schaftlich teils nach Wien, teils nach dem Reiche gravitiert, 
diese Zusammenhänge auch höher bewertet, als die staats- 
rechtliche Absonderung, selbst wenn sie ihm ohne national- 
tschechische Einkleidung angeboten wird. Der Streit der Völker, 
den sie selbst nicht beenden konnten, weist beide ebenfalls auf 
das Reich, das ihn schlichten muß. Für die national homogenen 
Südslavenländer sind ihre Häfen das Band, das sie teils 
an das österreichische, teils an das ungarische, teils an das 
bosnische Hinterland bindet. ' Würden die Küstengebiete in 
einer Hand vereinigt, so wäre dieser eine unverhältnismäßige, 
für die größeren und reicheren Binnenländer unerträgliche 
Macht gegeben. Damit haben wir das Haupthindernis für jede 
Art von Reichstrialismus berührt; die Unmöglickeit annähernd 
gleichwertige, einander gewachsene Glieder aufzustellen. Eine 
Betrachtung der Areale und Volkszahlen, denen sich leider 
Maßzahlen für das Wirtschaftsleben nicht anschließen lassen, 
zeigt uns, wie unverhältnismäßig jede der vier andern Gruppen 
der Pentarchie neben dem ‚eigentlichen‘ Ungarn, aber auch 
neben der Gesamtheit der übrigen, ja selbst einer paarweisen 
Gruppierung zurücksteht. Dieses Kräfteverhältnis ließe sich 
formell durch die Verteilung der Stimmen in gemeinsamen 
Körperschaften, der Stellen in gemeinsamen Amtern, die 


ungern — mit Rücksicht auf die heutige außenpolitische Lage — auf eine 
geographisch orientierte Erörterung dieser für Österreich und den Staats- 
gedanken der Monarchie höchst bedenklichen Idee. 


1) Mitteleuropa 178 f. 
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Quote usw. ausgleichen, aber gerade das Verhältnis Ungarns 
zu Österreich lehrt, daß eine solche formelle Ausgleichung keine 
faktische bedeuten muß. Ein selbständiges Bundesglied hat als 
solches eine politische Geltung, die z. B. durch seine geogra- 
phische Lage noch besonders verstärkt werden kann, und die 
weit über seinen Anteil an Fläche, Bevölkerung, Produktion, 
Handel und Verkehr hinausgehen kann. Einteilungen, die ein 
faktisches Gleichgewicht begründen, würden dagegen aus dem 
gegebenen geographischen, ethnographischen und historischen 
Rahmen so herausfullen, daß sie nicht ohne die schwersten 
Kämpfe verwirklicht werden könnten. 


Rechnen wir Krain und Küstenland, Kroatien und Slavonien ganz zu 
den dinarischen, die Erzherzogtúmer ganz zu den Alpenländern, so ergibt 
sich uns: 

Alpenlánder . . . 101000 km’, 7,5 Millionen Einwohner, 
Sudetenländer . . . 89000 ,, , 9,1 e = k 
Karpathenländer . . 89000 ,, , 8,8 3 = i 
Ungarn ohne Kroatien 282000 ,, , 18,3 Se e E 
Dinarische Länder . 134000 ,, , 6,6 is 
Selbst unter der Voraussetzung, daß die Südslavenländer dich bedauwde 
Landerwerbungen über den ganzen Nordwesten der Hämushalbinsel aus- 
gedehnt würden, erreichten sie nur etwa 200000 km? und 11 Millionen Ein- 
wobner. Ist aber schon in einer Trias das Gewicht zu ungleich, so ließe 
sich eine weitergehende Teilung, die noch Schwächeren Gleichberechtigung 
gewährt, nur im Kampf mit Ungarn und kaum ohne dessen Zerreissung 
in einzelne kleinere Gebiete, Wiederherstellang Siebenbúrgens und des 
Banats u. dgl. m. erreichen. Das gleiche gilt von dem Gedanken, einen 
Kronlandsföderalismus als Grundlage des Reiches ins Leben zu rufen. 
Hierbei würden noch mehr und noch ungleichmäßigere Teile von zum Teil 
nicht ausreichender Begrenzung verlangt und nicht bloß Ungarn, sondern 
auch manche Landschaften und Völker Österreichs würden zum äußersten 
Widerstande gereizt. Für denjenigen, der eine normale friedliche Entwick- 
lung im Auge hat, scheiden solche Ideen also aus der Betrachtung aus. Als 
Mittel politischer Notwehr muß man sie im Auge behalten — das erklärt 
die zeitweisen Sympathien so mancher Deutscher für den südslavischen 
Trialismus, den ihre Mehrzahl allerdings von vorneherein ablehnte. Dabei, 
wie bei der Ablehnung des „böhmischen Staatsrechts‘‘ kommt mit in Betracht, 
daß durch solche Umgestaltungen die nationale Stellung der Deutschen nicht 
gebessert und die Kraft des kulturellen Staatsgedankens nicht gefördert 
würde, wie beides von der Sonderstellung Galiziens zu erwarten ist; vielmehr 
würden die Sudeten- oder die dinarischen Länder einem slavischen Nationalis- 
mus ausgeliefert, der seine Kraft ohne andere Rücksichten auf nationale 
Behauptung oder Eroberung konzentrieren würde. 

Im übrigen darf nicht übersehen werden, daß dem geographisch be- 
rechtigten, mit dem Bedürfnis Österreichs und Ungarns nach adriatischen 
Häfen nicht zusammenstoßenden Kerne der südslavischen Triasbestrebungen 
innerhalb des Dualismus durch den Bestand des Reichslandes in gewissem 
Maße Rechnung getragen ist. Das mit Österreich nicht zusammenhängende 
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Dalmatien wird bei einer Sonderstellung welcher Art immer sich schließlich 
der Anziehungskraft seines bosnischen Hinterlandes nicht entziehen können. 
Dem südslavischen Nationalismus freilich genügt diese Lösung nicht. 

Da kleineren Teilen des Gesamtstaats noch weniger wirt- 
schaftliche Selbständigkeit zukomme, als den beiden großen 
der Gegenwart, meint man oft, die Staaten eines Trialismus 
oder Quadralismus oder noch weiter gegliederter Bünde müßten 
sich notwendig enger aneinander schließen — selbst bei losem 
politischem Gefüge — und die größere Zahl der Teile würde somit 
zu einer stärkeren Vereinigung führen. Man übersieht dabei, 
daß kleine Gebiete wirtschaftlich selbständiger sein können, als 
große (etwa Mähren gegenüber Ungarn oder den Alpenländern 
im engeren Sinne) und daß sie die nötige Ergänzung keines- 
wegs notwendig beieinander suchen müssen. Um einer 
bloßen Möglichkeit halber wird aber niemand einen Kampf auf 
Leben und Tod gegen eine geographisch so starke Macht, wie 
Ungarn, und die Auflösung Österreichs wagen wollen. Die an- 
gestrebten „Sonderstellungen‘“ schrumpfen also, gleich der Ga- 
liziens und der Bukowina, zu inneren Fragen Österreichs 
zusammen. Dessen Verfassung kann nach der zentralistischen 
ebensowohl, wie nach der föderalistischen Seite hin entwickelt 
werden und dabei wäre etwa auch eine Zusammenfassung der 
Kronländer zu größeren Gruppen denkbar, vielleicht wünschens- 
wert, wenngleich infolge des Beharrungsvermögens der histori- 
schen „Königreiche und Länder“ und des,,Kronlandspatriotismus'* 
schwer durchzuführen!). Aber das sind Fragen einer späteren 
Zeit. In der Gegenwart bietet die dualistische Reichsverfassung 
die Grundlage, auf der allein gebaut werden kann, und den 
gegebenen Ausgangspunkt weiterer, den Zusammenhalt der 
Monarchie fördernder Entwicklung. 

Und nunmehr wenden wir uns ausschließlich Österreich 
zu, für das wir auch amtlich und rechtlich den Namen fordern 
müssen, den ihm alle Welt gibt, nur seine eigene Regierung 
nicht — bloß deshalb, weil man vor einem halben Jahrhundert 
meinte, der alte historische Name könnte der Gesamtmonarchie 
erhalten bleiben. Das war eine kurze Täuschung. Der Name 
Österreich soll uns bedeuten, daß kein loses Gefüge der „im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder“, kein „namen- 
loser Reststaat‘‘ ?) neben Ungarn steht, sondern ein Gleichwertiges, 


2) Vgl. Sieger, Grundlagen 34 ff. 
7 Ebenda 30. 
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ein Ganzes und Einheitliches!). Gleich an Kraft und Geltung 
aber kann Österreich seinem Partner nur sein, wenn es in 
seinem Rahmen mit aller Kraft den ,Staatsgedanken" vertritt, 
der jenseits der Leitha den nationalen und staatsrechtlichen 
Sonderbestrebungen Ungarns weichen mußte und auf dem doch 
die äußere Betätigung und die außenpolitischen Erfolge Osterreich- 
Ungarns, seine werbende Kraft bei den Nachbarvölkern und sein 
Wert für den Bundesgenossen beruhen. 


VI. Der Staatsgedanke und die österreichischen 
Völker 


Der Staat muß über den Völkern stehen. Sie müssen 
ihm „Lebensraum und Sprache wiedergeben, die sie ihm ver- 
sagten“ 7, Als Lebensraum sehen wir alles dasjenige an, 
was aus dem Wesen des Staates als Ganzes, aus den Anforde- 
rungen des von ihm beherrschten Raumes und andern gemein- 
samen Bedürfnissen fließt und was verkümmert, wenn es ein 
Kampfobjekt der einzelnen Teilinteressen und kein Gegenstand 
einheitlicher Regelung ist. Hierher rechnet man?) die Militär-, 
die Justiz-, die Polizei-, die materielle Kulturhoheit (während die 
geistige in der Hauptsache den Nationen bleibt)*); die Finanz- 
hoheit muß dem Staat für seine, der Nation für ihre Zwecke 
bleiben. Daß das Wirtschaftsleben besonders in den Formen, 
die Räume verknüpfen, als Verkehr und Handel ganz besonders 
unter engen nationalen Gesichtspunkten leidet — die sich in 


!) Wie Tezner a. a. O. 81 bemerkt, gilt der Name „Österreich“ seit der 
Brüsseler Zuckerkonvention von 1902 nach außen hin, während der Staat 
nach innen hin namenlos blieb. Aber immer häufiger wurde verlangt, daß 
die Rechtsgültigkeit des Namens Österreich ganz allgemein anerkannt 
werde. In den letzten Tagen erregte es allgemeine freudige Aufmerksamkeit, 
daß in der kais. Verordnung vom 9. Juni 1915 über die Haftung für Schaden- 
ersatz bei verräterischen, in Kriegszeiten begangenen Handlungen, Reichs- 
gesetzblatt Nr. 156, von „Österreich“ die Rede ist. Aber die Freude scheint 
mir verfrúbt, denn der Erwähnung des „in Österreich befindlichen“ Ver- 
mögens in $ 2 steht im $ 3 die Bezugnahme auf „einen andern Gerichts- 
hof der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder“ gegenüber — 
„Österreich“ ist also nur als kurze geographische Bezeichnung, nicht als offi- 
zieller Name aufzufassen. 

”) Sieger, Grundlagen 53. D Springer, Kampf 80 ff. 

+) Das Beispiel ist lehrreich. Da die Volksbildung selbst Voraussetzung 
der materiellen Kultur ist, muß der Staat das Bildungsminimum für alle 
Stufen bestimmen und finanziell garantieren (Springer a. a. 0.84). Die Be- 
ziehung kann aber auch von materieller zu geistiger Kultur gerichtet sein. 


Ps 
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Österreich nicht einmal auf kleinere wirtschaftsgeographische 
Einheiten stützen können — liegt auf der Hand. Aber auch im 
Rechtswesen sind zwar nicht theoretische, aber praktische na- 
tionale Übergriffe erfolgt und auf der anderen Seite haben die 
Nationen sich bemüht, ihre besonderen materiellen und geistigen 
Interessen vom Staate besorgen und bezahlen zu lassen. Es 
gilt, daß die Regierungen sich aufraffen, solcherlei Eingriffe 
abzuwehren; es gilt aber auch die schwierige Abgrenzung na- 
tionalen und staatlichen Bereiches in den Fragen der materiellen 
und geistigen Kultur. Einen Teil seines Lebensraums kann 
sich der Staat gesetzlich und durch eine zielbewußte Verwaltung 
sichern, indem er den Nationen dafür auf abgemessenen Ge- 
bieten Autonomie gewährt; einen andern müssen sie ihm frei- 
willig in verständnisvollem Entgegenkommen gewähren, zu dem 
sie der fruchtlose Streit mit dem Staat und untereinander am 
ehesten führen mag. 


Wenn wir von ihnen für den Staat die Sprache zurück- 
verlangen, die er hatte und die den Altliberalen so gesichert 
schien, daß sie ihre gesetzliche Festlegung versäumten, so ist dar- 
unter nicht nur die Amtssprache zu verstehen, um die so heiß 
gekämpft wird!). Als Staatssprache verstehen wir im engeren 
Sinne die Amtssprache, in der sich die Staatsorgane unter- 
einander und mit den Staatsbürgern verständigen, aber auch 
im weiteren die Vermittlungs- oder Großverkehrssprache, in 
der sie (oder doch ihre weniger an dem Boden klebenden 
Schichten) sich untereinander verstehen. Verständnis ist eine 
Vorbedingung der Verständigung im engeren Au dieses 
Wortes. 


Die Notwendigkeit einer inneren Amtssprache, in der die 
Zentralbehörden untereinander und mit den Lokalbehörden 
verkehren, ist verschieden bewertet und begrenzt worden, 
aber von Praktikern nie geleugnet worden. Es kann nur die 
deutsche sein. Jede andere ist neben ihr nur lokal. Die 
deutsche ist über das ganze Reich verbreitet und bietet An- 
schluß an ein großes Weltsprachgebiet und damit Zutritt zu 
dem auf wenige Weltsprachen beschränkten internationalen welt- 
wirtschaftlichen, literarischen und wissenschaftlichen Verkehr. 


') Es handelt sich hier nicht um Rechtsfragen, die in dieser Erörterung 
nirgends aufgeworfen werden, sondern um die politische Sachlage. Bekannt- 
lich ist die gesetzliche deutsche Sprache des innern Dienstes in Böhmen 
„via facti” längst beseitigt. 
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Ihre Erlernung lohnt also die aufgewandte Mühe mehr, als die 
einer jeden andern Landessprache — namentlich, wenn der Krieg, 
wie wir hoffen, ihre Geltung in der Welt erweitern und ver- 
stärken sollte. Je mehr die innere Dienstsprache aber zugleich 
äußere werden kann, desto mehr vereinfacht sich die Staats- 
verwaltung im weitesten Wortsinn und desto billiger wird sie. 
Die Fülle von Übersetzungen in unserm heutigen Amtsleben — 
die großenteils ohne inneren Bedarf, grundsätzlichen Forderungen 
und Standpunkten zuliebe „hinausgegeben“ werden müssen 
— verzehrt Kräfte und Mittel, die produktive Arbeit leisten 
könnten. Auch wenn die kleinen Sprengel möglichst einsprachig 
sind und einsprachig amtieren können, bleibt ohnehin wegen 
des Verkehrs mit den Oberbehórden und um diese von sprach- 
lichen Problemen zu entlasten '), noch genug in die Staats- 
sprache zu übersetzen. Je mehr diese unmittelbar und allein 
zur Anwendung kommt, desto einfacher und desto sicherer ist 
Verwaltung und Rechtsprechung. Es muß also das Ziel be- 
stehen, ihr Geltungsgebiet zu erweitern, ohne die sprachlichen 
Rechte des einzelnen zu sehr zu beschränken. Je mehr sich 
die nationalen Kulturen vertiefen, desto mehr muß diese Forde- 
rung verstanden werden; denn je entwickelter und gegliederter 
ein Volk ist, desto mannigfaltigere Lebensäußerungen treten 
neben die auf Anerkennung seiner Sprache gerichteten Ten- 
denzen. Die Sprache bleibt freilich immer das Wappenschild 
der Nation und der besondere Gegenstand ihres Ehrgeizes. 
Als eine ungeheuerliche Übertreibung erscheint es uns heute, wenn der 
Pole Madeyski 1884 erklärte, die Staatssprache komme nur dem National- 
staat zu und würde die österreichischen Staatsbürger zu einer deutschen 
Nation machen. Die Gleichberechtigung verlange mehrere Staatssprachen °’). 
Gegen eine weitere Ausdehnung der Staatssprache richtet sich auch die be- 
kannte, humanitär begründete Formel, es solle sich jeder in seiner Sprache 
vor Gericht verantworten können. Daß sie in dieser Allgemeinheit nicht 
streng durchführbar ist — etwa für einen Rumänen in Tirol oder einen 
Italiener in Galizien — wird oft übersehen. Der Dolmetsch bei Gericht be- 
deutet sicher eine Härte und man wird suchen müssen, sie zu mildern, aber der 
Staat kann seine Verwaltung nicht wegen derAusnahmefälle zu sehr überlasten. 


Und es gibt einen andern und kulturell förderlicheren Weg durch die Ver- 
breitung der Sprachenkenntnis im Völkerstaat. Ein Großteil der Forderungen, 


D Die höchsten Gerichte sind durch vielsprachige Akten bereits zu so 
großer Rücksichtnahme auf die Gewinnung sprachkundiger Beisitzer gezwungen, 
daß das böse Witzwort ,Sprachsenate” statt „Spruchsenate“ aufkam. 

?) Charmatz, Inn. Gesch. II 38. Praktische Folgerungen haben daraus 
sowohl die Polen, als auch die Tschechen gezogen, die (wie schon Tezner 116 
bervorhob) für Böhmen eine wahrhafte tschechische Staatssprache anstrebten. 
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die auf Erledigung einer Angelegenheit in einer bestimmten Sprache gerichtet 
sind, entspricht nicht dem Bedürfnis, sondern der nationalen Ostentation des 
Antragstellers und bringt seinem Volk meist nur eine äußerliche Befriedigung, 
kaum je einen kulturellen oder nationalen Gewinn. 


Neben das Bedürfnis der Staatsverwaltung nach einer Amts- 
sprache tritt in gleicher, ja größerer Kraft das der Behörden 
und der Gesellschaft nach einer Vermittlungssprache. 
Im nationalen Streit geflissentlich übersehen und auf wirtschaft- 
liches Gebiet zurückgedrängt, ist es im Krieg allenthalben 
fühlbar geworden — den Soldaten, die mit ihren Nachbarn 
in Garnison oder Schützengraben nicht reden können, den 
Abteilungsführern, die mit verschiedensprachiger Bevölkerung 
verkehren sollen, den Verwundeten, die eines Dolmetschers 
bedürfen, um dem Arzt oder der Pflegerin ihre Bitten vorzu- 
bringen. 

Die Durcheinanderwürfelung der Völker im Krieg hat ein Sprach- 
bedürfnis von bisher ungeahntem Umfang erweckt. Schon tragen ihm — 
das für den einzelnen zu einer wahren Not werden kann — Sprachkurse in 
den Spitälern Rechnung und es ist zu erwarten, daß der sonst so passive 
Mann aus dem Volk sich fortan gegen die sprachliche Absperrung zur Wehr 
setzen wird, in der ihn seine politisch-nationalen Führer erhalten. Das muß 
aber in erster Linie der deutschen Sprache zugute kommen, wenn es auch 
ebenso als notwendig anerkannt wird, daß andere Sprachen gelernt werden, 
namentlich auch von den Deutschen, die ihre früher ablehnende Haltung 
völlig aufgegeben haben. Wir verlangen jetzt, daß an allen Mittelschulen 
die Gelegenheit geboten wird — der doktrinäre $ 19 verwehrt es noch, 
den Zwang zu fordern, aber indirekt läßt sich ein solcher fast völlig er- 
reichen — die deutsche und eine andere „Landessprache“ zu lernen. Freilich 
kommt dabei alles auf das Wie an. Daß slavische Lehrer den deutschen 
Sprachunterricht an ibre Stammesgenossen, den slavischen an ihre deutschen 
Schüler vielfach mehr als nachlässig — ab und zu wohl auch mit der Absicht 
unzureichender Erfolge — erteilt haben, ist eine bekannte Erfahrung und 
die Deutschen fordern mit Recht eine unbefangene Überwachung. Aber auch 
in den niedern Lehranstalten ist Gelegenheit geboten für eine weitere Ver- 
breitung der Sprachkenntnis überhaupt und insbesondere der Kenntnis des 
Deutschen. Diese bedeutet aber nicht nur eine Förderung der Gesamtstaats- 
interessen, sondern auch eine Stärkung der wirtschaftlichen und politischen 
Kraft der Nationen. Je mehr Sprachgelegenheit die Schule und das Heer') 
bieten und je mehr diese unter dem Einfluß der abnormen Verhältnisse, die 
wir erlebten, genützt werden, desto weniger wird die amtliche Sprachordnung 
als Zwang empfunden werden — und desto geringer wird dann auch die 


1) Von der Armeesprache soll hier nicht näher die Rede sein. Die 
Kommandosprache ist national und für die Erweiterung sprachlicher Kennt- 
nisse ohne Belang, da sie sozusagen nur sprachliche Signale umfaßt, die in 
den Regimentssprachen erläutert werden. Wichtig ist, daß die Pflege der 
deutschen Sprache als Verständigungsmittel innerhalb des Heeres, die immer 
mehr zurür" eft und von oben bis unten wirksam gemacht werde. 
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Auflehnung gegen den „faktischen Sprachenzwang“ sein, dessen Be- 
deutung neben dem rechtlichen nicht zu unterschätzen ist'). Daß dieser 
anderseits mit der kulturellen Entwicklung der Völker, die sie von der Scholle 
löst, immer größer wird, muß aber mit der Zeit die Erkenntnis von der 
Notwendigkeit eines gewissen rechtlichen „heilsamen Zwanges“ erwecken. 

Ist die Vermittlungssprache ein praktisches Bedürfnis des 
Staats und vieler einzelner, so ist die geflissentliche Absperrung 
gegen sie eine Schädigung des kulturellen Staatsgedankens. 
Liegt doch in ihr ein Hauptmittel der Verbindung mit dem 
Westen, die dieser selbst in seiner slavisch-katholischen Fassung 
zum Inhalte hat. Je vielseitiger die kulturellen Aufgaben des 
Staats überhaupt werden, je tiefer er in das Verkehrswesen 
eingreift und je mehr die Verkehrsentwicklung die Völker mit- 
einander verbindet, desto lebhafter wird das Bedürfnis nach 
einer Staatssprache im vollen Wortsinn. Bei territorialer und 
wirtschaftlicher Abschließung der Völker brauchte sie nur der 
amtlichen und außeramtlichen Verbindung der einsprachigen 
Landschaften untereinander zu dienen, bei der bestehenden 
Mischung ist ihr Wirkungskreis viel weiter. Innerhalb Öster- 
reichs ist übrigens in dieser Hinsicht eine Stufenleiter zu beob- 
achten und die Staatssprache wird hier tiefer, dort weniger tief 
in die Massen eindringen. 

Das Staatsleben verlangt ferner ein arbeitsfähiges Parla- 
ment. Dies haben ihm die Nationalitäten durch ihre Kämpfe 
genommen, z. T. in der Erregung des Kampfes, z. T. in der 
Meinung, für die allein verfolgten nationalen Bestrebungen sei 
von schwachen Regierungen ohne Parlament mehr zu erreichen, 
als auf dem gesetzlichen Wege. Die chronische Obstruktion 
hat den Staat nicht nur gegenüber Ungarn geschwächt, sondern 
auch seine Stellung in der Welt beeinträchtigt. Mit tiefer Be- 
schämung empfinden die Österreicher heute, daß sie allein nicht 
durch ihre Volksvertretung ihre Gesinnung in dem großen Welt- 
krieg aussprechen, sie allein den Kriegsnotwendigkeiten nicht 
durch opferwillige Beschlüsse des Parlaments Rechnung tragen 
konnten. Aber auch den einzelnen Völkern ist ein arbeitsfähiges 
Parlament auf die Dauer unentbehrlich. Sie müssen ihm zuliebe 
auf die Obstruktionsmöglichkeit verzichten und eine wirkliche. 
Geschäftsordnung durchführen. 


Man gibt zumeist den Deutschen die Schuld an der „Zerstörung“ des 
Parlaments, weil sie mit der Obstruktion begonnen haben. Das halte ich 


*) Springer, Kampf 24 ff. (vgl. Grundlagen 196 f. über den Wert der 
deutschen Vermittlungssprache für den Staat). 
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auch für ihre Lösung die Kraft und den Mut der Verant- 
wortung finden. 

Die Verschlechterung der Verwaltung und der Verfall des Parlaments 
stelen miteinander in vielfachem Zusammenhang. Eine Tatsachenreihe ist 
die folgende: in dem Maße wie große Gesichtspunkte verloren gingen und die 
parlamentarische Arbeit gestört wurde, wurden die Volksvertreter immer mehr 
zu Vertretern ihrer Wahlbezirke und ihrer Wählerschaft, viele schließlich 
halb unfreiwillig zu deren Agenten bei den Behörden. Der illegitime Einfluß 
der Parlamentarier stieg mit dem Sinken des konstitutionellen Einflusses des 
Parlaments. Diesem auf beiden Seiten mit schmerzlicher Scham empfundenen 
Zustand macht eine Hebung der Arbeitskraft des Parlaments am ehesten ein 
Ende; der durch seine Leistungen angesehene Parlamentarier bedarf einer 
so unwürdigen Verbindung mit seinen Wählern am wenigsten. 

Mit Ausnahme der Sozialdemokraten, welche der Staats- 
sprache doktrinäre Bedenken entgegenstellen, stimmen heute 
die Deutschösterreicher in den ausgesprochenen Forderungen 
überein. Halten wir uns vor Augen, wieviel der Staat infolge 
der aus den nationalen Kämpfen erwachsenen Hemmungen an 
produktiver Arbeit versäumt hat und wie oft das Nötigste mit 
dem bedenklichen Hilfsmittel des $ 14 besorgt werden mußte, 
was dann wieder zu unproduktiven verfassungsrechtlichen 
Streitigkeiten führte, so wird uns klar, daß nicht auf eine all- 
mähliche Entwicklung gewartet werden kann, sondern daß die 
Anforderungen, die unmittelbar nach dem Krieg auftauchen, 
rasche Arbeit fordern. Es müssen ungesäumt die Grundlagen 
für ein gesundes Staatsleben gelegt und es muß ohne Aufschub 
das Verhältnis des Staates zu den Nationalitäten geklärt 
werden. Diese selbst haben ein Recht darauf, daß das alle 
aufreizende Experimentieren und Schwanken, daß die Versuche, 
den Ausgleich zwischen Staat und Nationen unter dem Gesichts- 
punkt des Ausgleichs zwischen Föderalismus und Zentralismus 
zu erzwingen, der jenen nicht bringen kann, und andre Ver- 
schleierungen des Problems nun einmal wirklich zu Ende sind. 

Die Vorstellung Fischhofs 1869, daß das erste eine Erweiterung der 
Kronlandsautonomie, das zweite ein Nationalitätengesetz und der Schutz der 
Minderheiten sei, ist noch heute lebendig‘). Man begreift, daß namentlich 
kleine Völker meinen, innerhalb kleinerer Einheiten leichter ihre Eigenart 
behaupten zu können, während andere sogar durch Teilung der größeren 
Kronländer in Kreise, die auch der Verwaltung nicht unwillkommen wäre, 
ihr Gebiet besser abzugrenzen oder in einem kleineren Gebiet leichter 
ihre nationale Herrschaft aufzurichten hoffen; es ist selbstverständlich, 


daß von deutscher Seite”) die „mögliche Entwirrung“ in der Aufrecht- 
erhaltung eines gemäßigten Zentralismus erblickt wird, während wir auch 


1) Charmatz, Inn. Gesch. I 99. ?) Samassa 161 ff. 
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geschlossen, dort zerstreut, hier erobernd, dort verteidigend — 
es genüge als Beispiel das böhmische und das mährische, das 
kärntnerische und das krainerische Deutschtum. Es widerstrebt 
also alles einer einheitlichen Regelung für das ganze Reich, ja 
des öftern selbst für ein Kronland — und da die nationalen 
Schicksale der Ein- und Auswanderer nicht überall die gleichen 
sind und nicht sein können, so muß auch die endgültige Fest- 
legung nationaler Gebiete Widerspruch finden. 

Die Unmöglichkeit, die Monarchie in Sprachgebiete mit 
einigermaßen für Glieder eines Staatenbundes oder Provinzen 
eines Bundesstaates brauchbaren Grenzen zu zerlegen, zeigt 
Popovicis territorialer „Nationalitätenbundesstaat‘, in dem trotz- 
dem noch genug nationale Minderheiten übrigbleiben. Eine auf 
dem Personalitätsprinzip aufgebaute Gliederung hat Renner ein- 
gehend begründet und andre seiner Parteigenossen vertreten !). 


Bemerkenswert ist, daß Karl Lamprecht?) in einer genialen Plauderei 
den Gedanken hingeworfen hat, der Krieg könne uns eine Art Wiederkehr 
des mittelalterlichen Personalitätsprinzips bringen, derart, daß etwa ein irgend- 
wo wohnender Tscheche seine „politische Heimat‘ in einem Teile Tschechisch- 
Böhmens, ein aus Niederösterreich stammender Deutscher in diesem Lande 
behalte. Also eine Art Verbindung des Prinzips mit dem territorialen! Ganz 
anders stehen sich beide bei Renner”) gegenüber. Zum Unterschied von 
der von ihm abgelehnten Auffassung der Nation als unverbundener Masse 
von Individuen — auf der Onciuls Folgerung beruht, das Recht habe für die 
Masse der Nationsgenossen den gleichen geringsten Sprachenzwang zum Ziele‘) 
— haben beide Prinzipien gemeinsam, daß sie die Nation als rechtliche 
Einheit konstruieren. Da das Territorialprinzip, selbt wenn es auf relativ kleine 
Einheiten herabgeht, immer zu einer Vernachlässigung nationaler oder sprach- 
licher Minderheiten führt, enthebt es nicht von der Errichtung autonomer, 
vom Gebiet abgelöster Personenverbände, die das Personalitätsprinzip (von 
ihm auch „System der nationalen Autonomie“ schlechthin genannt) verlangt. 
Die Nation soll also konstituiert werden durch einen nationalen Status, der 
auf ausdrücklicher Zugehörigkeitserklärung) oder auf stillschweigender beruht. 


1) Pernerstorfer, Deutsche Arbeit XIV 657. 

> Liebesgaben aus dem Deutschen Reiche 84 f. 

D In den öfter genannten Werken, besonders dem älteren. Vgl. auch 
oben Abschnitt II. 

*) Renner bezeichnet sie als undurchführbar, weil sie den oft willig 
hingenommenen faktischen Sprachenzwang (s. oben) vernachlässigt. 

5) Die in den Volkszählungen erhobene Umgangssprache kann in der 
Tat, wie von Geographen öfter betont wurde, kein exaktes Bild der sprach- 
lichen und keines der politischen Zugehörigkeit geben; in ihr kombinieren 
sich beide, und sie trägt der Mehrsprachigkeit nicht Rechnung. Da ferner 
die nationale Zugehörigkeit nicht von der Mutter- oder der Umgangssprache 
allein, sondern auch von kulturellen, politischen, wirtschaftlichen Beziehungen 
und dem daraus hervorgehenden Gemeinsamkeitsgefühl abhängt, ist es grund- 
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An ihn knüpfen sich Rechtsansprüche und Verpflichtungen gegen die eigene 
Nation, gegen den Staat und Nationsfremde. Das Nationsganze muß juristische 
Person, in bestimmter Sphäre staatsfrei (autonom) sein; es bedarf dazu der 
Repräsentativ-, der geistigen Kultur-, einer teilweisen Finanz- und als Macht- 
mittel der Personal- und Amtshoheit. Der Staat aber bedarf für seine Zwecke 
einer ihnen entsprechenden Sprengelteilung. Zwischen die Lokalstellen und 
die höheren (Kronländer oder was besser an deren Stelle tritt) wird der Kreis 
gesetzt, der gerade die für staatliche und Selbstverwaltung zweckmäßige Größe 
hat und sich in der Regel national gegen die anderen Kreise abgrenzen, 
oft auch in zwei Personalorganisationen, z. B. eine deutsche und eine tsche- 
chische als „Doppelkreis‘‘ gliedern läßt. Er bildet auch die Basis der natio- 
nalen Selbstverwaltung. Innerhalb der gemischtsprachigen Kreise, Bezirke 
und Gemeinden konstituiert sich die Minderheit als Schul- oder Rechtsschutz- 
gemeinde, als nationale Bezirkskonkurrenz, (Rechtsschutz-) Bezirksvertretung 
und Kreisvertretung — da alle Wahlen im Staat nach dem allgemeinen 
gleichen Stimmrecht erfolgen, sind künstliche Mehrheiten ausgeschlossen. 
Die nationale Verwaltung soll gemeinsam von dem nationalen Obmann 
und dem Staatsorgan geführt werden; die gemeinsamen territarialen 
Vertretungen werden direkt von den Angehörigen der Nationsmatrikeln nach 
der aus der Volkszahl hervorgehenden Proportion gewählt, so daß nur wirt- 
schaftliche und überhaupt sachliche, nicht nationale Motive ihr Ergebnis 
bestimmen. Zu den territorialen Verwaltungsorganen treten das territoriale 
staatliche Organ und die nationalen Obmánner zusammen, wobei wir freilich 
keine Gewähr für die nationale Unbefangenheit des Staatsorgans erhalten. 
Das Organ der autonomen Nation, der Nationalrat, wird von den Vertretern 
der nationalen Kreise, Mehr- und Minderheiten nach einem einfachen Schlüssel 
gewählt. Der ihm verantwortliche nationale Staatssekretär hat insbesondere 
auch für den Schutz der zerstreut wohnenden, durch die untere Grenze der 
Minoritätsvertretung') von einer solchen ausgeschlossenen Nationsgenossen 
zu sorgen. Ins Abgeordnetenhaus aber wählen nicht die Nationen, 
sondern die Verhältniswahl soll das faktische numerische Stärkeverhältnis 
sowohl der nationalen, wie der wirtschaftlichen Interessen im Kreise, unge- 
hemmt von einer künstlichen Wahlkreiseinteilung, zum Ausdruck bringen, 
Renner meint, bei so demokratischer Verfassung sei ein dauerndes Mehrheits- 
oder Minderheitsverhältnis von nationalem Gesichtspunkt aus nicht zu erwarten. 
Die Amtshoheit der Nation äußert sich derart, daß der gesamte Status verhält- 
nismäßig aus den in jeden einzelnen nationalen Beamtenstatus aufgenommenen 
Angehörigen aller Nationen zusammengesetzt ist. In der Regel beginnt der 
Dienst bei der einsprachigen Lokalverwaltung, von wo es ein einsprachiges 
Aufsteigen in der National- und ein zwei- oder mehrsprachiges in der höheren 
Staatsverwaltung gibt. Für die Sprachkenntnisse wird dadurch gesorgt, daß 
in jeder Mittelschule das Deutsche und eine andere Landessprache gelehrt 


sätzlich richtig, sie durch einen Willensakt des Betreffenden festzustellen. 
Aber soll dieser unwiderruflich sein? Soll die nationale Assimilation Zu- 
gewanderer künstlich aufgehalten werden? Das wäre nicht unbedenklich 
und würde als unerträglicher Zwang empfunden. 


1) Diese sucht Renner mit Recht nicht in einem Prozentsatz, sondern in 
einer absoluten Zahl und zwar derjenigen, welche zu bestimmten kulturellen 
Leistungen, ausreicht, also vor allem für eine Schulgemeinde. 
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werden muß'). So werde die Sprache ein reines Verständigungsmittel; an 
das Bekenntnis zu einer bestimmten Sprache würden sich weder politische 
Vor- noch Nachteile knüpfen. Das System gipfelt im Reichskanzler, der 
zugleich dem Rate der nationalen Staatssekretäre und dem der allein dem 
Reichsrate verantwortlichen Fachminister vorsitzt. Zur Schlichtung von Diffe- 
renzen zwischen den obersten Vertretern der nationalen und der staatlichen 
Verwaltung bedarf der „zweidimensionale Bundesstaat‘ eines Kronrats. 

Die Hoffnung, daß dies logisch aufgebaute, aber komplizierte und einen 
nicht gerade einfachen Verwaltungsapparat erfordernde System die nationalen 
Kämpfe erheblich mildern könnte, hält einer näheren Betrachtung nicht lange 
Stand’). Die rechtlich konstituierte Nation könnte allerdings durch ihre Ver- 
treter Pflichten übernehmen und Verträge — also auch Ausgleiche mit 
anderen — schließen, die von Dauer sind. Wenn ferner die Nation als Ganzes 
ihre Minderheitsschulen erhält, können sich diese leichter bebaupten, Ent- 
nationalisierung wider Willen wird dann seltener, die nationale Entwicklung 
naturgemäßer. Aber das gleiche vermag schon heute ohne umständliche 
Einrichtungen eine gute nationale Schutzvereinsorganisation. Immerhin würde 
die Ertwicklung friedlicher, weil die Minoritätsschule nie von Steuerzahlern 
einer anderen Nation erhalten werden müßte, wie heute die flüggegewordenen 
Schulvereinschulen. Gerade diese finanzielle Seite der „nationalen Auto- 
nomie“ hat sie vielfach den überlasteten Deutschen sympathisch gemacht. 
Umsomehr lehnen sich die Völker mit geringerer Steuerleistung, namentlich 
jene, die breite Proletarierschichten in fremdsprachige Städte oder Industrie- 
gebiete senden, gegen die „finanzielle Autonomie“ auf. Als Arbeiter, als 
Käufer hätten ihre Volksgenossen dem Fabrikanten oder Kaufmann zu seinem 
Reichtum verholfen; deshalb müsse er für den Unterricht ihrer Kinder, die 
Erhaltung ihrer Invaliden beitragen. Und überhaupt seien Kultur- und Wohl- 
fahrtseinrichtungen im Interesse des Staates, dem ja auch Renner die Sorge 
für ein gewisses Minimum an Volksbildung zuweist. So wird die Verteilung 
der Staatsausgaben nach dem Schlüssel der Steuerleistung mindestens nicht 
vollkommen zu erreichen sein. Soweit überhaupt, ist auch die finanzielle 
Autonomie wesentlich nur als eine territoriale — die allen Bewohnern des ein- 
heitlichen Gebietes zugute kommt — durchführbar. Andere Einwände fallen 
weniger ins Gewicht, z. B. daß Renners Vorschläge immer nur von der Volks- 
zahl ausgehen, in der sich die kulturelle, wirtschaftliche und politische Kraft 
einer Nation keineswegs allein spiegelt. Der Druck oder sonstige Einfluß, 
der auf die „freie“ Nationalitätserklärung ebensogut, wie heute auf die An- 
gabe der Umgangssprache, der aber auch auf die Reichsratswähler, auf die 
Abgeordneten und die Regierung geübt werden kann, würde dafür sorgen, 
daß die nationalen Kämpfe sich kaum weniger erregt abspielen würden, als 
heute, umsomehr als sie Renner nicht, wie die Wahlordnung von 1907, aus 
den Wahlkreisen ins Parlament verlegt, sondern schon in jenen zuläßt?). 
Die Hoffnung, daß die demokratische Wahlreform die nationalen Känpfe 
mildern werde, hat sich nicht erfüllt, sondern sie sind eher in tiefere Bevöl- 


1) Das darf besonders hervorgehoben werden, da es sich mit mancher, 
als germanisatorisch verschrieenen Forderung von deutscher Seite deckt. 

”) Vgl. hierzu Samassa 162 ff. 

D Ein hervorragender deutscher Politiker hebt nicht ohne Grund hervor, 
das Personalprinzip trage sogar die Beunruhigung in geschlossene Gebiete, 
die heute in nationaler Ruhe sind. 
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und kann auch — allen Bestrebungen zur nationalen Annähe- 
rung seine kraftvollste Unterstützung leihen, aber ein Schema 
für Ausgleiche kann er nicht bieten. 

Das klingt nun fast, als könne der Staat von den Nationen 
wesentlich nur fordern, ihnen aber nur wenig bieten. Indes, 
außer seiner Kraft und Größe, seinen gemeinsamen Aufgaben 
und seiner eben berührten Vermittlerstellung bietet er ihnen 
vor allem Schutz, den Schutz nicht nur ihrer Kulturgemein- 
schaft als Westeuropäer, sondern ebenso den Schutz ihrer eigenen 
Sonderkultur gegen auswärtige Feinde, deren Staatsgedanken 
nicht Erhaltung der Mannigfaltigkeit, sondern rücksichtslose 
Uniformierung ist. Das hat kürzlich eine tschechische Stimme 
in der seltsamen Fassung zugestanden: „Wir schützen einen 
Staat, der uns selbst hilft; wir schützen die Grenzen des mittel- 
europäischen Problems, weil es unser Lebensproblem ist !).“ 

Die Bezeichnung „Problem“ gerade hier ist interessant. Sie 
mahnt uns daran, daß man für die dringlichste Forderung 
des Staates an spezielle Völker die des „Ausgleichs“ in 
Böhmen hält?). Durch ihn soll die Beseitigung der Obstruk- 
tionen, die Regelung, der Staats- oder Vermittlungssprache usw. 
eret möglich werden. Erfolgen diese ohne ihn, so verliert er 
seine grundlegende politische Bedeutung und muß lediglich 
vom nationalen Standpunkt der beiden Völker aus gewertet 
werden. Die geographischen Grundlagen einer Abgrenzung sind 
in Böhmen von Natur gegeben. Diese scheiterte bisher an den 
politischen Forderungen der Völker, insbesondre an Zentralismus, 
Föderalismus und tschechischem Landeszentralismus. In Verbin- 
dung mit dem von deutscher Seite abgelegten Bekenntnis”), daß 
der Ausgleich für die Tschechen eine Einbuße an faktischer Macht, 
für die Deutschen aber kein Lebensinteresse bedeute, während 
der Staat bei dem heutigen Kampfverhältnis der „Hauptverlust- 
träger‘‘ sei, scheint mir dies zu beweisen, daß seine Bedeutung 
in Zukunft hinter der des Staatssprachenproblems und der all- 
gemeinen Sicherung des staatlichen Lebensraums weit zurück- 
treten dürfte. In dem wirklich gemischtsprachigen Mähren 
nötigte dagegen das nationale Bedürfnis beider Teile zu einer 
Verständigung. 


!) Die Prager „Union“ bei Munin 14. Vgl. dazu Munin selbst 10 ff. 

D Über ihn Samassa 28 f., 172 ff., und Charmatz, Inn. Gesch. passim. 

2) Samassa 173. Die entgegengesetzte, oben als vorherrschend bezeichnete 
Meinung begründet z.B. Perko a. a. O. 17 ff. 
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nationalisierung fremder Volksteile. Diese vom Staate zu ver- 
langen, hat es kein Recht. Wohl aber muß es verlangen, daß 
ihm seine Aufgabe, die Vertretung des Staats und des 
Staatsgedarikens in seine Hand zu nehmen, von vornhereitl 
möglich gemacht werde. Der vornehmste Grund, weshalb 
den Deutschen bisher eine wirkliche Führung nicht möglich 
wurde — obwohl ihre Leistungen und ihr Ansehen im Staat 
ihren Prozentanteil an Volk und Gebiet weit überstiegen — 
ist mehrfach erwähnt worden. Die übermäßige Längserstreckung 
des zisleithanischen Gebiets gab Randländern, deten Beziehungen 
zum ganzen gering sind, doch einen unverhältnismäßigen Ein- 
Du auf dessen Geschieke; sie beraubte die Deutschen def 
zentralen Lage und der parlameitarischen Mehrheit. Sie misseti 
also die Sonderstellung der außerkarpathischen Länder; 
durch die Österreich erst Ungarn an Geschlossenheit der Grenzeti 
einigermaßen gleichgestellt wird, auch als notwendige Bedingung 
für den Erfolg ihrer staatspolitischen Arbeit fordern. Der 
kroatische Landtag und seine Delegation im ungarischen Par- 
lament lehren, wie Autonomie mit einer bescheidenen Mitwirkung 
an den Angelegenheiten des Gesamtgebiets durchführbar ist!). 
Die parlamentarische Mehrheit, welche die Deutschen dadurch er- 
langen, ist nicht stark genug, um sie zu Herren zu machen. 
Abet sie reicht aus, um Koalitionen des Hasses wirkungslos zu 
machen, wie wir sie so oft gegen den Staat und die Deutschen 
sich aus geographisch und wirtschaftlich zusammenhanglosen, 
von den verschiedensten Interessen beherrschten nationalistischen 
Gruppen entstehen sahen. Das Übergewicht des sozial stärker 
differenzierten und dabei zu nüchterner Sachlichkeit geneigten 
deutschen Elementes muß auch dazu beitragen, die politisch- 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen, in denen sich oft deutsche 
und nichtdeutsche Landes- oder Berufsgenossen näher stehen, 
als die einzelnen Teile einer Nation untereinander, mehr ih den 
Vordergrund des parlamentarischen Lebens zu bringen. Die 


D Renners Spott über die schrittweise „Rückwärtskonzentration der 
deutsch-österreichischen Bourgeoisie", zuerst aus "Ungarn, dann Galizien, dann 
auch Dalmatien und der Bukowina (Springer, Grundlagen 45 ff.) findet einen 
milderen Ausdruck in Samassas Bemerkungen (50 f., vgl. 31 ff., 171 f.) über 
das Defensive des Linzer Programms, die Preisgabe deutscher Volksbestand- 
teile und die Schwierigkeit, den Polen eine für sie finanziell kostspielige 
formelle Selbständigkeit zu geben. Diese kann heute vielleicht leichter über- 
wanden werden, als Zu einer Zeit, da das angestrebte nationale Ziel der 
Polen (ebenda 32) noch weit entfernter schien. 
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Aber das ist Sache der Militär- und Staatsbehörden. Die Deutschen dürfen 
nicht den Anschein erwecken, als ob sie die harte Staatsnotwendigkeit für 
nationale Vergeltung ausnützen wollten. Sie dürfen nicht vergessen, wie sehr 
ihnen die großenteils nichtdeutschen „Bachhusaren“ die Seele der Magyaren 
entfremdet haben und welchen Anteil die altösterreichische Polizei an dem 
Entstehen des Deutschenhasses in Italien hatte. Es ist ene Staatsnotwen- 
digkeit, daß die Vertreter des Staatsgedankens und das führende Volk jenes 
Vertrauen in ihre Unparteilichkeit sich bewahren, das ihnen heute ihre 
nationalen Feinde (oft widerwillig) zollen. Ebenso verfehlt wäre es, politische 
Strafmaßregeln zu treffen. Nicht die Verleihung des allgemeinen, wohl aber 
die des gleichen Wahlrechts an eine politisch ganz ungeschulte Bevölkerung 
halte ich für einen MiBgriff, der nur wegen der dann doch ausgebliebenen 
Rückwirkung auf Ungarn erfolgte. Aber eine Wahlrechtserweiterung ist in 
der Gegenwart nicht mehr rückgängig zu machen und eine „Korrektur“ 
durch „Wahlkreisgeometrie“ ist ebenso aufreizend, wie — das zeigt die Ver- 
geblichkeit der gegen die Sozialdemokratie gerichteten obersteirischen Wahl- 
kreisbegrenzung — durchaus unwirksam. Auch ein Pluralitätsstimmrecht der 
Verfassung anzufügen, scheint mir politisch bedenklich und national be- 
deutungslos. 


Der Anspruch auf die Führerstellung im Staate, den die 
Deutschen auf Grund ihrer großen Leistungen im Kriege heute 
mehr als je zu stellen berechtigt sind, erlegt ihnen besondere 
Pflichten auf. Sie müssen, wie bisher, die dem Staat erfor- 
derlichen Leistungen auf sich nehmen, ohne auf Dank der 
Völker — wenigstens zunächst — zu rechnen!), obwohl sie als 
das kulturell meistvorgeschrittene und sozial meistentwickelte 
Volk an den Leistungen und Lasten einen verhältnismäßig 
weit höheren Anteil tragen müssen, als die andern. Das gilt 
auch in materieller Beziehung, im besondern von der Steuer- 
leistung. Von sehr berufener deutscher Seite wird darauf 
aufmerksam gemacht, daß schon aus militärischen Gründen 
die Monarchie in ihren wirtschaftlich zurúckgebliebenen öst- 
lichen Grenzländern große Arbeiten wird leisten müssen, die 
namentlich auf die deutschen Steuerleistungen zurückwirken 
müssen — auch wenn sie durchaus im gemeinsamen und nicht 
(wie es selbst bei Sonderstellung gewisser Länder wahrscheinlich 
ist) auch im österreichischen Staatshaushalt eingestellt werden. 


„von böhmischer Seite“ die alte Mär verbreitet wird, daß die Mehrzahl der 
Österreicher irredentistisch sei, insbesondere die von der Regierung angeblich 
seit Jahren bedrückten Tschechen. Wir wollen hoffen, daß der Verfasser 
sein eigenes Volk ebenso verleumdet, wie er dies — unter offenkundiger 
Geschichtsfälschung — den andern Völkern, der Regierung und dem Deutschen 
Reich gegenüber tut. 


1) Jesser, Wesen des nationalen Kampfes 10, Wesen und Werden 24, 
Charmatz, Innere Geschichte II 174, Sieger, Grundl. 53, Anm. 2. 
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Der Deutsche muß aber auch ideelle Opfer für die andern 
Völker bringen, indem er — nicht nur im unmittelbaren Staats- 
dienst — seine geistige und materielle Arbeitskraft auch auf 
die Hebung ihrer Kultur verwendet und wo besonders viel 
zu leisten ist, vorbildlich und bahnbrechend eingreift. Das wird 
sich oft für die Nation und den einzelnen lohnen, aber nicht 
deshalb soll es geschehen. Ähnlich steht es mit seinem seelischen 
Verhalten zu den Interessen, dem Gedanken- und Empfindunge- 
leben der Völker, ihrer Sprache und Spezialkultur. Die nationale 
Bewegung machte die Deutschen, die in früherer Zeit so viel 
Interesse dafür bekundet hatten, gleichgültig gegen das Wesen 
und die Art ihrer Nachbarn; geringschätzig ging man an dem 
„Feind“ vorüber. Das ist heute anders geworden, seit man 
erkannt hat, daß man auch den Gegner verstehen und achten 
muß, um ihn bekämpfen zu können. Das häßliche Wort von 
den „minderwertigen‘ Nationalitäten wird heute keinen Nach- 
klang mehr finden, aber noch muß die Anteilnahme an 
fremder Art stärker werden, hüben wie drüben. In den Schützen- 
gräben mag sich da mancher neue Faden geknüpft haben. 
Dem kulturell führenden Volk muß auch in dieser Hinsicht die 
größte Leistung und die größte Last zufallen. Der Deutsche 
bringt mit der Erlernung der Landessprachen dem Staats- 
gedanken ein weit härteres Opfer, als der Nichtdeutsche mit 
jener des Deutschen, weil für ihn der faktische Sprachen- 
zwang weit geringer ist. Auch haben noch immer manche 
die unbegründete Angst, daß den „nachgiebigen‘“ Deutschen 
die Sprachkenntnis zur nationalen Schwäche werde. Wenn wir 
nicht aus Nachgiebigkeit die Sprache der Umgebung annehmen, 
sondern in vollem Kraftgefühl sie uns erwerben, gewinnen 
wir auch ein Kampfmittel in ihr. Wie sollen wir auf dies 
bunte Gewebe von Völkern einwirken, wenn wir nicht in seine 
Einzelheiten eindringen können? Schließlich kann nur das 
allgegenwärtige deutsche Volk „den Dolmetsch“ bilden „für die 
kulturelle und politische Verständigung der Nationen Oster- 
reichs“!). Mehr als jedes andere kann es ausgleichend wirken, 
geradezu Ausgleiche anregen für andere, wie es dies für sich 
selbst so oft in Böhmen getan, aber auch durchführen, wie es 
in Mähren unter Verzicht auf manche Vorzüge seiner Stellung 
bewiesen hat. Freilich haben alle Ausgleiche eine Grenze an 
den Lebensbedürfnissen der Völker, auch des deutschen vor 


1) Burger - 109, Foerster a. a. O. 38. 
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allem, und können nur die äußeren Beziehungen der Völker 
regeln, nicht ihren Wettbewerb beseitigen. 

Die Führung im Staate gestehen auch wenig von National- 
gefühl beirrte Stimmen den Deutschen zu, solange als sie 
kulturell vorangehen. Das zu tun ist sowohl Gebot der 
deutschen Staats- als der deutschen Nationalpolitik. Beruhen 
die früheren Mißerfolge auf kulturellen Versäumnissen? Wir 
meinen: in der Hauptsache nicht; wir meinen vielmehr: auf 
politischen, wirtschaftlichen und nationalen Verhältnissen, die 
wesentlich in der geographischen Umgrenzung der „diesseitigen 
Reichshälfte‘“ begründet sind. Ein Vergleich mit den Erfolgen 
der Magyaren, der viel Lehrreiches bietet, tut dies der", Noch 
ein Moment ist wesentlich: die Stellung der Dynastie; deren 
Mißtrauen gegen die Deutschen ist nun hoffentlich ebenso über- 
wunden, wie das ihr immer wieder nahegelegte übergroße Ver- 
trauen auf die Tschechen, deren geographische Lage „einen 
Irredentismus ausschließt“, aber Panslavismus und Russophilie 
zuließ. Wir erwarten vielmehr, was Samassa vielleicht von der 
starken Persönlichkeit des verewigten Thronfolgers erhoffte?), 
einen engen Zusammenschluß der beiden offiziellen Träger des 
Staatsgedankens, der Krone und des Heeres mit dem Volk, das 
ihm die treuesten Dienste leistete und leisten wird®) und an 
dessen „Loyalität“ nun auch der „Nurösterreicher alten Stils“ 
nicht mehr zweifeln kann. 


VIII. Deutsche Nationalpolitik in Österreich 


Wir haben die Stellung der Deutschösterreicher zum Staate 
und ihre besonderen Pflichten gegen ihn, ihre Minimalforde- 
rungen an ihn entwickelt. Davon unabhängig ist das eigent- 
liche nationale Problem, das über jenen Fragen leicht 
übersehen wird, das Problem ihrer Stellung als Volk und zu 
den andern Völkern in dem von Österreich eingenommenen 
Raume. Theoretisch lassen sich hier sechs Aufgaben unter- 
scheiden, die sich aber in der Praxis immer wieder mitein- 
ander verketten: die Behauptung der numerischen Stärke des 


1) Vgl. Springer, Grundl. 34 ff., Samassa 17 f., 146, Sieger, Grundl. 10 f., 
12 f., 36 ff. 

?) Samassa 147 ff., 150 ff., 165 ff., 176, 180 f. behandelt das Verhältnis 
der Dynastie zu den Deutschen. 

E Wie wenig nichtdeutsche Beamte und Minister oft ihren Nationalis- 
mus dem Staatsgedanken unterordneten, soll hier nicht erörtert werden. 
Vgl. Samassa 167, 175 u. 0. 
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deutschen Volks und ihres Verhältnisses zu der Zahl der anderen 
Staatsgenossen, die äußerliche oder sprachliche Behauptung und 
Erweiterung des eingenommenen Sprachgebiets, die kulturelle 
Behauptung dieses Gebiets als ein nach Eigenart und Leistungen 
deutsches Kulturgebiet, die Behauptung und Erhöhung der 
kulturellen Rangstufe unter den Nachbarvölkern und damit die 
Wahrung der führenden Stellung im Kulturleben Österreichs, die 
Behauptung und Erhöhung der innerhalb des deutschen Gesamt- 
volkes eingenommenen Rangstellung, endlich die Eingliederung 
in das nationale und politische Leben und Streben des deutschen 
Gesamtvolkes. Diesen Fragen gegenüber nehmen verschiedene 
Generationen und Landesteile, nehmen vielleicht insbesondere 
die Bewohner des geschlossenen deutschen Gebiets und die 
Sprachinseldeutschen aus mannigfachen Gründen eine ver- 
schiedene Stellung ein, sobald es sich um besondere Ziele, 
Aussichten, Mittel handelt und namentlich das wirtschaftliche 
Moment innerhalb des kulturellen ist sehr verschiedener Be- _ 
wertung ausgesetzt; aber die Aufgaben selbst stehen außer 
Zweifel und gerade die weniger offen zutage liegenden sind 
infolge der nationalen Selbstbesinnung, die uns die letzten 
Jahrzehnte brachten, auch breiten Schichten des Volks — ge- 
rade den der Tagespolitik abgekehrten — immer lebhafter be- 
wußt geworden. Ein weiteres Ergebnis der deutsch-nationalen 
Bewegung ist die Überzeugung, daß diese Aufgaben nicht vom 
Staate für das Volk gelöst werden können, sondern nur von 
diesem selbst durch seine eigenen Organisationen, wie die 
„Schutzvereine‘“ im weitesten Wortsinne und die „Volksräte‘“. 
So sehen wir auch die im politischen Leben und selbst in der 
Frage ihres Verhaltens zum Staat so stark in Parteien zer- 
rissenen Deutschösterreicher auf parteilose nationale Verbände 
immer mehr Gewicht legen. 

Um so stärker empfindet man daher auch das Bedürfnis, alle 
Parteiung nun zu überwinden und ein „nationales Programm“ zu 
vertreten, auf das sich alle einigen sollen. Das Haupthindernis 
dafür liegt in dem gegenseitigen Mißtrauen der nationalen 
Parteien und derjenigen, die von ihnen für nichtnational oder 
international erklärt werden!). Aber auch die Einsicht nimmt 
zu, daß dieses Mißtrauen überwunden werden muß und wird, 
auch weil die Massen des Volks sich gegen die nationale Not- 
wendigkeit nicht so verschließen können, wie ihre Führer. 


1) Vgl. etwa Br und Lischka a. a. O. 
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Für die klerikale (konservative, katholische) Partei mußte die 
slavisch-katholische Fassung des Staatsgedankens um so größere An- 
ziebungskraft besitzen, als sie den Gegensatz zum evangelischen Preußen in 
der Zeit des „Kulturkampfes‘ in vollster Schärfe empfand und die führenden 
Deutschen auch die Führer des Liberalismus und des von der autonomistisch 
gefärbten klerikalen Partei bekämpften Zentralismus waren. Der deutschen 
Nationalbewegung wurde dadurch, daß die Klerikalen in engem politischen 
Bündnis mit den Slaven auch gegen rein nationale deutsche Forderungen auf- 
getreten waren, der Feldruf „Los von Rom!“ nahegelegt und dadurch der An- 
näherung, die sich zunächst vielfach zu vollziehen schien, ein Ende gemacht. 
Trotzdem haben sich immer wieder unter dem Einfluß der Wählerschaften 
nationale Flügel von der klerikalen Partei abgelöst und die christlich-soziale 
Partei, in der sie schließlich aufging, ist keime deutschnationale, aber doch 
eine entschieden deutsche Partei geworden’). Auf der andern Seite steht 
der „Internationalismus“ der Sozialdemokratie’). Auch macht 
die Tatsache, daß die Deutschösterreicher genötigt sind „mit Rücksicht auf 
ihre versprengten Volksgenossen und ihre soziale Struktur vielfach ein Kom- 
promiß zwischen Volkspolitik und Klassenpolitik zu schließen‘ D, sowie die 
von Renner betonte Auffassung, daß der nationale Kampf in den verschiedenen 
Volksschichten sich ungleich heftig abspiele*), die Sozialdemokraten geneigt, 
die nationale Schutzarbeit als eine Arbeit im Interesse der Bourgeois auf- 
zufassen. Aber, aus was für Gründen immer, bei Vorgängen, wie sie die 
Badenische Regierung herbeiführte, standen die Sozialdemokraten neben den 
Deutschen. Und wenn sich einerseits Gedanken von Männern wie Renner 
und Jesser in noch zu besprechender Hinsicht nähern, so haben die Kämpfe 
der letzten Jahre das nationale Empfinden in den Reihen der Arbeiter stark 
in Bewegung gebracht. Von dem Beispiele Deutschlands endlich erhoffen 
wir auch eine Rückwirkung auf die österreichisch-deutschen Parteien, welche die 
Notwendigkeit lehren muß, nationale Eintracht bei charaktervoller Selbständig- 
keit in allen politischen Fragen zu bewahren. Eine gemeinsame Volkspolitik 
leidet, je mehr sie in die Tiefe geht, auch unter den auseinandergehenden 
wirtschaftlichen Interessen der einzelnen Schichten — vielleicht noch mehr 
als unter dem Dogmatismus der Parteien. Wie sich das äußert und welcherlei 
Abhilfe dagegen zu finden ist, kann nicht im Einzelnen erörtert werden; einige 
Gesichtspunkte werden sich im folgenden ergeben. Nicht oft genug aber 
kann die Mahnung zur Einigkeit wiederholt werden. Hoffen wir von der 
Gemeinsamkeit des Kampfes und des Kriegsleides, von der engen Berührung 
des Menschen mit dem Menschen eine Annäherung von Volk zu Volk, um 
wieviel mehr müssen wir sie innerhalb unseres Volks von Partei zu Partei, 
von Klasse zu Klasse verlangen! 


1) Vgl. Samassa im Abschnitte „Der Klerikalismus‘, Charmatz passim, 
Burger 49. 

”) Vgl. z. B. die Polemik zwischen M. Hainisch und E. Pernerstorfer 
im Juni- und Augustheft 1915 der „Deutschen Arbeit”. 

* Hainisch, Einige neue Zahlen zur Statistik der Deutschösterreicher, 
Wien 1909, S. 3. 

1) S. oben Abschnitt IL Die politisch-taktischen Gründe für die Haltung 
der Sozialdemokraten und das nationale Erwachen der Arbeiter bespricht 
Samassa 59 ff. 
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weise Vordringen der Italiener im Etschtal mit weit lebhafterer 
Erregung auf, als den Kampf um die Vorposten und Gebiets- 
zungen im welschen Tirol, etwa das isolierte Lusarn und Deutsch- 
fersental. Man empfand eben jenes als den Anfang einer Ab- 
trennung deutscher Gebiete durch fremde ,, Wachstumsspitzen“. 
Anderseits erschien die Behauptung einzelner geographisch und 
wirtschaftlich wichtiger Sprachinseln und selbst Minoritäts- 
stellungen namentlich den Nachbarn der Sprachgrenze jederzeit 
höchst wichtig und für Vorposten, wie die drei autonomen 
Städte in Untersteier (Marburg, Cilli, Pettau) ist diese Meinung 
durchgedrungen. Die Bewohner kleiner Sprachinseln erblicken 
oft ihr Heil in der Isolierung und volklichen Reinerhaltung der 
Gemeinde, selbst wenn ihr dadurch, wie in Brünn oder Cilli, 
die natürliche Entfaltung der Stadt verwehrt wird. Ist dagegen 
die Nachbarschaft schon stärker von deutschen Elementen durch- 
setzt, so entsteht das Bestreben nach Eingemeindung. Über 
die Erlernung nichtdeutscher Sprachen gehen im Inneren des 
geschlossenen Sprachgebiets, wo die Frage weniger Interesse 
erweckt, die Meinungen auseinander; an der Sprachgrenze lehnt 
man sie als bedenklich ab, in den Sprachinseln ist sie eine, 
wenn auch oft nicht gerne zugegebene, Notwendigkeit. Die 
gegenseitige Lage der deutschen Einwanderungsgebiete und der 
nichtdeutschen Herkunftsbezirke ermöglicht bald mehr, bald 
weniger Zusammenhang der Zugezogenen mit ihrer Heimat 
und auch dadurch wird die Wirksamkeit der Einwanderung 
beeinflußt — oft mehr als durch die absolute und relative Zahl 
der Fremdsprachigen. Ebenso entscheiden geographische und 
wirtschaftliche Verhältnisse der einzelnen Gebiete darüber, ob 
deutsche Abwanderung mehr als Volksverlust und nationale 
Schwächung oder als Erweiterung des Volksbodens wirkt und 
empfunden wird. Solche und ähnliche naturgemäße Meinungs- 
verschiedenheiten, bei denen man oft die lokal berechtigte An- 
schauung dogmatisch und allgemein vertrat, verschärften die 
Interessengegensätze, die zwischen den einzelnen Teilen des 
Sprachgebiets bestehen — zeitweise bis zu Verstimmungen 
zwischen „Alpen-“ und „Sudetendeutschen‘, die sich gegenseitig 
Überschätzung des „böhmischen Hausstreites‘‘ und des „Wegs 
nach Triest“ vorwarfen. Der Umstand, daß sich beide aus 
mehr politischen als nationalen Gründen von Wien, der natür- 
lichen Vermittlerin innerhalb des österreichischen Deutschtums, 
abkehrten, erschwerte die Verständigung. Seit man einsehen 
gelernt hat, daß das vielverlästerte Wien seine nationale Pflicht 
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ehesten möglich sind, in denen Fehler am schnellsten sich rächen. 
Alles das erklärt, daß das deutsche Volk immer allgemeiner 
in ihrer Verteidigung seine nächste Aufgabe sieht, auf sie seine 
Hauptmittel konzentriert!) und an sie vor allem denkt, wenn es 
von nationalen Ausgleichen und ihren Bedingungen redet. Aber 
ihre Behauptung ist nur eine der oben bezeichneten nationalen 
Aufgaben. 


Vom nationalen Kampf als solchem wollen wir nicht reden. Soweit 
er die Geltung der Völker im Staat betrifft, ist er schon hinreichend be- 
handelt worden. Soweit er die Abwehr nationaler Gehässigkeiten und ihre 
Vergeltung mit gleicher Münze bedeutet, ist er eine selbstverständliche Folge 
der Angriffe und diese sowie ihre Formen sind oft geschildert worden, be- 
sonders für Böhmen”). Uns soll hier nur die Behauptung der nationalen 
Werte interessieren, wie diese anfangs des VIII. Abschnittes klargestellt 
wurden. Nur nebenher sei bemerkt, daß die „nationale Kleinarbeit“ der 
Schutzvereine und ihrer einzelnen Mitglieder, die von unverständiger und 
gegnerischer Seite so oft als die reine Hetzerei bezeichnet wird, doch auch 
ihren bedeutenden kulturellen Wert hat — durch die rege Werbe- und Sammel- 
tätigkeit, die viele geschäftige Elemente, deren Eifer sich sonst auf eine 
unfruchtbare Bierbankpolitik und auf schädliche politische Machenschaften 
würfe, an nützliche Arbeit bindet, durch die volksbildenden, namentlich 
künstlerischen und erziehlich-wissenschaftlichen Veranstaltungen, die aus oft 
ganz äußerlichen Gründen nirgends fehlen. Und vor allem, indem sie das 
Bewußtsein der nationalen Zusammengehörigkeit und der nationalen Kultur 
immer wieder erweckt. 


Wenden wir uns nunmehr zu den nationalen Haupt- 
problemen selbst! Die Verhältniszahl der Deutschen im 
Staat ist ein wichtiger Belang ihrer Machtstellung, wenngleich 
zahlenmäßiger Gewinn an sich — namentlich wenn die Ent- 
wicklung der Großstädte dabei so stark mitspielt, wie in unserm 
Fall — einen Verlust an Volksboden nicht wettmachen kann. 
Auch nachdem der große Abfall der Mitläufer vorbei war, ist 
die Vermehrung der Deutschen langsamer, als die der Nicht- 
deutschen geblieben. Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung 
sank von 1900 auf 1910 von 35,78 auf 35,58%,. Aber die 
verbreitete Meinung, „der Rückgang des deutschen Elements 


1) Vom Staat kann es ihren Schutz nicht verlangen, wohl aber, daß er 
den wichtigsten von ihnen die Stellung der „Stadt mit eigenem Statut“ 
verleihe, welche die nationale Verteidigung wesentlich erleichtert. 


?) Beispielsweise sei verwiesen auf Dumreicher, Samassa, Jesser, sowie 
auf die 2. nnd 5. Flugschrift der „Deutschen Arbeit“: F. Perko, Die deutsch- 
tschechische Streitfrage und ihre Bedeutung für das Deutschtum Österreichs, 
Prag 1913 und L. Spiegel, Die böhmische Frage in ihrer geschichtlichen 
Entwicklung, ebd. 1914, ferner auch Charmatz. Die Formen des Kleinkriegs 
gehen am besten aus den Organen der Schutzvereine hervor. 
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in Österreich müsse sich infolge der Bevölkerungsbewegung 
mit der Notwendigkeit eines Naturprozesses vollziehen‘!), hat 
sich als irrig erwiesen. Nur die wesentlich in Galizien, Buko- 
wina und Dalmatien wohnenden Völker, Polen, Ruthenen (deren 
Verhältniszahl zugunsten der Polen sank) und Rumänen, nahmen 
zusammen von 30,70 auf 31,25 (die Polen von 16,59 auf 17,77 /,) 
zu, die Serbokroaten, deren Großteil auf Dalmatien entfällt, 
von 2,77 auf 2,80°,. Die hauptsächlichsten nationalen Gegner 
der Deutschen, die in den ehemaligen deutschen Bundesländern 
wohnen, Tschechen, Slovenen und Italiener sanken alle, zu- 
sammen von 30,69 auf 30,25 %,; die Abnahme der tschechischen 
Anteilsziffer (0,22 %,) ist sogar ein wenig größer, als die der 
ihnen an Zahl um die Hälfte überlegenen Deutschen. Die 
Sonderstellung der Endländer würde also den Unterschied be- 
seitigen. Bei diesen Zahlen mag die Werbekraft der deutschen 
Sprache und Kultur in ziemlich großem, wenn auch ziffermäßig 
nicht erfaßbaren Maße mitsprechen. Aber Hainisch hat gerade 
für die natürliche Vermehrung in den ehemaligen deutschen 
Bundesländern den Beweis erbracht, daß der deutsche Zuwachs, 
der in den 70er und 80er Jahren weit hinter dem nichtdeutschen 
zurückstand, diesem zu Anfang des 20. Jahrhunderts fast gleich 
kam. Er führt das mit Recht auf die soziale Entwicklung 
zurück, welche die damals den Deutschen verhängnisvollen 
Umstände, insbesondere die ungünstigen sanitären Verhältnisse 
der Industrie und die landwirtschaftliche Arbeitsverfassung ver- 
ändert hat. Noch bleibe aber die große Sterblichkeit mancher 
deutscher Gebiete und die starke nichtdeutsche Einwanderung 
eine Warnung vor Optimismus und Quietismus, eine Mahnung 
zu ernster Sozial- und Kulturarbeit, die auch die Qualität der 
deutschen Bevölkerung im Auge hat. „Mit jedem Schritt, den 
wir zur Erziehung und sittlichen Hebung unsers Volkes tun, 
leisten wir nationale Arbeit im besten Sinne des Wortes ?).“ 
Zu demselben Ziel gelangen tiefergreifende Betrachtungen 
des Kampfes um den Volksboden. Selbstverständlich mußte 
er zuerst als Behauptung und günstigere Gestaltung der Sprach- 
grenzen und Sprachinseln geführt werden und die unmittel- 
barste Sicherung der Sprache bot die deutsche Schulen. 


1) M. Hainisch, Einige neue Zahlen zur Statistik der Deutschösterreicher, 
Wien 1909. Vorwort. (Vorher: Die Zukunft der Deutschösterreicher, Wien 1892.) 

?) Hainisch a. a. 0.47. Vgl. Samassa 176 f. 

*) Dagegen ist die Verbreitung der deutschen Sprache bei den Nicht- 
deutschen an sich von geringer nationaler Bedeutung und gewinnt eine solche 
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Daß innerhalb der Schulvereinsarbeit neben die Pflege des 
deutschen Volksschulunterrichts immer mehr die Sorge für das 
Kindergarten- und Fachschulwesen trat, ist eine natürliche 
Entwicklung, die auch die nationale Schularbeit anderer Nationen 
zeigt. Der GE zu dem Schutzvereinswesen wird durch 
die Erkenntnis bezeichnet, die auch die Schulvereine zur Pflege 
der Fachschulen führte: daß die dem deutschen Volk erhaltenen 
Individuen auch dem national bedrohten Boden erhalten oder 
aber von anderswo zugeführt werden müssen. Dazu bedarf es 
ihrer wirtschaftlichen Sicherung oder Förderung. Die 
Verhältnisse in den städtischen oder industriellen Sprachinseln 
nötigten dazu, wie wir noch sehen werden, auf bestimmte Be- 
völkerungsschichten besonderes Gewicht zu legen, deren deut- 
scher Charakter den der gesamten Siedlung besonders stark 
beeinflußt. Man erkannte aber auch die Wichtigkeit der 
Erhaltung eines nationalen Hinterlandes mit bäuerlicher Be- 
völkerung, wo ein solches vorhanden ist, für die wirtschaftliche 
Sicherung und für die physische Erneuerung der städtischen 
Sprachinselbevölkerung. Hierauf gerichtete Bestrebungen mußten 
mit denjenigen zusammentreffen, die an der Sprachgrenze und 
am Rande der spärlichen ländlichen Sprachinseln den Volks- 
boden sichern sollen — zunächst durch wirtschaftliche Förderung 
der deutschen Siedler, dann durch Hebung ihrer Qualität und 
durch Erwerbung und deutsche Neubesiedlung solcher Höfe, 
die in nichtdeutsche Hände zu fallen drohen, endlich durch 
Kolonisation in sehr bescheidenem Maßstabe, aber doch viel- 
fach schon mit klaren Zielen. Da über ein besonders belang- 
reiches Unternehmen dieser Art, den Versuch der „Südmark“, 
eine nationale Brücke von der deutschen Sprachinsel Marburg 
a. d Drau zum nahen geschlossenen Sprachgebiet zu schlagen, 
öffentlich berichtet wurde!), darf ich auch hier seiner gedenken. 
Die deutsche Kolonisation, die heutzutage mit konfessionellen 
Widerständen (muß sie doch vielfach Evangelische in katho- 
lisches Land bringen) und mit Mißtrauen der Behörden zu 
kämpfen bat, muß in Zukunft immer mehr an Bedeutung ge- 
winnen und der Staat wird wohl — wie heute vielfach die 
Heeresverwaltung?) — erkennen, daß sie seinen Interessen durch- 


erst als Mittel für die Kulturarbeit der Deutschen und, wie wir erörterten, 
als Erleichterung für das Staatsleben. 

1) W. Heinz in Deutsche Erde 1914/5, 110 ff. 

D Ullmann hebt Deutsche Arbeit XIV 631 Anm. hervor, daß man „die 
kriegswirtschaftliche Bedeutung deutscher Siedlungen in Galizien oder Bosnien“ 
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liegen, denen sich manche Studie über kleinere Gebiete des deutschen Volks- 
bodens anschließt, manches wertvolle Ergebnis gewonnen und vor allem 
auch ein umfangreiches Material zutage gefördert und kritisch gesichtet worden. 
Von den Sudetenländern, in denen der nationale Kampf seine größte Heftig- 
keit erreicht hatte, sind auch die ältesten wirtschaftlichen Schutzvereine 
(Deutscher Böhmerwaldbund 1884) und die besonders im Bunde der Deutschen 
Böhmens (1894) wirkenden praktischen Vertreter des Grundsatzes „eine 
gesunde Sozialpolitik ist die beste Nationalpolitik“ ausgegangen ') und in 
den letzten Jahren hat insbesondere einer der tüchtigsten Vorkämpfer dieses 
Grundsatzes, der mährische Abgeordnete Franz Jesser, mit steigendem 
Nachdruck darauf hingewiesen, wie untrennbar mit Wirtschafts- und Sozial- 
politik verbunden Kulturpolitik ist und hat eine solche mit aller Ent- 
schiedenheit vertreten. Wir können aus diesem großen Fragenkomplex nur 
die Bedeutung einiger wichtiger Probleme herausheben?). 

Die stärkere soziale Differenzierung der Deutschen gegenüber den kultur- 
geschichtlich jüngeren, vor kurzem noch rein agrarischen Nationen bietet 
Lücken in ihrem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aufbau, besonders in 
den unteren Schichten, in welche fremde Einwanderer eindringen können. 
Sei es, weil gewisse Bevölkerungsschichten bei dem bürgerlichen Charakter 
vieler deutscher Siedlungen von vornherein fehlten oder nur oberflächlich 
germanisiert waren, sei es, weil sie allzuviel an die Oberschicht alıgaben, sei 
es, weil ihre Vertreter der Konkurrenz der anspruchsloseren Nichtdeutschen 
erliegen usw. Da die nationale Politik der Slaven, insbesondere der Kampf, 
ihren materiellen Interessen förderlich ist, wird diese Bewegung erst enden’), 
wenn durch eine stärkere Differenzierung ihres eigenen Volks die Anlässe 
verschwinden — das ist aber für die Mehrzahl der deutschen Sprachinseln 
zu spät — oder wenn die deutsche Schutzarbeit die Lücken im deutschen 
Volks- und Wirtschaftsaufbau schließt und die Slaven auf andere Wege nötigt. 
So entstehen: 1. Die Handwerkerfrage‘), nach Samassa der schwichste 
Punkt der nationalen Verteidigung, die auch in Wien schon bedrohlichen 
Umfang angenommen hat. Die Veränderung in der Stellung des Hand- 
werkers neben dem qualifizierten Arbeiter, allerlei Mißstände und wohl auch 
die kleinliche Gesetzgebung schaffen die Lücken durch „Gewerbeflucht“; der 
nichtdeutsche Handwerker folgt oft dem gleichsprachigen Arbeiter, wirkt 
aber als Mittelstandsmann viel mehr für die nationale Propaganda als dieser. 
Durch Gewerbeförderung, Hebung des kunstgewerblichen Interesses usw. ist 
noch wenig von den Lücken geschlossen worden, so daß man den einzelnen 
„im nationalen Interesse“ vielfach in bedenklicher Weise unterstützen muß. — 
2. Das Fabrikarbeiterproblem®°). Durch das Fehlen einer proletarischen 


1) Schneider, Deutschböhmerland 70 ff. 

”) Vgl. hierzu und zum folgenden: Springer, Kampf 21 f., 31 f., Grund- 
lagen 50 ff. u. o, Samassa 22 ff., 58 ff., die oben genannten Arbeiten von 
Jesser, Perko u. a. 

D Ob die Einwanderung assimiliert wird oder nicht, hängt von Zahl, 
räumlicher Verteilung usw. ab. Jesser begründet die Abnahme der Assimilation, 
Wesen d. nat. Kampfs 7 ff., 15 ff, Wesen und Werden 22 ff. 

*) Vgl. Samassa 61 ff., Perko 7, Jesser, Wesen d. nat. Kampfs 14 ff., 20, 
Wesen und Werden 18 ff., auch Springer, Grundl. 196 f. 

5) Samassa 59 ff., Perko 6 f., 10, 21, Jesser, Wesen d. nat. Kampfs 17, 
19 ff., Wesen und Werden 6. 
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Unterschicht in Sprachinselstädten und das große Arbeiterbedürfnis in aus- 
gebildeten Industriegebieten, dem die oft durch Generationen ungesunder Arbeit 
degenerierten eingeborenen Heim- und Fabrikarbeiter nicht genügen können 
(große Kindersterblichkeit), werden besonders für unqualifizierte Arbeit schlecht 
entlohnte, körperlich tüchtige nichtdeutsche Landarbeiter (z. B. von den nahen 
Latifundien in Böhmen) angelockt. Eine Hebung des deutschen Arbeiterstandes 
und seines Nachwuchses durch Sozial- und Wohlfahrtsmaßregeln, vor allem 
Wohnungspolitik, vermag dem Übel nicht ganz zu steuern, weil der Bedarf 
im Steigen ist, wenigstens in den Sudeten- und Donauländern. Eine Steigerung 
der wirtschaftlichen Intensität, Schutz der Einheimischen vor zeitweiser Ar- 
beitslosigkeit, nationale Erziehung der deutschen Arbeiter und andere Maß- 
regeln werden zur Eindämmung der Einwanderung und zum Festhalten der 
Einheimischen empfohlen. — 8. Die Landarbeiterfrage”), mit der die 
städtische Dienstbotenfrage und einiges andere zusammenhängen. Der Mangel 
bäuerlichen Hinterlands für die Sprachinselstädte, die teilweise Degeneration 
sudetenländischer deutscher Bauern durch schlechte Ermährung nach dem 
Verkauf ihrer Erzeugnisse, vor allem aber die bei den Deutschen durch den 
Zug in die Stadt und den Vergleich der Löhne so verbreitete Abneigung 
gegen die Arbeit als landwirtschaftliches Gesinde und die Anziehungskraft 
der Fabriken entziehen diesen „gemiedenen Erwerbszweigen“ deutsche Männer 
und Weiber, in die Lücken treten slavische. Mit der Slavisierung des flachen 
Landes wird aber auch das städtische Deutschtum gefährdet. Durch inten- 
sivere Wirtschaft, Wohlfahrtseinrichtungen, innere Kolonisation mit Bauern- 
familien usw. sucht man den deutschen Boden zu schützen. — 4. Die Be- 
amtenfrage”), durch die seinerzeitige Abneigung gegen Spracherlernung, 
die Anziehungskraft reindeutscher Kronländer, Übergang zu Handel, Industrie 
und Technik auf der einen, weitgehende sprachliche Anforderungen und 
Begünstigung von Nichtdeutschen auf der andern Seite erwachsen, sucht man 
durch nationale Beamtenorganisationen und Anwerbung eines deutschen Nach- 
wuchses zu bessern. — 5. Der Mangel an deutschen Priestern?) und die 
Besetzungen kirchlicher Ämter im deutschen Gebiet mit slavischen Geistlichen, 
deren engerer Zusammenhang mit ihrem Volk und ihre nationalpolitische 
Tätigkeit erwachsen einerseits aus der geringen Anziehungskraft anderer ge- 
lehrter Berufe auf wenig differenzierte landwirtschaftliche Völker, der Kirch- 
lichkeit und den materiellen Verhältnissen des Bauernstands, seiner Neigung, 
sich vom Klerus leiten zu lassen, anderseits aus den vielfach entgegengesetzten 
Verhältnissen der Deutschen. Die Los-von-Rom-Bewegung hat zu einiger 
Vorsorge für deutschen Priesternachwuchs und einer mehr nationalen Haltung 
geführt. — 6. Der Überschuß an sog. geistigem Proletariat, den die 
plötzliche Vermehrung von Bildungsanstalten bei Völkern hervorruft, deren 
soziale Struktur für die gelehrten Berufe noch wenig Raum gewährt, führt 
einerseits zum Eindringen fremdsprachiger Akademiker besonders in Sprach- 
inselstádte und liefert anderseits die Rufer im nationalen Streit — ohne die, 
wie man vielfach meint, mit den Slaven besser auszukommen sein soll‘). — 
7. Das Problem der fremdnationalen Geldinstitute°), die Sprachinseln 


1) Perko 6 (vgl. Springer, Grundl. 67), Jesser, Wesen d. nat. K. 21, 
Wesen u. Werden 7, 17. 


” Perko 6 ff., Jesser, Wesen d. nat. K. 20. 
D Samassa 69 ff., Spiegel 12, Perko 9 f. 1) So Munin 12 ff. 
5) Samassa 26, Perko 11, 13, Jesser, Wesen d. nat. K. 21, Wesen u. Werden 8. 
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und Minoritäten systematisch vorzubereiten und in deutschen Gebieten Boden 
zu gewinnen wissen, während die Deutschen erst neuerlich. mit einzelnen 
nationalen Instituten dagegen arbeiten. — 8. Das Problem nationaler Ver- 
kehrspolitik, welche durch Verkehrslinien eigenes Sprachgebiet zu sichern 
und fremdes anzugliedern sucht — als Beispiel sei an den Kampf um die 
„deutsche“ und „welsche“ (Bozener und Trienter) Fleimstallinie, an die Bahnen 
und Straßenbahnen des Mendelgebiets usw. erinnert. 

In diesen und verwandten Problemen kommt vor allem 
zutage, was Jesser!) dahin formuliert, daß die deutsche Volks- 
wirtschaft wenigstens in Böhmen die Volkszahl überwachsen 
habe, während es bei den Tschechen und anderen Slaven um- 
gekehrt liege. Allenthalben Menschenmangel auf der einen, 
Massenbewegung auf der andern Seitel Daraus und aus der 
einfachen Struktur ihrer Gesellschaft konnte sich bei den 
Tschechen die Gesinnung entwickeln, die Jesser den Deutschen 
als Vorbild hinstellt: die Auffassung der Nation als ein Gemein- 
wesen, eine große Arbeitegemeinschaft — Samassa betont die 
Interessengemeinschaft stärker — die eine nationale Volks- 
wirtschaft zu schaffen strebt. Den stärker differenzierten 
Deutschen legt dies eine viel größere Überwindung von Klassen-, 
Kasten-, Gesinnungseinseitigkeit auf — um so stärker veredelnd 
muß sich der nationale Kampf für sie erweisen ?). 

Schon gewahrt aber Jesser an den Tschechen Zustands- 
änderungen, welche den Bedarf an Menschen in ihrer Heimat 
steigern, den Reiz zur Auswanderung mindern und ihre Rolle 
in Deutschösterreich andern slavischen Völkern zuzuwenden 
scheinen — die für Deutschböhmen wegen ihres ferneren Ur- 
sprungs weniger bedenklich sind. Auf Grund dieser Wahr- 
nehmung tritt Jesser mit Feuereifer der herrschenden Ansicht 
entgegen, daß eine wirtschaftliche Kräftigung und Modernisierung 
und eine soziale Differenzierung die Tschechen den Deutschen 
gefährlicher mache. Im Gegenteil, sie muß die Spannung 
mindern, die sich in der Zuwanderung äußert. Diese weit- 
gehende Verallgemeinerung eines von Renner für das Prole- 
tariat und seinen Konkurrenzkampf ausgesprochenen Satzes ist 
so überzeugend, daß auch die weitere Folgerung, die Deutschen 
sollten die wirtschaftliche Entwicklung ihrer nationalen Gegner 
selber fördern und ihre Banken etwa in tschechischem Gebiete 


1) Wesen und Werden 18 ff., vgl. Wesen des nat. Kampfes 10 ff., wo 
es heißt, daß für das tschechische Volk das deutsche Gebiet eingestandener- 
maßen die Bedeutung eines Kolonialgebietes habe, das die überschüssigen 
Menschenmassen aufnimmt. 


D Wesen des nat. K. 17 ff, Wesen und Werden 8 ff., Samassa 27 ff. 
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Es handelt sich aber nicht nur um die Wahrung der 
deutschen Art, sondern auch der Höhe der erreichten Kultur 
und ihre weitere Vertiefung und Vervollkommnung. Bei dem 
unverkennbaren kulturellen Wachstum der Westslaven, bei ihrer 
vorschreitenden inneren Differenzierung wird es uns nicht immer 
leicht werden, dem rührigen Austroslavismus gegenüber den 
kulturellen Vorsprung und damit den Anspruch auf die Aner- 
kennung der deutschen Fúhrerstellung zu behaupten. Wir 
dürfen auch nicht vergessen, daß diese Führerstellung uns nicht, 
wie Renner und seine Parteigenossen meinen, ohne weiteres 
zufallen muß, wenn wir sie verdienen, d. h. wenn wir die 
tüchtigsten sind !) — aber ohne das Bewußtsein, sie zu veıdienen, 
werden wir sie auch nicht zu behaupten vermögen, wenn auch 
der „Wille zur Macht“, den man der Kulturpolitik mit Nach- 
druck als Ergänzung vorgeschrieben hat?), noch so ausgeprägt 
wäre. Es muß den Völkern von unserer Kultur ein starker 
Eindruck und ein eigener Gewinn bleiben, wenn sie sich ihr 
beugen sollen — unabhängig von dem räumlichen Kampf der 
Nationen. 


Es wäre ebenso verkehrt, (wie vielfach im Gefolge der Rassentheorien 
geschah) in unfruchtbarem Hochmut die deutsche Kultur als eine Art von 
Geheimbesitz der deutschen Nation abzuschließen, wie gewaltsam germani- 
sieren zu wollen. Die „geistige Germanisierung“”) kann nur von einer leben. 
digen Kultur ausgehen, die sich immer wieder in Taten erneut und die sich 
mitteilen kann, ohne sich auszugeben. Wir stehen innerhalb des mitteleuropäi- 
schen Kulturkreises verwandten Volkskulturen von verschiedener Kraft gegen- 
über, deren jede ihre Eigenart hegt und denen wir mit Verständnis entgegen- 
kommen müssen, um unserer staatspolitischen Aufgabe willen. Je höher die 
Völker kulturell stehen, desto besser können sie unsere Hochkultur würdigen, 
die von niedrigstehenden wie fremde, unheimliche Zauberei empfunden 
wird. Je höher sie stehen, desto mehr müssen wir auch leisten, um ihnen 
voranzuleuchten. Das mag uns nicht bange machen; der Krieg hat uns und 
ihnen ja gezeigt, daß hohe und alte Kultur nicht Altersschwäche und Zer- 
setzung bedeutet und daß die slavischen ,Zukunftsvólker”, die man so gerne 
als die Totengräber des „alten Europa" ansah, ihre Lehrmeister von gestern 
und Konkurrenten von heute noch als solche gelten lassen müssen. Mag der 
nationale Kampf den Deutschen oft pessimistisch stimmen, die Arbeit an der 
inneren Kräftigung und kulturellen Hebung der Nation vermag Freude 
und Zuversicht zu geben, wie sie nahezu aus allen Äußerungen dieser 
Zeit spricht. 

Je planmäßiger und erfolgreicher die deutschösterreichische 
Kulturpolitik ist, desto besser besteht das Volk, das sie trägt, 


vor dem Urteil des Gesamtvolkes und desto enger werden seine 


1) Pernerstorfer a. a. O. 
7) Perko 22. *) Munin 10 ff. 


90 Sieger, Der österreichische Staatsgedanke und das deutsche Volk. 


Beziehungen zu ihm und zu seinen Aufgaben. Darüber noch 
einige Wortel 


IX. Deutschösterreich und das deutsche Gesamtvolk 


Mit Recht hebt Hainisch!) hervor, daß die geistigen Bande, 
welche die gesamte Nation umfassen, seit 1866 fester geworden 
sind, weil Deutschösterreich „an der geistigen Arbeit der Nation 
ziemlich regen Anteil genommen hat‘, aber auch weil die Ent- 
wicklungstendenz darauf ausging, Entferntes einander näher zu 
bringen. Ich meine, daß die Ereignisse seit 1866 sogar un- 
mittelbar dazu beitragen, den Deutschösterreicher von der Aus- 
bildung seiner lokalen Spielart des Deutschtums zu einer Art?) 
abzuhalten, ihn zu Kenntnis und Verständnis des außerösterreir- 
chischen Deutschtums und der speziellen Verhältnisse im Reich 
zu führen. Vielleicht nicht einmal in erster Linie durch die 
deutschfeindliche Regierung und das Erwachen des Nationalis- 
mus, sondern durch das Abschneiden des (iroßteils der sprach- 
lichen und kulturellen, der politischen und mancher wirtschaft- 
lichen Beziehungen zu Ungarn und Galizien, welche zur Zeit 
des Zentralismus die Deutschösterreicher so stark in Anspruch 
nahmen. Heute sind selbst die persönlichen Beziehungen nach 
diesen zu „geistigem Ausland‘ gewordenen Ländern recht spär- 
liche, während die zunehmende Kulturkraft des Deutschen 
Reiches den Blick immer mehr anzieht. Nicht nur als Reiseziel 
ist Ungarn und Galizien gegenüber dem Deutschen Reich immer 
mehr zurückgetreten, auch Interesse und Verständnis für ihre 
allgemeinen und politischen Verhältnisse sind in Deutschöster- 
reich verschwindend im Vergleich zu der guten Kenntnis des 
stammverwandten Reiches, dessen Einrichtungen man mit Recht 
oder Unrecht bewundert und übertragen oder doch nachahmen 
will. Der Deutschösterreicher stärkt seinen Glauben an die 
Zukunft der Nation durch diese Bewunderung der reichsdeutschen 
Leistungen und den Blick auf des Reiches Weltstellung. Das 
ist das Verhalten eines Randgebiets zu seinem geogra- 
phischen Zentrum. 

Deutschösterreich ist aber nicht nur national ein Rand- 
gebiet, sondern auch von der andern Seite her staatlich 
ein solches — am ausgesprochensten hat Deutschböhmen diese 
Lage und es ist daher verständlich, daß gerade hier nach 


1) a. a. O. 17. 7) Jesser, Imperialismus 13, vgl. 9 ff. 
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1867, mit der Zurückdrängung der Gesamtstaatsidee und der 
südostwärts gerichteten Kulturmission, die Abwendung von 
dem Anziehungszentrum Wien am größten war, daß gerade 
bier der Deutschradikalismus am tiefsten griff; durch die nord- 
deutsche Stammeszugehörigkeit wurde das noch befördert. Die 
Vereinigung des Nationalismus mit dem österreichischen Staats- 
gedanken bedeutet ebenso die Verzichtleistung auf jederlei Irre- 
dentismus, wie auf die Ausbildung einer deutsch-österreichischen 
Sondernation. Durch sie wird die Aufgabe der Deutschöster- 
reicher dahin bestimmt, die feste und breite Brücke, die 
Österreich-Ungarn zwischen Deutschland und dem Orient dar- 
stellt, zu einer innigen Verbindung auszugestalten. Wie von 
aller Kulturarbeit eines Volkes muß der Gewinn auch von dieser 
Sonderleistung eines Teiles allen seinen Teilen, die sich nicht 
selber abschließen, zugute kommen und was wir leisten, leisten 
wir für das Gesamtvolk, dessen gewaltigen Aufschwung in 
diesem Kriege wir nicht nur in unserem Gefühlsleben, sondern 
in allen Beziehungen auch als eine Kräftigung und Erhebung 
für unseren engeren Kreis verspüren. So hören wir gerade in 
diesen Tagen laute Zuversicht und festen Willen, im Rahmen 
der nationalen Kulturarbeit unsern Mann zu stellen und nicht 
hinter andern deutschen Stämmen zurückzubleiben, wie das 
seinerzeitiger Pessimismus (schon wegen der Kulturverluste 
im nationalen Kleinkrieg) für unvermeidlich hielt. 


Fragen wir uns aber: was gelten die Deutschöster- 
reicher innerhalb der Nation?, so hörten und fanden wir 
im Deutschen Reiche — auch noch nach den ersten Monaten 
gemeinsamen Kampfes — vielfach Urteile und Gesinnungen, 
die den auf der anderen Seite wahrgenommen oft recht schroff 
widersprechen. Die Deutschösterreicher sind oder waren doch 
dem Durchschnitt der Reichsdeutschen ein Teil der , Auslands- 
deutschen" oder der deutschen „Diaspora“, dem man mit wohl- 
wollender Überlegenheit gegenübersteht, dessen Wert für das 
Gesamtvolk man nicht allzuhoch veranschlagt und dem man 
oft weniger Interesse entgegenbringt, als den Überseedeutschen. 
Denn diese seien ein Stück Zukunft des Deutschtums, Deutsch- 
österreich aber ein Stück seiner Vergangenheit. Indem man 
die deutsche Nation mit der deutschen Staatsangehörigkeit ver- 
wechselt, schließt man die Österreicher aus jener aus und meint, 
eine lebhaftere Teilnahme an ihrem politischen und geogra- 
phischen Schicksal sei eine Einmischung in fremde Angelegen- 
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Mangel an politischem Sinne. Man sieht endlich in den Deutschösterreichern, 
welche sich an das Gesamtvolk wenden, l'lehende oder trotzig Fordernde, 
die gegen selbstverschuldete Schäden zuhilfe rufen, und nicht Warnende 
und Mahnende, die auf eine große vergessene Interessengemeinschaft hin- 
weisen. Daß dem so ist, daran sind wir gewiß nicht ganz ohne Schuld. 
Wir müssen warten, bis unsere Leistungen das Urteil berichtigt und der 
nationale Aufschwung, den der Weltkrieg bringt, sich gegen die enge staat- 
bebe Auffassung der Nation und für die Weltstellung des Deutschtums 
geltend gemacht hat. 

Wenn man — um Würzburgers Worte zu gebrauchen — 
die Erhaltung des Deutschtums in seinem mitteleuropäischen 
Geltungsbereich höher bewertet, als die Ansiedlungen von 
Deutschen in Konstantinopel oder Kapstadt, wird auch die Be- 
deutung von Jessers!) Warnung erkannt werden, daß eine 
isolierte staatliche und kulturelle Entwicklung Osterreich- 
Ungarns den alten unheilvollen politischen Gegensatz zwischen 
Deutschland und Österreich wieder erwecken und daß eine 
Lockerung des Zusammenhangs, welche die kulturelle und mit 
ibr die politische Führung der Deutschen in Österreich unmöglich 
machen würde, auch die europäische Stellung des Deutsch- 
tums schwächen müßte. Daraus erwächst für Deutschösterreich 
der Anspruch, daß die Reichsdeutschen sich ihm gegenüber 
nicht in der gleichen verhängnisvollen Art absperren, wie es 
das vormärzliche ‚deutsche‘ Osterreich gegenüber dem Reiche 
tat. Die geographische Verbreitung, welche das österreichische 
Deutschtum hier an den Rand des Deutschen Reiches schmiegt, 
dort in tausend kleinen Splittern unter die Völker verteilt, ver- 
bietet ihm dies heute; sie nötigt zum Anschluß an das nationale 
Zentrum und Mutterland, sie nötigt zur Verbreitung gemein- 
deutscher, nicht lokal deutschösterreichischer Kultur nach 
dem Osten. Aber die geographische Lage des Gesamtdeutsch- 
tums und die zahlenmäßige Bedeutung des geschlossenen Deutsch- 
österreich weist das Reich an dieses als Vermittler nach 
Südosten und es wäre verhängnisvoll, wenn das Reichsdeutsch- 
tum etwa andere Vermittler — insbesondere Magyaren und 
Westslaven — vorziehen sollte, wie man das manchmal wegen 
der kulturellen Eigenart, des katholischen Glaubens und anderer 
Besonderheiten Deutschösterreichs in Betracht zieht. Ganz ab- 
gesehen von dem Unterschied einer lebendigen, bodenständig 
gewordenen und einer bloß vermittelten nationalen Kultur, 
können diese Völker nicht die Brücke bilden zu den Sprachinseln 
des Ostens, welche Deutsch-Österreich als sein eigenes Fleisch 


1!) Imperialismus 12 f., 15 ff. 
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und Blut zu empfinden pflegt und welche das Gesamtdeutsch- 
tum nicht aufopfern darf. 

Als Teil des Gesamtvolkes haben wir vor allem die Pflicht einer Be- 
friedigung der Ansprüche, welche an dieses die schutzbedürftigen Sprach- 
und Kulturinseln der Monarchie, in Ungarn, Bosnien, Galizien und auch 
in der selbständigeren Kolonie unsers Deutschtums, der Bukowina, stellen. 
Kann ihre nationale Erhaltung kaum durch politische Garantien gesichert 
werden, so mof: um so mehr durch Unterstützung ihrer Schulen und eine 
rege kulturelle Beziehung dafür gesorgt werden. Im Reichslande ist das 
Schulwesen nicht nur der deutschen, auch der magyarischen und slavischen 
Kolonisten (tschechische und polnische) einer Autonomie ausgeliefert worden, 
die nur serbokroatische Schulen zu unterstützen beschloß. Das widerspricht 
dem Sinne eines Reichslandes und einer Kolonisation. Gerade für die Diaspora 
kann übrigens eine nationale Verkehrspolitik viel leisten. „Preisgeben“ ') 
darf das deutsche Volk seine südöstlichsten Vorposten keineswegs, aber es muß 
sie als Diaspora bebandeln. 

Die letzten Jahre haben die gemeinsame politische Interessen- 
richtung Mitteleuropas?) nach dem Südosten, deren Ausdruck 
dieser Krieg ist, neben den überseeischen Aufgaben des deut- 
schen Volks immer stärker zur Geltung gebracht. Es ist eine 
Folge der geographischen Verhältnisse, daß dabei Osterreich- 
Ungarn, von dem sich die Landwege auftun, auf die kulturell- 
wirtschaftliche Erschließung und politische Beaufsichtigung des 
europäischen Orients gewiesen wurde, während das stärker 
maritime und koloniale, in seiner Politik weltumspannende 
Deutsche Reich den Seewegen folgend — durch die Gibraltar- 
straße, von den Adriahäfen und über Konstanza — sich dem 
weiter entfernten Vorderasien zuwandte. Arbeitsteilung er- 
leichtert die Gemeinsamkeit, ob sie in Zukunft in der gleichen 
oder in anderer Weise sich äußern mag. Das Zusammenfallen 
der politischen Aufgabe beider Staaten untereinander und mit 
der kulturellen des deutschen Gesamtvolkes begegnet sich mit 
der Tatsache, daß die Deutschösterreicher, die berufenen Träger 
des österreichischen Staats, sich mit Eifer auch der auBenpoliti- 
schen Folgerungen des Staatsgedankens bemächtigen, die sie 
vorher aus nicht unberechtigter nationaler Angstlichkeit abgelehnt 
hatten. Das macht sie zu Trägern des Bündnisses, das ihr 
mehr auf das Nahe gerichteter Blick wesentlich als dauernde 
nationale Notwendigkeit, als sinngemäße Folge geographischer 
Bedingungen erfaßt und dessen Festigung und Erweiterung 
auf allen Gebieten produktiven Schaffens sie als selbstver- 


1) Samassa 50 f. 
d ~ Grundl. 45 ff., 49 ff., Österr. Rundsch. XLII 252 ff. 
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ständlich anstreben. Das Gefühlsmäßige dieses Wunsches 
spiegelt sich in den eingangs geschilderten, nach so vielen Ent- 
täuschungen doppelt überschwänglichen Hoffnungen, die ihr 
Echo in weiten Kreisen des Reichs in einer Überschätzung 
unserer heutigen Macht und unserer möglichen Erfolge finden 
— es äußert sich im Aufhören des politischen Pessimismus, 
nachdem die Schutzvereinsarbeit schon vorher den nationalen 
Pessimismus unterhöhlt hatte. Wir wollen vom Schutz- und 
Trutzbündnis, staatsrechtlichen Verhältnis, wirtschaftlicher und 
politischer engster Annäherung, Zoll- und Münzunion usw. nicht 
reden. Alle Imponderabilien im deutschen Volk fallen für sie 
ins Gewicht, aber man wägt nur die Ponderabilien und kann 
sich über die richtigen Gewichte nicht einigen. Hervorheben 
will ich nur, daß Deutschösterreich als Träger des Bündnis- 
gedankens der deutschen Reichspolitik ebenso wichtig ist, wie 
der Monarchie als Träger des Staatsgedankens und dem deut- 
schen Gesamtvolk als Träger seiner Kulturpolitik. Alle drei 
bedürfen seiner Führerstellung, die allein die Kraft der Monar- 
chie und die Ordnung in ihr gewährleisten kann. Die Kraft 
Ungarns, das heute die Führung in der Monarchie hat, dient 
dem Bündnis, der außenpolitischen Betätigung der historischen 
Mission und dem Mitteleuropäertum mit voller Ehrlichkeit; aber 
das Volk der Magyaren kann diesen Aufgaben nicht die Un- 
mittelbarkeit gemeinsamer Nationalkultur zu Gebote stellen, es 
muß sie seinem eigenen Staatsgedanken zuliebe einschränken; 
es kann mit ihnen nicht nur rechnen, auch für sie kämpfen, 
aber es kann und muß nicht in ihnen leben. Deshalb wäre 
jede Verringerung des Einflusses, den die Deutschen in Oster- 
reich heute haben, namentlich auch in der Richtung zum 
ungarischen Imperialismus hin, bedenklich. Auch für das 
deutsche Gesanıtvolk und das Volk im Deutschen Reich ist das 
naturgemäße Ziel: Führung der Deutschen in Osterreich, Geltend- 
machung ihrer Bedeutung (und damit der Österreichs) in der 
Gesamtmonarchie !). 


X. Schluß 


Ich bin mir wohl bewußt, daß diese Untersuchung das in 
der Einleitung gesteckte Ziel nur teilweise erreicht hat. Um 
mehr zu bieten, wäre eine eingehende Darlegung der geographi- 
schen Verhältnisse der einzelnen Teile des deutschösterreichi- 


') Sieger, Grundl. S. II, 53. 
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stischen Staatsform, in welcher Macht und Rang jedes von 
beiden Teilen von seinen Kulturleistungen bestimmt wird — und 
dies gibt die Hoffnung auf die werbende Kraft der altöster- 
reichischen Kulturidee auch in Ungarn, so daß der in der 
Außenpolitik lebendig gewordene alte österreichische oder neue 
österreichisch-ungarische Staatsgedanke auch im Innern sich auf 
Kosten der „avitischen Verhältnisse“ als Europäisierung geltend 
machen kann. 


Ist durch alle diese Umstände die gewaltsame Beeinflussung 
der nationalen Probleme zuungunsten der Deutschen von wo 
immer her ausgeschlossen, ist der nationale Kampf des Gewandes 
einer ausschließlichen Sprachenfrage völlig entkleidet, so wird 
die nationale Kultur-, Sozial- und Wirtschaftspolitik allseits in 
der Bedeutung anerkannt werden, die ihr gebührt. Ihre fort- 
schreitende Organisation, die in Zusammenarbeit und Eintracht 
aller Volksschichten unter Zurückstellung ständischer Sonder- 
interessen erfolgen muß, ist heute bereits eine allgemeine For- 
derung der Nation. 


. Auf welchem Wege aus den Wünschen eines selbstbewußten 
Volkes Wirklichkeit werden soll, ist schwer zu erörtern. Wenn 
die einen an einen „Staatsstreich‘“!) oder „einige wenige 
Dekrete‘“?), die andern an den demokratischen Weg einer Kon- 
stituante denken, so wird wohl für die allerersten Grundlagen 
einer Neuordnung — faktische Einführung der Staatssprache, 
Herstellung eines arbeitsfähigen Parlaments — der „kurze Weg“ 
unentbehrlich sein, der weitere Ausbau aber in organischer 
Entwicklung, auf normale gesetzliche Weise erfolgen können. 
Wenn die Deutschen Österreichs eine Neuordnung hoffen von 
der eigenen einigen Beharrlichkeit, von dem Eindruck des 
Kriegs und dem Bewußtsein ihres bedrohten Europäertums bei 
den Nichtdeutschen, von den Erfahrungen und Einsichten der 
Heeresleitung, von der Erkenntnis der Staatsmänner, die den 
Zusammenhang der Innen- und Außenpolitik nicht mehr über- 
sehen können, von einer Besinnung des Magyarentums auf die 
Bedingungen dauernder Selbstbehauptung, von einer Aufklärung 
der Dynastie darüber, daß ihre treuesten Anhänger nicht die 
sind, die sich am lautesten als solche bekennen u. a. m. — 80 
sind das gewiß viele, aber keineswegs sichere Grundlagen. Aber 
sie sind durch den Krieg gefestigter worden und durch ihn 


1) Samassa f. d. böhm. Ausgleich 173 f. 
7) Munin 80 f. 
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Deutschland und Österreich-Ungarn 
Von Ottocar Weber 


Große Völkerkriege pflegen Probleme aufzurollen, die weit 
über die nächsten Ziele des Kampfes hinausgehen; so ist im 
Jahre 1870 während des deutsch -französischen Krieges, wie 
naturnotwendig, der Gedanke aufgetaucht, es müsse in Deutsch- 
land ein neuer Staat entstehen, aus dem Norddeutschen Bunde 
und den süddeutschen Staaten eine Einheit geschaffen werden: 
das neue Deutsche Kaiserreich wurde auf jenen Schlachtfeldern 
geboren. 

Ein ähnlicher Gedanke hat während des herrschenden Welt- 
krieges Raum gewonnen. Die Gemeinsamkeit zwischen Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn, die sich im Kampfe so glänzend 
bewährt hat, soll in der kommenden Friedenszeit noch weiter 
befestigt werden. Anknüpfend an das bisherige Bündnis soll 
noch eine engere diplomatische, staatsrechtliche oder wirtschaft- 
liche Verknüpfung zwischen beiden Reichen entstehen. Es sind 
sogar Pläne aufgetaucht, die nicht nur die beiden Zentralmächte, 
sondern auch die Schweiz, Holland, Skandinavien, das tür- 
kische Reich zu einer mitteleuropäischen Staatengemeinschaft 
oder wenigstens in einem wirtschaftlichen Bündnisse zusammen- 
fassen wollen. Am lebhaftesten wird ein Zollbündnis zwischen 
Deutschland und Österreich gewünscht. 

Dieses Projekt hat begeisterte Anhänger gefunden, aber 
- auch entschiedene Gegner. Das ist begreiflich, denn es wird 
bei seiner Durchführung auf große Schwierigkeiten stoßen. 
Um nur eines zu erwähnen: bei aller Betonung der Aufrecht- 
erhaltung einer vollen Selbständigkeit der beiden Reiche erfordert 
es doch das Aufgeben einer gewissen Selbstbestimmung, denn 
solche Abmachungen bedürfen der Beständigkeit und können 
nicht wie ein Handelsvertrag nach kürzerer oder längerer Frist 

rr ZER 
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geändert werden. Andere Bedenken, wie Zurücksetzung oder 
gar Schädigung mancher Industriezweige werden dazukommen. 
Die Möglichkeit eines Wirtschaftsbündnisses zwischen den 
beiden Staaten wird auch von einem Gegner, wie Prof. Karl 
Diehl in Freiburg, nicht geleugnet; er lehnt es nur als unzweck- 
mäßig ab und bezeichnet es geradezu als zukünftige Quelle von 
Reibungen. Bei seinem Urteile läßt er sich, wie er ausdrück- 
lich sagt, nur von wirtschaftlichen Bedenken leiten, die politi- 
sche Seite hat er ganz ausgeschaltet. Er behauptet jedoch: 
„daß auch die politische Freundschaft von Deutschland mit 
Österreich-Ungarn nur gewinnen könne, wenn das Bündnis nicht 
auf ein Gebiet hinübergelenkt würde, auf dem es infolge der 
grundsätzlichen Verschiedenheiten unbedingt zu Mißhelligkeiten 
und Unzuträglichkeiten kommen müßte“ 1 Es ist aber sehr 
die Frage, ob diese Schwierigkeiten, selbst wenn sie so groß 
sein sollten, wie Diehl meint, nicht überwunden werden müssen 
und ob nicht gerade die Politik ein solches Wirtschaftsbündnis 
gebieterisch verlangt. 

Es handelt sich bei diesem Kriege, das werden alle zu- 
geben, die nicht voreingenommen sind, sowohl um die politische, 
wie um die wirtschaftliche Existenz der Zentralmächte, ja viel- 
leicht noch mehr um die letztere. Man ist sich darüber einig 
geworden, daß England den Krieg an Deutschland erklärt hat, 
um dessen Wirtschaft zu zerstören. Die wirtschaftliche Kraft 
Deutschlands wollten unsere Gegner treffen, wenn sie das auch 
unter Schlagworten, wie Militarismus, Barbarentum, Sicherung 
der neutralen Länder usw. verstecken. Auch der tückische 
Überfall Italiens auf Österreich hat zum Hauptzweck die Ver- 
nichtung der österreichischen Stellung in der Adria und die 
Eroberung des Triester Hafens. Es muß also die wirtschaft- 
liche Existenz der beiden Mächte besonders verteidigt werden, 
sie ist von der politischen Stellung derselben nicht zu trennen. 
Diese Verteidigung muß nicht nur jetzt im Kriege, sondern auch 
im künftigen Frieden geführt werden. Für diesen müssen wir 
Vorbereitungen treffen und darum schon jetzt die aufgeworfenen 
Wünsche prüfen. 

Die Fragen, die uns hier beschäftigen sollen, können daher 
folgendermaßen gestellt werden: Ist das deutsch-österreichische 
Bündnis um jeden Preis aufrecht zu erhalten? Soll es erweitert 
werden? Wie kann das geschehen? 


1) Zur Frage eines Zollbündnisses zwischen Deutschland und Österreich- 
Ungarn, S. 50. Jena 1915. G. Fischer. 
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Zunächst wird es zweckmäßig sein, zu untersuchen, ob für 
die Zukunft der beiden Zentralmächte ein engeres Bündnis 
überhaupt nötig ist oder nicht. Dazu ist eine Erörterung der 
politischen Vergangenheit der beiden Reiche und ein Ausblick 
in die Zukunft derselben von Wichtigkeit. Die Gegenwart 
kann außer Spiel bleiben, für diese zu sorgen, ist die Aufgabe 
unserer Feldherrn. 


L 

Ferne an den äußersten Grenzen ihres Reiches hatten 
deutsche Kaiser, zuerst Karl der Große, dann Otto der Große, 
zur Sicherung gegen feindliche Stämme des Ostens — die 
Russen der damaligen Zeit — eine Mark errichtet, die den 
Namen Österreich erhielt. Sie wurde zuerst von den deutschen 
Babenbergern beherrscht, im dreizehnten Jahrhundert starben 
diese aus und mit dem herrenlos gewordenen Lande hat 
Rudolf von Habsburg am Weihnachtstage 1282 seine Söhne 
belehnt. An das Stammland haben sich im Laufe der Jahr- 
hunderte mächtige Gebiete angegliedert. Seit 1438 bleiben die 
Habsburger im dauernden Besitze der deutschen Kaiserkrone. 
Die Verbindung des großen österreichischen Hausbesitzes mit 
der Würde eines deutschen Kaisers konnte nicht ohne Einfluß 
auf die gegenseitigen Beziehungen bleiben 1). Ein Kaisertum 
Österreich ist erst im Jahre 1804 geschaffen worden, aber es 
bestand auch ohne diesen Namen und ohne daß seine Besitzer 
den Titel eines Kaisers von Österreich führten seit Jahr- 
hunderten. Der österreichische Staat konnte eben auf eine 
eigentliche staatsrechtliche Bezeichnung verzichten, weil sein 
Inhaber die deutsche Kaiserkrone trug und es daher nicht für 
notwendig hielt, seine Weltstellung mit einem besonderen öster- 
reichischen Titel zu kennzeichnen. Was die Habsburgischen 
Kaiser seit dem Jahre 1500 in Deutschland bedeuteten, ver- 
dankten sie größtenteils ihrer Hausmacht; andererseits haben 
sie aber auch die deutsche Stellung benützt, um ihre Haus- 
politik zu fördern. Es war ein allgemeines Kulturinteresse, den 
europäischen Westen gegen den Ansturm östlicher Völker — 
damals waren es die Türken — zu schützen und darin bestand 


1) Es ist zu bemerken, daß ein Teil des habsburgischen Hausbesitzes 
zum Deutschen Reiche gehörte (Ober- vnd Niederösterreich, Steiermark, 
Kärnten, Krain, Tirol, die Vorlande, Böhmen, Mähren, Schlesien), der 
andere Teil aber nicht (Ungarn, Kroatien, Siebenbürgen, Galizien, Bukowina, 
die österreichischen Niederlande, Lombardei und Venetien). 
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die Hauptaufgabe der Habsburger. Damit haben sie also auch 
den deutschen Landen gedient, aber in erster Linie galt der 
türkische Ansturm doch den österreichischen Ländern selbst, 
und zur Abwehr desselben hat auch das Reich Vieles beigetragen. 
Ebenso wird in dem Kampfe gegen Frankreich, das das links- 
rheinische Deutschland erwerben will, Reichsboden und öster- 
reichischer Besitz zugleich von den Habsburgern verteidigt. 
Die Habsburger haben je nach Zeitumständen und persönlicher 
Neigung bald Reichspolitik, bald Hauspolitik vertreten; von- 
einander zu trennen sind beide Bestrebungen nicht. So lose 
auch die Verbindung der österreichischen und der deutschen 
Lande gewesen ist, wenn man nur das staatsrechtliche Ver- 
hältnis zum Maßstabe nimmt, so enge berührten sich doch die 
natürlichen Interessen. 

Begreiflich ist allerdings, daß bei der immer zunehmenden 
Bedeutungslosigkeit der kaiserlichen Würde die Habsburger auf 
ihre Hausmacht ein immer größeres Gewicht legen mußten. 
Sie ahnten, daß eine Zeit hereinbrechen würde, in der sie nur 
als Österreicher, nicht als Deutsche eine Rolle in der Welt 
spielen könnten. Familienbeziehungen, Heiraten, Erbschaften 
sind dafür maßgebend geworden. Die Habsburger haben fort- 
während undeutschen Besitz erworben: Böhmen, Ungarn, italie- 
nische Provinzen, Teile der Niederlande, polnisches Gebiet. 
Man hat ihnen daher mit großem Unrecht den Vorwurf gemacht, 
daß sie mit ihrer Politik aus Deutschland herausgewachsen 
seien; sie konnten mit Rücksicht auf ihre vielen nicht-deutschen 
Untertanen und auf die nicht-deutschen Probleme, die sich 
ihrer Politik entgegenstellten, nicht anders handeln.. Freilich 
gerieten sie dadurch in Deutschland ins Hintertreffen, besonders 
dem Geschlechte gegenüber, das allein von allen mächtigeren 
deutschen Fürstenfamilien in deutschem Boden wurzeln blieb: 
den Hohenzollern. Der letzte römisch-deutsche Kaiser aus dem 
Hause Habsburg, der den Versuch gemacht hat, seine kaiser- 
liche Macht in Deutschland zu betonen, war Josef II. Aber 
gegenüber dem Widerstande des deutschen Partikularismus, der 
damals schon von Preußen geführt wurde, vermochte er nichts 
auszurichten. 

In der napoleonischen Zeit ist der Zusammenhang zwischen 
Deutschland und Österreich (seit dem Jahre 1804, dürfen wir 
letzteren Namen rechtmäßig gebrauchen) auf kurze Zeit zer- 
rissen worden. Im Jahre 1806 verschwand das römisch-deutsche 
Reich nach tausendjährigem Bestehen von der Bildfläche Europas; 
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unter der Führung Napoleon. trat ein neues Gebilde, der Rhein- 
bund, an seine Stelle — wenn man will ein französisch-deutsches 
Kaisertum. Mit Napoleon brach dieses zusammen und nach 
manchem Herumtasten wurde auf dem Wiener Kongreß der 
Deutsche Bund geboren: ein Staat, der gegen das frühere 
römisch-deutsche Reich ein ungleich engeres Gefüge aufwies, 
aber noch lange nicht ein Deutschland gewesen ist, wie viele 
Patrioten es geträumt hatten. Einen deutschen Kaiser gab es 
nicht mehr. Kaiser Franz von Österreich war viel zu sehr 
Realpolitiker, als daß er auf einen Titel Wert gelegt hätte, der 
so wenig bedeutete. Vielleicht mit Unrecht. Man darf die 
geheimen Einflüsse solcher Äußerlichkeiten, wie sie ein Titel, 
eine Krone sind, nicht verachten. Der Vorsitz und die Ver- 
tretung nach außen blieben im Deutschen Bunde bei Österreich: 
er ist ein österreichisch-deutsches Reich gewesen. Mit denselben 
Ländern, die früher zum römisch-deutschen Reiche gehört hatten, 
war Österreich in den Bund eingetreten. Wieder gehörten Nieder- 
österreich oder Kärnten oder Böhmen gerade so gut zu Deutsch- 
land wie Brandenburg oder Trier oder Lippe-Detmold. Eine 
Zeit der Ruhe, des Friedens setzte jetzt ein. 

Wir müssen zunächst sehen, wie sich das Verhältnis Deutsch- 
lands, seit seinem Entstehen als Staat, zu dem übrigen Europa 
gestaltet hatte. Vor dem dreißigjährigen Kriege hatte es die 
damalige Welt beherrscht. In der Zeit, da die habsburgischen 
Brüder Karl V. und Ferdinand I. sich in die Macht geteilt 
hatten, war ganz Zentraleuropa, aber auch Südeuropa ihnen 
untertan. Selbst über das Weltmeer in die spanischen Kolonien 
reichte ihr Zepter. Vorübergehend haben Portugal und die 
Niederlande diesem Riesenbesitze angehört, auch gegen Ungarn 
und die Türkei sollte er ausgedehnt werden. In diesem Umfange 
war er freilich nicht zu behaupten. Man wird beobachten, daß 
je mehr er sich gegen den Osten ausdehnte, er desto mehr im 
Westen abnahm. Die Könige von Frankreich haben zuerst 
Bresche in dieses Reich gelegt und damit den eigenen Einfluß 
erhöht. Einflüsse, wie sie die Niederlande oder Schweden vorüber- 
gehend ausgeübt haben, brauchen wir nicht zu erwähnen, um 
so mehr ist aber zu berücksichtigen wie es England gelang 
seine Macht zu erweitern. Seine günstige geographische Lage 
hat ihm da vor allem genützt; sie läßt sich in die Formel 
fassen: England hat keine Nachbaren. Dafür hat es außer- 
europäischen Besitz erworben, Kräfte aus Handel und Industrie 
geschöpft und Gelderwerb an die Stelle des Gewinns von Land 
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Jahrhunderte: neben einem schwachen Deutschland wachsen 
England, Frankreich, Rußland empor. Osterreich hat eine 
Zeitlang die führende Rolle und Preußen schwankt zwischen 
Selbständigkeitsgelüsten und altgewohnter Vasallentreue den 
Habsburgern gegenüber. 

Alle europäischen Großmächte waren vereint gewesen gegen 
Frankreich. Die Ursache zu solcher Vereinigung hatte mit 
Napoleons Sturze aufgehört, wirkte aber längere Zeit noch nach. 
Der Gedanke an eine brüderliche Verbindung unter den Fürsten 
Europas, der in der „Heiligen Allianz“ ausgeführt worden war, 
konnte sich solange behaupten, als die großen Mächte durch 
keine Sonderbestrebungen voneinander geschieden waren. Lokale 
Brände konnten rasch gelöscht werden und selbst ein Angriff 
Rußlands auf die Türkei löste keine schärferen Gegensätze aus. 
Es gab damals noch eine Art von christlichem Gemeingefühl, 
dem einzigen nichtchristlichen Staate in Europa gegenüber. 
Auch der Brand des Jahres 1848 änderte an den tatsächlichen 
Machtverhältnissen in Europa nichts. Desto einschneidender 
war aber die Veränderung, die das Jahr 1848 in Österreich 
und Deutschland herbeiführte. Die inneren Verhältnisse wurden 
da gründlich geändert: Das Jahr 1848 zeigte flammend, daß 
sie nicht so glänzend und untadelig waren, wie die Regierungs- 
künstler, an ihrer Spitze Fürst Metternich, den Völkern vor- 
getäuscht hatten. Es gab da wirklich und wahrhaftig Menschen, 
die mit der bestehenden Ordnung der Dinge nicht einverstanden 
waren, die die Kühnheit besaßen, mit den Fingern auf die 
wunden Stellen der Staatskörper zu zeigen und radikale Heil- 
mittel dafür vorzuschlagen. Solche Heilmittel waren die Ver- 
fassungen, die in Österreich und Preußen erlassen wurden. 
Die österreichische Verfassung, die nie ins Leben trat, hinter- 
ließ dennoch das Bestreben, ein machtvolles Habsburgerreich 
zu schaffen, in dem Ungarn nur eine Provinz darstellen sollte, 
wie Kärnten oder Böhmen. Der Deutsche Bund hat im Früh- 
linge des Sturmjahres seine Wirksamkeit eingestellt. Deutsche 
Patrioten hofften an die Stelle desselben einen neuen Staat, ein 
wirkliches Deutsches Reich, mit einem Fürsten an der Spitze, 
setzen zu können. Als solchen hat man im März 1849 den 
König von Preußen ausersehen, der sich zwar dieser Aufgabe 
versagte, im übrigen aber bereit war, die Verfassung des Frank- 
furter Parlaments zu retten und durchzuführen, dabei aber 
möglichst große Teile Deutschlands in einer „Union‘“ unter 
preußischer Führung zusammenfassen wollte. 
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politischen Fahrwasser Österreichs; so während des Krimkrieges, 
der auch deshalb von besonderer Bedeutung ist, weil er der 
Anfang wurde zur tiefen Feindschaft zwischen Rußland und 
Österreich, und so auch im Jahre 1859, als sich Österreich 
Frankreich und dem werdenden Italien gegenüber sah. Gerne 
wäre damals Preußen an der Seite Österreichs gegen Frankreich 
in den Krieg gezogen. Der Donaustaat wollte aber von seinem 
Rivalen an der Spree nicht gerettet werden, er fürchtete ihm 
dafür zu viel bezahlen zu müssen und gab lieber die Lombardei 
und damit den wichtigsten Teil seiner italienischen Stellung auf. 

So kamen der Bund und seine beiden Großıinächte in 
die sechziger Jahre, bei deren Beginn in Preußen Wilhelm I. 
zur Regierung kam, der nach anderthalb Jahren sich gezwungen 
sah, Otto von Bismarck zu seinem Minister zu machen. Man 
darf sagen, daß bis dahin die Wege Österreichs und Preußens 
so ziemlich dieselben gewesen waren, d. h. Österreich führte 
und Preußen ging mit. Das wurde jetzt gründlich anders. 
Bismarck hatte den Ehrgeiz, Preußen zur führenden Macht in 
Deutschland zu machen, aus dem lahmen Deutschen Bunde 
ein kraftvolles Reich zu schaffen. Deutsch, aber zuerst preus- 
sisch — war Bismarcks Losung; seine Aufgabe hat er glorreich 
und glänzend durchgeführt. Wenn er aber vielleicht eine Zeitlang 
erwartet hatte, Osterreich werde ihm dabei entgegenkommen, 
so mußte er sich bald vom Gegenteil überzeugen. Er war noch 
nicht ein Jahr Ministerpräsident, als in Frankfurt der Versuch 
gemacht wurde, auf einem Fürstenkongresse die deutsche Frage 
in österreichischem Sinne zu lösen — denn daß im Deutschen 
Reiche noch viel unbenützte Kraft lag, das erkannte man auch 
an der Donau. Bismarck wußte damals diesen Kongreß zu 
lähmen, dann Österreich im gemeinsamen Kriege gegen Däne- 
mark anscheinend zu versöhnen, über die Teilung der Beute 
aus diesem Kriege in der Gasteiner Konvention vom August 
1865 sogar zu einem Ausgleiche zu kommen, — aber die end- 
gültige Lösung der deutschen Frage konnte nur mehr auf dem 
Schlachtfelde gelingen. Das geschah vor Königgrätz, Anfang 
Juli 1866. Wenige Wochen später schied Osterreich aus Deutsch- 
land aus; an die Stelle des aufgelösten Deutschen Bundes trat 
ein Norddeutscher Bund unter preußischer Führung; die süd- 
deutschen Staaten behielten den Schein ihrer Unabhängigkeit, 
aber diese war stark bedroht. Abgesehen von den Militär- 
konventionen, die sie mit Preußen abschließen mußten, ver- 
einigte sie auch das deutsche Zollparlament vom Jahre 1868 
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mit den Norddeutschen Staaten zu einer großen wirtschaftlichen 
Einheit — der deutsche Zollverein, von dem noch ausführlich 
zu Teden sein wird, hat jetzt die Fülle der Zeiten gesehen. 

In Wien hegte man noch lange Jahre die Hoffnung, daß 
der Spruch von Königgrätz kein endgültiger sein, daß es ge- 
lingen werde, den verlorenen Platz in Deutschland zurück- 
zugewinnen. Unter der Leitung des Herrn von Beust, eines 
alten Gegners Bismarcks, unterhandelte man mit Frankreich 
und Italien wegen eines Bündnisses gegen Preußen; man wäre 
sogar bereit gewesen, Rom an Italien auszuliefern, was für den 
gutkatholischen Wiener Hof kein geringes Zugeständnis bedeutet 
hätte. Zu diesem mörderischen Bündnisse kam es aber nicht, da 
Frankreich zu früh, schon im Sommer 1870, losschlug. 

Die vier Jahre vom Sommer 1866 bis zum Sommer 1870 
waren unendlich kritisch für Deutschland — man hat sich das 
kaum je recht klar gemacht! Preußen war eben erst aus einem 
Kriege zurückgekehrt, durch neue Provinzen vergrößert, die 
zum größten Teil, wie Hannover, mit erbitterter Feindschaft 
ihm gegenüberstanden. Auch die norddeutschen Fürsten, deren 
Bestand man geschont hatte, ließen sich mit wenigen Aus- 
nahmen nur unwillig von Preußen führen. Die Süddeutschen 
aber waren kühl bis ins Herz hinan. Teils aus ehrlicher 
Abneigung gegen den „Saupreißen‘‘, teils aus angestammter 
partikularistischer Gewohnheit. Allerdings hatten sie unter dem 
Druck ihrer Niederlage militärische Bündnisse mit Preußen 
schließen müssen, die im Kriegsfalle ihre Heere unter preußi- 
schen Oberbefehl stellen sollten. Das war die Theorie; aber 
wie würde es in praxi aussehen bei einem Kriege gegen 
Österreich? Im Donaureiche war eben die allgemeine Wehr- 
pflicht eingeführt worden und die maßgebenden Kreise hatten 
bei dieser einschneidenden MaBregel, die auf viel Widerstand 
und wenig Verständnis stieß, einen ganz bestimmten Zweck 
gehabt: die Kriegsbereitschaft gegen Preußen. Es ist keine 
Frage, daß ein Krieg gegen Preußen auch im deutschen Oster- 
reich, vor allem in den Alpenländern, von einigen Ausnahmen 
abgesehen, sehr volkstümlich gewesen wäre und daß namentlich 
die österreichische Armee danach dürstete, die Scharte von 
Königgrätz auszuwetzen. Die österreichischen Slaven aber sind 
immer für einen Kampf gegen das germanische Element zu 
haben. Unbedingt kriegsfeindlich waren dagegen die Ungarn, 
deren leitende Politiker Österreichs Austritt aus Deutschland mit 
Freuden gesehen hatten. Die Ungarn hatten es sehr scharf emp- 
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funden, daß die Schwarzenbergische Politik sie einst in ein großes 
70-Millionenreich hatte hineinpressen wollen, in dem sie wenig 
zu bedeuten gehabt hätten. Ein Österreich, in das Deutschland 
eingeschlossen war, mußte auch zu Hause die Deutschen bevor- 
zugen. An den Slaven hätten die Ungarn in diesem Falle 
wenig wirkungsvolle Bundesgenossen gehabt und auch wenig 
willkommene, da sie ja stets mit ihren eigenen Slaven rechnen 
müssen. Es war also für die Ungarn, wollten sie einmal im 
Hause Österreich der Hausherr sein und nicht der Hausknecht, 
eine Lebensfrage. daß jenes 70-Millionenreich nicht zustande 
kam und Osterreich von Deutschland losgelöst wurde. Froh- 
lockend hatten sie dieses Ereignis im Jahre 1866 erlebt, und 
wie sehr ihre Rechnung stimmte, zeigte das nächste Jahr, in 
dem der sogenannte Ausgleich mit Österreich geschlossen wurde, 
der den Ungarn größtmögliche Selbständigkeit gab. Angstlich 
besorgt war darum ihr Führer Graf Andrassy, der bald darauf 
ein ausgezeichneter Minister des Auswärtigen für Osterreich- 
Ungarn werden sollte, die Trennung von Deutschland aufrecht 
zu erhalten. Gerade Herr von Beust, der in dem Ausgleiche 
von 1867 den Ungarn mehr entgegengekommen war, als er 
verantworten konnte, nur um die ganze Kraft der Monarchie 
für einen zukünftigen Krieg gegen Preußen zu sammeln, wurde 
jetzt von den Ungarn im Stiche gelassen. Die erste Regung 
des neuen Doppelstaates Osterreich-Ungarn nach außen hin 
zeigte einen scharfen Gegensatz der beiden Teile: Zisleithanien 
war zum allergrößten Teil kriegslustig, Transleithanien friedens- 
bedúrftig. Der Fall wäre aber immerhin denkbar gewesen, 
daß in dem Zweikampfe dieser beiden Minister Beust der 
stärkere geblieben, daß ein Bündnis zwischen Österreich, Frank- 
reich und Italien zustande gekommen wäre, — was hätte dann 
Süddeutschland getan, wie wäre es Preußen ergangen, hätte 
ihm Rußland unbedingt den Rücken gedeckt? Es müssen das 
schwere Tage für Bismarck gewesen sein in jener Zeit, in der er 
nur mit unsicheren Freunden und sicheren Gegnern zu rechnen 
hatte. Man weiß jetzt, daß er am Abend von Königgrätz 
bereits daran dachte, sich mit Österreich wieder gut zu stellen. 
Mit ganzer Kraft ist er dafür eingetreten, Österreich beim 
Friedensschlusse zu schonen, er wollte es nicht durch Beraubung 
seines Länderbesitzes zu einem unversöhnlichen Feinde machen. 
Mit Mühe hat er diese Ansicht durchgesetzt. Man wird gut 
daran tun, sich diese Haltung Bismarcks vor Augen zu halten, 
denn wenn auch vieles in der Welt sich geändert hat und man 
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Bismarcks Politik und Ansichten nicht als starres und unabänder- 
liches Kredo auffassen darf, in dem einen hat für Deutschland 
sich nichts geändert: daß es Osterreich- -Ungarn braucht. 

Zielbewußt und ruhig ist Bismarck seinen Weg gegangen. 
Nachdem er Österreich im Prager Frieden so glimpflich wie 
möglich behandelt hatte, unternahm er sofort Schritte durch 
den bayerischen Gesandten in Wien, Grafen Taufkirchen, um 
ein gutes Verhältnis mit Österreich anzubahnen. Aber die 
Wunde von Königgrätz war dazumal noch zu frisch — es 
wehte Revancheluft in Österreich, Beust saß am Blasebalg des 
Hasses gegen Preußen. Da kam der Krieg gegen Frankreich 
im Jahre 1870. Ein günstiges Geschick hat Bismarck bei diesem 
Kriege unterstützt dadurch, daß Frankreich durch eine bei- 
spiellos unfähige Politik sich selbst ins Unrecht setzte und im 
deutschen Volke das richtige Gefühl erweckte, der Krieg sei 
mutwillig von Frankreich heraufbeschworen worden und Deutsch- 
lands Ehre sei auf dem Spiele. Damit wurde auch Süddeutsch- 
land mit fortgerissen, das deutsche Gemeingefühl flammte auf 
und schwemmte widerstandslos alle partikularistischen Hinder- 
nisse mit sich fort. Der Krieg brach aus und mit unerhörten 
Schlägen schlug Deutschland den Gegner nieder. Bevor die 
Mächte, die etwa Frankreich hätten zu Hilfe kommen wollen, 
sich nur besinnen konnten, war der Krieg schon zu Ende. 
Denn alles, was nach dem Tage von Sedan kam, so großartig 
und heldenmütig auch der Widerstand der französischen Provinz 
war, er konnte nichts daran ändern, daß Frankreichs Armee 
besiegt war. Heere lassen sich während eines Krieges nicht im- 
provisieren; wozu das Volk nicht im Frieden erzogen worden 
ist, das kann es im Kriege nicht leisten. 

Auf den französischen Schlachtfeldern wurde die deutsche 
staatsrechtliche Einheit geschaffen, das neue deutsche Kaisertum 
entstand. Damit mußte sich Europa abfinden. Wie sehr man 
in England die Bedeutung der deutschen Einheit empfand, zeigt 
seine Haltung während des zweiten Teiles des deutsch-französi- 
schen Krieges: England hat da getan, was es tun konnte, 
ohne selbst in den Krieg einzugreifen, um Frankreich zu unter- 
stützen und den deutschen Sieg zu erschweren. Freilich, wie 
sich Deutschland entwickeln und wie gewaltig diese deutsche 
Einheit erwachsen würde, das ahnte man auch in England 
nicht im entferntesten. 

Auch in Österreich rechnete man noch Jahre hindurch mit 
der Möglichkeit eines Zerfalles dieses neuen Gebildes; erst zur 
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Zeit des Berliner Kongresses (1878) gab man diese Hoffnung 
auf und fand sich mit den geschehenen Tatsachen ab. Die 
nächste Folge war, daß Österreich von der bisher beobachteten 
deutschfreundlichen Politik im Inneren ab- und zu einer slaven- 
freundlichen überging; man hatte nicht mehr notwendig, sich 
auf einen deutschen Staat hinauszuspielen, und mit feiner 
Witterung rückten auch die Ungarn von der bisher in Zislei- 
thanien allmächtig gewesenen Verfassungspartei ab. 

Nach jener ersten Ablehnung des deutschen Entgegen- 
kommens in Wien zeigte man sich in Berlin korrekt freundlich, 
aber zurückhaltend, und es ist für die weitere Entwicklung des 
deutsch - österreichischen Verhältnisses von größter Bedeutung 
geworden, daß derselbe Mann, der 1870 in Wien so unbedingt 
für den Frieden eingetreten war, Minister des Auswärtigen da- 
selbst wurde. Graf Andrassy war kein zünftiger Diplomat, aber 
ein Politiker von Weltkenntnis, Temperament und Verstand. 
Dieser Ungar brachte in das Ministerium am Ballhausplatz einen 
preußenfreundlichen Zug hinein, der daselbst seit Jahrhunderten 
gefehlt hatte. Er schwärmte im Stillen von einem Bündnisse 
mit Deutschland, das sollte ihn auch gegen eine etwaige Wiener 
Kriegspartei sichern. Bei diesem gegenseitigen guten Willen 
der führenden Staatsmänner Bismarck und Andrassy bedurfte 
es nur einer Gelegenheit, um das reifen zu lassen, was sie im 
inneren Herzen wünschten. In einem Ziele fanden sie sich 
von vorneherein, in der Aufrechterhaltung des europäischen 
Friedens, und dieses Ziel schien so lange leicht erreichbar, als 
Rußland mitarbeitete. Unmittelbar nach dem deutsch-französi- 
schen Kriege blieb die Haltung Rußlands durchaus friedlich, 
ja das Dreikaiserverhältnis, das unter dem Patronate Rußlands 
zustande kam, wirkte sehr günstig auf die deutsch-österreichi- 
schen Beziehungen ein. Je machtvoller sich aber das neue 
Deutsche Reich zeigte, desto mehr rückte der russische Kanzler, 
Fürst Gortschakoff, mit der panslavistischen Partei von ihm ab. 
Sie hofften dazumal einen Vorstoß gegen den Balkan unternehmen 
zu können, waren sich aber vorerst darüber noch nicht klar, 
ob dieser Vorstoß zuerst Österreich oder die Türkei treffen 
sollte. Aber auf eine diplomatische Anfrage in Berlin erklärte 
Bismarck, daß er niemals eine Schwächung Österreichs ruhig 
mit ansehen könne. Daraufhin wurde der Kurs der russischen 
Politik geändert, Osterreich durch das Angebot von Bosnien 
und der Herzogowina beruhigt und die Türkei angegriffen. Als 
dieser Krieg aber nach wenig erfreulichen Anfängen mit dem 
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vollen Siege Rußlands endete, da brach die slavische Begehr- 
lichkeit durch, die nun einmal für das Zwingende eines gegebenen 
Wortes kein Verständnis hat. Man vergaß in Petersburg, was 
man Österreich versprochen hatte, und näherte sich den Dar- 
danellen so bedenklich, daß auch England Einspruch erhob. Ein 
gewaltiger Krieg drohte auszubrechen, da legte sich Bismarck ins 
Mittel und rettete auf dem Berliner Kongreß den europäischen 
Frieden, aber Rußland mußte Bosnien und die Herzegowina 
an Österreich überlassen und seine Balkanwünsche stark ein- 
schränken. Das war der Wendepunkt von Rußlands Politik. 
Es begann jetzt eine feindliche Sprache gegen Deutschland zu 
führen und für dieses entstand eine Gefahr, wie sie, nur in 
etwas anderer Form, schon in den Jahren nach 1866 bestanden 
hatte: die Gefahr der Isolierung durch ein Bündnis seiner 
Nachbarn Rußland, Österreich und Frankreich. 

Bismarck bekam nach seinem eigenen Ausdruck ‚le cauche- 
mar des alliances“. Er mußte sich darüber klar werden, daß 
er am Scheidewege stünde. Ein Bund mit Frankreich war 
unmöglich ohne Rückgabe von Elsaß-Lothringen, und daran 
dachte niemand in Deutschland. Es blieben also für eine 
Bündnispolitik nur Rußland oder Österreich übrig. Mit Ruß- 
land zu gehen wurde unmöglich, angesichts der deutschfeind- 
lichen Politik dieses Staates, angesichts der augenscheinlichen 
Schwäche Kaiser Alexander II. und der Rücksichtslosigkeit, mit 
der Gortschakoff auftrat. Überdies würde Rußland auf ein 
solches Bündnis nur eingegangen sein unter der Voraussetzung 
feindlichen Vorgehens gegen England und Österreich, und das 
war ja der Weltkrieg, den Bismarck unbedingt vermeiden 
wollte. So blieb für ihn, wollte er nicht einsam in der Welt 
dastehen, nur ein Weg übrig, den er schon längst hatte ein- 
schlagen wollen, der Weg, der zu alten Verhältnissen zurück- 
führte, zur Gemeinschaft mit Österreich. Bismarcks Rechnung 
war, daß Deutschland und Österreich, fest aneinandergeschlossen, 
imstande sein würden, jeden Gegner niederzudrücken — e8 
war der europäische Frieden, den er unbedingt und auf alle 
Fälle sichern wollte; England hielt er für jenseits von gut 
und böse stehend und Rußland und Frankreich gedachte er in 
Schranken zu halten. Deutschland selbst war ja nach seinem 
eigenen Ausdruck „saturiert‘‘ und auch Österreich-Ungarn wollte 
= ‚durch sein Bündnis Zügel anlegen. Deshalb kam er nach 
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Bismarck kam nach Wien, um das Bündnis mit Österreich 
abzuschließen. Bei dëm Umstande, daß er und Andrassy sich ` 
auf halbem Wege entgegenkamen, wurde es nicht schwer, das 
Werk fertigzustellen — wenigstens soweit es die beiden Staats- 
männer betraf. Kaiser Franz Josef vergaß in unbedingter 
Pflichterkenntnis, was das Jahr 1866 ihm an Leid gebracht 
hatte, und auch der sehr einflußreiche Onkel des Kaisers, Erz- 
herzogs Albrecht, der sozusagen die österreichische Armee ver- 
körperte, war mit dem Abschlusse des Bündnisses einverstanden. 
Dagegen erhob Kaiser Wilhelm I. lebhaften Widerspruch. Er ` 
hielt viel von den guten verwandtschaftlichen Beziehungen 
zum Kaiser von Rußland und war daher gegen ein Bündnis, 
das sich in erster Reihe gegen Rußland richtete. Es kostete 
Bismarck viel Mühe, seinen Herrn von der Notwendigkeit des- 
selben zu überzeugen, aber schließlich fügte sich doch der Kaiser 
der einstimmigen Überzeugung seiner Umgebung, und das 
deutsch-österreichische Bündnis ward zum Ereignis. Damit ist 
die Verbindung zwischen beiden Reichen wieder hergestellt, 
die bereits seit Jahrhunderten in verschiedenster Form bestan- 
den und nur in den letzten dreizehn Jahren eine kurze Unter- 
brechung gefunden hatte. Den Inhalt dieses Bündnisses hier 
weiter zu erörtern ist überflüssig — man kennt ihn. 

In zwei Punkten mußte Bismarck bei den Verhandlungen 
nachgeben; sie betrafen Fassung und Form des Búndnisses. 
Bismarck wollte in demselben auch Frankreich besonders genannt 
haben und das Bündnis durch die vertragschließenden Staaten 
verfassungsmäßig festlegen lassen. Der erste Punkt interessiert 
uns weniger, dagegen um so mehr der andere. Bismarck kann 
diese Forderung nur in der Absicht gestellt haben, um das 
Bündnis möglichst fest und unzerstörbar zu machen — die 
Völker der beiden Reiche sollten durch ihre verfassungs- 
mäßigen Vertreter daran zu Mitarbeitern werden. Andrassy hat 
dies aber auf das entschiedenste abgelehnt und ist trotz des 
unaufhörlichen Drängens Bismarcks fest bei seiner Ansicht 
geblieben. Man wird seine Gründe dafür untersuchen müssen. 
Zweifellos wäre die Annahme dieses Vertrags durch den deut- 
schen Reichstag mit ungeheuerer Mehrheit erfolgt. In Oster- 
reich-Ungarn dagegen hätte er einen viermaligen Leidensgang 
durchmachen müssen durch die vier Kammern beider Länder. 
In Ungarn wäre die Annahme wohl auf geringen Widerstand 
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war das ein weiterer Vorteil. Aber der Hauptgrund, weshalb 
Bismarck den Bund abschloß und ihn mit solcher Zähigkeit 
gegen seinen Kaiser selbst verteidigte, war doch nur der, daß 
er damit Deutschland sichern wollte. Nie ist etwas anderes 
sein Ziel und Augenmerk gewesen, als die Wohlfahrt und die 
Größe seines Vaterlandes. Er hat die beiden Begriffe, preußisch 
und deutsch, vereinigt und diesem Reiche, seiner eigensten 
Schöpfung — man möchte es im Gegensatze zum alten römisch- 
deutschen das preußisch-deutsche nennen — galt allein seine 
Obsorge. Für seinen heiligen Egoismus, mit dem er nur die 
Größe Deutschlands bedachte und alles in der Welt nur von 
diesem Gesichtspunkte aus betrachtete, war das Bündnis mit 
Österreich-Ungarn — wir wiederholen es — eine unbedingte 
Notwendigkeit, ein Vertrag, der mit allen Kräften festgehalten, 
bewahrt und geschützt werden mußte. 

Dabei wollte er durchaus nicht durch dasselbe abhängig 
werden von der österreichischen Politik. Jedes Reich sollte 
innerhalb bestimmter Grenzen freie Hand behalten und den 
Mitverbündeten nicht zu Abenteuern mitreißen dürfen. Bis- 
marcks berühmter Ausspruch, die bulgarischen Dinge seien 
„nicht die Knochen eines pommerischen Grenadiers wert‘, 
beweist das. Andererseits hat er, soweit es ihm möglich war, 
für die Stärkung und Sicherheit dieses Bundesgenossen gesorgt. 
Die Verträge mit Italien und Rumänien bezeugen dies; damit 
gedachte er die Súd- und Ostgrenze Osterreich-Ungarns zu 
schützen. Nie mehr als solchen Schutz, wir dürfen es glauben, 
hat Bismarck von dem italienischen Bündnisse erwartet. Der 
belgische Staatsmann, Baron Greindel, dessen Berichte über die 
Zeit vor dem Weltkriege so viele interessante Tatsachen zu 
Tage gefördert haben, hat das in unübertrefflicher Weise fest- 
gestellt!): „Deutschland und Österreich-Ungarn behalten und' 
dulden Italien im Dreibunde, weil sein offizieller Austritt eine 
Minderung an Prestige bedeuten würde und auch weil man 
die Möglichkeit sieht, es im Falle eines Konfliktes nicht als 
Gegner zu haben. Aber das ist alles, was man von ihm hofft.“ 
Diese Hoffnung hat sich ja auch in den ersten zehn Monaten 
dieses Weltkrieges in sehr vorteilhafter Weise verwirklicht. 

Wir werden uns des Satzes, daß das Deutsche Reich ein 
starkes Österreich-Ungarn als Bundesgenossen brauche, noch 
zu erinnern haben. 

') Nach dem Auszuge in der Frankfurter Zeitung vom 9. August d. Js. 
Morgenblatt 219. 

Ch 
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Formel, wie sie das Jahr 1879 geschaffen hatte, ganz gut 
auszukommen vermochte. Wiederholt hat sich in diesen drei 
Jahrzehnten der Dreibund, oder sagen wir lieber ein für alle 
Male der deutsch-österreichische Zweibund, vortrefflich bewährt. 
Die lange Zeit seiner Dauer ist an und für sich eine Bürgschaft 
für seine Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit. Als besonderes 
Beispiel dafür können wir die Algeciraskonferenz hervorheben, 
auf der Österreich-Ungarn dem Bundesgenossen Sekundanten- 
dienste geleistet hat, und dann vor allem den Konflikt wegen 
der Annexion von Bosnien und der Herzegowina im Winter 
und Frühjahre 1908/9. Damals hat die Drohung Deutschlands, 
sich im Falle eines Angriffs von Rußland auf Österreich mit 
ganzer Macht an die Seite des Verbündeten stellen zu wollen, 
den Krieg verhindert. Diese Wochen sind für die Tragkraft 
des Bündnisses von allergrößter Bedeutung gewesen. Man 
mochte doch in den Kreisen der Entente mit der Möglichkeit 
gerechnet haben, daß dieses Bündnis die Probe aufs Exempel 
nicht bestehen würde, daß Deutschland eine Formel finden 
werde, um sich seinen Verbindlichkeiten zu entziehen, gerade 
so wie es Italien und Rumänien bei diesem Weltkriege getan 
haben. Für deutsche Treue hat man offenbar bei den Diplo- 
maten der Entente wenig Verständnis gehabt, sonst hätte auch 
König Eduard nicht den Versuch machen können, Osterreich- 
Ungarn vom Bündnisse mit Deutschland abzuziehen. Diese 
deutsche Treue entsprach dem beiderseitigen Interesse. Man 
wird die moralischen Eigenschaften der verbündeten Staats- 
männer noch so hoch ansetzen können, wenn aber nicht das 
wohlverstandene Interesse der beiden Reiche damit Hand in 
Hand gegangen wäre, so wäre es überhaupt nicht so weit ge- 
kommen, so hätten sich die Verbündeten schon längst getrennt. 
Daß es im österreichischen Lager genug Stimmen gegeben hat, 
die solches befürwortet haben, wissen wir genau. Wir wollen 
nur an die Äußerung eines früher führenden tschechischen 
Politikers erinnern, der den Dreibund ein ,,úberspieltes Luxus- 
klavier“ genannt hat, wobei der eigene Wunsch der Vater des 
Gedankens gewesen ist. 

Wir machen hier einen großen Strich unter das Weltkonto 
von Zweibund und Vierverband, wozu sich der Dreibund und 
die Entente ausgewachsen haben. Die Bilanz ist heute noch 
nicht zu ziehen, denn noch tobt der Weltkrieg mit allen seinen 
Schrecken. Wir wollen aber voraussetzen, daß er zu Ende 
gekommen ist. Zu welchem Ende, das können wir heute na- 
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Monaten aber auch dieses Bündnis wieder zu brechen. Ende 
des 18. Jahrhunderts verläßt Preußen im Frieden von Basel 
das verbündete Osterreich. Das 19. Jahrhundert steht im all- 
gemeinen auf einer höheren moralischen Stufe, kann aber auch 
solche Beispiele aufweisen. Auf das Niveau einzelner Balkan- 
völker oder gar Italiens wollen wir uns dabei gewiß nicht 
stellen; aber denken wir doch daran, daß schon im Jahre 1850 
ein Krieg zwischen Osterreich und Preußen gedroht hat und 
dieser Krieg 1866 wirklich ausgebrochen ist. Diese Tatsachen 
müssen uns doch die Möglichkeit vor Augen führen, daß solches 
sich auch in Zukunft wieder ereignen könnte. Wir müssen 
ferner erwägen, daß ein beträchtlicher Teil der österreichischen 
Völker bei aller Bewunderung der deutschen Leistungen durch 
den für sie unerwarteten Ausfall des Krieges in ihren Sym- 
pathien für das Deutschtum nicht bestärkt’ werden und daß 
hier immer der Punkt vorhanden sein wird, von dem aus man 
die Welt des deutsch-österreichischen Bündnisses aus den Angeln 
würde heben können. Vollständig unklar ist heute noch die 
zukünftige Haltung der Polen; wir haben ja bereits ein pol- 
nisches Manifest gelesen, in dem die Wiederherstellung des . 
polnischen Reiches oder wenigstens die Zusammenschließung 
von Galizien mit Kongreßpolen gefordert wird. Wie weit sich 
diese Wünsche verwirklichen lassen werden, ist heute noch 
unmöglich vorherzusagen, das wird ja auch von den Errungen- 
schaften des Friedensschlußes abhängen, und es ist daher heute 
auch unmöglich vorauszusehen, wie sich diese allpolnische Be- 
wegung gegen Deutschland und Österreich verhalten wird. 
Man muß aber doch mit der Möglichkeit rechnen, daß russische 
Intriguen sich einer etwa entstehenden Unzufriedenheit be- 
mächtigen könnten. Auch die Südslaven werden möglicher- 
weise durch den Ausgang des Krieges stark betroffen sein und 
jede Gelegenheit ergreifen, ihn zu korrigieren. Man muß sich 
damit abfinden, daß die Slaven innerhalb Österreich-Ungarns 
eine an Zahl, noch mehr an Talent, Energie und nationalem 
Egoismus bedeutsame Masse ausmachen. Dagegen die Augen 
zu verschließen oder sich damit trösten zu wollen, daß sie 
nach dem Kriege zu Bedeutungslosigkeit verurteilt sein werden, 
wäre eine der größten Torheiten, die deutsche oder österreichische 
Staatsmänner begehen könnten. Die Tatsache bleibt bestehen, 
daß ein erheblicher Teil der österreichischen Slaven in ihrer 
größten Mehrheit nach dem Kriege noch viel mehr als vorher 
Gegner Deutschlands sein und dem Bündnis mit Deutschland 
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die sich eines Tages ebenfalls rühren könnten Slaven haben, 
als ganz sicher anzusehen, daß die Mächte Cen e ist weiter 
wenn sie, wie wir hoffen und erwarten dürfen a lerverbandes, 
als Besiegte herauskommen, nach dem Frieden En diesem Krieg 
tun werden, um das Einvernehmen der Zentraim Möglichstes 
Dieser Versuch ist ja, wie wir wissen, durch ag zu stören. 
Kriege schon gemacht worden, aber doch a gland vor dem 
wird künftig natürlich noch ganz anders wer den. o das 
nicht vergessen werden, daß der Vierverband ES d darf dabei 
den Berichten von Baron Greindel wissen, Dies Ge wir aus 
mit dem Zusammenbruche Österreichs und dem A Kap 
Slaven gerechnet haben. Vielleicht war das n Sch on der 
Zeit eines der Hauptmotive für die wahnwi tzige Halt er E 
italienischen Staatsmänner. Jedenfalls waren der a 
und die Widerstandskraft Österreich-Ungarns eine der a dea 
Überraschungen dieses Weltkrieges. Ganz anders SC 
daher nach dem Frieden in der Weltpolitik die Boden man 
Österreich-Ungarns einschätzen und mit allen Lockmitteln der 
Politik, mit allen wirtschaftlichen Ködern, über die unsere Gegner 
in reichem Maße verfügen, Osterreich vom deutschen Bündnisse 
abzuziehen versuchen. Alles in der Welt hat seine Grengen 
und ein Angriff auf Deutschland von allen Seiten oder selbst 
nur das Fehlen der österreichischen Unterstützung könnte sehr 
in die Wagschale fallen. Die Zukunft, der die Würdigung der 
jetzigen Kriegsereignisse vorbehalten bleibt, wird sicher erweisen 
wie überaus wichtig und verdienstvoll auch die verlustvollen 
Kämpfe Österreichs in Russisch-Polen und in Galizien im Herbste 
1914 gewesen sind. Sie haben den russischen Aufmarsch ver- 
zögert und verhindert, sie haben es den Deutschen erst mög- 
lich gemacht, ihre Stellungen in Frankreich zu erringen, aus- 
zubauen und festzuhalten. Wie ganz anders hätte ein nicht auf- 
gehaltenes Vorgehen der russischen Dampfwalze gegen Schlesien 
gewirkt! Die Österreicher haben damals nicht nur Krakau, 
sondern auch Breslau verteidigt. 
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Niemals würde Bismarck das Bündnis mit Österreich ge- 
sucht haben, wenn er es nicht für notwendig erachtet hätte, 
um Deutschland zu sichern und den Weltfrieden zu erhalten. 
Letzteres ist nun freilich nicht gelungen, aber nur deshalb 
nicht, weil man im Auslande die Macht Deutschlands und die 
Kraft Österreichs unterschätzt hat. Einen solchen Fehler 
werden unsere Gegner nicht mehr begehen; um so notwendiger 
ist es aber, diese starke Einheit mit allen Mitteln aufrecht zu 
erhalten. Während Deutschland mit seinen Feinden, die ihm 
nach einem großen Siege vielleicht in noch größerer Zahl er- 
stehen werden, kaum anders sich wird verhalten können als 
Gewehr bei Fuß, ist das bei Osterreich anders. Kann man 
sich in absehbarer Zeit ein Bündnis zwischen Deutschland und 
England oder Frankreich oder Rußland denken? Schwerlich. 
Ist aber wenigstens eine vertragsmäßige Neutralität zwischen 
dem Donaustaate und seinen jetzigen Feinden denkbar? Gewiß. 
Schon Josef II. hat ja die Ansicht vertreten, daß eine öster- 
reichische Orientpolitik nur im Einvernehmen mit Rußland 
möglich wäre. 

Es sind darüber nicht viel Worte zu verlieren, daß eine 
Loslösung Österreichs von Deutschland etwas Furchtbares wäre; 
es ist zwar auf der Hand liegend, daß Rußland und Öster- 
reich, wenn sie einig wären, mit dem Balkan machen könnten, 
was sie wollten. Wenn aber um den Preis eines Balkan- 
abkommens Österreich seinen Bundesgenossen im Stiche gelassen 
hätte, dann würde in einem gegebenen Augenblicke Österreich 
in „herrlicher Vereinsamung“ dastehen und wäre dann Ruß- 
lands Treue und Anständigkeit auf Gnade und Ungnade über- 
antwortet. Was davon zu halten ist, das braucht des weiteren 
nicht ausgeführt zu werden. Rußland darf dann blos eines 
Tages das Beispiel nachahmen, das ihm vorher Österreich ge- 
geben haben würde: Auflösung eines alten Bundesverhältnisses, 
Durchlöcherung eines Vertrages. Wenn es dann über Osterreich- 
Ungarn herfallen würde, so fände es jedenfalls Italien und die 
Balkanländer an seiner Seite und es ist nicht anzunehmen, daß 
sich England oder Frankreich für die österreichische Monarchie 
einsetzen würden. Damit wäre der Untergang Österreichs be- 
siegelt und seine Aufteilung eine entschiedene Sache; ja es ist 
sogar wahrscheinlich, daß dann aus der Beute deutsche Pro- 
vinzen an Deutschland fallen könnten, das lieber auf diese Art 
sich stärken würde als noch einen Finger zu rühren für den 
ungetreuen Bundesgenossen. 













5 o So m eg a SH Ge es eise SE 
einen solchen Fall unwahrscheinlich machen — das Wat 


deif 


"E 0 sot man bei irdischen: Dingen r nicht gebrauchen — 
‚so müssen doch weitschauende Beater 








t ale deukbarm. o < 


wagung mehen. Man macht Politik nicht EE 


‚nur für hente und. orge SE 





t, dell die See? Staaten, die, Be 36 Jahren E SE 


in einem engen. Bündnisse miteinander stehen, aufeinander E E 





— gefestigt ée nda seine Sch da zh y 


oe es ien i werden ee 


= at | cita i SR Get E ‚worden: und ; 


ER le 








gewiesen. sin and dal: ‚dieses, ‚Bündnis ihren Lebensinteressen ` — 
richt, Dio muß daher auf. ‚alle Weise‘ ‚geschützt und. 
ug Se such anter grol Se 


“brf keines längeren Beweises, daß Deutschland das äußerste. ER SE 
> Interesse doran ‚hat, an Osterreich: Ungam - Ginen ` atarken o i 
_ Bundesgenossen zu besitzen. Unter: ‚Stärke soll ber ‚nicht. de. 


SR 





Zahl der- Kanonen und Regim 
-die innere Kraft des Lar 








des, die e ibm möglich Macht, e 


‚entscheidenden. Zeiten i in die Weltgeschichte einzugreifen, Auch Ze 
die Gegner, ja vielleicht. besonders die- Gegner, worden uns. 
'zugestehen, daß sich. die: deterreichisch-ungarische Monarchie in 
‚diesem‘ Kriege als “überraschend - leistungsfähig- erwiesen hat. 
Diese ‚Leistungsfähigkeit 100 erhalten, sie mul weiter Ep 
wickelt und: gegen jede: Gefährdung sieburgestellt werden. Ba 
sind. da vor. ‚allem ‚zwei. u, aut die wir PE ‚die RAN 





ep E die die ua y zap? Ge Zertall immer SE EE x 
konnten, de? ist kein Zweilel, daß das. wirklich. zwei ROHR SS 





I mm Österreich- Ungarn. sind 
SC Zei: gwil nicht. alles in bester 
E a pei Beten eichische Wesen, vas j ja anderseits viele Vo 





Ordnung i in Österreich; a 


¿rat eignet. ‚sich weniger zur straffen Haodhabarg DE 





die - individuelle. Fre 





Ea = E EEE 


Hau dat im Österreich: 'gewähnt be ‚ünbequemen. 3 
de wiad es immer viele geben, da es im: 
eet iheit. E GA 


de Ayo ee einzuschränken, E Se Versuch: Ko Si 


Weber, Deutschland und Österreich-Ungarn. 123 


machen, ihre Bestimmungen zu umgehen, ein Hintertürchen 
zu finden, durch das man hinausschlüpfen könnte. Österrei- 
. chische Gefälligkeit wird leicht ein solches Türchen zu finden 
wissen. Man lebt unter solchen Umständen manchmal sehr 
bequem und angenehm; daß aber diese Leichtlebigkeit auch 
ihre großen Schattenseiten und Gefahren hat, liegt auf der 
Hand. Sie ist ein Überbleibsel der Vielregiererei, die schon 
unter Kaiser Joseph II. begonnen und unter seinen beiden 
nächsten Nachfolgern den Höhepunkt erreicht hat. Es gab 
dazumal eine solche, sich täglich mehrende Flut von Regierungs- 
erlässen, ein solches Sich-Vertiefen der Staatsgewalt in die 
intimsten Dinge des öffentlichen und privaten Lebens, daß 
der österreichische Staatsbürger unwillkürlich eine Auswahl traf 
zwischen den Dingen, die man notwendig befolgen mußte und 
solchen, die man einstweilig außer Acht lassen konnte. Diese 
Gewohnheit, die sich in Generationen befestigt hat, ist nicht 
leicht auszurotten. Das können nur wieder Generationen in 
pflichtgemäßer Erziehung tun. Man hat oft in Österreich die 
Notwendigkeit empfunden, die innere Verwaltung zu verbessern. 
Es entspricht ebenfalls einer österreichischen Neigung, Kom- 
missionen einzusetzen, Enquöten zu veranstalten, Elaborate und 
Referate zu erstatten; und man wird auch zugestehen müssen, 
daß diese Sucht der Regierung, zu ändern, zu verbessern, sich 
zu unterrichten, eine löbliche ist. Nur dürfen alle diese schönen 
Worte nicht auf dem Papier bleiben, sondern müssen in die 
Praxis umgesetzt werden, und das ist, was in Österreich immer 
gefehlt hat. Wenn es zur Durchführung der Vorschläge kommen 
soll, schreckt man davor zurück, die liebgewordene Gewohnheit 
aufzugeben oder meint, die Sache könnte noch besser gemacht 
werden, setzt wieder neue Kommissionen ein, denen man die An- 
träge der alten zur Berichterstattung zuweist und mittlerweile trottet 
der Amtsschimmel müde und hungrig weiter. Symptomatisch 
dafür war die erste österreichische Verfassung, die mit großen 
Worten im März 1849 erlassen wurde, aber niemals ins Leben 
trat und am letzten Dezember 1851 als ‚den Verhältnissen 
nicht entsprechend‘ wieder aufgehoben wurde. Man hat in 
Österreich den bösen Satz erfunden, das einzig Beständige sei 
das Provisorium. Wir können uns dabei auf einen ausgezeich- 
neten Kenner Österreichs berufen, auf den Fürsten Metternich, 
der behauptet hat, in Österreich regiere nur die Routine und 
das Bestehende habe ein eigenes Recht, das keiner Bestätigung 
durch die Vernunft bedürfe. Das hat sich bis auf den heutigen 
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Tag nicht geändert; noch vor wenigen Jahren wurde eine große 
Kommission zur Verwaltungsreform eingesetzt, die getagt und 
gearbeitet, geredet und geschrieben hat, aber schließlich war 
doch alles wieder, wie der Wiener drastisch sagt, ‚für die Katz‘. 

Die größte Gefahr für den Fortbestand Österreichs als 
starker und mächtiger Staat sind seine nationalen Verhältnisse. 
Sie waren es ja, die unseren Gegnern die Mitwirkung Oster- 
reichs am Weltkriege ungefährlich erscheinen ließen. Überblicken 
wir rasch diese nationalen Verhältnisse. In der östereichischen 
Reichshälfte oder wie der offizielle Titel lautet ‚in den im 
Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern“ gibt es un- 
geführ 10 Millionen Deutsche, 17 Millionen Slaven, (die aber in 
Tschechen, Polen, Slowaken, Slowenen, Ruthenen, Serben, 
Kroaten zerfallen) und 1 Million Italiener, Rumänen usw. In 
Ungarn zählt man 10 Millionen Magyaren, denen 11 Millionen 
Anderssprachige gegenüberstehen (ungefähr 2 Millionen Deutsche, 
4 Millionen Rumänen, 2 Millionen Slowaken, 3 Millionen Serbo- 
kroaten). Keine Nationalität besitzt also in einem der beiden 
Staatsgebiete die Mehrheit, denn man kann die österreichischen 
Slaven unmöglich als eine Nation berechnen. In Ungarn 
liegen die Verhältnisse dabei noch so, daß die Magyaren 
wenigstens annähernd die Hälfte der Bevölkerungszahl aus- 
machen und sich so die Herrschaft im Lande sichern konnten; 
aber auch hier sind sie eines Tages der Überrumpelung durch 
ihre vereinigten Gegner ausgesetzt. In Cisleithanien (wir wollen 
es kurzweg immer nur Österreich nennen) hat man im Jahr 1861, 
als eine Verfassung wirklich ins Leben trat, eine künstliche 
Wahlordnung geschaffen, die nicht die Zahlen berücksichtigte, 
sondern die materielle und politische Kultur, die zum weitaus 
größten Teile damals deutsch gewesen ist. Durch ihre Kurien- 
ordnung (Einteilung in die Kurien des Großgrundbesitzes, der 
Städte und Märkte, der Handelskammern, der Landgemeinden, 
wozu dann viel später noch die Kurie des allgemeinen Stimm- 
rechtes gekommen ist) hoffte man den Deutschen die politische 
Vormacht zu sichern. 

Damit wurde der mächtige Quaderbau der Verfassung auf 
einem äußerst unsicheren Fundamente aufgebaut. Diese deutsche 
Mehrheit hat im Jahre 1867 den sogenannten Ausgleich mit 
Ungarn geschlossen. Man hoffte damit, für ewige Zeiten in 
Österreich-Ungarn eine Teilung der Macht zwischen Deutschen 
und Magyaren herbeigeführt zu haben. In Ungarn haben sich, 
wenigstens bis jetzt, die Magyaren in ihren Hoffnungen nicht 
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getäuscht. Ganz anders ist es aber in Österreich gekommen. 
Vielleicht hätten hier die Deutschen ihre Mehrheit sich erhalten 
können, wenn sie einig gewesen wären. Das war aber nicht 
der Fall, sie zerfielen sofort in einen liberalen und in einen 
klerikalen Teil, die sich bald auf das ärgste befehdet haben. 
Da die deutsch-klerikale Partei sich in der Minderheit befand, 
war sie genötigt, sich nach Bundesgenossen umzusehen, die sie 
leicht an den Nichtdeutschen fand. Wurde schon dadurch die 
herrschende deutsch-liberale Partei, Verfassungspartei genannt, 
geschwächt, so geschah dies dann noch viel mehr durch. Par- 
teiungen, die innerhalb derselben eintraten. Wir finden da 
zuerst einen demokratisch-radikalen Flügel, der sich mit dem 
mehr konservativ gesinnten deutschen Großgrundbesitze schlecht 
vertrug, dazu eine besonders scharf deutsch-national empfindende 
Partei. Die unkluge Haltung der Verfassungspartei, die man 
spöttisch Verpatzungspartei nannte, in der Frage der bosnischen 
Okkupation beschleunigte ihren Sturz, der mit dem Augenblicke 
zusammenfiel, da das deutsch-österreichische Bündnis abge- 
schlossen wurde. 3 

Nun empfand man in Osterreich nicht mehr das Bedürfnis, 
sein Deutschtum besonders zu betonen, man glaubte im Gegenteil, 
den Slaven entgegenkommen zu müssen, um sie für das Bündnis 
mit Deutschland zu gewinnen. Es trat so unter vollständiger 
Siligung der deutsch-klerikalen Partei ein großer Umschwung 
in rreich ein, der sogenannte eiserne Ring kam zur Re- 
gierung, der die Klerikalen, die Polen und Tschechen um- 
faßte. Es war nur folgerichtig, daß die slavischen Parteien 
der Regierungsmehrheit große Errungenschaften in nationaler 
Hinsicht erzielten. In die Minderheit gedrängt, verlor die 
deutsch-liberale Partei die ganze Menge unsicherer Elemente, 
die stets dem Erfolge nachjagen. Sie wurde durch innere 
Teilungen noch mehr geschwächt und büßte stark an Bedeutung 
ein. Aber auch ihre Gegner konnten die zur Regierung not- 
wendige Einigkeit auf die Dauer nicht behaupten, auch unter 
ihnen machte sich der Gegensatz zwischen deutsch und slavisch 
geltend und es kam so weit, daß unter den parlamentarischen 
Stürmen des Jahres 1897, die Graf Badeni hervorgerufen hatte, 
die Gemeinbürgschaft der Deutschen in Österreich geschaffen 
wurde. Damit war der eiserne Ring zerschlagen. Aber nur 
schwer fanden sich die neuen Freunde, Deutschklerikale und 
Deutschliberale, zusammen. Das Chaos wurde derart riesen- 
groß, daß man in Wien meinte, nur ein Kaiserschnitt könne 
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Was einem starken Österreich fehlt, ist eben die Stärke 
des Osterreichertums selbst. Durch glückliche Verhältnisse aller 
Art sind die österreichischen Königreiche und Länder zu einander 
gekommen, sie sind aber nicht zu einem einheitlichen Staate 
zusammengewachsen. Geradeso wie es keine österreichische 
Sprache gibt, gibt es mit verschwindend kleinen Ausnahmen 
keine Österreicher. Auch der Adel ist bereits zum großen Teile 
der nationalen Trennung zum Opfer gefallen. Es gibt noch 
immer nur Tiroler und Steirer, Schlesier und Triestiner, Mährer 
und Böhmen, unter letzteren wieder Deutschböhmen und 
Tschechischböhmen. Wie in den Zeiten des alten Absolutismus 
eine Provinz gegen die andere regiert und eine gegen die andere 
verwaltet wurde, so fehlt in ruhigen Zeiten auch heute noch 
ein österreichisches Gemeinsamkeitsgefúhl. Manche Provinz- 
verschiedenheit ist vielleicht abgeschwächt worden, man wird 
die Bewohner der Alpenländer zusammenfassen und sie von 
den Einwohnern der Sudetenländer mehr unterscheiden können, 
aber sie alle bleiben doch in erster Linie Deutsche und Tschechen, 
Slovenen und Ladiner. ? 

Nie war die Zeit zu einer Anderung so günstig wie die jetzige, 
wo hoffentlich die Teilnehmer am Kriege bald siegreich heimkehren 
werden, durch die erlittenen Schicksale eng aneinander gebunden! 
„In Deinem Lager ist Osterreich“, sang Grillparzer von Radetzky 
und der österreichischen Armee. Wann aber wäre diese Armee 
so Österreichisch gewesen wie in diesem Weltkriege? Was an 
Kraft und Begeisterung in Österreich lebt, das steht im Dienste 
des Krieges und wird die einigenden Gedanken des Krieges 
nach Hause bringen. Diese Gedanken dürfen nicht wieder 
einschlafen. Jetzt noch im Kriege muß die Zukunft vorbereitet 
werden und gleichzeitig mit dem Friedensjubel sollten die neuen 
Verordnungen verkündet werden, bevor noch die Ernüchterung 
harter Friedensarbeit eintritt. 

Der Nationalitätenkampf muß zu Ende geführt werden, 
wenn Osterreich-Ungarn kräftig weiter leben soll, der unpro- 
duktive Streit muß beendet werden; aber er kann nicht beendet 
werden durch die Beratung der Politiker untereinander, die 
doch immer auf Wählerschaften und Parteiinteressen Rücksicht 
nehmen müssen und die Opfer, die jeder Ausgleich verlangt, 
nicht auf sich nehmen können. Es ist die Aufgabe der Re- 
gierung, hier Energie zu zeigen und Ordnung zu schaffen. In 
den letzten Jahren ist wahrlich genügendes Material zusammen- 
getragen worden, um der Regierung eine Handhabe für ihre 
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Die alte historische Provinzeinteilung ist völlig unmodern und 
unpraktisch geworden, weil sie Menschen aneinander fesselt, 
die nichts voneinander wissen wollen. Von nationalpraktischem 
Standpunkte, und das ist nun mal der wichtigste in Österreich, 
müssen neue Gebilde, möglichst national einsprachig, abgegrenzt 
werden, die man „Kreise‘‘ oder „Kantone“ oder „Departements“ 
oder sonstwie benennen kann. Sollte es aus verwaltungstech- 
nischen Ursachen nötig erscheinen, eine Vielheit solcher neuen 
Gebilde, sagen wir der Kürze halber Kreise, zu einer weiteren 
Einheit zusammenzufassen und deckt sich zufällig diese größere 
Einheit mit einer alten Provinz, so ist natürlich gegen deren 
Fortbestehen nichts einzuwenden. Wie man diese größere Ver- 
waltungseinheiten nennen will „Gouvernements“ oder ,,Regier- 
rungsbezirke“‘ oder wieder ‚Provinzen‘, ist abermals Neben- 
sache. Ist es einmal aus räumlichen Gründen nicht möglich, 
einen Kreis ganz national zu gestalten, was zum Beispiel in 
Mähren, wo die Volksstämme schärfer ineinander greifen, als 
in Böhmen, der Fall sein könnte, so wird durch Aufteilung 
der Bevölkerung in einen deutschen und einen nicht deutschen 
Kataster und durch Schaffung nationaler Schul- und Gerichts- 
bezirke eine Abhilfe möglich sein. 

Wie wenig die alten Provinziallandtage in Österreich leisten 
konnten, weiß hier jedermann. Ganz besonders ist es in Böhmen 
in Erinnerung, wie gänzlich der böhmische Landtag versagt hat 
und wie rasch und ruhig die neue Landeskommission ohne ihn 
arbeitet. An die Stelle dieser Landtage, die nichts anderes ge- 
wesen sind als kleine Reichstage, in denen die nationalen Gegen- 
sätze besonders stark aneinander geraten sind, könnten national 
einmütige Kreistage eintreten, deren höhere Instanz der Reichstag 
in Wien wäre. Der größeren Zerreißung oder Föderalisierung 
Österreichs, die durch die Kreiseinteitung bedingt wäre, könnte 
durch Vertiefung des Zentralismus ein Gegengewicht geschaffen 
werden, nämlich durch die Vermehrung der Agenden im Reichs- 
tage. So könnte beispielsweise auch die Schulgesetzgebung 
über Volks- und Bürgerschulen dem Reiche zugewiesen werden. 
Für die Kreistage bestehen in manchen Provinzen Österreichs 
bereits sehr glückliche Vorbilder: in den jetzigen Bezirks- 
vertretungen. Wäre es dann möglich zu der Lokalverwaltung 
die Bevölkerung selbst heranzuziehen, ähnlich dem englischen 
„Selfgovernment‘, dann wäre wohl die glücklichste Lösung des 
Nationalitäten-Problems gefunden, dann würden Deutsche von 
Deutschen regiert, Tschechen von Tschechen etc. 
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Ein solch gewaltiger Umschwung ist natürlich nicht auf 
einmal durchzuführen, aber einmal muß dazu der Anfang 
gemacht werden und, wie gesagt, der jetzige Zeitpunkt ist der 
günstigste, den man sich denken kann. Allerdings muß dazu, 
das muß noch einmal betont werden, die Öffentlichkeit aus- 
geschaltet werden. Man kann eine solche Umwälzung, die 
vielfache Selbstentäußerung fordert und in bestehende Verhält- 
nisse tief einschneiden wird, nicht der Kritik und dem Kampfe 
der Parteien unterwerfen. Ein trefflicher österreichischer Patriot 
hat einmal richtig gesagt: „Die Beratung von Friedensprälimi- 
narien verträgt nicht offene Türen und offene Fenster“ 1). Auf 
diese neuen Grundlagen könnte dann ein neues Gebäude gestellt 
werden. Für weitere Veränderungen wird es gleichfalls nicht 
an Vorschlägen fehlen, von denen hier vielleicht einer angeführt 
werden darf?). 

Er verlangt eine neue Wahlordnung für das Abgeord- 
netenhaus, Modifizierung des allgemeinen Wahlrechtes, Schaf- 
fung einer intellektuellen Volksvertretung, durch Kurien der 
Arbeiter, der Privatangestellten, der Industrie und des Handels, 
des großen und des kleinen Grundbesitzes, der geistigen Berufs- 
stände. Gleichzeitig wesentliche Einschränkung des passiven 
Wahlrechtes zur Erzielung einer geistig und kulturell höher- 
stehenden Volksvertretung mit zeitgemäßer Ausgestaltung des 
Herrenhauses. Schaffung einer neuen, jede frivole Obstruktion 
ausschließenden Geschäftsordnung. Dann deutsch-tschechischer 
Ausgleich auf Grund der bestehenden Vorarbeiten mit Sicherung 
der nationalen Autonomie, Durchführung der Zweiteilung, Siche- 
rung der deutschen Minderheit in Prag. Einräumung der 
Befugnis an den Verwaltungsgerichtshof nicht bloß kassatorisch, 
sondern merital zu entscheiden. Anderung der Organisation 
des obersten Gerichtshofes, indem jedem Senate dieses obersten 
Gerichtshofes obligatorisch ein Advokat und ein Universitäts- 
professor zugewiesen werden — diese beiden letzteren Maß- 
nahmen als Korrektiv einer unter absolutistischer Regierung 
zu Ausschreitungen geneigten Bureaukratie. Also auch dieser 
Vorschlag geht von der Notwendigkeit aus, eine Zeitlang, den 
Parlamentarismus, der sich in den letzten Jahrzehnten in Oster- 


1) Adolf Fischhof, s. s. Biographie von R. Charmatz, Stuttgart 
1910, S. 870. 

’) Dieser Vorschlag rührt von einem Mitgliede des deutsch-böhmischen 
Großgrundbesitzes her: Dr. Franz Wien-Claudi, Advokat in Prag, derzeit als 
Oberleutnant-Auditor eingerückt. 
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reich gar nicht bewährt hat, auszuschalten. Das deckt sich 
mit der früher aufgestellten Forderung, die neuen Gesetze 
möchten nicht den Fährlichkeiten parlamentarischer Behand- 
lung ausgesetzt, sondern von der Regierung freihändig erlassen 
werden. Dieser Ruf nach dem Absolutismus bedarf noch einer 
besonderen Begründung — sie ist in folgender Erwägung 
zu finden. ? 

Es wird nach dem Kriege in Österreich in nationaler Hin- 
sicht neue große Schwierigkeiten zu überwinden geben. Die 
Deutschen werden mit einem Hochgefühl über den errungenen 
Sieg in das öffentliche Leben eintreten, das an jeder Beein- 
trächtigung von seiten solcher Parteien, die an dem Verlauf 
des Krieges nicht dieselbe Teilnahme bezeigt haben, wie 
die deutsche, Anstoß nehmen wird. Andere Schwierigkeiten 
müssen noch erwähnt werden. Die Nationalitätenfrage muß 
dort zuerst gelöst werden, wo sie sich am brennendsten gezeigt 
hat, in Böhmen. Nie wird in Österreich Ruhe sein, 
nie wird dessen Organismus erstarken können, so- 
lange der Deutschenhaß hier ungestört weiterdauert. 
In Ungarn beginnt man bereits den begangenen Fehler einzu- 
sehen und der ehrliche und aufrichtige Enthusiasmus für 
Deutschland, der dort herrscht, wird sicher seine Früchte tragen. 
Jetzt sofort ähnlichen Enthusiasmus für die Deutschen von 
den österreichischen Slaven zu fordern, wäre verfrüht; immerhin 
ist es symptomatisch, daß einzelne Tschechenblätter in Prag 
schon davon sprechen, es müsse nach dem Kriege ein dauer- 
hafter Ausgleich zwischen Deutschen und Böhmen gefunden 
werden, wobei jeder Teil zu geben und zu nehmen hat. Bei 
diesen Erwägungen wird abermals die Polenfrage als eine offene 
betrachtet; wie sich die Polen den neuen Verhältnissen ein- 
fügen werden, ob diese sie zu größerer Deutschfreundlichkeit 
begeistern oder zu heftigerem Deutschenhaße entflammen werden, 
wissen wir noch nicht. Keinesfalls wird aber nach dem Kriege 
die gegenseitige Stimmung der österreichischen Nationen einer 
so gewichtigen Arbeit, wie sie hier verlangt wird, zuträglich 
sein, sofern man ihnen Zeit läßt, sich auf ihre alten Wünsche 
und Begehrlichkeiten zu besinnen. Darum ist es das Klügste, 
alle Reibungsmöglichkeiten zu vermeiden. Ob man in dieser 
Zwischenzeit die Verfassung ganz ausschalten soll, ob man, 
wie es vielfach gewünscht wird, mit dem Herrenhaus allein, 
als einer Art von Staatsrat regieren kann, oder ob es praktischer 
wäre, einen solchen Staatsrat als Aufsichts- und Beratungsorgan 
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Noch das 18. Jahrhundert sah in ganz Österreich eine 
Provinz gegen die andere durch Binnenzölle abgeschlossen. 
Schon im Jahre 1775 tat die Wiener Regierung da einen ge- 
waltigen Schritt zum Besseren. In den österreichischen Erb- 
landen mit Ausnahme von Tirol wurde die Zwischenzollinie 
aufgehoben. Ausgeschlossen blieb von dem gemeinsamen Wirt- 
schaftsgebiet abgesehen von den italienischen Provinzen nur 
Ungarn mit Siebenbürgen und Kroatien. Als Ausland wurden 
diese Länder betrachtet, allerdings als bevorzugtes Ausland, der 
Einfuhrzoll war hier doch wesentlich ermäßigt. Diese Ausnahme- 
stellung Ungarns fand ihre Begründung in den ganz anderen 
Steuerverhältnissen des Landes, vornehmlich in der Steuerfreiheit 
des ungarischen Adels. Hindernd stand ferner im Wege das 
österreichische Tabaks- und Salzmonopol. Kaiser Josef II. hat sich 
redlich bemüht, auch diese Dinge zu ordnen; daß man in Wien 
den Zollangelegenheiten vorurteilslos gegenübenstand, beweist 
die Tatsache, daß das neu erworbene Galizien sofort in die 
österreichische Wirtschaftsgemeinschaft aufgenommen wurde. 
Aber Ungarn gegenüber versagte leicht alle Einsicht und auch 
die Ungarn sind da nicht entgegenkommend gewesen. So blieb 
alles beim alten, nur ein neuer Zolltarif wurde i. J. 1795 aus- 
gearbeitet. Der Tod Kaiser Josefs II. war für die ungarischen 
Verhältnisse von großer Bedeutung; der ungarische Reichstag, 
der unter ihm gefeiert hatte, wurde von jetzt ab doch öfter 
einberufen und damit erhielt die ungarische Öffentlichkeit ein 
Forum, um ihre Wünsche (in Ungarn Gravamina genannt) vor- 
zubringen. Wiederholt werden auf diesen Tagungen, so 1802, 
1807, 1829, um nur die wichtigsten Momente herauszugreifen, 
die Aufhebung der Zwischenzölle, die Gleichstellung mit Oster- 
reich, Erleichterungen im Seeverkehre gefordert, aber ohne Er- 
folg. Man hielt es in Wien für notwendig, den ungarischen 
Handel und die ungarische Industrie möglichst niederzuhalten. 
Alles was erreicht wurde, beschränkte sich auf kleine Verände- 
rungen im Zolltarife von 1795. Man hütete sich, heißt es da 
einmal, „eine Änderung in den Grundlagen eines 37 Jahre be- 
stehenden somit bewährten Systems eintreten zu lassen‘). 
Dies Wörtchen „somit“ ist für die österreichische Beharrlichkeit 
außerordentlich bedeutsam. Da trat in den 30er und 40er Jahren 
des 19. Jahrhunderts ein Umschwung in den Ansichten der 
ungarischen Staatsmänner ein. Sie verlangten nicht mehr Auf- 


') Sieghart a. a. O. S. 60. 
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Gulden, gleich 184 Millionen Kronen. Im Jahre 1912 betrug 
derselbe Verkehr 3040 Millionen, also mehr als das sechzehn- 
fache. Im Jahre 1842 bewertete sich die Ausfuhr von Ungarn 
nach Österreich an Fabrikaten und Halbfabrikaten auf ungefähr 
21/, Millionen Kronen und 70 Jahre später belief sich die 
Ausfuhr an Halbfabrikaten auf 101 Millionen, an Ganzfabrikaten 
auf 550 Millionen Kronen. Ist es bei solchen Ziffern noch 
möglich zu sagen, daß eine Zollgemeinschaft die Industrie eines 
Teilnehmers vernichten könnte? Dabei ist noch zu berück- 
sichtigen, daß es 1842 fast keine ungarische Industrie gegeben 
hat, die Zollgemeinschaft konnte also nicht einmal das Entstehen 
einer Industrie hindern! 

Die Gemeinsamkeit der wirtschaftlichen Verhältnisse ist 
durch den für Ungarn sehr günstigen Ausgleich des Jahres 
1867 festgelegt und jeweils nach 10 Jahren revidiert worden. 
Während dieser Zeit haben die Ungarn gegen eine sehr mäßige 
Erhöhung ihrer Beitragsquote zu den gemeinsamen Ausgaben 
(1907) wertvolle Errungenschaften eingeheimst, so beispielsweise 
die Umgestaltung der Wiener Nationalbank in eine österreichisch- 
ungarische Bank. Wenn nichtsdestoweniger trotz dieser großen 
Vorteile in Ungarn eine starke Strömung bestand, die auf Zoll- 
trennung, Zwischenzölle usw. hinarbeitete, so ist das nur aus 
der nationalen Empfindlichkeit der Ungarn zu erklären. Diese 
ist in Österreich nicht immer mit der richtigen Schonung be- 
handelt worden. Die Folge davon war, daß der leizte Ausgleich 
im Jahre 1907 nur mit größter Mühe zustande kam und ein- 
gestandenermaßen das Jahr 1917 den völligen Umschwung in 
den wirtschaftlichen Beziehungen sehen sollte. Das muß jetzt 
unbedingt verhindert werden. Im wohlverstandenen Interesse 
der beiden Reichshälften dürfen weder Österreicher noch Ungarn 
auf eine wirtschaftliche Trennung hinarbeiten und es war jeden- 
falls gewagt, wenn ganz kürzlich ein bedeutender Wirtschafts- 
theoretiker den Ungarn die Worte zugerufen hat: „Wenn Ihr 
nicht wollt, so trennt Euch handelspolitisch von uns (Österreich), 
wir gehen allein mit Deutschland ')!* Das wäre nicht nur ein 
grober Fehler, das würde vielmehr für das Weiterbestehen 
des österreichisch-ungarischen Bündnisses mit Deutschland die 
schwersten Folgen haben. Wir müssen die Gemeinschaft mit 
Ungarn aufrecht erhalten und beide Teile müssen auch da 


1) Hofrat Dr. Eugen von Philippovich in Frankfurter Zeitung vom 
7. August d. J. Erstes Morgenblatt. 
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Opfer zu bringen verstehen. Bei dem ersten Ausgleiche von 
1867 haben die österreichischen Staatsmänner die Hoffnung 
gehegt, die zunehmende finanzielle und industrielle Kraft Ungarns 
werde es ermöglichen, nach 10 oder 20 Jahren diesen Staat zu 
größeren Leistungen heranzuziehen. Diese Staatsmänner hatten 
aber die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Ungarn erstarkte 
wohl wirtschaftlich in den nächsten Dezennien, aber es erstarkte 
auch politisch, während Osterreich politisch immer schwächer 
wurde und nicht mehr die Möglichkeit fand, bei den folgenden 
Verhandlungen bessere Bedingungen zu erhalten. Die Magyaren 
hatten die Oberherrschaft in Ungarn behauptet, während die 
Deutschen sie in Österreich verloren, und darum war die 
Stellung der Ungarn eine ganz andere geworden. Auch das 
kann und muß jetzt anders werden. Vor allem muß jetzt der 
Ausgleich mit Ungarn auf eine feste Grundlage gestellt werden. 
Die Anteilquote an den gemeinsamen Ausgaben wird automatisch 
nach Kopfzahl oder Steuererträgnis festzulegen sein und damit 
ein großer Stein des Anstoßes aus dem Wege geräumt werden. 

Auch in militärischer Hinsicht wird man sich in Österreich 
überzeugt haben, daß die den Ungarn gewährten Konzessionen 
ohne Einfluß auf die Schlagfertigkeit des gemeinsamen Heeres 
gewesen sind. Andererseits werden auch die Ungarn eingesehen 
haben, daß die gegenseitige Verständigung durch eine einheit- 
liche Kommandosprache mehr als bisher betont werden müsse 
und daß ungarische Regimenter, ohne an ihren heiligsten Gütern 
Schaden zu nehmen, auch außerhalb Ungarns gedeihen können. 
Man wird eben von beiden Seiten nicht mehr gegeneinander 
regieren dürfen, sondern trachten müssen, die gemeinsame 
Kraft des Reiches gemeinsam zu erhalten und zu stärken. 

Werden diese beiden großen und wichtigen Fragen in 
Österreich-Ungarn geschlichtet, dann können wir mit voller 
Zuversicht auf ein weiteres Gedeihen des altehrwürdigen Donau- 
reiches rechen, dann wird es für Deutschland der mächtige 
Rundesgenosse bleiben, den dieses braucht. 


IV. 

Als Ergebnis der bisherigen Ausführungen kann man viel- 
lvicht als feststehend ansehen, daß es im höchsten Interesse 
der beiden Staaten liegt, das bestehende Bündnis so fest und 
so innig als möglich auszugestalten. Daraus ergibt sich als 
letzter Punkt unserer Erörterung die Frage, auf welche Art 
daa am besten geschehen könnte. 
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Das bestehende Bündnis zwischen Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn, soweit wir davon Kenntnis haben, beruht noch 
immer auf den Abmachungen des Jahres 1879. Dieselben 
forderten für den Fall eines russischen Angriffs gegenseitige 
Unterstützung, die aber auch eintreten sollte, wenn ein anderer 
Staat einen Angriff auf einen der Vertragschließenden unter- 
nehmen und Rußland sich auf die Seite dieses Angreifers stellen 
würde. Geschah letzteres nicht, so war nur wohlwollende Neu- 
tralität ausbedungen. Dieses gegen Rußland gerichtete Bündnis 
sollte künftig auf jeden Angriff gegen Deutschland und Öster- 
reich ausgedehnt werden. Die unbedingt friedliche Haltung der 
Zentralmächte macht es unnötig, den Fall eines Angriffskrieges 
von seiten der Letzteren in Erwägung zu ziehen. Ein Angriffs- 
krieg wäre ja nur bei einer derartigen Herausforderung denkbar, 
daß darin allein schon wieder das Prinzip notwendiger Ver- 
teidigung eingeschlossen läge. Das künftige Bündnis muß die 
Politik der beiden Staaten auf unbedingte gegenseitige Hilfe- 
leistung festlegen. Dazu muß die Politik der beiden Mächte 
noch mehr als bisher auf einen gemeinsamen Ton abgestimmt 
werden und darf niemals der des anderen Teiles zuwiderlaufen. 
Die persönlichen guten Beziehungen der Monarchen und der ° 
leitenden Staatsmänner werden dafür den besten Weg finden. 
Aus dieser diplomatischen Einigung etwa zu einer staatsrecht- 
lichen zu kommen, scheint nicht nötig und auch gar nicht 
wünschenswert. Das zu versuchen, würde heute eine solche 
Vielheit von Interessen berühren, eine solche Fülle von neuen 
Fragen anregen, so viel gegenseitige Eifersucht erwecken, für 
so viele Mißverständnisse Möglichkeiten schaffen, daß es schon 
aus diesen Gründen besser vermieden bleibt. Das Wesen eines 
klugen Politikers macht es nicht aus, ein großes Programm 
aufzustellen und mit dieser Fahne in der Hand im Meere der 
Unmöglichkeit zu ertrinken, sondern das anzustreben, was im 
Augenblik möglich und erreichbar ist. Für den weiteren Aus- 
bau sorgt die Zukunft schon von selbst. Auch der Gedanke, 
eine Militärkonvention zwischen beiden Staaten zu errichten, 
ist nicht ganz von der Hand zu weisen, aber kaum nötig — 
wie es sich im gegenwärtigen Kriege gezeigt hat. Ein engerer 
Anschluß der beiderseitigen Streitkräfte aneinander ist kaum 
möglich, auch nicht bei größerer Vorbereitung im Frieden. 

Um die enge Verbindung der beiden Großmächte zu er- 
balten und zu stärken, ist es unbedingt nötig, daß jede Rivalität, 
Eifersucht oder gar Gegnerschaft vermieden bleibt. Das muß 
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heute oder gestern her. Es wird hoffentlich der nächsten Zu- 
kunft vorbehalten bleiben, ihn zu verwirklichen. Wir müssen 
auch diesen Gedanken kurz in der Vergangenheit verfolgen. 
Das von den Staatsmännern der Kaiserin Maria Theresia 
gegebene Beispiel der Aufhebung der Binnenzölle ist in Preußen 
lange Zeit nicht befolgt worden. Über 40 Jahre länger hat 
hier ein Zwischenzollsystem bestanden, das die weitauseinander 
gerissenen preußischen Provinzen noch mehr voneinander trennte. 
Erst die napoleonischen Kriege, die für die Entwicklung des 
preußischen Nationalgefühles von einschneidender Bedeutung 
gewesen sind, brachten da Wandlung. Durch das preußische 
Zollgesetz vom 28. Mai 1818 wurden alle provinziellen Zwischen- 
zölle aufgehoben und als Grundsatz aufgestellt, daß alle fremden 
Erzeugnisse, ein-, durch- und ausgeführt werden könnten. Bei 
der Aus- und Durchfuhr wurde die Zollfreiheit zur Regel und 
nur bei der Einfuhr erhielten gewisse Produkte einen Aufschlag 
von ungefähr 10°/, des Wertes. Diese preußische Reform 
konnte ihre Wirkung auf die zahlreichen, innerhalb der preußi- 
schen Grenzen eingeschlossen liegenden Besitzungen anderer 
deutscher Länder nicht verfehlen. Da wurde das weitaus- 
greifende vom Osten in den Westen Deutschlands reichende 
Staatsgebiet plötzlich zu einem nicht gering anzuschlagenden 
Vorteil für Preußen, viele deutsche Länder waren dadurch 
genötigt, preußische Straßen für ihren Verkehr zu benutzen. 
Das erste deutsche Ländchen, das dieser geographischen Not- 
wendigkeit zum Opfer fiel, war Schwarzburg-Sondershausen, 
das schon im Jahre 1819 einen Vertrag mit Preußen abschloß. 
Dabei wurden die Einnahmen nach der Kopfzahl geteilt, die 
volle Gleichberechtigung und Unabhängigkeit der vertrag- 
schließenden Staaten anerkannt und außerdem auf Sonder- 
wünsche derselben Rücksicht genommen. Bald traten unter den- 
selben Bedingungen Schwarzburg-Rudolstadt, Sachsen-Weimar 
und Anhalt-Bernburg bei. Gegen diese drohende mittel- und 
norddeutsche Verbindung wollten die Süddeutschen eine eigene 
errichten. Der deutsche Partikularismus, der nirgends stärker 
geblüht hatte, als in Süddeutschland, ließ aber eine solche 
Einigung nicht zustande kommen und es gelang im Gegenteil 
bald süddeutsche Staaten zu Preußen hinüberzuziehen. Hessen- 
Darmstadt ging da, allerdings nicht ganz freiwillig, mit gutem 
Beispiele voran. Darauf traten Bayern und Württemberg zu 
dem preußischen Zollverbande in nähere Beziehungen, Kur- 
hessen, Sachsen und Thüringen hatten dies gleichfalls schon 
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getan und so konnte am 1. Januar 1834 der Deutsche Zoll- 
verein ins Leben treten. 

Es ist schwer, die Bedeutung dieses Ereignisses hoch genug 
einzuschätzen, wurden doch dadurch zum ersten Male deutsche 
Länder unter der Führung Preußens auf wirtschaftlichem Boden 
geeint! Naturgemäß mußte diese wirtschaftliche Einigung auch 
politische Folgen haben. Zunächst wurde aber dadurch auf 
die noch außerhalb des Zollvereins gebliebenen Staaten ein 
Druck ausgeübt, dem dieselben sich auf die Dauer nicht ent 
ziehen konnten. Die Versuche norddeutscher Staaten, wie 
Hannover, Braunschweig, Oldenburg, Hansestädte, sich dieser 
Umklammerung zu entziehen und einen Gegenbund, Steuerverein 
genannt, aufzustellen, mißlangen vollständig; nach und nach 
mußten auch sie sich vor dem Zollvereine beugen und das 
Jahr 1866 brachte hier die Entscheidung im preußischen Sinne. 
Zwei Jahre später gab es bereits ein deutsches Zollparlament, 
das alle deutschen Staaten umschloß. Noch bevor Deutschland 
politisch geeint war, war es wirtschaftlich ein Ganzes geworden. 

Von vorneherein war es da von großer Bedeutung gewesen, 
wie sich Österreich zu dem deutschen Zollvereine stellen würde. 
Die Fabrikanten Österreichs, und auf sie kam es allein an, da 
Ungarn damals noch ohne Bedeutung war, lehnten eine Teil- 
nahme an dem zu gründenden Zollverein im Jahre 1833 ab. 
Wir besitzen ein Referat der österreichischen Hofkammer über 
die Wirkungen des neuen Zollvereins aus dem Ende des Jahres 
1834, also 10 Monate nach der Eröffnung des Zollvereins. Es 
wird da tatsächlich ein Rückgang der österreichischen Ausfuhr 
in verschiedenen Warengattungen festgestellt, daran aber dem 
Zollvereine wenig Schuld gegeben. Der Antrag einer Provinz- 
behörde, des Linzer Gefällsamtes, entweder dem Zollvereine bei- 
zutreten oder aber ihm durch Vergeltungszölle entgegenzutreten, 
wurde abgelehnt. Monate vorher hatte die kaiserliche Regierung 
bereits den Grundsatz aufgestellt, daß Verhandlungen mit den 
Zollvereinsstaaten nur dann einzuleiten wären, wenn die 
regung dazu von ihnen käme und große Vorteile für Österreich 
mit sich brächte. Man stand damals in Wien dem neuen Ge- 
bilde sehr ungläubig gegenüber; es konnte hier kein Geheimnis 
bleiben, daß Preußen in den ersten Jahren des Zollverein8 
durch ihn starke Verluste erlitten hatte: man hat die Minder- 
einnahmen in Preußen auf mindestens anderthalb Millionen 
Taler jährlich berechnet, eine Summe, die für einen so armen 
und sparsamen Staat, wie Preußen damals war, wohl ins Gewicht 
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fiel. In Österreich rechnete man infolge dessen mit einem 
baldigen Zusammenbruche dieser kühnen Neuerung, mußte sich 
aber bald von der Irrigkeit dieser Ansicht überzeugen. Als 
der deutsche Zollverein im Jahre 1841 zum ersten Male er- 
neuert wurde, beschäftigte sich die Wiener Staatskonferenz 
abermals mit der Frage des Beitritts von Österreich. Die ein- 
geholten Gutachten aus Fabrikskreisen lauteten merkwürdiger- 
weise jetzt dahin, daß ein Beitritt Österreichs noch vor 8 Jahren 
möglich gewesen wäre, heute sich aber nicht mehr empfehlen 
würde, da die deutsche Industrie mittlerweile zu sehr ange- 
wachsen sei. Zu gleicher Zeit erhob sich eine berufene Stimme 
in Österreich zugunsten des Beitrittes, die des Fürsten Metternich, 
der warnend schrieb: Österreich stehe auf dem Punkte, sich 
auf dem Felde der materiellen Interessen vom übrigen Deutsch- 
land durch den Zollverein gleichsam ausgeschlossen und als 
Ausland behandelt zu sehen. Er trat ein für einen Vertrag des 
Kaiserstaates mit dem Zollverein. Dieselbe Ansicht hegte der 
beste Kenner der damaligen österreichischen wirtschaftlichen 
Zustände, Freiherr von Kübeck. Es ist aber zweifellos, daß 
Fürst Metternich bei solchen Ansichten nicht von wirtschaft- 
lichen, sondern von politischen Erwägungen ausgegangen 
ist. Er fürchtete die deutsche Einheit ohne Österreich und 
hatte die richtige Empfindung, daß mit der Entstehung des 
deutschen Zollvereines die deutsche Frage in ein neues Stadium 
getreten sei. ` 

Die 40er Jahre waren in Österreich keine Zeit großer 
Entschlüsse, man lebte von heute auf morgen und war befrie- 
digt, wenn sich an dem Bestehenden nichts änderte; so behielt 
immer bei dem Kampfe des Alten mit dem Neuen das Alte 
recht. Dabei hat es, wie schon die eben angeführten Beispiele 
beweisen würden, dem Donaustaate nicht an Männern gefehlt, 
die neue Ideen hatten. Nach der Bewegung des Jahres 1848 
kamen sie mehr zur Geltung. Es wird da vor allem ein rhein- 
ländischer Kaufmann zu nennen sein, Karl Ludwig Bruck, der 
nach großen Reisen durch England und Frankreich den Ent- 
schluß gefaßt hatte, am Freiheitskampfe der Griechen teil- 
zunehmen. Auf der Reise nach Griechenland kam er nach 
Triest und hier entschied sich sein Schicksal. Er blieb hier 
wurzeln, heiratete und trat in den österreichischen Staatsdienst 
ein, die großartige Schöpfung des österreichischen Lloyd machte 
seinen Namen berühmt, er gelangte zu immer höheren Ehren, 
wurde schließlich österreichischer Minister und in den Frei- 


= ss der. Beete 





Co Tabsksmonopal it Í i Öste sterreich hin 
te 


ud Üsterre 








Si TE | SC E ‚Weber; Dote w Seefe: 


Siess: E | Ea war ~ Mana. von olla Kame 
chaft und Tan ‚weitachauenden Ideen. Amoon iS 
1838 erschien von ibm in der amtlichen Wiener 000000 
BE m Arite d. ger susführte, daß jetzt der, richtige Augen: 

= “pisk einer sel, un eine perscinsame wirtschaftlie ZE 

Mage reigchen- Deutschland - un) Österreich zu schaffen. Man 

gehe in: Österreich ebeu daran, des bisherige. ‚Prohibitivaystene BREI 
aufzugeben, auch der Zallverein solle seinen. Tarif umarbeiten `. 

- und denn. eine Vereinigung it ‚Österreich. ‚geschaffen. werden. 2. 
-o mit einer Zwischenzeit von: vier Perioden, die zur wöligen ` ` 
Die erste Periodo sollte Aufhebung ` — SE 
dan e A g der Zwischenzallinie mit Ungarn 

aan Ba, Aufhehing. ler: alle anf Rohstoffe bringen In der. 















Ee Einigung. überleiten a 


Ka 





zweiten Periode sollten dio. anderet Zölle im Binnenverkehre _ SR 
“der vertragschließenden. Staaten. "auf: ‚Dreisieriel des tú AAN 
Satzes ermäßigt werden, Der dritten und vierten. Periode war S, 
ie "Herabsetzung ‚dieser. Zölle puf Ein 
behalten, bis sie dann ganz in Wegfe 
. ‚Konsulatswesen und die gesamte. ‚Vertretung des neuen. Soit Ware 
< bondes dm Auslande sollten vereinigt werden. Auf diesen grob n 
RS ntwurf antworteto! der preulische Stantanuzeiger. Bm Nies, 
ge SC? Norem së dpsselben Jahn le allem. Der ges er NE, 






ehr 








e Mr 


‚Einigung mit Freuden. aussehlössen.. 








apreta beitste aber Bruck 
, bette, dal dumal: mit Unterstätaun; SE 












A E ES Danie de er Sch 





- Dar mehr.drei Ubergeogeperiaden vor: Er bätte abers 
SS Denkschriti a veröffent ich 








cda schen Politik.. 






fanden ‚gewesen. wäre 


die ms Breit. Ra; ak er invernada a : Sie plo E E 5 
ee AR ee BE "mëngen. von, i. wirtschaftlichen E 


el E 


BAR ER ns ër 


‘SA Ze KE: 
y . H a >ý q Hor » Y e E a e 
$ E do Ge 7 A pra f ER y 2 Dé "4 
` dw Ké y D » Rar N REA ME DES e Ke ZC d E » 
` en E AS e wh wl e e ce SE 
J e Ch F An A ES H t ' 
` > Ké ch SE äs, Sé RE Go D Die Ké? e UFER y Ar < > Diet 
ZP e Wé ZA Pos ¿A MA ré e Bn E Se ` d kv, e € 
' OK eine, Fe a A IA T A d 
Sa Ke k » N dé bw LE Ni P E d ` 
ne Dar KR E er "7 des . Ss s AA Ën (Zwé? Hu iv. rpm". Cé AM a « 
; nA EATEN A < et DMA. LITER Da Té 
a “ kaf. wm, i » Py y „+ . - ` 
e GE Ab Ak e AAT i A 
k H r; Zéit, E D Wi: s r Ar PR ET h oa 
VR y > E a Lei > ms al r e 
L D Gei å D ` A 4 Ts a p a 
R w e PAR D . a Ae ` , 
E DH A gi e é ` Lë ei gn nm pe ` KA: Lk AM 
wë ` A j MA EST AA D 





| i kanet. > selen. die e Ge Ca auf EN a Gë 
x Gebrauchsgegenstände m ‚Österreich so. hoch, daß sie eme 000 
Überdies ‚stehe schon da 

reich h derud i imn Wege. Dieser Wider. ` LE 
ick nicht, der die. ‚richfige Empfindung ` 7 
mn der Süddeutschen 2000 

w überhaupt der POLO. E 


OI 





KN 


: Grond- E 


balb und Einviertel ot 
d kommen könnten. Das 7. 


| eh Kommission in Frankfurt. eine. ` SR 
ausführliche Denkschrift, in welcher ee sine beidergeitige Reform o > 
mit dem.Ziele der völligen Zolleinigung zwischen Deutschland... 
reich nachärtickli chet einpfahl, Er. ‚schlag pue EE 


ep können, w w EE Se 5 


Weber, Deutschland und Österreich-Ungarn. | 143 


Dingen nichts und nützte den Vorschlag Brucks nur dazu aus, 
um in politischer Hinsicht auf Preußen einen Druck auszuüben. 
Ihm war es ja darum zu tun, wie wir wissen, entweder den 
Eintritt Gesamt-Osterreichs in das neue Deutschland zu erzwingen 
oder wenigstens die geplante Union unter preußischer Führung 
zu verhindern. So ließ er es zu, daß am 30. Mai 1850 Bruck 
eine neue Denkschrift hinaussandte, in welcher der sofortige 
Zusammenschluß der beiden Reiche etwa vom Jahre 1854 an 
vorgeschlagen wurde. Wir sehen, wie Bruck mit Siebenmeilen- 
stiefeln auf dem eingeschlagenen Wege vorwärts geht. Gleich- 
zeitig werden in Österreich große Reformen geplant und durch- 
geführt, die Zwischenzollinie mit Ungarn wird aufgehoben, aus 
dem Kaiserstaate ein großes gemeinschaftliches Wirtschafts- 
gebiet gemacht und der Übergang von dem bisherigen Pro- 
hibitivsystem zum Schutzzolle vorbereitet. Dieser neue Zoll- 
tarif ist dann am 1. Februar 1852 ins Leben getreten. Mittler- 
weile war es aber Schwarzenberg bereits gelungen, auf anderem 
Wege Preußen zu besiegen; die Union war aufgegeben, der 
alte Deutsche Bund wieder hergestellt worden, und nun hielt 
es Schwarzenberg nicht mehr für nötig, sich mit den Träumen 
Brucks abzugeben: dieser wurde mit seinen Einigungsgedanken 
in Wien glatt fallen gelassen. Damit ist eine hochbedeutsame 
Gelegenheit für den wirtschaftlichen Zusammenschluß der beiden 
Mächte verloren gegangen. Preußen, das zwischen den nord- 
deutschen Rivalen, den süddeutschen Gegnern und dem öster- 
reichischen Feinde sich in einer höchst schwierigen Lage be- 
funden hatte, konnte seine wirtschaftliche Stellung behaupten, 
die Süddeutschen wurden von Österreich im Stiche gelassen 
und mußten sich wieder an Preußen anschließen. An Stelle 
der Zolleinigung trat ein Handelsvertrag, zu dessen Verhandlung 
zuerst Herr von Bismarck in Wien und dann Baron Bruck in 
Berlin erschien. Am 19. Februar 1853 wurde er fertig gestellt 
und damit die Grundlage festgelegt, auf der bis zum heutigen 
Tage das wirtschaftliche Verhältnis zwischen Osterreich und 
Deutschland sich weitergestaltet hat. 

Die Verhandlungen, die Preußen mit Frankreich im Jahre 
1861 wegen Abschluß eines Handelsvertrages begann, in den 
auch der deutsche Zollverein eingezogen werden sollte, rührte 
diese Dinge aufs neue auf. Österreich versuchte die Gelegen- 
heit zu benützen, um Preußen eine Schlappe beizubringen, die 
Verhandlungen zu stören und sich in den Zollverein hinein- 
zudrängen. Graf Rechberg, der damalige Minister des Aus- 
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abgeschlossen mit Gültigkeit bis 31. Dezember 1917. Dieser 
Endtermin, der mit dem Ende des zwischen Österreich und 
Ungarn zuletzt abgeschlossenen Ausgleiches zusammenfällt, legt 
schon deshalb den Staatsmännern beider Reiche große Aufgaben 
auf und verstärkt die Notwendigkeit, rechtzeitig für die kom- 
menden Tage Vorsorg& zu treffen. 

Wir müssen darum auch im folgenden der Frage, wie dieser 
neue wirtschaftliche Anschluß der Zentralmächte untereinander 
zustande kommen soll, näher treten, möchten aber zuvor noch- 
mals feststellen, daß bisher immer nur politische Gründe maß- 
gebend gewesen sind für die Haltung der beiden Mächte. 
Osterreich hat aus politischen Ursachen versucht, in den deut- 
schen Zollverein hineinzukommen und Preußen hat aus politi- 
schen Gründen dagegen Stellung genommen. Aber diese alten 
politischen Rücksichten sind längst weggefallen und neue politi- 
sche Gründe, wie bereits ausgeführt, sprechen jetzt dafür, daß 
beide Reiche zu einer solchen Einigung kommen sollen. 

Unter den verschiedenen Vorschlägen, wie diese Einigung 
zustande kommen könnte, verdient wohl der folgende eine be- 
sondere Würdigung und scheint am aussichtsreichsten zu sein. 
Er entstammt der Arbeit eines großen Verbandes, dem aus- 
gezeichnete deutsche und österreichisch-ungarische Politiker und 
Nationalökonomen angehören !). 


‘) Julius Wolf, Ein deutsch-ósterreichisch-ungarischer Zollverband, 
Leipzig (Deichert) 1915, 25 S., eine etwas erweiterte Ausgabe des von 
Prof. Wolf am 19. Juni d. J. in Berlin bei der. Hauptversammlung 
des Wirtschaftsvereins abgehaltenen und von der Versammlung ange- 
nommenen Referates. — — Zu erwähnen wäre dabei, daß der etwas 
jüngere deutsch-österreichische Wirtschaftsbund dieselben Bestrebungen 
zeigt und besonders an eine gemeinsame Außenzollinie denkt. 

Aus der großen Fülle der Schriften, die sich mit diesen Fragen 
beschäftigt haben, seien hier nur einige herausgegriffen. 

Hermann J. Losch: Der mitteleuropäische Wirtschaftsblock, 43 S. 
(Sammlung Hirzel: Zwischen Krieg und Frieden 13) bespricht die 
großen Wirtschaftsverbände der Welt; für die Annäherung der beiden 
Zentralmächte vorbildlich findet er die Geschichte des deutschen Zoll- 
vereins; er führt dann aus, daß bei solchen Verbindungen nicht das 
Politische, sondern das Wirtschaftliche das Primäre sei, eine Bemerkung, 
die wohl auf den Zollverein paßt, aber nicht auf die gegenwärtigen 
Verhältnisse; gerade die Politik war hier das Primäre und die Wirt- 
schaftseinigung soll erst folgen. Im übrigen findet Losch, daß die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Zentralmächte mit ihren Aushilfen und 
Wettbewerben einer Einigung kein Hindernis in den Weg legen würden. 

Franz von Liszt: Ein mitteleuropäischer Staatenverband, 45 S. 
(Samml. Hirzel 2), hofft Großes vom jetzigen Kriege: eine Stärkung 
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verein gegründet worden. Er stellt es sich zur Aufgabe, eine 
wirtschaftliche Einigung zunächst zwischen Deutschland und 


Ordnung schaffen; dann erhebt er die Frage, ob die österreichisch- 
ungarische Regierung stark genug sein werde, um die gesetzgebenden 
Körperschaften dafür zu gewinnen — einstweilen müsse: Deutschland 
wartend zusehen. Ref. fürchtet, daß man da sehr lange wartend zu- 
schauen müßte und glaubt, daß es wohl andere Wege zum Abschluß 
geben werde! Einen Zollbundesrat und ein Zollparlament schaltet 
Stengel „selbstverständlich“ aus. Gewiß ist das eine cura posterior, 
aber so ganz selbstverständlich erscheint das doch nicht! 

Prof. J. Jastrow (Hirzelsche Sammlung 26), Die Mitteleuropäische 
Zollannäherung und die Meistbegünstigung 47 S., geht um die großen 
Fragen des Freihandels und des Schutzzolles, wie um einen heißen Brei 
herum; obwohl Freihändler kann er sich doch dem Argumente nicht ver- 
schließen, daß eine solche Verbindung zur Abwehr gegen das feindliche 
Ausland eben doch Schutzzölle brauche; als Ausweg aus dieser Klemme 
läßt er sich auf die Meistbegünstigung ein, die er sonst nicht gerade 
schwärmerisch zu lieben scheint. Er ist der Ansicht, daß die bekannte 
Klausel des Frankfurter Friedens einer besonderen Meistvergünstigung 
zwischen den Zentralreichen bisher hindernd im Wege gestanden sei, 
was beispielsweise Diehl (s. u.) verneint. Das Jastrowsche Büchlein 
zeichnet sich durch eine gute Literaturübersicht aus. 

Dr. W. Gerloff: „Der wirtschaftliche Imperialismus und die Frage 
der Zolleinigung zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn“, 35 S. 
(Sammlung Jäckh 45) bespricht zunächst die verschiedenen Wirtschafts- 
vereinigungen und steht gleichfalls auf dem Standpunkte, daß eine enge 
Vereinigung der Zentralmächte notwendig sei. Er will keine Zoll- 
einigung, sondern ein Wirtschaftsbündnis, das er sich aber enger denkt, 
als ein Handelsvertrag es herstellen könnte. 

In drei Heften der Zeitschrift Soziale Hilfe, 35. Jahrgang, werden 
dieselben Probleme erörtert. Zuerst tritt Dr. Franz Schmidt (Heft 4, 
S. 226, Die Zolleinigung Deutschlands mit Österreich-Ungarn) begeistert 
für den Zusammenschluß der Zentralmächte ein, den er eine gebiete- 
rische Notwendigkeit nennt und bei dem ganze Arbeit getan werden 
soll. In Heft 5, S. 260, versucht Dr. Alfred Schappacher (Deutschland 
und Österreich-Ungarn) etwas Wasser in den Schmidtschen Wein zu 
tun. Er ist zwar unbedingt für die Zolleinheit, hält sie aber aus tech- 
nischen Gründen für den Augenblick unmöglich; er verliert sich im 
weiteren in theoretische Allgemeinheiten, bei denen leider auch der 
„Professorenaustausch“ zur Kulturdurchdringung der beiden Reiche 
nicht fehlt! Im 6. Heft, S. 321, kommen unter dem Titel „Deutsch- 
österreichische Handelspolitik“ Dr. Flügler und Abgeordneter Osel auf 
die beiden vorerwähnten Aufsätze zurück. Sie winden sich zwischen 
den beiden Ansichten hindurch, nehmen Stellung gegen ein Zollparlament, 
heben sehr richtig die Schwierigkeiten hervor, die sich deutsch-öster- 
reichischen Wirtschaftskartellen entgegenstellen würden und kompro- 
mittieren schließlich auf einen Antrag des mitteleuropäischen Wirt- 
schaftsvereins, den derselbe aber bereits überwunden hat. 

Der gewesene Justizminister Dr. Franz Klein, jedenfalls einer 
der geistvollsten Köpfe der österreichischen Monarchie, hat in der 
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Für diese Gründung war vornehmlich die Erwägung maßgebend, 
daß das 20. Jahrhundert ungeheuere Wirtschaftsverbände ge- 


seine Heimat von Deutschland billiges Geld, etwa eine Anleihe von 
500 Millionen Mark zu 3°, erhalten möge. Er erwartet davon eine 
gewaltige Förderung der ungarischen Industrie und der ungarischen 
Landwirtschaft, was beides sehr notwendig wäre. Er hofft aber auch 
— und das ist ein sehr interessantes Zugeständnis — von der engeren 
geschäftlichen Verbindung mit Deutschland eine Stärkung des sitt- 
lichen Bewußtseins im Lande. Er glaubt auch Deutschland wertvolle 
Ergebnisse aus dieser Verbindung versprechen zu können, ja er be- 
zeichnet geradezu Budapest als den „Bahnhof der Bagdadbahn“. 

Aus der Fülle von Abhandlungen, die sich ausschließlich mit 
Österreich befassen, sei gleichfalls eine Auswahl erwähnt. Als be- 
deutsamste ist die Tatflugschrift Nr. 3 (Diederichs, Jena) „Österreich 
nach dem Kriege“ zu nennen, deren Verfasser „Munin“ ein bekannter 
österreichischer Abgeordneter ist. „Munin“ wendet sich zunächst 
scharf gegen das Programm der Alldeutschen in Österreich, das ist 
der Anhänger Schönerers; er ist zu solcher Kritik besonders befähigt, 
weil er selbst früher dieser Parteigruppe angehört hat. Man wird 
ihm unbedingt beipflichten müssen, wenn er sagt, dieses Programm 
sei durch den Krieg unmöglich geworden, da es die Zertrümmerung 
Österreichs vorausgesetzt hat, während gerade der Krieg den Zu- 
sammenhalt Österreichs beweist. Was „Munins“ Abhandlung aus- 
zeichnet, ist vor allem der Versuch, eine praktische Lösung der öster- 
reichischen Frage zu bringen. Er löst Österreich in vier bis fünf 
Teile auf 1) Deutschösterreich, das die ehemaligen deutschen Bundes- 
länder umfassen solle, also auch Böhmen; 2) die Südslavischen Pro- 
vinzen; 3) Ungarn; 4) Ostgalizien mit der Bukowina und Podolien 
und eventuell 5) Westgalizien mit Polen. Es ist unmöglich sich hier 
des weiteren mit „Munins“ Vorschlägen auseinanderzuzetzen, aber 
jeder konkrete Vorschlag ist besser, als die bisherige österreichische 
Politik des Fortwurschtelns. 

Genau das Gegenteil zu Munin bringt Jonas Kreppel. „Österreich- 
Ungarn nach dem Friedensschluß“. Wien, Verlag des Tag, 1915, 32 S. 
Er bietet nichts Konkretes, sondern nur Schlagworte, wie: Verjüngung 
der Diplomatie, Solidarität beider Reichshälften, reiner Tisch im Inneren, 
Verwaltungsreform; lauter Dinge, denen man herzlich gerne zustimmen 
wird. Es ist nur unklar wie sich Verf. das alles denkt. Einen guten 
Witz hat hier der Druckfehlerteufel gemacht, indem er die Fluß- 
regulierungsfrage in den Abschnitt über öffentliche ,Beuten* statt 
„Bauten“ setzt. 

Prof. Dr. Otto Hötzsch, „Österreich-Ungarn und der Krieg“, 35 S. 
(Sammlung Jäckh 44) beleuchtet sein Thema vom reichsdeutschen Stand- 
punkt. Man kenne Österreich zu wenig und die Österreicher zeigten 
immer bei der Beurteilung ihrer eigenen Lage einen grimmigen Pessi- 
mismus. Österreich habe 30 Jahre hindurch keine aktive Politik ge- 
trieben, sich aber jetzt als überraschend stark bewiesen. Verf. ist 
Anhänger des Wirtschaftsbündnisses, hält aber eine Neuordnung der 
Dinge jetzt während des Krieges für unmöglich. 
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der neueröffnete Panamakanal wird jedenfalls den Zweck ver- 
folgen, auf wirtschaftlichem Gebiete eine panamerikanische Ver- 
bindung zu bilden. Ein zweiter Wirtschaftsverband ist der 
englische; hier drängt alles dazu, die Vereinigung des Mutter- 
reiches mit den Kolonien möglichst fest zu gestalten. Kanada 
steht bereits mit England durch ein System von Vorzugszöllen 
in engerem Vereine; die anderen Kolonien dürften folgen, denn 
nach dem Kriege wird sich England wohl genötigt sehen zur 
Verbesserung seiner geschwächten Finanzen zu Finanzzöllen 
zu greifen, wobei eine Bevorzugung der eigenen Kolonien auf 
der Hand liegt. Ein drittes großes Wirtschaftsgebiet, das aller- 
dings der Entwicklung noch bedarf, ist das russische und ob 
sich an dasselbe nicht noch ein ostasiatisches, Japan und China 
umfassend, anschließen wird, ist eine Frage der Zukunft. Aber 
selbst was heute schon besteht, rechtfertigt den Versuch, ein 
mitteleuropäisches Wirtschaftsgebiet zusammenzufassen, um der 
ungeheueren Konkurrenz der übrigen Welt entgegenzutreten. 


deutschen Handelspolitik nach dem Kriege darstellt, ist nicht zu er- 
sehen, wie sich Verf. eigentlich die wirtschaftliche Zukunft der beiden 
Staaten untereinander vorstellt und man kann heute nur sagen, daß 
er ein Gegner die Zollunion ist. 

Soviel Köpfe, soviel Sinne! Man wird daraus die logische Fol- 
gerung ziehen können, daß für jede der vorgebrachten Ansichten 
wichtige Gründe sprechen und daß man nach der Ansicht einsichtiger 
und berufener Männer auf den verschiedensten Wegen zum Endziel 
gelangen könne. Und nur darauf kommt es uns ja an! 

Als Epilog zu diesen interessanten Meinungsäußerungen ist der 
Aufsatz „Voraussetzungen einerWährungsgemeinschaft zwischen Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn“ von Dr. Paul Leutwein zu betrachten, 
der in dem Vorschlage gipfelt, eine deutsch-ósterreichisch-ungarische 
Währungsunion sei zu errichten auf der Basis der reinen Goldwährung, 
jedoch unter Übergang zu stoffwertlosen Zahlungsmitteln. Jeder Staat 
haftet für die von ihm in Umlauf gesetzten Zahlungsmittel. Die Gold- 
bedeckung erfolgt nach deutschem Gesetz, als gemeinsamer Münzfuß 
wäre die Markwährung anzusetzen. Ref. ist zu wenig kompetent um 
über diese währungstechnische Frage eine Meinung auszusprechen, er 
hegt aber die Überzeugung, daß, wenn nicht auf irgendeine Weise 
Sicherung für die österreichische Devise geschaffen werde, Österreich- 
Ungarn schwere Verluste erleiden könnte. In diesem Sinn begrüßt 
er jeden Vorschlag, um aus dieser Wirrnis herauszukommen, mit 
größter Freude. 

Zum Schluß sei noch vervollständigend erwähnt, daß als drittes 
Heft in der Reihe „Mächte des Weltkriegs“ der Berliner Vorwärts- 
Verlag Österreich-Ungarn behandelt. Es ist ein kurzes Kompendium 
über Geschichte, Verfassung, öffentliche Zustände, Wirtschaft, das 
seinen Zweck erfüllen wird. 
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Die Industrie wird sich den neuen Formen anpassen. Daß das 
möglich ist, dafür erleben wir ja jetzt im Kriege täglich neue 
Beispiele, die zeigen wie eine Industrie ,umstudieren“ kann. 
Wenn der eiserne Zwang der Notwendigkeit, vor allem die Eile 
der Zeit aufhört, wird diese Umformung und Anpassung lang- 
samer und schonender vollzogen werden können. Trotz aller 
Ungleichheit sind es ja nicht Länder, deren Vereinigung hier 
vorgeschlagen wird, die einander nicht gewachsen wären, und 
in gemeinsamer Arbeit werden beiderseits die Entwicklungs- 
möglichkeiten wachsen. Ein schärferes Argument dafür, daß 
eine Zolleinigung auch auf einen wirtschaftlich viel schwächeren 
nicht tödlich wirkt, als das oben angeführte Beispiel von Ungarn, 
kann man sich nicht denken. Als andere Beispiele könnten 
noch die Beziehungen von Schweden zu Norwegen, vor allem 
aber das von Preußen zu den anderen deutschen Ländern an- 
geführt werden. Es sind das zugleich Beispiele dafür, daß die 
Selbständigkeit solcher Staaten nicht angetastet wird durch eine 
wirtschaftliche Verbindung. 


Der Einwand, daß die österreichischen Monopole einem 
Wirtschaftsbündnisse hindernd im Wege stehen, kann gleichfalls 
durch den Hinweis auf die Geschichte Osterreich-Ungarns ent- 
kräftet werden. Als aus diesen beiden Ländern ein gemein- 
sames Wirtschaftsgebiet entstand, hat man durch geschickte 
Übergangsbestimmungen dieselbe Schwierigkeit glücklich über- 
wunden. Allerdings mußte sich damals Ungarn der Monopol- 
politik seines Nachbarn unterwerfen. . Es entsteht aber die 
Frage, ob der alte Bismarcksche Wunsch nach der Einführung 
des Tabaksmonopols nicht jetzt in. Deutschland auch einen 
günstigeren Boden finden würde als früher. Endlich muß noch 
bemerkt werden, daß durch den Weltkrieg auch der „ewige“ 
Meistbegünstigungsvertrag zwischen Deutschland und Frankreich 
zerrissen worden und damit auch hier freier Weg gesch 
worden ist. 


Ein sehr bedeutender Wirtschaftstheoretiker, Albert Schäffle, 
der sowohl in Deutschland wie in Österreich gewirkt hat, sagte 
einmal, daß ihm das Fehlschlagen der Handels- und Zolleinigung 
zwischen Österreich-Ungarn und dem deutschen Zollvereine als 
eine der größten Einbußen erscheine, die das Deutschtum in 
Österreich und nach dem Orient hin erlitten habe!). Jetzt ist 


') Schäffle, Aus meinem Leben. Bd. I $. 106. Berlin 1905. 
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Diese Überzeugung wird uns über manche Schwierigkeiten 
hinwegführen. 

Wir Österreicher aber vor allem, eben als die wirtschaftlich 
schwächeren, sollten den Ausspruch eines unserer besten Männer 
beherzigen !), der da gesagt hat: „Entweder wir vollziehen eine 
den Bedürfnissen beider Reiche angepaßte Annäherung oder 
es tritt unfehlbar eine Entfremdung ein!“ Und der Wahlspruch 
aller österreichisch-ungarischen und deutschen Patrioten sollte 
sein: Viribus unitis! 


1) Wolf a. a. O. 8. 25. Für die Österreicher ist der Name dieses Mannes 
leicht zu erraten. 
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sollte nun Ferdinand König von Ungarn werden. In Ungarn 
herrschte aber tatsächlich eine Oligarchie von Aristokraten, 
welche den Habsburger als König ablehnten, trotzdem er der 
Bruder der Königin-Witwe war. Sie wählten vielmehr den 
Siebenbürger Wojowoden Zapolya auf den Thron, riefen die 
Türken, die Feinde jeder christlichen Kultur, zu Hilfe und so 
mußte Ferdinand bis 1547 kämpfen, in welchem Jahre auf 
einer Landtagssitzung Ungarn als Erbreich König Ferdinands 
und seiner männlichen Nachkommenschaft erklärt wurde. Allein 
die Aufstände und Intriguen der immer wieder mit den Türken 
sich verbündenden „nationalen“ ungarischen Adelspartei nahmen 
kein Ende. Die Nachfolger von Ferdinand, Kaiser Maximilian 
(1564—1576), Rudolf II. (1576—1612), Mathias (1612—1619), 
mußten alle die Macht der Stände d. h. der Adelspartei stärken; 
wenn sie aber ihre Hilfe gegen die Türken haben wollten, 
rührte sich kein Mensch. Ein Versuch des Königs.Mathias, 
einen Zentrallandtag zu schaffen, der über eine festere Ver- 
bindung aller ihrem Könige gehörenden Länder beraten sollte, 
scheiterte an der herrschenden Oligarchie, die daran „kein 
Interesse“ habe. Was sie von ihrem Herrscher erwarteten, war 
nur Geld zur Bekämpfung der Türken, sie selbst lieferten aber 
nichts. Ferdinand II. (1619—1637) gelang es, die Macht des 
Adels in allen seinen Ländern zu brechen und den Absolutis- 
mus an die Stelle der Ständeherrschaft zu setzen — nur in 
Ungarn stieß er auf den nachhaltigsten Widerstand, der mit 
Gewalt niedergeworfen werden mußte. Auch Ferdinand IH. 
(1637—1657) gelang es zwar, einen neuen Aufstand unter 
Rakoczy (1644) zu unterdrücken, aber sein Versuch, die Ungarn 
zur ausdrücklichen Anerkennung des Erbrechtes des Hauses 
Habsburg zu bewegen, mißlang. 

Erst unter Leopold I. (1657—1705) wurde nach blutiger 
Niederwerfung der nationalen Adelsverschwörung gegen das 
Königshaus und nach Vertreibung der von den Verschwörern 
wieder zu Hilfe gerufenen Türken aus dem Lande, in dem sie 
durch einundeinhalb Jahrhunderte übel gehaust hatten, auf 
einem allgemeinen Reichstage zu Preßburg (1687), unter Pak- 
tisierung der Stände, der ungarische Thron als nach dem 
bestehenden Gesetze der Erstgeburt im österreichischen Erz- 
hause erblich erklärt und später (1691) auch Siebenbürgen an 
Österreich angegliedert. Aber die Gesinnung hatten die unga- 
rischen Geschlechter doch nicht geändert. 1683 beim Feldzug 
gegen die Türken folgte der weitaus größere Teil der Nation 
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den Fahnen Tökelys, der die Türken hereingerufen hatte. Der 
Palatin mußte berichten: ,Nirgends erscheint ein nationales 
Banderium für Euere Majestät... Euere Majestät haben hier 
an meiner Seite keine Menschenseele, die zum Dienst bereit 
wäre.“ Die Befreiung Ofens nach 45jähriger Leidenszeit von 
der Herrschaft der Türken erfolgte durch kaiserliche und 
Reichstruppen. 

Unter Josef I. (1705—1711) wurde dann (1705) das Haus 
Habsburg wieder einmal des Thrones für verlustig erklärt. 
Binnen wenigen Monaten war unter Führung Rakoczys fast 
ganz Ungarn in die Gewalt des aufständischen nationalen Adels 
gelangt. Doch erlosch er so schnell, als er sich ausgebreitet 
hatte. 

Karl VI. (1711—1740) konnte den Besitz von Ungarn als 
befestigt ansehen. 1722 stimmte der ungarische Reichstag bereits 
der Pragmatischen Sanktion zu, nach der „jener männliche 
oder weibliche Erbe, welcher in Gemäßheit der ... im Durch- 
lauchtigsten Hause Osterreich anerkannten Ordnung der Erst- 
geburt Erbe der ... Königreiche und Länder des Durchlauch- 
tigsten Hauses Österreich wird, infolge eben desselben erblichen 
Rechtes der Nachfolge für diesen und alle künftigen Fälle als 
unzweifelhafter König Ungarns und der damit verbundenen 
Königreiche und Provinzen, welche ebenfalls als untrennbar 
angesehen sind, anerkannt und gekrönt werden solle“. Sophistik 
und Eigenwille deuteln aber auch heute noch an diesen klaren 
Worten herum. 

Zunächst sei nur darauf aufmerksam gemacht, daß der 
Gedanke der Selbständigkeit des Königreiches Ungarn noch 
heute nicht verschwunden ist und in rücksichtsloser Weise gegen 
Österreich verwendet wird. Schon Maria Theresia (1740 bis 
1780), die 1741 in höchster Gefahr sich an die ungarischen 
Stände wandte, hörte zwar ihren Jubelruf: „Vitam nostram et 
sanguinem consecramus“, allein Ende 1741 stießen erst einige 
tausend Mann zu den österreichischen Truppen, und im zweiten 
schlesischen Krieg (1744) muß der Obersthofmeister der Kaiserin, 
Fürst Khevenhüller, eingestehen, daß man zwar ‚viel äußer- 
lichen Lärm“ gemacht, aber sonst einen „schlechten Effekt“ 
herbeigeführt habe. Maria Theresia kümmerte sich von da ab 
gar nicht mehr um den ungarischen Reichstag und verfügte 
absolut Vermehrung der Schulen, Spitäler, Waisenhäuser; sie 
verbesserte die Lage der untertänigen Bauern, regelte ihre 
Abgaben, gab ihnen Freizügigkeit, sowie das Recht, ihre Kinder 
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einen anderen Beruf wählen zu lassen. Auf öden Strecken des 
Landes wurden durch staatliche Kolonisation viele neue Ort- 
schaften gegründet, die Flußregulierungen, Kanäle, Straßen- 
bauten Karls VI. wurden erweitert. Diese Wohlfahrtspolitik 
suchte Josef II. (1780—1790) fortzusetzen. Die Leibeigenschaft 
der Bauern wurde in den österreichischen, wie in den ungari- 
schen Ländern überhaupt aufgehoben, die Lasten der Bauern 
wurden erleichtert. Von 1784—1789 wurden 7600 Familien mit 
38000 Personen in Ungarn besonders im Bausch angesiedelt. 
Österreichische Justizgesetze wurden im Lande eingeführt, den 
Bürgerlichen der Zutritt zu den Beamten- und Rechtsanwalts- 
stellen gestattet, die deutsche Sprache zur Verwaltungs- und 
Gerichtssprache erklärt. 1784 wurde die Militärkonvention ein- 
geführt. Ende 1785 wurden die Vorbereitungen zu einem neuen 
Steuersystem getroffen, das mit der Vermessung und Schätzung 
der liegenden Güter (1783) auch den Adel zu den Steuerlasten 
heranzog. Das paßte dem ungarischen Adel aber nicht. Er 
wollte herrschen, aber nicht dienen und zahlen. Dieser Wider- 
stand ging so weit, daß als 1788 wegen eines Türkenkrieges 
Truppenaushebungen und Getreidelieferungen vorgeschrieben 
wurden, sich der magyarische Adel an den Feind des Hauses 
Habsburg, an den preußischen König um Beistand wandte. 
Unter diesem Druck, unter der Gefahr von Unruhen in Belgien 
und gequält von einem schweren Leiden mußte Kaiser Josef II. 
bis auf das Toleranzdekret, die Reform der Seelsorge und die 
Aufhebung der Leibeigenschaft alle Reformen aufheben. 
Leopold II. (1791—1792) hatte wenigstens für seine kurze 
Regierungszeit Ruhe, unter Franz II. (1792—1835) gab es wieder 
geheime und offene Widerstände, die auch Napoleon ausnützte. 
Bei der Schlacht bei Raab (1809) hatten die ungarischen Truppen 
eine so schwächliche Haltung gezeigt, daß der Erzherzog Johann, 
der die Schlacht leitete, berichten muß: „Diese Truppe ist gar 
nicht zum Halten zu bringen, bei dem geringsten Feuer drängt 
sie sich, erhebt ein Geschrei und läuft davon.“ Dagegen er- 
hoben die Edelleute Beschwerden, so daß 1809 der ungarische 
Landtag mit Gewalt aufgelöst werden mußte. Jeder Versuch, 
die Lage der Gutsuntertanen zu verbessern, stieß auf den 
heftigsten Widerstand, sogar in- einer Zeit, 1832, wo infolge 
der schlechten Wohnung und Ernährung Cholera ausbrach und 
Aufstände der Untertanen hervorrief. Unter Ferdinand I. 
(1835—1848), der wohl der schwächste Kaiser in seinem Ver- 
halten gegen Ungarn war, zeigten die ungarischen Landtage 
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1843—1844 einen Widerstand gegen das Haus Habsburg, der 
sich so steigerte, daß das Parlament in einer am 14. April 1848 
in der Kirche der Reformierten abgehaltenen Versammlung 
„das Haus Habsburg der Herrschaft verlustig und aus Ungarn 
auf ewige Zeit verbannt“ erklärt hatte. Mit Hilfe der Russen 
mußte das Land wieder zurückerobert werden. 

Am 2. Dezember 1848 hatte Franz Josef I. die Herr- 
schaft angetreten. Er mußte natürlich das Land zunächst 
absolutistisch regieren und dies hatte großen Erfolg. Die öffent- 
liche Sicherheit nahm zu, die Justizverhältnisse besserten sich 
und der Bauer konnte zu seinem Rechte kommen. Aber Adel 
und Intelligenz blieben feindlich. 1859 im Krieg in Italien 
erwiesen sich die aus Ungarn bestehenden Korps so unzuver- 
läßlich, das man sie nach Österreich zurückschicken mußte. 
Es kämpfte sogar auf Seite der Italiener eine ungarische Legion. 
Im Ungarlande gährte es weiter. 1864 wurde eine geheime 
Verschwörung entdeckt, durch die eine bewaffnete Erhebung 
im Lande veranlaßt werden sollte. Die Führung lag bei der 
Aristokratie, die eine vollständig geheime Nebenregierung ein- 
gerichtet hatte und die Komitatsverfassung — die Einteilung 
des Landes in Selbstverwaltungsbezirken — als Grundlage 
nahm. In jedem Komitat stand ein Honvedoffizier der Armee 
von 1848 an der Spitze, der wieder in jedem Bezirk, in jeder 
Gemeinde seinen Vertrauten hatte. Als der Krieg mit Preußen 
1866 ausbrach, konnte in den meisten Landesteilen die außer- 
ordentliche Rekrutierung nicht durchgeführt werden. Hätte 
der Krieg nicht so rasch ein Ende gefunden, so wäre sicher 
die Revolution in Ungarn zu vollem Ausbruch gekommen. Der 
Wunsch, dies zu verhüten und der ungarischen Wehrkraft im 
Falle eines neuen Krieges unbedingt sicher zu sein, führte 
dazu, daß der Kaiser, ohne die österreichische, inzwischen ge- 
schaffene Volksvertretung zu fragen, den sog. „Ausgleich“ mit 
Ungarn 1867 beschloß. 

Dieser Ausgleich hat die zentralistische Einheit der Mon- 
archie der Habsburger in bezug auf innere Gesetzgebung und 
Verwaltung gesprengt. In einem solchen Maße, daß in den den 
Ausgleich formulierenden gesetzlichen Texten nicht mebr von 
der einheitlichen Monarchie, sondern vom „Königreich Ungarn 
und den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern“ 
die Rede ist. Es ist nur eine Tradition, daß diese letztere Gruppe 
von einheitlich regierten politischen Gebilden in ihrer Zusammen- 
fassung als ‚Österreich‘ bezeichnet wird. Nur die auswärtige 
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Politik, Heer und Marine blieben als einheitlich geordnete Ver- 
waltungsgebiete übrig. Die innere Gesetzgebung und Verwal- 
tung blieb nun dem ungarischen Reichstag, zusammengesetzt 
aus Oberhaus und Unterhaus, überlassen. In beiden Häusern 
herrschten die Aristokraten und die von ihnen zugelassenen 
kleinen Teile der Bevölkerung aus den Kreisen der Intelligenz, 
der höherstehenden Industrien und Handelsunternehmungen. 
Ein allgemeines Wahlrecht, wie es in Österreich für die Reichs- 
vertretung eingeführt ist, gibt es auch heute nicht in Ungarn. 
Die damit Ungarn zugestandene selbständige Regelung der 
gesetzlichen Grundlagen der inneren Verwaltung und ihrer 
praktischen Durchführung, ferner der Umstand, daß das ,,Aus- 
gleich“ genannte Übereinkommen nur immer auf zehn Jahre 
geschlossen wurde, haben bewirkt, daß die alten Selbständig- 
keitstendenzen Ungarns nach wie vor bestehen blieben und 
haben dem österreichischen Teile der Monarchie schwere finan- 
zielle Vorausbelastungen gekostet. Durch lange Zeit hat Ungarn 
zu den gemeinsamen Ausgaben (Äußeres, Heer und Marine, 
später Bosnien-Herzegowina) nicht die Hälfte, sondern weniger 
als ein Drittel beigetragen. Es spielt immer das gleiche Spiel: 
da, wo es Rechte verlangt, beruft es sich auf seine heutige und 
frühere staatliche Selbständigkeit; dabei werden wir sehen, daß 
diese Vorstellung Rechte, die es in der Vergangenheit hatte, 
in der Gegenwart wieder ins Leben treten lassen will. In seiner 
finanziellen Beteiligung aber will es nicht als Gleichbelasteter 
erscheinen. So wurde beschlossen, daß die Zolleinnahmen an 
den Grenzen beider Gebiete, nach Abzug eines für Österreich 
viel zu klein berechneten Kostenbetrages für die Verwaltung, 
in ihrer Gesamtheit zur Deckung der gemeinsamen Auslagen 
vorab verwandt werden, bevor an eine Aufteilung dieser Aus- 
gaben nach vereinbartem Maßstab geschritten wird. Da der 
österreichische Konsum an mit Zöllen belasteten Waren viel 
größer ist als in Ungarn, muß daher Österreich von den Zoll- 
einnahmen etwa 80°/, als aus Österreich gezahlt ansehen, 
während auf Ungarn nur 20°/, entfallen. Dies um so mehr, als 
Ungarn 1878, 1887 und 1894, ferner 1899 auf dem Gebiete 
des gegenseitigen Verkehrs immer neue finanzielle Vorteile 
herauszuschlagen verstanden hat. Sie bezogen sich zuerst auf 
die Rückersätze der ins Ausland geführten, im Inland ver- 
steuerten Waren (Bier, Zucker, Spiritus), die nicht mehr vom 
Zollerträgnis abgezogen, also von der Gemeinschaft getragen 
wurden, sondern dem Erzeugungsgebiete zurückgezahlt wurden. 
Zeitschrift für Politik. 9. 11 
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liche Inhalt ist schon bei der Publikation etwas geändert worden. 
Weiter kommen Änderungen bzw. authentische Interpretationen 
und Ergänzungen in Betracht, die im Pactum vom Jahre 1703 
nicht enthalten waren, aber auf Testamenten Ferdinand II. und auf 
einer Renunziationserklärung der Erzherzogin Maria Josefa 1719 
beruhten und als Bestandteile der Deklaration bezeichnet wurden. 
In Ungarn wurde dem Landtage die Deklaration zur Aufnahme 
in die ungarische Gesetzgebung vorgelegt. Diese Sanktion und 
Promulgation erfolgte am 19. Juli 1723 in sog. Gesetz-Artikeln. 
Im Gesetz-Artikel I sagt der Landtag, daß er durch einen ein- 
helligen und freien Beschluß das weibliche Geschlecht — bis zum 
Aussterben desselben und seiner Nachkommen zur Herrschaft 
berufen habe; er dankt dem Kaiser dafür, daß er durch die 
Annahme der ständischen Offerte und durch die Erlassung 
der Pragmatischen Sanktion eine untrennbare Union mit 
den übrigen Ländern zustande gebracht habe. Diese klare 
Bestimmung der untrennbaren Einheit für alle Zeiten unter 
Vererbung des Thronrechts nach der Observanz des Kaiser- 
hauses als Rechtsquelle — die in der deutschen Publikation 
keine Veränderung von Bedeutung erfahren hat — ist in der 
ungarischen Publikation durch Artikel II unklar geworden. 
Dieser beruft sich nämlich nur auf 3 Linien des Frauenstammes, 
nämlich auf 1) die Karolingische, 2) die Josefinische und 3) die 
sonstige Leopoldinische Deszendenz. Also an dritter Stelle die 
Schwestern des Kaisers, nicht aber die übrigen Kognatenlinien. 
Ostentativ behalten sich daher die ungarischen Stände die 
Königswahl vor für den Fall des Aussterbens jener drei Linien. 
Dabei gerät der Artikel II mit sich selbst in Widerspruch. 
Er stellt nämlich fest, wie auch Artikel I, daß die Union 
Ungarns mit seinen Nebenlanden (Siebenbürgen, Kroatien usw.) 
ebenso unzertrennlich sein soll, wie die Union Ungarns mit 
den Erblanden. Daraus müßte man schließen, daß die Union 
Ungarns mit seinen Nebenlanden nur für die Dauer auch der 
Leopoldinischen Deszedenz bestehe. Praktische Bedeutung hat 
übrigens dieser Widerspruch nicht, da heute die Deszedenz 
Leopold I ungeheuer groß ist. Immerhin behaupten jene auch 
heute noch bestehenden Gruppen in Ungarn, welche die Ansicht 
vertreten, daß Ungarn ein Wahlkönigtum besitze, daß nur 
aus praktischen Gründen auf die Wahl verzichtet werde. Wie 
man das mit dem in dem Gesetz-Artikel I ausgedrückten Ge- 
danken der untrennbaren Union vereinigen kann, das ist 
bis heute noch nicht erklärt worden. Man möchte gerne glauben 
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setzten die Ungarn es durch, daß im ungarischen Gesetze eine 
Stelle eingetragen wurde, die in dem Österreichischen Gesetze 
nicht enthalten ist: daß der Monarch „mit Rücksicht auf jene 
alten Bande, welche ruhmreiche Vorfahren auf dem ungari- 
schen Throne an jene Länder knüpften, seine Souveränitäts- 
rechte auf Bosnien und die Herzegowina erstreckt habe“. Das 
heißt, nach dem ungarischen Gesetze wird Bosnien von Ungarn, 
nach dem österreichischen von der österreichisch - ungarischen 
Gesamtmonarchie annektiert. Es ist unglaublich, daß man im 
österreichischen Parlament nicht auf der Gleichheit der Fassung 
bestanden hat. Der Zweck der ungarischen Fassung ist ja klar. 
Es glaubt Osterreich gegenüber ein Sondervorrecht auf Bosnien 
und die Herzegowina geltend machen zu können, wie es noch 
heute die Ansicht vertritt, daß Dalmatien eigentlich zu Ungarn 
gehöre!). Praktisch zeigt sich die Folge jener scheinbar nur 
formalen Unterscheidung z. B. in Rechtsfragen. Im Jahre 1912 
hat der Oberste ungarische Gerichtshof direkt ausgesprochen, 
daß in strafrechtlicher Beziehung Bosnien für Ungarn „Inland“ 
sei. Wenn derartige Vorstellungen die Grenzen der inneren 
ungarischen Verwaltung überschreiten, wird Österreich sie zurück- 
weisen müssen. Für uns Österreicher gibt es nur dasjenige 
Recht hinsichtlich der annektierten Gebiete, welches die beider- 
seitigen Gesetze vom Jahre 1880 festgestellt haben, daß das 
Land ein gemeinsamer Besitz sei. , Die Reinkorporations- 
klausel, wie sie der $ 3 des ungarischen Krönungsdiplomes mit 
so großer Präzision ausspricht, ist eben seit dem Jahre 1869 *) mit 
dem Bestande der gemeinsamen Angelegenheiten in unlöslichem 
Widerspruch; denn im XII. ungarischen Gesetzartikel von 1869 
wurden Auswärtiges und Krieg als gemeinsame Angelegen- 
heiten erklärt. Ein neues Gebiet kann nur ein ausländisches 
sein und seine Erwerbung ist nicht denkbar ohne Krieg oder 
internationalen Vertrag. Diese beiden Angelegenheiten sind 
aber — klarer als bisher, so klar wie möglich — inv XII. Gesetz- 
artikel der Kompetenz Ungarns und seines Königs entzogen 
und auf die österreichisch-ungarische Monarchie übergegangen.“ 
Auf das Krönungsdiplom und den Krönungseid können sich 


1) Vor Kurzem wurde für die Monarchie eine neue Wappenform kund- 
gemacht, in welcher eine lateinische Inschrift die „Unteilbarkeit der Monarchie“ 
betont und das Wappen von Bosnien sowohl in den nebeneinander, vom 
Reichswappen umrahmten Wappen Österreichs und Ungarns erscheint. 

D Nach Turba, Grundlagen II S. 280 schon mit der Pragmatischen 
Sanktion. 
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die Ungarn nicht berufen, denn in der Eidesformel, wie sie 
auch 1869 gebraucht wurde, hat der König nur geschworen, 
Reinkorporationen zu bewirken, „soweit dies möglich ist. Dar- 
unter muß selbstverständlich auch rechtliche Möglichkeit 
verstanden werden. Rechtlich möglich ist es, seit es gemein- 
same Angelegenheiten gibt, nur mit Zustimmung Österreichs 
und diese ist ohne ein österreichisches Gesetz nicht denkbar 1).“ 

Wie man aus dieser Darstellung des Kampfes der öster- 
reichischen Monarchen mit den ungarischen Magnaten um die 
Anerkennung der Einheit der Monarchie sieht, ist er nach Jahr- 
hunderten in bezug auf die auswärtigen Angelegenheiten und 
auf die Kriegsvorbereitungen zugunsten der Einheit entschieden 
worden. Zu den auswärtigen Angelegenheiten gehört aber auch 
der auswärtige Handel. Und hier begegnen wir wieder, wie wir 
sehen werden, Sonderbestrebungen in Ungarn. 


H. 

Eine Zollbehandlung an der Grenze der österreichischen 
Erbländer und der Länder der ungarischen Krone fand bereits 
seit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts statt. Daneben 
bestanden aber auch im Inneren beider Gebiete Zollgebiete, 
welche sich in den deutschen Erbländern an die historischen 
Grenzen anschlossen und unter Karl VI. folgende waren: Nieder- 
und Oberösterreich (1725), Böhmen und Glatz (1737), Mähren 
(1731), Schlesien (1739), Innerösterreich (Steiermark, Kárnthen, 
Krain und Küstenland) (1766), und später Tirol (1780). Triest 
und Fiume waren zollfrei, um den Seehandel zu fördern. Die 
früher bestandenen Privatmauten von Städten und Großgrund- 
besitzern wurden in dieser Zeit größtenteils aufgehoben. Ungarn 
bildete eine Einheit für sich, doch hatte es Zwischenzollinien 
gegen den Banat, Kroatien, Slavonien und den Teil von Serbien, 
der einst zur Monarchie gehörte. König Mathias Corvinus 
hatte schon im 15. Jahrhundert die Zölle den Ständen aberkannt 
und zu Kronzöllen gemacht. Immerhin bildeten sich später 
in Ungarn noch Privatmauten aus, ohne aber zu großer Be- 
deutung zu gelangen. Die Zwischenzölle zwischen den deutschen 
Erblanden wurden 1775 aufgehoben, so daß Österreich 60 Jahre 
vor dem deutschen Zollverein ein großes deutsches Handels- 
gebiet bildete. Josef II. dachte auch schon daran, die Maut- 
(Zoll-Jschranken zwischen Österreich und Ungarn zu beseitigen. 


') Bernatzik a. a. O. S. 201, 202. 
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Sein und seines Bruders und Nachfolgers Leopold II. früher 
Tod (1790—1792) vereitelte die Reform. 

Die Grundlage des Zolltarifes war auf ungarischer Seite die 
„Irigesima“, d. i. ein Wertzoll im Betrage von efnem Dreißigstel 
des Wertes der Ware, und zwar wurde diese Abgabe bei der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr eingehoben. Später wurde der Satz auf 5 °/, 
erhöht. Die Verwaltung war die denkbar willkürlichste. Es hing 
die Wertschätzung der Ware nur von den Zollbeamten ab und 
entscheidend war, wie man sich zu diesen stellte. Der ungarische 
Adel hatte überdies auch hier — er war überhaupt steuerfrei — 
das Recht, Gegenstände für seinen Bedarf zollfrei einzuführen, 
von welchem Rechte natürlich der ausgedehnteste Gebrauch 
gemacht wurde. Reformbestrebungen führten zu einem syste- 
matischen Zolltarif für das Königreich, zum ,,Vectigal“ vom 
16. Februar 1754. Dieser Tarif ließ an Schwierigkeiten der 
Anwendung nichts zu wünschen übrig. Er bestand aus einem 
Teil mit drei Einfuhrtarifen (fremde Waren aus fremden Ländern; 
fremde Waren aus Erbländern; erbländische Waren aus Erb- 
ländern) zu je 2100 Zollsátzen; er enthielt außerdem einen 
Ausfuhrtarif und einen zweiten Teil, der die Durchfuhr in 
zwei Tarifen regelte. Im ganzen also 6 Tarife. Der Grund- 
gedanke war in allen Tarifen der merkantilistische: Geld ins 
Land zu bringen. Kaiser Josef II. suchte durch zwei Reformen 
die Zollbelastung in Ungarn zu erleichtern. Erstens (1785) 
durch die Verfügung, daß aus dem Auslande nach Österreich 
eingeführte und dann nach Ungarn übertragene Waren, welche 
bereits den Einfuhrzoll an der österreichischen Grenze gezahlt 
haben, beim Übergang nach Ungarn keinen Dreißigsten zu 
zahlen haben; zweitens (1786) durch die Aufhebung von Aus- 
fuhrzöllen in Österreich und vom Dreißigsten in Ungarn von 
Waren, welche aus den Erblanden nach Ungarn gehen. In 
Ungarn sah man darin eine Ungerechtigkeit, weil die Einfuhr 
österreichischer Industriewaren in Ungarn zollfrei sein sollte, 
während die ungarischen Naturprodukte bei ihrer Ausfuhr nach 
den Erblanden verzollt werden mußten. In der Tat war der 
Zolltarif Österreichs vom Jahre 1788 der höchste, der bis dahin 
vorgekommen war. Freilich wurde den Ungarn entgegen- 
gehalten, daß sowohl Maria Theresia wie Kaiser Josef II. den 
ungarischen Produkten die freie Ausfuhr nach Österreich ge- 
währen wollten und nur durch das Festhalten des ungarischen 
Adels an seiner Steuerfreiheit daran verhindert wurden. Durch 
eine allerhöchste Entschließung vom 12. April 1793 wurden 
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als Antwort eine Repräsentation des Reichstages, die nochmals 
auf Grund des „Unabhängigkeitsrechtes‘‘ der Ungarn volle 
Gegenseitigkeit in Handelssachen forderte. 

Erhöhungen der Zölle, hervorgerufen durch die Finanznot, 
welche die Franzosenkriege hervorriefen, sowie später als Aus- 
gleichung des Agios des österreichischen Geldes verstärkten 
natürlich die Gegnerschaft gegen die österreichische Handels- 
politik in Ungarn. Wohl mit Unrecht wurde in einer in Öster- 
reich ad hoc eingesetzten Kommission zum Studium der Frage 
1817 von einem Mitglied (Pillersdorf) hervorgehoben, daß der 
Zwischenzoll keine kommerzielle Maßregel sei, „als welche 
sie niemand in Schutz nehmen würde“, sondern eine schwache 
Ausgleichung der in Österreich bestehenden Grundsteuer, welche 
in Ungarn nicht bestand. Erhebungen, die anfangs der zwanziger 
Jahre in Österreich vorgenommen worden waren, ergaben die 
Notwendigkeit, den Zoll auf ungarische Naturprodukte zu er- 
weitern, da die Grundsteuer in Österreich dessen Konkurrenz 
sonst nicht mehr möglich mache. Man half sich mit einer 
Verdoppelung der Ausfuhrzölle für Getreide in Österreich und 
gewährte Ungarn einen um 50°/, ermäßigten Satz — d. h. die 
alte Höhe. 

Das System der Verbrauchsabgaben war zu dieser Zeit in 
Österreich wie in Ungarn durch die Mannigfaltigkeit der durch 
Akzisen belegten Gegenstände, durch Aufschläge für bestimmte 
Fürsorgezwecke und durch die Torabgaben der Städte eine 
Belästigung des Verkehrs geworden, welche den interlokalen 
Handel schiidigte. Nicht bloß wegen der Höhe der Belastung, 
sondern wegen der lokalen Verschiedenheit der Art und Höhe 
der Belastung. Dies führte im Jahre 1829 zu einer Reform 
der Verzehrungssteuer. Die in den einzelnen Provinzen be- 
standenen verschiedenartigen Aufschläge und Erhebungsarten 
wurden beseitigt und durch eine für die ganze Monarchie gleich- 
förmige Steuer ersetzt. Daraufhin machten die Stände Galiziens, 
Österreichs, Steiermarks bei der allgemeinen Hofkammer Vor- 
stellungen, „um darauf aufmerksam zu machen, daß diejenigen 
ständischen und Lokalaufschläge, welche bisher als Schutzzölle 
ausschließlich auf ausländischen und ungarischen Produkten 
lasteten, ganz unerläßlich durch Zuschläge zu den Grenzzöllen 
bei dem Eintritt der Verzehrungssteuer ersetzt werden müßten.“ 
Es handelte sich um Bier, Essig, Fleisch, Getreide, Mehl aller 
Art und Wein. Der bisher auch auf ungarisches Vieh bestandene 
Viehzoll sollte fallen, ebenso auf Branntwein. Der ungarische 
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Hofkanzler (Finanzminister) beschwerte sich über die neuen 
Zuschläge in einem Vortrage an den Kaiser. Der österreichische 
Finanzminister ließ ihm daraufhin die Belehrung zukommen, 
deren Inhalt auch heute noch für die Frage einer Zolltrennung 
nicht gleichgültig ist !). 

Er erklärt, daß es sich um die Bestimmung der deutschen 
Konsumzölle handelte, auf deren Behandlung der Kaiser weder 
den Behörden noch dem Reichstag in Ungarn einen Einfluß 
gestatten könne. Der ungarische Hofkanzler erhielt zu gleicher 
Zeit ein ungnädiges Handschreiben des Kaisers, weil er seine 
Informationen nicht bei der österreichischen Hofkammer, sondern 
bei Unterbeamten eingeholt hatte. 

Die Erhöhung des österreichischen Konsumzolles war gegen- 
über dem ungarischen Dreißigsten allerdings hoch und eine vom 
ungarischen Reichstag 1829 geforderte Aufhebung aller Zwischen- 
zölle führte zur Erkenntnis, daß mindestens eine Reform durch- 
geführt werde, durch welche für den Verkehr zwischen den 
deutschen Provinzen und Ungarn der Grundsatz der Gegen- 
seitigkeit durchgeführt und durch Einfachheit und Mäßigung 
der Zollsätze der Verkehr erleichtert werde. Allein diese Vor- 
schläge wurden im Bericht an den Kaiser ganz zurückgestellt. 
Der ablehnende Standpunkt der Wiener Regierung stützte sich 
auch auf verfassungsmäßige Bedenken. Die von den ungarischen 
Landtagen in den dreißiger Jahren immer wieder aufgestellten 
Forderungen, die Dreißigstregulierung durch den Reichstag 
vornehmen zu lassen, wurde von der allgemeinen Hofkammer 
unter Berufung auf den gegebenen Rechtsstandpunkt abgewiesen. 
Dieser gäbe dem Reichstag keinen gesetzlichen Anspruch, die 
Macht der Landesfürsten nicht nur für Ungarn, sondern auch 
für alle übrigen Provinzen in der Ausübung seiner auf das 
Gemeinwohl gerichteten Verfügungen zu beschränken. 

Um diese Zeit wurde auch die Frage der Zollhöhe im 
allgemeinen viel erörtert. Der geltende Tarif von 1795 war 
im Laufe der Dezennien von dem Gang des Handels und von 
den Fortschritten in den Gewerben überholt. Dabei war er 
schon zur Zeit seines Inkrafttretens unklar und unbestimmt, 
so daß ‚eine gewisse Art von Unsicherheit und Willkür in den 
Amtshandlungen der Zollbehörde‘ entstanden war. Bezeichnend ist 
auch, „daß die Abdrücke des Tarifes vom Jahre 1795 so sehr 
vergriffen sind, daß selbst manche Zollbeamte sich mit bloßen 


1!) Sieghart a. a. O. S. 42. 
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Abschriften derselben behelfen müssen“. Man schritt daher 
zur Aufstellung eines neuen Tarifes im Jahre 1830. Es stellte 
sich dabei heraus, daß für 230 Tarife die Bestimmungen im 
Tarife von 1795 überhaupt nicht vorhanden waren. In Ungarn 
wollte man dabei eine besondere Berücksichtigung der Fabrikate 
Ungarns bei ihrer Einfuhr in die Erblande und überhaupt eine 
Förderung der ungarischen Industrie, und als die Beschwerde 
der ungarischen Hofkanzlei nicht genügend berücksichtigt wurde, 
ordnete der Erzherzog Reichspalatin an, daß die Ausfuhr von 
Ungarn nach den Erblanden vorläufig sistiert werde. Bis zum 
Jahre 1848 folgen nun weitere Reformen in Österreich: die 
heute noch in Kraft stehende Zoll- und Monopolordnung von 
1835, das Gefällstrafgesetz von demselben Jahre und ein Zoll- 
tarif von 1838. Dadurch mußte natürlich das Dreifigstsystem 
in Ungarn berührt werden, und das führte dort zur Kodifikation 
der vorgekommenen Änderungen, mithin zu einer Festlegung 
des tatsächlichen Zustandes im Jahre 1840. 

Mit der Zoll- und Staatsmonopolordnung war der Versuch 
gemacht worden, das Kontrollwesen erfolgreicher zu gestalten. 
Der Schleichhandel, die Ausnützung unklarer Bestimmungen 
durch galizische Viehspekulanten und ein von den ungarischen 
Adeligen betriebener Mißbrauch im Verkauf von dreißigstfreien 
Einfuhrscheinen, welche sie beim Ausfuhr von Branntwein er- 
hielten, überhaupt eine Menge von Mißbräuchen, welche speziell 
bei den ungarischen Zollämtern blühten, sie dauerten auch 
nach der Zollreform noch an. 

Im ganzen erwies sich aber um diese Zeit, wo doch schon 
die Anschauungen der Vorteile freien Handels in die Monarchie 
eingedrungen waren, das gegebene System hoher Prohibition 
nach außen, mannigfaltiger und hoher Belastungen im Zwischen- 
verkehr zwischen den Erblanden und Ungarn als grundsätzlich 
reformbedirftig. Alle österreichischen Kritiker dieser Zeit, 
Metternich, Kübeck sowie Bruck, Hock, sahen dies ein. Es 
erfolgten daher durch einzelne Verfügungen Milderungen im 
Verkehr mit Ungarn, z. B. für Wachsfabrikate, Säuren, Salze, 
Kaffee, Baumwollgarne, Zwirn, Uhren usw. Immer stärker trat 
daher das Verlangen nach Aufhebung der Zwischenzollinie 
hervor, die auch im Jahre 1850 erfolgte. 

Um die mit der Aufhebung der Zwischenzölle verbundenen 
Verwaltungstatsachen und wirtschaftlichen, wie finanziellen 
Wirkungen zu verstehen, wollen wir, dem Vorgange von Exellenz 
Sieghart in seiner Darstellung folgend, zunächst die Entwicklung 
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auftretenden Hemmungen der Industrie durch die unklaren 
und willkürlich gehandhabten Zoll- und Kontrollvorschriften 
entwickelte sich die Industrie, empfand aber den gegebenen 
Zustand der Zwischenzölle gegenüber Ungarn als ein starkes 
Hemmnis. 

Unter dieser Zollinie litten auch die staatlichen Regalien 
und Monopole, obwohl sie damals unter einer einheitlichen 
Leitung in den Erblanden und in Ungarn standen. Aber die 
Organisation war unzureichend. Es gab z. B. in verschiedenen 
Kronländern, ja in den Bezirken desselben Kronlandes ver- 
schiedene Salzpreise. Der Grund dafür lag in der Finanznot 
Österreichs zur Zeit der französischen Kriege, welche ungleich- 
mäßige Erhöhungen je nach dem Wohlstand der Bevölkerung 
in den Salzpreisen veranlaßte. Natürlich entwickelte sich ein 
starker Schmuggel aus den Gegenden niedriger Salzpreise in 
jene hoher. In den Jahren 1825 und 1829 wurde endlich das 
„System des freien Salzhandels“ eingeführt. Der Staat hielt 
nur an den Erzeugungsstätten und an wenigen Orten, wo der 
Verkehr es erforderte, Salzmagazine und überließ es den privaten 
Unternehmern, das von ihm zu einem festgesetzten Preis an 
sie abgegebene Salz den Verbrauchern zuzuführen. Ungarn 
hatte ein gemischtes System mit den Nachteilen beider Systeme. 
Es hatte 83 staatliche Salzverkaufsniederlagen, aber mit ver- 
schiedenen Preisen. Dadurch war natürlich der Verkauf sehr 
ungleich und es trat ein Chaos im Salzhandel ein. Erst durch 
Aufhebung des Zwischenzolls und einheitliche Verwaltung des 
Salzmonopols schwanden die Schwierigkeiten. Eines der größten 
Hindernisse, das der Aufhebung der Zwischenzollinie entgegen- 
stand, war das Tabakmonopol. In Ungarn war seit 1721 
der Anbau und die Verarbeitung des Tabaks frei. Infolge- 
dessen blühte der Schleichhandel nach Österreich in solchem 
Maße, daß er in den Akten ironisch als ein Teil der ‚ungarischen 
Verfassung“ bezeichnet wurde. Kaiser Franz, dem der Entgang 
einer so ausgiebigen Einnahmequelle während der schwierigen 
Zeit der napoleonischen Kriege sehr peinlich war, verlangte 
1812 vom ungarischen Hofkanzler Graf Erdödy Aufschluß, ob 
nicht Einkauf der Tabakblätter und Verkauf der Tabakfabrikate 
ausschließlich für Rechnung der Staatsfinanzen erfolgen könne. 
Der Hofkanzler drückte in seiner Antwort Bedenken aus, so 
daß der Kaiser noch in demselben Jahre ein Schreiben an den 
österreichischen Hofkanzler richtete und ihm auftrug, ein Gut- 
achten su erstatten. Die Anfrage wurde dem damaligen Direktor 
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brachte, der dann auf den Zollverein überging. Gegenseitige 
Vorzugszölle und nach 10jähriger Dauer Eintritt Österreichs 
in den Zollverein war sein Inhalt. Der Erfolg war gleich Null. 
Die Vorzugszölle erwiesen sich als nicht genügender Ansporn 
für intensiveren Verkehr und als die Zeit des Eintrittes Oster- 
reichs in den Zollverein kam, verhinderte Bismarck durch 
den freihändlerischen Handelsvertrag, den er 1863 mit Frank- 
reich für den Deutschen Zollverein, eventuell für Preußen allein 
abschloß, den Eintritt. Er rechnete klug mit dem ewigen Schutz- 
verlangen Österreichs. 


In Ungarn war die für einen freieren Verkehr mit Öster- 
reich und Deutschland bestandene Stimmung der Jahre 1829/30 
eine Nationalisierungstendenz geworden. Umgestaltung und 
Ausbau der Dreißigsten und Erhöhung der Zollschranken 
an den Grenzen Ungarns zur „Hervorzauberung einer ungar- 
ländischen Industrie“ (Sieghart) wurde zu Beginn der vierziger 
Jahre das Losungswort der herrschenden Masse des Kleinadels 
(Gentry), der sich das fortgeschrittenste Stadtbürgertum anschloß. 
1843 wird ein ,Ungarischer Schutzverein‘‘ gegründet, der den 
erklärten Zweck verfolgte, den österreichischen Fabrikanten 
ihren Absatz in Ungarn wegzunehmen. Die Wurzeln dieser 
Bewegung gehen weit zurück. Der vornehmste Träger dieser 
Idee war Graf Stephan Széchényi. Schon 1819 wirkte er bei 
der Gründung der ersten Pester Walzmühle und der ersten 
Pester Zuckerraffinerie mit. Er hat die Regulierung der Donau 
am Eisernen Tor angestrebt, was zur ersten Beschiffung dieses 
gefährlichen felsigen Teiles der Donau durch meinen Vater 
mit dem Dampfschiff Argo führte!). 1832 entstand die erste 
Aktienbank, die „Erste Ungarische Commercialbank‘“ mit zwei 
Mill. Gulden Kapital mit der Aufgabe, Wechsel zu eskomptieren, 
Depositen anzunehmen, das Girogeschäft zu betreiben und Vor- 
schüsse auf Gold und Silber, sowie überhaupt Lombardgeschäfte 
namentlich auch auf Landesprodukte zu gewähren. Auch, Landes. 
anweisungen“ sollte sie gegen Kapitalsicherstellung ausgeben 
dürfen. Das heißt, man wollte der österreichischen National- 
bank eine Konkurrenz bereiten, die allein das Recht der Noten- 
ausgabe hatte. Die Bank wurde daher auch durch allerhöchste 
Entschließung vom Dezember 1837 auf das Eskomptegeschäft 
beschränkt. 


1) Vgl. Nikolaus von Philippovich, Das Leben eines ósterreichi- 
schen Offiziers. Wien 1914. S.47 ff. 
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wurden und ihr Übergewicht über die in ihren ersten Anfängen 
steckende ungarische Großindustrie geradezu gestärkt wurde. 
Einzelne ungarische Industrielle halfen sich dadurch, daß sie 
österreichischen Fabriken Aufträge gaben, die Waren mit un- 
garischen Vignetten versahen und nach Ungarn einschmuggelten. 
Ihre Krönung erhielt die Aktion des Schutzvereines durch eine 
Vorstellung des ungarischen Reichstages vom 15. Oktober 1844 
an die Krone. Es wird darin aber mit Unrecht der öster- 
reichischen Regierung vorgeworfen, daß in Ungarn nicht nur 
die Industrie wegen der österreichischen Konkurrenz, sondern 
auch der Ackerbau sich nicht entwickeln könne wegen der hohen 
Ausfuhrzölle, der Auslandszölle und Transitzölle. Auf die Aus- 
landszölle hatte die österreichische Regierung keinen Einfluß 
und die anderen Zölle waren, wie schon betont und in der 
Antwort der allgemeinen Hofkammer wieder hervorgehoben 
wurde, die notwendige Folge der Steuerfreiheit der ungarischen 
Gentry von der Grundsteuer. Immerhin dachte man trotz der 
scharfen Sprache der Resolution durch geeignete Maßregeln 
den Wohlstand in Ungarn zu heben. Die von den Ungarn 
gewählten Wege schienen aber der österreichischen Regierung 
nicht geeignet zum Ziele zu führen. Es wurden in Ungarn zwei 
Vereine beabsichtigt. Die „Ungarische Aktiengesellschaft zum 
Betriebe eines selbständigen Nationalhandels' und ein Fabriks- 
verein. Die erstgenannte Gesellschaft sollte ein Kapital von 
1 Mill. Gulden K. W. haben. Die andere zuerst von 100000 Gulden, 
welcher Betrag natürlich erhöht werden mußte. Die Geneh- 
migung für die erste Gesellschaft wurde nicht erteilt, weil sie 
nur die Fortsetzung der Boykottätigkeit des Schutzvereines 
wollte. Gegen den Fabriksverein wurde mit Recht vom öster- 
reichischen Hofkammerpräsidenten Baron Kübeck eingewendet, 
daß es dort verkehrt sei, Geld und andere Opfer aufzuwenden, 
um etwas ins Leben zu rufen, wozu die Bedingungen noch 
nicht gegeben seien. Immerhin erreichten die Anreger nach 
zwei Jahren am 1. Juni 1846 die Genehmigung. 

Schon zu Beginn des Jahres 1845 hatte übrigens ein Aller- 
höchstes Handschreiben Baron Kübeck aufgefordert, die Maß- 
regeln zur Hebung des Wohlstandes in Ungarn zu studieren. 
Kübecks Denkschrift, im Einvernehmen mit Fürst Metternich 
verfaßt, hält drei Bedingungen dafür für erforderlich: Erstens 
die Beseitigung der künstlichen Schranken, die den Absatzwegen 
entgegenstehen, zweitens neue Kommunikatsmittel und drittens 
Heranziehung von Kapitalien. In der Begründung wird vor 
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verhandelt werden: 1. Die Zivilliste. 2. Die auswärtige Politik 
mit Einschluß der Handelspolitik. 3. Die beide Reiche be- 
treffenden Finanzangelegenheiten. 4. Die Kriegsmacht. 5. Der 
Zwischenverkehr zwischen Ungarn und Österreich. Am 5. Juni 
trat die erste Konferenz zusammen, in der die Frage der 
Aktiva und Passiva sämtlicher Kameralkassen in Ungarn, die 
Dreißigsteinnahmen, die Post, die Judensteuer, die Steuerrück- 
stände und das Zollwesen behandelt werden sollten. Noch 
bevor die Verhandlungen in ein ernstes Stadium treten konnten, 
brach die ungarische Revolution aus und die österreichischen 
Truppen rückten in Ungarn ein. Die österreichische Finanz- 
verwaltung beantragte nunmehr die selbstherrliche Lösung der 
Zwischenzoll- und der Steuerfrage in Ungarn. Ausgehend von 
der Tatsache, daß die Beamten der ungarischen Dreißigstämter 
in der Abführung des Zollertrages an die legitime Regierung 
nicht verläßlich seien und oft sogar die Dreißigstämter im 
Stiche gelassen hätte, so daß sie ohne leitende Behörden da- 
standen, hat Baron Hock, der Berater des österreichischen 
Finanzministers Baron Krauß, die Aufhebung der Dreißigst- 
ämter und deren liquidatorische Übergabe an die gegenüber- 
liegenden österreichischen Zollämter vorgeschlagen. Dieselbe 
Maßregel war von dem Militärkommandanten von Kroatien 
Freiherr von Jellachich für die Grenze Kroatien und der un- 
garischen Küstenlande gegen Krain und das österreichische 
Küstenland beantragt worden. Noch vor der Kapitulation der 
aufständischen Ungarn bei Vilagos (13. August) hatte sich ein 
Ministerrat versammelt (am 8. Juni 1849), um über die Fragen 
zu verhandeln. Zug um Zug wurde nun die Durchführung 
des Planes vom Ministerium vorgenommen. Die Steuerfreiheit 
des Adels in Ungarn, die sich nicht nur auf die Grundsteuer, 
sondern auch auf die Dreißigsten bezog, wurde im November 
1849 einfach aufgehoben. Schwieriger war die Einführung der 
Staatsmonopole, Salz- und Tabakmonopol, in Ungarn. Doch 
gelang es mit 1. März 1852 das Monopol in Ungarn einzu- 
führen. Fabriken, welche einen mindestens 5jährigen Betrieb 
hatten, hatten Anspruch auf Renten oder Kapital. Der Tabak- 
bau wurde an eine Konzession gebunden und gefördert, so daß 
er gegen die Prophezeiung der Opposition großen Aufschwung 
nahm. Schon früher, am 7. Juni 1850, hatte der Kaiser eine 
Denkschrift seines Ministeriums vom 1. Juni genehmigt und 
das damit vorgelegte Patent, welches die Zwischenzollinie auf- 
hebt, unterzeichnet. 
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Faktor für eine Großindustrie — am Kapital. Sieghart schildert 
in einer Zusammenfassung den Zustand in folgender Weise: 


„Der in Gutsuntertänigkeit schmachtende, nicht einmal im Hausfleiß 
erwerbende Bauer, der einem engen lokalen Kundenkreise dienende 
Handwerker konnte nicht Kapitalien aufspeichern, der Gutsherr ver- 
brauchte mehr als seinen Bodenertrag und verschuldete sich, ein wohl- 
habender Mittelstand fehlte beinahe ganz und die politische wie die 
wirtschaftliche Verfassung des Landes war seinem Entstehen und 
Reifen nicht günstig. Ohne Grundbuch und ohne bürgerliches Recht 
konnte er nicht gedeihen. Der Abgang dieses Mittelstandes — er 
wurde durch den wohlhabenden Klerus nur mangelhaft ersetzt — machte 
sich fühlbar in dem geringen Bedarf an Gegenständen höherer oder 
verfeinerter Bedürfnisse, an wissenschaftlichen und musikalischen 
Instrumenten, Kleidungen, Putz- und Galanterie-, feinen Leinen- und 
Seidenwaren und an Papier, lauter Waren, welche im Lande nicht 
erzeugt wurden und aus diesem Grunde nicht erzeugt werden konnten. 
Die Papierproduktion Ungarns war z. B. so gering, daß sie bei weitem 
nicht zum Verbrauch der Hadern ausreicht, sondern diese in beträcht- 
lichen Mengen in die deutschen Erblande und ins Ausland wandern 
ließ. Trotz der — für die Zeit — großen Menge baren Geldes, die 
das Land alljährlich aus den andern Kronländern bezog, speicherte es 
keine Kapitalien auf, und die Versuche, zu beweisen, daß die Über- 
schüsse als Steuern nach Wien gezahlt würden, scheiterten an der 
Tatsache des völlig veralteten und unergiebigen Steuersystems Ungarns. 
Der grundbesitzende Adel, der diese Überschüsse in letzter Linie bezog, 
war noch verschuldet obendrein. Indessen besaß das ausgedehnte, an 
Bodengestalt und Klima so reich gegliederte Ungarn Gebiete, die einer 
rascheren Industrialisierung zugänglich waren, insbesondere das erz- 
reiche Oberungarn. Aber dieses sandte sein Roheisen zur Weiter- 
verarbeitung nach Mähren, während das südliche Ungarn seine Eisen- 
waren aus Steiermark bezog. Der Mangel an Verkehrsmitteln im Lande 
bewirkte, daß der Bewohner Niederungarns seinen Bedarf lieber aus 
der teueren Steiermark deckte, die der Nachfrage kaum genügen konnte, 
als aus den Norden des Landes. Dieser versorgte sich leichter mit 
Bodenprodukten aus Galizien, als aus der Tiefebene. Die Stände aber, 
denen die Erhaltung der Verkehrswege oblag, versäumten diese Pflicht 
oder waren ihr nicht gewachsen. Trotz aller Ansätze und wohl- 
gemeinten Versuche gelang es ihnen auch nicht, das bürgerliche Recht 
und die bürgerliche Gerichtsbarkeit soweit zu ordnen, daß sie den 
Anforderungen des gesicherten Verkehres genügt hätten.“ 


Nicht umsonst hatten in normalen Zeiten die Verständigen 
in Ungarn die Aufhebung der Zwischenzölle gefordert. Erst 
im freien Verkehr konnte Ungarn das Kapital zunächst aus 
den Erblanden erhalten, um seine Landwirtschaft zu indu- 
strialisieren und dann die gewerbliche Industrie anzuschließen. 
Diesen Gang hat die volkswirtschaftliche Entwicklung in Ungarn 
mit der Aufhebung der Zwischenzölle genommen, und wenn 
auch heute noch österreichisches Kapital eine nicht unbedeutende 
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Höhe von 31,3 Mill. Kr. Ihr Durchschnittsgewinn betrug 10,3 /,, 
die erteilte Dividende 6,5%,. In Kroatien-Slawonien war das 
Aktienkapital 43,2 Mill. Kr., die Obligationskapitalien betrugen 
nur 0,6 Mill. Kr. Aber der Gewinn war im Durchschnitt 14,3 °/,, 
die Dividende 7,9°/,. Allerdings sind ungefähr ein Drittel der 
Aktien und fast die ganzen Obligationen in Österreich und im 
Auslande untergebracht. 

Es läßt sich demnach mit Recht behaupten, daß Ungarn 
durch die Aufhebung der Zwischenzölle in seiner volkswirt- 
schaftlichen Entwicklung gefördert worden ist. Hat es doch 
für seine landwirtschaftliche Überproduktion einen gesicherten 
Markt in Österreich, das etwa ein Drittel seines Brotgetreide- 
bedarfs einzuführen genötigt ist. Desgleichen hat die Vieh- 
produktion in Österreich in den letzten Jahren nachgelassen 
aus Gründen, die in schlechter Fürsorge für die Alpenweiden 
in den Gebirgsteilen und in zu hohen Futtermittelzöllen ruhen. 
Wenn Ungarn sich beklagt, daß sein Handelsverkehr mit 
Österreich passiv ist, dann übersieht man dabei das eine, daß 
Österreich vielfach der Zwischenhändler für in Ungarn ver- 
brauchte Auslandsware ist. So entfielen auf Kolonialwaren, 
Gewürze, Südfrüchte, rohe Baumwolle, Zinn, Diamanten und 
Perlen im Jahre 1912 rund 50 Mill. Kr., von dem Passivum 
von 125 Mill. Kr. also 40°/,. Ebenso liegt in den Fabrikaten, 
welche Österreich nach Ungarn ausführt, ein nicht geringer Teil 
von Auslandsrohstoffen, so in den Textilwaren und Konfektions- 
waren. Auch ist relativ das Ansteigen der Ausfuhr ungarischer 
Fabrikate nach Osterreich größer als die umgekehrte Bewegung. 
Sie betrug im Jahre 1906 460 Mill. Kr., im Jahre 1912 aber 
650 Mill. Kr. Das ist ein Wachstum von 42 Dia, Dagegen stieg 
die Ausfuhr von Fabrikaten aus Österreich nach Ungarn zwar 
absolut von 1906 auf 1912 um 320 Millionen (1080 gegen 1410), 
aber prozentual ist die Steigerung nur 30 %/,. 

So muß jeder, der den wirtschaftlichen Verkehr zwischen 
Ungarn und Österreich betrachtet, zur Einsicht kommen, daß 
beide Teile durch die freie Verkehrsmöglichkeit gewonnen haben. 
Ich will von der politischen Frage absehen, ob Ungarn nach 
der durch die neue Erkenntnis der zu bindender Einheit führenden 
Pragmatischen Sanktion das Recht hätte, Zwischenzölle ein- 
zuführen. Gewiß müßte daran der in Ungarn noch heute 
ausgesprochene Wunsch, selbständige Handelspolitik zu treiben, 
scheitern. Aber wäre denn Ungarn wirtschaftlich besser daran, 
wenn es sich zollpolitisch von Österreich trennte? Wenn wir 
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IV. 
Tirol 


Geographische und geschichtliche Grundzüge und Probleme 
Von Oskar Kende 


1. Grundlagen 


Zwei Kräfte ringen in diesem westlichen Ostalpenlande, für 
das noch im hohen Mittelalter ein gemeinsamer Name fehlte !), 
miteinander; eine trennende und eine verbindende. Jene stellt 
einem nach Norden gerichteten Inngebiet ein zum Teil nach 
Klima, Pflanzenwelt und Bevölkerung verschiedenes, nach Süden 
weisendes Etsch gebiet gegenüber?); diese geht von den beiden 
leicht überschreitbaren und seit alters begangenen Hauptpässen 
des Landes aus und ermöglichte die Bildung Tirols als eines 
Paßlandes®). Diese Übergänge sind der Brenner (1360 m), 


1) Noch im 14. Jahrhundert wird das Land gewöhnlich als „Grafschaft 
Tirol, das Land an der Etsch und im Inntal“ bezeichnet. A. Huber, 
Österreichische Reichsgeschichte. 2. Aufl., bearb. von A. Dopsch (Wien- 
Leipzig 1901), S. 16. 

”) Vom geographischen Standpunkte läßt sich übrigens auch eine Drei- 
teilung des Landes durchführen, wie sie N. Krebs, Länderkunde der öster- 
reichischen Alpen (Stuttgart 1913), dem Geologen Blaas folgend, vorschlägt. 
„Nordtirol ist alles Land nördlich des wasserscheidenden Hauptkammes, Süd- 
tirol ist das Gebiet der mediterranen Kultur und des welschen Wirtschafts- 
lebens; die noch mitteleuropäisch gearteten Gebiete an der Südseite des 
Hauptkammes, wie der Vintschgau, das Pustertal und das obere Eisacktal“ 
bilden Mitteltirol (S. 267). Da dieses Mittelstück aber keine so individuellen 
Züge trägt, um seine selbständige Behandlung zu rechtfertigen, und die Drei- 
teilung historisch kaum jemals wirksam geworden ist, glauben wir an der 
auch sonst üblichen Einteilung festhalten zu sollen. 

D Daß die Verkehrsverhältnisse früherer Zeiten die Bildung von Paß- 
staaten mehr begünstigten als die von heute, hebt A. Penck, Die óster- 
reichische Alpengrenze (Zeitschr. d. Gesellsch. f. Erdkunde zu Berlin, 1915) 
hervor. „Die Schwierigkeit des Säumerverkehrs lag nicht auf dem Gebirgs- 
kamm, sondern in den Engpässen“ (S. 338); „im Verkehrsleben der Gegenwart 
spielen die Übergänge über das Gebirge die hemmende Rolle, die früher dem 
ganzen Gebirge in verkehrsgeographischer Hinsicht zukam“ (S. 339). 
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trische Lage Tirols, die Notwendigkeit, die Querwege von Osten 
her und dadurch in ihrem ganzen Verlaufe zu behaupten, hat 
nicht bloß der späteren Geschichte Tirols ihre Eigenart gegeben, 
sie bis zu einem hohen Grade hestimmt, sondern überhaupt 
erst die Bewahrung eines selbständigen Brennerpaßlandes gegen- 
über einem Auseinanderfallen nach Nord und Süd durchgesetzt, 
gegen das die Habsburger, in langen Zeiten die mächtigste 
Dynastie Mitteleuropas, ihren Besitz zu verteidigen hatten. Daß 
sich der Gebirgsbewohner von jenem der Ebene scheiden lernte, 
mag im Verein mit den vielen gemeinsamen Schicksalen diese 
Bemühungen unterstützt haben 5). 


2. Die Straßen des mittelalterlichen Tirols®) 


Daß der Wert des Paßlandes Tirols für den Durchgangs- 
verkehr zwischen Norden und Süden auch als bewußter Gesichts- 


Süd nach Nord aufeinander folgen und ihn aufhalten“. Im Verkehre zwischen 
Norden und Süden finden wir dagegen keine ähnlichen Hindernisse. „Die 
bequemen Verkehrswege über den Brenner und das Reschen-Scheideck sammeln 
die zahlreichen Straßen, welche die Nordalpen queren und Tirol in guter 
Verbindung mit dem übrigen Mitteleuropa erhalten, sie nehmen die Wege 
aus den Längstalzügen des Puster- und Oberinntals auf und führen ihren 
Verkehr längs der Etsch dem Tieflande zu.“ Und in den „Geogr. Grund- 
lagen der österreichisch - ungarischen Monarchie und ihrer Außenpolitik“ 
(Leipzig 1915) sagt S.-9 derselbe Verfasser: ... „der Verteilung der Querwege, 
die sich in den Nordalpen verzweigen, in den Südalpen dagegen sich nach 
wenigen großen Pforten und bevorzugten Pässen sammeln, dürfen wir es 
wohl zuschreiben, daß die Grenze des mitteleuropäischen Verkehrsgebietes 
gegenüber Italien an diesen südlichen Ausgängen liegt.“ 

5) Auf die Ausbildung eines Typus des Gebirgsbewohners gegenüber 
jenem der Ebene, hervorgerufen durch die gleichen wirtschaftlichen und 
sozialen Umstände, unter denen jener lebt, weisen hin A. Penck a. a. O. S. 338, 
O. Stolz, Geschichte der Gerichte Deutschtirols (Abhandlungen zum Histor. 
Atlas der österr. Alpenländer, Landesgerichtskarte von Deutschtirol. Im 
Archiv f. österr. Geschichte, Bd. 102 [1913]) S. 300 f., N. Krebs a.a. O. S. 266. 

©) Näheres über diese Straßen bei J. Müller, Das spätmittelalterliche 
Straßen- und Transportwesen der Schweiz und Tirols (Geogr. Zeitschrift 1905, 
S. 85 ff., 145 ff.). Ferner sind zu vergleichen: N. Krebs a. a. O. S. 282, 
294, 328 (hier auch ein Kärtchen der Verkehrslinien in den Ostalpenländern); 
P. H. Scheffel, Verkehrsgeschichte der Alpen, Bd. 2: Mittelalter (Berlin 1915); 
O. Stolz, Zur Organisation des Transportwesens in Tirol im Mittelalter 
(Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 1910); Derselbe, 
Über eine Leihbank zu Lienz im 14. Jahrhundert (Zeitschr. des Ferdinan- 
deums, 3. Folge, 53. Heft [1909); Derselbe, Das mittelalterliche Zollwesen 
Tirols bis zur Erwerbung des Landes durch die Herzöge von Österreich, 1368 
(Archiv für österr. Geschichte, Bd. 97 [1909]; O. Wanka v. Rodlow, Die 
Brennerstraße im Altertum und Mittelalter (Prager Studien auf d. Gebiete 
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ins untere Etschtal; der andere, die berühmte Strada d'Allemagna, 
bog ins Pustertal ein und gelangte über Bruneck (830 m), 
Toblach (1210 m), Landro, den Peutelsteinerpaß (1545 m), 
Cortina, Pieve di Cadore, Capo di Ponte, Serravalle und Treviso 
nach Venedig. 


3. Die politischen Anfänge 


Die Römer führte die Notwendigkeit tiefer in und über 
die Alpen, die Nordgrenze Italiens gegen die das Gebirge be- 
wohnenden Völkerschaften (Illyrier, Kelten, Etrusker) zu schützen, 
die oft genug, von der Wohlhabenheit der Ebene angelockt, 
Kaufleute und Bauern Norditaliens heimgesucht haben mögen; 
auch war nur durch die Unterwerfung des eigentlichen Rück- 
landes der Halbinsel das bisher nur lose verbundene Gallien 
fester an Italien zu knüpfen 13). Schnell vollzieht sich 15 v. Chr. — 
die südlichsten tirolischen Täler dürfte Rom schon früher unter- 
worfen haben 1t) — die Bezwingung der Alpenbewohner, als 
des Augustus Stiefsohn Drusus siegreich durch das Etschtal 
gegen Norden vordringt, die Organisation des eroberten Landes 
durch die Provinzialverwaltung zur Sicherung der militärisch 
und dem Handel wichtigen Verkehrswege schließt sich un- 
mittelbar an. Das Land etwa südlich des Parallels von Klausen 
am Eisack wird zu Italien geschlagen, das übrige bildete einen 
Teil Rätiens. Naturgemäß traf die Romanisierung den Süden 
stärker als den Norden, wenngleich schon die Verbreitung 
romanischer Namen auch im Norden (9 Mommsen Unrecht 
gibt, nach dem diese Teile „den Südländern wenig Platz und 
noch weniger Reiz zur Ansiedlung und Stidtegrúndung“ ge- 
boten hätten 16). 


13) Th. Mommsen, Römische Geschichte? (Berlin 1894), Bd. 5 $. 14; 
B. Niese, Grundrif der römischen Geschichte nebst Quellenkunde* (München 
1910) S. 292 f. 

14) A. Huber, Geschichte Österreichs (Gotha 1885), Bd. 1 S. 11. Nach 
M. Mayr, Welschtirol in seiner geschichtlichen Entwicklung (Zeitschr. des 
deutschen und österr. Alpenvereins Bd. 38 [1907]) S. 67 wurde das untere 
Etschtal bereits ungefähr 100 Jahre v. Chr. zum römischen Reiche geschlagen, 
bildete Tridentum „nach der römischen Einteilung ein Stadtgebiet, welches 
im Süden etwa bis zur heutigen Landesgrenze, im Norden bis gegen Meran 
und Klausen reichte und den Nonsberg umfaßte. Die Gegend am oberen 
Gardasee, das Ledrotal und Judikarien, gehörte schon zum Stadtgebiet von 
Brixia (Brescia), das Talgebiet der Brenta zu Feltria (Feltre)“. 

18) Vgl. O. Redlich, Über Ortsnamen der östlichen Alpenländer (Zeitschr. 
des deutschen und österr. Alpenvereins, Bd. 28 [1897]). 

18) Mommsen a. a. O., Bd. 5 S. 179. 
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Auf Rom geht also die politische Zweiteilung Tirols zu- 
rück. Sie erhielt sich (von einer kurzen Vereinigung am Aus- 
gang der Römerherrschaft und unter Karl dem Großen abgesehen) 
durch die langobardische und karolingische Zeit hindurch. Zuerst 
geboten Bayern im Norden bis gegen Bozen hinab, Langobarden 
südlich davon, im 9. Jahrhundert war das langobardische Her- 
zogtum Trient bereits Italien einverleibt. 952, in den Tagen 
Ottos I., wurde Südtirol ein Stück der den Nordosten umfassenden 
Mark Verona, und da diese ein viertel Jahrhundert vom bayri- 
schen Herzog verwaltet wurde, standen der Norden und Süden 
Tirols unter einer Herrschaft. Diese Personalunion löste sich, 
als 976 die Mark Verona dem Herzog von Kärnten über- 
geben wurde. 

Die Mark Verona wurde bei ihrer Schöpfung von Otto dem 
Großen mit Deutschland vereinigt und so ist auch Südtirol, 
das seitdem fast immer mit den Geschicken des deutschen 
Reiches und Österreichs verflochten blieb !”), noch deutlicher in 
die Interessenssphäre der deutschen Kaiserpolitik einbezogen 
worden. Wies diese nach Italien, so war der Besitz der wichtigsten 
Wege dahin eine Frage von wesentlicher Bedeutung. Derselbe 
Konrad II., der dem deutschen Streben nach Italien durch die 
Erwerbung Burgunds mit den noch fehlenden Alpenpässen 
mächtige Förderung bot, sicherte sich die Tiroler Straßen, indem 
er die Bischöfe von Trient und Brixen mit dem größten Teil 
des Landes belehnte: schon Otto I. hatte die von sich in völliger 
Abhängigkeit gehaltene Geistlichkeit zu Trägern der Reichs- 
idee gemacht. Das dem Salzburger Metropoliten unterstehende 
Brixen hatte die bischöfliche Gewalt von altersher über den 
größten Teil Nordtirols, das dem Patriarchat Aquileja unterworfene 
Trient fast über das ganze Südtirol (etwa mit den Grenzen des 
des römischen Italiens) ausgeübt!®); schon Heinrich II. hatte 
den geistlichen Rechten des Bischofs von Trient die gleich- 


11) So setzt z. B. auch der um 1274/5 in Augsburg von einem Geist- 
lichen verfaßte Schwabenspiegel die Grenze Deutschlands „eine Meile vor 
Metz und eine Meile vor Trient“ und Cangrande della Scala, der in staats- 
rechtlichen Dingen sicherlich wohlerfahrene Herr Veronas im ersten Viertel 
des 14. Jahrhunderts „bezeichnet die Grenze des Bistums Trient als die 
Grenze Deutschlands“ (H. e Voltelini, Tirol; in „Österreichische Rundschau“, 
44 Bd. [1916] S. 123). 

1 A. Luschin e Ebengreuth, Handbuch der österreichischen Reichs- 
geschichte, Bd. 1, 2. Aufl. (Bamberg 1914) S. 232. Besitzungen im heutigen 
Tirol hatten auch Salzburg im Unterinntal und Umgebung, Chur im Vintschgau 
und Freising an verschiedenen Stellen. 


> A 
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namige Grafschaft (bis auf das Val Sugana) hinzugefügt, 
Konrad II. verlieh auf der Heimfahrt von seinem ersten Römer- 
zuge 1027 ihm überdies herzogliche und markgräfliche Rechte 
in den Grafschaften Bozen und Vintschgau; dem Brixener 
Kirchenfürsten schenkte er eine Grafschaft, die sich nördlich 
der Trienter Herrschaft bis ins Inntal etwa zwischen Zirl und 
Zillermündung erstreckte und später in zwei Grafschaften im 
Eisack- und im Unterinntale zerfiel. Heinrich IV. gab 1091 
Brixen noch die Pustertaler Grafschaft dazu (zwischen der 
Mühlbacher oder Haslacher Klause im Westen und der Enge 
an der Mündung des Sextner Baches bei Innichen im Osten). 
Die Reschen -Scheideck -Etsch-Straße schützte der Herzog und 
Markgraf von Trient, den Brenner und den Pustertalweg das 
für seine Grafschaften bis 1180 Bayern zugehörige Brixen. 


4. Besiedlungsgeschichte 


Die ethnische Zusammensetzung der tirolischen Bevölkerung 
hatte seit der Römerzeit, wie begreiflich, manche Veränderung 
erfahren, obgleich eine Zweiteilung sich sehr bald nachweisen 
läßt. Die Wanderungen der germanischen Volkssplitter haben 
die romanisierte Urbevölkerungsschicht gewiß nicht stark be- 
troffen, die in Südtirol seßhaft werdenden Langobarden (Lango- 
bardengräber bei Civezzano, nordöstlich von Trient) fielen selbst 
schnell der Romanisierung anheim. Zu Beginn des 6. Jahr- 
hunderts dringen aus Osten von den Rändern der ungarischen 
Ebene her slawische Siedler, wohl kaum allzu zahlreich, in die 
großen Längstäler und deren bedeutenderen Seitenäste ein; sie 
dürften im Westen nicht weit über die Drauquellen hinaus- 
gekommen sein und haben sich nur im Iseltal (Windisch Matrei!) 
länger erhalten. Erst die um die Mitte des 6. Jahrhunderts 
von Nordwesten und Norden her einsetzende, wahrscheinlich 
ziemlich starke deutsche Kolonisation !?) legte in das bisher 
einheitliche romanische Sprachgebiet Bresche und leitete den 
Übergang in die gegenwärtigen Verhältnisse ein. Den Vintsch- 
gau ausgenommen, den auch Alemannen betreten haben werden, 
gewinnt der bayrische Stamm Tirol, zunächst das Inntal bis 
über Innsbruck hinaus, dann schiebt er sich sehr bald über die 
günstige Verkehrslinie des Brenners vor und erreicht wenig später 


19) Fr. v.Krones, Österr. Geschichte (Sammlung Góschen, 104 [Leipzig 
1910]) Bd. 1 (2. Aufl. von K. Uhlirz) S. 13. Nach Krebs a. a. O. S. 165 
erscheinen die Alemannen und Bajuvaren erst wenig vor dem 7. Jahrhundert. 
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knappen, Palai, Florutz, Gereuth und Eichleith haben ihr 
Deutschtum bis heute erhalten); Sprachinseln bilden sich schließ- 
lich auch in jenen südlichen Städten der Hauptverkehrsstraße, 
in denen sich Deutsche, dem Strome der Römerzüge folgend, 
dauernd niedergelassen hatten: die Stadtbevölkerung Trients 
gilt im 15. Jahrhundert zu einem Drittel als deutsch. Diese 
deutschen Vorposten sucht seit dem 16. Jahrhundert der welsche 
Süden zu verdrängen, dessen romanische Bevölkerung seit 
dem 14. Jahrhundert italienische Sprache angenommen und 
um diese Zeit gegenüber dem Deutschtum das Übergewicht 
erlangt hat. Einwanderer in nicht geringer Zahl aus den ober- 
italischen Städten haben mit dem ausgehenden Mittelalter diese 
Bewegung geschaffen. Nur in den weniger zugänglichen Tälern 
des Enneberger, Grödner und Fassatales erhielten sich die 
Rätoromanen (Ladiner)*8) und zählen noch heute rund 15000 
Köpfe; die Ladiner westlich der Etsch (Sulzberg, Nonsberg) 
haben sich erst in jüngster Zeit italienisiert. Die Furcht vor 
dem Luthertum lassen Trient, dessen Bischöfe nicht mehr wie 
früher meist Deutsche sind, das Deutschtum verdrängen und 
die Italienisierung fördern. Der künstlerische Einfluß Italiens 
tritt hinzu und bewirkt, daß die Sympathien auch der in Inns- 
bruck residierenden habsburgischen Linie dem Italienertum 
gelten, der Hof „zeitweise selber fast zum italienischen‘‘ wurde 21). 
Glückliche Vorstöße führten vor zwei Jahrhunderten die ita- 
lienische Sprache vorübergehend bis über Bozen hinaus. Früh 
sind aber, dies wird unsere Skizze ergeben haben, die Haupt- 
züge im Nationalitätenbilde Tirols gezeichnet, mit denen ver- 
glichen die seitherigen Verschiebungen gering erscheinen 291. 
Daß dem Deutschtum so schnell die größere Fläche zufiel, hat 
nicht zuletzt darin seinen Grund, daß die vom Norden her im 
allgemeinen leichter übersteigbaren Pässe aus dieser Richtung 
immer neue deutsche Siedler herbeizogen und sie im ganzen 


23) Das Ladinische steht dem Katalanischen und Provenzalischen näher 
als dem Italienischen. 

2) Voltelini a. a. O. S. 197. 

25) „Zwischen Meran und Salurn liegt ein Mischgebiet, in dem die ita- 
lienischen Minoritáten bald wachsen, bald zurúckgehen, je nach dem Grund- 
besitz. Zerstückelung des Bodens fördert stets die Ansiedlung welscher 
Kolonen, die zu verdrängen durch Rück- und Aufkauf der Güter immer 
wieder versucht wird“ (Krebs a. a. O. S. 318). Die Erinnerung daran, daß 
einst noch unterhalb von Salurn Deutsche in Tedescolombardo, Deutsch-Metz, 
wohnten, „sollte verblassen und das Dorf erhielt deswegen vor wenigen Jahren 
den Namen Kronmetz, Mezzocorona“ (Penck, Alpengrenze S. 343). 
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reich begüterten Andechser Grafen. Da aber im Inntale noch 
andere der bayrischen Hochebene angehörenden Geschlechter 
Besitz hatten, schien die damalige Konstellation auch noch die 
Wirkung haben zu können, daß nördlich des zentralen Haupt- 
kammes ein mit dem Vorlande verwachsendes Territorium, 
südlich desselben ein zweites im Gebirge sich herausbilde 29). 
Doch schon am Ende des 12. Jahrhunderts scheiden die 
Grafen von Eppan im Mitbewerb aus, um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts auch das 1248 im Mannesstamme erlöschende Haus 
der Andechser: Albert von Tirol trug damals von Trient die 
Grafschaften Bozen und Vintschgau, von Brixen die Graf- 
schaften im Unterinn-, Eisack- und Pustertal zu Lehen. In 
Trient schaltete damals ein kaiserlicher Statthalter; Kaiser 
Friedrich II., der den Gotthardpaß unter seinen Einfluß bringen 
wollte, indem er die Schweizer 1240 zu reichsfreien Leuten 
machte, entzog 1236 dem Bischof die Verwaltung des Stifts- 
gebietes und übertrug sie einem Podestá, der dem Generalvikar 
der Mark Treviso unterstand; so sicherte er sich das Etschtal 
für seine oberitalienischen Kämpfe. Doch mit des Kaisers 
Tode (1250) sanken seine Pläne ins Grab. Graf Albert zog 
aber auch aus dem Streit um das Bistum Gewinn und als 
er 1253 starb, ging in kurzer Zeit (1263), was er erworben, 
um den Besitz der Eppaner vergrößert, auf die beiden Söhne 
seines Schwiegersohnes Meinhard von Görz und sehr bald (1271) 
— bis auf das Pustertal — °) bloß auf den gleichnamigen älteren 
über, als Graf von Tirol Meinhard II. genannt (1258—1295). 
Der verstand es klug, fast den ganzen Besitz Trients an sich 
zu bringen*!), die Bevölkerung an die weltliche Herrschaft zu 
gewöhnen, seine nordtirolischen Besitzungen beträchtlich zu 
vermehren und ihre Verknüpfung mit denen im Süden her- 
beizuführen, dabei die Verbindung mit der nördlichen Ebene 


*) Die Nachweise bei O. Stolz, Geschichte der Gerichte S. 299. 

* In dem Teilungsvertrage von 1271 wird, zum erstenmal in einer 
öffentlichen Urkunde, vom „Comitatus et Dominium Tyrolis“ gesprochen. 

2) In den Kämpfen, die der Bischof auch gegen die Bewohner der 
Stadt Trient zu führen hatte, erwarb Meinhard, die schwierige Lage des 
Kirchenfürsten klug ausnutzend, das Schloß Fondo im Nonsberg und Pergine 
im Val Sugana; 1284 mußte ihm der Bischof gegen eine jährliche Rente 
sogar auf 4 Jahre die ganze Verwaltung überlassen (Huber, Österr. Ge- 
schichte I S. 512 f.). Als Meinhards Söhne mit dem Bischof Frieden schlossen, 
„blieben die Grenzen Tirols bis zur Mündung des Noce und Avisio vorge- 
schoben und Tirol hatte in Fleims und im Nonsberg festen Fuß gefaßt“ 
(Voltelini, Tirol S. 123). 

13* 
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fürsten in den weltlichen Besitz und der Nutznießung der 
Einkünfte des Bistums während einer Erledigung desselben, 
benutzt hatten, ihre Macht gegenüber den Bischöfen zu stützen ®*), 
kam es 1363 und 1365 mit dem Bischof von Trient zu Verträgen, 
die das Bistum ganz in die Gewalt des Herzogs brachte. Der 
Bischof von Trient war (seitdem) nicht viel mehr als ein Statt- 
halter des Grafen von Tirol. Wenn auch seine persönliche 
Reichsfürstenwürde nicht angetastet wurde, so war Trient von 
da ab doch mehr ein Teil Tirols als ein selbständiges Fürsten- 
tum35). Mit der krainisch-istrischen Linie des Görzer Hauses 
wurde gleichzeitig eine Erbeinigung geschlossen. 


6. Grenzbildung*) 


H. Wagner betont 87), daß auch natürliche Grenzen (Höhen- 
züge, Küstenlinien, Sumpfländereien, Waldgürtel) erst durch 
besondere Eigenschaften gute natürliche Grenzen, d. h. wirk- 
same Schranken des Verkehrs werden; Höhe und Steilheit der 
Gehänge, geringe Ausschartung der Kammlinien, Mangel an 
Pässen kommen da für Gebirge in Betracht. In ähnlichem 
Sinne unterscheidet A. Penck Naturgrenzen von natürlichen, 
d. h. durch Naturbeobachtung ohne Vermarkung auffindbaren 
Grenzlinien®®); Wasserscheiden sind nicht ohne weiteres gute 
Staatsgrenzen $2), selbst in Tirol nicht, wo es sich in der Regel 


24) Voltelini, Tirol S. 123 f. 

25) Mayr a. a. 0. S. 76, der dann fortfährt: „Tirol beherrschte jetzt 
noch mehr als in früheren Jahrhunderten den Zugang des Deutschen Reiches 
nach Italien, seit die Schweiz sich vom Reiche mehr und mehr loslöste 
und Venedig den östlichen Weg durch die Friauler Pässe versperrte. Nur 
Tirol vermochte in noch späterer Zeit die französischen Eroberungsversuche 
in Italien zu verhindern und zu verhüten, daß Deutschland auch im Süden 
von Frankreich eingeschlossen wurde. Österreichs Macht in Italien und sein 
Widerstand gegen Frankreich haben nicht in letzter Linie dessen Großmacht- 
stellung begründet und erhalten. Ein wichtiges Mittel hierzu war Tirol.“ 

2) Über die Grenzbildung im einzelnen ist die wertvolle Arbeit von 
O. Stolz, Geschichte d. Gerichte, zu vergleichen. 

22) H. Wagner, Lehrbuch der Geographie, Bd. I” S. 828, 

Di A. Penck, Alpengrenze S. 332 ff. 

29 Darüber auch R. Sieger, Die sogen. „Naturgrenzen“ S. 284 ff. 
„Worauf es ankommt, ist, daß das Gebirge sich dem Querverkehr als ein- 
heitliches Hindernis entgegenstellt und daß seine innere Gliederung nicht 
reich, seine Formen nicht breit und sanft genug sind, um eine Zusammen- 
fassung seiner einzelnen natürlichen Gaue und Talschaften zu größeren selb- 
ständigen geographischen Landschaften zu erlauben und somit die Grundlagen 
eines ansehnlichen Längsverkehres innerhalb des Gebirges zu bieten‘ (S. 284). 


Kende, Tirol. Geographische u. geschichtliche Grundzüge u. Probleme. 199 


die Grenzbedeutung des wasserscheidenden Hauptkammes ent- 
wertenden Pässe hinweg. 

Seitdem die Habsburger Tirol erwarben, erfuhr der Umfang 
des Landes nur wenige dauernde Veränderungen, die wichtigsten 
in der Zeit Maximilians I. 1373 wird das Tal von Primör 
(Primiero) von Franz von Carrara den Habsburgern gegeben 
und 1386 dauernd mit Tirol verbunden. 1431 tritt Venedig 
die Herrschaften Borgo, Castelalt und Ivano (mit Grigno und 
Tesino), d. h. das Suganertal von Levico abwärts bis Primolano 
an die Habsburger ab. Unter Maximilian I. fiel dann mit dem 
Erlöschen des kärntnerisch - friaulischen Zweiges der Görzer 
Grafen das Pustertal an Tirol zurück, die Beteiligung an einem 
gleichzeitigen bayrischen Erbfolgestreite brachte dem Kaiser 
1505 Kufstein und den bayrischen Teil des Zillertales ein #). 
Tirol zog territorial auch aus dem (im übrigen erfolglosen) 
venetianischen Kriege des Kaisers Gewinn; 1509 kamen das 
militärisch für die Grenzverteidigung wichtige Lagertal (Rove- 
reto und die sogen. vier Vikariate Ala, Mori, Brentonico und 
Avio), Riva am Nordrande des Gardasees 4°), die Festung Peutel- 
stein und das Ampezzanertal bis Cortina an das Land. Seit 
jener Zeit war etwa ein Drittel des heutigen Welschtirols mit 
Tirol vereinigt, zwei Drittel gehörten dem Bistum; von ihm 
direkt oder durch Gerichtsherren verwaltet‘). Nicht lange 
vorher war das Land zu seinem heutigen Namen einer ,,Ge- 
fürsteten Grafschaft‘‘ gekommen; er war entstanden, als die 
Anschauung der Zeit an Stelle des Lehensverhältnisses der ein- 
zelnen Grafschaften zu den Bistümern in Tirol ein Reichslehen 
zu sehen sich gewöhnte. 


7. Staatliche Geschichte Tirols seit 1363 


A. Grond hat in der Tatsache, daß Tirol von seiner 
Erwerbung durch die Habsburger an bis zum Jahre 1665 zu- 


4) Doch hatte im Zillertal bis 1810 noch Salzburg Besitzungen (Zell, 
Fügen), dem auch bis zum gleichen Jahre Windisch-Matrei gehörte. 

45) Das Lagertal und Riva waren eigentlich erst im 14. Jahrhundert 
(unter Herzog Friedrich IV. „mit der leeren Tasche“) größtenteils an Venedig 
verloren gegangen; die Herren von Castelbarco, die fast das ganze Lagertal, 
jene von Arco, die ausgedehnten Besitz im unteren Sarcatal hatten, aner- 
kannten die Habsburger als Lehensherren. Doch gab Karl V. 1521 Riva an 
Trient, 1532 wurden die vier Vikariate halb Tirol, halb Trient unterstellt. 

t) M. Mayr bringt a. a. O. S. 85 ff. eine genaue Zusammenstellung aller 
mittelbaren oder unmittelbaren tirolischen bzw. trientischen Gebiete. 

18) a. a. O. S. 83. 
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teile . . . gleichberechtigte und gleichverpflichtete Mitglieder der 
ständischen Vertretung‘ 52%; und die militärisch höchst wichtige 
Festung Tirol hatte ihre gesamte Bevölkerung als Besatzung 
erhalten. M. Mayr hat die Hauptphasen in den Bestrebungen 
der Landesfürsten, nachdem Tirol habsburgisch geworden war, 
Trient dem Landesverband einzugliedern, bis zu ihrem Gelingen 
einleuchtend dargetan 58); die völlige Einverleibung durch den 
Reichsdeputationshauptschluß bestätigte und beendete nur die 
bisherige Entwicklung, machte die seit langem bestehende tat- 
sächliche Unterordnung Trients zu einer rechtlichen. 

Wir wenden uns nun den wichtigeren Fällen zu, in denen 
Tirol in die Ziele weitausschauender Erwerbungen eingespannt 
wurde. Ein erstesmal geschah dies zu Beginn des spanischen 
Erbfolgekrieges, als Max Emanuel von Bayern, der Verbündete 
Ludwigs XIV., 1703 die günstige Gelegenheit einer Besitzer- 
greifung nützend, mit etwa 11500 Mann (darunter 2500 Fran- 
zosen) von Norden her in das Inntal vorstieß, während ihm fran- 
zösische Truppen unter Vendöme von Süden her entgegenziehen 
sollten. Der tirolische Landtag zu keiner größeren Geldhilfe 
entschlossen, in Wien wie so häufig Finanznot, — dies schien 
das Unternehmen des bayrischen Kurfürsten gut zu unterstützen; 
von der ziemlich mühelosen Eroberung Kufsteins bis zum Ein- 
marsch in Innsbruck (2. Juli) vergingen gerade zwei Wochen. 
Schon rückten General Nouvion den Inn aufwärts, die Bayern 
gegen den Brenner vor, als sich begab, „was als fast natur- 
gemäßer Ausgang aller Feldzüge in Tirol erscheinen muß‘, der 
Tiroler Bauer erhob sich: „denn nicht vergebens war hier, auf 
Urboden gleichsam, mit alter Bauernfreiheit auch alter Bauern- 
sinn erhalten geblieben; das Landgeschrei war noch kein leeres 
Wort und der Landsturm kein organisationsloses Altertum“ 54). 
Das Volk unter dem Pfleger von Landeck, Martin Sterzinger, 
zwang die Bayern und Franzosen, sich über die Scharnitz zu 
retten, und Tirol konnte bereits vom Feinde gesäubert gelten, 
als Vendöme im August seine ersten Erfolge bei Arco errang. 
Auch in Südtirol vereitelte die Volkserhebung weitere Unter- 
nehmungen; die Beschießung Trients blieb ergebnislos. Da 
nach dem Scheitern des französischen Angriffsplanes im Norden 
an eine Vereinigung beider Heeresgruppen ohnedies nicht zu 
denken war, trat Vendöme unter furchtbaren Verwüstungen 
den Rückzug an. 


5% M. Mayr a. a. O. S. 90. 5°) Ebenda S. 77 ff. 
5) K. Lamprecht, Deutsche Geschichte VII S. 569. 
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ausgeschlossen, an dieser Stelle auch nur die wichtigsten Er- 
eignisse des Jahres 1809, in dem der Tiroler Aufstand hell 
auflodert, darzulegen 5%); es genüge darauf hinzuweisen, daß 
Tirol nach dreimaliger Befreiung des Landes durch seine Be- 
völkerung bei der vierten Erhebung, die bereits nach dem 
Abschlusse des Wiener Friedens erfolgte, mißglückte; man war 
der Übermacht erlegen. Streng schalteten die Bayern im Lande; 
gegen ihren Willen aber geschah, daß die Einheit des Landes 
aufgehoben wurde, Tirol durch den Machtspruch Napoleons 
1810 in drei Teile zerrissen wurde”). Der Norden blieb bayrisch, 
der Süden aber mit Bozen und Klausen (dem Departement Alto 
Adige, Oberetsch) fiel dem Königreich Italien zu, das Pustertal 
den eben erstandenen „Illyrischen Provinzen‘ 58). Eine böse 
Zeit kam über den Süden; hohe Auflagen, Vernachlässigung 
der Wirschaft des Landes verstimmten auch jene, deren Hoff- 
nung schon lange über die österreichische Grenze geblickt hatte. 
1811 wurde noch eine Grenzberichtigung vorgenommen, indem 
das oberste Rienztal bis nach Toblach hin dem Königreich 
Italien einverleibt wurde, das sich so zwischen Bayern und den 
IMyrischen Provinzen einschob. Die Befreiungskriege wählten 
auch Tirol zum Kriegsschauplatz; sie brachten im Wiener 
Kongreß 1815 das wieder vereinigte Land an Österreich zurück. 

Nicht imer waren die südlichen Zugänge nach Tirol in 
fremden Händen. Das aus der Erbschaft nach den spanischen 
Habsburgern 1714 von den österreichischen Fürsten gewonnene 
Mailänder Herzogtum erstreckte sich gegen Osten freilich nicht 
bis an die Südgrenzen Tirols. Dagegen umlagerten die vom 
Wiener Kongreß geschaffene und an Österreich gegebene Lom- 
bardei und das bereits 1712 vorübergehend von Österreich er- 
worbene und ihm jetzt wieder zugeteilte Venetien das Land 
im Südwesten, Süden und Südosten in breitem Gürtel. Doch 
nahmen nach knapp halbhundertjährigem Besitze die italieni- 
schen Einheitskämpfe dem Kaiserstaat bereits 1859 die Lom- 
bardei, 1866 Venetien. Darüber hinaus sandte das erstarkte, 
national geeinte und bewußte Königreich begehrlich seine Blicke 
auf den althabsburgischen Besitz in Südtirol. 

5) Die hauptsächlichste neuere Literatur ist: J. Hirn, Tirols Er- 
hebung 1809 (2. Aufl., Innsbruck 1909) und H. v. Voltelini, Forschungen 
und Beiträge zur Geschichte des Tiroler Aufstandes 1809 (Gotha 1909). 

#7) Das Grenzregulierungsprotokoll ist im Anhang des eben genannten 
Werkes von Voltelini abgedruckt. 


Di Über die bayrische Herrschaft der folgenden Jahre s. Fr. v. Krones, 
Tirol 1812—1816 und Erzherzog Johann von Österreich (Innsbruck 1890). 
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8. Die Irredenta und die italienischen Ansprüche 
auf Südtirol") 


Italia irredenta, das unerlöste Italien 6°): das könnte wohl 
alle Italiener außerhalb des Königreiches einschließen, gemeint 
ist aber nur, ein Erbstück alten Hasses gegen die Donaumonarchie, 
die Befreiung der angeblich unter dem österreichischen Joche 
schmachtenden Italiener in Südtirol, Triest und Istrien. Und 
mit der Erlösung der Brüder in den südlichen Alpen und an 
der Nordostküste der Adria muß Hand in Hand die Umwand- 
lung der Adria in ein rein italienisches Meer gehen. 

Dante ist wohl der Vater des italienisch-nationalen Irreden- 
tismus; für ihn lagen die Grenzen seines Landes in den Nord- 
tiroler Alpen und am Quarnero. Der Gegensatz von Welsch- 
tirolern und Deutschen läßt sich zur Zeit Maria Theresias nach- 
weisen; die von ihr in Rovereto geschaffene Accademia degli 
Agiati züchtet irredentistische Aspirationen®!). Zu Beginn des 
19. Jahrhunderts hat sich dann die besonders von den gebildeten 
Kreisen getragene Irredenta für ihre Ansprüche auf Südtirol, 
bei denen sie allerdings nicht stehen geblieben ist, das Schlag- 
wort vom „Trentino“ geschaffen ®2): bestenfalls ein geographischer, 


5%) Vgl. R.v.Pfaundler, Österreichisch-italienische Grenzfragen (Peter- 
manns Mitteilungen 1915); mit Karte (1 : 500000): „Die italienischen Grenz- 
ansprüche in den österreichischen Alpenländern auf ethnographischer Grund- 
lage.‘ — Österr.-ungarisches Rotbuch. Diplomatische Aktenstücke betreffend 
die Beziehungen Österreich-Ungarns zu Italien in der Zeit vom 20. Juli 1914 
bis 23. Mai 1915 (Wien 1915). Das italienische Grünbuch. Diplomatische 
Dokumente vorgelegt dem italienischen Parlament vom Minister des Aus- 
wärtigen in der Sitzung vom 20. Mai 1915. 2 Hefte (Berlin 1915). 

Di Vgl. Th. Fischer, Die Bilanz des italienischen Irredentismus (Zeitschr. 
f. Politik, Bd. 3 [1909] S. 30—55). Einen guten Überblick über die Geschichte 
des Irredentismus seit 1866 jetzt bei Th. v. Sosnosky, Irredenta-Politik 
(Der deutsche Krieg, Polit. Flugschriften, herausg. von E. Jäckh, Heft 55), 
Stuttgart 1915. Interessant auch die Sammlung seiner in den letzten Jahren 
in der „Österr. Rundschau“ erschienenen Aufsätze über Italien, die sich durch 
richtige Beurteilung der italien. Politik auszeichnen: L. v. Chlumecky, 
Die Agonie des Dreibundes (Wien 1915). 

€1) M. Mayr findet (in einem in der Wiener „Urania“ gehaltenen Vor- 
trage) den ersten dokumentarischen Nachweis einer irredentistischen Bewegung 
in einem in den Akten der Innsbrucker Landesregierung von 1751 aufbewahrten 
Vorfall. In Bologna hatten sich damals die italienisch sprechenden Studenten 
aus dem Fürstbistum Trient und aus Rovereto, also aus Gebieten, die zum 
Deutschen Reich gehörten, von der deutschen Nation losgesagt und in die 
Vereinigung der Italiener einschreiben lassen. 

TI Das Wort „Trentino“ taucht zum erstenmal 1810 auf. Das Programm 
des revolutionären Irredentismus entwickelte als erster Mazzini 1866. 
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niemals ein historischer Begriff. Denn „geographisch läßt sich 
das Trentino fassen als das Gebiet der Tallandschaften, die 
gegen Trient zusammenstrahlen, nämlich des Sulzberges und 
des Nonsberges längs des Nosbaches, des Fleims- und Zimmer- 
tales am Nevisbache, ferner des unteren und oberen Sarcatales 
und obersten Chiesatales, die über den Sattel von Terlago, und 
des Suganertales, das über die Talwasserscheide von Persea 
erreicht werden kann“*®). Historisch aber versucht man mit 
Unrecht, das Trentino auf das ehemalige Bistum Trient zu 
gründen: denn man wünscht Gebiete, die niemals zur weltlichen 
Herrschaft Trients gehörten, wie die heute italienischen Gerichts- 
bezirke Primör, Strigno und Borgo**), man schließt, sofern man 





Tirol und Vorarlberg. 


Suennen mee eeee (Hrenzen der politischen Bezirke. 

mem  Anerbieten Österreichs am 1. April 1915. 

on Forderungen Italiens am 11. April 1916. 

= Erweitertes Anerbieten Österreichs am 16. April und 15. Mai 1915, 


daran festhält, sich nur das italienische Sprachtum einverleiben 
zu wollen, Gebiete aus, die Trient, das sich über den größten 
Teil des deutschen Südtirols erstreckte, einst umfaßte. Überdies 
ist aber nicht einmäl die Bevölkerung des Trentinos völlig ein- 


*% Penck, Alpengrenze 9. 344. DO M. Mayr a. a. O. S. 66. 
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gefallen £8). Weit über das österreichische Angebot vom 1. April 
hinaus gingen die italienischen Ansprüche. Am 11. April über- 
reichte der italienische Botschafter in Wien dem Minister des 
Äußeren ein Memorandum, dessen erster Artikel folgenden 
Wortlaut hat: „Österreich- -Ungarn tritt an Italien das Trentino 
ab mit den dem Regno Italico im Jahre 1811 (das heißt nach 
dem Pariser Vertrage vom 28. Februar 1810) zugesprochenen 
Grenzen. Die neue Grenze verläßt die gegenwärtige bei der 


Tabelle 1: 






















Ital.- 

e Deutsche | edit. 
km Umgangssprache 
in %, 1910 


Politische 
Bezirke 


Politische 


Bezirke Umgangssprache 









Borgo. . .| 738 | 3,61 | 95,97 || Ampezzo. .] 870 | 6,84 | 92,45 





Riva . . .] 353 | 5,84 93,39 Bozen, Stadt 34 | 93,77 5,84 

Rovereto, Bozen, Land | 1707 | 89,58 | 10,31 
Stadt . . 8 | 7,79 91,39 Cavalese . .| 765 7,26 | 91,68 

Rovereto, Cles . . .| 1116 | 3,95 | 95,97 
Land . .|I 719 | 0,53 | 99,38 || Mezzolom- 

Tione. . .| 1227 | 0,73 98,68 bardo . .| 267 1,42 | 98,48 

Trient, Stadt] 18 | 9,94 | 85,19 || Primiero. .| 406 | 2,24 | 97,59 

Trient, Land| 689 | 2,60 | 97,19 

Trentino . .| 3762 | 8,16 | 96,93 || Alto Adige .| 4665 | 44,06 | 55,87 

Tabelle 2: 
















Italien.- 
DESEN Gesamtfläche| Gesamt- m. | ladinische 
km? bevólkerung Umgangssprache 





in absoluten Zahlen (1910) 











Tirol . .... 26 683 946613 525115 385 700 
Trentino . . . . 3752 256312 8 102 244 104 
Alto Adige . . . 4665 205867 90711 114 607 


Zufallspitze 6°), folgt eine Strecke lang dem Höhenzuge zwischen 
dem Vintschgau und dem Nocetale, senkt sich sodann bei 


es) Durch dieses Angebot wäre das ganze Chiese- und Sarcatal, über 
den niedrigen Paß von Cadine (490 m) gegen Trient, über die noch niedrigere 
Paßhöhe bei der Kapelle San Giovanni (280 m) gegen Rovereto geöffnet, an 
das Königreich gekommen, ebenso das über die breite Talwasserscheide von 
Persen (480 m) von Trient leicht erreichbare Val Sugana und das unterste 
Avisio-, das Zimmertal; dieses bis dahin, wo eine über 20 km lange Enge es 
wirksam gegen den Mittellauf des Avisio, das Fleimsertal, abgrenzt. 
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Ladiner des Grödner und Enneberger Tales. Der Monarchie 
war die Annahme des italienischen Vorschlages unmöglich; er 
sollte Italien die ,natúrlichen“ Grenzen, wie sie sich ihm vor- 
stellten, geben und hätte damit den Brenner in einen Abstand 
von bloß 65 km Bahnlinie zur italienischen Grenze bei Klausen 
gerückt 12). Österreich-Ungarn erwiderte daher am 16. April mit 
einem (weiter unten noch näher angeführten) Gegenvorschlage, 
der den Verzicht auf fast das ganze von Trient ausstrahlende 
und beherrschte Straßen- und Talnetz aussprach, dagegen den 
politischen Bezirk Ampezzo und einen Teil der Bezirke Cles 
und Cavalese ausschlof 72): nicht um „einige Gegenden italie- 
nischer Zunge behalten zu wollen“, was schon für die 
Täler von Fassa (Bezirk Cavalese) und Ampezzo nicht stimme, 
da deren Bevölkerung ladinisch wäre und „mit allen Fasern 
ihrer Seele mit Österreich-Ungarn vereint zu bleiben wünscht 
und vom Gesichtspunkte aller ihrer Interessen ausschließlich 
nach dem Norden gravitiert‘‘, das heißt, „deren ganze Existenz 
sich mit jener des benachbarten Pustertales verschmilzt‘‘74). 
Für die Nicht-Herausgabe des östlichen Teiles des Nocetales 
(Bezirk Cles) aber sprächen zwingende strategische Gründe, da 
ohne ihn ‚die die Bozener Gegend beherrschenden Höhen un- 
genügend gesichert blieben''75). Besonders warm ist an dem 

' Auch wäre mit dem zu 91°/, deutschen Bozen, dem wichtigsten, 
alten Handelsmittelpunkte Tirols, der Schlüssel zum ganzen Lande südlich 
von Brenner und Reschen-Scheideck an Italien gekommen; denn hier gabelt 


sich die Straße aus dem unteren Etechtal gegen den Vintschgau, den Brenner 
und das Pustertal hin. 

1'3) Rotbuch Nr. 144 S. 138. Grünbuch Nr. 71, Heft 2 S. 40. 

"4 Auch v. Pfaundler hebt die historische und Verkehrs-Zugehörigkeit 
des politischen Bezirkes Ampezzo zu Deutschtirol hervor, erwähnt aber, daß 
er „nach seiner sprachlichen Eigenart eher zu Italienisch-Tirol zu rechnen 
ist“ (a. a. O. S. 218). 

"5) Der österreichisch-ungarische Minister des Äußeren im Rotbuch 
Nr. 158 $. 151. Vgl. die analogen Ansichten Pencks, Alpengrenze S. 867; 
er betont, daß sich aus einem Grenzverlaufe, wie ihn Italien wünschte, un- 
haltbare Zustände für den Talkessel von Bozen ergeben hätten. Das Grün- 
buch fügt der Wiedergabe der Bemerkungen des österreichisch-ungarischen 
Ministers des Äußern folgende von diesem als Zusatz gemachten Worte hinzu 
(Nr. 75 vom 29. April, Heft 2 8.48): „Bei der Unterstellung, daß in betreff 
der einen oder der anderen der erwähnten Lokalitäten seinen Gesichtspunkten 
unsererseits mehr oder minder entsprechende Argumente entgegengesetzt 
würden, dürfe man nicht aus den Augen verlieren, daß es sich für Österreich- 
Ungarn um die freundschaftliche Abtretung eines Teiles seiner Jahrhunderte 
alten Besitzungen handle, und daß nach der Lage der Dinge die Argumente 
dessen, der im vorliegenden Falle sichere Grenzen aufgebe, vor den Argu- 
menten des Erwerbers den Vorrang haben müßten.“ 

Zeitschrift für Politik. 9. 14 
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der Etsch, über die Cima di Rocca, das Grimmjoch bis zum 
Latemar gehen. Vom Col Carnon zum Avisio sich senkend, 
würde sie diesen Fluß zwischen den Gemeinden Moena und 
Forno schneiden und dann zur Wasserscheide steigen zwischen 
dem Tale San Pellegrino im Norden und dem des Travignolo 
im Süden bis zur jetzigen Reichsgrenze, welche sie östlich der 
Cima di bocche erreichen würde“ 78). Unser Kärtchen zeigt 
übersichtlich, ohne auf Einzelheiten eingehen zu können, den 
Verlauf der beiden österreichischerseits zugestandenen neuen 
Grenzen und das Ausmaß der italienischen Forderungen. Nicht 
erkennen läßt sich natürlich bei der Kleinheit des Maßstabes, 
daß der von Österreich vorgeschlagene Grenzverlauf weit mehr 
auf die natürlichen Bedingungen Rücksicht nimmt als der 
italienische. Wo immer möglich, werden Täler nicht gequert, 
wasserscheidende siedlungsleere Berggipfel und hohe Übergänge 
bevorzugt, wurde die Südgrenze an der Etsch in ihrer historischen 
Ausprägung gewählt. Der italienische Vorschlag aber unter- 
bindet allen direkten Verkehr zwischen Brixen und Meran und 
schaltet das obere Sarntal vom Verkehre fast völlig aus. 

Wir sind am Ende unserer Ausführungen angelangt und 
können sagen, daß die Monarchie, um die Erweiterung des 
Kriegsschauplatzes zu verhindern, alles getan hat, was nur 
möglich schien; haben wir in unserem Zusammenhange doch 
nur einen Teil der territorialen Zugeständnisse kennen gelernt, 
die zu machen sie sich, wenn auch schweren Herzens, entschlossen 
hatte. Sie war bereit, dem nationalen Prinzipe ein nicht un- 
bedeutendes Opfer an ihrem Reichsumfange zu bringen und 
sie konnte es in diesem Falle tun, da für die Monarchie der 
Besitz des südlichen Tirols keine unbedingte Notwendigkeit 
bedeutet. Liefert dieses dem mitteleuropiischen Markte EE 
reichs auch einige Erzeugnisse seiner pflanzlichen Mittelmeer- 
kulturen (Maulbeerblätter, Kastanien, Nüsse, Wein und etwas 
Olivenöl), so muß der Anfall an das Königreich Italien Südtirol 
selbst durch Eingliederung in das gleiche Wirtschaftsgebiet den 
meisten Schaden bringen. Nun da Italien den Krieg wählte, 
der, wie wir alle erhoffen, den Sieg an die österreichischen 
Fahnen heftet, wird umgekehrt Österreich, wenn es schon auf 
die Erwerbung größerer Teile italienischen Landes verzichtet, 
doch mindestens zahlreiche kleinere Grenzverbesserungen zu 
fordern haben. 
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Die Finanzlage Frankreichs vor dem Krieg‘) 
Von M. Ritzenthaler 


Wenn in einer wissenschaftlichen Zeitschrift für politische 
Forschung die Finanzlage Frankreichs vor dem Kriege geschildert 
werden soll, so liegen hierfür triftige Gründe vor. Schon seit 
Jahrzehnten ist die innigste Verquickung von Finanz- mit Innen- 
und Außenpolitik das Kennzeichen der dritten französischen 
Republik, und die Erklärung, wieso es in Frankreich so leicht 
und so unvermittelt zum Kriege kommen konnte, ist ohne eine 
eingehendere Betrachtung der Finanzlage dieses Staates nicht 
möglich. An dieser Stelle ist es wohl kaum notwendig, auf die 
Tatsache hinzuweisen, daß das „demokratische“ Frankreich bis 
kurz vor dem Kriege von einer finanziellen Oligarchie beherrscht 
wurde, die dieses Land mittels Parlament und Presse etwa ebenso 
verwaltete, wie dies der Pächter mit seinem auf Zeit übernommenen 
Gute tut. Den Höhepunkt erreichte diese Herrschaft einer etwas 
jüdisch-protestantisch-freimaurerischen Oligarchie nach der 
glücklichen Beendigung der Dreifus-Affäre, die man als den 
Versuch des klerikalen Frankreich betrachten kann, Hand auf 
die französische Finanzmacht zu legen und damit Herr im 
Rentnervolk zu werden; der für alle sichtbare Ausdruck dieser 
damals im Zenith stehenden Herrschaft war das Ministerium 
Waldeck-Rousseau. Nun liegt die Tatsache vor, daß auch diese 
finanzielle Oligarchie, wenn auch in negativer Weise, eher fried- 
liebend war, weil man eben, von den recht rentabeln Kolonial- 
kriegen abgesehen, im Frieden bessere Geschäfte macht, als 
mit dem Kriege. Eine Beleuchtung der Finanzlage Frankreichs 
vor dem Kriege wird uns die Antwort auf die Frage geben, 
warum es diese Oligarchie dennoch zum Kriege kommen ließ. 


1) Vgl. hierzu Bd. VIO S. 139 der Zeitschrift (Richard Schmidt, Die 
innere Lage Frankreichs) und S. 176 (Lagardelle, Die Krisis der herrschenden 
Partei in Frankreich). 
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Da es sich bei der Erörterung dieses Themas sehr oft um 
völkerpsychologische Faktoren handelt, seien da und dort schein- 
bare Seitensprünge auf das Gebiet der französischen Psyche 
gestattet; man wird sehen, daß wir ohne eine Berücksichtigung 
dieser Elemente nicht auskommen können. Und schließlich 
haben wir ja auch alle Ursache, unsern westlichen Nachbarn 
etwas besser kennen zu lernen. 


I. 

Einleitend sei zunächst kurz von der finanzwirtschaftlichen 
Struktur Frankreichs gesprochen. Da haben wir als Spitze die 
Bank von Frankreich, eine Zentralnotenbank, die vom ersten 
Napoleon geschaffen wurde und die in ihrer imposanten und 
geschlossenen Macht heute noch das Kennzeichen ihres Schöpfers 
an sich trägt. Geleitet wird dies Institut von etwa zwanzig 
Männern, daruntcr drei von der Regierung bestimmten Gouver- 
neuren. Der Ruf der Bank von Frankreich war und ist der 
beste (wie es sich hiermit in der nahen Zukunft verhalten wird, 
sei dahingestellt). Ebenso, wie die nachfolgend genannten 
Institute, verfügt die Bank von Frankreich über mehrere hundert 
Zweiganstalten; dem französischen Staat hat dieses Institut 
schon große Dienste geleistet, auf ihm beruht zum großen Teil 
die Finanzierung des ersten Jahres des gegenwärtigen Krieges. 
Daß die Bank von Frankreich auch die Interessen ihrer Aktionäre 
hinreichend zu wahren weiß, kann man aus der seit 1871 
durchschnittlichen Dividendenhöhe von etwa 15 v. H. ersehen. 

Wie dies Institut den Effektenmarkt beherrscht, so beherrscht 
der „Credit Foncier“ den Immobilienmarkt; ein Fünftel alles 
französischen Bodens befánde sich im Besitze dieses Institutes, 
falls es seine Hypotheken realisierte. Auch der „Credit Foncier“ 
wird von wenigen Angehörigen der Haute-Finance geleitet. Die 
kämpfenden Bataillone werden von den vier eigentlichen Kredit- 
instituten dargestellt, dem , Crédit Lyonnais“, der ,Société 
Generale‘, dem „Comptoir Nationale d'Escompte“ und dem 
„Credit industriel et commercial“. Diese Institute haben über 
ganz Frankreich, dessen Kolonien und gewisse Teile des Aus- 
lands (Schweiz, Spanien, Belgien, Italien) ein engmaschiges Netz 
von Filialen gespannt, dem in Frankreich selbst wenig freies 
Kapital entgehen dürfte. Das hauptsächliche Geschäft dieser 
Institute ist das Unterbringen neuer Effekten, also das Anleihe- 
geschäft, in dem sie eine Monopolstellung einnehmen. Bei dieser 
Tätigkeit werden die sogenannten banques d’affaires (die be- 
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kanntesten sind: „Union Parisienne“, „Banque de Paris et des 
Pays-Bas“, „Banque française pour le Commerce et pour 
l'Industrie“) mit herangezogen; diese Institute sind ihrem Wesen 
nach Kredit-Mobiliar-Banken und in ihrer Technik speziell für 
das Emissions-, Finanzierungs- und Beteiligungsgeschäft aus- 
gebaut. Alle diese Institute zusammen bilden die , Haute-Banque*“, 
die, nach einer ziemlich genauen Berechnung, von rund 
150 Männern oder Familien geleitet wird. 

Es gibt in Frankreich auch regionale Banken, die sich 
besonders im fleißigen und industriellen Osten vorfinden und 
die sich um die Entwicklung der französischen Industrie recht 
verdient gemacht haben. Für uns kommen sie aber nicht in 
Betracht, da sowohl ihr finanzieller, wie ihr politischer EinfluB 
mehr von lokaler, provinzialer Bedeutung ist. Anders verhält 
es sich mit dem französischen Sparkassenwesen, da dies mit 
eine Hauptstütze und ein hauptsächliches Werkzeug der finan- 
ziellen Oligarchie Frankreichs ist. 

Man kann die französische Rente als das Aushängeschild 
des (gewesenen) ‚Bankiers von Europa“ bezeichnen, das man 
nie strahlend genug erhalten konnte, des Kredits und der Kund- 
schaft wegen. Hierzu diente, neben anderen Mitteln, das fran- 
zösische Sparkassenwesen. Dessen Aufbau beruht auf dem 
Gedanken, die Spargelder in Staatsrente anzulegen, wie ja auch 
alle Spargelder an die „Caisse des Depots et Consignations“ 
abgeführt und von dieser in Staatsrente umgewandelt werden. 
Hierdurch wird der Zweck erreicht, nämlich das künstliche 
Hochhalten des Rentenkurses. Diese Verwendung des Sparkassen- 
wesens muß man als meisterhaft bezeichnen, wenn sie ja auch 
vom volkswirtschaftlichen oder gar demokratischen Standpunkt 
aus nicht gerade einwandfrei ist; denn die Vorbedingung dieser 
Verwendung ist die wirtschaftliche Einseitigkeit eines solchen 
Sparkassenwesens insofern, als die einlaufenden Gelder nicht 
zur Unterstützung von Handel, Industrie oder kommunalen 
Unternehmungen, sondern lediglich zur Stärkung des Renten- 
kurses verwendet werden. Genial ist diese Verwendung aber 
vor allem deshalb, weil durch sie das Interesse der weitesten 
Kreise des französischen Volkes an der Staatsrente vervielfältigt 
werden muß, womit die Herrschaft der finanziellen Oligarchie 
auf breiteste Basis gestellt ward. Jeder zweite Franzose nimmt 
als Sparer an dem Schicksal der Rente den unmittelbarsten 
Anteil; er würde auf die Dauer keine Regierung ertragen, die 
ihn in dieser Hinsicht beunruhigen würde. Da es nun der 
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finanziellen Oligarchie Frankreichs dank ihrer Beherrschung der 
französischen Finanzkraft ein leichtes ist, eine solche Beunru- 
higung zu inszenieren, hat sie auch in dieser Hinsicht die 
jeweilige Regierung völlig in der Hand, von anormalen Zeiten 
abgesehen. Also nochmals: jeder zweite Franzose ist unmittelbar 
am Rentenkurs interessiert; mittelbar interessiert am Kurs der 
Rente ist in Frankreich alles, was Ersparnisse oder Kapital hat. 
Wir werden später sehen, wie bedeutungsvoll dieser Umstand 
dann wurde, als sich die Finanzlage Frankreichs verschlechterte. 
Auch die Frage, welche gesetzlichen Machtmittel der franzö- 
sischen Regierung gegen eine Oligarchie zur Verfügung standen, 
die sich des öfteren, besonders vor 1910, um die französische 
Innen- und Außenpolitik nicht kümmerte, muß hier beantwortet 
werden. Da ist zu sagen, daß die Wahl des jeweiligen Finanz- 
ministers meist Sache der Oligarchie selbst war; aber auch ab- 
gesehen hiervon fehlte es der Regierung an einer wirklichen 
Handhabe, um einer vielleicht zu kavaliermäßigen Bankokratie 
zu begegnen. Zwar kann der französische Finanzminister sein 
Veto gegen die Einführung gewisser Werte an der offiziellen 
Börse, dem Parquet, einlegen, aber er ist nicht in der Lage, 
auf den freien Markt, die Kulisse, einzuwirken, auf der zum 
mindesten ebenso viele Transaktionen stattfinden, wie auf dem 
Parquet. Im übrigen lehrt ein Rückblick auf die Geschichte 
des Pariser Platzes während der letzten Jahrzehnte, daß der 
französische Finanzminister, der ja in Wirklichkeit nur der Ver- 
trauensmann der Bankokratie ist, es sich überaus selten ein- 
fallen ließ, gegen die vom Syndikat der agents de change be- 
schlossene Einführung neuer Werte am Parquet sein Vetorecht 
zu gebrauchen; irren wir nicht, so geschah dies alle zehn Jahre 
etwa einmal. 

Die Emission neuer Werte wurde in Frankreich klug vor- 
bereitet. Die große Presse brachte einige Monate vor der Emis- 
sion in ihrem von der Haute-Banque ständig gepachteten 
Finanzbulletins lobende und stimulierende Artikel über das neue 
Projekt, ein gleiches galt für die große Zeitschriftenpresse; die 
Emission fand alsdann zu forciertem Kurse statt, und der In- 
haber des oft dubiosen Papiers hatte nach wenigen Wochen 
das Nachsehen. Zu einer Zeit, in der der „Temps“ nicht mehr 
das hauptsächliche Organ der Bankokratie, sondern das des 
Herrn Iswolsky geworden war und sich infolgedessen Anfälle 
von Ehrlichkeit gestatten konnte, berechnete er, daß die dem 
kleinen Sparer und Kapitalisten durch solche Praktiken ent- 
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stehende Einbuße sich auf rund 15 v. H. des gezeichneten 
Betrages belaufe. Bedenkt man, daß allein von 1903—1912, 
also in nur zehn Jahren, neue Werte im Gesamtbetrag von über 
vierzig Milliarden Franken emittiert wurden, so wird man ver- 
stehen, warum Frankreichs Bankokratie dem minder gewinn- 
bringenden Kontokorrentgeschäft das Milliarden einbringende 
Effekten- und Emissionsgeschäft vorzog. Allein an Rußland 
verdiente die herrschende Oligarchie Hunderte von Millionen, 
ohne dabei irgendein Risiko zu tragen; dies mag nicht wenig 
zu der immer enger werdenden französisch-russischen ‚„Freund- 
schaft‘‘ beigetragen haben. Bemerkenswert und durchaus logisch 
ist es hierbei, daß das klerikale Frankreich, als der Gegner 
der jüdisch-protestantisch-freimaurerischen Oligarchie, weniger 
von dieser Freundschaft eingenommen zu sein pflegte, da aus 
den hinter diesem Frankreich stehenden Finanzmächten jeweils 
nur der kleinere Anteil an Kommissionen usw. entsprang. 
Selbstverständlich war es dem kleinen Sparer und Kapitalisten 
niemals möglich, die ihm zu forciertem Kurs aufgehängten 
Papiere auf ihren wahren Wert hin zu prüfen. Frankreichs 
Finanzpresse ist zwar riesenhaft, aber sie zerfällt in zwei Kate- 
gorien: in solche Blätter, die fast immer für die Haute-Banque 
schreiben (der glänzend geleitete ,Economiste Francais von 
P. Leroy-Beaulieu ist hier führend), und in diejenigen, die 
recht und schlecht von der „chantage“ leben, in der Hoffnung, 
es auch einmal zu der ersten Kategorie bringen zu können. 
Was die große Tagespresse angeht, so erhält diese, von der 
„Humanité“ des ermordeten Jaurès bis zum ultrareaktio- 
náren ,Gaulois'* des monarchistisch-klerikalen M. Arthur Meyer 
bei jeder größeren Anleihe eine bestimmte, nach dem Einfluß 
des Blattes abgestufte Kommission. Schweigen war hier Gold, 
Stimulieren war noch mehr Gold. 


I. 

Nach all dem Ausgeführten ist es einleuchtend, daß uns 
die finanzielle Lage dieses von einer finanziellen Oligarchie 
beherrschten Staates und daß uns die Lage dieser Oligarchie 
selbst kurz vor dem Kriege lebhaft interessieren muß. In der 
Beleuchtung dieser Lage finden wir zugleich eine Antwort auf die 
Frage, warum Frankreich in den Krieg gestürzt wurde. Wir 
werden hier zunächst die budgetäre Finanznot Frankreichs 
behandeln, nachfolgend die gewaltige finanzielle Krise, die 
Mitte 1913 über Frankreich hereingebrochen war, und der bei 
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der Entscheidung, ob Frieden oder Krieg, ausschlaggebende 
Bedeutung zuzuschreiben ist. 

Frankreichs gesamte staatliche Finanzwirtschaft zeichnete 
sich von jeher durch ihre Klarheit und ihre fast klassische 
Einfachheit aus, sie ist in dieser Hinsicht ein getreues Spiegel- 
bild desjenigen Landes, dessen staatliche Einrichtungen ebenfalls 
klar vor uns liegen (was, nebenbei gesagt, den an der Ober- 
fläche umherplätschernden Beobachter derart besticht, aber auch 
derart der Bequemlichkeit entspricht, daß man ob dieser staatlichen 
Einrichtungen der wirklich maßgebenden Faktoren Frankreichs 
gänzlich vergessen kann). Schon seit etwa acht Jahren aber hatte 
die früher überall und mit Recht als mustergültig gepriesene Geba- 
rung des französischen Staatshaushaltes viel zu wünschen übrig 
gelassen. Auf die Überschußjahre 1903—1905 folgte ein Defizit- 
jahr, dann kam 1907, das wiederum einen Überschuß aufwies, 
womit es aber mit den fetten Jahren endgültig vorbei war 
(und auf mindestens eine Generation hinaus auch vorbei sein 
dürfte. Die Unterbilanz wurde zur ständigen Erscheinung, 
ihre geschickte Verschleierung (was man in Frankreich mit 
dem Ausdruck ‚das Frisieren des Budgets“ bezeichnet) ward 
eine der Hauptsorgen des jeweiligen Finanzministers. Bei der 
Veranschlagung für den Etat von 1914 reichten alle Frisierer- 
künste nicht mehr aus, man stand vor einem Defizit von rund 
800 Millionen Franken, bei welcher Lage das Bemerkenswerteste 
war, daß man nicht nur Mehrausgaben, sondern auch Minder- 
einnahmen festzustellen hatte. Woher kamen diese Mehrausgaben ? 

Diese Mehrausgaben sind die ersten sehr greifbaren Folgen 
des kolonialen Imperialismus der dritten französischen Republik, 
bei dem Marokko allein Hunderte von Millionen verschlungen 
hatte. Wir wollen hier nicht auf die Hohlheit eines kolonialen Im- 
perialismus eingehen, hinter dem keine riesenhafte Kräfte standen, 
die ihn zu treiben und rechtfertigen vermochten, sondern nur ein 
kinderarmer Staat, dessen Industrie von keinem Robstoff- und 
keinem Absatzproblem wußte, und der niemanden anders in die 
Kolonien senden konnte, als den Beamten. den Soldaten und den 
Spekulanten; was man von einem solchen Imperialismus zu 
halten hat, weiß auch der Franzose, deshalb sein schlechtes 
Gewissen uns gegenüber. Interessanter scheint uns die anfäng- 
liche Wesensart dieses Imperialismus, die fast ausschließlich 
als eine besondere Art der Profitgier aufgefaßt werden muß 
und die wenig mit einem auf die Mehrung der staatlichen 
Machtfülle hinzielenden Imperialismus zu tun hatte. Die gleiche 
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finanzielle Oligarchie, die diesen Imperialismus „betrieb“, nahm 
gar keinen Anstoß daran, mit uns etwa im nahen Osten Hand 
in Hand gegen englische Anmaßung vorzugehen, was ein Zeichen 
dafür ist, daß dieser Imperialismus uns zwar da oder dort hemmte, 
aber nicht grundsätzlich gegen uns gerichtet war. Die Entente 
cordiale mit England, auf die man noch bis ins Jahr 1911 
hinein gelegentlich ‚„pfiff‘‘ (je me fiche de l'Entente cordiale, 
meinte Caillaux zu Francis Bertie, der auf ein aggressives 
Frankreich hinarbeitete), hatte diesen reinen Geschäfts-Imperia- 
lismus zu erleichtern, weshalb sie eifrigst propagiert wurde. 
Um nun diesen Imperialismus zu stützen und um das böse 
Gewissen Deutschland gegenüber zu beschwichtigen, bedurfte 
es einer Steigerung der Wehrmacht, die wiederum das Budget 
außerordentlich belastete, und zwar gleich milliardenweise. 
Und um die Kredite leichter bewilligt zu erhalten, malte man 
dem Jacques Bonhomme die „deutsche Drohung“ an die Wand, 
sprach man von der bedrohten „dignité“ und rief hiermit 
Geister wach, die recht schnell allmächtig werden sollten. 

Es fragte sich nun zunächst, wie man das Gleichgewicht 
herstellen könne, wer die Rechnung für diesen Imperialismus 
zu begleichen habe. Angesichts der Mindereinnahmen machte 
man 1913 den Vorschlag, die 400 Marokkomillionen überhaupt 
aus dem Budget herauszunehmen und durch eine besondere 
Anleihe zu decken. Den Rest des Defizits hoffte man durch 
Erhöhung von Steuern (Patent-, Enregistrierungs-, Wechsel- 
stempel-, Börsen-, Getränkesteuern) aufzubringen, also auch 
durch eine Erhöhung der an und für sich schon sehr schweren 
indirekten Steuern. Das Budget, wie es damals von dem Finanz- 
minister Dumont präsentiert wurde, bot in der Hauptsache 
folgendes, sehr interessantes Bild seiner Ausgabenseite: 

Kriegsministerium 1436 Millionen Franken 


Marineministerium 489 be 5 
Unterricht 343 n” ” 
Öffentliche Arbeiten 352 2 is 
Öffentliche Schuld 1318 e „ (!) 


Die Wirkung dieses Budgets und die Vorschläge Dumonts 
waren derart, daß sie das Ministerium zu Fall brachten. Hin- 
sichtlich des Budgets wirkten die Vermehrung der Ausgaben 
für Verteidigungszwecke und die Höhe der Öffentlichen Schuld, 
mit deren Betrag Frankreich an der Spitze aller Kulturstaaten 
marschierte, ganz außerordentlich, und noch viel fataler erwiesen 
sich die Sanierungsvorschläge des Finanzministers Dumont, die 
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im großen ganzen auf ein weiteres Anziehen der indirekten 
Steuerschrauben hinausliefen. Gegen diese Art von Sanierung 
machte sich eine rasch verschärfende Stimmung geltend: die 
Kleinbürgerlichen und die Arbeiterkreise dachten nicht daran, 
die Rechnung für einen der reinen Profitgier entsprungenen Im- 
perialismus zu bezahlen; und der mehr oder minder überzeugte 
Anwalt dieser Kreise, die im Parlament durch den ‚gouvernemen- 
talen“ Block vertreten waren, Caillaux, trat wiederum für die 
Einführung der Einkommensteuer ein, als einem der ältesten 
Postulate der radikal-sozialistischen Partei, deren Führer er war 
(und noch ist), 


HI. 


Hier ist es vielleicht am Platze, auf die nicht so leicht zu 
erfassende, politische Rolle Caillaux’ hinzudeuten; wie wenig man 
bei uns über diesen Mann unterrichtet ist, lehrt ein Blick in 
unsere große Presse, die heute noch nicht genau weiß, was sie 
von dem Führer der größten Partei Frankreichs zu halten hat. 

Die Einkommensteuer war und ist das Schreckgespenst der 
wohlhabenden Bourgeoisie Frankreichs, besonders deshalb, weil 
mit ihr eine Deklarierung der Höhe des Einkommens verbunden 
sein muß. Dies betrachtete man aber als ‚inquisitorisch‘, das 
Eindringen in die Vermögensverhältnisse des einzelnen als eine 
Schmälerung des geheiligten Prinzips der „Freiheit“, welche Er- 
rungenschaft der großen Revolution von jeher in dem Sinne 
etwa von Frankreichs Bourgeoisie gedeutet worden war, daß es 
sowohl dem Millionär wie dem Bettler freistehe, unter den Bogen 
der Seinebrücken zu nächtigen, oder auch nicht. Aber die finan- 
zielle Oligarchie, d. h. die aus etwa 200 Familien bestehende 
Haute-Finance, hatte vor dieser Einkommensteuer weniger Angst, 
da es für sie in ihrer Allmacht Mittel genug gab, um ihr zu 
entgehen, dagegen fürchtete sie die steigende Unzufriedenheit 
weitester Kreise, vor allem der durch die Radikal-Sozialisten 
vertretenen Schichten, und dann die Gärung in der Arbeiter- 
klasse, die nur noch wenig Vertrauen zu Führern vom Schlage 
der Jaurés hatte. Hierin hatte die Haute-Finance eine sehr 
feine Witterung. Sie erkannte in dem (von uns oft falsch ver- 
standenen) Syndikalismus den konkreten Ausdruck für die Miß- 
achtung ihres Hauptwerkzeuges, des Parlamentarismus, und sie 
wußte, daß dieser Parlamentarismus auf die Dauer nur dann 
zu halten war, wenn er endlich etwas Positives auf dem heikel- 
sten Gebiet, dem der Steuergesetzgebung, leistete. Zugleich aber 
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war die Haute-Finance der Verfechter der wohlhabenden Bour- 
geoisie. Sie stand hier also vor einem Dilemma: widersetzte 
sie sich der Einführung einer Einkommensteuer (über deren 
Notwendigkeit man sich in der Haute-Finance wohl einig war), 
so stärkte sie alle jenen Kräfte, die auf eine Diskreditierung 
des Parlamentarismus hinarbeiteten, Kräfte, die schon sehr stark 
geworden waren, und dann — gab es eine bessere Illustration 
für die Ohnmacht und Schattenlosigkeit der politischen Komödie, 
als dies Scheitern einer Steuer, die seit Jahrzehnten das haupt- 
sächliche Postulat des „gouvernementalen‘ Blocks war? Ander- 
seits hätte ein offenes Eintreten für die Einkommensteuer 
einen großen Teil der wohlhabenden Bourgeoisie in das Lager 
jener rechtsstehenden Parteien hineingetrieben, deren Programm 
die Bekämpfung der ,demagogischen Plutokratie‘‘ und deren 
hervorragende Vertreter die Barrés und de Mun waren. Aus 
diesem Dilemma heraus will die Rolle Caillaux’ betrachtet sein. 
Caillaux ist nicht, wie die Poincaré, Millerand, Barthou, Briand, 
Viviani usw. es waren, ein gekaufter Söldner der Haute-Finance, 
sondern er gehört ihr selbst an und ist in ihre Ziele eingeweiht 
und mit ihren Schwächen und Kräften vertraut. Als ein Mit- 
glied dieser Haute-Finance wurde er in der bekannten, haß- 
erfüllten Weise von allen Feinden der jüdisch-protestantisch- 
freimaurerischen Oligarchie bekämpft; als ein Mitglied dieser 
eher friedliebenden Oligarchie war er allen Chauvinisten und 
den Dreiverbandsdiplomaten vom Schlage der Nicholson und 
Iswolsky ein Dorn im Auge; auf die Macht dieses Führers ver- 
trauend, hing die ganze radikal-soziale Partei zäh an ihm, obwohl 
sie ihn fürchtete, während die wohlhabende, die Einkommen- 
steuer hassende Bourgeoisie in Caillaux denjenigen Politiker 
sehen mußte, der imstande war, ihre schlimmsten Befürchtungen 
zu realisieren. Es ist hier nicht der Ort, auf die Frage, ob 
Caillaux in seinen Zielen ehrlich war oder nicht, einzugehen; 
es sei nur an das Milieu der „Republik der Kameraden“ er- 
innert, mit dem dieser Politiker zu rechnen hatte, der sich 
vielleicht sagte, daß man mit den Wölfen heulen müsse, um 
bei ihnen etwas zu erreichen. Vielleicht mag auch erwähnt 
werden, daß die Haute-Finance schon mehr als einen Renegaten 
zu beklagen hatte — denken wir nur an den vor nicht langer 
Zeit verstorbenen Pressensé. 

Aus demselben Mißverhältnis, vor dem die herrschende 
Oligarchie stand, ist deren schwankende, Caillaux einmal 
stützende und dann wieder fallenlassende Haltung zu erklären Le" mm 
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warum man diesen Politiker endgültig fallen ließ, um seinen 
intimsten Gegner Poincaré walten und schalten zu lassen, 
werden wir bei der Betrachtung der über den französischen 
Geldmarkt hereingebrochenen finanziellen Krise erörtern. 
Wie bekannt, wurden Caillaux’ Steuerprojekte mit furcht- 
barer Erbitterung bekämpft, die unwillkürlich an jene Erbitte- 
rung erinnert, mit der Turgot bekämpft und zu Falle gebracht 
wurde; mehrere Ministerien stürzten über diese Projekte, und 
der Sieg verblieb den Verfechtern der wohlhabenden Bourgeoisie, 
unter denen sich Finanzwissenschaftler von Weltruf befinden. 
Und so kehrte man zu dem einzigen Ausweg zurück, zur An- 
leihe, die man in einer Höhe von etwa zwei Milliarden im 
Herbst 1913 in Aussicht nahm. _ 

Dieser Ausweg war ein Holzweg. Eine derartig gewaltige 
Rentenanleihe zu passablem Kurs durchzubringen, war schlechter- 
dings unmöglich, zumal der Geldmarkt aus Gründen, auf die 
wir später eingehen werden, in hohem Maße an Schwäche- 
zuständen aller Art litt Man entschied deshalb zunächst, nur 
1,8 Milliarden aufzunehmen, aber selbst dieser Betrag stieß auf 
sehr berechtigte Bedenken. Schließlich genehmigte die Kammer 
am 1. Dezember 1913 die Ausgabe einer Anleihe von 1,3 Mil- 
liarden, mit der lediglich die notwendigsten Ausgaben für Heer 
und Flotte bestritten werden sollten. Aber bevor es hierzu 
kam, nahm im Mai 1914 das Ministerium Doumergue seine 
Demission. 

Jetzt wurde ein Manöver ersonnen und ausgeführt, das 
man einfach bewundern muß, ich meine die Ausgabe der be- 
rühmten 805 Millionen Rentenanleihe. Wie wir bei der Be- 
leuchtung der Lage des Pariser Geldmarktes zu dieser Zeit 
sehen werden, stand es damals schlimm mit der Haute-Banque. 
Die größten Institute befanden sich im Stadium der Illiquidát, 
der Geldmarkt selbst war einem vollkommenen Marasmus ver- 
fallen, das spekulierende Publikum war infolge der drohenden 
Einkommen- und Effektensteuer scheu gemacht worden, und 
des ganzen, sparenden Frankreichs hatte sich eine tiefgehende 
Beunruhigung bemächtigt; es bedurfte nur noch weniger Mo- 
mente, um das Maß zum Überlaufen zu bringen. Dies hätte 
sich in einem allgemeinen Run auf die großen Kreditinstitute 
kundgegeben, und damit wäre der Krach eingetreten. 

Die Leiter jener Strömungen, die auf den Krieg zutrieben, 
waren aufs beste mit der verzweifelten Lage der Haute-Banque 
vertraut; sie wußten, daß diese Haute-Banque einesteils nicht 
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den Mut zu einer radikalen Sanierung fand, sie wußten, daß 
die aufgeschwollenen Hausse-Positionen nur dank der künst- 
lichsten Mittel gehalten werden konnten, und dann wußten sie 
schließlich aus Erfahrung, daß die Haute-Banque eher fried- 
liebend war. Es galt also, die Lage dieser Haute-Banque zu 
verschlimmern und sie auf jenen Ausweg aus dieser Lage zu 
drängen, der das Endziel der Chauvinisten war, nämlich auf 
den Krieg zu. 

Das Ministerium Viviani, das man auch als Ministerium 
Poincaré bezeichnen kann, nahm es auf sich, der Haute-Banque 
die Daumenschraube anzulegen, und dies eben mittels des oben 
genannten Anleihens. Dies 805 Millionen Anleihen wurde nämlich 
zu Bedingungen ausgegeben, deren Folge eine Entwertung der 
gesamten alten Rente sein mußte. Also hier wurde wiederum 
jeder sparende Franzose aufs tiefste beunruhigt und an seinen 
pekuniären Vertrauensmännern irre gemacht. Zugleich stellte 
man, mittels einiger großer Blätter (das Iswolsky-Blatt „Temps“ 
allen andern voran), die Lage der Staatsfinanzen und die auf dem 
Geldmarkt so schlimm als möglich dar, wiederum zu dem 
bestens erreichten Zweck, die allgemeine Beunruhigung zu ver- 
mehren. Bedenkt man, daß dies Anleihen zu Bedingungen 
aufgelegt wurde, die man eher bei einer südamerikanischen 
Räuberrepublik, als beim „Bankier von Europa“ vermutet hätte, 
so wird man den Umfang dieser Beunruhigung, die zeitweise 
in Panik ausartete, verstehen. 

Man stelle sich vor, daß im Frieden in einem reichen 
Lande, dessen kapitalistische Kraft seit Jahrzehnten mit der 
Eintönigkeit des Papageienschreies in alle Welten hinausposaunt 
worden war, urplötzlich eine Entwertung des Riesenblocks der 
Rente stattfand! Jeder kleine Beamte, jeder kleine Gewerbe- 
treibende, der knapp so lange gearbeitet hatte, um als be- 
‘scheidenster Rentner, aber doch sorgenfrei, leben zu können, 
alte Eltern, die sich das Nötige erspart hatten, um der Tochter 
eine Mitgift zu verschaffen oder um des Sohnes Zukunft zu 
erleichtern, alle diese Schichten und noch weite Kreise des 
besser situierten Arbeiter- und des Handwerkerstandes, all diese 
Franzosen sahen mit der Angst im Herzen die alte Rente 
fallen! „Diesmal dämmerte es dem Bourgeois“, so etwa sagt 
der Geh. Oberfinanzrat H. Hartung über die Wirkung dieses 
Anleihens, ‚wie übel es um die Lage auf dem Geldmarkt stand, 
wohin die politique financière geführt hatte.“ Man glaube nicht, 
daß hier übertrieben werde. Die Beunruhigung war derart, daß 
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die Panik kommen mußte, und damit der gewaltige Krach, 
dem gegenüber der Krach der „Union Generale“ ein Kinder- 
spiel gewesen wäre. Von allen Groß-Instituten in Paris hätte wahr- 
scheinlich nur eines diesen Krach völlig überstanden, die Bank 
von Frankreich. Wir werden später sehen, welches die Gründe 
für die innere Schwäche der Haute-Banque waren, und warum 
diese Schwäche derart ausgenützt werden konnte. Am 7. Juli 1914 
fand die Emission statt, wenige Wochen später brach der 


Nun wäre es falsch, wenn man mit den obigen, auf dem 
Geschehenen basierten Ausführungen die mißliche Lage des 
französischen Staatshaushaltes für genügend gekennzeichnet 
hielte. Denn war die damalige Lage in ihrer Verwirrung trost- 
los, so war die Perspektive in die nahe Zukunft einfach er- 
schreckend. Nicht nur die Ausgaben für Heer und Flotte 
mußten ins Phantastische anschwellen, nicht nur die Minder- 
einnahmen mußten zunehmen, sondern es standen noch ganz 
andere Belastungen des Budgets unmittelbar vor der Tür. Im 
gleichen Tempo, in dem die Begehrlichkeit der Großbourgeosie 
und die Profitgier der Oligarchie zugenommen hatte, war die 
Unzufriedenheit von Berufsständen gewachsen, die teils schlecht, 
teils jämmerlich entlohnt wurden. Hier denke man nur an 
das Millionenheer der französischeu Beamten- und Lehrerschaft! 
Man weiß es bei uns nicht genügend, daß der Volksschullehrer 
der französischen ‚Demokratie‘, alle Verhältnisse wohl erwogen, 
knapp 45 v. H. des Gehalts seines deutschen Kollegen erhält, 
also noch weniger, als der Volksschullehrer der anderen (englischen) 
„Demokratie“, der wenigstens rund 60 v. H. des Gehalts unserer 
Lehrer bezieht. Fast das gleiche gilt für den französischen 
Beamten, der um so elender bezahlt wird, je subalterner er 
ist. Diese Klassen mußten aber aufgebessert werden, sollte 
bei ihnen nicht eine Anarchie einreißen, für die die ersten Vor- 
zeichen schon in den ,, Amicales'* syndikalistischer Tendenz vor- 
handen waren. Eine solche Anarchie hätte aber gefährlich 
werden können. Gerade der französische, „aufgeklärte‘, 
d. h. atheistische Lehrer und der kleinere Beamte waren die 
eifrigsten Wahlagenten und Wahlmacher der „herrschenden“ 
Partei und damit mittelbar in ihrer ,aufgeklirten“ Gesamtheit 
der finanziellen Oligarchie eine Hauptstütze, die in corpore noch 
niemals versagt hatte. Falls es galt, wieder einmal mittels 
circenses den Franzosen von einer allzu eingehenden Betrachtung 
der obwaltenden Zustände abzulenken, so brauchte man nur 
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den „aufgeklärten‘‘ Dorfschullehrer zusammen mit dem Priester 
in die Arena zu werfen, und man hatte, dank des aufrichtigen, 
fanatischen Spiels dieser beiden unbewußten Akteure, das Ziel 
erreicht. Also hier galt es aufzubessern, sollte nicht die syndi- 
kalistische, und dann die klerikale und monarchistische Pro- 
paganda zu große Fortschritte machen. Bei den Radikal-Sozia- 
listen war man sich dieses Zwanges wohl bewußt; mit Angst und 
Schlottern im Gebein machte man die Leiter dieser Partei auf 
das Zunehmen des Napoleon- und des Jeanne d’Arc-Kultus, 
sowie auf die steigende Indifferenz gegenüber den Idealen der 
demokratischen Republik gerade bei der Lehrerschaft aufmerk- 
sam, um, anscheinend etwas unzusammenhängend, in Wirk- 
lichkeit aber sehr logisch, mit Macht für eine Besserung der 
materiellen Lage dieser Stände einzutreten. Aber auch eine 
nur kleine Aufbesserung hätte das künftige Budget um viele 
Hunderte von Millionen belasten müssen. Milliarden wären 
dann noch hinzugekommen, falls man in der dritten franzö- 
sischen Republik endlich in ernsthafter Weise den Weg sozialer 
Fürsorge betreten hätte. 

Kurz, die budgetäre Lage Frankreichs vor dem Kriege 
war einfach miserabel, ungesund und chaotisch; erinnern wir 
uns recht, so wurde sie vom bedeutendsten Volkswirtschaftler 
Frankreichs, von dem Herausgeber des ‚Journal des Economistes‘‘, 
Yves Guyot, als ein „crocodile empaillée'* bezeichnet, als ein 
mit Stroh ausgestopftes Krokodil; dieser Ausspruch eines der 
unentwegtesten Vorkämpfer der Oligarchie ist übrigens charakte- 
ristisch für den Galgenhumor, der an einsichtiger Stelle vor- 
herrschte. Schuld an dieser Lage war die finanzielle Oligarchie, 
die an Unterlassungssünden während vieler Jahrzehnte das 
Höchstmaß geleistet hatte, der es nicht darauf angekommen 
war, das Budget um Milliarden zu beschweren, der es aber am 
Mute zur radikalen Sanierung gebrach. 

Hier sei eine Parallele gestattet, die allerdings nur mit 
vielen Vorbehalten gezogen werden darf. Die große französische 
Revolution, die nicht an einem Tage hereinbrach, ist undenkbar 
ohne die ihr vorhergehende Finanznot des Königtums. Das 
fiskalische Elend, die teilweisen Bankbrüche waren es, die die 
Versammlung der Notabeln und die Einberufung der Stände 
zeitigten, also eine Entwicklung anbahnten, die mit dem Sturz 
des Königtums endete. Die finanzielle Katastrophe mußte 
kommen, da der Hof und die privilegierten Stände die öffent- 
lichen Einnahmen teils vergeudeten, teils zu einer vermeintlichen, 
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in der Tat notwendigen Stärkung ihrer dominierenden Stellung 
verwendeten, bis das Volk ausgeschöpft und in so hohem Maße 
am Ende seiner Geduld angelangt war, daß es als vernichten- 
des Werkzeug gebraucht werden konnte. _Im Frankreich vor 
dem Kriege haben wir, wie im Frankreich des ancien régime, 
eine steigende Verschuldung des Staates zu großen Gunsten 
einer Klasse, die in politischer Hinsicht die Erbin der ehemals 
privilegierten Stände und die in wirtschaftlicher Hinsicht die 
Erbin der ehemaligen Generalpächter geworden war. Wie beim 
ancien régime, so haben wir auch heute hier eine Plejade kluger 
und klügelnder Juristen, Volkswirtschaftler und Publizisten, 
die mit der Aufrechterhaltung der Herrschaft dieser Klasse 
betraut sind; und heute wie damals sehen wir ein in zwei 
Lager gespaltenes Frankreich: diesmal auf der einen Seite 
eine von einer finanziellen Oligarchie nicht mehr in üblichem 
Maße beschützte Großbourgeoisie, die sich mit dem Mut der 
Verzweiflung fast gegen jede wirkliche Schmälerung ihrer 
Machtfülle, d. h. ihres Machtmittels, wehrt, auf der andern Seite 
die breite Schicht des kleinen französischen Mittelstandes und 
die der Arbeiterklasse. Zweifelsohne soll man sich hüten, diese 
Parallele zu weit zu ziehen; immerhin sei erwähnt, daß in sehr 
großen Zeitschriften und einigen großen Zeitungen Frankreichs 
kurz vor dem Kriege, angesichts der finanziellen Nöte Frank- 
reichs, die Frage lebhaft erörtert wurde, ob diesmal nicht der 
Augenblick gekommen sei, um endlich mit der okkulten Herr- 
schaft weniger „Plutokraten‘ rasch, wenn auch schmerzvoll auf- 
zuräumen. Solche Artikel fand man nicht nur in anarchistischen, 
sozialistischen oder syndikalistischen periodischen Druckerzeug- 
nissen, sondern auch in Revuen, die vom breiten Mittelstand 
gelesen werden, weil sie dessen Ansichten ausdrücken; ferner 
orientierte die gesamte monarchistische Presse ihre auf den 
Umsturz der bestehenden Ordnung hinzielenden Angriffe immer 
mehr nach dieser, den Gegner am wundesten Punkt treffenden 
Richtung hin. Die klerikale Presse warf ihre Steine oftmals 
in der gleichen Richtung, so weit ihr dies aus ihrem Glashause 
heraus möglich war — kurz, die Feinde der Oligarchie witterten 
Morgenluft. 


IV. 


Wir kommen nun zu jener Finanzkrise, die sich Mitte 1913 
allmählich über dem Pariser Geldmarkt zusammenzog, die Ende 
1913 schon akut geworden war und die unseres Erachtens 
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damals zum größten Teil den Ausschlag gab, als es sich um 
Krieg oder Frieden handelte. Verursacht wurde diese Krise durch 
das uferlose Überschwemmen von ganz Frankreich mit ausländi- 
schen, oft „exotischen“ Effekten, und durch die schlechte finan- 
zielle und industrielle Lage beim Hauptschuldner, bei Rußland. 

Wir haben aus der Schilderung der finanziellen Struktur 
Frankreichs ersehen, daß dessen Kreditinstitute, dessen großes 
Banken- und dessen Sparkassenwesen technisch darauf ein- 
gerichtet waren, im Emittieren und Unterbringen neuer An- 
leihen und neuer Papiere das Hauptgeschäft zu suchen. Fast 
alle Staaten der Erde wendeten sich an den Pariser Platz, vor 
allem Rußland, dann die Türkei, Spanien, Portugal, Belgien- 
Kongo, sämtliche Balkanstaaten, ferner sämtliche südameri- 
kanischen Länder, dann Mexiko, nordamerikanische Teilstaaten, 
Japan, China, Agypten usw., wenn es galt, staatliche, kommunale 
und private Unternehmungen und Anleihen zu finanzieren. 
Derart wurde der Pariser Geldmarkt zum „Welt, Leih- und 
Versetzhaus“. Der Statistiker und Finanzwissenschaftler Ed.Théry, 
der Herausgeber des „Economiste Européen“, hat den Besitz 
des französischen Volkes an Wertpapieren ausländischen Ur- 
sprungs im Jahre 1910 auf rund 73 Milliarden eingeschätzt, zu 
denen noch einheimische Effekten im Betrage von etwa 70 Mil- 
liarden kamen. 

Nach der glückhaften Beendigung der Dreifus-Affäre 
wurde die Emissionslust der Großindustrie und der Finanz- 
konzerne immer größer und allmählich fieberhaft. Aber etwa 
um 1912 herum zeigte es sich zunächst, daß man die Absor- 
bierungsfähigkeit der französischen Ersparnis etwas reichlich 
überschätzt hatte. Es waren innerhalb zehn Jahren, von 1903 
bis 1912, neue Werte im Betrage von rund 43 Milliarden auf 
den französischen Markt geworfen worden, also etwa viereinhalb 
Milliarden pro Jahr, von denen, zieht man die Amortisationen 
in Berechnung, etwa dreieinhalb Milliarden verblieben. Aber 
die französische Ersparnis nahm ganz gewiß nicht im gleichen 
Zeitraum um den entsprechenden Betrag zu, so daß ein großer 
Bruchteil der neuen Werte jeweils nur durch das Abstoßen 
anderer Effekten erworben sein konnte. Die Folge dieses zu 
starken Angebotes oder der zu geringen Absorbierungsfähigkeit 
war das Weichen vieler Kurse. Ed. Thery schätzte das Übermaß 
des Angebots auf eine Milliarde pro Jahr. . 

Nun fragt es sich, was für Werte es waren, mit denen man 
den französischen Sparer und Kapitalisten nach dem oben ge- 
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schilderten Verfahren zu forciertem Kurs im „psychologischen“ 
Moment (den man mittels der Presse geschaffen hatte) beglückte. 
Es waren zum großen Bruchteil staatliche Papiere von Ländern 

mit der bekannten ‚blühenden Zukunft, die zu den schönsten 
Hoffnungen berechtigt“, dann aber gerade in den letzten Jahren 
Papiere amerikanischer Unternehmungen, die, gelinde gesagt, 
schon vorher stark „verwässert‘‘ waren; waren sie es noch nicht, 
so wurde dieser sehr rentable Prozeß nach der in Paris vor- 
genommenen Einführung rasch nachgeholt. 

Es ist bekannt genug, daß die politischen Ereignisse von 
1911—1913 manche der „schönsten Hoffnungen“ im Keime 
erstickten und für Jahrzehnte hinaus erstickt haben werden; 
dies gilt vor allem für die Balkanstaaten. Weiter machten eine 
ganze Reihe von süd- und nordamerikanischen Unternehmungen, 
in die Milliarden französischen Goldes hineingesteckt worden 
waren, und mit denen die Haute-Finance Hunderte von Mil- 
lionen verdient hatte, zur gleichen Zeit halb und halb bankerott, 
d. h. sie waren in „Receiverschaft‘‘ geraten; dies galt besonders 
für gewisse Eisenbahnunternehmungen im Lande der unbe- 
grenzten Möglichkeit. Die südamerikanischen Staaten weigerten 
sich charaktervollst, irgendeine Verantwortung für die unter 
den Auspizien der beiden Regierungen vorgenommenen Trans- 
aktionen und Emissionen zu übernehmen, und einige Teilstaaten 
der großen Republik im Norden folgten diesem bequemen Bei- 
spiel. Schon Mitte 1913 erhielt der französische Rentner für 
eine Reihe amerikanischer Zinsscheine keinen Centimes mehr, 
und andere Werte fäulten auch schon an, so etwa die spanischen. 
Kurz, es begann ein Sinken der Kurse von Effektenkategorien, 
die zum größten Teil auf dem Pariser Platze untergebracht 
worden waren. Die Besitzer der dubiosen Papiere suchten na- 
türlich, diese so schnell als möglich los zu werden, was den 
offenen und den offiziellen Markt mit einer Hochflut von Effekten 
überschwemmte und beide einem schweren Druck aussetzte, 
der durch eine allgemeine Kursrichtung nach unten zu charak- 
terisiert war. Die zunächst hiervon betroffenen großen Emis- 
sionshäuser und Banken, so etwa die „Banque Argentine et 
Française“, die „Caisse Hypothécaire Argentine“, der „Credit 
Foncier du Brésil“ usw., versuchten es anfangs, durch Inter- 
ventionskäufe dem Kurssturz entgegen zu arbeiten, ähnlich wie 
dies im Oktober 1912 ein Syndikat unter der Führung der 
„Union Parisienne zum Zwecke des Hochhaltens russischer 
Werte schon hatte tun müssen. Aber dies war vergebens, die 
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Plethora an nicht liquiden Werten in allen Portefeuilles war 
viel zu groß, die Spekulation hatte sich viel zu tief engagiert, 
die auf den Markt geworfene Masse war um ein Vielfaches zu 
reichlich, und so wurden die schon mit den Balkankriegen 
etwas schwachen Liquiditätsverhältnisse der großen Institute 
und der bekannten Finanzkonzerne zusehends und fühlbar 
schlechter. Alte Institute, an deren Solvabilität früher niemand 
zu zweifeln gewagt hätte, brachen lautlos über Nacht zusammen, 
ihre Leiter mit Namen von reinstem Klang sollen Selbstmord 
begangen haben — auf jeden Fall verschwanden sie. Ein 
Rieseninstitut, wie die mit 500 Milliarden Franken arbeitende 
„Societe Generale‘, soll nur dank der Intervention der Regierung 
gerettet worden sein — auf jeden Fall war das frühere blinde 
Vertrauen auf dies Institut derart in Mißtrauen umgeschlagen, 
daß die „Société Generale“, um ihre Depositengläubiger zu 
beruhigen, zu dem für sie beschämenden und höchst ungewöhn- 
lichen Mittel greifen mußte, eine Untersuchung ihres Wechsel- 
portefeuilles durch die Bank von Frankreich zu veranlassen. Dies 
beruhigte zwar den Sturm für einen Augenblick, aber die nach- 
haltende Wirkung dieses Vorgehens war denkbar schlecht, da der 
französische Sparer und Kapitalist zum erstenmal schwarz auf 
weiß und gewissermaßen von höchster Seite aus erfuhr, welch 
buntscheckiges und dubioses Gemisch von Effekten aus aller 
Herren Länder von der finanziellen Oligarchie Frankreichs über 
diesen Staat ausgeschüttet worden war, Jahr aus, Jahr ein. 
Allmählich kam für die Banken noch das sehr echte Gespenst 
der Rückforderung der Bareinlagen hinzu. Auf der Börse trat 
eine Panik der andern die Fersen ab, nicht nur die Kurse 
exotischer Kompartimente fielen, sondern auch die heimischer 
Werte, darunter eine Reihe von sog. ,Familienpapieren“, die 
absolut sicher waren, die aber mitgerissen wurden und dadurch 
die Panik noch verschärften. Und allen anderen voran die 
Rente, das Aushängeschild des „Bankiers von Europa“ | 

Und die finanzielle und industrielle Lage des Hauptschuldners, 
Rußlands, war ebenfalls immer prekärer geworden. Die politische 
Annäherung zwischen Rußland und Frankreich ist der Geld- 
not des einen Staates, dem Paris gab, was ihm London und 
Berlin versagte, und teilweise dem Gefühl der Erlösung Frank- 
reichs aus seiner politischen Isolierung entsprungen — wobei 
die Hoffnung, Rußland möge sich als der Retter der verlorenen 
Provinzen erweisen, auch eine große Rolle spielte. Die finan- 
zielle Oligarchie Frankreichs faßte dies Bündnis auf jeden 
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Fall von der mehr praktischen Seite auf und erklärte das 
Erwerben von Anleihen des ami et allié wohl hauptsächlich 
deshalb als hochpatriotische Pflicht, weil hierbei Hunderte von 
Millionen an Kommissionen bei einem Geschäft abfielen, das 
man als todsicher bezeichnen konnte. Besonders verdient machte 
sich hierbei der Graf Witte, der offiziell dem Jacques Bonhomme 
die Fata morgana eines in üppiger und fetter „Schwarzerde‘“ 
prangenden, industriereichen Rußlands vorzauberte, während 
es ihm im mehr vertrauten Kreise ‚egal‘ war, was aus dem 
französischen Goldstrom eigentlich in Rußland wurde. Anfangs 
war dieser Exodus in Anbetracht des Reichtums an disponibelm 
französischen Kapital weniger bedenklich; im Lauf der Jahre 
und mit der Zahl der Milliarden-Anleihen mußte aber der Zeit- 
punkt eintreten, in dem es praktisch nicht mehr im freien 
Willen der französischen Bankwelt lag, ob sie neue Anleihen 
des Verbündeten annehmen wollte oder nicht, da im Neinfalle 
ein finanzieller Zusammenbruch Rußlands und damit eine Ent 
wertung aller bereits von Frankreich aufgenommenen russischen 
Papiere zu besorgen war. Dieser verderbliche Zirkel wurde 
sehr beengend, als die Balkankriege ausbrachen, die Frankreich, 
dem russischen Druck nachgebend, finanzieren mußte. Aber 
nicht nur trieb der auf die Verschnapsung des Volkes begrün- 
dete russische Staatshaushalt, erdrückt von der ungeheuren 
Steuerlast und dem Wachsen unproduktiver Ausgaben, einem 
Bankbruch zu, wie es ja, um nochmals den verstorbenen Witte 
zu Wort kommen zu lassen, bei „einem Budget, das auf die 
Zerrüttung der moralischen und ökonomischen Kräfte der großen 
Mehrheit der russischen Bürger begründet war“, nicht anders 
erwartet werden durfte, sondern die russische Industrie, auf 
die man so viele Hoffnungen gesetzt und in die man ebenfalls 
Hunderte von Millionen gesteckt hatte, wollte aus ihren ,Kinder- 
krankheiten*“ nicht herauskommen. Es war keine, eine gesunde 
Industrie ermöglichende Verwaltung da, die legalen Hindernisse 
allein waren zu groß, die Bürokratie schlachtete die Henne, 
bevor sie ein Ei gelegt hatte, und ein Stamm guter Industrie- 
arbeiter war nicht heranzuziehen. Auch die famose ‚„Schwarz- 
erde“ konnte nicht alles allein herausreißen; zudem stand es mit 
dem russischen Haushalt schon so, daß eine einzige Mißernte ge- 
nügt hätte, um das Passivsaldo der Handelsbilanz derart zu ver- 
schärfen, daß ein neues Milliardenanleihen oder der Zusammen- 
bruch unabwendbar gewesen wären. Also die russischen Industrie- 
werte fielen ebenfalls, einmal mehr, dann wieder minder, aber 
sie fielen ziemlich ständig. 
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Zu Beginn des Jahres 1914 hatte die Haute-Banque noch- 
mals eine russische 4!/2prozentige Anleihe im Betrage von 
665 Millionen aufgenommen, die aber nur als erstes Fünftel 
einer mehrfachen Milliarden-Anleihe gedacht und deren Zweck 
die Anlage von wirtschaftlichen und strategischen Bahnen war; 
die Emission fand im Februar zum Kurse von 93®/, v. H. statt. 
Aber während bis dahin die Erlöse aus dergleichen Geschäften 
zunächst bei den betreffenden Emissionsbanken deponiert blieben 
und zur Stützung des Marktes der russischen Papiere durch 
Gewährung billiger Reportgelder dienten, sah sich diesmal die 
russische Finanzverwaltung ‚„veranlaßt‘‘, diese Gelder zurück- 
zuziehen; hierbei waren zweifelsohne politische Motive 
ausschlaggebend. 

Welches die Motive für dies Vorgehen waren, läßt sich 
nicht mit aller Bestimmtheit sagen; aber die Vermutung, 
daß es sich hier ebenfalls um eine Daumenschraube, ein Vor- 
gehen handelte, dessen Zweck die Verschlimmerung der Lage 
der immer noch zu friedliebenden Oligarchie war, liegt wirklich 
sehr nahe. Sei dem, wie ihm wolle, die Verschlimmerung trat 
ein, hauptsächlich in Gestalt eines sehr scharfen Preissturzes 
der Russen, verursacht durch den Mangel der üblichen Kurs- 
unterstützung. Daß dies nicht zur Beruhigung des ohnehin 
schon halb hysterischen französischen Publikums diente, braucht 
wohl nicht betont zu werden. (Hier sei eine persönliche Er- 
innerung eingeschaltet. Der Schreiber dieser Zeilen traf gerade 
zur Zeit des Russensturzes mit einem unabhängigen, aber 
klerikal-konservativen Abgeordneten zusammen, der auch als 
Schriftsteller einen bekannten Namen trägt. Das erste, was 
dieser, schadenfroh die Hände reibend, sagte, war: „Les voilà 
collés au mur!“ — „Mais qui donc?“ — „Mais „eux“, les 
plutocrates démagogues — die demagogischen Plutokraten“.) 

Über den Umfang der Entwertung der gesamten, über 
Frankreich verbreiteten und von dieser Krise betroffenen Papiere 
wurde von den beiden Statistikern und Finanzwissenschaftlern 
Neymarck und Théry zu Ende 1913 und Anfang 1914 Schät- 
zungen angestellt, die mit Milliarden rechneten. Es hatte sich 
aber schon im Frühling des verhängnisvollen Jahres heraus- 
gestellt, daß diese Milliardenschätzungen viel zu niedrig gegriffen 
waren. Sicher ist eins: wäre es zum vollen Ausbruch der finan- 
ziellen Krise gekommen (was angesichts der Tatsache, daß die 
Positionen der Spekulation unhaltbar waren, sehr bald hätte 
eintreten müssen), so wäre die gesamte Finanzkraft Frankreichs 
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und deren Organisation aufs tiefste erschüttert worden — der 
Panamakrach, die Union Generale wären dieser Krise gegen- 
über harmlos erschienen. Nun stelle man sich vor, daß beim 
französischen Rentnervolk, das, wie man es heute deutlich sieht, 
das Geld weit höher einschätzt, als das doch so dünn fließende 
Blut (die Söhne schickt man ins Feld, das thesaurierte Gold 
aber nicht an die Bank von Frankreich!), jeder Bürger, jeder 
Bauer und die Mehrzahl der Arbeiter Besitzer von exotischen 
oder einheimischen Papieren, oder aber an dem hohen Renten- 
kurs unmittelbar interessiert sind — man vergesse nicht, daß man 
schon in Paris, wenn auch noch nicht im ganzen Frankreich, den 
wahren Umfang einer Finanzkrise ahnte, die vielen Millionen 
von Menschen ein schönes Stück Geld gekostet hätte und die 
in hohem Maße auf Handel und Industrie lähmend eingewirkt 
haben müßte — und dann wird man die Lage der finanziellen, 
an dieser Krise wie an der budgetären Finanznot schuldigen 
Oligarchie zu würdigen wissen. Aber die Täuschung konnte 
nicht mehr lange aufrecht erhalten werden, ebensowenig wie 
man die schwindelhaften Positionen hätte noch lange behaupten 
können; der Stein war ins Rollen geraten und er schien zur 
Lawine anwachsen zu wollen. Für die Haute-Banque blieb, 
da sie zu einer Sanierung zu feige war, wie schon gesagt, nur 
noch der einzige Ausweg, der Krieg, übrig, den man um so 
eher betrat, als man auch von anderen und sehr mächtigen 
Strömungen auf diesen Weg gedrängt wurde, als man nur zu 
geschehen lassen brauchte, und schließlich deshalb, weil die 
Herrschaft dieser Oligarchie auch einer sehr bedrohlichen Kritik 
ausgesetzt war. Abschließend sei dieser Strömungen und dieser 
Kritik gedacht. 


y 


Da ist als erste Strömung die sogenannte ‚Wiedergeburt‘ 
Frankreichs zu nennen, die uns um so mehr anging, als sie 
unverhohlen gegen uns gerichtet war, ebenso wie gegen das 
mehr friedliebende Frankreich. Der Grundzug dieser ‚Wieder- 
geburt‘‘ war der Haß gegen Deutschland, gegen die deutsche 
Kultur, die deutsche Wissenschaft und die deutsche wirtschaftliche 
Macht. In Wirklichkeit war dies kein neuer Haß, sondern jener 
sehr alte Haß, den der Franzose gegen den Sarazenen, den 
Andersgläubigen, den Deutschen des Mittelalters, den Engländer, 
Spanier, Italiener usw. empfunden hatte, kurz der klassische, 
staatenbildende Haß des Franzosen gegen den Fremden und 
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gegen das Fremde. Dieser Haß fiammte deshalb nach der 
Jahrhundertwende wieder stärker auf, weil ihm in einer neuen, 
nicht mehr unter dem furchtbaren Druck von 1870/71 stehenden 
Generation ein ungebrochener Träger herangewachsen war; denn 
die junge Generation Frankreichs war „nicht gewillt, die Sünde 
und die Schuld der Väter und Vorväter weiter zu schleppen“. 
Nun war diese „junge“ Generation aber schon um 1900 herum 
reif geworden, also auf jeden Fall nicht mehr jugendlich. Ihr 
Ziel war die Wiedererrichtung eines Frankreichs, wie es politisch 
und kulturell unter dem Sonnenkönig vorherrschend war; das 
erste Postulat mußte also die Rückeroberung der beiden ver- 
lorenen Provinzen sein. Auf dieses junge, „wiedergeborene“ 
Frankreich stützten sich jene Politiker einer etwas älteren 
Generation, die eine selbständigere Haltung zu erringen suchten. 
Die Mittel, mit denen das „wiedergeborene‘“ Frankreich arbeitete, 
waren so wahllos als wirkungsvoll. Ich nenne hier nur ein 
Beispiel, um zu zeigen, wie man gegen die mehr internationalen 
Elemente der eher friedliebenden Oligarchie ankämpfte. Als 
es sich um die allenfallsige Aufnahme einer österreichischen 
Anleihe auf dem Pariser Markte handelte, beschloß das ,,wieder- 
geborene‘, damals noch wenig beachtete Frankreich, dies An- 
leihen auf jeden Preis zu verhindern. Aber wie? Ein Presse- 
feldzug war deshalb ausgeschlossen, weil man über eine große 
Presse noch nicht verfügte. Da verfiel man auf das einfache 
Mittel, mitten im Bankenviertel von Paris die Mauer eines dem 
Abbruch geweihten Hauses zu mieten, und Tag für Tag konnten 
Tausende auf großen Plakaten das gesamte Sündenregister 
jener Banken lesen, die das verhaßte Anleihen vorbereiteten. 
Der Zweck wurde erreicht. 

Nach und nach erhielt das ,wiedergeborene“ Frankreich 
eine sehr tatkräftige Unterstützung aus dem klerikalen und dem 
monarchistischen Lager. Die finanzielle Oligarchie mußte dieser 
Strömung Rechnung tragen, was sie in augenfälligster Weise 
dadurch tat, daß sie die Wahl des vom ,,wiedergeborenen'“ 
Frankreich als ‚Retter‘ auserkorenen Poincaré zum Präsidenten 
zuließ. Dies war eine ganz bedeutende Konzession, Poincaré 
als Lothringer war ein ganzes Programm. Wiederum war es 
eine Konzession an das chauvinistische Frankreich, als man 
die französische Finanzkraft zur wirksamsten politischen Waffe 
proklamierte. Auch die Epoche des „apaisement‘‘ gehört in 
die Reihe dieser Konzessionen an das „wiedergeborene‘“ und 
auch wieder fromm gewordene Frankreich (wobei betont sein 
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mag, daß sich diese ‚Wiedergeburt‘ nur auf Paris erstreckte), 
das die bonne Lorraine zur Nationalheldin erhob. 

Eine andere Strömung war der schon früher 'erwähnte 
Neo-Imperialismus, den die Oligarchie zu ihren kolonialen Ge- 
schäften sehr gut verwenden konnte; doch geriet die Oligarchie 
hiermit stark in ein politisch-imperialistisches und damit 
wiederum in ein chauvinistisches Fahrwasser. 

Aber auch die teils direkte, teils indirekte Kritik an der 
finanziellen Oligarchie darf gewiß nicht unterschätzt werden. 
Da war zunächst die sehr berechtigte Kritik auf dem ureigenen 
Gebiet dieser Oligarchie, nämlich die Kritik an deren Finanz- 
mißwirtschaft. Diese Kritik setzte zum erstenmal nach dem 
russisch-japanischen Feldzug ein, der für das „wiedergeborene“ 
Frankreich deshalb eine furchtbare Enttäuschung war, weil es 
dem Ritter gewisser Hoffnungen in diesem Kriege sehr schlecht 
erging. Es erschienen die berühmten Artikel des Anonymus 
„Lysis“, die in Wirklichkeit nur Kopien des Buches von Rath 
über den russischen Koloß mit den tönernen Füßen waren, die 
aber in Frankreich mit seinen Milliarden von russischen Papieren 
großes Aufsehen erregten. Was war aus all den dem ami et 
allié geliehenen Milliarden geworden, warum hatte man geliehen, 
und wer hatte hierbei profitiert? Als die oben geschilderte 
Finanzkrise hereinbrach, lebte diese Kritik mit verdoppelter 
Kraft wieder auf, diesmal getragen von einem erstarkten chau- 
vinistischen Frankreich. Die gesamte finanzielle Chantage-Presse, 
die klerikale, die monarchistische und die syndikalistische Presse 
griffen dies Leitmotiv auf und setzten der Oligarchie sehr zu. 

Von den gleichen Lagern aus erhob man den Vorwurf, 
daß die „internationale“ Oligarchie den Exodus des französischen 
Geldes begünstige und dadurch der heimischen Industrie und 
dem heimischen Handel den Lebensnerv entziehe. Dieser sehr 
zugkräftige Vorwurf war insofern unberechtigt, als es in Frank- 
reich keinen Kleinkredit gibt und als sich die große Industrie 
und der große Handel für finanziell saturiert erklärten. (Wir 
haben es hier mit einer sehr interessanten Parallelerscheinung 
zur „Rationalisierung des Geschlechtstriebes'*, auch Einkinder- 
system genannt, zu tun; ebenso, wie man dem einzigen Sohn 
oder der einzigen Tochter keinen Konkurrenten geben will, so 
verzichtet man darauf, sich durch Gründung industrieller Unter- 
nehmungen eine unbequme Konkurrenz zu verschaffen.) 

Wir haben einleitend betont, daß der französische Parla- 
mentarismus das beste Werkzeug der Oligarchie war. Dieser 
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Parlamentarismus wurde aber in dieser seiner Eigenschaft gerade 
in den letzten Jahren einer sehr scharfen, mit der bittersten 
Ironie arbeitenden Kritik bedacht. Hier war Barrès der Führer 
im Kampf gegen das, was er seit 1912 nicht mehr anders, als 
die „Kloake‘“ bezeichnete; da er mitten in der „Kloake“ stand, 
fehlte es ihm nicht an Einblick... . Die Kammer als die 
„Republik der Kameraden“, in der eine unsaubere Hand die 
andere schmiert, wurde an den Pranger gestellt, Publizisten, 
die Mut bekommen hatten, fragten sich und ein recht beträcht- 
liches Publikum, für wen diese „Republik der Kameraden“ 
letzten Endes eigentlich arbeite. Die Antwort war immer die 
gleiche und wurde je öfters, um so gläubiger gehört. In der 
Kammer selber waren Zersetzungsfermente — falls man diesen 
Ausdruck, der gewiß nicht tadeln soll, gestattet — tätig; auch 
mußten gewisse Politiker unter dem Druck großer Strömungen 
energischer und selbständiger auftreten. So etwa Jaurès, dem 
vor dem Syndikalismus sehr bangte, und der deshalb gerade 
in der entscheidenden Zeit sich auf seine eigentliche Aufgabe 
besann, nämlich auf die Bekämpfung des Kapitalismus, von 
dem er doch lebte. Auch die Wesensart der großen Presse 
wurde da und dort in ein zu helles Licht gesetzt, was wiederum 
nicht zur Stärkung der Herrschaft der Oligarchie beitrug. 
Man darf bei einem stark rationalistischen, der Phrase und 
dem Schlagwort verfallenen Volke die Bedeutung einer solchen 
Kritik nicht unterschätzen. Bei innerpolitischen Kämpfen ent- 
scheidet in Frankreich nicht der Mensch in Fleisch und Blut 
gewissermaßen, sondern der ,,citoyen“, also jenes ziemlich ab- 
strakte Produkt einer im 18. Jahrhundert einsetzenden Entwick- 
lung, die den Franzosen von Generation zu Generation auf den 
mit so und so viel politischen Rechten ausgestatteten „Bürger“ 
herabgebracht hat; dieser citoyen ist aber für Kritik außer- 
ordentlich empfänglich und heute, wie vor mehr denn hundert 
Jahren, fähig, sich für irgendeine packende Idee zu begeistern, 
ohne sich jemals die Mühe der Nachprüfung dieser Idee auf 
ihre realen Grundlagen zu nehmen. Ein gutes Schlagwort, 
eine große Geste, ein geschicktes Pamphlet sind in Paris immer 
noch von Wirkung; diese Wirkung ist um so größer, falls den 
Schlagworten, der Kritik auch reale Objekte zugrunde liegen. 
Dies war aber bei fast allen gegen die finanzielle Oligarchie 
gerichteten Schlag- und Losungsworten der Fall. Die Pamphlete 
schärfster Art wurden immer zahlreicher, zuletzt erschienen sie 
in periodischer Reihenfolge. Ich nenne hier nur das mit den 
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ungeheuerlichsten Anklagen und mit den geschicktesten Titeln 
arbeitende „L’Oeuvre‘ von Téry, das, in auffallendem Umschlag, 
Woche für Woche erschien und an Chauvinismus und Haß 
gegen die Oligarchie alles überbot, was zuvor geleistet worden 
war. Dies „L’Oeuvre‘“ setzte sich glänzend durch, trotzdem es 
dort verboten wurde, wo dies geschehen konnte, also etwa an 
den Buchständen der privaten und staatlichen (!) Bahnen usw. 
Anfangs war der Absatz mittelmäßig, nach wenigen Monaten 
wurde er reißend, und jetzt erscheint „L’Oeuvre‘“ tagtäglich! 
Nun wäre es sehr einseitig, wenn man hier nicht derjenigen 
Faktoren gedenken wollte, die von außen her Frankreich dem 
Kriege zutrieben, also der Politik der Eduard VII, Nicholson, 
Grey, Iswolsky und Tittoni. Hier sehen wir ja dank der 
„Enthüllungen aus den belgischen Archiven“ sehr klar, besonders 
wertvoll sind sie jedoch für die vorliegende Arbeit deshalb, 
weil diese in prächtiger Weise durch die „Enthüllungen‘“ ge- 
stützt wird. „Niemand“ in Frankreich will im Jahre 1905 den 
Krieg, schrieb der belgische Gesandte in Paris, wobei er unter 
diesem ,Niemand“ den Großfinanzier Rouvier und dessen Kreise 
verstand und von dem damals recht stattlich vorhandenen, 
chauvinistischen Frankreich der Barrès, Deroulöde, de Mun und 
Konsorten gänzlich absah und auch absehen konnte. Ja, Rouvier 
will Frankreich ausgeschaltet wissen, falls dennoch ein Krieg 
ausbrechen sollte. Im folgenden Jahre setzt Eduard VII seine 
Bemühungen, die wirklich leitenden Kreise für eine aggressive 
Politik zu gewinnen, dadurch fort, daß er Delcassé in Paris 
besucht. Dies wird ihm übel vermerkt, in den wissenden 
Kreisen empfindet man diesen Besuch als überflüssig und als 
höchst gefährlich. Im nächsten Jahre ist Pichon ebenfalls un- 
angenehm überrascht durch einen weiteren Besuch des Gift- 
mischers; man hegt, immer nach dem belgischen Gesandten 
in Paris, in Frankreich den Wunsch, der britischen Einmischung, 
die als „fremd und verdächtig“ empfunden wird, ein Ende zu 
setzen. Also das maßgebende Frankreich ist damals noch weit 
davon entfernt, die „Verantwortung für die englisch-deutsche 
Antipathie“ zu teilen. Zugleich aber verzichtet man in nichts 
auf den wirtschaftlichen Imperialismus, wobei, nach dem belgi- 
schen Gesandten in Berlin, der maßgebende Einfluß in Marokko 
der Bank eingerämt wird .. . Im Jahre 1907 setzten aber 
auch die ersten, schweren Angriffe gegen die Finanzmibwirt- 
schaft der herrschenden Oligarchie ein, verursacht durch die 
russische Niederlage im Fernen Osten; „um sich für den Augen- 
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blick gegen Gefahren zu rüsten, schreibt der belgische Gesandte 
in Paris, und um die Stellung der Leiter seiner inneren Politik 
zu festigen, lädt Frankreich (durch sein Eingehen auf die 
Politik Englands) eine Dankesschuld auf sich, die ihm schwer 
erscheinen wird, wenn eines Tages England die Zwecke ent- 
hüllen wird, zu denen es die Kräfte benutzen will, die es heute 
um sich geschart hat“. Cambon in Berlin hat aber damals 
noch den aufrichtigen „Wunsch“, die deutsch-französischen Be- 
ziehungen zu verbessern. Im Jahre 1908 wird Delcasse von 
Pichon eine scharfe Lektion erteilt. Doch kann man Masche 
für Masche sehen, wie sie sich immer dichter um die maßgeben- 
den Faktoren Frankreichs legen, außerdem ist man in Paris 
damals der Meinung gewesen, daß Deutschland noch weiter- 
hin nachgeben werde. Im gleichen Jahr wird von Greindl in 
Berlin auf die doppelt gespaltene Politik Frankreichs hin- 
gewiesen, auf die friedliebende und auf die, deren Leiter unter 
anderen jener Ministerstürzer wurde, von dem damals die monar- 
chistische und alles eher als deutschfreundliche ‚Action francaise“ 
nie anders, als von dem „vendu à l'Angleterre“ sprach, von 
Clemenceau nämlich. Aber das friedliebende Frankreich hat, 
nach v. Schön und nach Greindl, immer noch die Oberhand; 
doch befürchtet Greindl, daß Frankreich, jetzt schon im Schlepp- 
tau Englands, in einem kritischen Augenblick nicht Herr der 
Lage bleiben werde (was ja auch zutraf). Eduard VII versuchte 
es im Jahre 1909, nach der Balkankrise, die von ihm konstru- 
ierte „Maschine“ gegen uns in Bewegung zu setzen — sie ver- 
sagt, da, nach Greindl, Frankreich von dem aufrichtigen Wunsche 
beseelt ist, einen allgemeinen europäischen Brand zu vermeiden. 
Derart können wir, Bericht für Bericht, verfolgen, wie 
das maßgebende Frankreich einerseits zäh an seinem anfäng- 
lich rein wirtschaftlichen Imperialismus festhält, wie es aber, 
von innen wie von außen her gedrängt, immer mehr auf 
chauvinistische Bahnen getrieben wird, was aber nicht ohne 
einen sehr starken Widerstand seitens dieser sowohl klugen, 
als mißtrauenden Oligarchie vonstatten geht. Im entscheidenden 
Augenblick war sie aber nicht mehr Herr der Lage, weil sie 
zu geschwächt und von feindlichen Kräften bedroht war, die 
wir oben eingehender schilderten. 


+ * 
+ 


Dieser vielfältige Ansturm gegen die finanzielle Oligarchie 
wäre ungefährlich gewesen, wenn sie noch über tatkräftige und 
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machtvolle Führer verfügt hätte. An solchen fehlte es jedoch 
durchaus, die Enkel und Urenkel der Helden Balzacs waren 
und sind entartet, Frankreichs reichste Bourgeoisie steht im 
Zeichen des Verfalls. Um den Mangel im eigenen Kreis zu 
ersetzen, mußte man , Kinder des Volkes“ mieten, wie die 
Briand, Viviani, Millerand, Leute von oft zweideutiger Herkunft, 
problematischer Haltung und bar jener harten und beschränkten 
Kastenvorurteile, die während dreier Generationen der beste 
Wall gegen alle Anstürme gewesen waren. Dieser Mangel an 
Führern wurde gerade in der hochkritischen Zeit der letzten 
zwei, drei Jahre zum Verhängnis. ‚Le Baron de Rothschild est 
encore toujours mort" klagten die führenden Finanzblätter 
während der finanziellen Krise, um dann in schonender, aber doch 
deutlicher Form die Impotenz der Korporation der „agents de 
change“ zu beleuchten, die eine Sitzung nach der andern ab- 
hielt, ohne den Mut zum radikalen Ausmerzen der zweifelhaften 
Elemente und zu einer Sanierung der kritischen Lage zu finden. 
Seit Anfang 1914 lebte man von einem Ereignis zum andern, 
man ließ die Dinge an sich herankommen, man hatte kein 
festes Ziel und nicht mehr genügend Korpsgeist, um geschlossen 
der Schwierigkeiten Herr werden zu können. Tief in die 
eigene Schuld verstrickt, vor einem großen Teil des Landes 
auf der Anklagebank und vor die Wahl gestellt, entweder mit- 
oder ziemlich sicher unterzugehen, ließ man es zum Kriege 
kommen. Vom ethischen Standpunkt aus war dies ein grauen- 
haftes Verbrechen; von dem der Oligarchie eignenden, mora- 
lischen Standpunkt aus war es die offene Bankerotterklärung ; 
vom rein egoistischen, allein durch die Selbsterhaltung be- 
stimmten Standpunkt aus war es dagegen vermutlich das einzige, 
was zu tun übrig blieb. 


Zum Stand der politischen Probleme 
Zusammenfassende und vergleichende Übersichten 


I. 
Volkswirtschaft und Volksvermögen im Krieg 


Von Albert Haas 


Della potenza dell’ Alamagna alcun non debbe dubitare, 
perchè abbonda di uomini, di ricchezze edi armi. 
Nicooló Macchiavelli, 

Ritratti delle cose dell’ Alamagna. 


L 

Der europäische Vólkerkrieg hat Heeresmassen in Bewegung gesetzt, 
wie sie die Weltgeschichte noch nicht gesehen hat. Millionen von Menschen 
wurden der gewohnten wirtschaftlichen Betätigung entzogen. Und wie sie 
auf der einen Seite somit aus der vorher bestehenden Organisation für die 
Erzeugung wirtschaftlicher Güter ausschieden, so mußte auf der anderen 
Seite eine neue riesenhafte Organisation für die Herstellung und Verteilung 
wirtschaftlicher Güter an sie, für ihre Bekleidung, Verpflegung und Aus- 
rüstung im weitesten Sinne des Wortes geschaffen werden. Aber hiermit 
und mit der Festlegung großer Kapitalien für diese neuen Zwecke des 
Krieges war dessen wirtschaftliche Einwirkung nicht erschöpft. Kriegsgrund 
und Kriegsziel unserer Feinde sind dermaßen mit wirtschaftlichen Erwägungen 
durchsetzt, daß in ihrer Kriegführung und in der notwendig gewordenen 
deutschen Abwehr wirtschaftliche Mittel eine Rolle spielen, die unmittelbar 
an die Wirtschaftskämpfe des Mittelalters erinnert. 

Die Kriegfübrung unserer Feinde richtet sich also zum großen Teile 
gegen die deutsche Volkswirtschaft und das deutsche Volksvermögen. Wissen- 
schaftliche Untersuchungen über diese beiden Fragen aber leiden schon in 
normalen Verhältnissen darunter, daß genaue und unmittelbare Angaben 
hierfür nur in geringem Maße zur Verfügung stehen und daß im übrigen 
nur auf dem Wege der Schätzung und Berechnung Ergebnisse erzielt werden 
können. Diese Schwierigkeiten werden im vorliegenden Falle durch den 
besonderen Charakter der Kriegsmaßnahmen noch vergrößert. Wie ein 
Heerführer die Welt und damit auch den Feind nicht über die von ihm 
angeordneten Truppenbewegungen und ihren Fortgang unterrichten darf, 
so muß auch die wirtschaftliche Kriegführung Deutschlands ihre Maßnahmen 
der Abwehr und des Gegenangriffes zum erheblichen Teile geheim halten. 
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Es wird also äußerst schwer, wenn nicht überhaupt unmöglich sein, bei 
diesen Untersuchungen zu absoluten Zahlen als Schlußergebnis zu gelangen. 
Wohl aber werden die hierbei anzustellenden Berechnungen darüber Auf- 
schluß geben können, in welcher Richtung sich die Wirkungen der feindlichen 
sowie der deutschen wirtschaftlichen Kriegsmaßnahmen bewegen. 

Diese Unsicherheit der Ergebnisse wird schon bei einer Prüfung der 
Grundlagen für eine solche Untersuchung klar. Das deutsche Volksvermögen, 
dessen Zerstörung das Kriegsziel unserer Feinde war, kann natürlich nicht 
mit einwandfreier Sicherheit in Zahlen festgestellt werden. Allein gerade 
während der letzten Jahre vor dem Kriege haben hervorragende Vertreter 
der Volkswirtschaft sich der Lösung gerade dieser Frage in so großer Zahl 
zugewendet, daß ihren Angaben eine verhältnismäßig große Sicherheit eigen 
ist. Nach den Ermittelungen des jetzigen Staatssekretárs des Reichsschatz- 
amtes Dr. Helfferich muß die Höhe des deutschen Volksvermögens mit unge- 
fähr 300 Milliarden Mark angenommen werden. Andere Schätzungen, die 
einige Jahre weiter zurückliegen, waren zu ähnlichen Ergebnissen gelangt. 
So hatte Ballod einen Betrag von 270 Milliarden Mark ermittelt, wobei zu 
berücksichtigen ist, daß bei der schnellen Vermehrung des deutschen Volks- 
vermögens diese Zahl sich tatsächlich mit der von Helfferich angegebenen 
deckt. Beträgt doch die Zunahme des deutschen Volksvermögens nach Helf- 
ferich 8 bis 8,5 Milliarden Mark im Jahre, wozu noch eine weitere Erhöhung 
durch den Wertzuwachs auf 10 Milliarden tritt. Im ganzen gibt Helfferich 
das jährliche Einkommen des deutschen Volkes auf 42 Milliarden Mark an, 
von denen etwa 7 Milliarden für öffentliche Zwecke, etwa 27 Milliarden für 
den privaten Verbrauch und die restlichen 8 Milliarden für die bereits er- 
wähnte Vergrößerung des Vermögens verwendet wurden. Diese Zahlen sind 
an sich schon staunenerregend. Sie erhalten aber ihre wirkliche Bedeutung 
erst durch einen Vergleich mit den Vermögen unserer Feinde. Nach der von 
Helfferich angeführten Schätzung von Edmond Théry stellte sich das franzö- 
sische Volksvermógen im Jahre 1908 auf 232,5 Milliarden Mark, während 
Leroy-Beaulieu es noch vor einer Anzahl von Jahren sogar auf nur 170 Mil- 
liarden Mark berechnete. Der sich hierbei ergebende Unterschied darf aber 
keineswegs auf eine inzwischen eingetretene starke Vermehrung des franzö- 
sischen Volksreichtums zurückgeführt werden. Infolge der geringen Unter- 
nehmungslust der Franzosen und ihre Vorliebe für ein Rentnerdasein ist 
dieses Vermögen nämlich zum großen Teil fest verzinslich angelegt, so daß 
es nur eine verhältnismäßig geringe Rente einträgt. Nach Leroy-Beaulieu 
stellte sich denn auch das französische Volkseinkommen nur auf 20 Mil- 
liarden Mark, so daß trotz der großen, in Deutschland meist nicht gebührend 
gewerteten Sparsamkeit der Franzosen sich ihr Volksvermögen nur sehr 
langsam vermehren kann. 

Auch England kann sich in bezug auf seinen Reichtum und sein Volks- 
einkommen kaum mit Deutschland messen. Die von Helfferich erwähnte 
Schätzung des englischen Volksvermögens lautet auf 230 bis 260 Milliarden 
Mark und die von Chiozza Money stammende Schätzung des englischen Volks- 
einkommens auf 35 Milliarden. 

Natürlich erregten dieses deutsche Volksvermögen und seine schnelle 
Vermehrung den Neid der Engländer. Sich des deutschen Wettbewerbes auf 
den Weltmärkten zu entledigen und so die Quellen zu verstopfen, aus denen 
der deutsche Reichtum gespeist wurde, war deshalb das Ziel der englischen 
Politik. Es führte dazu, daß England den jetzigen Krieg durch seine Ein- 
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kreisungspolitik verursachte und daß es in dem Kriege mit wirtschaftlichen 
Maßnahmen, namentlich aber mit der Unterbindung des deutschen übersee- 
ischen Außenhandels vorging. 

Daß England von dieser Maßnahme entscheidende Kriegswirkungen 
erhoffte, ist bezeichnend für die Sonderart der britischen Weltauffassung. 
Der Engländer mißt alle Länder an seinem Heimatlande. Und wie die eng- 
lischen Zustände für ihn selbstverständlich den Höhepunkt der bisher er- 
reichten Kulturfortschritte darstellen, so sind die Zustände in anderen Ländern 
nach seiner Ansicht lediglich Vorstufen zu der britischen Vollkommenbheit, 
falls sie nicht gar Verirrungen vom Pfade der wirklichen Kultur bedeuten. 
So hat noch Herbert Spencer die Stufenleiter der military und der industrial 
civilisation als Grundgesetz der menschlichen Entwicklung aufgestellt und 
hat damit nach seiner Ansicht Englands unbedingte kulturelle Überlegenheit 
bewiesen. Für England aber würde die Abschneidung vom überseeischen 
Außenhandel den wirtschaftlichen Tod und eine vollständige Niederlage be- 
deuten. Die englische Volkswirtschaft ist weniger auf unmittelbare Erzeugung 
wirtschaftlicher Güter als auf deren Verarbeitung, deren Transport und deren 
handelsmäßige Verwertung gestellt. Kann England keine Rohstoffe mehr 
aus dem Auslande beziehen, so kann es sie auch nicht zu Fertigwaren ver- 
arbeiten und diese nicht mehr an das Ausland verkaufen. Damit aber würde 
die Mehrzahl der Engländer erwerbslos werden. Die in England vorhandenen 
Vermögen müßten eingreifen und die brotlos gewordenen Arbeiter durch 
wohltätige Gaben unterhalten. Ehe aber diese für’ die Unterstützten ebenso 
wie für die Unterstützenden höchst unangenehme Entwicklung zu Aufständen 
führen könnte, würde der Mangel an Nahrungsmitteln die ganze Nation bereits 
dem Hungertode nahe gebracht haben, ganz abgesehen davon, daß eine Krieg- 
führung für England ohne Einfuhr der ausländischen Rohstoffe für Kriegs- 
material undenkbar ist. 

Daß der englische Plan einer körperlichen sowie kriegstechnischen 
Aushungerung Deutschlands mißglückt ist, braucht nicht erst nachgewiesen 
zu werden. Nach weit mehr als einjähriger Kriegsdauer hat Deutschland 
noch immer reichliche Nahrungsmittel. Und die Ironie des Schicksals hat 
es gewollt, daß nicht das ausgehungerte Deutschland, sondern seine aus- 
hungernden Feinde zum wenigsten längere Zeit Mangel an Kriegsmaterial hatten. 

Dagegen liegen die rein wirtschaftlichen Wirkungen der Unterbindung 
des deutschen Außenhandels nicht so deutlich und einfach zutage. Deutsch- 
lands Außenhandel betrug im Jahre 1913 in der Einfuhr (Spezialhandel) 
10770,3 Millionen Mark und in der Ausfuhr 10096,5 Millionen Mark. Der 
deutsche Außenhandel zeigte also eine Passivität von 673,8 Millionen Mark. 
Dabei war in dem erwähnten Jahre die Ausfuhr ganz besonders stark ge- 
wachsen, während die Einfuhr sich verhältnismäßig weniger geändert hatte. 
Im Jahre 1912 betrug die Ausfuhr noch 8956,8 Millionen Mark und die Einfuhr 
10691,8 Millionen Mark, was eine Passivität von 1735,0 Millionen Mark er- 
gibt. Im Jahre 1911 stellte sich die Ausfuhr auf 8106,1, die Einfuhr auf 
9705,7 und die Passivität der Handelsbilanz auf 1599,6 Millionen Mark. Im 
Durchschnitt dieser drei Jahre war jedenfalls die deutsche Handelsbilanz um 
mehr als eine Milliarde Mark passiv gewesen. 

Es ist selbstverständlich, daß dieser Passivität der Handelsbilanz Deutsch- 
lands keine Passivität seiner Zahlungsbilanz entsprochen hat. Und 
man geht wohl kaum fehl, wenn man annimmt, daß in den Jahren 1911 
und 1912 die Beträge, um die die damalige Handelsbilanz passiv war, auf 
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Grund anderer wirtschaftlicher Vorgänge durch aktive Posten in der Zahlungs- 
bilans Deutschlands ausgeglichen wurden. Das bedeutet aber, daß diese 
Quellen ausländischer Zahlungen, die im Jahre 1918 doch höchstens teilweise 
versiegt sein konnten, gerade in dem zuletzt genannten Zeitabschnitt eine 
merkliche Erhöhung der Aktivität unserer Zahlungsbilanz oder eine Verbesse- 
rung unserer Stellung in der internationalen Vermögensverschiebung verur- 
sacht haben müssen. 

Nimmt men nun zunächst an, daß es unseren Feinden gelungen wäre, 
uns ganz vom Außenhandel der Welt abzuschneiden, so würde allerdings ein 
Teilbetrag dieser eine Milliarde Mark übersteigenden Zahlungen aus dem 
Auslande nicht mehr nach Deutschland gelangt sein. In der Hauptsache 
wärden dann neben den Gewinnen aus der Exportindustrie die Einkünfte aus 
der Seeschiffahrt, aus dem Handel und aus dem Bankgeschäft mehr oder weniger 
ausgefallen sein. Nicht so jedoch die Einkünfte aus Kapitalien, die im Aus- 
lande zinstragend angelegt waren. Von ihnen würden die Zinsen der in 
England, Frankreich und Rußland befindlichen Darleben allerdings während 
des Krieges gesperrt geblieben sein, was letzten Endes nicht notwendiger- 
weise den Verlust dieser Zinsen, sondern nur eine Verschiebung in ihrem 
Eingang zu bedeuten hätte. Die in Japan befindlichen deutschen Kapitalien, 
wenigstens soweit sie in japanischen Öffentlichen Anleihen angelegt sind, 
haben übrigens während des Krieges ihre volle Verzinsung ohne Verzug er- 
halten, wie denn überhaupt die Japaner eine satirische Freude daran gefunden 
heben, sich auf ein anderes wirtschaftlich-sittliches Niveau zu stellen als 
England und seine europäischen Bundesgenossen. Auf jeden Fall aber sind 
den deutschen Kapitalisten während des Krieges die Zinsen aus den nicht 
am Kriege beteiligten, also aus den neutralen Ländern, vollständig zugute 
gekommen. Allerdings ist anzunehmen, daß infolge des in der ganzen Welt 
durch den europäischen Krieg verursachten wirtschaftlichen Niederganges 
diese Zinsen eine gewisse Verminderung erfahren haben müssen und daß 
ihnen sogar in zahlreichen Fällen Verluste oder Wertverringerungen deutscher, 
im Auslande angelegter Kapitalien gegenüberstehen. Immerhin läßt sich 
nicht von der Hand weisen, daß bei einer völligen Abschneidung Deutschlands 
vom Weltverkehr ein Teil seiner früheren ausländischen Einkünfte weiter 
bestehen und daß somit nach Vernichtung seines gesamten Außenhandels 
Deutschland aus dem Auslande einen bestimmten Zinsgenuß beziehen muß. 

Wie groß diese Beträge sein würden, ist natürlich in keiner Weise 
zu ermitteln. Andeutungen können nur aus den vorliegenden Schätzungen 
der deutschen Kapitalanlage im Auslande geschlossen werden. So schätzt 
Schmoller im Jahre 1892 den deutschen Besitz ausländischer Wertpapiere auf 
10 Milliarden Mark, 1893 bewertete ihn der Reichsbank-Präsident Koch auf 
12 Milliarden und die bekannte Denkschrift des Reichs-Marineamtes von 1906 
auf eher erheblich über als unter 16 Milliarden Mark. Das aber würde nach 
Helfferichs Berechnung für 1918 eine Gesamtanlage deutschen Kapitals im 
Auslande von 20 Milliarden Mark bedeuten. Nimmt man nun an, daß diese 
Zahl zutrifft und daß diese Beträge sich mit nur 3°/, durchschnittlich ver- 
zinsen, so würde das eine jährliche Zahlung von 600 Millionen Mark bedeuten, 
die sich bei einer 6°/,igen Verzinsung auf 1,2 Milliarden erhöhen würde. Von 
diesem Betrage würde jedenfalls ein Teil schon während des Krieges nach 
Deutschland fließen müssen, während ein erheblicher Teil des Restes — nach 
rechtlicher Auffassung — aus den jetzt gegen uns Krieg führenden Ländern 
später nach Deutschland gelangen müßte. 
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In Wirklichkeit liegen nun aber die Dinge nicht so, daß Deutschland 
tatsächlich vom gesamten Welthandel abgeschnitten worden ist. Vor allem 
ist ihm der Warenverkehr mit seinen neutralen Nachbarn geblieben, 
da England nicht in der Lage war, hier hindernd einzugreifen. Ja, es ist 
sogar anzunehmen, daß sich dieser europäische Warenverkehr während der 
Kriegszeit stark vermehrt hat, sowohl in der Einfuhr nach Deutschland wie 
in der Ausfuhr aus Deutschland, da für beide Warenbewegungen die Sicher- 
heit des Schienenweges seine Kostspieligkeit gegenüber dem Seewege wohl 
zum Teil aufgehoben hat. Dieser Außenhandel Deutschlands betrug aber im 
Jahre 1912: 


Einfuhr Ausfuhr 
Millionen Mark 

Belgien . . . . 2 2 . . . . 886,6 493,3 
Bulgarien . . . . . IB 28,6 
Dänemark . . . . . . . . . 202,2 254,2 
Griechenland . . . . . . . . 25,1 18,9 
Niederlande . . . . . . . . 845,4 608,5 
Norwegen . . . . . . . . . 68,5 144,7 
Rumänien . . . . 2 . . . . 138,2 131,7 
Schweden . . . . . . . . . 214 197,4 
Schweiz . . . 2 2 . . . . . 205,7 520,5 
Spanien . . . . e o . . 189,8 113,0 


Ein Blick auf diese Liste genügt, um einzusehen, daß etwaige Ver- 
schiebungen in den deutschen Handelsbeziehungen mit diesen Ländern während 
des Krieges nur teilweise in den Bereich der Möglichkeit fallen konnten und 
daß diese Verschiebungen in den meisten Fällen sich in eigenartiger Weise 
entwickeln mußten. So ist zum Beispiel kaum anzunehmen, daß die Schweiz 
ihre Ausfuhr nach Deutschland in besonderem Maße vergrößern konnte, 
während sie einerseits durch die Ausfälle infolge des Rückganges des Fremden- 
verkehres geringere Mengen aus Deutschland bezogen haben muß. Ander- 
seits ist bekannt, daß einer starken Vermehrung der deutschen Einfuhr aus 
Rumänien, die sonst wohl hätte eintreten können, die Haltung der dortigen 
Regierung im Wege gestanden hat. Auch mit Griechenland und Bulgarien 
dürfte der deutsche Handelsverkehr in seiner weiteren Entfaltung während 
des Kriegsjahres auf Transportschwierigkeiten gestoßen sein, während diese 
Hindernisse weder bei Holland noch bei den skandinavischen Ländern vor- 
lagen. Immerhin wird die Bedeutung der obigen Zahlen erst richtig einzu- 
schätzen sein, wenn die des Außenhandels sowohl mit unseren jetzigen 
Feinden wie mit unseren jetzigen Verbündeten daneben gestellt werden. 
Sie betrugen in demselben Jahre: 


Einfuhr Ausfuhr 
Millionen Mark 
lan e e... e, 830 1035,8 
Türkei . . . ën a. eh ve 77,6 112,8 
England . . 2. 2 2 2200... 842,6 1161,1 
Frankreich `, . . . . . . . 552,32 689,4 
Rußland . . . . ... . 1527,9 679,8 


Nimmt man nun an, daß die Zahlen der Aus- und Einfuhr des deutsch- 
belgischen Handels vollständig einen Durchgangsverkehr nach und von Eng- 
land sowie anderen, nur zur See erreichbaren Ländern darstellen, daß ferner 
der Handel mit unseren Feinden vollständig während des Krieges aufgehört 
hat und daß schließlich von dem deutsch-holländischen Handel zwei Drittel 
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für andere Länder bestimmt waren, so ergibt sich bei weiterer Ausschaltung 
der Hälfte des Außenhandels mit den Balkanstaaten und des gesamten 
schweizerischen Handels eine Einfuhr von 875,6 Millionen Mark aus Bulgarien, 
Dänemark, Griechenland, Holland, Norwegen, Rumänien, Schweden und 
Spanien, wogegen eine Ausfuhr von 901,6 Millionen Mark stehen würde. 
Nimmt man nun weiter an, daß die Einfuhr aus den unmittelbar benach- 
barten Ländern nach Deutschland stark gestiegen ist und setzt man hierfür 
den gesamten Betrag der Einfuhr aus Holland, Dänemark, Norwegen und 
Schweden während des Jahres 1912, so erhält man eine Gesamteinfuhr von 
1470 Millionen Mark, was eine Passivität der Handelsbilanz von etwa 570 Mil- 
lionen Mark bedeuten würde. Die Gesamteinfuhr Deutschlands betrug aber 
10770 Millionen Mark im Jahre 1913 bei einer Gesamtausfuhr von 10096 Mil- 
honen Mark, und die durchechnittliche Passivitát der deutschen Handelsbilanz 
während der Jahre 1911, 1912 und 1913 hatte etwa eine Milliarde Mark 
betragen. 

Diese an sich phantastisch erscheinenden Berechnungen haben einen 
zwar nur mittelbaren, darum aber noch immer sehr großen Wert. Sie zeigen, 
daß einerseits selbst bei vollständiger Vernichtung des deutschen Außen- 
handels ein erheblicher Bruchteil der früher nach Deutschland fließenden 
Zahlungen dem deutschen Volksvermögen auch weiter zugute gekommen 
wäre. Diese aus Zinszahlungen auf deutsches, im Auslande angelegtes Ver- 
mögen bestehenden Zahlungen aber würden jedenfalls groß genug sein, um 
die Zahlungen wenigstens teilweise auszugleichen, die Deutschland in erhöhtem 
Maße an das unmittelbar benachbarte Ausland während des Krieges zu 
leisten hat. Die Passivität der deutschen Handelsbilanz im Verkehr mit 
diesen unmittelbaren Nachbarn wird also kaum wesentlich über diese trotz 
des Krieges weiter einlaufenden Zahlungen hinausgehen. Der Vermögens- 
ausfall infolge der erhöhten Einfuhr aus diesen Ländern wird zum nennens- 
werten Teil durch die weiter bestehende Aktivität der deutschen Zahlungs- 
bilanz im Verkehr mit überseeischen Gebieten ausgeglichen und das deutsche 
Volksvermögen demnach durch die Verschiebungen in seiner abschließenden 
Zahlungsbilanz nur wenig berührt werden. Der Krieg wird Deutsch- 
land zwar insofern schädigen, als er ihm das lucrum cessans 
einer Unterbrechung der Vermögensbildung aus dieser Quelle 
zufügt. Als damnum emergens einer ungünstigen Zahlungs- 
bilanz sind nur Beträge denkbar, die im Verhältnis zu dem 
Umfange der deutschen Volkswirtschaft kaum erheblich sind. 

Die Bedeutung dieser Tatsache erhellt namentlich aus einem Vergleiche 
mit der Lage Englands, Frankreichs und Rußlands. England und Frankreich 
sind ebenso wie Deutschland Gliubigerlánder. Neben den Zahlungen für 
ausgeführte Waren beziehen die erhebliche Einkünfte aus dem Auslande in 
Gestalt von Zinsen für ausländische Wertpapiere oder von Gewinnen englischer 
oder französischer Unternehmungen. Die beiden Länder werden genau wie 
Deutschland auf diesem Gebiete eine Verminderung ihrer Einkünfte zu ver- 
zeichnen haben. Da ihnen aber die See offen steht und da ihre Volkswirt- 
schaft stets mehr oder weniger und im jetzigen Kriege ganz besonders auf 
auslindische Zufuhren angewiesen ist, so hat ihr Außenhandel unter dem 
Einflusse des Weltbrandes sich in einer ganz bestimmten Richtung entwickelt. 
Seine Passivität hat sich stark erhöht. So stieg der Wert der englischen 
Einfuhr im ersten Semester 1915 um 14,1°/, auf 429104000 Pfund und der 
der Ausfuhr ging um 28,1°/, auf 183622000 Pfund zurück. Noch ärger ist 
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das Mißverhältnis in Frankreich, dessen Verarmung auch in einem 
Rückgang der Einfuhr bei gleichzeitiger Erhöhung des Einfuhrüberschusses 
zum Ausdrucke kommt. Im ersten Halbjahr 1915 verringerte sich die 
französische Einfuhr um 859272000 Franken, während die Ausfuhr um 
1925755000 Franken zurückging. Damit stellt sich der Einfuhrüberschuß 
für Frankreich im ersten Halbjahr 1915 auf 2100911000 Franken gegen 
1034428000 Franken im ersten Halbjahr 1914, was eine Erhöhung um 
1066483000 Franken bedeutet. Ist diese Milliarde Franken an sich schon ein 
direkter Verlust für das französische Nationalvermögen, so muß weiter berück- 
sichtigt werden, daß das französische Kapital gerade in solchen Auslandswerten 
angelegt ist, die durch den Krieg ganz besonders in Mitleidenschaft gezogen 
sind. Rußland, das Milliarden über Milliarden französisches Geld erhalten 
hat, konnte während des Krieges seine Zinser nur so bezahlen, daß es den 
Erlös neuer Auslandsanleihen zu diesem Zwecke verwendete; das heißt: es 
hat, wirtschaftlich gesprochen, seine Zinsen überhaupt nicht mehr bezahlt. 
Und die südamerikanischen Gebiete, die das zweitwichtige Anlagegebiet des 
französischen Kapitals sind, haben unter dem Krieg so schwer gelitten, daß 
die aus ihnen kommenden Zinsen erheblich verringert wurden. Ganz anders 
und noch unglücklicher ist die wirtschaftliche Lage Rußlands, soweit 
sie von der Entwicklung des Außenhandels abhängig ist. Rußland ist 
Schuldnerstaat. Es hat deshalb meist eine aktive Handelsbilanz gehabt oder 
aber durch Kapitaleinfuhr, das heißt durch Anleihen, die Passivität seiner 
Handelsbilanz gedeckt. Mit dem Moment, in dem Rußland die Erzeugnisse 
seiner Landwirtschaft nicht mehr ausführen konnte, mußte es, wie das auch 
der Fall gewesen ist, seine Zinsen schuldig bleiben. Und wie sehr der 
russische Außenhandel unter dem Kriege gelitten hat, zeigt die Tatsache, daß 
während der ersten sechs Monate des Jahres 1915 die Einfuhr nach Rußland 
142850000 Rubel gegen 649413000 Rubel im ersten Halbjahr 1914 betrug 
und daß die Ausfuhr sogar von 610423000 Rubel im ersten Halbjahr 1914 
auf 72285000 Rubel gesunken ist. 


TL 

Allein England verfolgte einen anderen Zweck, als es den deutschen 
Außenhandel zu vernichten suchte. Es wollte die Zufuhr der Rohstoffe und 
Nahrungsmittel unterbinden, ohne die Deutschland nach englischer Ansicht 
weder den Krieg fortsetzen noch auch sich körperlich ernäbren konnte. 
Auch hierbei gingen die Engländer mit jener bereits erwähnten groben Em- 
pirie auf dem Wege der naiven Analogieschlüsse vor, die ihr ganzes Denken 
charakterisieren. Würde Deutschland während eines Krieges mehr oder 
weniger vollständig von der ausländischen Zufuhr abgeschnitten werden, so 
würde zunächst einmal nach dieser englischen Ansicht genau, wie das im 
gleichen Falle in England eintreten würde, der größte Teil der Arbeiterschaft 
arbeitslos werden, da die für die Ausfuhr arbeitende Industrie den Betrieb 
einstellen müßte. Damit wäre aber die überwiegende Mehrheit der Deutschen 
auf die öffentliche Mildtätigkeit angewiesen. Dieser Zustand würde auf die 
Dauer zu einer wirtschaftlichen Revolution sowohl der Kapitalisten wie der 
Proletarier führen. Würde es aber gelingen, diese Revolution zu verhindern, 
so würden das deutsche Heer und die deutsche Flotte bald nicht mehr in 
der Lage sein, den Kampf fortzuführen. Und würde selbst das noch nicht 
zu dem endgültigen Zusammenbruch führen, so würde sich binnen kurzer 
Zeit das Schreckgespenst des Hungers melden, das mit seiner erbarmungs- 
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losen knöchernen Faust jeden Gedanken an eine Fortsetzung des Widerstandes 
zu Boden strecken würde. 

Nun ist aber das erste Kriegsjahr vorübergegangen und das deutsche 
Volk lebt immer noch. Es ist sogar imstande gewesen, seine Brotrationen 
pro Kopf der Bevölkerung zu verbesssern und zu erhöhen. Und es verfügt, 
wie bereits hervorgehoben, über so große Bestände an Waffen, Munition, 
sowie sonstigem Kriegsmaterial, daß seine Feinde ihre Mißerfolge auf den 
verhältnismäßigen Mangel an diesen Ausrüstungsgegenständen zurückführen. 

Anders steht es jedoch um die Frage, ob große Teile der deutschen Be- 
völkerung durch den Krieg zur Arbeitslosigkeit verdammt und der öffentlichen 
Wohltätigkeit überantwortet worden sind. An sich ist es unzweifelhaft richtig, 
daß die Vernichtung der deutschen Ausfuhr eine allgemeine Arbeitslosigkeit 
in den hierfür arbeitenden Geschäftszweigen hervorrufen mußte. Und da 
die in diesen Industrien gezahlten Arbeitslöhne einen recht erheblichen Teil 
des deutschen Volkseinkommens ausmachen, so könnte man zunächst allerlei 
gefährliche Folgen von dieser Entwicklung befürchten. Allein dieser Arbeits- 
losigkeit wirkte sehr bald eine aus anderer Quelle stammende neue Nachfrage 
nach Arbeit entgegen. 

Zunächst einmal hatte England bei der Aufstellung seiner Rechnung 
nicht an die allgemeine Wehrpflicht und ihre Folgen in Deutschland gedacht, 
Nach Sir Eduard Greys Worten hatte England bei Ausbruch des Krieges 
angenommen, daß es unter einer Teilnahme am Kampfe nicht mehr leiden 
würde als unter einer Aufrechterhaltung seiner Neutralität. England glaubte 
eben damals, daß es nur geringe Truppenmassen ins Feld senden müßte, und 
es stellte deshalb die Verringerung der Anzahl der verfügbaren Arbeitskräfte 
weder bei der Beurteilung der Lage im eigenen Lande noch bei der Deutsch- 
lands in Rechnung. In Deutschland lagen die Dinge aber von vornherein 
so, daß der Arbeitlosigkeit im stärksten Maße die Einziehungen zum Heeres- 
dienste entgegengearbeitet haben. Zugleich entstanden neue, unmittelbar 
durch den Krieg hervorgerufene Arbeitsgelegenheiten, die den Rest der 
beschäftigungslos gewordenen Arbeiter aus den Ausfuhrindustrieen aufsaugen 
mußten. Vor allen Dingen aber machte das Fehlen der überseeischen Zu- 
fuhren eine Erhöhung in der Ergiebigkeit der deutschen Gütererzeugung not- 
wendig. Die deutsche Volkswirtschaft mußte aus den ihr jetzt zur Verfügung 
stehenden Stoffen einen größeren Ertrag an wirtschaftlichen Gütern heraus- 
ziehen und sie konnte das nur tun, indem sie die dazu notwendige Arbeit in 
der Richtung einer gesteigerten Intensität organisierte. Ganz unzweifelhaft 
wird jetzt in Deutschland von denen, die in der Heimat zurückgeblieben 
sind, erheblich schärfer gearbeitet als früher in Friedenszeiten, Die Intensität 
und die Dauer der Arbeit haben beide durchschnittlich zugenommen. Neben 
dem wirtschaftlichen Zwange ist hier der vaterländische Sinn wirksam gewesen, 
der auch in dieser Beschäftigung eine besondere Art von Kriegsdienst mit 
Recht erblickte und ihm deshalb den Ernst deutscher Pflichterfüllung widmete. 
Man denke nur an die große Anzahl pensionierter Beamter, die wieder in 
den Ämtern arbeiten, an die unzähligen Männer, die sich bereits zar Ruhe 
gesetzt hatten und jetzt für den ins Feld gezogenen Sohn oder Kollegen 
wieder die Hand an den Pflugschar gelegt, die Hammer oder Feder wieder 
ergriffen haben. 

Daß hierdurch die Notwendigkeit der Unterstützung größerer 
Teile der Bevölkerung verringert ist, leuchtet von selbet ein. Zunächst 
einmal ist hervorzuheben, daß niemand in Deutschland die an die Frauen 
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und Kinder unserer Wehrmänner gezahlten Beträge als milde Gaben auffaßt, 
sondern daß ihre Bewilligung stets und überall als vaterländische Pflicht und 
gewissermaßen als wohlverdiente, nach Kriegsnormen abgestufte Besoldung 
der Soldaten angesehen worden ist. Sodann aber hat der Wiedereintritt 
zahlreicher Männer in das Erwerbsleben, aus dem sie vor dem Kriege bereits 
ausgeschieden waren, in vielen Fällen verwandten Familien der im Felde 
stehenden Männer ohne jede Unterstützung genügende und reichliche Unter- 
haltsmittel gewährleistet. Schließlich ist es auch notwendig geworden, für 
die gesteigerten Bedürfnisse der Kriegszeit in großem Umfange auf die 
Arbeit der Frauen selbst zurückzugreifen, so daß das Einkommen vieler 
Familien letzten Endes durch den Krieg nur wenig berührt worden ist. In 
vielen Fällen haben sich bekanntlich die Dinge sogar so gestaltet, daß der 
Verdienst der Frauen nur wenig hinter dem früheren Erwerb ihrer Männer 
zurückbleibt, während auf der anderen Seite die Bedürfnisse der Familien 
durch das Fehlen der im Felde stehenden Männer eine weitreichende Ver- 
ringerung erfahren haben. 

Ein Teil dieser Mehrarbeit, die jetzt von den an Zahl verminderten 
deutschen Arbeitern jeden Standes geleistet wird, dient der Herstellung 
von Ersatzstoffen für die fehlenden ausländischen Stoffe. 
Bei der Schaffung dieser Ersatzmittel ist nun die deutsche Volkswirtschaft 
tatsächlich nach einem Grundsatze verfahren, der sich unbewußterweise eng 
an die Psychologie der epikuräischen Philosophen und ihrer jüngsten Schüler, 
der Utilitarier, anlehnt. Epikur unterschied zwischen solchen Bedürfnissen, 
die sowohl notwendig wie natürlich, solchen die zwar natürlich aber nicht 
notwendig, und schließlich solchen, die weder natürlich noch notwendig sind. 
Auch das Volk hat Musterung unter seinen Bedürfnissen gehalten und es 
hat, teils auf Grund freiwilligen Entschlusses, teils auf Grund sehr richtiger 
behördlicher Verordnungen, den größten Teil der Bedürfnisse, die weder 
natürlich noch notwendig sind, von der Befriedigung ausgeschlossen oder doch 
darin erheblich beschränkt. Eingeschränkt wurde außerdem die Befriedigung 
der zwar natürlichen aber nicht notwendigen Bedürfnisse und die so frei 
werdende Zeit und Energie wurden auf die Befriedigung der sowohl natür- 
lichen wie notwendigen Bedürfnisse verwendet. Mit anderen Worten, das 
deutsche Volk, das auf dem besten Wege zum Verschwendertum angelangt 
war, lernte zu sparen. Es lernte wieder, einfach zu leben, und es kehrte 
teilweise zu der alten spartanischen Einfachheit der Lebensführung zurück. 
bei der es sich früher sehr wohl befunden und vorzüglich entwickelt hatte, 

Über die Art, wie diese Verschiebung vor sich ging, geben die Statistiken 
des deutschen Außenhandels Aufschluß. Ohne in genaue Einzelheiten ein- 
gehen zu wollen, sei hier eine Reihe von überseeischen Waren aufgeführt, 
die früher in Deutschland eingeführt, jetzt aber entbehrt oder ersetzt wurden, 
Zu den Waren, die mehr oder weniger dem Luxus dienten und deren Einfuhr 
aufgehört hatte, gehörten 1913 (in Millionen Mark): 


Aus Argentinien: Edelsteine . . . . . . . 08 
Pelzwerk . . . . . . . . 8 Geweihe . cc... . 04 
Aus Australien: Aus Indien: 
Edelsteine . te E ` Elfenbein. . . . . . . 1,9 
Pelzwerk `, . . . . . ON Aus Südafrika: 
Aus Brasilien: Straußfedern St 8,8 
Halbedelsteine . . . . . . 2,1 Aus Canada: 


Reiherfedern . . . . . . 09 Hummern . . . . , . 0,7 
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Aus a Aus Italien: 
Rohseide . . - . gr 22 Seide . . . . . . . . + 118,7 
Pelzwerk . . . . . 2,6 Marmor . . . 2 . 97 
Aus SE: Trauben. . . . . . . . 66 
Pelzwerk . . , 28 Blumen . . . ... 89 
FaBwein. . . . . . . . 211 Aus Japan: 
Schaumwein . . . . . . 65 Seide. . . 9,4 
Seide ` . . . 2 . . . . 4 Aus den Vereinigten N 
Aus England: Pelzwerk . . 66,5 
Pelzwerk . . . . . . . 94 


Diese Waren befriedigen keine notwendigen Bedürfnisse des mensch- 
lichen Daseins. Bei einigen von ihnen ist sogar die Frage berechtigt, ob 
ihre Verwendung nützlich und zuträglich ist. Ihr Ersatz ist nicht notwendig 
gewesen und die Ersparnis, die sich aus den angeführten wenigen Posten 
ergibt, beträgt schon allein nahezu 300 Millionen Mark. 

Doch auch andere Einfuhrgüter, die an sich zu den notwendigen Waren 
gehören, fanden früher zum Teil eine Verwendung, die sie den entbehrlichen 
Gütern gleichstellte. Dahin gehört unter anderem die Verwendung von Ge- 
treide zur Herstellung alkoholischer Getränke, ein Umstand, der nicht ver- 
gessen werden darf, wenn man die nachstehende, gleichfalls unvollständige 
Liste einiger für das deutsche Wirtschaftsleben notwendiger und daher zu 
ersetzender Güter betrachtet. Es wurden im Jahre 1913 eingeführt (in 
Millionen Mark): 


Aus Argentinien: Aus Chile: 
Leinsaat . . . . . . . 988 Salpeter . . . . . . . 171 
Weizen . . . . 7 Aus China: 
Wolle 2. + Dä Sojabohnen . . - . . - 182 
18 . . . . . e . . ` Aus Ägypten: 
are e e A an Baumwolle . . ... 7 
en d Aus England: 
Aus Australien: Kleiderstoffe . . . . . . 160,7 
Wolle . . . . . 202. 160,4 Aus Rußl nd: 
Weizen. . . . 2 2 à. 15,4 Gerste = 826 A 
Aus Brasilien: Weizen. . 2 22.2.2. 818 
Kaffee . . . . 2 . . . 1415 Eier. . . 2 . . . . . 808 
Kautschuk . . . . . 8819 Butter . . . . . . . . 62,8 
Aus Indien: Klee . . . . . . . . 598 
et te e E Gänse +... 8I 
Baumwolle . . . . 58,7 Aus den Vereinigten £ Staaten: 
Aus Südafrika: Baumwolle e e 461,7 
Kupfer. . 2 2 . . . . 294 
Wolle . . . . 50 Weizen 165 
Aus Canada: Schmalz . . . . . . . 1122 
Weizen . 51.6 Erdöl . . . . . . DÄ 


Der Ausgleich für den Fortfall dieser Zufuhren ist nun in der ver- 
schiedensten Weise geschaffen worden. Zunächst einmal wurde die deutsche 
Erzeugung in vielen Fällen dadurch erhöht, daß deutscher Boden, der früher 
für die Ausfuhr gearbeitet hatte, für die Ernährung des eigenen Volkes heran- 
gezogen wnrde. Dies war namentlich bei dem Ersatz des Anbaus von Zucker- 
rüben durch Brotgetreide der Fall. Sodann wurde in sehr vielen Gegenden 
Deutschlands früher brach liegendes Land für die Bearbeitung herangezogen. 
Die Verwendung notwendiger Nahrungsmittel zu Luxuszwecken wurde ein- 
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geschränkt, wie die Verwertung der Gerste zu Brauzwecken. Vor allem 
griff eine genau rechnende Sparsamkeit in der Verwendung der Nahrungs- 
mittel und der sonstigen Güter, die dem Volksbedarfe dienen, allgemein Platz. 

Die Feinde Deutschlands, allen voran die Engländer, haben zunächst 
gelacht über die deutschen Vorschläge, daß man keine Salzkartoffeln, sondern 
nur Kartoffeln in der Schale essen solle, daß die Speisereste für Zwecke der 
Viehfütterung gesammelt würden und daß jeder Mensch seinen Brotverbrauch 
einschränken müsse. Allein die wirtschaftlichen Wirkungen dieser neu er- 
worbenen Gewohnheiten sind so riesenhaft gewesen, daß sie die ausreichende 
und gesunde Ernährung des deutschen Volkes in hohem Maße ermöglicht 
haben und daß jetzt in anderen Ländern wie zum Beispiel in England nach 
ähnlichen Maßnahmen verlangt wird, um die ruinöse Einfuhr herabzumindern. 

Um den Umfang dieser Ersparnisse zu verstehen, muß man an den 
Multiplikator denken, mit dem jede für das ganze deutsche Volk geltende 
Zahl vervielfacht wird. Nimmt man für Berechnungen dieser Art nur die 
für 1910 geltende, zu niedrige Zahl einer Bevölkerung von 65 Millionen 
Köpfen an, so erhält man sehr interessante Ergebnisse. Wenn beispielsweise 
auf den Kopf der Bevölkerung täglich durch die sparsame Einteilung der 
Nahrungsmittel nur der Wert von 10 Pfennig gespart wird, so ergibt das 
bereits eine Summe von 6,5 Millionen Mark am Tage oder von 2372,5 Mil- 
lionen im Jahre. Wenn man nun weiter bedenkt, daß während des 
Winters 1914/15 im ganzen Deutschen Reiche die sonst im Übermaß ge- 
pflegten „Gesellschaften“ und Festmähler ausgefallen sind, so versteht man 
sofort, wie sehr sich die soeben genannte Zahl vergrößern muß und welche 
Mengen von Nahrungsmitteln vor dem Schicksal bewahrt blieben, Verdauungs- 
beschwerden hervorzurufen. Auch folgende Berechnung ist in dieser Richtung 
sehr lehrreich. Wenn man die Zahl der Gastwirtschaften, die in Groß-Berlin 
durch den auf 1 Uhr nachts festgesetzten Schluß betroffen sind, auf nur 1000 
beziffert und den früheren Verzehr nach dieser Stunde auf nur je 10 Mark 
annimmt, so ergibt das schon einen täglichen Betrag von 10000 Mark, der 
sich für das ganze Jahr auf 3650000 Mark erhöht. Dabei ist diese Ersparnis 
von so vorzüglichen Folgen für die Gesundheit und Arbeitsfäbigkeit der 
Bevölkerung begleitet, daß man eigentlich ihre Ausdehnung auch auf die 
Zeit nach dem Kriege wünschen möchte. 

Diese Zahlen, die weniger durch ihre absolute Höhe als durch den 
Einfluß des Multiplikators lehrreich sind, sind aber namentlich auch deshalb 
zu niedrig gegriffen, weil der am meisten verzehrende Teil der deutschen 
Bevölkerung lange Monate hindurch in äußerster Einfachheit, Sparsamkeit 
und Nüchternheit gelebt hat. Im Schützengraben und bei der Verfolgung 
der Russen fehlen alle Vorbedingungen, die zu Magenbeschwerden und zu 
Kopfweh führen können. Kleiderluxus ist hier ebenso unbekannt wie ver- 
schwenderische Behandlung teurer Nahrungsmittel. Und wenn man diese 
Ersparnisse mit 1 Mark für den Tag und für den Mann annimmt, so er- 
gibt das für jede Million Feldsoldaten eine Gesamtersparnis von 365 Milli- 
onen Mark. 

Daß diese Berechnungen nicht in der Luft hängen, beweist die Bewe- 
gung der Einlagen in den deutschen Sparkassen und der De- 
positen bei den deutschen Banken. Durch sie ist die Aufbringung 
der deutschen Kriegsanleihen möglich geworden, die der Sparkraft und wirt- 
schaftlichen Spannkraft des deutschen Volkes in Kriegszeiten das glänzendste 
Zeugnis ausstellt. Helfferich schätzt die Neubildung von Vermögen in Deutsch- 
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land während der Friedenszeiten auf 3 bis 95 Milliarden Mark, en Betrag, 
der hinter dem tatsächlich schon aufgebrachten von etwa 20 Milliarden er- 
bebiich zurieichieibt. 

Nun ist allerdings zuzugeben. daß iie volkswirtsehsftiichen Folgen dieser 
Ersparnisse verschieden geartet sein können. In vielen Fällen wird der Ausfall 
der Einfnhr wenigstens teilweise dadurch wieder susgeglichen worden sem, 
daß Dentschland von seinen Vorräten lebt. Eme wirkliche Ersparnis wird 
hierbei nur insofern gemacht, als in der späteren Friedenszeit keine Wieder- 
suffillung dieser Vorräte zum vollständigen und unmittelbaren Ersatz der 
während des Krieges nicht befriedigten Bedürfnisse notwendig st. Um ein 
Beispiel aus dem täglichen Leben zu nehmen: wenn jemand sich während 
des Krieges einschränkt und weniger für Kleidung ausgibt. so ist immerhin 
möglich, aber nicht notwendig, daß er nach dem Friedensschlusse seine 
Kleidnng wieder vervollständigt und die vorher unterlassenen Ausgaben 
nachholt. Wer sich im Jahre gewöhnlich drei Anzüge machen laßt, im Kriege 
aber seine Anzüge aufgetragen hat, wird nur insofern privatwirtschaftlich 
und volkswirtschaftlich sparen, als er sich nicht nach Friedensschluß die 
Anzahl der ausgefallenen Anzüge nachbestellt. Wirklich erspart sind die 
meisten Ausgaben für Nahrung, da der Mensch schließlich sich nur satt essen 
kann, und vor allen die in Deutschland meist sehr hohen Ausgaben für 
Reisen ins Ausland. Die Riviera Italiens und Frankreichs sowie die anderen 
Gegenden dieser beiden Länder haben während des Krieges nicht die Millionen 
erhalten, die eine Anzahl Deutsche regelmäßig dorthin zu schleppen sich 
verpflichtet fühlte, und dieses Geld ist der deutschen Volkswirtschaft erhalten 
geblieben. 

Dieser Tendenz zur Erhöhung der Ersparnisse während des Krieges 
steht natürlich die Tendenz zur — rein wirtschaftlich gesprochen — wenig 
sparsamen Verwendung der Güter für eigentliche Kriegszwecke gegenüber. 
Anf der einen Seite ist der deutsche Boden ertragreicher gemacht, die Ver- 
wendung der Erzeugnisse deutschen Gewerbefleißes ist sparsamer und deshalb 
volkswirtschaftlich vorteilhafter geworden, die Vergeudung der Güter zu 
Luxuszwecken hat in einer Weise abgenommen, die sogar für die Volke- 
gesundheit förderlich genannt werden muß; auf der anderen Seite ist aber 
der so erzielte Überschuß zur Beschaffung von Kriegsmaterial benutzt worden, 
das allerdings mittelbar sehr große wirtschaftliche Vorteile bringt, wie der 
bekannte Vergleich der Kriegsrüstungsausgaben mit Versicherungspolicen 
zeigt, dessen Verwendung jedoch unmittelbar keine wirtschaftlichen Güter 
schafft. 

Wenn also auch in dieser Frage die beiden durch den Krieg in Bewe- 
gung gesetzten Kräfte die Neigung haben, sich gegenseitig auszugleichen, so 
tritt diese Tendenz namentlich in der deutschen Kriegsfinanz besonders 
deutlich hervor. Die Kosten des Krieges werden bei uns, genau wie bei den 
anderen Völkern, in der Hauptsache durch Anleihen aufgebracht, nur daß, 
im Unterschied zu den meisten unserer Gegner, diese Anleihen im Inlande 
aufgebracht werden. Nun ist es klar, daß diese Anleihen später verzinst 
werden müssen, daß also diese Verzinsung aus den Steuern und Zöllen der 
betreffenden Länder stammen muß. In Deutschland ergibt sich jedoch die 
beruhigende Tatsache, daß nicht mehr Steuern und Zölle vom Volke zu 
zahlen sind, als ihm in Form von Anleihezinsen von der Regierung bezahlt 
werden. Vom volkswirtschaftlichen Standpunkte würde nichts verändert sein, 
wenn der Staat keine Zinsen zu zahlen brauchte und das Volk keine dafür 
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dienenden Steuern aufzubringen hätte. Denn der Betrag, der darüber hinaus 
für die Ausgabe der Anleihen und für ihre Verwaltungskosten zu erlegen 
ist, spielt angesichts des Umfanges unserer Volkswirtschaft keine Rolle. In 
dieser Hinsicht besteht auch kein Unterschied zwischen den Kriegsanleihen, 
aus denen die unmittelbaren Kriegskosten gedeckt worden sind, und den 
anderen Anleihen, die nur mittelbar Kriegszwecken dienten, indem ihr Erlös 
für Notstandsarbeiten oder Unterstützungen verwendet wurde. In beiden 
Fällen hat die ganze Zinsenzahlung und Steuererlegung nur privatwirtschaft- 
lichen Charakter. Der Besitzer der Kriegsanleihen wird gegenüber dem, der 
keine Anleihe gezeichnet hat, sich besser stehen. Und hierbei ist von un- 
geheurem Werte, daß nach den Ausweisen der deutschen Sparkassen gerade 
die für diese Anstalten in Betracht kommenden breiten Volkskreise sich an 
der Zeichnung der Kriegsanleihen im großen Umfange beteiligt haben, daß 
also die im Kriege erhöhte Sparfähigkeit des Volkes von ihm auch wirklich 
ausgenutzt worden ist und die Grundlage für gesunde soziale Zustände nach 
dem Kriege geschaffen hat. 

In einer Hinsicht aber wird der Krieg besonders vorteilhafte Folgen 
für die deutsche Volkswirtschaft haben. Da Deutschland während des Kampfes 
mehr oder weniger von seinen überseeischen Bezugsquellen abgeschnitten 
war, hat es für eine Reihe unentbehrlicher Güter Ersatz schaffen müssen. 
In mehreren Fällen wird dieser Ersatz aber dauernde Folgen haben. 
Weil es in Deutschland im Verhältnis zu Friedenszeiten an Petroleum fehlte, 
hat man allerorten zur Benutzung des Gases und der Elektrizität übergehen 
müssen. Das eigentümliche aber bei dieser Beleuchtungs- oder Kraftquelle 
ist, daß häufig die Kosten der ersten Anlage gescheut werden, und daß man 
deshalb bei dem althergebrachten unbequemeren Petroleum bleibt. Wer aber 
einmal die Kosten der ersten Anlage auf sich genommen hat, kehrt dann 
nur selten wieder zu der früheren Beleuchtung zurück. Da nun aber das in 
Deutschland verbrauchte Petroleum fast ausschließlich aus dem Auslande 
stammt, so bedeutet diese Verschiebung eine unmittelbare Verbesserung 
unserer internationalen Zahlungsbilanz, die auch nach dem Kriege zum aller- 
größten Teil erhalten bleibt. Dasselbe gilt von der Tatsache, daß der Bezug 
von Stickstofflünger in der Form von Salpeter während des Krieges durch 
die englischen Maßnahmen unmöglich gemacht worden ist. Die Herstellung 
künstlichen Stickstoffes war schon vor dem Kriege bekannt. Da aber der 
natürliche Stickstoff hauptsächlich durch Steuern und Zölle im Ursprungslande 
sowie durch internationale Vereinbarungen im Preise hoch gehalten wurde, 
erschien es nicht ratsam, die kostspieligen Anlagen für die künstliche Er- 
zeugung von Stickstoff herzustellen und dabei sich der Gefahr auszusetzen, 
daß dieser Industriezweig später durch eine Ermäßigung der Preise für 
natürlichen Stickstoff unrentabel gemacht und zum Zusammenbruch geführt 
würde. Der Krieg zwang die deutsche Volkswirtschaft dazu, diese Anlagen 
herzustellen und die dafür gemachten Ausgaben gleichsam von vornherein 
abzuschreiben. Die Anlagen werden nach dem Friedensschlusse nicht unbenutzt 
bleiben dürfen und schon jetzt sind die ersten Schritte dazu getan, um dieser 
neuen Stickstoffindustrie die wirtschaftliche Lebensfähigkeit auch nach dem 
Kriege zu erhalten. 

Dieser Vorgang erinnert an die Ergebnisse der englischen Kontinental- 
sperre vor 100 Jahren, die damals den unmittelbaren Anlaß zur Entstehung 
der kontinentalen Rübenzuckerindustrie gab und so den wirtschaftlichen 
Niedergang der Rohrzucker erzeugenden Länder zur Folge hatte. 
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Hiermit ist aber bereits die Frage berührt, ob diese Erhöhungen der 
deutschen Gütererzeugung und die damit verbundene Verringerung des 
deutschen Güterverbrauchs den Krieg in irgendeiner Form überdauern werden. 
Es ist allerdings denkbar, daß einzelne Kreise die Wiederkehr des Friedens 
mit einem Rückfall in die alte Protzenhaftigkeit und Geschmacklosigkeit be- 
grüßen werden. Dies zu verhindern, wird die Aufgabe aller derer sein, die 
genug Verstand und Einfluß hierzu besitzen. Nicht nur die Verordnungen 
der Behörden, sondern auch das gegebene Beispiel wird hierzu notwendig 
sein. In mancher Hinsicht wird auch vielen Deutschen jetzt die Erkenntnis 
dafür aufgedämmert sein, daß es unwürdig ist, ohne Not und Nutzen sein 
Geld an diejenigen weiterzugeben, von denen das eigene Volk in schicksals- 
schwerer Zeit bedrángt und malos beschimpft worden ist. Die sorgfältigere 
Ausnutzung des deutschen Bodens aber und der von ihm erzeugten Stoffe 
wird sich von selbst daraus ergeben, daß ein Teil der Kriegskosten nach- 
träglich durch Zölle und Steuern gedeckt werden muß. Hiermit wird jedoch 
unvermeidlicherweise eine Erhöhung des deutschen Volksvermögens 
verbunden sein, an die ursprünglich niemand weder in Deutschland noch in 
dem Lager unserer Feinde gedacht haben dürfte. 

Für die Engländer besteht die volkswirtschaftlich nutzbringende Tätig- 
keit darin, daß man sich vom Ausland für Dienstleistungen und Vermitte- 
lungen mehr bezahlen läßt, als man dem Auslande für Nahrungsmittel und 
andere Genußgegenstände zu zahlen hat, soweit nicht der noch bequemere, 
aber auch brutalere Weg der Aussaugung unterjochter Völker wie der Inder 
und Ägypter vorgezogen wird. Entstehung und Vermehrung des Volks- 
vermögens sind für den Engländer an die Bedingung geknüpft, daß ein 
wirtschaftlich höherstehendes oder politisch mächtigeres Volk andere Völker 
für sich schuften läßt. England selbst ist ein Land, in dem man wohnt 
und dessen Boden außer für Hafenanlagen, weiterverarbeitende Fabriken und 
Speicher nur dem Sport, dem Luxus und der Bequemlichkeit der größt- 
möglichen Zahl von Engländern dient. 

Der Gedanke des geschlossenen Handelsstaates, der sich 
von innen heraus zum Reichtum entwickelt und hierzu nicht die unfreiwillige 
Beihilfe des Auslandes vorzuspannen braucht, erscheint dem Engländer ein- 
fach unmöglich. Nun ist aber Deutschland durch den Krieg in erheblichem 
Maße zu einer Entwickelung in der Richtung dieses geschlossenen Handels- 
staates gezwungen worden. Dadurch aber ist der wirtschaftliche Wert 
unseres Landes während der Kriegszeit tatsächlich gestiegen. 
Wenn jemand Kohle oder Erze in einem vorher armen Gebiete entdeckt, so 
schafft er dieser Gegend einen tatsächlichen, früher nicht vorhandenen 
Reichtum. Und wenn ein Volk, durch die scheinbare Ungunst der Zeiten 
gezwungen, in seiner Arbeitskraft und in bisher unbeachtet gebliebenen Eigen- 
schaften seines Landes neue Quellen für die Erzeugung wirtschaftlicher Güter 
entdeckt, so tritt dieselbe Folge ein. Und wenn dieses Volk gar, wie das 
in Deutschland im Kriege geschehen ist, große Anlagen für die Erzeugung 
früher eingeführter Güter erbaut, ohne sich um die dabei aufgebrachten 
Kosten zu kümmern, so fügt es zu den neu entdeckten Quellen nationalen 
Reichtums andere, aus dem Nichts geschaffene, hinzu. Im Handelsverkehr 
mit dem Auslande braucht es dann später nicht mehr für den Bezug dieser 
Güter durch Warenausfuhr zu zahlen, sondern kann diese früher exportierten 
Güter entweder selbst verbrauchen oder aber ihren im Auslande erzielten 
Erlös zur Vermehrung des Volksvermögens sparen. 
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Um einen schon einmal gebrauchten Vergleich zu wiederholen: die 
jetzige Kontinentalsperre wird unzweifelhaft in ihren Wirkungen der vor 
hundert Jahren ähnlich sein. Damals schenkten uns die Engländer als Kraft, 
die das Böse will und stets das Gute schafft, die deutsche Zuckerindustrie 
auf Kosten der Rohrzucker erzeugenden britischen Kolonien. Diesmal werden 
sie uns die Stickstoffindustrie und eine Erhöhung der Absatzmöglichkeiten 
für unsere Kohlen-, Koks-, Gas- und Elektrizitätsindustrien sowie für andere 
Gewerbezweige schenken. Die Engländer werden die treibende 
Kraft für die Erhöhung des deutschen Volkswohlstandes 
sein, ohne es gewußt oder gewollt zu haben. 
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Die vorstehenden Erörterungen beschränken sich auf diejenigen wirt- 
schaftlichen Kräfte, die durch den Krieg selbst und während seiner Dauer 
freigemacht worden sind. Daß das Ergebnis des Krieges und der Friedens- 
schluß gleichfalls ungeheure wirtschaftliche Bedeutung haben werden, ist 
selbstverständlich. Auf sie einzugehen, ist jetzt unmöglich, wie es denn eine 
der klügsten Anordnungen während des Kriegs gewesen ist, die Erörterung 
dieser „Kriegsziele‘‘ hinauszuschieben, bis der furchtbare Kampf sein Ende 
erreicht hat. Wer sich davon überzeugen will, welch törichten Folgen eine 
solche frühzeitige Erörterung dieser Fragen zeitigt, der lese die Aufsätze 
nach, in denen Politiker und Volkswirtschaftler in den Ländern unserer 
Feinde schon jetzt die Landkarten und die Weltwirtschaft neugeordnet haben. 

Aber neben den Fragen der Kriegsentschädigung, der Handelsverträge, 
der Entschädigung für die widerrechtliche Beraubung deutscher Kaufleute 
in Rußland, Frankreich und den englischen Kronkolonien, läßt sich schon 
jetzt eine weitere Tendenz feststellen, die infolge der Haltung unserer Feinde 
während des Krieges sich deutlich erkennen läßt. Diese gesetzlich organi- 
sierten Vergewaltigungen deutscher und österreichisch-ungarischer Kaufleute 
werden ganz sicher nach dem Kriege zur Folge haben, daß für gewisse 
Zweige desenglischen Geschäftes in Deutschland und bei unseren 
Verbündeten kein Raum mehr sein wird. Wer Versicherungsverträge 
mit englischen Instituten abgeschlossen hatte, wer sein deutsches Geld in 
englischen Banken hinterlegt oder in englischen Wertpapieren angelegt hatte, 
wer sich im internationalen Handel der englischen Valuta bedienen zu müssen 
geglaubt hatte, der wird durch den Krieg endlich von dieser Vorliebe geheilt 
worden sein. Und nicht nur die Deutschen und unsere Verbündeten, auch 
andere Länder werden mit dieser früheren Vertrautheit und Gewohnheit 
brechen. England als Mittelpunkt des Welthandels und des Geldmarktes der 
Welt wird unzweifelhaft durch den Krieg an Bedeutung ungeheuer verlieren. 
Denn nicht nur die während des Krieges unmittelbar von England geschä- 
digten Länder, auch andere Gebiete wie die Vereinigten Staaten von Aınerika 
werden die Gelegenheit benutzen, um sich von der englischen Vorherrschaft 
und Vormundschaft zu befreien. Wie alle wirtschaftlichen Kriegsmaßnahmen 
Englands das Gegenteil des Gewollten erreichten, so wird auch das Gesamt- 
ziel, das England in diesem Krieg verfolgt, die endgültige Befestigung seiner 
politisch-wirtschaftlichen Weltherschaft, durch den Krieg den schwersten Stoß 
erleiden. 


Il. 


Deutsche und österreichische Forschungs- und 
Bildungsarbeit auf dem Balkan 


Von Karl Dieterich 


L 

Die Rolle der politischen Gevatterschaft, die Frankreich, England und 
Rußland den jungen Balkanvölkern gegenüber gespielt haben, indem sie es 
waren, die diese Völker aus der Taufe hoben und zu Nationen machten, 
hat es leider mit sich gebracht, daß deren Intelligenz sich auch in der Kultur- 
aufnahme über ein halbes Jahrhundert lang zu diesen ihren Befreiern be- 
kannte und zum Teil noch bekennt; denn die Unschlüssigkeit und Zerfahren- 
heit, die wir jüngst wieder in der politischen Haltung ihrer führenden Kreise 
beobachteten, ist sicher nur eine Art suggestiver Nachwirkung jener Tradition, 
die diese Völker in kultureller Abhängigkeit von denen hält, die ihnen 
politisch die Freiheit gaben und die sie mittels des Bandes der Kulturein- 
wirkung nun auch politisch wieder von sich abhängig machen, sie bevor- 
munden möchten. Es darf nicht geleugnet werden, daß besonders Franzosen 
und Engländer viel getan haben, sowohl für die wissenschaftliche Erforschung 
wie für die geistige Hebung der Balkanvölker, und daß diese ihnen daher 
für vieles Gute zu Dank verpflichtet sind, ganz abgesehen von ihrer politischen 
Unterstützung. Diese Erkenntnis unleugbarer Tatsachen darf jedoch nicht 
zu einer Verkennung anderer, ebenso deutlich zutage tretender Tatsachen 
führen. Eine von diesen, leider noch viel verkannt, weil durch die damalige 
politische Konstellation verdunkelt, ist die, daß die Balkanvölker schon vor 
ihrer politischen Befreiung ihr erstes geistiges Licht durchaus nicht so sehr 
von dem aufgeklärten Frankreich als von dem damals zwar politisch reaktio- 
nären, aber auf hoher Kulturstufe stehenden Österreich, ja auch schon von 
dem politisch damals noch nicht existierenden Deutschland empfingen. Hier- 
hin wiesen sie bereits vor 125 Jahren zunächst ihre materiellen, aber auch schon 
ihre erwachenden geistigen Bedürfnisse: Wien und Leipzig waren damals 
die Haupthandelsplätze für die Produkte der Balkanländer, besonders für 
den Pelzhandel; in beiden Städten siedelten sich bald stattliche Kolonien 
von Balkankaufleuten an, in beiden alten Universitätsstädten finden wir aber 
auch bald die Blüte der literarischen Jugend ihrer Völker auf den ersten 
Spuren geistiger Lebensbetätigung; in Wien erschien 1793 die erste griechische 
Zeitung, 1811 die erste griechische Zeitschrift, der „Gelehrte Hermes“, in 
Wien lebte der erste Sänger und Märtyrer griechischer Freiheit, Rhigas 
von Velestino, in Leipzig schulte sich um 1770 der Schöpfer der serbischen 
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Schriftsprache, Dos. Obradovié, an Lessings Fabeln und Jugenddramen; 
wieder in Wien finden wir um 1790 den nachmaligen Begründer des rumä- 
nischen Schulwesens, G. Lazar, einen armen Bauernsohn aus Siebenbürgen, 
mit seinen ersten enzyklopädischen Studien beschäftigt, im Wiener There- 
sianum erhielten noch bis tief in das 19. Jahrhundert hinein viele Söhne 
vornehmer rumänischer Familien ihre Erziehung, in Leipzig wurden (bei Breit- 
kopf) schon um 1760 viele in der Türkei verbotene griechische Bücher 
gedruckt — kurz, Wien und Leipzig wurden die festen Punkte, von denen 
aus sich später immer zahlreichere geistige Fäden spannen zwischen Öster- 
reich und Deutschland einerseits und dem Balkan andererseits, mit Deutsch- 
land freilich in größerem Umfang erst seit der Reichsgrúndung. In dem 
Maße nun, als diese Kulturfiden sich festigten, mußten sich unwillkúrlich 
die zwischen den Balkanvölkern und ihren einstigen politischen Beschützern 
lockern. Dieser geistige Umschaltungsprozeß ist aber nur eine Folge des 
Umschwungs, der sich im Laufe des 19. Jahrhunderts in der Stellung der 
deutschen Wissenschaft vollzogen hat, und der die wissenschaftliche Hegemonie 
Österreichs und Deutschlands neben der künstlerisch-literarischen Frankreichs 
auf dem Balkan begründet hat. Diese Hegemonie aber bekundet sich in 
doppelter Weise, sowohl in dem, was deutsche Forscherarbeit für die 
wissenschaftliche Erkenntnis der Balkanländer in physischer, historischer und 
sprachlicher Hinsicht getan hat, wie auch in dem, was deutsche Bildungs- 
arbeit in Deutschland selbst für die geistige Schulung der Balkanintelligenz 
geleistet hat. 

Österreich mußte schon als Grenznachbar der Balkanhalbinsel ein mehr 
unmittelbar praktisches Interesse an deren Erforschung haben als Deutschland. 
Daraus ergibt sich nicht nur, daß sie auch als Forschungsobjekt für Österreich 
früher in den Gesichtskreis tritt, sondern auch, daß die österreichische Balkan- 
forschung selbst sich in anderen Bahnen bewegen und andere Formen an- 
nehmen mußte als die deutsche. 

Bezeichnend für den Charakter der frühesten österreichischen Erforschung 
des Balkans ist die Zusammenbiegung praktischer Gegenwartsfragen und 
wissenschaftlichen Erkenntnistriebes. Man merkt es den Arbeiten dieser 
Forscher an, daß sie sich nicht nur als Pioniere der voraussetzungslosen Wissen- 
schaft fühlen, sondern auch als Pioniere ihres Landes, das starke Interessen 
dort zu vertreten hat. Daher auch das Überwiegen der geo- und ethno- 
graphischen Forschung vor der rein historischen, daher auch das Verquicken 
historischer Forschung mit zeitpolitischen Verhältnissen, das starke Hinein- 
klingen persönlicher Obertöne in den sonoren Grundbaß ernsten Forscher- 
geistes. 

Am wenigsten ausgeglichen erscheint diese Mischung bei dem Manne, 
der als der Vorläufer der österreichischen Balkanforscher gelten kann, bei dem 
Tiroler Jakob Philipp Fallmerayer (1790—1861). Mehr Weltmann 
und Weltreisender als Stubengelehrter, mehr Politiker als Historiker, mehr 
temperament- und phantasievoller Schriftsteller als sachlich-nüchterner Dar- 
steller und bedächtiger Forscher, mehr scharfer Satiriker als scharfer Metho- 
diker — kurz, mehr Künstler als Gelehrter, hat er doch in genialer Intuition 
Gedanken hingeworfen und Perspektiven geöffnet, die Vergangenheit und 
Gegenwart des Balkans umfassen in dem Worte Byzanz, das eine ganze 
Welt in sich birgt und das für ihn nichts Totes und Verstaubtes, sondern 
etwas Lebendes und Gegenwärtiges bedeutet, etwas still, aber beständig Fort- 
wirkendes. Und tatsächlich hat es sich seitdem immer klarer erwiesen, daß 





256 Dieterich, Deutsche u. österr. Forschungs- u. Bildungsarbeit a. d. Balkan. 


sich aus der Kultur von Byzanz die Kultur des Balkans entwickelt hat, nur 
hat gerade Österreichs Gelehrtenwelt diesen Gedanken nicht weiter verfolgt, 
ihn vielmehr, wie wir sehen werden, Deutschland zum Ausbreiten überlassen, 
dagegen in Anknüpfung an die von Fallmerayer verkündete. aber verfehlte 
Hypothese von der Slavisierung der heutigen Griechen sich mehr den modernen 
Verhältnissen der Halbinsel zugewendet. Denn mit jenen Hypothesen war 
Fallmerayer bereits in den wimmelnden Ameisenhaufen des Balkans getreten 
und hatte mit dem Zorn der Beteiligten gerade das Interesse der Unbe- 
teiligten erweckt: die Balkanfrage wurde damit zu einer leidenschaftlichen 
Tagesfrage, ehe sie zu einer gelehrten Forschungsfrage wurde. 

Das geschah erst durch den von rastlosem Forschungseifer beseelten 
Konsul Georg von Hahn (1811—1869). Er ist der erste moderne Balkan- 
forscher Österreichs geworden. Auch in ihm vereinigten sich praktischer Blick 
mit wissenschaftlichem Sinn, nur in mehr geläuterter, abgeklärter Weise als in 
Fallmerayer. Nicht um Sensation war es ihm zu tun, sondern darum, Nutzen 
zu stiften. Sein Hauptarbeitsfeld war Albanien, das er in Sprache, Volks- 
tum und Geschichte überhaupt erst entdeckt hat („Albanesische Studien“ 1854). 
Er wurde aber auch für andere Teile des Balkans der geborene Entdecker. 
Die Gebiete des Drin und Werder hat er zuerst systematisch erforscht (1865), 
seine „Reise von Belgrad nach Saloniki“ (1868) ist ein Muster geographisch- 
historischer Forschungsmethode, zugleich ein bewundernswertes Zeugnis für 
seinen prophetischen Blick in die verkehrspolitische Zukunft des Balkans: 
mit der eigenartigen Idee, Wien zum Verkehrszentrum Europas zu machen, 
hat er bereits vor 47 Jahren die andre, erst jetzt vor ihrer Vollendung 
stehende verknüpft und zum ersten Male eingehend begründet, den Orient- 
verkehr anstatt über Triest—Brindisi über Wien—Belgrad—Saloniki— Piräus 
zu leiten und damit die Seefahrt von 1237 auf 511 Seemeilen herabzusetzen. 
Endlich zeigt seine Karte schon die bisher nur zu einem ganz kleinen Teil 
ausgeführte dalmatinisch -albanisch -griechische Bahnlinie Fiume—Spalato— 
Ragusa — Skutari — Durazzo — Elbassan — Kastoria — Grewena — Phersala, also 
jene gerade jetzt so heiß ersehnte direkte Landverbindung zwischen Triest 
und Piräus ohne Berührung serbischen Gebietes — ein Projekt, das der un- 
seligen Sandschakbahn zum Trotze doch noch eines Tages zur Wirklichkeit 
werden muß und schon längst geworden wäre, wenn der weitblickende Plan 
Hahns nicht einer unverdienten Vergessenheit anheimgefallen wäre. Doch 
das nur als Beispiel für die Möglichkeit einer fruchtbaren Verbindung zwischen 
Wissenschaft und Praxis. 

Hahn hatte dann noch als Generalkonsul für das östliche Griechenland 
mit dem Sitze auf der Zykladeninsel Syra Gelegenheit, griechische Volks- 
märchen zu sammeln, und hieraus erwuchs in Verbindung mit den früher 
gesammelten albanesischen seine noch jetzt grundlegende Sammlung ,Grie- 
chische und albanische Märchen“ (1861). Hahns Werk auf sprachlichem Ge- 
biete hat dann der große Wiener Slavist Franz Miklosich und der Grazer 
Sprachforscher Gustav Meyer (1850—1900) fortgeführt und vertieft, jener 
in seinen Albanesischen Forschungen (1870/71), dieser in seinen Albanesischen 
und Neugriechischen Studien (1892 und 1894/6) sowie in seinem Albanesischen 
Wörterbuch (1890), dem Keim zu einem künftigen vergleichenden Wörter- 
buch der Balkansprachen. Ein Gegenstück zu Hahns Schilderung der Straße 
Belgrad—Saloniki ist des Wiener Balkanhistorikers C. Jiredek gerade jetzt 
wieder besonders beachtenswerte historisch-topographische Studie über die 
Straße von Belgrad nach Konstantinopel (1877), ein Werkchen, das reich ist 
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an Rückblicken in wenig bekannte Tiefen der mittelalterlichen Balkan- 
geschichte. Für die ältere Geschichte Albaniens endlich hat neuerdings der 
jetzige Sektionschef im österreichisch-ungarischen Finanzministerium L.v.Thál- 
loczy in Verbindung mit C. Jirecek ein grundlegendes Quellenwerk ge- 
schaffen'). und der frühere Generalkonsul in Skutari, Th. Ippen, der Baron 
F. Nopcsa und der Ingenieur Steinmetz in Sarajewo haben sich um die 
Aufhellung unbekannter Gebiete Nordalbaniens verdient gemacht. 

Damit war Albanien bereits in den Mittelpunkt der österreichischen 
Balkanforschung gerückt, und das ist kein Zufall: hat doch Österreich schon 
seit 1642 ein kirchliches Protektorat über das katholische Nordalbanien und 
damit einen starken Kultureinfluß auf das Land überhaupt gewonnen, der 
sich u. a. äußert in der Gründung österreichischer Ordensschulen, katholischer 
Pfarrämter und österreichischer Handelsagenturen, — alles Mittel, die Öster- 
reich nicht nur die wirtschaftliche Herrschaft, sondern auch eine große Popu- 
larität im Innern des Landes verschafft haben, das es der Wissenschaft mit 
hat entdecken helfen. 

Weniger konnte sich österreichischer Entdeckungsdrang in den slavi- 
echen Gebieten des Balkans betätigen. Serbien versperrte sich aus Miß- 
trauen lange jedem österreichischen Forscher, und nur das spätgeborene 
Bulgarien mußte es sich gefallen lassen, von Österreich zwar nicht politisch, 
aber doch geographisch erobert zu werden. Das geschah durch den wander- 
und forschungslustigen Fel. Kanitz, der in 15 Jahren (von 1860—75) ganz 
Bulgarien durchstreifte und seine reichen historischen, geo- und ethnographi- 
schen Beobachtungen niederlegte in dem dreibändigen, reich illustrierten Werke 
„Donaubulgarien und der Balkan“ (1875/77). Das Buch wirkte wie eme Offen- 
barung. Schon nach wenigen Jahren wurde eine zweite und dritte Auflage 
nötig, die dem inzwischen befreiten Lande gleichsam als Angebinde in die 
Wiege gelegt wurde. Danebeu hat Kanitz auch eine Art Parallelwerk über 
Serbien veröffentlicht (1868; in neuer Bearbeitung: Serbien, Land und Leute, 
1911). 

E ihm war es namentlich der Folklorist Ad. Strauß, der die Kenntnis 
Bulgariens nach der volkskundlichen Seite erweiterte durch eine große Samm- 
lung von ihm übersetzter bulgarischer Volkslieder (1890) und ein Werk 
„Die Bulgaren“, worin er das bulgarische Volksleben behandelt, Hat Öster- 
reich somit einen hervorragenden Anteil an der Wiederentdeckung des jüngsten 
der neuen Balkanstaaten, so gilt das nicht von dem ältesten, von Griechen- 
land. Hier hatten zuerst Franzosen und Engländer den Österreichern den 
Rang abgelaufen, später bemächtigten sich reichsdeutsche Forscher dieses 
Gebietes, und so war hier für Österreich kein Raum zur Betätigung. Erst 
in den letzten Jahrzehnten der türkischen Herrschaft hat sich, wohl im An- 
schluß an politische und wirtschaftliche Bestrebungen, auch das geographische 
Interesse an Mazedonien wieder stärker belebt. Die vier Forscher Tuma, 
Hochstetter, K. Oestreich und der leider jung gestorbene, vom Eisen- 
bahnbeamten zum vielseitigen gelehrten Forscher gewordene A. Struck haben 
darüber wertvolle, meistens in den Mitteilungen der Wiener Geographischen 
Gesellschaft niedergelegte Untersuchungen angestellt, Struck besonders über 
das jetzt griechische Gebiet Mazedoniens, die Campagna von Saloniki und 
die Chalkidike, immer mit starker Betonung des antiquarisch-Archiologischen, 


1) Acta et diplomata res Albaniae mediae aetatis illustrantia. Vol. I 
(844—1043), Wien 1913. 
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während in Tumas Darstellungen das militärgeographische Moment überwiegt, 
bei Oestreich der geologisch-morphologische im Vordergrunde steht. Vom 
eigentlichen Griechenland hat zuerst das Gebiet der Österreich geographisch 
am nächsten liegenden lonischen Inseln wenn auch keine wissenschaftliche 
Untersuchung, so doch sicher die poetisch und malerisch schönste Verherr- 
lichung von österreichischer Seite gefunden, zuerst in den „Odysseischen Land- 
schaften“ des österreichischen Konsuls Georg von Warsberg (1880) dann, 
wobl durch diese hervorgerufen, in den großen, nicht im Handel befindlichen 
Reiseprachtwerken des jüngst verstorbenen Erzherzogs Ludwig Salvator, 
die z. T. auch historisch wichtige venetianische Urkunden enthalten und darum 
auch wissenschaftlich wertvoll sind. Ein Muster modernen Positivismus gegen- 
über diesen romantisch-idealistischen Darstellungen ist endlich die gediegene 
zusammenfassende Arbeit über Griechenland vom geographischen, ethnogra- 
phischen und besonders vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus, die der schon 
genannte Ad. Struck geliefert hat in seiner „Landeskunde von Griechen- 
land“ (1911), einem Werkchen, das sich wieder auszeichnet durch eigenartige 
Vereinigung wissenschaftlichen Geistes mit gediegener Kenntnis der prak- 
tischen Verhältnisse. 

Alle diese Einzelwerke aber wurden schließlich gekrönt durch eine geo- 
graphische Großtat, die zugleich die Voraussetzung alles selbständigen Reisens 
und Forschens auf dem Balkan wurde, durch die grundlegende, vom militär- 
geographischen Institut in Wien bearbeitete Generalstabskarte der Balkan- 
halbinsel, die 1876/79 in 33 Blättern (1 : 300000) erschien und mit der allein 
Österreich den Balkan erst wissenschaftlich ganz erobert hat. 

Die rein politische Geschichte der Halbinsel in ihren verschiedenen 
Phasen verdankt deutsch-österreichischen Forschern ebenfalls reiche Förderung. 
Zwar diejenige Periode, die die Grundlage für das historische Verständnis 
der Balkanvölker bilden muß, die byzantinische, hat sich, wie schon bemerkt, 
trotz Fallmerayers vielseitiger Anregungen in Österreich nur geringer Pflege 
erfreut, weil offenbar zurückgedrängt durch die für Österreich näher liegende 
Beschäftigung mit der türkischen Geschichte, zu der österreichische Forscher 
wie J. v. Hammer-Purgstall und Zinkeisen den Grund gelegt haben. 
Der einzige Erforscher byzantinischer Geschichte war der Grazer Historiker 
Aug.Fr.Gfrörer. Seine dreibändigen „Byzantinische Geschichten“ (1874/77) 
sind der erste Versuch, die Geschichte von Byzanz in ihren wichtigsten 
Perioden im Rahmen der gesamten Zeitgeschichte zu behandeln, d. h. in 
ihrem natürlichen dreifachen Zusammenhang mit der Geschichte Venedigs, 
der Balkanvölker und Kleinasiens. Das Werk erinnert leider neben den 
Tugenden auch stark an die Untugenden Fallmerayers: neben der Weite des 
Blickes und einer lebendigen Darstellung steht eine stark subjektiv gefärbte, 
und zwar römisch-katholische, Byzanz häufig im Zerrbilde erblickende Tendenz, 
also gerade die umgekehrte Eigenschaft wie bei den antikirchlich-freigeistigen 
Fragmentisten. Immerhin hat Gfrörers groß angelegtes Werk noch keine 
Weiterführung in streng wissenschaftlichem Geiste gefunden. Wahrscheinlich 
wird sie auf dem Wege über die Südslaven nach Byzanz zurückgeführt werden 
müssen; denn die alte südslavische, also die bulgarisch-serbische Geschichte 
ist ja von der byzantinischen nicht zu trennen. Das lehrt das ganze Lebens- 
werk des Vertreters südslavischer Geschichte an der Wiener Universität, 
Constantin Jireceks (geb. 1854). Sowohl seine noch in jugendlichem Alter 
verfaßte „Geschichte der Bulgaren“ (1876) wie seine erst im Erscheinen 
begriffene „Geschichte der Serben“ (1. Bd., 1911) bezeichnen einen ebenso 
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großen Schritt auf diesem Wege wie seine in den Denkschriften der Wiener Aka- 
demie niedergelegten Schriften mehr kulturgeschichtlichen Inhalts (Die christ- 
liche topographische Nomenklatur der Balkanländer (1900); Die Romanen in den 
Städten Dalmatiens (1901); Staat und Gesellschaft im mittelalterlichen Serbien 
(1912). Sein jetzt veraltetes, einst grundlegendes Werk „Das Fürstentum 
Bulgarien“ (1891) darf hoffentlich bald eine Auferstehung feiern. 

Von den mit dem Machtverfall der Türkei neu emporgekommenen Balkan- 
völkern und ihren Befreiungskämpfen sind es bezeichnenderweise nicht die 
Serben, denen sich österreichische Historiker zuwandten, sondern die Griechen, 
In dem großen Wiener Diplomaten und feinsinnigen Schilderer des Orients 
A. v. Prokesch-Osten haben sie den Darsteller der Geschichte ihres Ab- 
falls vom türkischen Joch gefunden (6 Bde., 1867), freilich in Form einer 
rein aktenmäßig gehaltenen nüchternen Schilderung der politischen Vorgänge, 
die sich stark unterscheidet von den gleichzeitigen deutschen Darstellungen. 
Der rückwärts gewandte romantische Philhellenismus Deutschlands hat in 
Österreich nie recht Wurzel schlagen wollen, der Realismus hat hier wie auch 
sonst den Balkanvölkern gegenüber stets die Oberhand behalten, weil man 
die ganze Griechenbewegung als eine Gegenwartsfrage erfaßte und behandelte. 

Weniger grundlegend als für die geographische und historische war die 
Tätigkeit österreichischer Gelehrter für die literar- und kunsthistorische 
Erforschung des Balkans. Auf beiden Gebieten haben russische Forscher die 
Führerschaft, wie es begreiflich ist bei der langen Kulturabhängigkeit Ruß- 
lands von Byzanz und den alten slavischen Balkanvölkern. Byzantinische 
und ältere südslavische Literatur und Kunst ist daher seit lange eine Domäne 
der Russen, und erst neuerdings hat, wie die byzantinische Literatur in 
Deutschland, so die byzantinische Kunst in Österreich eifrigere Pflege gefunden 
durch den früher in Graz, jetzt in Wien wirkenden Kunsthistoriker J. Strzy- 
gowski. Andererseits beginnt sich jetzt auch die ältere nationale Literatur 
der Südslaven größerer Beachtung in Deutschösterreich zu erfreuen: M.Murko 
in Graz ist der Verfasser der ersten wissenschaftlichen Literaturgeschichte 
der Südslaven in deutscher Sprache (1907). 

Verdankt alles bisher Betrachtete lediglich der privaten Initiative ein- 
zelner Gelehrter sein Dasein, ist also nur zufällig entstanden, so ist erst das 
wahrhaft entscheidend für die Stellung der österreichischen Wissenschaft, 
was sie durch die organisierte Arbeit für die Erforschung des Balkans 
geleistet hat. 

Es gibt in Österreich zurzeit außer einer praktisch-wirtschaftlichen drei 
solcher wissenschaftlichen Organisationen, eine in Wien und zwei in der 
Hauptstadt desjenigen Gebietes, mit dem Österreich in das Gebiet des Balkans 
selbst hineinragt, in der Hauptstadt Bosniens, in Sarajewo. 

Es ist bezeichnend für die Stellung Österreichs zum Balkan, daß auch 
die organisierte wissenschaftliche Arbeit für diesen aus dem praktischen 
Bedürfnis hervorging, wie es sich wieder ergab aus dem Handelsverkehr 
Österreichs mit dem vorderen Orient. Zu dessen Hebung wurde 1875 das 
Österreichische Handelsmuseum in Wien begründet, das zugleich eine 
eigene Zeitschrift herausgab, die „Österreichische Monatsschrift für den Orient“. 
Wenn auch zunächst für die gesamten Handelsbeziehungen mit dem vorderen 
Orient bestimmt, diente sie doch zum großen Teil auch der wirtschaftlichen 
Orientierung über die Balkanländer, die einen breiten Raum darin einnahmen. 
Seit Beginn dieses Jahres in verstärktem Umfang und in wissenschaftlich 
vertieftem Charakter erscheinend, berücksichtigt sie in den Rubriken „Wirt 
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schaftliche Nachrichten“ und „Zur Zeitgeschichte“ auch die Balkanländer in 
gut zusammenfassenden Übersichten. 

Für die „hohe“ Wissenschaft war aber damit noch nicht gesorgt. Das 
geschah erst um die Jahrhundertwende, als in Wien aus dem Legat eines 
reichen Bürgers, Leo Treitl, eine mit der Akademie der Wissenschaften 
verbundene eigene Balkankommission begründet wurde zu dem Zweck und 
mit der Aufgabe, aus den Zinsen dieser Treitlstiftung durch geeignete Kräfte 
Forschungsreisen ausführen zu lassen, deren Ergebnisse in eigens dazu auf 
Kosten dieser Stiftung herausgegebenen Schriften niedergelegt werden. In 
zwei Sektionen, einer antiquarischen und einer linguistischen, sind 
hier bereits siebzehn Untersuchungen niedergelegt, an denen sich sowohl 
deutsch-österreichische wie Balkangelehrte selbst beteiligt haben. Die meisten 
davon (11) sind linguistischen Inhalts, und zwar beziehen sich 6 auf Süd- 
slavisch, 2 auf Neugriechisch, 2 auf Balkanromanisch. Von den 6 Abhand- 
lungen antiquarischen (d. h. meist archäologischen) Inhalts sind als besonders 
wertvoll hervorzuheben die, welche die römische Periode der Balkanhalbinsel 
zum Gegenstande haben, nämlich die von Kalinka über antike Funde in 
Bulgarien und die von Patsch über den Sandschak Berat in Albanien. 

Beschränkt sich die Tätigkeit der Wiener Balkankommission auf die 
Durchführung und Bearbeitung von Forschungsreisen, so ist der eigent- 
liche Ausgangs- und natürlich gegebene Mittelpunkt der österreichischen 
Balkanstudien das bosnische Sarajewo. In der Erkenntnis, daß Österreich 
Bosnien nicht nur politisch und wirtschaftlich, sondern auch geistig erobern 
müsse, ging man schon zehn Jahre nach der Okkupation, im Jahre 1888, an 
die Gründung eines eigenen Landesmuseums, dem eine doppelte Aufgabe 
sufiel: erstens die Erforschung und Sammlung der naturwissenschaftlichen, 
archäologischen, historischen und sprachlich-volkskundlichen Denkmäler des 
Landes, sodann die Verarbeitung dieses reichen Materials in einem eigenen 
wissenschaftlichen Organ. Diese zweite Aufgabe zu lösen, waren die seit 
1893 erscheinenden „Wissenschaftlichen Mitteilungen aus Bosnien und der 
Herzegowina“ bestimmt. Beide Gründungen nahmen, das Museum unter der 
Leitung von Regierungrat Hörmann, die Mitteilungen unter der von 
Dr.Hörnes, einen kräftigen Aufschwung; nur zeigte es sich sehr bald, daß die 
Grenzen beider Unternehmungen zu eng gezogen waren, insofern ja Bosnien 
nur ein Teil des großen serbisch-kroatischen Sprach- und Volksgebietes ist, 
also auch kein nach außen fest abgeschlossenes Forschungsgebiet bezeichnet. 
Es war nun das Verdienst des damaligen Kustos am bosnisch-herzegowinischen 
Landesmuseums, Dr. C. Patsch, vielleicht angeregt durch die Wirksamkeit 
der bereits ins Leben getretenen Wiener Balkankommission, diese inneren 
Zusammenhänge Bosniens mit der übrigen slavischen und auch nichtslavischen 
Balkanwelt erkannt und durch eine neue, aus der vorhandenen entwickelten 
Organisation ergänzt zu haben. So entstand 1903 das von Dr. Patsch ge- 
leitete „bosnisch-herzegowinische Institut für Balkanforschung“, das erste 
Forschungsinstitut, das der Erforschung der Balkanhalbinsel im weitesten 
Sinne gewidmet ist. Jetzt erst hatte Österreich sich angeschickt, den Balkan 
wissenschaftlich zu erobern und damit die Summe und die Konsequenz zu 
ziehen aus der bisherigen zusammenhangslosen und dem Zufall überlassenen 
Einzelforschung. Mit großer Energie und Rührigkeit hat Patsch an dem 
Ausbau des Instituts gearbeitet, sowohl durch Herbeischaffung eines reichen 
Materials an Handschriften, Inschriften, Photographien, und Karten wie durch 
Schaffung einer Spezialbibliothek für die sämtlichen Balkanländer und durch 
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Begründung einer seit 1904 in zwangloser Folge erscheinenden Sammlung 
von Schriften „Zur Kunde der Balkanbalbinsel“ ; diese gliedert sich in drei 
Gruppen: in „Reisen und Beobachtungen“, „Quellen und Forschungen“, „In- 
ventare und Bibliographien”; bereits 24 Hefte sind davon erschienen, darunter 
allein 17 aus der ersten Abteilung, von denen wieder 8 Albanien gewidmet 
sind. Patsch, der als Archäologe sich besonders um die Erforschung der 
römischen Periode der nordwestlichen Balkanhalbinsel verdient gemacht hat, 
wendet neuerdings sein Augenmerk auch auf die für die Geschichte der 
Balkanhalbinsel so wichtige Periode des byzantinischen Mittelalters, für das 
bereits die Errichtung einer eigenen Abteilung in Aussicht genommen ist. 

Damit ist die österreichische Balkanforschung in feste Bahnen geleitet 
und von der jahrzehnelangen Zersplitterung zu einer Zusammenfassung der 
Kräfte gelangt; denn in den beiden Publikationsorganen, dem der Wiener 
Balkan-Kommission und dem des Sarajewoer Institute, findet man bereits jetzt 
Arbeiten von Österreichern, Reichsdeutschen und Angehörigen der 
Balkanvölker selbst in friedlichem Wettbewerb vereinigt — ein Symbol 
für die hoffentlich recht bald auch politische Brüderschaft der drei ineinander 
greifenden und aufeinander angewiesenen Staats- und Völkergruppen. 

Und damit wenden wir uns der Frage zu, was außer in dem Vater- 
lande der Balkanforschung nun auch in Deutschland für diese geleistet 
worden ist. 

Hat Österreich bereits die Stufe der organisierten Balkanforschung er- 
klommen, so steht Deutschland hierin noch ganz im Zeichen der unorgani- 
sierten Einzelforschung. Das ist in der geographischen Lage Deutschlands 
und damit seiner weniger engen historischen Beziehungen zum Balkan durch- 
aus begründet, wenn auch nicht dadurch gerechtfertigt; denn wie sehr sich 
die bisherige Geringschätzung der Balkanvölker bei uns gerächt hat, zeigte 
bereits der für die meisten unerwartete Ausgang des Balkankrieges, der aus 
den unbotmäßigen Rebellen gegen die Herrschaft der Türkei mit einem 
Schlage wirklich legitime Herren der Halbinsel gemacht hat, das zeigt 
ferner die Bedeutung, die sie im jetzigen Weltkriege für uns gewonnen haben. 
Eine bessere Kenntnis ihrer historischen Stellung, ihrer wirtschaftlichen und 
geistigen Rührigkeit hätte uns manche Enttäuschung auch im politischen 
Leben ersparen können. 

Abgesehen davon, daß die Zahl derer, die sich mit der physischen, 
ethnischen und historischen Erforschung der Halbinsel in Deutschland be- 
schäftigt haben, im Verhältnis zu Österreich nur gering war, ist der Haupt- 
unterschied in der Forschungsrichtung zwischen Österreich und Deutschland 
darin zu sehen, daß in Österreich anfangs das geographisch-ethnographische, 
in Deutschland das historische Interesse an der Balkanerforschung überwiegt. 
Während man in Österreich dem Balkan durch die Anschauung beizukommen 
suchte, begnügte man sich in Deutschland lange mit dem Studium aus 
Büchern, und das mußte dort mehr zur Gegenwart, hier mehr zur Ver- 
gangenheit führen. 

Einer der ersten, die sich in Deutschland mit der historischen Topo- 
graphie der Balkanhalbinsel beschäftigt haben, war der Tübinger Philologe 
Lukas Fr. Tafel (1787 —1860). Durch eine erstaunliche Beherrschung 
der Quellen in Verbindung mit einer glücklichen Kombinationsgabe gelangen 
ihm, ohne jemals an Ort und Stelle gewesen zu sein, zahlreiche Identifizie- 
rungen mittelalterlicher und antiker, seltener freilich moderner Örtlichkeiten. 
Seine große Monographie über Thessalonike und sein Gebiet (1839) und die 
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kleinere über die Via Egnatia (1842) sind vorbildlich hierfür und werden 
immer wieder der Ausgangspunkt jeder methodischen historisch-topographi- 
schen Forschung für die Balkanhalbinsel sein müssen. Tafel war aber in 
erster Linie Historiker, und als solcher hat er in Deutschland mehr Deszen- 
denten gefunden: die Reorganisation der byzantinischen Studien, wie sie hier 
im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts durch F. Hirsch, H. Gelzer, 
K. Hopf auf historischem, besonders aber durch K. Krumbacher in 
München (1856—1909) auf philologischem Gebiet einsetzte, ist im wesentlichen 
eine gerade Fortsetzung der von Tafel beschrittenen und geebneten Bahn, 
die ihrerseits wieder zurückweist auf den alten Tübinger M. Crusius 
(16. Jahrhunderts). Es ist in einem Worte der Philhellenismus, der hier im 
Hintergrunde steht und als dessen Abbiegung die Byzantinistik mit der 
Balkanforschung als letztem Ausläufer erscheint. Für dieses ganze Wege- 
gebiet wurde die deutsche Forschung im Gegensatz zur österreichischen 
bahnbrechend. Das lehrt auch die Weiterentwicklung der auf den Balkan 
gerichteten deutschen Forschung. Während für Österreich Albanien, Maze- 
donien, Bulgarien, also das nördliche und mittlere Gebiet im Vordergrunde 
stehen, gravitiert das Interesse der deutschen Forscher mit geringen Aus- 
nahmen fortan stark nach dem griechischen Süden, so daß man sagen kann, 
die deutsche Balkanforschung ist gleichbedeutend mit der Erforschung des 
griechischen Balkans: Historiker, Geographen, Folkloristen, Sprachforscher — 
alle machten Griechenland und das Griechentum zum Gegenstand ihrer Unter- 
suchung, seitdem ein Teil griechischen Landes wieder ein selbständiger Staat 
war. Nur ganz vorübergehend hatte es Serbien den deutschen Romantikern 
angetan. L. v. Rankes Geschichte der serbischen Revolution (1829) und 
Jakob Grimms Freundschaft mit Vuk Karadschitsch, dem Wiedererwecker 
der modernen serbischen Sprache, sowie Therese v. Jakobs (unter dem 
Pseudonym Talvj) Übersetzung der serbischen Volkslieder sind die bekann- 
testen Denkmäler hierfür. Der Hauptanteil an der damaligen Völkerbegeiste- 
rung aber fiel den Griechen zu, und den Niederschlag dieser Bewegung finden 
wir noch in den Werken von Thiersch, Gervinus, Mendelssohn- 
Bartholdy und Hertzberg über den griechischen Freiheitskampf und 
die neueste Geschichte Griechenlands — Werke, die alle mehr diktiert waren 
von dem Wiederaufleben großer antiker Reminiszenzen als von dem reinen 
Interesse an der noch wenig verheißungsvollen griechischen Gegenwart. 
Wenn sich daher auch in neuester Zeit die deutsche geographische und 
sprachliche Forschung in höherem Grade als die österreichische Griechenland 
zugewandt hat, so ist wohl auch darin noch eine Nachwirkung der alten 
deutschen Sehnsucht nach dem Lande der Griechen zu erblicken; denn alle 
Hauptgebiete Griechenlands sind von deutschen Geographen zuerst wissen- 
- schaftlich erforscht worden, der Peloponnes, Thessalien, Epirus und die 
Cycladen von Prof. A. Philippson in Bonn, die Ionischen Inseln von 
Prof. J. Partsch in Leipzig, Cypern von Prof. E. Oberhummer. Der 
neugriechischen Sprachforschung endlich haben sich außer dem Verfasser 
dieser Studie besonders die Vertreter der indogermanischen Sprachwissenschaft 
angenommen, in erster Linie der jüngst verstorbene Prof. A. Thumb von 
der Straßburger sowie Prof. P. Kretschmer von der Wiener Universität. 

Erst in neuester Zeit begann sich das Interesse deutscher Forschung 
auch anderen Ländern des Balkans zuzuwenden. Besonders Mazedonien und 
Albanien wurden jetzt auch in Deutschland das Ziel von Forschungsreisenden 
wie G. Weigand, der den Spuren rumänischer Bevölkerung nachging 
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(„Die Aromunen“ 1895), und H. Grothe, der außer einer Landeskunde von 
Rumänien fesselnde Reiseschilderungen über Albanien und Mazedonien ver- 
öffentlichte und damit wieder in Bahnen einlenkte, die mit Grisebachs 
klassischem Reisewerk „Durch Rumelien nach Brussa“ (1840) verlassen worden 
waren. Um die geographische Erforschung Bulgariens endlich hat sich 
Professor C. Kaßner vom Meteorologischen Institut in Berlin verdient 
gemacht. 

Auch die sprachliche Erforschung empfing neue Impulse. Prof. G.Wei.- 
gand von der Leipziger Universität hat von seinem Spezialgebiet, der rumä- 
nischen Dialektforschung, aus — sein Hauptwerk ist ein großer rumänischer 
Sprachatlas — auch die sprachliche Erforschung Bulgariens und Albaniens 
in Angriff genommen, deren erste Früchte eine bulgarische und eine alba- 
nische Grammatik sind. Von ihm in seiner Eigenschaft als Leiter eines 
Instituts für rumänische und bulgarische Sprache an der Leipziger Universität 
darf man vielleicht auch die für Deutschland noch der Verwirklichung harrende 
Organisierung der auf den Balkan bezüglichen Studien erwarten — durch 
Ausdehnung seines Institutes auf die Erforschung auch der übrigen Balkan- 
sprachen, die trotz ihrer äußeren Verschiedenheit eine starke geistige Ver- 
wandtschaft zeigen. Vielleicht würde dem Institut eine solche den ganzen 
Balkan umfassende Entwicklung erleichtert werden, wenn es außer der sprach- 
lichen auch die ethnographische und kulturhistorische Forschung in sein 
Programm aufnähme und damit auf eine breitere Grundlage gestellt würde; 
denn der Wert der Balkanstudien beruht nicht so sehr in der Pflege einzelner 
Sprach- und Volksgebiete als in der vergleichenden Betrachtung des gesamten 
Balkans, dessen völkerpsychologische und kulturhistorische Einheitlichkeit in 
den letzten Jahrzehnten immer stärker sich aufdrängte und die offenbar 
zurückgeht auf die lange gemeinsamen historischen Schicksale, denen die 
Halbinsel im byzantinischen Mittelalter ausgesetzt war, und die sich äußerten 
in der weitgehenden Aufnahme byzantinischer oder doch durch Byzanz ver- 
mittelter Kulturelemente. Das gesamte staatliche, soziale und geistige Leben 
der mittelalterlichen Balkanstaaten ruhte ja auf byzantinischer Grundlage, 
und vieles davon hat sich in Sprache, Recht, Sitte, Sage, Lied und Sprich- 
wort bis heute erhalten. Einige mehr andeutende als ausführende Versuche 
in dieser Richtung hat Verfasser vorliegender Übersicht an verschiedenen Stellen 
unternommen, besonders für die Volkslieder des Balkans. Ihre exakte Durch- 
führung muß die Aufgabe eines künftigen Balkaninstituts sein, das dadurch auch 
eine hohe kulturpolitische Mission zu erfüllen hat. Wahrscheinlich aber wird in 
Deutschland, wie es auch in Österreich geschehen ist, die wissenschaftliche 
Organisierung der Balkanstudien an die stärkere Belebung wirtschaftlicher 
Interessen anknüpfen müssen. Zu dieser ist auch bereits ein Ansatz gemacht 
in dem gleich nach Beendigung der Balkankriege in Berlin begründeten 
Deutschen Balkan-Verein E. V., der die Aufgabe hat, die wirtschaft- 
lichen Beziehungen Deutschlands zu den Balkanstaaten zu pflegen und aus- 
zubauen, wobei ihm die Deutsche Levante-Zeitung in Hamburg als Organ dient. 


T. 

Die bisher betrachtete Betätigung deutscher und deutsch-ósterreichischer 
Wissenschaft zur Erforschung der Balkanländer bildet jedoch nur die eine 
Seite derselben; denn neben dieser direkten Forschungsarbeit geht eine in- 
direkte Bildungsarbeit her, die darauf hinausläuft, die — wie wir sahen — 
vereinzelt schon im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts von deutscher Wissen- 
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schaft angezogene und seit 1870 ihr in immer stärkerem Umfange zuströmende 
Intelligenz der Balkanvölker durch Übermittlung ihrer Arbeitemethoden in 
den Stand zu setzen, das bisher von den Fremden Geleistete nunmehr selbst 
zu leisten, die verschiedenen Lebensgebiete ihrer Länder selbständig zu er- 
forschen. Diese wichtige Kulturvermittlungsarbeit leisten die deutschen und 
österreichischen Hochschulen im weitesten Sinne, d. h. Universitäten, tech- 
nische und Handels-Hochschulen. Sieht man nämlich deren Frequenzverzeich- 
nisse durch, so bemerkt man darin eine im Verhältnis zu ihrer Volkszahl auf- 
fallend hohe Ziffer von Studierenden aus den Balkanstaaten. 

Am höchsten war diese Zahl begreiflicherweise für die Universitäten. 
Unter ihnen nimmt die erste Stelle die Wiener Universität ein, die ja 
seit Jahrzehnten eine Hochburg für die studierende Jugend des Balkans ist. 
Die Zahl der dortigen Balkanstudierenden schwankte während der letzten 
zwanzig Jahre zwischen 140 und 198, betrug also im Mittel ca. 164 im Se- 
mester. Eine bestimmte Kurve der Entwicklung ist dabei für die Gesamtzahl 
nicht zu erkennen, im allgemeinen kann man sie als stabil bezeichnen. Nur 
für die einzelnen Nationen läßt sich ein ziemlich konstantes An- oder 
Absteigen feststellen, das immerhin Beachtung verdient. Es ist nämlich 
die Frequenz der slavischen Nationen (Bulgaren und Serben) in dauernder 
Zunahme, die der nicht slavischen in dauernder Abnahme begriffen. Während 
im Sommer-Semester 1896 die Zahl der serbischen Studierenden an der 
Wiener Universität 43, die der bulgarischen 33 betrug, belief sie sich im 
Sommer-Semester 1914 auf 88 bzw. 49, d.h. die Zahl der Serben hatte sich 
um das Doppelte, die der Bulgaren um die Hälfte vermehrt. Umgekehrt 
sank in dem gleichen Zeitraum die Zahl der rumänischen Studierenden von 
74 auf 18, die der griechischen von 17 auf 7, und zwar in beiden Fällen in 
ziemlich gleichmäßigem Abfall. Worin auch diese merkwürdige, mit den 
politischen Beziehungen jedenfalls nicht in Einklang zu bringende Erschei- 
nung begründet sein mag, sicher ist, daß für Deutschlands Universitäten die 
Frequenz sämtlicher Balkanstudierender eine starke und konstante Zunahme 
zeigt. Sie betrug im Sommer-Semester 1905 — ältere Aufstellungen stehen 
leider nicht zu Gebote — 277 und stieg seitdem bis zum Winter -Semester 
1911/12 auf 513, die höchste bisher erreichte Zahl, die in stark beschleunigter 
Progression anstieg (1906: 800, 1908: 352, 1909/10: 450). Wie die Gesamt- 
zahl, so hat sich auch der Anteil der einzelnen Nationen nahezu verdoppelt. 
Es stieg nämlich die Zahl der Bulgaren von 93 auf 166, die der Rumänen 
von 73 auf 153, die der Griechen von 54 auf 98, die der Serben von 51 
auf 96. Man darf also aus einem Vergleich der österreichischen mit der 
deutschen Frequenz schließen, daß besonders Rumänen und Griechen, aber 
auch Bulgaren in immer steigender Zahl deutsche Universitäten aufsuchen 
und nur die Serben auffallenderweise an Wien festhielten, wo ihre Zahl noch 
im Winter-Semester 1913/14 so stark war wie im Winter-Semester 1911/12 
an sämtlichen deutschen Universitäten zusammen (97). Da nun die Haupt- 
menge der Balkanstudierenden in Deutschland sich erfahrungsgemäß auf die 
Universitäten Berlin, München, Leipzig, Heidelberg, Jena und Erlangen, in 
Österreich auf Wien zusammendrängt, so kann man sagen, daß an diesen 
sieben deutschen Universitäten im Winter-Semester 1904/05 ca. 450, im Winter- 
Semester 1911/12 ca. 700 Balkanstudierende immatrikuliert waren. 

Für die Verteilung nach Fakultäten läßt uns die Gesamtstatistik leider 
im Stich, doch lassen die Frequenzlisten der einzelnen Universitäten sowie 
die angefertigten Dissertationen deutlich erkennen, daß das Schwergewicht 
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des Studiums außer auf Jurisprudenz besonders auf Philosophie, Staatswissen- 
schaften und Landwirtschaft entfällt, wobei Philosophie fast gleichmäßig von 
allen vier Völkern, Jurisprudenz vorzugsweise von Griechen, dann auch von 
Serben, Landwirtschaft bei weitem überwiegend von Bulgaren, Staatswissen- 
schaften am meisten von Rumänen und Bulgaren studiert werden. 

Eine ähnlich starke Zunahme wie an den Universitäten zeigt die Zahl 
der Balkanstudierenden an den österreichischen und deutschen Technischen 
Hochschulen. Es kommen hier in erster Linie Wien, Berlin, München 
und Dresden in Frage. An der Wiener „Technik“ betrug die Zahl der 
Balkanstudierenden im Jahre 1890: 18, 1900: 36, 1910: 45, es ist also eine 
wesentlichere Steigerung erfolgt als bei den Universitäten. Während dagegen 
an den deutschen technischen Hochschulen ihre Zahl noch vor zehn Jahren 
ca. 150 betrug, stieg sie seitdem auf fast 500 (Berlin 1914: 253, München 
1910/11: 144, Dresden 1913/14: 85), davon Bulgaren 225, Rumänen 211, 
Griechen 53, Serben 46. Die meisten Rumänen zählte Berlin (1913: 201), die 
meisten Bulgaren und Griechen München (163 bzw. 31). Seit 1909 ist bereits 
eine, wenn auch nur kleine Anzahl von ihnen zu Doktor-Ingenieuren pro- 
moviert worden, nämlich 6 Rumänen, 3 Griechen und 1 Bulgare. 

Endlich hat auch an der jüngsten Gattung unserer akademischen Bil- 
dungsanstalten, an den Handelshochschulen, das Balkanelement schnell 
einen starken Anteil erlangt. Die beiden größten, Berlin und Leipzig, 
zählten 1913/14 zusammen 125 Balkanstudierende, und zwar hatte Leipzig 
fast doppelt soviel als Berlin (81 gegen 44 in Berlin), wovon drei Viertel 
Bulgaren waren (60, in Berlin nur 20), in Berlin dagegen zwei Drittel 
Rumänen (30, in Leipzig nur 5). Serben und Griechen treten wieder stark 
zurück (in Leipzig 11 bzw. 5, in Berlin 8 bzw. 2). Im ganzen hatte sich 
die Zahl der Balkanstudierenden an beiden Hochschulen seit ihrem Bestehen 
vervierfacht (Leipzig 1902/03: 22, Berlin 1908/09: 11). 

Zusammenfassend kann man sagen, daß an den großen Hochschulen 
Deutsch-Ústerreichs und Deutschlands vor Ausbruch des Weltkrieges 
ca. 1400 Studierende aus den Balkanstaaten immatrikuliert waren, eine Zahl, 
mit der sie nur von Rußland bisher übertroffen wurden, das sie aber nun 
und in Zukunft ihrerseits übertreffen werden, seitdem Rußland vom deutschen 
Universitätsmarkt hoffentlich endgültig verdrängt ist und seinen vermeintlichen 
Schutzbefohlenen auch geistig den Platz an der Sonne hat räumen müssen. 

Wertvoller aber als die Frequenz sind die Früchte des Studiums, die 
sich zunächst, wenn auch nicht als allein maßgeblichem Wertmesser, an den 
gedruckt vorliegenden Dissertationen erkennen lassen. Es kommen für 
unsere Zwecke nur die „philosophischen“ in Frage, und zwar lassen sich 
hierbei drei Gruppen unterscheiden, solche, die deutsche Wissenschaftsmethode 
auf ein dem Balkan selbst angehörendes Stoffgebiet anwenden, solche, die 
deutsche Methode auch an einem deutschen Stoff erproben, wobei es sich 
natürlich nur um geisteswissenschaftliche Untersuchungen handelt, endlich 
solche, deren Stoffgebiet allgemeiner Natur, also nicht an bestimmte na- 
tionale Grenzen gebunden ist. Die zweite Gruppe ist besonders wichtig, 
weil sie lehrt, wie weit die Balkanintelligenz bereits in deutsches Kulturleben 
eingedrungen ist. Aus den drei Gruppen sei hier eine kleine Auswahl aus 
den letzten 25 Jahren (1890—1914) zusammengestellt’). 


1) Wobei wir uns jedoch allein auf Dissertationen deutscher Universitäten 
angewiesen sehen, weil die österreichischen nicht die Vorlegung gedruckter 
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Die erste Gruppe ist die umfassendste. Sie enthält überwiegend Ab- 
handlungen über staats-, finanz- und sozialwissenschaftliche Verhältnisse des 
Balkans und nur zum kleinen Teil solche aus Natur, Geschichte und Geistes- 
leben ihres Heimatlandes. Jene haben fast ausschließlich Bulgaren und 
Rumänen, diese größtenteils Serben und Griechen zu Verfassern. Bei dem 
größeren Interesse für die erstere Kategorie führen wir nur aus dieser, die 
allein etwa 60 Nummern umfaßt, einige der bedeutenderen an. Auf staats- 
wissenschaftlichem Gebiete ragen hervor zwei in den von G. Schmoller 
herausgegebenen staats- und sozialwissenschaftlichen Forschungen erschienene 
Studien, die des Bulgaren Abadieff über die Handelspolitik Bulgariens und 
die des Rumänen Jonescu über die Agrarverfassung Rumäniens; ferner 
behandeln rumänische Dissertationen Rumäniens Industrie- und Agrarpolitik, 
bulgarische u. a. die Frage eines Balkanzollvereins, die bulgarische Zoll- 
politik, das bulgarische Steuersystem etc., rumänische u.a. die Wirtschafts- 
politik, das Tabakmonopol, die Staatsmonopole Rumäniens. — Zahlreicher 
sind die Arbeiten volkswirtschaftlichen Inhalts, z. B. finden wir bul- 
garische über das landwirtschaftliche Kredit- und Genossenschaftswesen, das 
Geldwesen, das ausländische Kapital, die Entwicklung der Landwirtschaft, 
der Aus- und Einfuhr, der Industrie und der Eisenbahnen in Bulgarien, ferner 
rumänische über Rumänien und die Donauschiffahrt, die Entwicklung der 
rumänischen Landwirtschaft, die rumänische Agrarfrage und Agrarpolitik, das 
landwirtschaftliche Pachtwesen in Rumänien, den rumänischen Getreidehandel 
und Getreideausfuhr, die rumänische Großindustrie, das Volkssparwesen, Geld- 
und Kreditinstitute etc. 

Den Übergang zu der zweiten Gruppe bilden einige Themata, welche 
einheimische Lebensgebiete im Vergleich oder in Beziehung zu deutschen 
zum Gegenstand haben, z. B. auf handelspolitischem Gebiet über die Ordnung 
der Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und Serbien und über die 
deutsch-rumänischen Handelsbeziehungen von 1875—1910, auf geisteswissen- 
schaftlichem Gebiete, über die Weltanschauung des rumänischen Lyrikers 
Eminesca mit Beziehung auf Schopenhauer und über das rumänische Mädchen- 
schulwesen im Vergleich zu dem deutschen. Im Gegensatz zu der ersten 
Gruppe, die sich in erster Linie auf wirtschaftliche Fragen erstreckt, 
behandeln die der zweiten fast ausschließlich philosophische, pädago- 
gische und ästhetisch-literarische Stoffe, nur wenige finanz- und volks- 
wirtschaftliche (Georgievié, Zur Trennung des Depositengeschäftes von den 
Effekten- und Spekulationsbanken in Deutschland; Marjanović, Die Deckung 
des außerordentlichen deutschen Reichsbedarfs 1897—1908; Tabacovici, 
Statistik der Einkommensverteilung mit besonderer Rücksicht auf das König- 
reich Sachsen [letztere erschien in den volkswirtschaftlichen und wirtschafts- 
geschichtlichen Abhandlungen 3, 4)). Von den Beiträgen zur deutschen 
Philosophie seien besonders hervorgehoben die in Wundts Philosoph. 
Studien (Band 9, Heft 3/4) erschienene Untersuchung zur Entwicklung von 
Kants Theorie der Naturkausalität von dem Rumänen Radulescu-Motru, 
sodann zwei bulgarische Arbeiten über Fichtes Ethik, die von Dimitroff 
nach ihren psychologischen, die von Iwanoff nach ihren philosophischen 
Grundlagen, sowie eine rumänische über die Entwicklung des Gottesbegriffes 


Arbeiten verlangen. Die Gesamtzahl der in dieser Zeit von den philosoph. 
Fakultäten der deutschen Universitäten promovierten Angehörigen der Balkan- 
staaten beträgt etwa 180. 
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bei Fichte; ferner Abhandlungen über die Einfühlung bei Schopenhauer 
(Marković), über die physiologischen Grundlagen des Seelenlebens bei Fechner 
(von einer Rumänin, Eleonora Stratilescu), über Max Stirner (von Stru- 
gurescu), über die Religionsphilosophie Teichmüllers (Radovanović), über 
Steinthals Abweichungen von Herbart in der Ethik (Iwanoff), über die 
Grundbegriffe von Fr. Paulsens Ethik (Päcescu). 

Von Arbeiten über deutsche Pädagogik sind die meisten einzelnen 
hervorragenden Pädagogen gewidmet wie Basedow, Fr. Eberhard von Rochow, 
Salzmann, Aug. H. Niemeyer, Fr. W. Dórpfeld. Zwei bulgarische Arbeiten 
befassen sich mit praktisch-pädagogischen Fragen, nämlich die von Parla- 
panoff über das Utilitätsprinzip in der Pädagogik von den Reformpáda- 
gogen bis auf Pestalozzi und die von Manoff über das Überbürdungsproblem 
in den höheren Schulen Deutschlands, besonders der preußischen Gymnasien. 

Wie in der praktischen Pädagogik die Bulgaren, haben in der As- 
thetik die Griechen den Vortritt: Ein mazedonischer Grieche, Pichtos, be- 
handelte die Ästhetik A. W. v. Schlegels in ihrer geschichtlichen Entwicklung 
(Berlin 1894), ein bulgarischer Grieche Wrassiwanopulos-Braschowanoff, 
das Verhältnis Rich. Wagners zur Antike (1906). In den Berliner Beiträgen 
zur germanischen und romanischen Philologie (Heft 1, germanische Abteilung 28) 
erschien die bedeutende Studie des Bulgaren Tumparoff über Goethe und 
die Legende; zwei Rumänen haben sich besonders der deutschen Romantik 
angenommen, Grigorovitza mit dem Thema Libussa in der deutschen 
Literatur (1901) und Tr. Bratu mit Fouqués Lyrik. Zwei Bulgaren, Tichoff 
und Arnaudoff, lieferten Studien über G. Freytags „Fabier“ und über 
Hauffs Märchen. 

Die dritte weniger reich vertretene Gruppe endlich, bestehend aus 
Arbeiten. die allgemeine Themen behandeln, umfaßt vorwiegend sozial- 
wissenschaftliche, philosophische, peychologische und pädagogische Gegen- 
stände. Auch hieraus seien nur einige der größten und wertvollsten hervor- 
gehoben, und zwar von den wirtschaftspolitischen: das Grundrentenproblem 
(von Michailovic), Sozialismus und Genossenschaftsbewegung (von S. Lazar), 
Beiträge zur Theorie und Kritik der Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen (von 
B. Georgieff). — Zwei wertvolle experimental-psychologische Unter- 
suchungen sind die von Stefanescu-Goanga, Zur Gefühlsbetonung der 
Farben, in Wundts Psychologischen Studien (Bd. 7, H. 4/5) und die von Todo- 
roff, Zur Lehre von den Beziehungen zwischen Text und Komposition (Zeit- 
schrift für Psychologie und Physiologie der Sinnesorgane, I Band 63). — Rein 
philosophischen Inhalts sind die „Beiträge zur biologischen Theorie 
der Lust und Unlust“ von dem Rumänen Nädejde und die umfangreiche 
Untersuchung über die Geringschätzung des menschlichen Lebens bei den 
Naturvölkern des Bulgaren Dimitroff. — Für sich allein steht die literatur- 
psychologische Untersuchung des Rumänen Stanciov-Cerna über Ge- 
dankenlyrik. 

Von psychologisch-pädagogischen Abhandlungen sind zu nennen die 
von Schanoff über die Vorgänge des Rechnens (erschienen in den „Päda- 
gogischen Monographien“, Bd. 11), die von Popovié über die Ergebnisse 
der experimentellen Psychologie und Pädagogik (erschienen in Reins „Pädagogi- 
schem Magazin“ Heft 456), die von V.Rakić, Gedanken über Erziehung durch 
Spiel und Kunst (Archiv für die gesamte Psychologie, Band 21, Heft 4) 
und die von Longinescu über die psychologischen Grundlagen des 
Denkens mit Anwendung auf die Pädagogik, endlich die praktisch-päda- 
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gogischen von Ghibu über den modernen Utraquismus (Pädagogisches 
Magazin, Heft 414) und von Rajicié über die Berücksichtigung der 
Individualität in der Massenerziehung. — 


Schon diese, nur eine kleine Auslese enthaltende Übersicht dessen, was 
von der studierenden Jugend der Balkanvölker in Deutschland unter der 
Leitung deutscher Wissenschaft geleistet worden ist, kann uns darüber be- 
lehren, wie viele verborgene geistige Fähigkeiten in ihrer Intelligenz schlum- 
merten und auf wie fruchtbaren Boden die deutsche wissenschaftliche Unter- 
weisung gefallen ist auf einem Gebiete, das noch vor wenigen Jahrzehnten 
in tiefer, durch die alttürkische Mißwirtschaft verschuldete Barbarei steckte 
und das sich mit erstaunlicher Schnelligkeit an das Licht der europäischen 
Kultur emporgearbeitet und schon so viele erfreuliche Proben geistiger Lei- 
stungs- und Anpassungsfähigkeit gegeben hat. Wenn es noch eines Beweises 
dafür bedarf, daß die Balkanvölker geistig nicht zu Rußland, sondern zu 
Deutschland und Österreich gehören, ein Vorwerk nicht slavischer, sondern 
germanischer Kultur bilden, so ist er erbracht durch die Wirkungskraft deut- 
scher Wissenschaft auf diese ebenso bildungsdurstigen wie bildungsfähigen 
Völker. Denn was sie an führenden Männern in Schule, Universität und 
praktischem Leben ihr eigen nennen, ist durch die Schule deutscher Wissen- 
schaft gegangen und hat sich an deutschen oder österreichischen Universitäten 
oder technischen und landwirtschaftlichen Hochschulen seine Sporen verdient. 
Deutschland und Österreich haben ein volles Recht darauf, den Balkan als 
ihr geistiges Kolonialgebiet zu betrachten, und wenn Frankreich und England 
größere materielle Kapitalien im Balkan stecken haben, so darf es uns nicht 
genügen, daß wir die größeren geistigen dort angelegt haben, sondern wir 
müssen mit aller Kraft danach streben, den Balkan auch wirtschaftlich immer 
mehr zu erobern und unsere Widersacher von dort dauernd zu verdrängen. Denn 
wenn wir es bisher nicht erkennen wollten, so müssen wir es jetzt erkennen, daß 
wir uns einen breiten Wirtschaftsweg nach dem Balkan bahnen müssen, weil in 
diesem wirtschaftlichen und geistigen Neuland des neuen Deutschland weltpoliti- 
sche Zukunft liegt. Die Türkei mag uns militärisch unschätzbar sein für die 
Gegenwart, für unsere wirtschaftliche Zukunft brauchen wir den Balkan, wie uns 
der Balkan geistig braucht. Darum, wie es uns gelungen ist, die Balkanvölker 
geistig in unsern Bann zu ziehen, so müssen wir alles daran setzen, sie auch 
politisch und wirtschaftlich an uns heranzuziehen, und wie die Jugend sämt- 
licher Balkanvölker zu uns strömt und uns unsere Methoden ablernt, so 
sollten auch wir bestrebt sein, keinen Unterschied zu machen zwischen ihnen, 
um den bei ihnen noch so stark entwickelten Nationalitätenpartikularismus 
nicht noch unnötig zu fördern. Es mag vorläufig gut sein, daß wir eine 
deutsch-türkische, eine deutsch-griechische, eine deutsch-bulgarische Gesell- 
schaft haben, um erst einmal an diese Völker heranzukommen; für die Zu- 
kunft aber muß das Ziel eine große, kultur- und wirtschaftspolitische Gemein- 
schaft sein, die den ganzen Balkan umspannt. Dieses Ziel auch für die Balkan- 
völker selbst zu erreichen, sie zu lehren, sich als ein Ganzes zu betrachten, 
wird zu den politischen Erziehungsaufgaben gehören, die Deutschland und 
Österreich gemeinsam nach Erfüllung ihrer geistigen und Kulturaufgaben an 
den Balkanvölkern zu lösen haben werden, in ihrem wie im Interesse dieser 
Völker selbst; sie werden sich dann wieder als selbständige Glieder einer 
großen Kultur- und Wirtschaftsgemeinschaft fühlen, eines wahren und dauernden 
Dreibundes, der auf einem festeren Fundament ruhen wird als der jetzt in 
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die Brüche gegangene'). Deutschland mit seinen 70, Österreich-Ungarn mit 
seinen 50, die Balkanstaaten mit ihren 30 Millionen Einwohnern werden 
dann ein einheitliches, festgefügtes großes Wirtschaftsgebiet bilden, das 
150 Millionen Menschen umfaßt und dem sich vielleicht mit Hilfe einer 
regenerierten Türkei auch noch das seiner Kulturerneuerung harrende Klein- 
asien zugesellen wird. Die Auspizien sind günstig, möge es Deutschlands und 
Österreich-Ungarns Bundeskraft gelingen, jetzt, wo das Eisen noch heiß, das 
große Werk zu schmieden! Österreich mit seiner stärkeren Forschungsarbeit, 
Deutschland mit seiner stärkeren Bildungsarbeit am Balkan — so müssen wir 
es vollenden; nur so aber werden wir zugleich der Gefahr entgehen, noch 
einmal für die Welt zum Kulturdünger zu werden, der nur anderen ihre 
Früchte reifen hilft. 


1) Diese Betrachtungen wurden bereits im Juli niedergeschrieben. 





Besprechungen 


Egon Zweig, Die Lehre vom Pouvoir Constituant. Ein Beitrag zum Staats- 
recht der französischen Revolution. Tübingen 1909. J.C.B.Mohr. 482 S. 


Die Zeitschrift begeht einen objektiv nicht zu beschönigenden Verstoß 
gegen die Übung, wenn sie eine wertvolle literarische Erscheinung nicht 
mit mehr als fünfjähriger Verzögerung zur Anzeige bringt, und der Verant- 
wortliche, in diesem Fall Berichterstatter und Redakteur zugleich, kann das 
Verfahren nur mit dem Ausdruck des uneingeschränkten Bedauerns über die 
langwährende Zwangslage seiner beruflichen und schriftstellerischen Arbeits- 

flichten, die ihn dazu genötigt hat, eingestehen. Aber er wird zu seiner 
ntlastung zugleich auf ein tröstliches Äquivalent hinweisen dürfen. Eine 
verspätete Würdigung, so unangemessen sie der wissenschaftlichen Leistung 
eines Werkes sein mag, liefert zugleich die beste Probe auf dessen inneres 
Gewicht, auf seinen Stoff- und Gedankenreichtum, und man sagt alles, wenn 
man ihm als erstes zuerkennt, daß es trotz Zeitablaufs nichts von seinem 
Interesse- und Lehrgehalt hat einbüßen können. Im Gegensatz zu so und 
so vielen „aktuellen“ Erscheinungen, die eine vielleicht starke, aber eben 
doch nur eine Tages-Teilnahme erregen konnten, bewährt es damit seine 
bleibende Bedeutung. Dies aber läßt sich von Zweigs halbtausendseitiger 
Abhandlung nachdrücklich behaupten. Sie darf einen Platz unter den Ab- 
handlungen beanspruchen, die künftig Keiner entbehren kann, der sich in 
die Dogmengeschichte des Ideenkreises der allgemeinen Staatslehre an der 
Schwelle des 19. Jahrhunderts rechtschaffen einarbeiten will. Indem sie sich 
von vornherein zu ihrem Haupttitel, der „Lehre vom Pouvoir Constituant”, 
den Untertitel eines ,Beitrags zum Staatsrecht der franzósischen Revolution 
beilegt, deutet sie bereits an, daß sie sich dem im letzten Jahrzehnt beson- 
ders stark angewachsenen Kreis von Untersuchungen über die Gedankenarbeit 
einfügt, die im Zeitalter der Revolutionen, der englischen, amerikanischen und 
der französischen, neue Begriffsschemata für die Konstruktion des Staatsrechts 
der modernen Staatenwelt zu schaffen bestrebt ist. Sie gibt eine neue Er 
änzung zu den Monographien von Jellinek, Glasson, Lemaire, Flammermont, 
ahl, Rothschild, Redslob, Tecklenburg u. a. Wenn man diese Grundtendenz 
der Schrift erwägt, wird man zugeben, daß es ihr nicht schädlich ist, wenn 
eine unserer verbreiteten Zeitschriften erst jetzt zu ihr Stellung nimmt. Im 
Gegenteil, es kann ihrer Wirkung auf die Gemüter nur förderlich sein, wenn 
gorrie jetzt wieder mit Energie auf sie hingewiesen wird: Wir wissen, 
die große kriegerische Auseinandersetzung, die in unseren Tagen zwischen 
Deutschland und Frankreich stattfindet, gleichzeitig als eine geistige Aus- 
einandersetzung zwischen den beiden Nationen wirken muß. Nun ist ja aber 
der leidenschaftliche, zum Lebensprinzip gewordene Hochmut, aus dem heraus 
Frankreich seine zwanzigjährigen Machenschaften zur Vernichtung Deutsch- 
lands betrieben hat, zu einem sehr wesentlichen Teil in nichts anderem 
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begründet, als in der dogmenartig eingewurzelten Überzeugung, daß die 
revolutionäre Nation von 1789—1830 für Europa, ganz besonders auch für 
Deutschland, den modernen Staat, die ihn gestaltenden Ideen und Kräfte, 
vorbildlich geschaffen habe. Neben älteren Prioritäts-Ansprüchen in der 
Literatur, der bildenden Kunst, dem Geschmack, den gesellschaftlichen Lebens- 
formen — neuerdings möchte man auch den der Philosophie gegen Leibniz, 
Kant, Fichte und Hegel ausspielen! — ist die politische Vorrangsambition 
in Frankreich die allerpopulärste, weil sie am leichtesten der kritiklosen Masse 
einleuchtet. Und zu dieser Anschauung tritt die große Abhandlung Zweigs 
in eine besonders nahe, innige Beziehung, sowohl das Thema, wie dessen 
Durchführung. 


Seine Hauptthese, daß das Schlagwort von der konstituierenden Gewalt 
des Volkes eines der geistigen Produkte ist, die der revolutionären Staatsrechts- 
doktrin und Verfassungsschöpfung Frankreichs entspringen, stellt der Verfasser 
gleich Anfangs auf. Er knüpft an die Äußerung des Abbe Siéyès in der Ver- 
fassungsdebatte des Jahres III an, daß die Unterscheidung einer konsti- 
tuierenden Gewalt und konstituierter Gewalten eine Errungenschaft 
der Revolution sei. Hiermit hält er zwar die zuerst von Lafayette in 
seinen Denkwürdigkeiten aufgestellte Gegenbehauptung für verträglich, daß 
bereits vor 1788 „die Amerikaner jene Unterscheidung nicht bloß theoretisch 
erfaßt, sondern praktisch in ihren Konventionen verwirklicht haben“, und 
der erste Teil seiner Untersuchung (S. 1—62) ist der Analyse der vorrevolu- 
tionären, vor allem der englisch-amerikanischen Ansätze und Praxis des pouvoir 
constituant gewidmet. Aber was er hier rekapituliert, ist eben nur die von 
Antike und Frühmittelalter her schrittweise verlaufende konstruktive Arbeit, die 
die Begriffe und Wertideen der „Verfassung“ im Sinne eines grundlegenden, 
den Staat beherrschenden Rechtsetzungsaktes allmählich herausmodelliert, 
den Begriff eines höchsten Gewaltträgers aber, der „konstituierend“, 
zur Verfassungsgründung legitimiert ist, lediglich vorbereitet. Die Phasen dieses 
Konstruktionsprozesses sind außerdem im wesentlichen schon bekannt und 
werden von Zweig nur reproduziert. Wichtige Ergänzungen, die in dieser 
Hinsicht ganz wohl möglich wären, hat er hier nicht vorgenommen'). Die 
Vorstellung von gewissen Organisationformen, die für den Staat von besonders 
überragender, charaktergebenden Bedeutung sind, eine „Verfassung“ im engeren 
Sinn ist bei Aristoteles und den Scholastikern als politeia, institutio bereits vor- 
handen. Mindestens bei den absolutistischen Politikern des 16. Jahrh.: Bodinus, 
Gregor von Toulouse, Loyseau, Pufendorf erscheinen die dafür maßgebenden 
Rechtssätze als „leges fundamentales“, als „Grundgesetze“ des Staates, zunächst 
im Sinn der vom natürlichen Recht diktierten Prinzipien, denen sich das 
positive Recht des Staats, Gesetz oder Gewohnheitsrecht, anzupassen hat. Die 
englische Revolution macht den ersten Versuch, wiederum mit Hilfe der 
Doktrin, diesmal mit Hilfe der technischen Hilfsvorstellung der Staatsgründung 


1) Sie an dieser Stelle unsererseits vorzunehmen, ist natürlich nicht der 
Ort, eben deshalb, weil Zweig diese Frühgeschichte des Verfassungsbegriffs, 
sowohl unter dem Gesichtspunkt der fundamentalen Organisationsformen des 
Staats wie unter dem der Freiheiten des Individuums gegenüber dem Staat, gar 
nicht zum eigentlichen Thema seiner Untersuchung gemacht hat. Ich kann 
hier nur konstatieren, daß sehr bedeutende, ja epochemachende Ideenver- 
bindungen des Hochmittelalters, speziell des italienischen, bisher noch nicht 
berücksichtigt sind. Der Knotenpunkt liegt in Thomas von Aquino, von dem 
aus die eine Linie (Grundprinzipien der Organisation) über Marsilius von Padua, 
die andere (Prinzipien der Bürgerstellung im Staat) über Bartolus läuft. Die 
Ausführung muß ich der bevorstehenden Neuausgabe des I. Bandes meiner 
allgemeinen Staatslehre vorbehalten. 
Ba 
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durch Vertrag, die grundlegenden wesentlichen Verfassungsprinzipien durch 
einen formellen Akt, eine über den Gründungsvertrag des Volks errichtete 
Urkunde zu fixieren und dadurch mit einer sinnenfälligen Garantie zu 
umgeben. Der Versuch, unternommen von dem revolutionären Heere, das sich 
als natürlicher Vertreter des Volks fühlt, in Auflehnung nicht nur gegen den 
König, sondern auch gegen die offizielle Volksrepräsentation, das Parlament, 
scheitert. Das von den „Agenten“, den Vertrauensmännern der Armee 
aufgestellte Agreement of the People, die erste geschriebene Verfassung der 
Geschichte, ist ein Experiment geblieben, und England wendet sich in der 
Restauration von 1660 zur traditionellen, monarchischen Verfassung zurück. 
Aber — und hier liegt eine der feinen und originellen Beobachtungen Zweigs, 
an denen das Werk überaus reich ist, (S. 48) — es bleibt als dauernde Wirkung 
der Revolution auch in England soviel zurück, daß „der Begriff der Ver- 
fassung, selbst nachdem er wieder ein rein materieller geworden ist, eine 
in jeder Bedeutung des Wortes fundamentale Rolle spielt“. Gerade indem 
sich die alt -englische Organisation der Krone und der beiden Häuser 
gegenüber den Anfechtungen der ersten Revolution als das allein lebens- 
kräftige durchsetzt, bewährt sie ihre Fundamentalität und ihre Unver 
änderlichkeit und zugleich tritt jener wesentliche Kern der Organisation 
damit aus der Verdunkelung des naturrechtlich-doktrinären Schemas heraus. 
Nicht was philosophische Spekulation dem positiven Recht für die Organi- 
sation des Staats vorzeichnet, sondern was innerhalb der positivrechtlichen 
Regelung durch die spezifisch englische Tradition als überragender 
Pfeiler des englischen Staatsbaus sanktioniert worden ist, ist Grundgesetz. 
Damit erst nimmt das Grundgesetz sein eigenartig nationales Geprige 
an, und mit diesem Gehalt wandert der Gedanke nach Amerika weiter, 
— außerdem aber auf dem Wege der kalvinistischen und sektiererischen 
Ideale, die in Alt-England gebrochen worden waren und nunmehr, noch ge- 
steigert durch die Schriften Miltons und Lockes, in den englischen Kolonien 
fortwirken und zur Reife gedeihen. Wie in der englischen Revolution wird 
der Staat nun nicht mehr mit den traditionellen Gewaltträgern, sondern mit 
dem Volk als identisch gedacht, und hieraus ergibt sich das vierfache Neue 
der amerikanischen Schöpfungen. Einmal gestaltet sich die Verfassung in 
ihren organisatorischen Elementen als demokratische Republik. Ferner ver- 
dichtet sich die doktrinäre Idee des Urvertrags oder Sozialvertrags jetzt end- 
gültig zu einem geschriebenen Grundgesetz: in der Vielheit der „Bills 
of Right” der abfallenden Einzelkolonien. Drittens nehmen diese Verfassungs- 
urkunden außer den Organisationsprinzipien auch die Grundrechte der Volks- 
glieder, der Individuen, gegenüber dem Staat als zweites großes Fundamental- 
element in sich auf. Und endlich — und damit tritt die Vorbereitung in 
ihrem entscheidenden Punkt an das eigentliche Thema heran — macht sich 
jetzt die Vorstellung geltend, daß im Gegensatz zu den Befugnissen und 
Funktionen einer Volksvertretung die Volksgesamtheit, das Volk als 
solches es ist, was den Erlaß eines Grundgesetzes als ihr Reservat beansprucht. 
Eventuell mindestens bedarf es eines besonders eingesetzten Repräsen- 
tativorgans, dem die Verfassungsdisposition vorbehaltlos delegiert wird'). 
Demgemäß konzentriert sich das Interesse des Darstellers wie des Lesers 
auf das Hauptthema erst in dem Stadium, wo sich die Staatstheorie und das 
Staatsrecht des neueren Frankreich auszubilden beginnt. Erst hier wird die 
Skizzierung zum ausgeführten Gemälde. Mit aller Umständlichkeit sondert 
der Verf. die doktrinären und die realpolitischen Keime des unter 


1) So zuerst in Massachusetts, wo vom Volk ausdrücklich eine 
Spezialkörperschaft für die Beratung des Grundgesetzes gefordert und von 
den town meetings die Feststellung einer Konstitution und die Berufung einer 
„Konvention“ zu deren Redaktion beschlossen wird. Der von der letzteren 
redigierte Entwurf wird 1780 vom Volk ratifiziert. (Zweig 9.59 A. 4.) 
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suchten Rechtsgedankens und wiederum in beiden Kreisen die Begriffe der 
doktrinären Vorläufer der Revolution (Montesquieu und Rousseau, Kap. IH, 
S. 64—90) und der tonangebenden konstruktiven Denker der ersten Revo- 
lutionszeit selbst (Condorcet und Sieyes, Kap. IV, S. 91—141) und ent- 
sprechend das Staatsrecht des ancien r&gime (Kap. V, S. 142—210) und die 
von der Nationalversammlung geschaffene Verfassung, die Erklärung der 
Menschenrechte und die Neukonstituierung der staatlichen Gewalten (Kap. VI 
bis VIII, S. 211—323). Von hier aus nimmt die Schrift vollständig den 
Charakter der dogmengeschichtlichen und verfassungsgeschichtlichen Schilde- 
rung an, die ganz natürlich und zweifellos im Interesse der Anschaulichkeit 
seit der Revolutionszeit selbst (VI—VIII) die Doktrin und die realen Vorgänge 
nicht gesondert, im Gegenteil gerade das wechselseitige Aufeinanderwirken 
beider vor dem Auge des Lesers sich vollziehen läßt. Ebenso verfolgt er den 
Sturz der Monarchie (IX, S. 324—352), die Totalrevision der eben erst ge- 
schaffenen Verfassung von 1791 in ihren beiden Phasen, der Constitution giron- 
diste und der Constitution montagnarde (X, S. 353—397), die Auflösung aller 
neuen Rechtsbegriffe und Rechtsformen in der Regierung der Schreckenszeit, 
die Umkehr zur oligarchischen Verfassung des Direktoriums (XI, S. 398—-443), 
endlich die Überleitung in die Verfassung des Konsulats (XII, S. 444—482), 
die den „Kreislauf von Monarchie zu Monarchie vollendet“. Für diesen 
ganzen Verlauf gibt die Schrift eine Geschichte der Revolution sozusagen 
im Spiegel der Begriffskomplexe, in denen sich, unausgesetzt sich ver- 
schiebend, die allmählichen Veränderungen des staatlichen Zustandes nieder- 
schlagen, und die umgekehrt als Hebel für weitere Veränderungen mit ver- 
wendet werden. 


Will man zunächst die Ergebnisse dieser ideengeschichtlichen Analyse 
in gewissen Hauptzügen feststellen, so läßt sich das verhältnismäßig leicht 
durchführen für den Teil der Darstellung, der unmittelbar an die vor 
bereitenden und problemstellenden Untersuchungen (oben S. 271) anknüpft. 
Hier, in Abschnitt II—V, zeigt der Verf., durch wessen Hand eigentlich der 
Nationalversammlung der Begriff des pouvoir constituant, der als solcher 
den Amerikanern noch unbekannt war, zugeschoben wird. Schon das 
Zwischenglied zwischen der älteren festländischen, sodann der englisch-ameri- 
kanischen Vorbereitung einerseits und der Arbeit der Revolution anderer- 
seits erkennt Zweig als Produkt eines ziemlich komplizierten Gedanken- 
vorgangs, einer Arbeitsteilung. Montesquieu läßt sich aus ihr nicht we 
denken, insofern erst er den Begriff der staatlichen „Gewalten“, der „pouvoirs , 
überhaupt in den Vordergrund des Denkens rückt. Da er das staatliche 
Leben getrennt in exekutiver und legislativer Gewalt zeigt, gibt er den 
„Antrieb, über die Trennung hinaus ihr Prinzip aufzusuchen und nach jener 
letzten und höchsten Potenz zu fragen, von welcher eine solche Scheidung 
— ausgehen konnte“ (S. 67). Rousseau lenkt die Aufmerksamkeit des Zeit- 
alters auf die unbegrenzte Selbstbestimmungsmacht des Allgemeinwillens des 
Volkes, wie er sich im Urvertrag entfaltet, aber er kann umgekehrt nicht 
zur Abgrenzung einer verfassunggebenden Funktion des Volks gelangen, 
weil von ihm „die Äußerungen des populären Gemeinwillens nicht inhaltlich 
differenziert werden“ (S. 73). So fällt die entscheidende Leistung in dialek- 
tischer Hinsicht Condorcet zu. Er schmiedet das Schlagwort des pouvoir 
constituant, erkennt dies in Rousseaus Sinn als Monopol des Gesamtvolkes 
und verlangt folgerichtig, daß aus der gleichen Rechtsmacht aller Bürger zur 
Ausübung dieser eigenartigen und alle andere Funktionen überragenden 
Gewalt eine ,assemblée nationale“ eingesetzt werde (S. 96). Aber andererseits 
ist auch Condorcets Bedeutung, die der Verf. zum erstenmal aus den sehr 
verschiedenartigen und zersplitterten Äußerungen in Einzelaufsätzen und 
Briefen herausarbeitet — eine der Glanzpartien der Schrift — eine beschränkte; 
denn er versteht den technischen Weg nicht plausibel zu machen, auf welchem 
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das Volk zur Verwirklichung jener großen Mission gelangen soll"). Den 
begrifflichen Schlußstein legt deshalb erst Siey&s mit dem Kunststück 
des Nachweises, daß die verfassungsgebende Gewalt, die er von Condorcet 
nach amerikanischem Muster als spezifisches Vorrecht der Gesamtnation und 
als etwas von der normal gesetzgebenden Gewalt scharf zu trennendes 
versteht, in legitimer Weise auf die eben gewählten Reichsstände bzw. auf 
deren dritten Stand übergegangen ist und daß diese Volksrepräsentation 
deshalb das Recht hat, sich als assemblée constituante zu betrachten und zu 
benehmen. Mit der letzten Feststellung kann der Verf. den Streit zwischen 
Lafayette und Siéyés (o. S. 271) um die Priorität der amerikanischen oder der 
französischen Politiker (insbesondere Siéyés eigene) im salomonischen Sinne 


entscheiden (S. 137). „Das pouvoir constituant — hat den Namen von 
Montesquieu, die Form — Abgrenzung gegenüber der ordentlichen Gesetz- 
gebung und repräsentative Ausgestaltung — von den Amerikanern, den 


Inhalt aber von Rousseau empfangen.“ Um zum amerikanisehen Ergebnis 
zu kommen, hat Sióyés (— vorbereitet durch Condorcet, müssen wir hier 
hinzufügen —) die Terminologie Montesquieus auf einen Rousseauschen 
Gedanken angewendet.“ Es kommt also darauf an, „welches der drei Ele- 
mente in Betracht gezogen“ wird. Und quasi zur Verstärkung dieses seines 
Schlußurteils schiebt nun Zweig an dieser Stelle ein weiteres, eigentlich 
französisches Element ein, — die französische Staatspraxis des ancien 
rögime. In einem nicht originellen, aber durch die Zusammenstellung und 
kritische Neusichtung alles Materials sehr wertvollen Exkurs weist er 
noch einmal darauf hin, daß der französische Geist durch die Tradition der 
Jahrhunderte der monarchischen, auch der absolutistischen Zeit für die Vor- 
stellung von einer verfassungsgebenden Macht der Nation prädisponiert war. 
Denn wenn es Montesquieu bei Beginn der revolutions-doktrináren Erörte- 
rungen als Charakteristikum einer „Konstitution“ bezeichnet, daß das Gouver- 
nement durch „Grundgesetze“ gebunden sei, so zieht sich eben dieser Glaube 
an eine Bindung des Monarchen an Grundgesetze als eine konstante Strö- 
mung durch das Frankreich des Spätmittelalters, der Renaissance und des 
Barock hindurch. Diese Strömung wird durch die Vorstellung der vollen All- 
macht des Königtums zeitweise zurückgedrängt. Aber sie verschwindet nie, 
uud im Laufe des 18. Jahrhunderts ist sie — infolge des neuen Vordringens 
der Parlamentsgerichtshöfe — im Steigen, da sie die Bindung der Krone auch in 
der Praxis betont. Nimmt ein Zeitalter einmal an, so folgert Zweig, daß über 
der höchsten Gewalt des Staats eine höhere Norm steht, so denkt es dabei 
stillschweigend auch an eine weitere, höhere Gewalt, die sich zum Träger 
und Mundstücke dieser Norm macht. Indem also die Parlamente sich diese 
Funktion anmaBen?), müssen sie unwillkürlich, obwohl sie selbst über ihrer 
Prätension schließlich zu Falle kommen, einer andern Instanz, der Nation, 


1) Deshalb macht Zweig (S. 115) Front gegen das Bestreben z. B. Alen- 
grys, Condorcet zu einem in praktischer Hinsicht richtunggebenden Politiker 
hinaufzuschrauben. 

2 Beispielsweise Remonstranzen des Parlaments von Paris von 1750 
und 1763: Das Parlament verweigert die Eintragung von Steueredikten mit 
dem Hinweis darauf, daß es sich berufen fühle, die Interessen des durch die 
Abgabenlast beschwerten Volks wahrzunehmen (S. 197 Anm. 2). Zweig 
kann sich in diesen Punkten auf die Publikationen Flammermonts und Wahls 
stützen. Für die Zeit der scharfen parlamentarischen Doktrinen in der Zeit 
Mazarins, des Zeitalters der „Fronde“, ist unsre Kenntnis erst nach Abschluß 
der Monographie unseres Verf. durch die gehaltvolle (leider — wohl wegen 
ungenügender Herrschaft eines Ausländers über die deutsche Sprache — überaus 
mangelhaft redigierte) Schrift von Kotowitsch, die Staatstheorien im 
Zeitalter der Fronde 1648—1652 (Züricher Beiträge zur Rechtswissenschaft, 
Heft 48, 1913) ergänzt worden. 
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den Weg ebnen. So fügt sich die Doktrin Condorcets und Siey&s’ auch in 
die Praxis des geltenden französischen Staatsrechts ein und die Praxis der 
Nationalversammlung baut auf der letzteren weiter. 

Gipfelt hiernach die Vorgeschichte der Nationalversammlung nach der 
Darstellung des Verf. in einem Ineinandergreifen von politischer Doktrin 
und politischem Geschehen, so läßt sich die Schrift auch bei der Schilderung 
der Arbeit der Constituante selbst angelegen sein, diesen Austausch zwischen 
doktrinärem Konstruieren und positivem Rechtsschaffen anschaulich zu machen. 

Im ersten Teil des Verfassungswerkes, während des allmählichen Zu- 
standekommens der Verfassung von 1791 legt Zweig vor allem Gewicht auf 
den Kampf der zwei aus der früheren Zeit übernommenen Grundauffassungen 
eines Verfassungsaktes, des pactum subjectionis und des pactum unionis, des 
Herrschaftsvertrages und des Ur- oder Gesellschaftsvertrags. Im einen voll- 
zieht sich die Auseinandersetzung zweier „in ihrem Bestand unbestittenen 
Organschaften“, der Krone und der Stände im alltenglischen Sinn, im Sinn 
der petition of right von 1628, einer Verbriefung alter, nur eventuell er- 
weiterter und revidierter Rechte des Volkes gegenüber der anerkannten Re- 
gierung. Im eigentlichen Gesellschafts-, Sozialvertrag dagegen wird an eine, 
bei Versagen aller überlieferten Einrichtungen notwendige Neuschöpfung 
gedacht, wie sie die Amerikaner vollzogen hatten — hier bringt der Vertrag 
erst „den Staat hervor“ (S. 238), — „die Vorstellung des nationalen Ge- 
samtaktes tritt in den Vordergrund“ (S. 239). Der Verf. verfolgt, wie gegen- 
über dem ursprünglich stark vertretenen, konservativeren Ideal der bloßen 
„Wiederherstellung“ der alten Verfassung, mehr und mehr das radikalere 
zweite Ideal überwiegt, — bei der Erklärung der Menschenrechte (S. 240) — bei 
der Stellungnahme zu der peinlichen Frage des möglichen Einspruchs der 
Vollzugsgewalt, des Veto der Krone gegen Gesetze, besonders bei Ausschluß 
des Veto gegen das Grundgesetz selbst im Gegensatz zu gewöhnlichen Ge- 
setzesakten (S. 267), — vor allem natürlich bei der Regelung der Gewalten 
in der Schlußredaktion der Verfassung selbst (S. 277), — speziell bei der 
verfassungsmäßigen Fixierung des Dogmas, daß die Nationalversammlung 
nach Abschluß der Konstitution nicht weiterhin auch zur Befriedigung des 
fortlaufenden Gesetzgebungsbedürfnisses berufen sei, daß aber andrerseits 
auch die „neugewählte assemblée législative unter keiner Bedingung zur Ab- 
änderung oder Totalrevision der Verfassung berechtigt sei, — der Punkt 
der Entwicklung, an der Siéyes' Leitgedanken der absoluten Trennung der 
verfassungsgebenden Gewalt von der schlechtweg gesetzgebenden Gewalt 
zu triumphieren schien. 

Der andere Hauptteil analysiert entsprechend den Zusammenbruch 
des ganzen Begriffsgebäudes der Constituante in Wechselwirkung mit dem 
Sturz der Verfassungsform, die die Konstitution von 1791 soeben geschaffen 
hatte. Die Neuorientierung erfolgt als Konsequenz der impulsiven Maßregel 
der Suspension Ludwigs XVI. von der Regierung, einer Maßregel, die ihrer- 
seits — vorbereitet durch das stetige Abwirtschaften der letzten Reste könig- 
licher Autorität und Popularität seit der mißglückten Flucht nach Varennes 
(Juli 1791) — am 10, August 1792 durch das Vordringen der auswärtigen 
Feinde und die Gefahr des Vaterlandes ausgelöst wird. Das Prinzip der 
Unantastbarkeit der eben sanktionierten Verfassung und die wilde Eutschlossen- 
heit, den Grundpfeiler eben dieser Verfassung, die Monarchie, wegzubrechen, 
stoßen unversöhnlich aufeinander, und der staatsrechtliche Ausweg wird in 
einer "Form gesucht, die die bisherigen Garantien des pouvoir constituant 
durch stärkere überbietet. Sie wird gefunden in der Wahl einer neuen Volks- 
repräsentation mit unbeschränkter Vollmacht zu einem neuen Konstitutions- 
werk, wobei für diese Versammlung mit bewußter Tendenz der Name 
„Convention“, „Konvent“ als Nachfolger des urvertragschließenden Covenant 
der schottisch-englischen Revolutionsgeschichte gewählt wird. Seine Vollmacht, 
Frankreich neu zu konstituieren, wird noch unterstrichen durch die am 
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20. September 1792 auf Dantons Antrag beschlossene Erklärung, daß nur 
eine Verfassung Bestand haben könne, „qui est acceptée par le peuple“, 
d. h. durch die Mehrheit der Primärverversammlungen der Urwähler (S. 334). 
Damit ist die erste Verfassung weggeräumt. Es wird Platz für die Konstitution 
der Girondisten, deren Ausarbeitung kurz nach der inzwischen erfolgenden 
Aburteilung und Hinrichtung des Königs unter Condorcets Redaktion begonnen 
wird. Aber unterdessen hat sich nach Überwindung des Gegensatzes von 
Monarchie und Republik innerhalb der jungen Republik auch schon der 
neue Konflikt aufgetan, der zwischen „Föderalismus“ und „Unitarismus“; alias 
zwischen den Departements und der machtgierigen aufsaugenden Hauptstadt 
(S. 352). Aus ihm heraus wächst wie die fortschreitende Machtsteigerung 
des lokalen Zentrums des Landes auch die Steigerung der Macht: des nun- 
mehrigen republikanischen Regierungszentrums, des Konvents, der sich, nach- 
dem er die Verfassung konstituiert hat, minder enthaltsam als ehemals die 
Nationalversammlung (o. S. 275) auch die gesamte Gesetzgebung belegt 
und sämtliche „Gewalten“ verschlingt. Zweig weist (S. 397) treffend auf 
Rousseau hin, der „im contrat social und ganz besonders in den Briefen 
vom Berge mit wahrhaft divinatorischem Blick geschildert“ hatte, „wie jedes 
demokratische Gemeinwesen schließlich an den Expansionsgelüsten der Voll- 
zugsgewalt zugrunde geht“. Von hier an erkaltet das staatsrechtliche 
Interesse an den Vorgängen der Revolution, insofern „von einer staatsrecht- 
lichen Entwicklung im vorzeitlichen Sinn“ unter der Herrschaft des Schreckens 
nicht mehr die Rede sein kann. Über sie, den Thermidor-Putsch, das 
Direktorium hinweg, vollzieht sich die Umkehr bis zum Absolutismus des 
unbeschränkten demokratischen Vertrauensmanns im Konsulat. 

Allerdings muß scharf betont werden, daß auch die vorstehende Uber- 
sicht, soweit sie die Leitgedanken in den von Zweig geschilderten beiden 
wichtigeren Phasen der juristischen Entwicklung betrifft, ärmlicher und ver- 
gröberter bleiben mußte, als sonst wohl in literarischen Referaten möglich 
ist. Denn es ist gar nicht die Absicht des Verfassers, nur oder auch nur 
in erster Linie die verschiedenen Hauptabschnitte des staatsrechtlichen 
Spekulierens der Revolutionsmänner darzulegen. Er will diesen zehnjährigen 
Denkprozeß vielmehr in ununterbrochenem Aneinanderreihen seiner Einzel- 
phasen, sozusagen von Tag zu Tag anschaulich machen. Die Bilder, die er 
schildert, wirken wie die allmählich und leise wechselnden Kombinationen 
beim langsamen Umdrehen des Kaleidoskops, und darin, daß er sich seine 
Aufgabe so gestellt hat, liegt gerade der eigenartige Wert seines Werkes. 
Die Hingabe des Studiums, die er darangesetzt hat, jede Nuance jener Ver- 
schiebungen der Begriffskonstruktionen zu erfassen und wiederzugeben, ist 
sehr zu bewundern '). Durch die Energie, mit der er sich in die Berge der 
Reden, Parlamentsberichte, Korrespondenzen und Memoiren der Zeit hinein- 
gearbeitet hat, eröffnet er zum ersten Male einen Einblick in die rein in- 
tellektuell-juristische Leistung der Revolutionspolitiker, der vor allem dem 
Revolutionshistoriker imponieren muß. Gewiß ist ja die Leidenschaft für 


1) Gerade diese Leistung des Verf. wird auch zu keinem Teile entwertet 
oder in den Schatten gestellt durch die neueste große Arbeit, die sich mit 
der hier besprochenen Monographie am nächsten berührt, — durch Robert 
Redslobs „Staatstheorien derfranzösischen Nationalversammlung 
von 1789“. (1912.) Im Gegensatz zu Zweig hat er den Grundgehalt der 
Rechtsideen der Constituante nicht entwicklungsgeschichtlich, sondern in 
systematischer Gruppierung zur Darstellung gebracht, — unter 
den Stichworten: natürliche Freiheit, Gesellschaftsvertrag, Volkssouveränität, 
Menschenrechte, repräsentatives Prinzip, Wahlsystem, verfassungsgebende 
Gewalt etc. Das Förderliche, das in der Verschiebung des leitenden Gesichts- 
punkts Deg Gleichheit des Stoffes liegt, braucht nicht erst hervorgehoben 
zu werden. 
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Juristische Dialektik und deren Virtuosität in jenem Kreis schon immer bekannt 
gewesen. Aber eine geschlossene Darstellung dessen, was hier zehn Jahre 
lang hinteneinander ohne Atemholen konstruiert worden ist, haben wir bisher 
noch nicht besessen. Dabei nimmt der Verf. den fortlaufenden Faden oft 
zum Anlaß, breite Exkurse über den Gedankenkreis der einzelnen Denker 
— Montesquieus, Rousseaus, Condorcets, der übrigen Girondisten — anzu- 
gliedern und so sehr wertvolle Beiträge zur politischen Literärgeschichte 
auch in Materien beizusteuern, die sein eigentliches Thema nur von fern 
berühren. Aber es ist klar, daß diese Detailarbeit, so wesentlich sie für den 
Charakter des ganzen Buches ist, hier nicht wiedergegeben werden kann. 
Sie kann nur zum eingehenden Studium dringend empfohlen werden ?). 


1) Um ein Beispiel zu geben, weise ich auf Zweigs Bemerkungen über das 
Verhältnis zwischen Rousseau und Montesquieu hin. Sie sind geeignet, tiefer 
in das Verständnis beider Denker einzuführen und dem noch immer verbrei- 
teten Vorurteil entgegenzuwirken, als ob diese die Vertreter zweier Schemata 
seien, die jede Berührung ausschließen, — der ältere der Vertreter der 
beschränkten Monarchie, der Beteiligung des Volks nur durch Repräsentanten, 
der Gewaltenteilung, — der jüngere der Vertreter der Demokratie in Form 
der autonomen und unmittelbaren Volksherrschaft (Referendum) und auf 
Grundlage der unteilbaren Volkssouveränität. Zweig weist darauf hin (S. 69), 
daß sich Montesquieu einerseits Rousseau nähert, indem auch er das Reprä- 
sentativsystem nur als Surrogat der unmittelbaren Volksgesetzgebung auf- 
faßt, — andererseits Rousseau jenem, indem er (Briefe vom Berge) die Balance 
der Gewalten als das — sogar für Genf — Vorbildliche bezeichnet. Ebenso 
berührt sich Rousseau mit Montesquieu in seiner Sympathie für die lockere 
föderative Gliederung eines großen Staats (S. 338). 

So schätzenswert freilich solche Feststellungen sind, wenn es sich darum 
handelt, dem Bild der literarischen Persönlichkeiten Montesquieus und Rousseaus 
gerecht zu werden, so scharf davon zu trennen ist doch die Frage, was die 
beiden Denker für die Folgezeit bedeutet haben. Es ist objektiv richtig, 
daß die Tagespolitiker nicht alles, oft nicht das Wesentliche, ja vielleicht 
oft gerade das Feinste und Tiefste am wenigsten aus ihren Schriften heraus- 
gelesen haben. Aber in der Wirkung auf die Massen entscheidet eben nicht 
eine Einzelbemerkuug, sondern das unterstrichene Schlagwort, und unter 
diesem Gesichtspunkt ist nicht daran vorbeizukommen, daß der Beginn der 
Revolution überwiegend unter Montesquieus Einfluß steht, der Fortgang unter 
dem Rousseaus, und Zweig selbst muß an anderer Stelle (S. 125) den „Prozeß 
wachsender Rousseausierung, den die Revolution vom Zusammentritt der 
Reichsstände bis zum neunten Thermidor durchgemacht hat“, zugeben, — ge 
kennzeichnet „durch die immer stärkere Betonung der Macht und des Rechtes 
der Gesamtheit“. Es scheint mir deshalb ein müßiges Beginnen, wenn Henry 
Michel (L’idee de l’État 3. éd. 1898), dem Zweig darin bis zu gewissem 
Grade das Wort redet, gegen die übliche Anschauung polemisiert, daß die 
Constituante von 1789 unter Montesquieus Einfluß steht (Recht des Individu- 
ums, der Gewaltenteilung, Monarchie beschränkt durch Volksvertretung unter 
Wahrung der verschiedenen ständischen Schichten, unter Wahrung der pro- 
vinziellen Eigenart), — während die „Convention“ von 1793 das Rousseausche 
Gepräge zeigt (Neukräftigung des Staatsgedankens, absolutistische Konzen- 
tration, Republik unter Nivellierung der Stände zugunsten des Kleinbürgertums, 
unter Nivellierung der Provinzen zugunsten von Paris). Jeder Vernünftige, vor 
allem jeder mit historischen Problemen Vertraute, wird solche Formeln stets 
nur mit Vorbehalten anerkennen. Er weiß, daß die neuere Richtung ihren 
Schatten schon voraus wirft, während noch die ältere dominiert, und daß 
andererseits die ältere nachwirkt auch, nachdem die jüngere herrschend ge- 
worden ist. Das hat auch Wahl, der das Motto „liberté“ für die Zeit bis 1793, 


die Überschrift „égalité“ in der Periode seit 1793 am schärfsten er a a 
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Jede vernünftige literarische Würdigung sollte eine neue Erscheinung 
zunächst von dem Standpunkt des Zieles aus messen, das sich der 
Verf. gesteckt hat. Das ist bisher geschehen. Zweig hat die Idee einer 
konstituierenden Gewalt auf Entstehung und Wirkungsweise klar legen wollen, 
die als eine der gestaltenden Ideen in einer hochbedeutungsvollen Epoche 
der europäischen und außereuropäischen Staatsentwicklung tatsächlich ihre 
Rolle gespielt hat, und dieses Ziel hat er vollauf erreicht. 

Aber — wenn auch getrennt von der ersten Frage — auch die andere 
Frage muß ein Beurteiler aufwerfen, wenn er erschöpfend sein will: war 
das Ziel richtig gesteckt? 

An dieser Stelle offenbart sich die Zugehörigkeit des Verf. zu der Schule 
Jellineks, der er entstammt. Jellinek, wie mancher andere bedeutende Führer 
seiner Generation, hielt es für möglich, eine dogmengeschichtliche und 
staatsrechtsgeschichtliche Untersuchung so, wie es auch Zweig tut, einzu- 
schränken auf die historische Analyse einer Denkform, deren sich Staatslehre 
und reale Staatsbildung bedienen. Er betrachtet diese Denkform als etwas in 
sich Ruhendes, dessen Dasein, eben weil es in der Realität seine Rolle gespielt 
hat, keiner Rechtfertigung bedarf. Die Frage nach deren Wert, nach Frucht- 
barkeit und Gesundheit dieser Idee betrachtet er als auf einem andern 
Blatt stehend, ja er vindiziert ausgesprochen oder stillschweigend dieser 
Einengung des Horizonts sogar eine gesteigerte Wissenschaftlichkeit im Gegen- 
satz zu einer kritisierenden, bewertenden Betrachtung der Idee, die unver- 
meidlich subjektive, relativistische Wertmaßstäbe einmischen müsse. 

Es ist zuzugeben, daß sich dies Verhalten an manchen Ideen — solchen, 
deren Wert und Bedeutung von vornherein evident und innerlich klar ist, — 
durchführen läßt und bewährt. Aber diese Voraussetzung trifft nicht immer 
zu. Gerade innerhalb der Staatsrechtslehre sind manche Rechtsgedanken 
von großem Einfluß, deren Gehalt höchst vieldeutig ist und die nur in mancher 
Bedeutung einen allgemeingültigen Wert des realen Staatslebens bezeichnen, 
in anderen nicht, — ich erinnere an die „Freiheit“, die „Selbstverwaltung“, 
die „Souveränität“ '). Ganz so verhält es sich auch mit der „konstituierenden 
Gewalt“. Diese Idee ist sogar ein Musterbeispiel dafür, daß sich die Unter- 
suchung einer staatsrechtlichen Denkform häufig nicht trennen läßt von 
der Beurteilung ihres Werts. Es muß die Prüfung ihrer Vieldeutigkeit und 
und die weitere Prüfung, in welcher Bedeutung sie eine bleibende Er- 
rungenschaft darstellt, vorausgehen, ehe überhaupt in ihre 
Genesis, in die Geschichte ihrer Formulierung und Verwertung 
eingetreten wird. Und diese Prüfung hat unser Verf. versäumt. Er läßt 


verkannt und geleugnet, und in diesem Sinn verdient er die Polemik des 
Verf. a. a. O. nicht. 

Mit den genannten Klauseln ist aber vor allem fúr die Gesamtent- 
wicklung des modernen Frankreich — seit 1789 bis heute — der Antago- 
nismus zwischen Montesquieu und Rousseau — Dualismus und Konzentration 
— den ich in dieser Zeitschrift (Bd. VIII S. 140) kurz gekennzeichnet habe, 
aufrechtzuerhalten. 

1) Ich halte daran fest, daß der Begriff der Souveränität nicht der Vor- 
stellung entspricht, von der Jellineks Untersuchung des Problems (Staate- 
lehre S. 435 ff. d. 3. Aufl.) ausgeht und beherrscht bleibt, m. a. W. nicht einen 
vorwiegenden oder eindeutigen Begriffsgehalt besitzt, der im Lauf der Ent- 
wicklung nach dem modernen Staate hin immer präziser herausgearbeitet 
wird und von der neuesten Wissenschaft unter Abstoßung sekundärer und 
unklarer Nebenbedeutungen exakt herausgestellt werden muß. Vielmehr ist 
er, terminologisch ein bloßer Relativbegriff wie er ist, fähig auf ganz ver- 
schiedene staatsrechtliche Machtrelationen angewandt zu werden, und die 
Verwendung in einem oder andern Sinn ist rein konventionell, — so wie ich 
es Staatslehre II, 2 S. 843 dargelegt habe. 
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seinen Leser von Anfang bis zu Ende darüber im Unklaren, was denn nun 
eigentlich der Gewinn an der Einführung des Pouvoir Constituant in die 
staatsrechtliche Konstruktion und in die praktische Verfassungsbildung ist, — 
an welcher Stelle des langatmigen Begriffsprozesses der Revolutionsmänner, 
von dem oben die Rede war, die Pointe dieser fortdauernden geistigen Leistung 
liegt. Infolgedessen bleibt auch unklar, was im heutigen Frankreich und 
weiterhin auch in der Verfassungsbildung der übrigen modernen Nationen 
von den Früchten jener Arbeit übrig geblieben ist. Es wird eben auch für 
die Schöpfungen des Staats und Rechts bei dem bleiben, was Karl Justi!) 
einmal für die Welt der bildenden Kunst besonders präzis ausspricht: „Auch 
die Werke ferner Vergangenheit sehen wir auf der Tafel der Gegenwart und 
ihrer Erzeugnisse“ Machen wir aber den Versuch, die Idee, die das Thema 
der Monographie Zweigs bildet, auf ihren Gegenwartswert zu prüfen, so 
stellt sich heraus, daß in der Tat diese ganze Schöpfung der Revolutionsepoche 
ee ist, — ja, sogar, ganz konkret gesprochen, daß dieser Begriff 

er französischen Nation direkt zum Unsegen, zur Quelle einer chronischen 
Verblendung und Begriffsverwirrung geworden ist, die noch heute und heute 
ganz besonders bemerkbar und unheilvoll im Vorstellungsschatz des modernen 
Frankreich weiterwirkt. 

Um dies Urteil als begründet zu erkennen, geht man am besten von 
einer der wenigen Stellen aus, an der Zweig ganz flüchtig und beiläufig 
einiges Licht darauf fallen läßt, welche Meinung er selbst sich von dem 
allgemein menschlichen oder allgemein staatlichen Wertgehalt des pouvoir 
constituant gebildet hat, — denn ex professo spricht er sich, wie 
hierüber nicht aus. Indem er auf der letzten Seite seines Werkes (S. 482) 
konstatiert, daß mit der Konsularverfassung von 1799 „die Dogmengeschichte 
des pouvoir constituant ihren natürlichen Abschluß“ finde, resümiert er das 
Ergebnis des Kreislaufs, den Frankreich von der absoluten Monarchie des 
ancien regime durch alle Phasen der verhüllten und der reinen Republik 
zum absoluten Bonapartismus durchlaufen hat, dahin: „Fortan wird diejenige 
politische Funktion, welche den logischen und rechtlichen Grund jeder andern 
ausmacht, als vom Willen der Gesamtheit abgeleitet, durch ihre 
Zwecke bestimmt empfunden und anerkannt.” In diesen durch ihre 
Stellung bedeutungsvollen Worten darf man doch wohl eine Art Inter- 
pretation der Idee einer konstituierenden Gewalt des Volkes, soweit diese 
Idee aus der Revolution in unsre heutige Welt hereinragt, erblicken. Und 
sie gewinnen noch größere Greifbarkeit, wenn man sie aus dem Inhalt der- 
jenigen Lehren ergänzt, denen Zweig in seiner Einleitung (S. 58) den ent- 
scheidenden Effekt zuspricht, von der ersten englischen Revolution über die 
reale Verfassungsbildung des neueren England hinweg zu der Ideenwelt der 
Nordamerikaner und damit mittelbar auch den französischen Politikern über- 
geleitet zu baben, aus den Lehren Miltons und Lockes (vgl. o. S. 272). 
Denn das bildet nach allen diesen Autoren den tiefsten Kern des Gedankens 
einer konstituierenden Gewalt des Volkes, daß „das Volk immer das Höhere 
ist und sozusagen virtuell die Macht behält, auch wenn es sie um der all- 
gemeinen Wohlfahrt und Freiheit willen andern übertragen hat, von welchen 
sie zum Volke zurückkehrt, wenn der Zweck der Machtübertragung nicht 
erreicht wird“ (Milton). Die politische Gemeinschaft, das Volk „besitzt stets, 
aber nur potentiell die höchste Gewalt; sie kann nicht in Wirksamkeit treten, 
solange die Regierung besteht, denn solange dies der Fall, muß die Legislative 
die höchste Gewalt sein, und alle anderen Gewalten müssen als von ihr ab- 
geleitet und ihr untergeordnet gelten“. (Locke, Two treatises 2,13.) 

Man prüfe nun diese Formel, man vergleiche sie mit den Realitäten 
des Staatslebens und man wird ohne weiteres konstatieren können, daß sich 


1) Bei der Würdigung des Laokoon in: Winkelmann und seine Zeit- 
genossen I S. 412 (2. A. 1898). 


` A 
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hinter der scheinbar einheitlichen und allgemeingültigen Idee: „alle Ge- 
walten werden als vom Volk abgeleitet gedacht“ in Wahrheit zwei ganz 
verschiedene, in ihrer Verschiedenheit prinzipiell bedeutsame Vorgänge oder 
Situationen der wirklichen Staatsentwicklung verbergen können. Man kann 
damit die Erscheinung bezeichnen wollen, daß das Volk die Quelle allen der 
Regeln, der Rechtsnormen ist, durch die die staatlichen Gewalten 
gestützt oder gebunden, beschränkt werden. Man kann aber damit auch 
das Weitergehende ausdrücken wollen, daß das Volk den Schöpfer der poli- 
tischen Macht, sowohl der mechanischen Vollzugsgewalt wie der Autorität 
über die Seelen bedeutet, mit deren Hilfe die bestehenden Organe handeln, 
herrschen, im präzisen Sinne: regieren, d.h. verwalten oder die zentrale 
Verwaltung der Minister wie die lokale Verwaltung der Behörden leiten. 
Diese Dinge sind zweierlei. Normenerzeugung durch das Volk ist selbstverständ- 
lich; es ist die wesensimmanente Lebenstatsache jedes Staatslebens, des primi- 
tiven wie des entwickelten, denn die rechtsschöpferische, normenerzeugende 
Kraft eines Volkes ist einfach Ausfluß der massenpsychologischen Anlage einer 
zusammenlebenden Menschenvielheit. Jede solche soziale Größe von der Völker- 
schaft bis zur großen Nation kann unter allen Umständen eine öffentliche 
Meinung, billigende und mißbilligende Urteile über jeden Menschen, auch über 
jedes Staatsorgan, auch über den Herrscher oder irgendwelches Glied der Re- 
gierung aus sich heraussetzen. Nur die eigene Stumpfheit, Feigheit, Unbildung 
könnte sie daran hindern. Wo dies Hindernis nicht gegeben ist, braucht das 
Volk nur zu wollen, um der Staatsgewalt Normen zu setzen oder die alten, 
überlebten, zu ändern. Ein Schritt weiter ist es freilich, auch ein Organ 
aus sich herauszusetzen, das diese Rechtsregeln als Gesetze formuliert und 
ihre Geltung durchsetzt, indem es sie damit erst zu populären Rechts- 
regeln erhebt. Aber damit wird dann eben nur der Einklang zwischen der 
offiziellen Autorität des Staats und der normativen Überzeugung des Volks 
formell gewährleistet, der der Tendenz nach materiell unter allen Ver- 
hältnissen besteht; denn auch die Regierung des absolutesten Monarchen 
kann letzten Endes nichts anders tun, als sich tatsächlich wenigstens bis zu 
gewissem Grad in Einklang mit den traditionell vorhandenen Anschauungen 
des Volks halten, soweit solche aus der priesterlichen, aristokratischen, 
fachjuristischen Überlieferung ihres Inhalts erkennbar werden. Das alles 

ilt aber, wie für jedes Gesetz, auch für die Grundgesetze des Staats, für 

ie Konstitution. Insoweit ist also eine „konstituierende Gewalt“ jedem Volk 
eigen. Es kommt nur darauf an, inwieweit ihr die gegebenen Verhältnisse 
eines Staats eine mehr oder minder vollkommene Betätigungsform sichern. 
In diesem Sinne steht das pouvoir constituant mit natürlicher Notwendig- 
keit hinter unserm gesamten modernen Verfassungsleben und das war auch 
in der französischen Revolution nichts Neues mehr '). — Aber man braucht 
diese trivialen Wahrheiten nur zu resumieren, um zu erkennen, daß die 
Revolutionspolitiker selbst den hochtönenden Begriff nicht nur in diesem 
selbstverständlichen Sinne einführen wollten. Sie verstanden unter dem 
»Konstituieren” die Schaffung oder besser Einsetzung der staatlichen Gewalt- 
träger und ihrer Macht. Es kam ihnen darauf an, dem Volk die Ver- 
fügung über den obersten Herrschaftsträger zu vindizieren, diesen vom Volk 
abhängig zu machen, sei er König, Ministerium mit königlichem Scheinhaupt, 
Wohlfahrtsausschuß oder Direktorium. Darin aber liegt gerade das Verhängnis 
der Revolution und ihre zerstórende, verwirrende Wirkung, daß sie sich die 
Verschiedenartigkeit dieses Ideals und vor allem — was praktisch die 
Hauptsache ist — die ganz andersartigen Bedingungen, von denen 
diese Gestaltung abhängig ist, überhaupt nicht zum Bewußtsein 
gebracht haben, denn ein pouvoir constituant in diesem Sinn, m. a. W. 


!) In der Hauptsache ist diese Vorstellung Gemeingut, seitdem Marsilius 
von Padua ausgesprochen, daß die universitas civium der legisator humanus ist. 
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die eigentliche Demokratie, ist nichts Selbstverständliches und Allgemein- 
gültiges, sondern etwas, was an sehr eng eingeschlossene Bedingungen der 
Durchsetzbarkeit geknüpft ist. 

Um dieser Verschleifung des Sprachgebrauchs gegenüber die unbe- 
fangene Kritik zu bewahren, muß man sich eben bewußt bleiben, daß der 
entscheidende Vorgang, dem das oberste, herrschende Organ eines Staats 
seine Entstehung verdankt, nimmermehr nur im Erlaß eines Gesetzes besteht. 
Der Akt der Organisation ist Bildung eines Machtkomplexes, einer 
Zwangsgewalt und einer Befehlsgewalt, von denen die eine wieder nicht ohne 
die andere denkbar ist, denn wenn wir unter „Herrschen“, „Regieren“, ein 
Leiten, Dirigieren verwaltender Tätigkeiten durch Befehl verstehen, so setzen 
wir dabei stillschweigend zugleich eine im Hintergrund vorhandene reale 
Zwangsmacht voraus; ohne sie könnte der Befehl der Masse gegenüber 
nicht seine Wirkung erzielen. Eine solche Machtfülle aber, wie sie der un- 
erläßliche Hebel zur Veränderung der sozialen Außenwelt ist, wird nicht 
vom Volk „verliehen“, „konstituiert“. Das Volk, d. h. die Vielheit 
kann sie nicht schaffen und weiter übertragen. Sie kann an ihrem Zentrum, 
ihrem realen Sitz immer nur von Einzelmenschen oder Einzelgruppen geschaffen 
werden. Sie ist der selbstgeschaffene Besitz, auf dem die Re- 
gierung ruht. Ein Gewaltträger wird Regierung, indem er sich Macht 
schafft und für die Zwecke einer engeren oder weiteren Allgemeinheit ver- 
wertet. Hierdurch erzeugt, organisiert sich diese selbst. Gerade an der 
westeuropäischen Monarchie ist das ja um so deutlicher, als hier der Aufbau 
der eigenen Machtsphäre in schrittweiser, ganz allmählicher Selbsttätigkeit 
der fürstlichen Dynastien sich von seinen Anfängen an im hellsten Licht 
der Geschichte vollzieht. Durch Heldentaten, Grunderwerb, Bildung von 
Gefolgschaften heben sich die edlen Geschlechter der Urzeit, durch gesteigerte 
Leistung solcher Art das überragende Geschlecht des Gaus, der Völkerschaft, 
des Stammes heraus. Mit ihrer Hilfe erobert ein Chlodowech ein großes 
Territorium, ein Reich, und mit gleichen Mitteln setzen sich Karolinger, 
Kapetinger in diesem Reich an die Stelle seiner Nachfahren. Die Mitwirkung 
des Volkes bei alledem ist gewiß nicht gleichgültig, aber unter allen Um- 
ständen nur ein mitwirkendes, das zweite Glied der Ursachenkette. Das Volk 
bestätigte in älterer Zeit den Fürsten im Einzelfall — durch die Wahl‘) —; 
es stützt ihn später durch gewohnheitsrechtliche Duldung der konstanten 
Thronfolgeordnung. Allein, es kann kein Zweifel sein, daß bei dieser und 
anderen Gelegenheiten immer nur die Grenze, die Ausdehnung der 
königlichen Macht bestimmt, niemals die Existenz dieser Macht begründet 
wird. Das wird ja am besten anschaulich, wenn man die Geschichte der 
westlichen Staaten auf die ungezählten Fälle durchmustert, wo die englischen, 
kastilianischen, französischen Stände sich gegen die Mißregierung der könig- 


1) Fein und richtig hat Brunner, Rechtsgeschichte, Bd. I S. 122 (1. Aufl.) 
seit langem betont, daß die Wahl des Fürsten in der Volksversammlung 
bzw. Heeresversammlung der germanischen Zeit keineswegs als eine Ein- 
setzung des Fürsten angesehen werden darf, vielmehr lediglich als der 
Ausspruch darüber, welcher Mann unter den Anwärtern des fürst- 
lichen Geschlechts der tüchtigste und würdigste zum Throne sei, als 
Urteil, wem das Recht zur Krone gebühre. Ihre Funktion setzt den 
Fortbestand der ganzen Summe physischer und psychischer Regierungsmacht 
des Geschlechts als gegeben voraus. Man muß, um diese Grundbegriffe 
zu gewinnen, freilich Ausnahmeerscheinungen, wie die, daß das ganze 
Herrschergeschlecht ausstirbt oder anomale Verfassungszustände, 
wie die des späteren deutschen Wahlreiches seit Rudolf I., ausschalten. 
Insbesondere die erste würde auch unter der Herrschaft der modernen Erb- 
monarchie etwas Anomales bedeuten. (Fall der „außerordentlichen Thronfolge“, 
z. B. preuß. Verf. a. 57.) 
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lichen Räte, Feldherren, Beamten auflehnen. Sie erreichen mehr oder minder 
große Erfolge in den rechtlichen Grundsätzen, die für die Krone aufgestellt 
werden. Sie erreichen allenfalla — in Wiederanknüpfung an die germanische 
„Wahl“ — die Absetzung des ungeeigneten Einzelträgers der Krone. Aber 
der Machtkomplex der Krone an sich bleibt von Jahrhundert zu Jahrhundert 
unberührt. Die Organisation ist und bleibt da. Die Rechtsbildung 
paßt sich ihr an — die Grundlage der Organisation ist sie nicht. Erwägt 
man das, so zeigt sich, wie völlig singulär — von dem einzigen Präzedenz 
der englischen Revolution abgesehen — die Situation der französischen 
Revolution sich entwickelt. Es ist ein Unikum, daß das Organ des Volkes 
jetzt nicht nur neue Begeln für die Regierung der Monarchie und 
ihre Machtausdehnung festsetzen will, sondern sich sofort anschickt. die 
Macht der Monarchie durch die des Volkes zu ersetzen, zunächst implicite, 
bald darauf ausgesprochenermaßen. Keine Rede davon, daß aus dem ersten 
das zweite gefolgert werden könnte! Und nun sieht man den Krebs 
schaden des Begriffes „pouvoir constituant“. Das neue Schlagwort wird das 
Mittel, um jenen Gegensatz zu verhüllen. Es erklärt ihn nicht. Noch 
weniger liefert es, nicht einmal versuchsweise, die Gedankenbrücke, um von 
der Grundgesetzgebungsgewalt des Volkes zur Organisationsgewalt des Volkes 
úberzuleiten. Im Gegenteil wird seine Doppeldeutigkeit das wirksamste 
Hilfsmittel, um die Situation zu verdunkeln und unter der Maske der Gesetz- 
gebung die Schaffung einer neuen Macht im Staat vorzubereiten und 
durchzuführen. 


Sucht man die Wurzel der Zweideutigkeit „so wird man sie in jenen 
Formeln Miltons und Lockes finden müssen, aus denen ja das pouvoir con- 
stituant seinerseits erst abgeleitet worden war (o. S. 279), in der von 
diesen Denkern postulierten Projektion alles staatlichen Geschehens auf 
den Willen des Volkes. Die Unexaktheit in der Erfassung der massen- 
psychologischen Vorgänge trägt die erste Schuld an allem Weiteren. All- 
gemeingültig läßt sich das Handeln der staatlichen Organe auf den 
Willen des Volkes nur insofern beziehen, als die Gesellschaft auf Grund 
von Billigungs- und Mißbilligungsempfindungen Urteile über den Wert dieses 
Handelns fällte und für die Zukunft Sollforderungen daran erhebt. Faßt man 
dagegen die Machtbasis ins Auge, die die Condicio sine qua non für die 
reale Möglichkeit des Handelns des obersten staatlichen Gewaltträgers ist, 
so hat mindestens die Monarchie oder Aristokratie einen „Willen“ im Sinne 
einer äußeren Machtentfaltung des Volkes nicht zur Voraussetzung. 
Und besitzt sie die Macht einmal, so ist die Sollforderung (das Gesetz) als 
solches nicht stark genug, sie zu beseitigen. 


Alles dies scheint aber auch dem Verfasser unserer Schrift nicht klar 
geworden zu sein. Denn wäre das der Fall, so würde er gewiß die ganze 
Darstellung anders komponiert und er würde jene Faktoren, die das, was 
ursprünglich bloße Begriffsverwirrung in den französischen Köpfen war, buch- 
stäblich zum Umsturz aller sozialen Machtverhältnisse in Frankreich steigerten, 
ganz anders hervorgehoben haben. 


Zweig ist anscheinend der Überzeugung, den Gang der Dinge der National- 
versammlung genügend erklärt zu haben, wenn er die (o. S. 275) bereits 
erwähnte Alternative der beiden streitenden Theorien der Constituante, der 
Doktrin des Subjektionsvertrags und der Doktrin des Sozialvertrags, 
konstatiert hat. Denn er führt dabei aus, daß den Vertretern eines Vertrags 
zwischen Krone und Volksrepräsentation als zwei auf sich bestehenden, von 
einander unabhängigen Mächten, nur die Reform des französischen Staats- 
rechts vorschwebe, den Vertretern des Sozialvertrags die Neugründung des 
„Staates selbst“. Man könnte meinen, daß damit gerade die oben hervor- 

ehobene Doppelbedeutung der „konstituierenden Gewalt“, — die das Ver- 
sssungsrecht setzende und die die Verfassungseinrichtungen schaffende, 








Besprechungen. 283 





die normierende und die organisierende Funktion des Volkes getroffen 
werde, und man könnte schlußfolgern: da sich die Majorität der National- 
versammlung, unter ihr auch Siey&s, Mirabeau, Condorcet, von vornherein 
auf die Seite der weitergehenden Konstruktion im Sinne des Urvertrages 
schlugen, so sei damit gleich zu Anfang für die reine Demokratie nach 
amerikanischem Vorbild entschieden worden. Alles weitere sei dann eben 
nur ein Fortrollen des Steins gewesen. 


Aber — gleichviel ob mit dieser Interpretation die Meinung des Ver- 
fassers richtig gedeutet wird — keinesfalls würde diese Auffassung den Gang 
der historischen Ereignisse erklären. Zunächst steht schon der Gegensatz 
der Subjektions- und der Urvertragsdoktrin in keinem innern Zusammen- 
hang mit dem Gegensatz der bloßen Normen- oder Recht-Schaffung und der Ge- 
walten- oder Organ-Schaffung. Im Gegenteil, auch die Lehre vom Subjektions- 
vertrag, bekanntlich die typische Vertragslehre des Mittelalters, geht in 
ihren hervorragendsten Vertretern bereits von der Vorstellung aus, daß das 
Volk in allen Verhältnissen die natürliche Funktion besitze, die Regierung, 
auch den Monarchen „einzusetzen“. Der bahnbrechende Begründer der Lehre, 
Marsilius von Padua, spricht dem Volk oder dessen pars valentior, quae popu- 
lum repraesentat nicht nur die Gesetzgebung, sondern ganz allgemein 
auch die institutio oder electio principis zu. Unter die letztere 
rubriziert er gleichwertig die Berufung eines Magistrats und die Wahl eines 
Wahlkönigs, ebenso wie die „Einsetzung“ eines Erbmonarchen; denn er 
koustruiert: die Erbmonarchie beruht auf Gesetz; das Gesetz geht aber vom 
Volke aus; die Schaffung der Erbmonarchie bedeutet also nur eine Abart der 
Wahl, nämlich die gesetzmäßige Wahl des Fürsten mit seiner ganzen De- 
szendenz'). Diese Betrachtungsweise figuriert bei allen späteren Vertretern 
der Lehre, bei den Monarchomachen, bei Milton, Locke etc. weiter °), und die 
Subjektionslehre bewegt sich deshalb mit der Urvertragslehre der englischen 
Independenten, der Hobbes oder Rousseau, die zur Begründung der Regie- 
rungsgewalt erst auf dem Umweg der Konstruktionsfigur des staatsgründen- 
den Volksvertrags gelangt, in dem hier berührenden Hauptpunkt durchaus 
auf gleicher Basis; kann sich deshalb auch unschwer — wie tatsächlich bei 
Locke — mit der anderen Vertragslehre verbinden. Beide stehen natürlich 
politisch auch untereinander in gewissen Gegensátzen; aber nur in Punkten, 


1) Marsilius, defensor pacis P. I. cap. 9 (neue wohlf. Ausg. von Scholz in 
Quellensamnlung der deutschen Geschichte S. 19): — „Sunt autem modi sive 
institutiones regalis monarchiae“ quinque numeri. — Quartus autem modus 
est, quo per electionem instituitur aliquis princeps cum omni sui 
generis successione, secundum leges quae sunt simpliciter ad commune 
conferens.“ — 


1) Vgl. z. B. aus dem Kreis der Monarchomachen die konstruktiv 
bedeutsamste Hauptschrift, Duplesiss-Mornay (Brutus) „Vindiciae contra 
Tyrannos“ (1573) quaestio III pag. 177 der Originalausg.: Vidimus quomodo 
reges, sive secundum capita, sive etiam secundum stirpes eligantur a Deo et 
constituantur ab universo populo etc. — u. 0.“ Locke schematisiert 
die Sache noch nüchterner durch den Gedanken, daß jeder einzelne, wie er 
sein natürliches Recht auf Leben oder Vermögen zur Feststellung an die 
gesetzgebende Gewalt des von ihm mitgegründeten Staats überträgt, so 
seine persönliche Macht zur Verfolgung und Bestrafung des Rechts- 
verletzers (his power to punish offences against the law of Nature in prose- 
cution of his own private judgement) umwandelt in eine Verfolgungsmacht, 
die exekutive Gewalt des Staats, indem er die letztere hierin zu seinem 
Repräsentanten erhebt (they being made by himself of his representative). 
Er schließt: And herein we have the original of the legislative and exe- 
cutive power of civil society“ (treatises of government II ch. 7 n. 88). 
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die hier gar nicht oder erst in zweiter Linie interessieren *). In dem, was 
die soeben betonte hauptsächliche Alternative der Revolutionsverfassung an- 
geht — echte Monarchie oder volkssouveräne (scheinmonarchische oder repu- 
blikanische) Regierung, — bedeuten beide Vertragslebren eine gemeinsame 
Gegnerschaft gegen die gemischte Gesellschaft aller der Staatslehren, die bald 
mit göttlicher Einsetzung, bald fundiert auf Grundbesitz, auf Besitz der 
Waffengewalt, oder der patriarchalischen Autorität eine dem Volkswillen 
entrückte Monarchie zu konstruieren versuchen ?). 

Der Vergleich mit den gegmerischen Theoremen des letztgenannten 
Kalibers macht am einfachsten klar, von welchem Irrtum die sämtlichen 
revolutionären Theorien gemeinschaftlich beherrscht sind (wenn man alle 
gegen die Monarchie gerichteten Doktrinen unter diesem plumpen Namen zu- 
sammenfassen darf). Es ist eben die naive — am naivsten bei Locke auftretende 
— Vorstellung, als ob die Aufstellung der populären Regeln, die das Volk 
naturgemäß irgendwie gegenüber der verwaltenden oder richtenden Staats- 
gewalt zu Gehör bringen kann, mit innerer Notwendigkeit zugleich das Recht 
zur „Einsetzung“ dieser Gewaltträger selbst einschließe, — oder umgekehrt 
und drastischer ausgedrückt, als ob die Schaffung oder Abschaffung der beherr- 
schenden Mächte, bzw. obersten Organe im Staat durch bloße Willenserklá- 
rungen, durch Beschlüsse, Gesetzesverkündungen realiter bewirkt 
werden kónnte?). Alle die großen Doktrinäre der Volkssouveränität, die 








!) Der Gegensatz, der sich als realpolitischer Kern hinter dem doktri- 
nären Formelstreit von Subjektionsvertrag und Urvertrag verbirgt, ist ein 
ganz anderer, — es ist der Gegensatz zwischen dem aristokratischen 
Individualismus des Mittelalters und der Renaissance einerseits, und 
dem demokratischen Individualismus der Aufklärung andererseits. Dort 
Wahrung der Volksrechte gegen den Fürsten durch die privilegierten 
Oberstände, — hier Volksbewegung der Mittelklassen, des gleichheitsstreben- 
den Kleinbürgertums. In der ersten Revolution Englands prallen die beiden 
Richtungen in Parlament und Heer scharf gegeneinander und deshalb auch 
die Doktrinen (Petition of right 1628 — Agreement of the People 1647); — in 
der zweiten Revolution (1689) werden sie praktisch (einers. Declaration of Right, 
anders. Toleranzbill) versöhnt und entsprechend von Locke zusammenge- 
schweißt. Beim Beginn der französischen Revolution steben sie 
unklar nebeneinander, und der von Zweig dargelegte Sieg der Urver- 
tragstheorie ist die Formel für den Sieg der Mittelklassenbewegung. 

’) Thomas von Aquino — Aegidius von Rom — Macchiavelli — Bodin 
— Salmasius — Barclaius — Filmer — (sowie nach der Revolutionszeit in 
Deutschland wieder Carl Ludwig von Haller). 

*) In den Erörterungen der oben genannten doktrinären Väter der Revo- 
lution kommt dieser echt zivilistisch orientierte Trugschluß am deutlichsten 
zum Vorschein in Condorcets Flugschrift von 1790 („réponse à l'adresse aux 
provinces”, ceuvres 9, 487. Zweig S. 108). Ihr Mittelpunkt ist der Satz, daß 
die Zuständigkeit eines Repräsentativorgans sich nach dem Auftragswillen seiner 
Mandanten bestimmt. Hieraus folgert er zunächst, daß die Nationalversamm- 
lung von 1790 ihrem Mandat gemäß handelte, als sie sich zur ,Konstituante” 
erklärte. Weiter aber wird auch das gefolgert, daß die Vollzugsgewalt 
naturgemäß von der zeitlich vorangehenden konstituierenden Gewalt 
abhängig sei. Denn alle übrigen Gewalten könnten nur bestehen, weil sie 
vom pouvoir constituant geschaffen oder erhalten würden. Mit dieser 
Wendung wird die Bestimmung der Grenzen, in denen sich die Regierungs- 
gewalt bewegen soll (die gesetzgebende Funktion), sowie es im Text bezeichnet 
ist, hinübergespielt in die Schaffung oder Erhaltung der Regierungsgewalt, 
in Wahrheit die Nichtbeseitigung der von altersher bestehenden. Das 
war ein dialektisches Taschenspielerkunststück und für die damalige Zeit 
(1790) falsch. Noch war damals die Kraftprobe der Nationalversammlung 
gegenüber der bisher bestehenden Gewalt der Krone nicht gemacht. 
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mittelalterlichen wie die aufklärerischen, und so auch die Nationalver- 
sammlung von 1789, bilden sich ein, sie brauchten nur zu wollen und 
ein Gesetz zu erlassen, um dem König das Veto in der Gesetzgebung 
zu entziehen, ihn zur Entlassung eines Ministers zu zwingen oder überhaupt 
die Auswahl und Ernennung der Minister von ihm auf sich selbst zu über- 
tragen oder — den letzten Schritt weitergehend — die monarchische Spitze 
des Staats ganz zu beseitigen und sich selbst an die Stelle zu setzen. Mit 
dem Willensakt des Gesetzes, glauben sie, sei die Neuverteilung der Macht 
im Staat auch schon tatsächlich vollzogen. Hat doch offenbar die Vor- 
stellung von einer „Einsetzung“ in diesem Sinn den Begriff der Konstitution, 
des pouvoir constituant selbst erst hervorgerufen '). 

Da halte man denn, um die Irrtümlichkeit dieser Grundauffassung zu 
erkennen, gegenüber, wie die Dinge in Wirklichkeit aussehen. Man muß 
sich gewöhnen, den Staat zunächst als Produkt eines sozialen Ereignisses 
zu betrachten, dessen Existenz in der Ausbildung eines Machtkerns durch 
schöpferisch überragende Persönlichkeiten und Gesellschaftsgruppen zutage 
tritt, — dessen Existenz aber auch vermöge des eigenen Schwergewichts dieses 
Machtzentrums fortdauert, bis ein Contrarius Actus es beseitigt”). 

Gerade die Entwicklung der revolutionären Bewegung in Frankreich 
scheint das ja nun freilich zu widerlegen. Die Nationalversammlung be- 
schließt, daß die Souveränität „reside dans la nation“ und daß der König 
ihr „Représentant“ neben dem Corps législatif sein solle, und der König 
sinkt herab. Der gesetzgebende Körper dekretiert die Monarchie als abgeschafft: 
der König verschwindet und der Wohlfahrtsausschuß steigt empor. Die 
konstituierende Gewalt des Volkes scheint auch als organschaffende ebenso 
prompt zu funktionieren wie als grundgesetzgebende. Aber in Wahrheit 
beweist dieser mysteriöse Erfolg ja nur die ganz singuläre Ausnahmelage, 
durch die die postulierte Regel — widerlegt wird. Denn die entscheidende 
Ursache, — eben die „Ursache“ im strengen Sinn der Logik — war bei 
alledem, wenn man die Sache richtig und im Licht der politischen Realität 


1) Nur flüchtig und im Vorbeigehen möchte ich diese nach allem im 
Text ausgeführten sehr nahe liegende Vermutung aussprechen, — gegenüber 
der Hypothese Jellineks, daß der im altrömischen Staatsleben wiederholt ver- 
wendete Terminus eines außerordentlichen Imperiums „rei publicae consti- 
tuendae“ den Ausgangspunkt für die moderne „Konstitution“ darstelle 
(Staatelehre 3. Aufl., S. 506, vgl. Zweig S. 14, 15). Diese Ableitung ist sehr 
weit hergeholt. Viel näher liegt wohl, daß sich der moderne Begriff einfach 
aus der „Einsetzung“ des Fürsten, zur „Einsetzungsform“ oder „Einsetzungs- 
art“ umgewandelt hat. Für die erste kommen die Worte „institutio“ oder 
„Constitutio“ das ganze Spätmittelalter hindurch massenhaft vor, — beide 
im wesentlichen synonym und promiscue (vgl. z. B. Vindiciae contra tyrannos 
qu. III p. 74 „ostendimus antea, Deum reges instituere, — eligere. . . .; dici- 
mus jam, Populum Reges constituere, — electionem suo suffragio comprobare“). 
Da nun constitutio außerdem im Sinne der römischen Kaiserkonstitution als 
„Gesetz“ fortlebt, so ist die Vermischung des Akts der Regierungsorgani- 
sation und der hierfür geltenden Grundregeln (zunächst gewohnheits- 
rechtlicher) von vornherein vorgebildet. Im letzten Sinn möchte Zweig den 
Begriff zuerst bei Gregor v. Toulouse (de republica 1578) finden (S. 28 Anm. 2). 

?) Über die Herkunft dieser modernen Grundauffassung mich zu ver- 
breiten, liegt hier kein Anlaß vor. Ich darf mich begnügen, darauf hinzu- 
weisen, daß sie bei David Hume, political essays I no. 5 (origin of govern- 
ment; S. 113 ff. die Ausgabe von Green-Grose) klar und anschaulich durch- 
gebildet ist. Vgl. hierzu meinen Artikel „Politik“ in Stengel- Fleischmanns 
Handwörterbuch des Verwaltungsrechts 2. Aufl. 1913). Die Ansätze dazu sind 
natürlich viel älter. Sie liegen in den (unmethodischen) Gegentheorien der 
beiden Vertragslehren oben S. 284, Anm. 2. 
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betrachtet, gerade nicht die lange Kette von Beschlüssen der Nationalversamm- 
lung oder ıhrer Nachfolgerinnen, sondern die Selbstentrechtung des 

der Krone und seiner Minister und Vertrauensmänner, die chronische Willens- 
schwäche, in der sie ihren Händen die Werkzeuge ihrer Autorität entgleiten 
ließen, die immer neuen Ungeschicklichkeiten, durch die sie die öffentliche 
Meinung gegen sich aufbrachte, das Heer sich entfremdete, die gottverlassene 
Entschlußlosigkeit, mit der die Regierung die systematische Aufhetzung der 
Truppen seitens der Volksmänner duldete, um den Übergang der gesamten 
Zwangsgewalt in der Hauptstadt in die Hand des Stadthauptes und seiner 
Munizipalgarde, alias der organisierten Pariser Pöbelkompagnien stillschweigend 
selbst beförderte. So konnte es geschehen, daß die Freiheitsmänner sich in den 
ihnen von der Krone selbst zubereiteten Sitz der Herrschaft einfach hinein- 
setzten. Was ursprünglich in den Beratungen und Verfassungsentwürfen der 
Constituante nur eine arrogante Prätension, eine Flut von hohlen Tiraden ge- 
wesen war, wurde zur Realität durch das klägliche Verzichten und Gehenlassen 
dessen, der im Vollbesitz ererbten und traditionsgeheiligten Macht in den 
Kampf mit der Versammlung eingetreten war +). Infolgedessen hatte, so wie die 


1) Es dürfte zur Klarheit beitragen, wenn die Stichdaten dieses Absterbens 
der königlichen Regierungsgewalt in Erinnerung gerufen werden. Natürlich 
beginnt der Prozeß schon vor Beginn der eigentlichen Revolution. Bereits 
im Kampf mit den Parlamentshöfen (s. S. 274) zuerst über deren eigene Rechte, 
dann über die Forderung des Parlaments, daß die Regierung vor einer 
systematischen Neuregelung des Steuerwesens verpflichtet sei, die Reichs- 
stände einzuberufen, zehrt sich sowohl die Willens- und Entschlußkraft der 
Regierung wie ihr Kredit und ihre Autorität im Volke zum großen Teil auf. 
Nach stetem Wechsel von herrischem Auftreten und immer neuer Nachgiebigkeit 
bedeutet die schließliche Konzession der Einberufung der Etats généraux 
(8. August 1788) in den Augen Europas eine Selbstdemütigung, — nach 
Kaunitz; „une cacade dans toutes les formes“. Das um so mehr, als die 
Regierung von vornherein in der Verdoppelung der Zahl der Deputierten 
des dritten Standes sich selbst korrigiert (27. Dezember 1788) und mit 
diesem ersten Schritt vom Wege der Rechtstradition (Schuld Neckers) selbst 
allen weiteren die Bahn öffnet. Es folgt nun die halbjährige Passivität der 
Regierung Neckers, die jede Fühlungnahme mit den Ständen ablehnt und nicht 
das mindeste Programm für deren Tätigkeit vorlegt. Nur die Konsequenz hier- 
von ist der endliche Entschluß der führenden Deputierten, selbst die Initiative 
zu ergreifen und sich durch Vereinigung aller Stände in die konstituierende 
Nationalversammlung umzuwandeln (27. Juni 1789). Der König protestiert 
durch Sperrung des Sitzungssaals (20. Juni, am gleichen Tag Selbstversamm- 
lung im Ballhaus und Bekräftigung des Beschlusses vom 17. durch den 
Schwur), und legt in der Königssitzung vom 23. Juni ein Regierungsprogramm 
vor mit dem Schlusse, daf er die Selbstkonstituierung der Versammlung vom 
17. offiziell annullierte. Dem anschließenden brüsken Befehl eines Hofbeamten 
verweigert die Versammlung die Folge. Statt seinem Befehl, wie allgemein 
erwartet wird, mit Waffengewalt Nachdruck zu geben, läßt der 
König ihn fallen, fordert die Mitglieder des ersten und zweiten Standes selbst 
auf, sich mit dem dritten zu vereinigen, und duldet die neue Sitzung der 
nunmehr einheitlichen Versammlung (27. Juni). Erst jetzt erfolgen Beratungen 
über militärische Maßregeln (Initiative des Grafen v. Artois) und Truppen- 
konzentrationen unter Entlassung des noch immer populären Necker und 
Einsetzung eines neuen Aktions-Ministeriums (11. Juli). Aber als die Selbst- 
bewaffnung des Mob von Paris und die Erstürmung der Bastille (14. Juli) 
zur Aktion direkt herausfordern, versagt die Armee, Der König zieht 
die Truppen zurück, beruft Necker wieder und demütigt sich durch 
Ansprache vom Balkon des Stadthauses (17. Juli). Unmittelbar nach dieser 
entscheidenden Machtprobe beginnt Mirabeau seine geheimen Anregungen, 
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Sache schon einmal lag, der formelle Anfang der eigentlichen Republik, das 
decret relatif au remplacement du ministere vom 10. August 1792, das auf 
Grund der verfassungsmäßigen Befugnis des gesetzgebenden Körpers, dem 
König die Vertrauensunwürdigkeit seines Ministeriums zu eröffnen (Sonderges. 
v. 27. April 1791) erlassen wurde, nachdem die Nationalversammlung den von 
seiner verunglückten Flucht nach Varennes zurücktransportierten König von der 
Regierung suspendiert hatte, einen praktischen Sinn. Aber es ist nicht 
richtig, wenn Zweig (S. 332) darüber sagt: „Die Instanz, welcher verfassungs- 
mäßig die Ernennung der Minister oblag, existierte als solche nicht mehr 
(wegen der Suspension). Die vom König bestellten Minister hatten das Ver- 
trauen der Nation verloren, deren Repräsentanten somit berechtigt waren, 
wenigstens provisorisch für Ersatz zn sorgen.“ Nein! Vielmehr war das 
entscheidende, daß der Fluchtversuch des Königs den letzten geringen Rest 
von realer Macht, den er bisher noch bei manchen Teilen sogar in der Pariser 
Bevölkerung, vor allem aber in den Provinzen besessen hatte, zerstört 
hatte. So konnte das Parlament nunmehr seine Suspension und den Ver- 
lust seines Ministerernennungsrechtes beschließen. Es hatte jetzt keinen 
Widerstand mehr zu besorgen, falls es nun auch offen und offiziell die 
Ausübung der Regierungsmacht in die eigene Hand nahm. Man denke jene 
Voraussetzung weg, und dieselben Beschlüsse waren kraftlos. Und da ist 
ja nun in der Tat eine mühelose und einleuchtende Probe zur Hand. For- 
mell, staatsrechtlich fast in der gleichen Weise und um die gleiche Frage 
itzte sich im Juni 1848 zu Frankfurt die Beschlußfassung der deutschen 
Notes zu. Auch in ihr war während des Mai das Gefühl 
der Mission ihrer „konstituierenden Gewalt“ in wachsendem Maße erwacht. 
Widerstandslos hatte sie angesichts der von den Märzereignissen in ihrer 
Energie gelähmten Regierungen die Aufgabe der Beratung des nationalen Ver- 
ngsgesetzes in Angriff genommen. Aber schleunig ging sie von da 

zur Schaffung einer provisorischen „vollziehenden Gewalt‘, einer Reichs- 
Regierungsgewalt, über. Der Keim einer solchen war da, — in der 
Frankfurter Bundesversammlung, die bereit war, sich durch gewisse Ände- 
rungen zur Regierung aktionsfähiger zu machen'). Aber das Parlament ver- 
schmähte dies. In der schicksalsvollen Sitzung der Paulskirche vom 24. Juni 


daß der König — unter äußerlicher Annäherung an die Nationalversammlung — 
insgeheim planmäßig seine Machtmittel konsolidieren solle. Die Regierung 
tut nichts, läßt die inzwischen fortschreitende Organisation 
der Pariser Bürgerschaft um das Zentrum des Stadthauses 
eschehen, und kann infolgedessen die Gefangennabme und Überführung 
es Königs von Versailles nach Paris (6. Oktober) nicht hindern. Von diesem 
Augenblick an ist die reale Macht des Königs und der Regierung vernichtet. 
Der König versäumt auch die (vielleicht) noch mögliche Flucht 
in den Schutz der loyalen Provinzen. Statt dessen wird der Rest 
von Sympathie, über den er bei den Pariser Massen bisher noch verfügt 
(14. Juli 1790 Versöhnungsfest auf dem Marsfeld) durch die u a 
schließlich des Königs eigenen Fluchtversuch nach dem Ausland (Montmédy, 
21. Juni 1791) endgültig zerstört. Um diese Zeit ist auch die Auflösung der 
Behördenautorität in den Provinzen schon im vollen Gange. 

1) Nämlich durch Organisation eines konstanten Regierungsausschusses 
aus je einem Bevollmächtigten Österreichs, Preußens und der Vielheit der 
übrigen Staaten, der sog. Trias (nach dem ursprünglichen Gedanken: Prinz 
Wilbelm von Preußen, Erzherzog Johann, der nachmalige Reichsverweser, 
und Prinz Johann von Sachsen). Der Vorschlag (Antrag des badischen Ver- 
treters beim Bundestag Karl Theodor Welcker) wurde schon im Mai von 
dem Fünfziger Ausschuß des Frankfurter Vorparlaments abgelehnt und in 
den Beratungen des Ausschusses der Nationalversammlung selbst (seit 3. Juni) 


endgültig fallen gelassen. 
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verlangte nur einer der ganz wenigen, deren überragende Reife der politischen 
Anschauung wir heute bewundern, — Karl Mathy — noch einmal den einzig gang- 
baren Weg, den Ausbau des Bundestags zu einem regierenden ,Staatenhause”, 
— zum „Bundesrat“ würden wir heute sagen. Er warnte zum letzten Male 
vergeblich vor dem „kühnen Griff nach einer parlamentarischen Allgewalt“. 
Den Präsidenten des Parlaments, Heinrich von Gagern, hinderte seine ge- 
mäßigte politische Stellung nicht an dem ungeheuerlichen: „ich tue einen 
kühnen Griff und sage Ihnen, wir müssen die Zentralgewalt selbst schaffen.“ 
So kam das Gesetz über die Bestellung des Reichsverwesers und seines dem 
Schoße der Nationalversammlung zu entnehmenden Reichsministeriums zu- 
stande. Der Reichsverweser und die Minister waren vierzehn Tage darauf 
scheinbar ins Leben umgesetzt — und das bekannte Fiasko der ,Zentral- 
gewalt“ war die Folge. Ein Finanzminister (von Beckerath), der ohne Erfolg 
Ausschreiben von Steuerbeiträgen an die Einzelregierungen versandte, — ein 
Kriegsminister (Peuker), dessen Aufforderung an die Kontingente der Staaten, 
dem Reichsverweser zu huldigen, von Preußen und Österreich ignoriert wurde, 
— ein Justizminister (von Mohl), der vor der ersten Sitzung des Ministeriums 
im Frankfurter Rathaus eigenhändig ein Ries Papier einkaufte, damit das 
Ministerium — freilich ohne Protokollführer — wenigstens etwas zum Schreiben 
hatte. Und daran anschließend die ganze Reihe von Demütigungen bis zu 
der schlimmsten vom September, dem Abschluß des Vertrags von Malmö 
über die Elbherzogtümer, den Preußen dem Bevollmächtigten des Reichs- 
ministers des Auswärtigen, Max von Gagern, nicht einmal mitteilte. Es ist 
das Musterbid einer Regierung, die durch Gesetz „geschaffen“ ist, ohne die 
Macht und die verfügungsbereiten Werkzeuge machtvollen Handelnkönnens 
zu besitzen. 

Diese Vergleichsfälle zeigen, worauf es ankommt. Nicht weil das fran- 
zösische Volk kraft seines pouvoir constituant die höchste Gewalt dem König 
nahm und durch den Ausspruch dieses Entschlusses in der Septemberverfassung, 
in der Girondeverfassung und in der Montagneverfassung auf neue Organe 
übertrug, erlangten diese neuen, republikanischen Organe Leben und Wirk- 
samkeit. Sondern weil der König, mit seinen Ministern eingeschüchtert und 
energielos, wirksam zu sein aufhörte, setzten sich die republikanischen Macht- 
haber aus eigener Initiative an seine Stelle; das „Volk“ erkannte sie als 
seine Organe nachträglich an. Nicht der Willensakt des Volks, der Ge- 
samtheit, sondern die Willensakte der Einzelnen, der Führer und unter diesen 
in erster Linie ein Negatives, die Unterlassung, der Willensdefekt 
des alten Machtträgers waren das entscheidende Agens sowohl für den, 
der die Kausalität des geschichtlichen Geschehens erklären, wie für den, der sich 
danach seine politischen Begriffe bilden will. Der Abbruch des konstanten 
Organisierens der staatlichen Tätigkeitssphäre seitens der Gewalt, die bisher 
in ununterbrochener Kette ihrer Träger seit Robert von Paris die auswärtigen, 
militärischen, finanziellen, politischen Bedürfnisse Frankreichs versorgt hatte, 
— die Ausfüllung des Vacuums durch eine selbstgeschaffene neue Macht- 
gruppe als das Sekundäre, die Billigung dieses Umschlags durch den gesetz- 

ebenden Repräsentanten der Nation, also die Stempelung des staatlichen 

rganisationsvorgangs zum staatsrechtlichen Vorgang, erst als 
das Tertiäre bezeichnen die logische Reihenfolge der Dinge. Daß sich 
diese drei Vorgänge äußerlich, historisch ineinanderschieben, daß insbesondere 
die wachsende Passivität der Krone ihrerseits durch das Vorwärtsdrängen 
der Volksmänner psychologisch befördert, suggeriert wird, kann an dem 
logischen Grundverhältnis nichts ändern !). 


1) Es soll keineswegs geleugnet werden, daß Zweig auf manche Etappen 
jenes allmählichen Bankrotts der Krone im Zusammenhang mit den Bera- 
tungen der Versammlung hinweist, — auf die Inkonsequenz des Ministeriums 
Necker in dem übereilten Zugeständnis des doublement de tiers (S. 213), — 
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Und damit ist bewiesen, daß der Begriff des pouvoir constituant in 
jedem Sinn wertlos ist, nicht nur, wenn man darunter eine Befugnis des 
Volks im Sinne des positiven Staatsrechts, sondern auch, wenn man unter ihnen 
eine bloß „naturrechtliche“, modern gesprochen eine sittliche Macht des sich als 
Einheit fühlenden sozialen Gesamtkörpers versteht. Als solche sittliche Macht 
ist das Sich-Konstituieren-Können eines Volks realiter vorhanden im 
Sinn des Gutheißens oder des Mißbilligens und Sich-innerlich - Auflehnens 
gegenüber einer irgendwelchen zur Tatsache gewordenen oder eben zur 
Tatsache werdenden Herrschaftsordnung. Aber in diesem Sinn löst sich 
die Erscheinung, wie gesagt, in der Totalität der massenspsychologischen 
Vorgänge auf, die in ihrer Gesamtheit die Normenbildung oder im ausge- 
bildeten Staat die Gesetzgebung des Volks bzw. Staats verkörpern. Darüber 
hinaus aber gibt es für das Volk kein pouvoir constituant. Handelt es sich 
um die Notwendigkeit eines neuen Sich-Organisierens, so ist das Volk 
darauf angewiesen, abzuwarten, welche Einzelperson oder welche 
Gruppe von Einzelnen sich die militärische, finanzielle, geistige Über- 
legenheit schaffen wird, mit deren Hilfe sie dann die Gemeinbedürfnisse 
für das Volk befriedigt. Sollte etwa im Verlauf unseres großen Krieges 
die bestehende Staatsordnung des heutigen Rußland zusammenbrechen, 80 
wäre die erste Frage nicht die, wie die vom Volk gewählte Duma sich einen 
neuen Verfassungszustand denkt oder wünscht, sondern die, welchem unter- 
nehmenden Kopf es gelingen wird, sich zuerst zum festen Boden realer Macht 
durchzuringen, gleichviel ob das ein geldkräftiger Parlamentarier, ein Groß- 
fürst, ein General ist, und weiter, ob solche Leute eine beherrschende Autortät 
für den ganzen Umfang des großen Reichs oder getrennt für einzelne größere 
oder kleinere Teile, Landschaften, erringen können. Erst wenn solch neue 
Regierung da ist, könnte es sich fragen, ob die Vertretung des Volks ihr die 
populäre gesetzliche Anerkennung erteilen will oder nicht, oder ob sich die 
kritiklose se des Volks dem Usurpator vielleicht stillschweigend unterwerfen 
und ihm durch Gewohnheit die Sanktion des Rechts gewähren will. Sollte 
das aber nicht eintreten, so würde eben der Machtkampf weiter dauern, bis 
einmal ein Sieger die Grundlage für Bildung einer neuen Rechtstradition schafft, 
wie in Frankreich seinerzeit der Konsul Bonaparte. Aber für diese Verfassungs- 
tätigkeit, die sich auf Grundlage der festgewordenen Gewalten entwickelt und 
sich des weiteren mit den Grenzen ihrer staatarechtlichen Macht beschäftigt, 
den besonderen Begriff eines pouvoir constituant bilden, ist ganz unnötig. 


drei Stände (S. 234), auf die Flucht nach Varennes etc. Aber alle diese 
werden entweder als bloße Begleitereignisse oder auch nur unter dem Ge- 
sichtspunkt der staatsrechtlichen Konstruktion erwähnt, z. B. wird der nach- 
trägliche Befehl des Königs an Adel und Klerus, sich mit dem dritten Stand 
zu vereinigen, als eine „Ratihabition“ des ursprünglich eigenmächtigen Akts 
des Zusammenschlusses aufgeführt. Daß die Gesamtheit der passiven Macht- 
einbußen der monarchischen Regierung als Vorbedingung für die Neubildung 
einer republikanischen Regierungsgewalt eine im Sinn der Staatslehre eigen- 
artige Bedeutung beansprucht, und daß das pouvoir constituant der Volks- 
männer nicht a priori da ist, sondern von den Ereignissen erst erzeugt wird, 
wird nirgends hervorgehoben. Besonders charakteristisch ist Zweigs Betrachtung 
zu dem Umschwung von der assemblée constituante zur Convention nationale 
(Sommer 1792) S. 331: „Es ist — ein ebenso müssiges als unwissenschaft- 
liches Beginnen die Ereignisse, welche zum Zusammentritt des National- 
konvents geführt haben, mit der Elle des formalen Rechts messen zu wollen. — 
Allein das Recht hat weder die Aufgaben noch die Kraft, die Geschichte ex 
st zu maßregeln. Das Staatsrecht ist noch nicht erfunden, welches den 
taatsstreich begreifen nnd meistern lehrt“. Von der wesentlichen (negativen) 
Vorbedingung des Staatsstreichs wird aber nicht gesprochen. 
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Zum Schlusse heißt es sich gegen ein Mißverständnis verwahren. Wenn 
wir den Begriff des pouvoir constituant als wertlos bei Seite legen müssen, 
so folgt daraus nichts gegen den Wert der Untersuchungen des Verfassers, 
und es mag zum Schluß besonders betont werden, daß unser Bericht mit 
den Ausführungen dieses unsres zweiten Teils keineswegs beabsichtigt, das 
Verdienst wieder einzuschränken, das sein erster Teil (o. S. 278) der Mono- 
graphie Zweigs zuerkannte. Wie könnte das auch gemeint sein, wenn soeben 
anschaulich geworden ist, daß die Schrift des Verfassers unsere Wissenschaft 
zwingt, sich über die tiefsten Fragen der allgemeinen Staatslehre Rechen- 
schaft abzulegen. Die eigentliche Leistung des Werkes, die dogmengeschicht- 
liche Schilderung selbst, sollte nicht verkleinert werden. Es kam nur darauf 
an, der Grundstimmung entgegenzutreten, die die Schrift in ihrer vorliegenden 
Redaktion im Leser erwecken muß. Dem Leser wird die Geschichte der 
Hauptidee vorgeführt wie die einer wertvollen Bereicherung unseres 
staatsrechtlichen Begriffschatzes. In Wahrheit müssen wir sie auf uns wirken 
lassen als die Geschichte eines verhängnisvollen Irrtums, der die Geister 
verwirrt, nicht geklärt hat. Die Lehre der konstituierenden Gewalt des 
Volkes war der Vorhang, vor dem die Männer der Nationalversammlung und 
des Konvents die Augen der Masse mit den Gliederverrenkungen ihrer 
Begriffskonstruktion beschäftigten, um dahinter den eigentlichen Vorgang des 
historischen Dramas, den Machtkampf der Gewalten, mit dem immer wieder- 
holten Umsturz der staatlichen Autoritätsträger, um den Zwiespalt zwischen 
Macht und Recht desto sicherer zu verbergen. Darin ist aber schon aus- 
gesprochen, daß die Idee des pouvoir constituant nicht aus der gesunden 
Luft der modernen Zeit stammt, deren Ideal es ist, den im Volksganzen 
lebendigen Bestrebungen und Überzeugungen in den äußeren Formen des 
Staats einen adäquaten Ausdruck zu verschaffen, volkstümliches Staatsrecht 
und Staatsorganisation in Harmonie zu setzen. Im Gegenteil, im Streit 
um die Idee des pouvoir coustituant feierte der doktrinäre, der metaphysische 
Geist des rückwärtsliegenden Säkulums des Descartes, den Zweig besonders 
in Condorcet so trefflich schildert, noch einmal einen lärmenden Triumph. 
Demonstrative Abgötterei mit den Rechtsbegriffen als Blendwerk für die 
öffentliche Meinung in nächster Berührung mit brutaler Vernachlässigung 
der Rechtsformen im Bewältigen der politischen Realitäten, ein Zusammen- 
stoB der Extreme, diese Eigenart der Revolutionszeit tritt in der Geschichte 
des Pouvoir Constituant deutlicher als in irgend etwas anderem zu Tage. 
Es hätte nicht viel gefehlt, daß dies Unwesen auch den Geist des deutschen 
Volkes verdunkelte. Die Gesundheit unsrer staatlichen Autoritäten, in letzter 
Instanz die Willenskraft und politische Reife Bismarcks, hat das gehindert. 
Für die Franzosen aber ist der Geisterbanner nicht erschienen. Sie sind 
seit hundert Jahren und auch jetzt noch Knechte des Wahns, daß sie durch 
Beschlußfassungen sich nach Belieben immer neue „Konstitutionen“ geben, 
während sie von einem Machthaber zum andern gejagt werden, mag er 
Bonaparte, Gambetta, Boulanger, Rothschild oder — England heißen. 


Richard Schmidt. 


Deutschland und der Weltkrieg, Herausgegeben von Otto Hintze, 
Friedrich Meinecke, Hermann Oncken und Hermann Schumacher. 
Leipzig 1915. B. G. Teubner. VI u. 686 S. 

Schon beginnt draußen in der Welt das Gefühl uns gegenüber leise 
sich zu wandeln. Die zur Schau getragene Verachtung ist im Verklingen. 
Anstatt ihrer schlägt die Furcht die Grundtöne an. Aber auch Klänge der 
Achtung und Bewunderung mischen sich schon drein. Zur glücklichen Voll- 
re dieser Entwicklung wird das vorliegende Werk als wichtiger Faktor 
mithelfen. 


Besprechungen. 291 


Viel Gutes kann es auch unter uns schaffen. Was dem Kampfesrufen 
unserer Gegner die Wirkung gegeben hat, ist doch nicht nur die dämonische 
Kraft der Massensuggestion. Es ist auch die mächtige Einheitlichkeit der 
Überzeugungen ganzer Völker über ihre Eigenart und Kulturmission. Diese 
Einheitlichkeit und die Kraft, die in ihr steckt, ist ein natürlicher Besitz der 
alten Völker. Unser junges Volk muß sie erst noch erwerben, wenn wir 
auch gegenüber der Nivellierung des geistigen Lebens besonders bei den 
Angelsachsen uns unsere so fruchtbare innere Differenziertheit bewahren 
wollen. Dieses Buch gibt das Grundgerüst einer deutschen Staatsphilosophie, 
die Grundlinien eines deutschen Glaubens von unserem Volk und unserem 
Staat in seinen notwendigen Besonderheiten gegenüber den anderen Völkern 
und ihren Einrichtungen. Kein Deutscher, der weiß, welch eine Riesenarbeit 
noch zu leisten ist, bis der innere Neubau unseres ganzen Seins im Gefolge 
dieses Krieges vollendet ist, und wie sehr jeder einzelne Volksgenosse für 
die bestmögliche Lösung dieser Aufgabe persönlich mitverantwortlich ist, 
sollte versäumen, ein Buch wie dieses durchzuarbeiten. 

Den Anfang macht ein Aufsatz von Otto Hintze über „Deutschland 
und das Weltstaatensystem“. Er betont besonders das Argument, das auch 
in den Beiträgen der andern Mitarbeiter öfter wiederkehrt und in der Tat 
der einzige feste Punkt ist, von dem aus wir für unsere politische Sonderart 
Verständnis und Achtung fordern können auch von den Ehrlichen unter den 
angelsächsichen demokratischen Idealisten und den Millionen, die sie weithin 
in der Welt in den Bann ihrer politischen Dogmen gebracht haben: Deutsch- 
land dürfte, auch wenn es wollte, vielen politischen Organisationen und 
Experimenten sich nicht öffnen, die Staaten wie England und Amerika in 
der ungefährdeten Abgeschlossenheit ihrer geographischen Lage sich leisten 
können. Mitteleuropa steht unter fundamental anderen Lebensbedingungen 
als die glücklichen insularen angelsächsischen Reiche. In Mitteleuropa drängen 
sich „in einem Raum, der etwa dem Gebiet der Vereinigten Staaten entspricht, 
fünf große Mächte samt einem Dutzend kleinerer Staaten zusammen, die 
meisten gesättigt mit alter Kultur, alle starrend von Waffen und erfüllt von 
dem ehrgeizigen Eifer nationaler Selbständigkeit und Größe, mit scharf be- 
wachten Grenzen, in hochgespannter wirtschaftlicher und militärisch-politischer 
Konkurrenz“. Kein anderer Staat aber hat einen so gewaltigen militärisch- 

litischen Druck an seinen Grenzen auszuhalten wie Deutschland. Für keinen 
taat ist darum sowohl die starke Rüstung als auch die straffe Zusammenhaltung 
der Verfügung über alle Hilfskräfte so unerbittlich notwendig wie eben für 
Deutschland. In langen Menschenaltern hat man geglaubt, daß die Frage 
der Staatsverfassungen einfach eine Frage der philosophischen und moralischen 
erzeugungen sei; und manche der besten unserer Gegner leben und weben 
in der Stimmung von Kreuzfahrern gegen politisch Ungliubige. Die neue 
historische und soziologische Wissenschaft aber bringt zur Geltung, daß es 
sich zunächst einmal um eine Frage der praktischen Notwendigkeit handelt, 
die für jeden Staat je nach seinen besonderen Lebensbedingungen verschieden 
beantwortet werden muß. Unsere Lage nach außen wie nach innen wäre 
außerordentlich vereinfacht, wenn sowohl unsere Beschuldiger als auch die- 
jenigen, welche an dem inneren Aufbau des neuen Deutschland mitarbeiten 
wollen, sich das Wort des Engländers Seeley in seiner ganzen Tragweite 
zu eigen machen würden: „Das Maß von Freiheit, das in einem Staate ver- 
nünftigerweise bestehen kann, ist umgekehrt proportional dem militärisch- 
litischen Druck, der auf seine Grenzen vom Auslande her ausgeübt wird.“ 
infach aus den natürlichen Bedingungen seiner zentralen Lage sind die 
Hauptcharakteristika des deutschen Staates und Volkes entstanden: einerseits 
jenes „Militaristische* und Zentralistische, andrereits aber auch das, was 
angeblich einem „andern Deutschland“ angehören soll, der aufgeschlossene 
Sinn für fremde Art und Kunst, der kosmopolitische Geist; auch einzelnes 
wie die Abneigung gegen uns bei so vielen Völkern, denn wir haben mehr 
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Nachbarn als irgendein anderes Volk, und bei der Gespanntbeit der Beziehungen 
in unserer Enge bedeutet Nachbarschaft in der Regel Rivalität und Gegnerschaft. 
Nach der Darlegung des historisch-politischen Aufbaues Deutschlands 
kommt Hintze auf den Charakter der deutschen Weltpolitik. Grundlegend 
ist: Die seit 3—4 Jahrhunderten dauernde Ära des europäischen Gleichgewichts 
ist im letzten Menschenalter sichtlich rapide zu Ende gegangen, und die 
neue Ära eines Weltstaatensystems ist vor unseren Augen heraufgezogen. 
„Derselbe Wettkampf, der im 17. und 18. Jahrhundert die Auslese der euro- 
päischen Großmächte hervorbrachte, wird heute um die Frage geführt, welches 
die Weltmächte in dem zukünftigen planetarischen Staatensystem sein werden.“ 
In diesem neuen Wettkampf kam die ungünstige Lage des unter konzen- 
trischem Druck stehenden und nirgends einen freien Auslauf in die Welt 
hinein besitzenden Deutschen Reiches ganz besonders empfindlich zur Geltung. 
Infolge dieser Schwierigkeiten hat Deutschland, während andere Staaten in 
dem letzten Menschenalter riesenhafte Kolonialreiche begründeten, sich an 
der imperialistischen Weltbewegung nur in sehr bescheidenem Maße beteili 
und überall lediglich die Erhaltung der offenen Tür erstrebt. Die Methode 
unserer Gegner, die Ziele der deutschen Politik auf Grund von Propapanda- 
äußerungen aus den Kreisen des Alldeutschen Verbandes zu denunzieren, ist 
so billig sie irreführend. Der Alldeutsche Verband ist „im Gegenteil eine 
Art von Kontrasterscheinung zu der friedfertigen und maßvollen Politik des 
Kaisers und seiner Regierung.“ Der imperialistische Wettstreit ist nur des- 
wegen zum blutigen Austrag gekommen, weil England seinen Anspruch auf 
die absolute Seeherrschaft auch in der neuen Phase des Weltstaatensystems 
nicht aufgeben wollte. Denn dieser Anspruch, der in der Ära des euro- 
äischen Staatensystems nur die Sonderstellung eines Außengliedes bedeutete, 
ildet unter den neuen Verhältnissen in Wahrheit den Anspruch auf Welt- 
herrschaft. So erhebt sich „das große Problem der Zukunft“: Wird auch 
in dem neuen Weltstaatensystem das Prinzip der Gleichberechtigung der 
Staaten untereinander herrschen,‘ oder endlich doch eine einzelne Macht auf 
Grund ihres maritimen Übergewichts dauernd den anderen diktieren können, 
wieviel Raum und Bewegungsfreiheit ihnen gestattet werden soll? Vielleicht 
sehen die andern bald, wie weit sie unvermerkt schon auf diesem beneidens- 
werten Wege gekommen sind. 

Über den „Geist der deutschen Kultur“ handelt Ernst Troeltsch. Die 
Ideen und Kombinationen strömen seinem universalen Interesse in überreicher 
Fülle zu, und der Geist des Systematikers zwingt sie mit eisernen Bändern 
zur Ordnung. Man muß Troeltsch schon ein wenig kennen, um den ge- 
drängten Reichtum von Ausführungen wie der Charakterisierung des eng- 
lischen, französischen, russischen Geistes auf je etwa zwei Seiten ganz genießen 
zu können. Die Darlegungen über die deutsche Kultur stellen als grund- 
legend voran, daß das Deutsche Reich eine ganz junge Staatsbildung ist, 
deren Aufkommen alle bisherigen politischen Kräfteverhältnisse störte, deren 
bloßes Leben daher von den bisher einzig maßgebenden Völkern als aggressiver 
Eingriff in ihren Besitzstand empfunden wurde, auch schon ehe das gewaltige 
ökonomische und politische Wachstum Deutschlands die Konflikte und damit 
die Abneigungen bis zur Siedehitze brachte. ‚In dieser Jugend des Spätlings 
und Störenfriedes des europäischen Mächtesystems ist ferner seine Unfertig- 
keit, sein hoffnungsvoller Lebensdrang, sein leidenschaftliches Selbstgefühl 
und die Fülle noch ungelóster Staatsaufgaben begründet.“ Das als aggressiv 
empfundene Vorwärtsdrängen „bedeutet so viel und so wenig, wie der 
grenzenlose Optimismus der Amerikaner bedeutet: das Lebensgefühl und die 
Zuversicht eines jungen Staates.‘ Sehr fein sind die Schlußausführungen über 
die deutsche Idee von der Freiheit. Während die französische Freiheitsidee 
„auf dem Gedanken der Gleichheit aller Bürger in ihrem Beitrag zur Kon- 
struktion des Gesamtwillens beruht“, die englische die Unabhängigkeit des 
einzelnen vom Staat, die Selbstkontrolle, die Staatsbildung von den Individuen 
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her bedeutet, ist die deutsche Freiheitsidee gar nicht zuerst auf dem poli- 
tischen Boden erwachsen, sondern auf geistigem, als Pflichtverehrung Kants 
und Individualitätsverehrung der Romantik. Seine volle Ausprägung in unsern 
politischen Überzeugungen und Einrichtungen soll dieser deutsche Freiheite- 
begriff erst noch finden. Ganz zur Geltung kommt er schon in unserer un- 
willkürlichen inneren Stellungnahme anderen Nationen gegenüber: Während 
jener englische und französische Freiheitsbegriff seinem Wesen nach intolerant 
sein muß, ist aus deutschem Geist geboren das Weltprinzip der Freiheit der 
Völkerindividualitäten nebeneinander, — ohne englische Kontrolle über die 
politisch-sittliche Weltordnung. 

Einer der unmittelbar wuchtigsten Beiträge ist der von Hermann 
Schumacher über Deutschlands Stellung in der Weltwirtschaft. Er ent- 
wickelt, wie sich aus unserer politisch und wirtschaftlich ungünstigen Lage 
die Notwendigkeit zu einer ganz besonders großen Intensität des Arbeitens 
ergab, wenn wir neben den günstiger ausgestatteten Völkern aufkommen 
wollten. Die größtmögliche Ausbildung jedes einzelnen durch Volksschule 
und allgemeine Wehrpflicht wie andererseits die Zusammenfassung aller Kräfte 
in möglichst leistungsfähigen Organisationen war für uns eine Lebensnotwen- 
digkeit. So sind wir zu der energischen, sparsamen Arbeitsamkeit gekommen, 
die den älteren Völkern so unliebenswürdig ihre Behaglichkeit störte. Auf 
dem politischen Gebiet verkörpert der preußische Staat diesen Charakter. 
Aber überall sonst finden wir ihn wieder. Mit Stolz geht Schumacher die 
einzelnen Gebiete durch, auf denen wir durch unsere erzwungene Anspannung 
die Ergiebigkeit der Arbeit steigern konnten bis zu einem Grade, den uns 
erst dieser Krieg recht entbüllt hat: Landwirtschaft, Industrie, Geldwesen, 
Handel. Dabei werden besonders auch die Gründe aufgezeigt, die unserer 
Organisation, im Gegensatz zur englischen, eine besonders große Wider- 
standskraft in Krisenzeiten verleiht. Vielleicht lassen doch einige sich da- 
durch überzeugen, daß unsere wirtschaftliche Widerstandskraft immerhin 
natürlich zugeht und keinen absurden Wunderglauben von ihnen verlangt. 

Die Ausführungen von Staatssekretär Solf werden als unmittelbares 
Bekenntnis, wie die leitenden Stellen unsere Aufgaben gegenüber unseren 
on. und ihren Einwohnern aufgefaßt wissen wollen, ihre Wirkung nicht 
verfehlen. 

Hans Delbrück handelt über das deutsche militärische System. Er 
führt aus, wie bei uns die allgemeine Wehrpflicht 1813 nur aus der Not- 
wendigkeit der Verteidigung und Befreiung geboren worden ist, wie unser 
stehendes Heer durch die ganzen hundert Jahre hindurch wesentlich auf der 
Höhe von nur 1°/, der Bevölkerung sich gehalten hat, wie dann die Herab- 
setzung der Dienstzeit das sozusagen militaristische Element reduzierte, wie 
durch das Institut der Einjährig-Freiwilligen im Kriegsfall jenes starke bürger- 
liche Element in das Offizierkorps hineinkommt, das wir heute in unserm 
Volksheer so überaus erfreulich als brückenschlagenden Faktor erfahren. 
Dagegen ist Frankreich, um ein ungefähr gleich starkes Heer wie Deutsch- 
land unterhalten zu können, zu dem Verhältnis von 1'/, anstatt 1°/, der 
Bevölkerung gekommen, also bedeutend „militaristischer“ als wir. Dadurch 
und durch die Notwendigkeit auch für die Gebildeten, während des viel zu 
langen Zeitraums von 3 Jahren ihrem Beruf entfremdet zu werden, ist in 
Frankreich der ,Militarismus'* wirklich zu einer kulturfeindlichen Macht 
geworden. Und nur in diesem Falle wird die Wehrhaftigkeit eben zum 
„Militarismus“. Ebenso steht es in Rußland, wo die Heeresausgaben die 
Entwicklung der Volksschule hintanhalten, während Deutschland durch seine 
Rüstungsausgaben nicht gehindert worden ist, das umfassendste und beste 
Schulwesen und die umfassendste Sozialreform der Welt zu schaffen. 

Auf die Kernfrage des gegenwärtigen Kulturkampfes gegen uns kommt 
Gustav von Schmoller zu sprechen, wenn er über Herkunft und Wesen 
der deutschen Institutionen handelt. Spencers immer wieder angeführte 


A 


e 


294 Besprechungen. 


Unterscheidung zwischen dem rückständig-kriegerischen und dem liberal- 
industriellen Staatstypus sei ein oberflächliches Dogma. Kriegerische Ver- 
fassung wird durch das Maß des fremden Druckes erzeugt; wie der napoleo- 
nische Druck uns zur allgemeinen Wehrpflicht zwang, so Englands systema- 
tische Hemmung unseres legitimen Wachsens zur Schaffung unserer Flotte, 
und die russischen Rüstungen zu unsern neuesten Heeresverstärkungen. Mit 
der innerpolitischen Freiheit hat das nur in einem Sinne zu tun: Bei dem 
Druck, unter dem wir stehen, und der großen Kompliziertheit der politischen 
Beziehungen eines Staates von so nachbarreicher Mittellage können wir die 
unsichere Regierungsweise durch Parlamentsmajoritäten einfach nicht nach- 
ahmen. Im übrigen kommt es bei Beurteilung der Bedingungen inner- 
politischer Freiheit vor allem auf die Frage an, die nach historischer Erfah- 
rung beantwortet werden kann: Unter welchen Staatseinrichtungen gelang es 
am besten, die Mißbräuche der herrschenden Klassen zu beschränken? Tat- 
sache ist, daß das neue Beamtentum des aufgeklärten Despotismus, insbesondere 
in der so energisch ethischen preußischen Form, die Überwindung der 
schlimmen Klassenmißbräuche einer langen vorhergehenden Kulturperiode 
erreicht hat, und daß dann später die Demokratisierung der Verfassungen 
in Westeuropa und Amerika zwar die definitive Abschaffung aller Klassen- 
mißbräuche begeistert verkündigte, in Wirklichkeit sie aber mehr ver- 
stärkt als beschränkt hat, da sie alsbald, in England, Frankreich, den Ver- 
einigten Staaten, eine neue kapitalistische Klassenherrschaft im Gefolge hatte, 
mit ihrer Korruption, ihrem Stimmenkauf und mit unsicherer und wechsel- 
voller auswärtiger Politik. Bei uns war freilich in der Periode 1780--1850 
eine Versteinerung eingetreten; die Amtsaristokratie war zu einer herrschenden 
Kaste geworden. Das hat bei uns den Übergang zum konstitutionellen Leben 
schwieriger gestaltet als anderswo. Aber diese Periode ist überwunden, und 
unsere konstitutionelle Entwicklung ist noch weiter in lebendigem Fluß 
begriffen, wenn auch mit der Behutsamkeit, die unsern besonderen Not- 
wendigkeiten und unserem auf Gesundheit und Solidität der Grundlagen aus- 
gehenden Genius entspricht. Eine Lebensfrage für uns, solange unsere Lage 
so gefährdet bleibt wie bisher, ist auch die Erhaltung gesunder aristokratischer 
Kräfte, auf die in jeder denkbaren Lage felsenfester Verlaß sei. Wenn unsere 
Beamtenaristokratie ihre Schönheitsfehler hat, — „wo fände sich ein Menschen- 
typus, eine regierende Klasse, eine Institution ohne die komplementären 
Fehler ihrer Vorzüge?“ 

Stadtrat Hans Luther ergänzt diese Ausführungen, indem er darlegt, 
wie die Selbstverwaltung bei uns zwar in der zentralen Staatsregierung nur 
unter sorgfältiger Beachtung der für Freiheit und Macht unseres Vaterlandes 
notwendigen Grenzen sich weiter entfalten darf, aber in den Zwischenorga- 
nisationen zwischen Staat und dem einzelnen sich zu einer Kraft und Be- 
deutung entwickelt hat, wie kaum in den Ländern, die so selbstgefällig mit 
dem Schlagwort der „Freiheit“ spielen: in unsern Kommunalverbänden, den 
Landwirtschafts-, Handels-, Handwerks-, Gewerbekammern, den Landgemein- 
den und ganz besonders den Städten, auf deren Organisation und Leistungen 
Luther ausführlicher eingeht. Berufsbeamtentum und Laienelement kombi- 
nieren sich vielfältig in einer Weise, die im allgemeinen die soziologisch 
naheliegenden Fehler beider paralysiert und die natürlichen Vorzüge beider 
kombiniert. 

Auf den ersten Hauptabschnitt, der die berührten Aufsätze zur Charak- 
terisierung des deutschen Staates und Volkes zusammenfaßt, folgen drei 
weitere Abschnitte, die in der Hauptsache den historischen Verlauf verfolgen, 
der zu dem Krieg und der gegenwärtigen geistigen Weltlage hinführt. Her- 
mann Oncken liefert eine eingehende Darstellung der weiteren und der 
letzten Vorgeschichte des Krieges. Besonders wirkungsvoll ist die Skizze, die 
Erich Marcks geschrieben hat über die Reichspolitik Englands mit ihrem 
uralten und verwegenen Machttrieb, gegen den die liberale Gegenbewegung 
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doch niemals wirklich in die Tiefe hinabzureichen vermochte, ja der es 
lernte, die puritanischen und liberalen Ideale sich dienstbar zu machen 
zu seiner kühnsten Vollendung: dem Anspruch, das von der Vorsehung 
auserwählte Werkzeug zur moralischen Führung der Völker dieser Erde 
zu sein. Wieder neue Gesichtspunkte bringen hinzu die Ausführungen von 
Paul Darmstädter über die Machtpolitik Frankreichs, von Hans Ueber- 
sperger über Rußland und den Panslavismus sowie die Rolle Serbiens — 
von welchem Staat Meinecke in dem noch zu nennenden Aufsatz einmal sagt, 
er sei für Österreich so gefährlich gewesen wie ein Unterseeboot für ein 
Schlachtschiff —, von Otto Franke über die Großmächte in Ostasien, von 
Ottocar Weber über die auswärtige Politik Österreich-Ungarns. Nicht ein- 
bezogen ist Italien, weil zur Zeit der Fertigstellung der Manuskripte seine 
Stellung noch nicht geklärt war. Ausführlich über Belgien und seine von 
Anfang an bloßgestellte Kompromiß-Neutralität handeln Karl Hampe und 
Walther Schoenborn. 

Friedrich Tezner hat eine Arbeit beigetragen über den inneren Aufbau 
der österreichisch-ungarischen Monarchie. Deren liberale Nationalitätenpolitik 
sollte gerade etwa dem amerikanischen Staatsempfinden imponieren. Die 
Friedensfreunde in der Welt sollten begreifen, daß die Zertrümmerung Öster- 
reich-Ungarns wahrlich keine Garantie des Weltfriedens sein würde, sondern 
bei den nun einmal gegebenen ethnischen Grundlagen einen endlosen Kampf 
aller gegen alle entfesseln würde. Manchem demokratischen Dogmengläubigen 
mag es zu denken geben, wie offensichtlich es in Österreich-Ungarn die 
Monarchie und die direkte Initiative der Krone ist, die an vielen Orten allein 
den Schutz der ethnischen Minoritäten und eine fortschreitende Demokrati- 
sierung gegen die Übermacht bevorrechteter Stände ermöglicht. 

Dem eingehenden Studium ist auch Karl Beckers Aufsatz über die 
Türkei zu empfehlen, über die Probleme ihrer ethnischen Schichtungen, denen 
gegenüber auch hier nur eine starke Zentralgewalt den ewigen Kampf aller 
gegen alle verhindern kann; schließlich über die natürliche Interessengemein- 
schaft zwischen der Türkei und den Zentralmächten in politischer und wirt- 
schaftlicher Beziehung. Denn es ist überaus dringlich, daß unseren tapferen 
Verbündeten aus dem ganzen deutschen Volk ein starkes Interesse und eine 
weithin fühlbare Sympathie entgegendringe. 

Der fünfte und letzte Abschnitt ist überschrieben: „Der Geist des Krieges‘“. 
A. Miethe handelt über Krieg und Menschlichkeit, Ernst Zitelmann geht 
in eingehenden systematischen Darlegungen den allgemeinen völkerrechtlichen 
Problemen nach, die der Krieg der Welt neu aufgegeben hat. Friedrich 
Meinecke schreibt über „Kultur, Machtpolitik und Militarismus”. Mehr als 
in irgendeinem andern der Beiträge klingt hier das Persönliche mit, das 
Leiden unter der Flut der vergifteten Beschuldigungen, das Kämpfen, der 
Zorn und der Stolz. „Man sucht der Welt zu beweisen, daß inmitten aller 
übrigen, sehr respektabeln und unschuldigen Völker ein einziges Volk als 
großer Sünder und Verbrecher dastehe.* Man konstruiert zwei Deutschlands, 
ein gutes, nämlich das Deutschland Goethes und Kants, der für den ewigen 
Frieden eintrat, und ein schlechtes, das im Erobererstaat Friedrichs des Großen 
wurzelte. Zu dem ersten möchten sie uns, so verkünden sie der Welt, zu 
unserm eigenen Segen zurückzwingen. „Sie meinen anscheinend, daß der 
deutsche Vogel am schönsten singe, wenn er im Käfig eingesperrt sitze. 
Aber sie würden große Augen machen, wenn man ihnen dasselbe Rezept 
verschreiben wollte.‘ Das Deutschland Goethes haben wir nicht verloren, 
wenn wir auch kein Geschrei von Kulturüberlegenheit darum machen, nicht 
einmal z. B. gegenüber den „Herden englischer Touristen, die sich von ihren 
Führern durch die Museen jagen lassen und unsere Andacht stören.“ Mit 
dem Deutschland Goethes aber hängt nach einer tiefen historischen Notwen- 
digkeit das Deutschland Bismarcks zusammen. England und Frankreich 
haben eben durch die frühe Vollendung ihrer nationalen Einheit und Macht 
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die stilsichere Durchbildung ihrer nationalen Zivilisation gewonnen; die Mängel 
unserer Kultur liegen darin begründet, daß wir erst ganz spät Einheitsgefühl 
und nationales Selbstbewußtsein erlangt haben. So hat sich das Deutschland 
Goethes aus entwicklungsgeschichtlicher Notwendigkeit, um seiner Vollendung 
willen, zum Staat hingewandt, und zur „Machtpolitik“; wie Athen oder England 
oder Frankreich zurzeit ihrer grundlegenden kulturellen Produktivität. Wenn 
unsere Politik und unser Nachdenken über die Pflichten eines Staatsmannes 
herbe und harte Züge aufweist, so kommt darin nur zur Geltung der ab- 
grundtiefe Gegensatz unseres bis zur Torheit ehrlichen Geistes gegen die 
unheimlich tiefsitzende Heuchelei des englischen Wesens, das noch an seine 
gottgesegnete Menschlichkeit glaubt, wenn es als Raubtier handelt. Die 
deutschen Männer, deren Bild man jetzt nach Möglichkeit in den Schmutz zu 
ziehen sucht, ein Friedrich der Große, Bismarck, Treitschke, waren Charaktere 
von tiefer Sittlichkeit, grimmige Feinde gemeiner Ichsucht; ihr Staatsideal 
floß aus einer strengen, wahrhaftigen und mutigen Auffassung des mensch- 
lichen Lebens, nämlich aus der männlichen Anerkennung der nun einmal 
bestehenden Tatsache, daß der Staatsmann auf Schritt und Tritt vor wahr- 
hafte Pflichtenkonflikte zwischen Privatmoral und unerbittlichen Verpflich- 
tungen gegen sein Volk gestellt wird. Eine Machtpolitik, die wie die Bis- 
marcks nichts weiter wollte, als einen in seiner Existenz gesicherten nationalen 
Staat gründen, und nach Erreichung dieses Ziels Deutschland für saturiert 
erklärt hat, ist das legitimste, was ein Staatsmann und ein Volk tun kann. 
Die Grenze der Machtpolitik aber besteht darin, daß ein Staat nicht mehr 
Macht für sich erstreben soll, als zu seiner Sicherung und zur freien Ent- 
faltung aller seiner Kräfte notwendig ist. In Bismarcks Geschichte findet 
man keine Exzesse der Machtpolitik wie etwa die Zertrümmerung der Frei- 
heit der Buren, mit der England seinem ungeheuren Reichtum auch noch 
die Goldfelder Südafrikas hinzufügen wollte, oder die Gründung des riesigen 
französischen Kolonialreiches ohne die innere Notwendigkeit einer wachsenden 
und elementar über die Grenzen hinausdrängenden Bevölkerung, oder das 
Seebeuterecht, dem gegenüber alle Unliebenswürdigkeiten des preußischen 
Militarismus harmlose Schönbeitsfehler sind, oder Italiens habgierigen Überfall 
auf den bedrängten Bundesgenossen, oder die seelische Verfassung, aus der 
heraus unsere Gegner uns heute die völlige Vernichtung und Ausrottung an- 
wünschen. Wir müssen uns trösten mit der Erfahrung, daß nach den ein- 
fachsten peychologischen Gesetzen stets einer dem andern eben das zutraut, 
was ihm selbst naheliegt — „Du gleichst dem Geist, den du begreifst, 
nicht mir!“ 

In einem Schlußwort über den „Sinn des Krieges“ gibt Otto Hintze 
eine wuchtige Zusammenfassung. Vielleicht sollte man diese 10 Seiten 
sondert drucken und ausstreuen, damit viele Lust bekommen auf dies Buch, fü 
das das deutsche Volk unserer Wissenschaft zu großem Dank verpflichtet ist. 

Alles sagt es noch nicht. Aber wer redete nicht heute gedämpft von 
hundert Dingen, über die wir noch auf die Entscheidungsworte der Tat 


warten dürfen? Andreas Walther. 


J. J. Rüdorffer, Grundzüge der Weltpolitik in der Gegenwart. Stuttgart 
1914. Deutsche Verlagsanstalt. XIII und 252 S. 
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Das vorliegende Buch eines durch Decknamen verschanzten Verfassers 
ist in der letzten Zeit recht bekannt geworden. Teils weil man, nun die 
Weltpolitik in lichten und trüben Flammen steht, dem Wesen dieses Vor- 
gangs doppelt eifrig nachsinnt und hierzu Hilfe verlangt, teils weil dem Ver- 

nahe Beziehungen zum deutschen Reichskanzler nachgesagt werden. 
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Rüdorffer faßt das weltpolitische Problem der Gegenwart — denn ein 
solches setzt er an die Stelle, wo Andere tausende gewahren — als den 
Gegensatz zwischen Nationalismus und Kosmopolitismus auf. Das gelingt 
ihm nur mit Hilfe einer recht gewaltsamen Deutung der politischen Vor- 
günge des 19. und 20. Jahrhunderts. Und dieser wieder liegt eine Begriff- 
bildung zugrunde, welche die Tatsachen sehr vereinfacht, und zu einer 
Sprache, einem politischen Jargon ausartet, der sehr fern von der die Wirk- 
lichkeit erfassenden Sprache der Tatsachenerkenntnis abliegt. Das Buch 
nimmt damit den Charakter einer großen Hypothese über den Weltlauf an; 
weit mehr verführerisch als aufklärend ; geistvoll aber sachlich oft ungenügend 
und unhaltbar. Dies wird noch zu erweisen sein, zuvor jedoch bedarf es 
einiger Erläuterung. Eine Hypothese kann den Anspruch in sich tragen, 
eine Lösung der betreffenden Frage zu sein; ist sie diese Lösung aber nicht, 
so ist sie meist erledigt, gehört der Vergangenheit an und kann allenfalls 
noch Teile ihres Wesens neuen Forschungen und Hypothesen vererben, das 
heißt: der Erkenntnisentwicklung dienen. Eine Hypothese kann aber auch 
bescheidener auftreten; es kann mit ihrer Darlegung zugleich die Einsicht 
ausgesprochen sein, daß sie nur „vorläufig“ oder nur von bestimmten Gesichts- 
punkten (z. B. dem der Praxis oder dem der ersten Orientierung) aus gelte. 
Solche Hypothesen sind gleichsam Bildnisse, die mit grobem Pinselstrich 
gemalt werden und das wesentliche ins Licht stellen, gegen die aber eine 
scharfe, vergrößerte Photographie den Vorzug vollkommener Treue und Nach- 

rüfbarkeit hat. Es liegt im Wesen der Politik als eines zu beträchtlichem 
Teil irrationalen Vorgangs, den aufzuklären erst Jahrhunderte von Forscher- 
arbeit genügen werden, daß sie nur Hypothesen der zweiten Art zuläßt. 
Rüdorffer weiß dies natürlich und spricht es öfter ausdrücklich aus, wie 
„relativ“ seine Begriffe, wie vereinfacht gegenüber den Tatsachen sein System 
ist. Gegenüber andern politischen Schriftstellern, die aus Naivität oder Plum 
heit solche Rückendeckung verabsäumen, steht er dadurch auf höherer Stufe. 
Darum darf die Kritik an sein Werk höhere Ansprüche stellen und muß 
nun wohl bemerken, daß er zwar von der Relativität seines Systems weiß 
und spricht, daß sie ihm aber nicht stilbildend geworden ist; sein Wissen 
um diese Relativität ist ein mehr áuBerliches; er denkt mit einiger An- 
strengung skeptisch, aber er schreibt dogmatisch ; er stellt seine Hypothese 
einigermaßen vorsichtig auf, aber er führt sie viel weniger vorsichtig durch; 
er gesteht beiden, Nationalismus und Kosmopolitismus, Rechte zu, aber er läßt 
merken, daß er jenem innerlich nahe steht und diesen wenig versteht, indem 
er ihm öfter Unrecht tut. Der dogmatische Stil des Buches wirkt auf Viele 
verstimmend, und nicht ohne Grund, denn die geistige Höhe, auf der sich 
sein Verfasser befindet, entspricht nicht der Überlegenheit, mit der er die 
Tatsachen und Vorgänge des Weltlaufes gleichsam herablassend sichtet und 
ordnet. Ein Buch wie dieses zu schreiben, wäre heute Dutzenden möglich, 
aber es ist zu argwöhnen, daß Manche es unterließen, weil sie den geistigen 
und sachlichen Stoff für einen Aufsatz, nicht für ein Buch für genügend 
erachteten. 

Rüdorffer teilt klar und geschickt ein. Der erste Teil ist den „Ten- 
denzen“ gewidmet. Er behandelt die Grundtendenzen — die nationale und die 
kosmopolitische — zunächst theoretisch, allgemein, dann jede für sich durch 
Betrachtung geschichtlicher und soziologischer Tatsachen der Gegenwart. 
Mit dem Begriff der Nation macht er sich wenig Mühe. Er faßt sie als 
einen Organismus, als ein Lebewesen, dessen eigentliches Wesen uns unbekannt 
ist, das wir aber nach Analogie des einzelnen Menschen oder Baumes auf- 
fassen können, es wächst, es strebt nach Licht, es konkurriert mit dem Nachbarn, 
Sein Ziel? „Das Leben hat kein Ziel!“ Kräftig bestreitet Rüdorffer den Satz, 
der Selbsterhaltungstrieb könne das Tun einer Nation ausreichend begründen; 
nein, Selbstentfaltung sei das Gesetz dieses Organismus. Daß und inwiefern 
Selbstentfaltung einfach eine Äußerung des Selbsterhaltungsdranges sein könne, 
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auf diesen naheliegenden Gedanken geht der Verfasser nicht ein. Dafür 
erhebt sich Rüdorffer aber dort über Politiker, welche sonst ihm ähnlich sind, 
wo er das Wesen der Selbstentfaltung erläutert; er erkennt nämlich neben 
der extensiven, als welche wir wirtschaftlichen oder Macht - Imperialismus 
nennen, eine intensive Form der Selbstentfaltung an — Höherbildung, Organisa- 
tionsbesserung, geistige Vertiefung u. ä& — welche von einer gewissen Art 
von Nationalisten, z. B. in Rußland, geradezu unterdrückt und auch sonst 
vielfach scheel angesehen wird. Von dieser Auffassung der Nation kann man 
sagen, daß Rüdorffer sie zwar ansprechend darlegt, daß sie aber im Grunde 
ungeheuer einfach ist. Das Problem wird gar nicht gestellt, sondern nur 
ein hinkendes Gleichnis von der so sehr gefährlichen naturwissenschaftlichen 
Art gegeben, wie man es sich etwa stellen könnte, auf Hinweise über die 
Lösung wird verzichtet'). Und ob die Nation, die der Verfasser als das 
„Größere“ gegenüber dem „Volk“ hinstellt, als Tatsache jenen Grad von 
Ewigkeitswährung und Notwendigkeit hat, der dazu zwingt, sie als letztgültigen 
Begriff zu fassen, darüber äußert sich Rüdorffer nicht kritisch. Er sagt zu 
diesem Punkt nur sehr allgemein und sehr apodiktisch (S. 35): „Für den über- 
individuellen Organismus gibt es keine Notwendigkeit des Todes“, das heißt 
also: die „Nation“ hat die Anwartschaft auf ewige Dauer. Für diesen Satz 
unterläßt es der Verfasser, geschichtliche Beispiele zu suchen — doch wohl, 
weil die Geschichte zu viel Gegenbeispiele darbietet, und weil er nicht unter- 
nehmen mag, den Tod so vieler bisheriger Nationen als „unnötig“ zu erweisen. 
Seine Erörterung dieses Punktes erweist sich also als reine Metaphysik, als 
unwissenschaftliche Spekulation, für die der Anhalt in den Tatsachen fehlt. 
Er kommt sich zu Hilfe mit dem Hinweis darauf, daß so mancher Staat 
„noch“ nicht jenen Grad von Organisation und Entwicklung erreicht habe, 
der gestattet, ihn eine Nation zu nennen. Aber auch das bleibt so lange 
Spekulation wie er die Merkmale einer Nation bewußt anzugeben vermeidet. 
Er behandelt z. B. Rußland mit dem größten Respekt als vollgültige Nation 
— hat es aber jene „innere Einheit einer organischen Persönlichkeit“ e 
den Rüdorffer (S. 13) fordert? Widersprüche über Widersprüche! Indes für 
ihn handelt es sich nach der allgemeinen Erläuterung nur noch darum, den 
Lebensvorgang, in dem sich das Dasein seines imaginären Gleichniswesens zeigt, 
an hundert Beispielen aufzuweisen und dadurch sein Gleichnis zu erhärten, 
daß er zwischen den Lebensäußerungen der Nationen und der sonstigen Lebe- 
wesen die innere Ähnlichkeit augenscheinlich zu machen sucht. Er nimmt 
die Beispiele aus allen Zeiten und recht wahllos; um sie aber als nationale 
Lebensäußerungen (nicht etwa als Lebensäußerungen anderer Organismen, 
wie Kapital, Oligarchie usw.) beweisführend verwerten zu können, muß er 
zunächst geflissentlich die Eigenkraft der Individuen und ihrer Organisationen 
herabsetzen. Er läßt tatsächlich einfach die Bewohner einer Nation von 
dieser Nation verschluckt werden und diktiert ihnen die Rolle eines Körper- 
gliedes zu, das wollend oder nichtwollend dem höheren Organismus der 
Nation dient. „Das Haus Habsburg“, so heißt es auf Seite 64/65, „mußte 
seinen deutschen Einfluß an Preußen, seinen italienischen Besitz an Piemont 
abgeben und so seinen Tribut an die nationalen Bewegungen zahlen, die sich 
in diesen Gebieten entfalteten und im Rahmen des österreichisch-ungarischen 
Staates keine Erfüllung ihres Lebenswillens finden konnten. Die Lombardei 
gravitierte nach Piemont; und gegen die natürliche Kraft dieser Bewegung 
war jede künstliche Gewalt machtlos. Die italienischen Grenzbezirke, die 
der ósterreichisch-ungarischen Dynastie verblieben, gravitieren auch heute 
noch nach Italien; und wenn dem Triester und Trienter Irredentismus, der 
zwar der inneren Politik der Monarchie immer steigende Schwierigkeiten 


1) Mit Recht sagt G. F. Steffen in seinem schlichten Werk „Weltkrieg 
und Imperialismus“ (Jena 1915): „alle Analogien zwischen den Erscheinungen 
des Gesellschaftslebens und denen der Natur hinken.“ (S. 135.) 
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macht, nicht die gleiche Bedeutung für die auswärtige Politik zukommt wie 
der ehemaligen lombardischen Frage, so liegt das nicht an der Schwäche der 
nationalen Bewegung, sondern auf der einen Seite an politischen Faktoren, 
welche das Königreich Italien und die Donaumonarchie einander näherten, 
auf der andern Seite an dem geringen Raum der strittigen Gebiete, deren 
Bevölkerung überdies zum Teil mit Elementen anderer Nationalität durch- 
setzt ist.“ Wie tendenziös und oberflächlich ist dies doch dargestellt! In 
der Lombardei war die „natürliche Kraft“ (ein Stück „Nationalismus“ !) der 
„künstlichen Gewalt“ überlegen. was ein Beweis für die Lebensart des 
Nationalismus sein soll. Im Falle des Triester und Trienter Irredentismus 
aber wird auf einmal die „künstliche Gewalt“ anerkannt, und die nationale 
Bewegung kann trotz ihrer Stärke nicht gegen sie aufkommen. Wer hier 
nicht von einer vorgefaßten Meinung über Nationaltendenzen ausgeht, wird 
ebensosehr in diesen Tendenzen „künstliche Gewalt“ erblicken wie in den 
machtstaatlichen (in Wahrheit ist z. B. der Trienter Irredentismus sehr 
wesentlich „Mache“ und nicht Volksnationalismus, was freilich in Rü- 
dorffers System nicht paßt). Und der Gegensatz in der Lombardei läßt 
sich durchaus auch anders auffassen als mit Hilfe der tendenziösen Begriffe 
„natürliche Kraft“ (mit dem Heiligenschein eines Urrechts) und „künstliche 
Gewalt“ (mit dem Odium des Bösen). Selbst Rüdorffer wird zugeben, daß 
vielleicht ja auch die Gewalt des Herrscherstaates hätte mächtiger sein 
können als die des Irredentismus; und jene wurde nicht durch diese Kraft 
irgendeiner übernatürlichen Innenmacht gebrochen, sondern mit Hilfe ebenfalls 

künstlicher Gewalten“! Italien verdankt seine Vervollkommnung nicht 
der „natürlichen Kraft“, sondern einer politischen Konstellation (an die es 
sich vor Mai 1915 anscheinend gern erinnerte). Man könnte also umgekehrt 
den Schluß ziehen, daß der Nationalismus dort nicht imstande war, die 
„künstliche Gewalt“ — der Ausdruck hat keinerlei innere Berechtigung — 
zu überwinden, wenn man es nicht vorzieht, einfach die Tatsachen hinzu- 
nehmen und Hypothesen über ihre mögliche Andersentwicklung beiseite zu 
lassen. Gerade vor österreichischen Reichsproblemen muß Rüdorffers Hypothese 
notwendig leicht versagen. Wieso übrigens Österreichs „deutscher Einfluß“ 
einer nationalen Bewegung zum Opfer gefallen sei, das bleibt auch ein Ge- 
heimnis; wenn irgendwo hat hier einfach Politik und Waffengewalt gewirkt. — 
S. 79 spricht Rüdorffer von der „unersättlichen Machtgier”, welche sich „in 
Napoleon verkörpert“, nennt aber zugleich die Zeit vom ersten Koalitions- 
krieg bis 1814 „eine der erstaunlichsten Leistungen vitaler Energie (lies: 
nationaler Expansionskraft), welche die Geschichte kennt“. Wieviel einfacher 
ist diese Lesart als diejenige eines Forschers, der sich an Tatsachen hält. 
Der Korse als Verkörperung der Machtgier, das liest sich gut. Wo aber 
steckt diese Machtgier, die er nicht produziert, sondern „verkörpert“ ? Offenbar 
nicht in ihm. Vielleicht aber im französischen Volk? Dann erhebt sich die 
Frage, ob sich das beweisen läßt, ob im ganzen Franzosenvolk oder in 
einem wesentlichen Teil davon freie Machtgier beobachtet worden ist. Ist 
man hierüber zweifelhaft, da viele Berichte über die Kriegsmüdigkeit der 
Franzosen vorliegen, so wird man die Theorie eher verstehen, die Napoleon 
selbst vertrat: daß er den Frieden wollte, den ihm Europas Dynastien nicht 
gönnten; auch dies wäre zu prüfen. Endlich: ob nicht vielleicht persönlicher, 
von Napoleon selbst produzierter Machtwille das erschöpfte Volk zu Lei- 
stungen vitaler Überanstrengung verfúhrte. Beide Hypothesen haben den 
Vorzug, sich im Bereich des Begreiflichen zu halten, während Rüdorffer mit 
der „Verkörperung“ und der „vitalen Energie“ in die Metaphysik gerät, aber 
sie haben den Nachteil, über die Nation als „Lebewesen“ nichts auszusagen. — 
S. 86 schreibt Rüdorffer: „Das Land (Frankreich) hat, entgegen deutschen 
Zweifeln, das schwere Opfer der dreijährigen Dienstzeit auf sich genommen, 
ohne daß außergewöhnliche Widerstände sich gezeigt hätten.“ Auch dies 
soll ein Ausdruck des Lebenswillens der Nation sein, auch dies ist tendenziös 
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hingestellt. Denn erstens ist die französische Kammer nicht „das Land“, 
worauf in diesem Zusammenhang einiges ankommt, zweitens haben sich 
mindestens sehr heftige Widerstände gezeigt, die nur deswegen nicht „außer 
ewöhnlich“ waren, weil die letzten Jahre überhaupt viel Widerstand gegen 
ie zahlreichen Oligarchenregierungen in Paris offenbart hatten. Vor dem 
Kriege wurde sogar der baldige „Sturz“ der dreijährigen Dienstzeit von vielen 
französischen Politikern vorausgesagt. Dabei sehe ich völlig davon ab, die 
Art der „Unerschöpflichkeit des Willens zum Leben“, welche angeblich jenes 
Gesetz hervorbrachte, noch dadurch zu kennzeichnen, daß ich ihre Quelle 
in — Rußland suche, d. h. in der politischen Situation. — Ich könnte die 
Beispiele häufen, die beweisen, wie wenig nahe Rüdorffers Hypothese den 
Tatsachen kommt, und wie er die Tatsachen zurechtschneiden muß, um sie 
als Beweisstücke verwenden zu können. Wichtiger ist es, zu betonen, daß 
sein Buch eine Art Kompendium der Nationalitätenpolitik, ein kleines Hand- 
buch der jüngeren Fälle des Irredentismus, der Rassenverbrüderung, der 
nationalen Expansion und Verselbständigung geworden ist, welche er zwar 
unkritisch und gelegentlich falsch, oft aber auch so geschickt und knapp 
schildert, daß man sich diese Art politischer Vorgänge gern einmal so an- 
genehm vorführen läßt. 

Die kosmopolitischen Tendenzen entwickelt Rüdorffer als Folge der 
Zwienatur des Menschen, der gleichzeitig national gebunden, bestimmt und 
beansprucht ist, anderseits als Glied der Menschheit eine gewisse indivi- 
duelle Autonomie hat. Gemeinschaftbildend im kosmopolitischen Sinne wirken 
Ideen, wie die der Wahrheit, die der Menschheit, religiöse Ideen, ander- 
seits aber auch praktische Sonderinteressen wie die des Kapitals, der Klassen. 
„Diese echten kosmopolitischen Tendenzen“, so sagt Rüdorffer recht geschickt, 
„können Querlagerungen ideeller wie materieller Interessen sein“, wobei die 
nationale Bindung als längs gelagert angenommen wird. Man kann sagen, 
daß Rüdorffer in der Behandlung des Kosmopolitismus ein ebenso großes 
Mißwollen zeigt, wie er dem Nationalismus gegenüber Wohlwollen offenbart. 
Den Nationalismus stellt er mit Ehrfurcht als eine Art Urphänomen dar und 
verdeckt vollkommen die Tatsache, daß er nebenher auch in höchstem Maße 
Ergebnis der Züchtung und Suggestion ist; kein Wort fällt bei Rüdorffer 
darüber, daß der Nationalismus nicht nur Quelle, sondern auch Instrument 
der Politik ist. Dagegen unterscheidet der Verfasser sehr sorgfältig gegenüber 
dem Kosmopolitismus seine verschiedenen Tiefengrade, spricht öfters von 
äußerer Angewohnheit, von Phraseologie (die vor den realen Tatsachen zer- 
fällt), von Öberfächengedanken im Gegensatz zu Tiefentrieben. Er entfernt 
sich dadurch sehr weit, allzuweit von dem Standpunkt ernsthafter soziolo- 
gischer Theorie und gerät in die Nähe voreingenommener Tendenzschrift- 
steller; er fordert gleichsam zu dem Versuch heraus, einmal umgekehrt zu 
verfahren, um die teilweise Hohlheit seiner Darstellung zu erweisen. Auch 
in der Ausführlichkeit der Besprechung des Kosmopolitismus bleibt er hinter 
dem Wünschbaren zurück '). Er bespricht nur die Kirchen, das Kapital, das 
Völker- und internationale Privatrecht und die Sozialdemokratie genau; sehr 
flüchtig tut er ab „den kosmopolitischen Gehalt des allgemeinen modernen 
Kulturideals“, worunter er vor allem die Lebenserhaltungtendenz der Neuzeit 
nebst dem Pazifismus, das moderne Mitleid, den Materialismus (als negative 
Bindung) versteht. Manches, zum Beispiel Philosophie, Kunst und Wissen- 
schaft, bleibt unbeachtet; auch die Wirkung des Verkehrs schätzt Rüdorffer 
tendenziös gering ein; vom heutigen Austausch durch Buch und Zeitschrift 
bemerkt er nichts. 

Der tiefere Grund dieser Mängel liegt aber in einer allgemeineren Auf- 
fassungsweise des Verfassers. Er betrachtet den Menschen auf Grund ver- 


1) Zur Vertiefung des Begriffs Kosmopolitismus trägt Wesentliches bei 
M. Scheler in seinem glänzenden Buch „Der Genius des Krieges und der 
Deutsche Krieg“ (Leipzig 1914), S. 213 und vor allem $. 251 ff. 
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alteter materialistischer Einstellungen in zu hohem Grade als determiniert; so 
läßt er gleichsam Nationalismus und Kosmopolitismus sich um das Individuum 
streiten, als ob es durch sie allein bestimmbar wäre und bestimmt würde. 
Niemand bestreitet nun, daß eine partielle Determination des Menschen statt- 
findet; aber um zur Erkenntnis hierüber zu gelangen, muß zunächst zwischen 
triebhaften und herangebrachten (essentiellen und akzidentiellen) Determi- 
nationen unterschieden werden; dies versäumt Rüdorffer, indem er Z 
und Suggestion, überhaupt die politische Organisation der Triebe unbeachtet 
läßt: ein schwerer methodischer Fehler, der an dem Beispiel der Lombardei 
und des italienischen Irredentismus offenbar wird. Weiterhin ist aber zu 
beachten, daß die Determinationen nur einen kleinen Teil der Menschen voll, 
einen andern nur zum Teil, einen dritten überhaupt nicht erfassen. Dieser 
letzte Teil ist aber der Träger einer starken geistigen Macht, besonders dann, 
wenn er nicht nur durch seine Lebenslage undeterminiert geblieben ist, 
sondern die Determination, die meist im Halbbewußtsein sich vollzieht, im 
Bewußtsein überwunden hat. Von diesem Gesichtpunkt aus erst ergibt sich 
die Unzulänglichkeit der Rüdorfferschen Hypothese in ihrem vollen Umfang, 
so daß nach Kenntnisnahme seines ganzen Buches nur der Wunsch übri 
bleibt, daß es wenigstens befruchtend auf die zukünftige politische Wissensch 
wirken möge, innerhalb deren es heute eine erhebliche Rolle zu spielen nicht 
berufen erscheint. 

Der zweite, wesentlich kürzere Teil des Rüdorfferschen Buches (S. 188 
bis 247) ist überschrieben „Konstellation und Methode“. Als eine Art kleiner 
Katechismus erscheint dieser Teil, der die Verflechtung der modernen Staaten 
ineinander, ihre wirtschaftlichen, politischen, militärischen Grundzüge, ihre 
Bündnisse, ihr „Nebeneinander“ und „Gegeneinander“ ein wenig abstrakt, 
doch durchsichtig darstellt, dazu die Methoden der neueren Diplomatie, die 
- Bluffpolitik, die Pressewirkungen, Anleihen, Bestellungen, die persönlichen 
Aufgaben der auswärtigen Staatsvertreter und die Fülle der kleinen und 
kleinsten Machtbestrebungen, welche die Signatur des bewaffneten Friedens 
bilden. Es wird Leser geben, welche solche Dinge lieber in mehr konkreter 
Weise veranschaulicht kennen lernen, z. B. durch das Studium einzelner 
Handelsverträge, weltwirtschaftlicher Lehrbücher oder politischer Geschichten, 
aber Rüdorffer bietet auf den wenigen Seiten wenigstens das Schematische 
in guten Proportionen und in einem Stil, der den Vorzug sprachlichen Reich- 
tums mit dem sprachlicher Geschmeidigkeit verbindet. 

Es ergibt sich nach alledem, daß das vorliegende Buch sehr kritischer 
Leser, die sich nicht verblüffen aber gern einmal anregen lassen, bedarf. 
Gegenüber der heutigen Weltlage, welche die politischen Verhältnisse so viel 
einfacher und offener darlegt als sie während des Friedens sich zeigten, 
haben solche Bücher mit ihrem rechnerisch kühlen Ton keinen leichten Stand. 
Doch tragen auch sie dazu bei, die Vorgänge, die zum Kriege führten, etwas 
aufzuhellen. — Wenn dem Buche Beziehungen zu Herrn von Bethmann Hollweg 
nachgesagt werden, so möchte ich dagegen doch annehmen, daß ein leitender 
Staatsmann die Dinge mit etwas mehr Wirklichkeitsinn ansieht; der zeitliche 
Kurzblick des Verfassers nach Vergangenheit und Zukunft und sein mit einer 
dürftigen Hypothese zufriedener Quietismus scheinen kaum geeignet, die Be- 
dingungen eines Friedens festzusetzen, der ganz andere Züge als der von 
1870—1914 tragen muß, wenn anders er den aufgewandten Opfern ent- 


sprechen soll. Wolfgang Schumann. 
I’) 
Es ist merkwürdig, daß wir Deutsche, die wir jetzt mit Vorliebe von 
unseren Feinden als „Barbaren“ gescholten werden, von jeher das Bestreben 


1) Wir bringen ausnahmsweise auch noch diese zweite Besprechung des 
Buches von Rüdorffer. Es sind uns nämlich verschiedene Rezensionen des 
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gehabt haben: alles menschliche Geschehen wissenschaftlich zu erfassen, selbst 
den „Krieg“. In dem bekannten Werke des Generals von Clausewitz: „Vom 
Kriege“ ist zuerst der Krieg in wissenschaftlicher Weise sowohl hinsichtlich 
seiner Führung, wie hinsichtlich seiner Ziele behandelt worden, und zwar in 
einer Art, die noch heute maßgebend und vorbildlich ist, trotzdem fast 
hundert Jahre seit der Abfassung jenes Meisterwerkes verstrichen sind. Und 
jetzt -- kurz vor dem Ausbruch des größten Weltkrieges, der jemals über 
die Menschheit hereinbrach — ist in dem Rüdorfferschen Buche eine jenem 
Clausewitzschen Werke ebenbürtige Leistung veröffentlicht, die zum ersten 
Male in wahrhaft wissenschaftlicher Weise Wesen, Zweck und Ziele der aus- 
wärtigen Politik der Gegenwart behandelt. 

Damit soll keineswegs gesagt sein, daß ich in allen Punkten mit dem 
Verfasser übereinstimme. Ich halte es sogar für möglich und insbesondere 
für wünschenswert, daß die geschichtliche Entwicklung einen anderen Gang 
uehmen wird, als der Verfasser anzunehmen scheint. Jede Zeile des Buches 
verrät, daß sich hinter dem mir als Pseudonym bezeichneten Namen „Rüdorffer“ 
ein Fachmann, ein Diplomat von Beruf verbirgt; aber nicht bloß ein Diplomat 
alltäglichen Schlages, sondern zugleich ein Mann von vielseitigstem Wissen 
und umfassender Beherrschung der Literatur. 

Diese allgemeinen Bemerkungen glaubte ich vorausschicken zu müssen, 
damit man die Kritik, die ich an einigen Ausführungen des Verfassers zu 
üben gezwungen bin, richtig würdigt: ich will dadurch das große Verdienst, 
das der Verfasser sich durch seine Arbeit erworben, keineswegs herabsetzen, 
sondern nur kurz andeuten, in welchen Punkten ich die Meinung des Ver- 
fassers nicht zu teilen vermag. Zunächst aber soll versucht werden, die 
Gedankengänge des Buches kurz zu skizzieren. 

Wie der Verfasser in dem Vorwort (IX) hervorhebt, will er die Gesetz- 
mäßigkeit des politischen Geschehens klarlegen. Er hat also auf dem Ge- 
biete der allgemeinen (äußeren) Politik diejenigen Aufgaben in Angriff ge- 
nommen, die ich bereits vor 20 Jahren (in meiner „Einleitung in eine Ent- 
wicklungsgeschichte des Rechts“) für das Gebiet des Rechts als eine der 
Lösung harrende Arbeit begonnen habe. 

Jenes Ziel sucht der Verfasser zu erreichen, indem er zunächst unter- 
sucht, welche „Grundtendenzen“ der politischen Entwickelung zu Grunde 
liegen (I. Teil S. 3—180); sodann (S. 183—232) erörtert er, welche „Kon- 
stellationen“ die Gegenwartspolitik beherrschen und endlich (S 232—246) 
prüft er, welche „Methoden“ die Weltpolitik der Gegenwart anwendet, oder 
zweckmäßigerweise anzuwenden hat. Im einzelnen ist der Gedankengang 
des Verfassers in kurzen Umrissen etwa der folgende: 

Von zwei einander widerstreitenden Tendenzen wird die Weltpolitik 
der Gegenwart beherrscht, von der nationalen und von der kosmo- 
EE Die nationale Tendenz, die sich erst im Laufe des 19. Jahr- 

underts zu voller Kraft und Blüte entwickelt hat, findet ihre Grundlage in 
dem Ausdehnungstrieb der Völker oder Nationen, die ihrem Wesen nach das 
Bestreben haben, sich zur Menschheit zu entwickeln. Dabei schildert der 
Verfasser das Wesen des „Volkes“ in folgenden anschaulichen Sätzen (S. 7 u. 8): 

„So wenig, wie der Mensch sich begreifen läßt durch das Nebeneinander 
der Zellen, läßt sich das Volk begreifen durch das Nebeneinander der Indi- 
viduen. Erst das Ineinander der Individuen, erst ihrer aller Teilhaberschaft 
an einem Ganzen, das mehr und etwas anderes ist, als die Summe der Teile, 
macht das Volk zum Volk. Und nicht einmal das Ineinander der gegen- 
wärtigen Individuen genügt — erst jener eigentümliche Zusammenhang, der 
sich in der Folge der Generationen herausgebildet hat und weiter entfaltet 


Buches zugegangen, aus denen wir zwei ausgewählt haben, die einander 
ergänzen. (Anm. d. Redaktion.) 
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und also Vergangenes ebenso umfaßt wie Zukünftiges. Das Volk ist Einheit 
der Persönlichkeit, so gut wie der Mensch . . .* 

Dieser Gedankengang wird sodann noch näher ausgeführt und durch 
Mitteilung einzelner Stellen aus der Schrift von Kurt Riezler: „Die Erforder- 
lichkeit des Unmöglichen, Prolegomena zu einer Theorie der Politik“, sowie 
aus dem Roman: „Die Dämonen“ von Dostojewski begründet. 


Welches Ziel hat nun jener „Volk“ oder „Nation“ genannte Organismus? 
Die Beantwortung dieser Frage ist für die Richtung, welche die Politik ein- 
zuschlagen hat, von entscheidender Bedeutung, weil nur danach sich beurteilen 
läßt, ob das friedliche Nebeneinandergehen oder der feindliche Kampf der 
Nationen gegeneinander den natürlichen und von der Natur gewollten Zustand 
bildet. Dieses Ziel der Nationen legt der Verfasser in folgenden prägnanten 
Worten dar (S. 18): 

„Sie wollen in immer höherem Sinne Nation werden, wachsen in die 
Breite und Tiefe. Sie wollen in immer höherem Grade ein Ganzes und als 
solches immer inniger und immer weiter werden. Um den ideellen Endpunkt 
dieses Strebens zu bezeichnen, haben wir, da uns für höhere Stufen, als den 
Begriff der Nation keine Worte zu Gebote stehen, keine andere Idee, als die 
der Menschheit. Menschheit, gefaßt nicht als Sammelname und Gattungs- 
begriff, sondern als Totalität aller Menschen, d. h. als einen lebendigen 
Organismus, der alle Menschen umfaßt und als Teile und Glieder in sich 
aufgenommen hat, Menschheit als die Nation der Nationen, als beseelten 
Körper, als Einheit einer Persönlichkeit.“ 

Aus dieser Prämisse zieht alsdann der Verfasser ganz richtig die nach- 
stehende Schlußfolgerung (S. 23): 

„Wenn die Nationen Wege zur Menschheit sind, jede sich für den 
einzig richtigen Weg halten muß, obwohl doch nur immer eine den ihren 
zu Ende würde gehen können, ergibt sich aus dem Wesen des Lebensdranges 
selbst eine Idealkonkurrenz der Völker, die nicht nur eine friedliche, neben- 
einander auszufechtende Konkurrenz, sondern ein ewiger, unvermeidlicher 
und notwendig gut zu heißender Kampf ist. Dann liegt in den Beziehungen 
der Völker zueinander zu allerunterst ewige und absolute Feindschaft; und 
die Feindseligkeit, die wir allerorten wahrnehmen und die aus dem politischen 
Leben nicht weichen will, so sehr auch die Pazifisten gegen sie reden und 
kämpfen, entspringt nicht einer Unzulänglichkeit der menschlichen Einrich- 
tungen oder einer Verderbnis der menschlichen Natur, sondern dem Wesen 
der Welt und den Quellen des Lebens selbst; ist nichts Zufälliges, Vorüber- 
ehendes und zu Behebendes, sondern ein Notwendiges, das vielleicht für 
ahrhunderte aufgehoben werden und zurücktreten kann, immer wieder aber 
durchdringen und zu seinem Rechte gelangen wird, solange es Menschen 
und Völker gibt.“ 

„Es liegt auf der Hand“, folgert der Verfasser (S. 24) mit Recht, 
„welche Bedeutung einer solchen Auffassung für die Beurteilung des poli- 
tischen Geschehens zukommt. Sie steht in diametralem Gegensatz zu einer 
anderen friedlicheren, welche das letzte Ziel der Politik in einem friedlichen 
Nebeneinander der Nationen, die nur sich selbst erhalten sollen, sieht.“ Diese 
Auffassung lehnt aber der Verfasser mit den Worten ab, daß aus ihr kein 
Verständnis der Politik fließen könne und daß, wenn sie auch vielfach die 
Redeweise, jene andere aber von der nationalen Aufgabe der Völker ihre 
Gedanken und ihr Empfinden beherrsche. Die kosmopolitische Idee könne 
nicht durch ein Wachstum des nationalen Organismus, sondern nur durch 
die Entstehung eines neuen, allen nationalen Organismen übergeordneten, 
sie umfassenden Organismus verwirklicht werden. 

Zwischen den beiden Auffassungen, der nationalen und der kosmo- 
politischen, gibt es, wie der Verfasser weiter (S. 25) ausführt, kein Bindeglied 
und keine Versöhnung, sondern nur ein „entweder — oder“. 
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Diesen Darlegungen folgt eine höchst scharfsinnige Erörterung der 
kosmopolitischen Tendenzen, wobei der Verfasser die „Scheinbarkeiten“, d.h. die 
sich nur als kosmopolitische Tendenzen gebärdenden Bestrebungen von den 
wirklich kosmopolitischen scharf scheidet. 

Zu den „scheinbar“ kosmopolitischen Tendenzen rechnet der Verfasser 
nicht mit Unrecht den englischen Kosmopolitismus, von dem er (S. 32) sagt: 
„Der Engländer ist Kosmopolit unter der Voraussetzung, daß die Welt 
englisch ist und bleibt.“ 

Eine zweite Art des scheinbaren Kosmopolitismus, die in Wirklichkeit 
„aus der Kraftquelle des nationalen Lebenstriebes“ stammt, findet der Ver- 
fasser (S. 34) in der Sprache der Diplomaten und Zeitungen, „die in den 
Dingen der auswärtigen Politik . . . . von dem gemeinsamen Interesse der 
Völker, von der Aufrechterhaltung des Friedens, von den Fortschritten der 
Zivilisation und Kultur“ reden. Diese Redensarten sind keine reine Heuchelei; 
sie dienen vielmehr nach der Ansicht des Verfassers dazu, im politischen 
Interesse, im Interesse der ruhigen Entwicklung der Nation Zeit zu gewinnen, 
den Zeitpunkt für das „Gegeneinander“, d. h. für den Krieg hinauszuschieben. 

Neben diesem „scheinbaren“ Kosmopolitismus erkennt aber Rüdorffer 
auch wirklich kosmopolitische Tendenzen an (S. 41). Diese sind nach dem 
Verfasser auf die Sonderinteressen der Individuen zurückzuführen, soweit die 
letzteren sich nicht mit den nationalen Interessen decken: das Streben nach 
Wahrheit, die religiösen Ideen, kurzum alle Ideen und Interessen, die „der 
autonomen Rolle der Individuen und nicht ihrer nationalen Zugehörigkeit“ 
entsprungen sind; alle diese die Völker der Quere nach durchziehenden 
Interessen bilden die Grundlage zum Zusammenschluß der Individuen zu 
Organismen (Vereinen) und diese Organismen werden „zu Trägern und Ver- 
fechtern kosmopolitischer Tendenzen“. 

Nach diesen allgemeinen Betrachtungen schildert der Verfasser im 
zweiten Kapitel (S. 59—148) — und hier tritt seine umfassende Kenntnis 
auf dem Gebiete der äußeren Politik am deutlichsten zutage — die Ent 
wicklung der nationalen Tendenzen in der Gegenwart. Er zeigt uns, wie 
diese nationalen Tendenzen auf dem Balkan und in der Türkei, in Österreich- 
Ungarn, in Rußland, Italien, Frankreich, England, Deutschland, den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, in Südamerika, Japan und China beständig im 
Wachsen begriffen sind und welche Folgen dieses Wachstum für die weitere 
Gestaltung der Weltpolitik gehabt hat und in Zukunft haben wird. 

Geradezu erstaunlich ist es, mit welcher Schärfe des Urteils, mit welchem 
fast prophetischen Blick der Verfasser die politische Lage der Gegenwart 
beurteilt und in welch überraschender Weise sich durch die späteren Er- 
eignisse die Auffassung des Verfassers in allen Punkten als richtig bestätigt 
hat. Am schlagendsten zeigt sich dies in seinem Urteil über Österreich- 
Ungarn. Während die Tripleentente den nationalen Hader in der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie in ihre politischen Berechnungen einbezogen 
und auf den völligen Zusammenbruch dieser Großmacht gerechnet hatte, sagt 
der Verfasser, der selbstverständlich auch die nationalen Strömungen und Gegen- 
sätze der in der österreichisch-ungarischen Monarchie zusammengeschlossenen 
Völker richtig erkannt und gewürdigt hat (S. 68): 

„Für sie alle“ — nämlich die Völkerschaften der österreichisch-ungarischen 
Monarchie — ‚ist das Bestehen einer Großmacht Österreich-Ungarn nationale 
Existenzbedingung. Insofern ist die Steigerung des nationalen Lebenswillens 
der einzelnen Völkerschaften nicht gegen den Bestand der Monarchie gerichtet. 
Ja man kann sagen, die stärkste und verlässigste Stütze finde die Monarchie 
gerade in dem Lebenswillen der nationalen Völkerschaften, ja die Existenz 

des Gesamtstaates ermögliche den einzelnen Völkerschaften erst, sich in gegen- 
seitigem Hader ohne das Risiko eigenen Schadens zu entfalten und zu bewahren. 
Auf diesem eigenartigen Verhältnis ruht die zähe Lebenskraft dieses seiner 
Natur nach zwar passiven Staates, und es kann leicht sein, daß heute noch 
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ungeborene Diplomaten diese Zähigkeit noch in einer fernen Zukunft be- 
wundern und bestaunen werden.“ 

Den ausführlichen Darlegungen über die Entwicklung der nationalen 
Tendenzen in der Gegenwart schließt sich die nicht minder interessante 
Darstellung der kosmopolitischen Tendenzen (S. 144—180) an. Diese ist 
knapper gehalten und ihr gegenüber sind gewisse Bedenken nicht zu unter 
drücken. Nicht freilich in dem, was sie bringt, da sich vielmehr in dieser 
Hinsicht sämtliche Ausführungen des Verfassers schon durch den bisherigen 
Verlauf des Weltkriegs als richtig erwiesen haben. Aber es dürfte trotz 
alledem für die Zukunft vielleicht ein anderer Gang der Entwicklung möglich 
und wahrscheinlich sein, als der Verfasser annimmt, worauf ich am Schlusse 
dieses Berichtes noch zurückkommen werde. 

Hören wir aber zunächst den Verfasser. Er unterzieht fünf Gruppen 
von echten oder „autonomen“ kosmopolitischen Tendenzen einer näheren 
Betrachtung und untersucht zunächst die Religion als die „größte kosmo- 
politische Macht“ in ihren Wirkungen und ihrer Bedeutung. Dabei kommt 
er zu dem Ergebnis, daß der Religion für unsere Zeit im Vergleich 
zu früheren Jahrhunderten eine sehr geringe kosmopolitische Macht beizu- 
messen ist. Von den einzelnen Konfessionen kommt eine solche Wirkung 
dem russisch-orthodoxen Glauben, der durchaus national ist, überhaupt nicht 
zu, da er vielmehr lediglich ein Instrument der russischen Politik ist und 
die nationale Tendenz des russischen Reiches noch verstärkt. Aber auch der 
Protestantismus, dem keine international organisierte Kirche entspricht, 
wirkt kosmopolitisch nur als Idee und nur in sehr eng begrenzter Weise. 
Theoretisch ist dagegen die römisch-katholische Kirche als vollständig 
kosmopolitische Organisation zu betrachten. Praktisch dagegen hat sie in 
der Gegenwart nur eine geringe kosmopolitische Wirkung, der keinerlei 
Aussicht auf einen durchgreifenden Erfolg beizumessen ist. Auch die deutsche 
Zentrumspartei, die Bismarck wegen der internationalen Tendenzen der katho- 
lischen Kirche als eine Gefahr für das geeinte Deutsche Reich ansah, ist 
durchaus national gesinnt. Der vom Verfasser in dieser Hinsicht aufgestellte 
Satz (S. 147): „In dem deutschen Katholiken ist der Katholik auf das rein 
religiöse Gebiet zurückgedrängt worden, das politische Denken beherrscht 
der Deutsche“, hat sich in dem gegenwärtigen Weltkriege als durchaus zu- 
treffend erwiesen. 

Wie sehr in dieser Hinsicht jede kosmopolitische Wirkung des Katholi- 
zismus von der nationalen Idee zurückgedrängt worden ist, das hat sich am 
deutlichsten in den Anschuldigungen gezeigt, die gerade im gegenwärtigen Welt- 
kriege von den französischen gegen die deutschen Katholiken erhoben wurden: 
Anschuldigungen, die von den deutschen Katholiken ebenso energisch wie 
würdig zurückgewiesen wordensind'). Dieser Zwist, der die Katholiken geradezu 
in die beiden Lager des Vierverbandes und der Zentralmächte gespalten hat, 
beweist am deutlichsten, wie sehr auch die kosmopolitische Tendenz des Ka- 
tholizismus in der Gegenwart versagt. 

Auch dem Islam mißt der Verfasser in der Jetztzeit eine nur gering- 
fügige kosmopolitische Bedeutung bei; er kommt zu dem Ergebnis, daß „die 
aus früheren Jahrhunderten in unsere Zeit hineinragenden Machtreste eines 
einstigen Kosmopolitismus Kampfpreis nationaler Tendenzen geworden“ sind. 
Auch nach dieser Richtung hin haben die Ereignisse des Weltkrieges dem 
Verfasser durchaus Recht gegeben. Selbst die Verkündung des heiligen 
Krieges, die den Islam gegen seinen Feind, den Vierverband, in Bewegung 
setzen sollte, ist da, wo der Islam nicht zugleich die politische Macht besitzt, 
insbesondere also in Indien, ja selbst in Ägypten, in Persien und Mesopotamien, 
im wesentlichen wirkungslos geblieben. 


1) Vgl.: „Der deutsche Krieg und der Katholizismus.“ Deutsche Abwehr 
französischer Angriffe. Herausgegeben von deutschen Katholiken. 2. 
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Dem zweiten Faktor des Kosmopolitismus, dem Pazifismus, „mit seinen 
Zeitschriften, Kongressen, Vereinen und seinem Nobelpreis“ mißt der Ver- 
fasser gleichfalls nur eine geringe Bedeutung bei, über dessen „Dünne und 
Blutleere man sich nicht täuschen darf“. (S. 154.) 

Höchst scharfsinnig und überzeugend sind die Ausführungen des Ver- 
fassere über die dritte und scheinbar stärkste kosmopolitische Macht, über 
das Kapital (S. 156 ff... In dieser Hinsicht heißt es: 

„Eine Untersuchung über den Kosmopolitismus des modernen Kapitals 
muß überhaupt von vornherein zugeben, daß in allen Staaten, auch in denen, 
deren Wirtschaftsleben am modernsten entwickelt ist, der weitaus größte Teil 
des Kapitals national gebunden, d. h. auf Gedeih und Verderb mit der Heimat, 
ihrem wirtschaftlichen Wohlergehen und ihrem politischen Schicksal verkettet 
bleibt. Wenn dagegen eingewandt wird, daß auch dieses so gebundene 
Kapital im großen ganzen ein Interesse an einer ruhigen und friedlichen 
Entwickelung habe und daher einer nationalistischen Expansionspolitik wider- 
strebe, so ist das richtig, genügt aber nicht, um auch diesem Kapital eine 
kosmopolitische Tendenz zuzuschreiben. Dieses Interesse und Widerstreben 
richtet sich nämlich nur gegen eine spezielle Form des nationalen Kampfes, 
den ‚Krieg‘, nicht aber gegen den nationalen Kampf schlechtweg“ 

Weiterhin untersucht der Verfasser die kosmopolitische Wirkung des 
Völkerrechts. Hierbei scheidet er scharf zwischen dem internationalen 
Privatrecht, das nur die rechtlichen Beziehungen zwischen Angehörigen 
verschiedener Staaten regelt, und dem eigentlichen Völkerrecht, d.h. 
„den rechtlichen Abmachungen, Regeln und Grundsätzen, die für die Aus- 
tragung oder Schlichtung von Streitigkeiten der Staaten untereinander maß- 
gebend sind oder sein sollen, wozu vor allem das Land- und Seekriegarecht 
und die Schaffung von Schiedsgerichten gehört. 

Die „Phraseologie“, mit der von diesen Dingen in der Öffentlichkeit 
geredet wird, („friedlicher Fortschritt der Nationen, Segen der Zivilisation und 
Humanität, Sache des Friedens und der Menschheit, Vermeidung von Elend, 
Grausamkeit uud Unrecht‘) ist, wie der Verfasser hervorhebt, durchaus 
kosmopolitisch. Und wenn diese Phraseologie schließlich auch nur „Schein- 
barkeit und eine Seifenblase‘ ist, so stellt sie doch in der Politik eines jener 
Imponderabilien dar, die eine gewisse reale Macht besitzen. Damit ist aber 
auch ihr kosmopolitischer Charakter erschöpft. Denn der Hauptinhalt jener 
völkerrechtlichen Vorschriften, das Land- und Seekriegsrecht, befaßt sich 
nur mit den Formen des Kampfes, ist also nicht gegen den Kampf als 
solchen gerichtet. Auch die von einigen Staaten vorgeschlagenen obligatori- 
schen Schiedsgerichte vermögen nationale Lebensfragen nicht zu regeln oder 
gewollte Kriege zu vermeiden, wie denn auch alle die Fälle, in denen das 
nationale Lebensinteresse und die nationale Ehre berührt werden, von der 
schiedsgerichtlichen Regelung ausgeschlossen sind, so daß schließlich doch 
wieder das Belieben des betreffenden Staates darüber entscheidet, ob er im 
Einzelfalle das Schiedsgericht anrufen will oder nicht. 

Eine wirklich kosmopolitische Bedeutung und Kraft legt dagegen der 
Verfasser anscheinend der in der Neuzeit in immer größerem Umfange er- 
folgten staatsvertragsmäßigen Regelung des sog. Internationalen Privat- 
rechts bei. Er bemerkt sehr richtig, daß dieser Regelung der gesamte 
internationale Geschäftsverkehr und die damit verbundene Interessenverflech- 
tung voraufgegangen ist. Mit Recht bezeichnet er (S. 168) eine Auffassung, 
die die Entstehung der Rechtsordnung vor die Interessenverflechtung setze, 
als „gründlich unhistorisch‘, ein Gedanke, den ich bereits in einem im Jahre 
1899 in der Gesellschaft Österreichischer Volkswirte in Wien gehaltenen 
Vortrage: „Die Deutschen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, eine 
neue Gesellschaftsform‘‘ mit den Worten Ausdruck verliehen habe: „Nach 
dem Gange der wirtschaftlichen und Rechtsentwicklung im allgemeinen hat 
sich regelmäßig das wirtschaftliche Institut längst entwickelt, ehe der Gesetz- 
geber zu seiner rechtlichen Ausgestaltung schreitet; mit anderen Worten: 
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die wirtschaftliche Institution ist das Prius, die juristische dagegen das 
Posterius.“ (Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung 
Bd. 8, S. 337). 

Der Verfasser hält es nicht für ausgeschlossen, daß jene „internationale 
Interessenverflechtung“, die ihren Ausdruck in zahlreichen internationalen 
Verträgen gefunden, schließlich den Sieg über die nationalen Tendenzen 
davontragen wird, in denen die Feindschaft der Völker begründet ist; er 
stellt dies aber als „fraglich“ hin (S. 171). 

Dagegen mißt er einer weiteren echten kosmopolitischen Macht, dem 
internationalen Sozialismus, keine entscheidende Bedeutung für die Fort- 
bildung der kosmopolitischen Tendenzen bei, weil auch in der Arbeiterklasse 
die nationale Tendenz über den internationalen Bestrebungen des Proletariats 
das Übergewicht hat, eine Ansicht, die durch das Verhalten der Arbeiter- 
klasse im gegenwärtigen Weltkriege in vollem Umfange bestätigt worden ist. 

Im zweiten Teile seines Buches (S. 183—247) behandelt der Verfasser 
„die Grundzüge der Konstellation‘‘ (S. 183—232) und „die Methoden“ der 
Weltpolitik der Gegenwart (S. 233—247). Erst durch die jeweilige politische 
„Konstellation“ wird die Wirksamkeit der politischen Tendenzen bestimmt, 
da erst Tendenz und Konstellation gemeinsam das politische Geschehen 
hervorrufen, wie der Verfasser dartut. Die allgemeinen Grundzüge der 
modernen politischen Konstellation werden dadurch bestimmt, daß die 
Gegenwartspolitik eine Weltpolitik ist, die sich nicht bloß auf die kontinentale 
Politik zu beschränken, sondern gleichzeitig Interessen in Kolonien oder fremden 
Weltteilen zu berücksichtigen hat. Deshalb „muß der Diplomat das Kunst- 
stück fertig bringen, in verschiedenen Weltteilen ein verschiedenes Gesicht 
zu zeigen“. Auch der Umstand, daß das heutige Europa in zwei Lager, den 
Dreibund und die Tripleentente gestellt ist, erschwert, wie der Verfasser zeigt, 
die Lage insofern, als die Interessen der demselben Lager angehörigen Staaten 
keineswegs die gleichen sind. Solange aber noch die Aufteilungsmóglich- 
keiten in Afrika und Asien bestehen, ist auch die Möglichkeit einer Konstel- 
lation des „Nebeneinander“ gegeben. 

Noch ein weiterer Faktor des Nebeneinander ist vorhanden, der eine 
Expansion ermöglicht, die nicht notwendig zu einem Gegeneinander führt: 
das ist die wirtschaftliche Expansion, der Kampf um die Absatzmärkte. 
Dieser Kampf um die Absatzmärkte, um die großen Geschäfte, die Staats- 
heferungen, die Anleihen, die Eisenbahnbauten und die sonstigen wirtschaft- 
lichen Konzessionen ermöglicht gleichfalls ein friedliches Nebeneinander, das 
weiterhin durch das Prinzip der offenen Tür, die Freihandelspolitik und die 
Meistbegünstigungsklausel in den Zollverträgen gefördert wird. 

Dagegen wird die Konstellation des Gegeneinander durch die eigentlich 
politischen Fragen geschaffen, nämlich den Besitz der Meerengen. Elsab- 
Lothringen, die strategischen Ausgänge der Adria und die Beherrschung des 
Mittelmeeres: sämtlich Fragen, die im heutigen Weltkrieg eine entscheidende 
Rolle spielen. Dazu kommt noch die Verschärfung der wirtschaftlichen 
Konkurrenzkämpfe, „deren Verquickung mit der Politik nichts anderes be- 
deutet, als daß auch das wirtschaftliche Nebeneinander auf dem Wege ist, 
in ein politisches Gegeneinander úberzugehen” (S. 213). 

Endlich tritt zu allen diesen Faktoren noch das Rüstungsproblem und 
die Gruppierung der Großmächte, sowie die Bedeutung des Bluff als eines 
Mittels des politischen Kampfes. 

Den vorstehend geschilderten Konstellationen haben sich die Methoden 
der Diplomaten anzupassen, die gegenüber den alten Methoden eine voll- 
ständige Umgestaltung erfahren haben. Während früher die politische Macht 
in einzelnen wenigen Händen lag, ist sie jetzt auf viele Schultern und Kräfte 
verteilt und dadurch die Tätigkeit der Diplomaten vollständig umgestaltet 
worden. Vor allem aber ist es die Aufgabe der Diplomatie, sich um die 
öffentliche Meinung und ihren berufenen Vertreter und Bildner, die Presse, 
zu bemühen; denn: „Kein Staat und kein Staatsmann, er mag die Existenz 
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dieses grotesken unheimlichen, unfaßbaren Ungeheuers Presse noch so ver- 
wünschen, ist heute imstande, diesen Kampf nicht zu kämpfen, auf diese 
Waffengattung zu verzichten“ (S. 243). 

Macht und Bedeutung der Presse erklärt der Verfasser zutreffend daraus, 
daß heutzutage der politische Kampf nicht zwischen den Regierungen, sondern 
zwischen den Völkern geführt wird, und daß deshalb eine um Weltgeltung 
ringende Nation zu politischen, wie zu wirtschaftlichen Zwecken den Glauben 
der Masse an ihre Vorzüge bedarf: „Es genügt nicht mehr, mächtig zn sein: 
man muß mächtig scheinen. .... Viel mehr als früher kommt es auf die 
Fassade an“. „Manche Staaten haben aus der Behandlung ihrer eigenen 
Fassade eine ganz besondere Kunst gemacht, in der sie allen anderen voran 
sind. Da scheint die Fassade mehr zu versprechen, als das Haus hält... . 
Wieder andere Staaten gibt es, die es nicht verstehen, einem soliden Gebäude 
eine solche Fassade zu geben, und daher in den Meinungen der Menschen 
allerorten auf Hemmnisse stoßen“ (S. 244). 

Auch dafür, daß, wie sich jetzt gezeigt hat, die Sympathien des weitaus 
größten Teiles der neutralen Staaten auf Seiten Englands und Frankreichs 
sind, gibt uns Rüdorffer eine vollständig zutreffende Erklärung. Er legt dar, 
daß die Sprachen dieser Länder schon lange Weltsprachen waren, ehe unser 
Zeitalter begonnen hat, und daß sie „die ererbte Beherrschung des Nach- 
richtenhandels in dem größten Teil der Welt und eine gleichfalls ererbte 
Befähigung in der Behandlung fremder Mentalitäten“ besitzen. Nach alledem 
kommt der Verfasser zu dem Ergebnis (S. 246), „daß die politische Methode 
unserer Zeit sich von der Methode früherer Zeiten durch zweierlei unter- 
scheidet. Das erste ist die politische Ausnutzung der vielgestaltigen, durch 
die moderne Entwicklung des Wirtschaftslebens geschaffenen Abhängigkeiten 
und Einflußmöglichkeiten, das andere das Ringen um die Meinungen der 
Menschen.“ 

So zutreffend auch der Verfasser die „Weltpolitik der Gegenwart“ be- 
urteilt hat, so sind doch diejenigen Sätze Rüdorffers, die einen Ausblick in 
die Zukunft eröffnen, so trostlos, daß man darin unmöglich „der Weisheit 
letzten Schluß“ finden kann. Wäre es wirklich wahr, daß „die Feindselig- 
keit, die wir allerorten wahrnehmen und die aus dem politischen Leben 
nicht weichen will, dem Wesen der Welt und den Quellen des Lebens selbst 
entspringt, und daß sie nichts Zufälliges, Vorübergehendes und zu Behebendes, 
sondern ein Notwendiges ist“ (S. 23), so wäre ein beständiger Kampf aller 

egen alle das naturnotwendige Welten- und Menschenschicksal und der 
Gedanke an einen ewigen Frieden eine törichte Utopie. 

Glücklicherweise hat der Verfasser selbst im späteren Verlaufe seiner 
Erörterungen nicht mehr an jenem starren Standpunkt festgehalten. Während 
er S. 23 noch lehrt, aus dem Wesen des Lebensdranges der Völker ergebe 
sich „eine Idealkonkurrenz der Völker, die nicht nur eine friedliche neben- 
einander auszufechtende Konkurrenz, sondern ein ewiger, unvermeidlicher 
und notwendig gut zu heißender Kampf ist“, erkennt der Verfasser dagegen 
später (S. 156) an, daß der Krieg nur eine spezielle Form des nationalen 
Kampfes, nicht aber den nationalen Kampf schlechtweg bedeutet. 
Schon dieser Umstand berechtigt uns, die Frage aufzuwerfen, ob es nicht 
denkbar ist, daß der zwischen den Völkern nun einmal bestehende nationale 
Kampf in Zukunft nicht mehr des barbarischen Mittels der „Tötung“ des 
Gegners sich bedient, sondern statt dessen eine andere mildere Form wählt, 
wobei der Gegner nicht getötet, sondern auf andere Weise bekämpft wird? 

Aber noch mehr. Im Gegensatz zu der oben mitgeteilten grundsátz- 
lichen Stellungnahme bezeichnet der Verfasser selbst es schließlich (S. 171) 
als „fraglich“, ob der Ausbau des Völkerrechts dem Kosmopolitismus je den 
Sieg über die nationalen Tendenzen bringen kann, in denen die ewige Feind- 
schaft der Völker begründet liegt. Von seinem oben erörterten Standpunkt 
aus hätte er dies nicht als „fraglich“, sondern als ausgeschlossen be- 
zeichnen müssen. 
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Ich glaube in der Tat, daß man zu einem trostreicheren Ausblick in 
die Zukunft gelangen kann, als es die vom Verfasser ursprünglich einge- 
nommene grundsätzliche Stellungnahme bedingen würde. Schon in dem Aufsatz: 
„Die Haager Friedenskonferenzen und der Europäische Krieg“ (Zeitschrift 
für Völkerrecht Bd. 8, S. 545 ff., insbesondere S. 566) stellte ich folgenden 
Satz auf: 

„Ich zweifle gar nicht daran, daß nach Beendigung dieses Krieges eine 
umfassende Friedensbewegung bei allen Völkern der bewohnten Erde 
einsetzen wird. Ist dies der Fall, so kann auch eine neue Haager Konferenz 
die friedlichen Bestrebungen fördern, dies aber nur dann, wenn einerseits 
die Mehrheit aller Völker sich der Friedensbewegung anschließt und wenn 
andererseits auch im völkerrechtlichen Verkehr die Grundsätze der Indivi- 
dualethik Platz greifen.“ 

Den Hauptmangel des Rüdorfferschen Buches erblicke ich darin, daß 
es der „Ethik“ mit keinem Worte gedenkt, was allerdings vom Standpunkte 
des Diplomaten aus nicht verwunderlich erscheint. Denn es ist zuzugeben, 
daß es uns bisher an einer Sozialethik vollständig gebricht, und daß die 
Grundsätze der Individualethik nicht restlos und unverändert für den Verkehr 
der Völker und Nationen als solcher zur Anwendung gelangen können. 

Vorweg eine sprachliche Klarstellung. Bisher pflegte man’) unter 
„Sozialethik“ nur diejenigen ethischen Grundsätze zu verstehen, die auf das 
Verhältnis der wirtschaftlich Stärkeren zu den wirtschaftlich Schwächeren 
Bezug haben, insbesondere sich mit der sog. „Arbeiterfrage“ befassen. Ich 
verstehe nun unter „Sozialethik“ — im Gegensatz zur „Individualethik“ — 
diejenigen ethischen Grundsätze, die für das Verhalten aller sozialen Organismen, 
vom einfachsten Verein hinauf bis zum größten sozialen Gebilde, den Staaten 
und Nationen, und zwar sowohl gegenüber den Individuen wie gegenüber 
anderen sozialen Organismen maßgebend sein sollen. 

Erkennt man mit Rüdorffer an, daß die Nationen und Staaten lebendige 
Organismen sind’), die sich in derselben Weise aus einer größeren oder 
geringeren Zahl von Individuen zusammensetzen, wie der einzelne Mensch 
einen aus einzelnen Zellen gebildeten Organismus darstellt, und daß dasselbe 
von jedem gesellschaftlichen Zusammenschluß von menschlichen Individuen 
in Vereine, Körperschaften, Gemeinden usw. gelten muß, so wird man sich 
der Folgerung nicht entziehen können, daß auch für das Zusammenleben 
der aus einzelnen Menschen gebildeten Organismen eine Ethik, also mora- 


1) Vgl. z.B. die Schriften von D. v. d. Goltz: „Grundlagen der christ- 
lichen Sozialethik“ (Berlin 1908); Theod. Meyer: „Die christlich-ethischen 
Sozialprinzipien und die Arbeiterfrage; G. Traub: Ethik und Kapitalismus, 
Grundzüge einer Sozialethik. Den Systemen der Ethik von Paulsen (2. Bd. 
7. und 8. Aufl. 1906) und von Wundt (4. Aufl. 1912) ist selbst der Begriff 
„Sozialethik“ überhaupt unbekannt. Auch dasjenige, was Wundt (Bd. 3 
8.153 ff.) „soziale Normen“ nennt, stellt nur solche Regeln und Vorschriften 
dar, die sich an das Individuum wenden und diesem die Richtschnur des 
Handelns vorschreiben. 

1) Ich weiß zwar wohl, daß es namentlich dem privatrechtlich geschulten 
Juristen schwer fällt, in der von ihm sog. „juristischen Person“ einen wirk- 
lichen Organismus zu erblicken; lange hat man daran festgehalten, diese 
„juristische Person“ als „Zweckvermögen“, als „persona ficta“ u. dgl. an- 
zusehen, der eine wirkliche Existenz gar nicht zukomme; und noch neuestens 
ist ein namhafter Privatrechtsjurist (Hölder) in diesen Fehler verfallen. Aber 
angesichts der Rechtsentwicklung, die auch in Deutschland für die juristischen 
Personen Platz gegriffen hat (man vgl. die $$ 30, 31, 89 BGB. und die Recht- 
sprechung des RG., die auch Verbände und Vereine für ein „sittenwidriges“ 

erhalten verantwortlich macht; so noch neuestens E. 85, 177), wird sich die 
Auffassung, daß auch juristische Personen keine ,Hirngespinste”, sondern 
wirkliche, lebendige Organismen sind, immer mehr Bahn brechen. 
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lische Grundsätze ebenso Geltung haben müssen, wie für den Verkehr der 
Individuen untereinander. 

Und ist es in der Tat nicht ein unbegreiflicher Widerspruch, wenn auf 
der einen Seite dem Individuum die Beachtung der ethischen Grundsätze 
zur höchsten Pflicht gemacht wird, auf der anderen Seite aber eben diese 
ethischen Grundsätze im Verkehr der sich aus Individuen zusammensetzenden 
Organismen ungescheut mißachtet werden ? 

Lüge, Heuchelei, Falschheit und Hinterlist sind im Verkehr der Völker 
untereinander auch in unserem heutigen „kultivierten‘‘ Europa durchaus an 
der Tagesordnung, ohne daß eine solche Handlungsweise auch nur im geringsten 
anstóBig wäre oder mißbilligt würde. Und auch Rúdorffer verkennt nicht, 
daß, wenn in der Öffentlichkeit (also insbesondere in der Sprache der Diplo- 
matie) „von dem friedlichen Fortschritt aller Nationen, von der Sache des 
Friedens und der Menschheit, von der Vermeidung von Elend, Grausamkeit 
und Unrecht“ geredet wird, dies nichts anderes ist, als „Phraseologie, Schein- 
barkeit und Seifenblase”. 

Wohin derartige Zustände, ein solcher Mangel an Moral im Verkehr 
der Völker untereinander führen müssen, das liegt ohne weiteres auf der 
Hand. Der von dem russischen Naturforscher Danilewsky aufgestellte 
Satz, „daß die Angehörigen seines Volkes anderen Nationen gegenüber zur 
Wahrheit und Sittlichkeit nicht verpflichtet seien und sich im Verkehr mit 
letzteren durch ihre innergesellschaftliche Moral nicht binden lassen dürfen“, 
würde naturgemäß Gemeingut der Menschheit werden müssen. 

Dies würde aber die Vernichtung der größten Errungenschaft bedeuten, 
die jemals der Welt zuteil geworden, eine Errungenschaft, die wir aus- 
schließlich dem Christentum zu danken haben: die Vernichtung des „Mensch- 
heitsbegriffs“. Ja noch mehr. Das Christentum selbst wäre dem Untergang 
preisgegeben. Ihm verdanken wir den Begriff der Weltreligion und der 
Menschheitsmoral, Begriffe, die dem vorchristlichen Altertum vollständig fremd 
waren. Gelingt es nicht, aus der für alle Menschen gleichmäßig geltenden 
Individualethik eine ebensolche Sozialethik zu entwickeln, so muß dies 
naturnotwendig zum Untergang des Christentums führen. Denn wenn die 
für die ganze Menschheit maßgebenden ethischen Lehren und Gebote des 
Christentums im Verkehr der Völker untereinander fortgesetzt mit Füßen 
getreten werden, so muß dies notwendig auch eine Vernichtung der Individual- 
ethik zur Folge haben. Sind Mord, Raub, Plünderung Heuchelei, Lüge und 
Hinterlist dem Feinde gegenüber erlaubt und sogar verdienstlich, wie kann 
dann auf die Dauer eine innerstaatliche Moral Bestand haben, die alle diese 
Handlungen als verdammenswert hinstellt? 

Muß sonach schon, um das Christentum und dessen Ethik zu retten, 
neben der bisher allein vorhandenen Individualethik eine Sozialethik ausgebaut 
werden, die allein die Grundlage für ein den ewigen Völkerfrieden gewähr- 
leistendes Völkerrecht bilden kann, so gibt auch die bisherige geschichtliche 
Entwicklung die tröstliche Gewißheit, daß der Zustand des „ewigen Krieges“ 
keineswegs ,naturnotwendig* ist. 

Man vergegenwärtige sich, um zu dieser Überzeugung zu gelangen, die 
Rechtsentwicklung, wie sie bisher im Verkehr der Individuen untereinander 
stattgehabt hat: Aus der Selbsthilfe und der Blutrache, d. h. dem Krieg der 
Individuen und Sippen untereinander, hat sich eine staatlich geordnete Hilfe 
entwickelt, die der Selbsthilfe, der Blutrache und den Fehden der Sippen und 
Geschlechter ein für allemal ein Ende gemacht hat. (Vgl. darüber das 
Nähere in meinem Aufsatz: „Das Zwangsmoment im Recht in entwicklung» 
geschichtlicher Beleuchtung“ im Jahrbuch der JV. für vergl. Bechtswissen- 
schaft und Volkswirtschaftslehre Bd. 4 (1898, S. 22 ff.). 

Weist nicht diese Entwicklung ohne weiteres darauf hin, daß auch im 
Verkehr der größeren Organismen untereinander, insbesondere der Staaten 
und Nationen, die Entwicklung dahin gelangen wird und muß, den „Kriegen“ 
ein Ende zu bereiten und die Zwistigkeiten auf friedlichem Wege zu schlichten ? 
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Dies ist aber freilich nur dann möglich, wenn dem durch Normen zu schaf- 
fenden Rechtszustande die Bildung einer Sozialethik vorangeht: Denn das 
Recht als solches ist nicht anderes, als „organisierter“ Zwang, der sich im 
Verkehr der Völker untereinander nur dann Geltung verschaffen 'kann, wenn 
eine allgemein anerkannte Sozialethik besteht, die dem Rechtssatze zur An- 
erkennung verhilft. 

Wer mit mir der Überzeugung ist, daß sich die Entwicklung der Mensch- 
heit in den bisherigen Bahnen weiter bewegen wird, der muß auch zu der 
Schlußfolgerung gelangen, daß mit der Bildung einer für den Verkehr der 
Völker untereinander maßgebenden, an die Individualethik sich anlehnenden 
„Sozialethik“ die Grundlage für eine Ausschaltung des „Krieges“, also der 
rohen Gewalt und somit für ein den „ewigen Frieden‘ anbahnendes Völker- 
recht geschaffen wird ?). Ernst Neukamp. 


Robert Sieger, Die geographischen Grundlagen der österreichisch-ungarischen 
Monarchie und ihrer Außenpolitik. Leipzig 1915. B. G. Teubner. 54 8, 


Der Grazer Geograph Robert Sieger hat in dieser zuerst in einer 
Aufsatzreihe in A. Hettners Geographischer Zeischrift, Bd. XXI, erschienenen 
Schrift in ausgezeichneter Weise die verwickelten politisch-geographischen 
Probleme der Donaumonarchie zur Darstellung gebracht. Er hat dadurch 
auch weiteren Kreisen das Verständnis eröffnet für die innere Bedingtheit 
des so kaum erwarteten und mit Staunen und Überraschung miterlebten 
Zusammenschlusses der Völker der österreichisch-ungarischen Monarchie im 
Weltkriege. Dafür wird ihm jeder Reichsdeutsche herzlichen Dank wissen! 

Siegers Ausführungen, welche durch die Tatsachen des Weltkrieges auf 
das beste bestätigt worden sind, behandeln nacheinander: die Lage der 
Kronländer, die Ausdehnung der Randländer, Donau und Adria, nationale 
und konfessionelle Gliederung, innerpolitische Gliederung, Wirtschaftsleben 
und Autarkie, Weltstellung und Außenpolitik. 

Die Ergebnisse Siegers stehen in mancherlei Hinsicht in strengem Gegen- 
satz zu den Ausführungen in Kjell&ns bekanntem und weit verbreitetem 
Buch: Die Großmächte der Gegenwart. Während Kjellén der Doppel- 
monarchie die geographische Individualität und die staatliche Persönlichkeit 
abspricht, d. h. der Ansicht ist, daß ihre Begrenzung keine natürliche und 
daher ihre Bevölkerung auch keine national einheitliche sei, kommt Sieger 
in beiderlei Richtung zu entgegengesetzten, mit den Erfahrungen dieses Welt- 
krieges besser zu vereinbarenden und für die Zukunft des verbündeten Kaiser- 
staates weit hoffnungsvolleren Ergebnissen. 

Die geographischen Grundlagen für die Entstehung der Monarchie 
weist Sieger nach in der Aufschließung der einzelnen natürlichen Gebiete 
gegeneinander, in ihrer natürlichen Verknüpfung durch das Wiener Becken 
und die es umgebenden Zwischenlandschaften, in der Geschlossenheit der 
Gebirgsumrahmung, in der Vorherrschaft der Nordwest-Südostrichtung, die 
in Gebirgen und Flußläufen, wie in der Erstreckung der Adria auftritt und 
welche den physischen, wie den geistigen Bewegungen innerhalb jenes Rahmens 
und darüber hinaus den Weg weist, endlich in der engen natürlichen Be- 
ziehung zum übrigen Mitteleuropa, welche den Inhalt dieser Bewegungen so 
stark beeinflussen. Dieselben Momente gewährleisten ihm aber auch den 
Bestand Österreich-Ungarns; auf ihnen beruht der ,Staatsgedanke”, die 


1) Mit Befriedigung ersehe ich aus einer Besprechung des Buches von 
Erich: „Probleme der internationalen Organisation‘ durch P. Klein im Jur. 
LitBl. 1915 Nr. 183 S. 184, daß dieser mir anscheinend riickhaltlos zustimmt, 
Auf die Bedeutung der Moral für das Völkerrecht weist auch hin Morgen- 
stierne in dem Aufsatz: „Individuelle Moral und Staatsmoral“ im „Archiv 
für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie‘‘ Bd. 8 S. 451 ff. Man vgl. ferner das 
erwähnte Buch von Erich, sowie H.Scholz: „Politik und Moral”, Gotha 1915. 
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politische Idee, durch welche das Herrschaftsgebiet erst zur Individualität, 
zum Staate wird. Dieser von Kjell&n und auch von anderen übersehene 
Staatsgedanke besteht in dem gemeinsamen Ziel der in der Donaumonarchie 
zusammengefaßten Völker und Volkssplitter: ihre eigene, vornehmlich durch 
deutschen Einfluß entwickelte Kultur nach außen zu schützen, und zwar vor 
allem vor den vom Orient hereinflutenden Bewegungen. Die für Erfüllung dieser 
„historischen Mission“ nötigen Machtmittel zu schaffen gelang trotz schwerer 
Hemmungen, welche Kjellén durch Hinweis auf die Zentrifugalkraft 
des Nationalitätengedankens, für unüberwindlich hielt, von denen Sieger 
aber nachweist, daß sie durch den auf geographischen Tatsachen sicher 
fundierten Staatsgedanken überwunden werden können und im Falle Österreich- 
Ungarns tatsächlich überwunden worden sind. 

Wenn man bisher häufig Österreich-Ungarns Bestand und seine „Integri- 
tät“ als eine europäische Notwendigkeit und ganz besonders als 
eine Notwendigkeit für das Deutsche Reich bezeichnet hat, so wird dabei 
meistens an einen „Pufferstaat“, ein Bindemittel für bedrohliche nationale 
Bestrebungen und dergleichen, ja an einen „Riegel zwischen Pangermanismus 
und Panslawismus“ gedacht. Mit Recht verwahrt sich Sieger gegen eine 
solche Auffassung, die keine Aufgaben darstellten für einen dauerhaften und 
mächtigen Staat. Auf Grund seiner geographischen Auffassung kommt der 
Verfasser vielmehr zu dem Schluß: Österreich-Ungarn ist so lange 
notwendig und lebensfähig, als es die bestmögliche politische 
Organisation des ihm von der Natur gegebenen Raumes darstellt. 
„Die Monarchie muß stark sein, um für den Weltfrieden und für den Bundes- 

enossen Wert zu haben, und wir haben erlebt, daß die Vorstellung von ihrer 
hwäche den Krieg mit herbeigeführt hat.“ 

Die ebenso gedankenreiche wie von warmem Patriotismus getragene 
Schrift kann den Lesern dieser Zeitschrift nur auf das angelegentlichste 
empfohlen werden. Max Friederichsen. 


Gustav Kolmer, Parlament und Verfassung in Österreich. Achter Band. 
1900—1904. Wien 1914. Carl Fromme. 632 S. — Arthur Singer, 
Geschichte des Dreibundes. Leipzig 1914. Dr. Sally Rabinowitz. 
293 S. — Theodor von Sosnosky, Die Balkanpolitik Österreich- 
Ungarns seit 1866. Zweiter Band. Stuttgart 1914. Deutsche Verlags- 
anstalt. 405 S. 

Diese drei Werke haben etwas gemeinsam: sie rühren nicht von Fach- 
elehrten, von berufsmäßigen Forschern, sondern von Journalisten und 
hriftstellern her. Sie sind also von einer starken Aktualität erfüllt und 

beschäftigen den Leser mit Fragen, die den Tag beherrschen. Es ist ein 

erfreuliches Zeichen, daß sich in Österreich-Ungarn viele Männer aus eigenem 

Antrieb in das Studium der Geschichte vertiefen, um daraus die Lehren für 

die Gegenwart zu schöpfen oder aber dem Urteile sichere Grundlagen zu 

bieten. Von Quellenforschung im engeren Sinne des Wortes kann dabei 
natürlich nicht die Rede sein, Die Archive bleiben ja für die jüngste Ver- 
gangenheit verschlossen, aber es gibt dennoch genug Anhaltspunkte und 

Material, um den Gang der Ereignisse im Zusammenhange darzustellen und 

die leitenden Kräfte und Absichten zu erkennen. Vielleicht werden auch 

die künftigen Geschichtschreiber der letzten Jahrzehnte sich weniger an die 

Geheimakten halten als an die Fülle von Zeitungsstoff, Protokollen, amtlichen 

und privaten Veröffentlichungen, von Broschüren, Selbstbiographien und 

olitischen Darstellungen. Das Leben fließt jetzt eben in einem breiteren 

trom als in der Vergangenheit dahin, und das Wellenspiel bleibt auch denen 
nicht verborgen, die nicht gerade amtliche Funktionen inne haben. Freilich, 
auf den Grund zu sehen, ist nicht immer leicht. 
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Gustav Kolmer hat den achten Band seiner ausführlichen Parlaments- 
und Verfassungsgeschichte herausgegeben. Als er vor etwas mehr als einem 
Jahrzehnt den Grundstein zu diesem literarischen Monumentalwerk legte, 
dachte der Verf. wohl nicht daran, seiner Arbeit eine solche Ausdehnung 
zu geben. Der erste Band behandelt auf rund vierhundert Seiten die Zeit 
von 1848 bis 1869 und berichtet somit über die denkwürdigen Tage, in denen 
die österreichische Verfassung nach vielen „Wandlungen“ ihr heutiges 
Antlitz erhielt und das Parlament eine Reihe grundlegender Gesetze schuf. 
Der nun vorliegende achte Teil hat den Umfang von sechshundert Seiten 
überschritten und beschränkt sich auf die Darstellung von bloß font Jahren, 
in denen verhältnismäßig sehr wenig geschaffen wurde, weil der Reichsrat 
— von kurzen Unterbrechungen abgesehen — zum Schauplatze der alles 
zerstörenden Obstruktion geworden war. Mit der Arbeit ist in Gustav Kolmer 
die Freude an seiner Tätigkeit gewachsen, und so hat Österreich ein Geschichts- 
werk erhalten, dessen Ausführlichkeit im umgekehrten Verhältnisse zur Macht 
und zum Ansehen der gesetzgebenden Körperschaften dieses Staates steht. 
Dr. Kolmer war Dezennien hindurch Parlamentsberichterstatter der „Neuen 
Freien Presse“, und er erfuhr wie wenige, was sich hinter den Kulissen ab- 
spielte. Auch wurde er mit den meisten führenden Persönlichkeiten bekannt, 
und es mochte ihm manchmal der Wunsch aufsteigen, vieles von den eigenen 
Eindrücken zu erzählen. Aber das Bestreben nach Sachlichkeit und Unpartei- 
lichkeit legte dem Verfasser Zügel an; bescheiden verschwand der Journalist 
im Hintergrunde, um den Politikern das Wort zu überlassen. G. Kolmer 
gibt im allgemeinen einen kurzen und wohlgeordneten Auszug aus den un- 
übersehbaren Reihen der Protokolle und der Protokollbeilagen beider Häuser 
des Reichsrats, der österreichischen Delegation und der Landtage. Daneben 
kommt jedoch auch alles zur Geltung, was für die Zeit irgendwie von politi- 
scher Bedeutung war. Man kann sich nicht leicht eine Vorstellung machen, 
welcher Fleiß und welche Geschicklichkeit dazu notwendig waren, um in 
das Wirrsal Ordnung zu bringen und den Stoff übersichtlich und leicht be- 
nützbar zu gliedern. Kolmers Vorläufer Walter Rogge behandelte in fünf 
starken Bänden die Zeit von 1849 bis 1879. („Österreich von Vilagos bis zur 
Gegenwart“ und „Österreich seit der Katastrophe Hohenwart-Beust.“) Dieses 
Werk bereitet jedem, der es zu Rate ziehen muß, Qualen, weil der Verfasser 
nicht die Fähigkeit besessen hat, seine Arbeit entsprechend zu gruppieren 
und weil die Gehässigkeit, die fast aus jeder Seite spricht, das Bild vollständig 
trübt. Vielleicht hat gerade Walter Rogge seinen Nachfolger veranlaßt, die 
eigene Meinung zurückzuhalten und das persönliche Urteil bloß in kurzen 
Vorworten anzudeuten. 

Der achte Band von Kolmers „Parlament und Verfassung in Österreich“ 
ist dem Ministerium Körber gewidmet, das im Januar 1900 ans Ruder kam 
und nach mehreren Umbildungen Ende Dezember 1904 das Feld räumen 
mußte. Dr. von Körber, der im fünfzigsten Lebensjahre Chef der öster- 


reichischen Regierung wurde, hatte den Ruf eines ungemein fleißigen Beamten, : 


eines genauen Kenners vieler Verwaltungszweige und eines Freundes der 
Verfassung. Während seiner Amtsführung bewies er dann, daß er ein geist- 
rühender, modern denkender, tatendurstiger Staatsmann ist. In dem dicken 
ande Kolmers kommt Körber selbst leider etwas zu kurz. Seine Reden 
hören zu den besten Leistungen der politischen Rhetorik in Österreich; 
in den Studien und Gesetzentwürfen, die von ihm beeinflußt waren, ist außer- 
ordentlich viel an gesunder, zutreffender Kritik enthalten. Kolmer nahm 
davon zu wenig in sein Werk auf, während er unseres Erachtens dem 
Sprachenstreite einen zu breiten Raum gewährte. An die vielen Anregungen 
Dr. von Körbers wird man aber anknüpfen müssen, wenn man nach dem 
Kriege daran gehen will, Österreich in seinem Innern so auszugestalten, daß es 
sich mit dem Geiste der Zeit in Übereinstimmung befindet. 
Das zweite Buch, das wir kurz anzeigen möchten, rührt von einem 
Budapester Journalisten her. Arthur Singer wagte sich mit seiner „Geschichte 


Se 





SIE Besprechungen. 





des Dreibundes‘ an die Bearbeitung eines Stoffes von höchster Wichtigkeit; 
doch hatte er unter der Schwierigkeit zu leiden, ein Vertragsverhältnis zu 
schildern, das zum Teile noch ein diplomatisches Geheimnis geblieben war. 
Sieht man doch auch jetzt, nach dem Treubruche Italiens und nach der Ver- 
öffentlichung einzelner Paragraphen, noch nicht klar. Der Band zerfällt eigent- 
lich in drei Teile: In eine zusammenfassende geschichtliche Darstellung auf 
75 Seiten, in interessante, lesenswerte Regesten, die mit dem Jahre 1884 ein- 
setzen und bis zum Jahre 1912 reichen, und in eine kurze Studie über den wahr- 
scheinlichen Inhalt des Dreibundes, die von Hans F. Helmolt berrührt. Sie ist 
heute allerdings überholt. Singer hat außerordentlich viel Material zusammen- 

etragen und im geschichtlichen Teile geschickt verarbeitet. Der Kampf um 

ie Vorherrschaft in Deutschland wird zwar knapp behandelt; vom Jahre 1866 
ab nimmt aber die Ausführlichkeit zu. Singer hat Recht, wenn er meint, 
daß der Neue Bund zwischen der Habsburger Monarchie und Preußen- 
Deutschland schon auf dem Schlachtfelde von Königgrätz geboren wurde. 
Sagte doch Bismarck bereits damals: „Die Streitfrage ist also entschieden, 
jetzt gilt es, die alte Freundschaft mit Österreich wieder zu gewinnen.“ 
Und mit Zähigkeit steuerte er diesem Ziele zu, nichts konnte ihn wankend 
machen. Während des deutsch-französischen Krieges nahm Österreich-Ungarn 
zunächst eine schwankende Haltung ein; trotz der vom Grafen Andrassy be- 
wirkten Neutralitätserklärung setzten Graf Beust und die österreichische 
Militärpartei ihre Bemühungen im Interesse eines Bündnisses mit Frankreich 
fort. Auch die offizióse Presse mußte in diesem Sinne schreiben. Die ruhm- 
vollen Siege des deutschen Heeres beendeten jedoch schnell die Unsicherheit, 
die übrigens nicht bloß in Wien, sondern auch in Rom geherrscht hatte. 
Gestand doch König Viktor Emanuel bei einem Besuche in Berlin später 
dem deutschen Kaiser: „Ich muß Eurer Majestät bekennen, daß ich im 
Jahre 1870 nahe daran war, gegen Sie die Waffen zu ergreifen.‘ Im 
Oktober 1879 kam endlich das von Bismarck erstrebte Bündnis mit der 
Habsburger Monarchie zustande, wenngleich es nicht so weit ging, wie es 
dem ‚eisernen Kanzler“ lieb gewesen wäre. Auch Graf Andrassy, der Minister 
des Äußern, war hochbefriedigt, als er seine Unterschrift auf das inhalts- 
schwere Dokument setzen konnte. „Ich fühlte mich glücklich“ — schrieb er 
an Bismark — „mit diesem Federzuge meine Ministertätigkeit abzuschließen. 
War auch das Zustandebringen schwierig, so hoffe ich, daß das Erhalten um 
so leichter sein wird.“ 

Verhältnismäßig kürzer mußte der Abschnitt Singers ausfallen, der sich 
mit dem Anschlusse Italiens an den Zweibund, mit der Schöpfung des Drei- 
bundes, befaßt. Die Öffentlichkeit erfuhr erst am 13. März 1883 offiziell von 
dem bedeutsamen Geschehnisse. An diesem Tage verkündete der Minister 
Mancini in der italienischen Kammer die Erweiterung des Zweibundes zum 
Dreibunde. Bei dieser Gelegenheit äußerte er sich sehr heftig gegen den 
Irredentismus, dem es nicht um die Eroberung von Triest und Trient zu 
tan sei, sondern um den Untergang der italienischen Monarchie, „dieser Ein- 
richtung, an der die Nation mit ihrem Herzblute hängt“. 

Es ist eigenartig, in der Zeit des Weltkrieges zu lesen, daß der eng- 
lische Minister des Auswärtigen Lord Salisbury gleich nach dem Abschlusse 
des Vertrags vom 7. Oktober 1879 eine Rede hielt, in der er sagte: „Ich glaube, 
daß auf der Stärke und Unabhängigkeit Österreichs die beste Hoffnung auf 
die Stabilität des Friedens in Europa beruht.“ Und auf das Bündnis über- 
gehend, meinte er, daß die Nachricht von dem Ereignisse eine gute, freuden- 
volle Botschaft sei. Blättern wir weiter in den Regesten vom Jahre 1891. 
Damals rechnete alle Welt bereits mit dem Anschlusse Englands an den Drei- 
bund. Das Wort von der „Tripelallianz zu vieren“ wurde flügge. Am 22. Juni 
überraschte der englische Unterstaatssekretär die Öffentlichkeit mit der Mit- 
teilung, England seien die Bedingungen des Dreibundes vertraulich bekannt 
gegeben worden. Er fügte allerdings hinzu, daß die englische Regierung 
an der Allianz nicht teilhabe. Doch diese Äußerung brachte die Gerüchte 
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nicht zum Verstummen. Als Kaiser Wilhelm bald darauf nach Windsor fuhr, 
erhielten sie vielmehr eine neue Bekräftigung. Und heute? , , Singers 
Buch über die „Geschichte des Dreibundes‘ ist jedem Politiker zum Studium 
zu empfehlen, obgleich der Dreibund nun der Vergangenheit angehört. 
Theodor von Sosnosky hat mit dem zweiten, soeben erschienenen Bande 
sein Werk „Die Balkanpolitik Österreich-Ungarns seit 1866‘ zum Abschlusse 
gebracht. Der erste, im Jahre 1913 erschienene Teil beginnt mit einem 
Rückblicke, der die Zeit von 1526 bis zum Krimkriege umfaßt. Die ein- 
gehende Geschichtsdarstellung fängt erst mit dem Auftauchen der „bosnischen 
Frage“ an. Sehr eingehend wird die Okkupation der beiden Provinzen, also 
die militärische Erledigung des europäischen Auftrages an Österreich-Ungarn 
geschildert. Der zweite Band behandelt der Reihe nach die Nachwehen des 
Berliner Kongresses, die Assekuranzpolitik, die bulgarische Frage, das Wetter- 
leuchten auf der Balkanhalbinsel, die Annexionskrise und die Balkankatastrophe. 
Theodor von Sosnosky hat die vorhandene deutsche Literatur eingehend 
benützt, die österreichischen „Rotbücher“ eifrig durchforscht und auch die 
Zeitungen zu Rate gezogen. Die fremdsprachige Literatur scheint uns zu 
wenig berücksichtigt. 
Sosnoskys Arbeit ist trotz aller Anspruchslosigkeit und Schlichtheit an- 
nehm zu lesen. Der Verf. beschränkt sich nicht nur auf die Schilderung 
er Ereignisse, sondern hält auch mit seiner Kritik nicht zurück, die er oft 
temperamentvoll übt. Graf Andrassy findet nicht die ungeteilte Bewunderung, 
die ihm sein begeisterter Biograph Eduard von Wertheimer zollt; Graf 
Aehrenthal, der interessanteste und bedeutendste unter seinen Nachfolgern, 
muß einer strengen doch nicht ungerechten Prüfung standhalten. „Seine 
Annexionspolitik ist“ — schreibt der Verf., — „nichts weniger als einwandfrei 
a aber ein großes Verdienst hat sie dennoch aufzuweisen: sie hat 
er Monarchie neues Ansehen verliehen und frisches Leben eingehaucht, und 
das ist ein Verdienst, das nicht gering angeschlagen werden darf.“ 
Sosnoskys Werk reicht bis an die Schwelle der Gegenwart; es muß 
also auch Graf Berchtold vor dem Richterstuhle der Kritik erscheinen. Vier 
Vorwürfe sind dem leitenden Minister des Äußern im Laufe seiner Wirksam- 
keit gemacht worden; sie betrafen die Nichtbesetzung des Sandschaks Novi- 
bazar, die Schaffung Albaniens, die Politik gegenüber Rumänien und die 
bedauerliche Prochaska-Affäre. Doch die Zeit des abschließenden Urteils ist 
noch nicht gekommen. Schon jetzt zeigt sich aber immer mehr, daß 
Graf Berchtolds Politik vorausblickender war, als man angenommen hatte. 
Sosnosky hat mit seiner eingehenden Monographie eine Lücke ausgefüllt. 
Adolf Beer veröffentlichte wohl im Jahre 1883 ein gründliches, auf Archiv- 
studien beruhendes Werk über „Die Orientalische Politik Österreichs seit 
1774“, das aber eigentlich bloß bis zum Berliner Kongresse reicht. Für 
das, was sich seither begeben hat, fehlte eine umfangreichere, zusammen- 
fassendere Spezialschrift. Sosnosky hätte freilich den Blick nicht nur auf 
der Balkanhalbinsel ruhen lassen dürfen, sondern auch Rußland ins Auge 
fassen müssen, denn die südosteuropäische Politik ist bloß dann vollständig 
zu verstehen, wenn man hinter ihr die Einflüsse der Panslavisten und die 
Expansionsbestrebungen des Zarenreiches sucht. Welche Arbeit ist jedoch 


vollkommen ? Richard Charmatz. 


Veit Valentin, Kolonialgeschichte der Neuzeit. Tübingen 1915. Mohr. 
XI und 2268. 2 Karten. 

Das Eigenartigste an diesem Werke ist die Einleitung, in der Verf. 
versucht, dem vorliegenden Stoff unter allen Umständen einen neuen wissen- 
schaftlichen Gesichtspunkt abzugewinnen. Von der Behauptung ausgehend, 
die bisherige kolonialgeschichtliche Literatur sei einseitig gerichtet, erklärt 
er die bei dieser Gelegenheit von ihm formulierten drei möglichen Betrachtungs- 
weisen vereinigen zu wollen. Es sind dies die geographische, die nationale 
und die sich auf die Epochenbildung stützende. 
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Diese ganze Einteilung ebenso wie der Anspruch des Verf. auf eine 
eigene universalere Betrachtungsweise vom Standpunkt des politischen Histo- 
rikers, den er gleichfalls als etwas Besonderes für sich in Anspruch nimmt, 
ist gesucht. Wer eine brauchbare Kolonialgeschichte schreibt, ist ein politischer 
Historiker, und ich kenne keine Kolonialgeschichte, die das geographische, 
das nationale und das Moment der Epochenbildung ausgeschaltet hätte. Das 
an sich lobenswerte Bestreben unserer jüngeren Gelehrten, der Forschung 
neue Wege zu erschließen, erscheint hier in gezwungener Form. 

Erfreulicherweise bemüht sich der Verf., eine vergleichende Charakteristik 
der einzelnen Kolonialvölker zu geben. Auch dieser Gesichtspunkt ist natürlich 
nicht neu und wird jedem tiefer denkenden Kopf zur Grundlage seiner Urteile 
dienen, doch gibt es nur wenig umfassende auf vergleichender Betrachtung 
aller Kolonialvölker beruhende Darstellungen. Mir ist außer der Zoepflschen 
Arbeit „Kolonien und Kolonialpolitik“ in der dritten Auflage des Handwörter- 
buches der Staatswissenschaften und meinem Versuch in meinem Sammelwerk 
„Deutschland als Kolonialmacht“ keine bekannt. 

Das Buch selbst läßt nur wenig von der angemaßten Originalität der 
Einleitung spüren und enttäuscht dadurch angenehm. Durchaus in der her- 
gebrachten Art gehalten ist es frisch, anregend, zuweilen geistvoll, stilistisch 
vielfach glänzend geschrieben und erhebt sich mit diesen Vorzügen zweifellos 
über das Durchschnittsmaß. Die geringe koloniale Erfahrung des Verf. läßt 
ihn allerdings, je näher er der Gegenwart kommt, desto abhängiger von seinen 
Quellen erscheinen. Das zeigt sich besonders in dem Abschnitt über die 
deutsche Kolonisation, der auch sonst am schwächsten geraten ist. Schon die 
etwas wahllose und lückenhafte Literaturangabe läßt hier auf mangelhafte Ver- 
tiefung schließen. Manche Urteile, z. B. über Carl Peters, verraten zu deutlich 
den Einfluß der misanthropisch einseitigen „Geschichte der deutschen Kolonial- 
politik“ Alfred Zimmermanns. Zu wenig wird sich Valentin bewußt, daß die 
junge deutsche Kolonialpolitik noch ebenso umstritten ist wie die Persönlich- 
keiten der Urheber, die zum Teil noch leben, und daß der Charakter unserer 
Kolonialliteratur naturgemäß zum großen Teil ein tendenziöser sein muß. 

Im Gegensatz zu bedeutenden älteren Historikern ist sich Valentin 
darüber klar, daß Kolonialpolitik einen überseeischen Charakter hat und 
Kolonien, um die treffende Definition Zoepfls anzuführen: „auswärtige 
Verwaltungsgebiete eines Staates für weltwirtschaftliche und weltpolitische 
Zwecke sind“. Logischerweise mußte dann der kurze Abschnitt über die 
russische Kolonisation fortbleiben, die ja, wie Valentin selbst zugibt, mehr 
eine Ausbreitung als eine wirkliche Kolonisation ist. Erstere schiebt sich 
langsam von ihrer natürlichen völkischen Operationsbasis vor und letztere 
arbeitet von dieser vollständig getrennt. Wenn man wie Dietrich Schäfer 
die deutsche Besiedlung des Ostens und die Russifizierung Asiens als kolonial- 
geschichtliche Hauptereignisse betrachtet, muß man auch die Ausbreitungs- 
versuche aller anderen Völker heranziehen und findet schließlich keine Grenze 
mehr. Kolonialgeschichte und Weltgeschichte werden dann ein Begriff. 

Von einem fast ein Jahr nach Kriegsausbruch erschienenen Kolonialwerk 
konnte man wohl eine Darstellung der kolonialen Ursachen des Weltkrieges 
und der Zukunftsaufgaben der verschiedenen Kolonialvölker erwarten. Möglich, 
daß der Verf. in weiser Erkenntnis der ihm zur Zeit noch gesteckten Grenzen 
darauf verzichtete. Jedenfalls hätte er damit wirklich etwas Neues bieten 
können, denn eine zusammenfassende Darstellung dieser Art ist noch nicht 
geschrieben. In der vorliegenden Form hätte das Werk auch geraume Zeit 
vor Kriegsausbruch erscheinen können und stellt neben tüchtigen älteren 
Arbeiten keinen Fortschritt dar. Paul Leutwein. 


Carl Peters, Afrikanische Köpfe. Charakterskizzen aus der neueren Ge- 
schichte Afrikas. Berlin 1915. Ullstein & Co. 268 S. 


Dieses neuste Buch aus der Feder des vielumstrittenen Kolonialpolitikers 
gehört zu den besten Leistungen seiner schriftstellerischen Tätigkeit. Litten 
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seine Arbeiten über die Begründung Deutsch -Ostafrikas unter einem allzu 
aktenmäßigen Verfahren, weil Peters eine solche Methode offenbar für ob- 
jektive Geschichtschreibung hielt, so kamen bei diesen „Charakterskizzen aus 
der neueren Geschichte Afrikas“ solche — im Bewußtsein seiner historischen 
Verantwortung vor dem Urteil der Nachwelt geübte — Rücksichten glück- 
licherweise nicht in Betracht. Die fünf Charakteristiken Paul Krügers, Cecil 
Rhodes’, Meneliks II. von Abessinien, Emin Paschas und Leopolds II. von 
Belgien bieten daher weit mehr Anschaulichkeit und Leben, als die Petersschen 
Schriften, die seine eigene kolonialpolitische Tätigkeit behandeln. Eine Aus- 
nahme davon macht nur sein Werk über die Deutsche Emin Pascha-Expedition, 
bei der die Enttäuschung über deren politischen Mißerfolg die Feder zu 
mehr Schwung und Lebendigkeit veranlaßt haben dürfte. 

Wohl vermag man im einzelnen keineswegs allen Auffassungen, nament- 
lich den politischen Urteilen, in der vorliegenden biographischen Sammlung 
des Verf. zuzustimmen. Auch wirkt es befremdend, daß die Bitterkeit über 
sein Schicksal den Autor manchmal verleitet, ungünstige Äußerungen anderer 
— z.B. Emins — über die deutsche Kolonialverwaltung und ihre afrikani- 
schen Vertreter als willkommene Nadelstiche kritiklos weiterzugeben. Trotzdem 
muß man es nach der Lektüre des reizvollen Bändchens bedauern, daß der 
Verf. seine Aufgabe auf die genannten fünf afrikanischen Charakterköpfe 
beschränkte und daß er z. B. Brazza und Stanley die Ehre einer Schilderung 
versagte. Besonders bei Stanley hätte Peters dem Historiker späterer Tage wert- 
volle Beiträge zu liefern vermocht zur Beurteilung eines Mannes, der bisher 
nur aus seinen Selbstbiographien oder aus den Panegyriken blinder Anhänger 
bekannt ist. Zudem erscheint die Übergehung Stanleys nicht durch das 
Programm gerechtfertigt, nach dem Peters seine Auswahl getroffen hat; denn 
zweifellos gehörte Stanley nicht zu den Afrikareisenden, die aus Forschungs- 
trieb den dunklen Erdteil aufsuchten, sondern zu den ausgesprochenen Kolonial- 
politikern, was Peters (S. 19) indirekt selbst zugibt. Daß Verf. außerdem 
von seinen biographischen Skizzen auch so eminent wichtige Figuren, wie 
Cromer und Kitchener ausschloß, ist in einer Zeit, in der die Bedeutung Ägyptens 
mehr denn je im Mittelpunkt der Erörterung steht, lebhaft zu beklagen. 
Allein, der Verf. sucht diesen Mangel dadurch zu rechtfertigen, daß die Er- 
oberung Nordafrikas „im Grunde ein Kapitel der europäischen Politik“ sei. 
Vielleicht wollte er auch nur Persönlichkeiten behandeln, die der „Geschichte“ 
angehören — aber bietet die Peterssche Auswahl nicht dennoch Schilderungen, 
die Männern der Zeitgeschichte und nicht der „Historia Arcana“ gewidmet 
sind, Männern, deren Schicksal ohne die genaue Kenntnis der quellenmäßig 
noch gar nicht faßbaren politischen Beziehungen der großen Mächte schwer 
zu erklären ist? Müßte bei solchen Bedenken nicht auf jede Biographie von 
Persönlichkeiten der Zeitgeschichte verzichtet werden? Hätte Peters diese 
verfehlte Logik !) E so wären uns zahlreiche selbstbeobachtete Züge 
im Charakter seiner „afrikanischen Köpfe“ verloren gegangen, die der Hi- 
storiker nur ungern missen würde. 

Besonders wertvoll ist die Peterssche Charakteristik des Burenpräsidenten 
Paul Krüger, die für die historische Synthese um so notwendiger erscheint, 
als die englische Verunglimpfung dieses Mannes (z. B. in der Rhodesbiographie 
von Sir Lewis Michell) auch in Deutschland bereits ihre Wirkung auszuüben 
begann. Aus allerhand bekannten und unbekannten Elementen weist Peters 
die sittlichen Fundamente dieser männlichen Persönlichkeit auf, die im Kampfe 
mit der List und Skrupellosigkeit britischer Politik unterliegen mußte. Da- 
neben steht, aus ganz anderem Holz geschnitten, Cecil Rhodes als der geniale 
Imperialist, dessen geschichtliche Größe in keiner Weise durch die Gegen- 
überstellung seines Antipoden Krüger beeinträchtigt wird. Peters ist der 
Ansicht, daß Rhodes den Bruch mit den Buren, für die er große Sympathien 
gehabt, nicht gewünscht habe, und daß ihm erst Jameson mit seinem welt- 


1) Vgl. hierzu die lehrreiche Schrift von Justus Hashagen, Das 
Studium der Zeitgeschichte. Bonn 1915. Friedrich Cohen. 
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bekannten Einfall das Konzept einer friedlichen Unterwerfung Transvaals 
verdorben habe. Der Krügerdepesche mißt Verf. (S. 75) die übliche, sicher- 
lich übertriebene Bedeutung bei (vgl. dagegen etwa Oncken in „Deutschland 
und der Weltkrieg“, S. 471). 

Mit Menelik verbanden Peters offenbar keinerlei persönliche Beziehungen, 
weshalb dieser Teil der Sammlung besonders stark auf den vorhandenen, im 
Anbang zitierten Quellen aufgebaut ist. Überaus lehrreich ist dagegen die 
Charakteristik Emin Paschas, dem Peters auf Grund intimster Kenntnis seine 
rückhaltlose Anerkennung als Mensch, Forscher und Kolonialpolitiker zuteil 
werden läßt. Sowenig damit auch das letzte Wort über Emins mysteriöse 
Persönlichkeit gesprochen sein mag, so wird doch neben seiner weitverbreiteten 
mißgünstigen Beurteilung aus Stanleys schreiblustiger Feder die Peterssche 
Charakteristik so lange ein wichtiges Gegengewicht zu bilden haben, bis die 
völlige Bewältigung seiner umfangreichen Tagebücher ein abschließendes 
Urteil zuläßt. 

Wie sehr der Historiker der Zeitgeschichte sich künftig vom britischen 
Urteil auch über kolonialpolitische Persönlichkeiten freizumachen hat, lehrt 
außerdem die Peterssche Charakteristik Leopolds II., dessen Lebenswerk von 
England verdammt wurde, sobald seine „internationale“ Kongogründung sich 
zu einer einträglichen Kolonie entwickelte, die England mit steigendem Un- 
behagen in „fremden“ Händen sah. Wie immer setzte die öffentliche Meinung 
Deutschlands auf die falsche Karte, als sie sich der englischen Hetze gegen 
die stark übertriebenen „Kongogreuel“ anschloß: mit dem Erfolg, daß Belgien, 
der Erbe der Leopoldinischen Kolonie, in Deutschland den eigentlichen Feind 
belgischer Machtentfaltung sah. Es braucht nicht ausgeführt zu werden, 
wie England diese belgische Mißstimmung gegen Dentschland auszunutzen 
verstand; es genügt vielmehr, gerade auf diese Partien der Petersschen Schrift 
nachdrücklichst hinzuweisen. Allerdings vermag ich die Politik, die Verf. 
dem Begründer des Kongostaates nachträglich vorzuschlagen beliebt (S. 256), 
um ihm die Mittel zu zeigen, mit denen er den Angriffen gegen seine Ver- 
letzung der Kongoakte hätte begegnen können, nicht als Erfolg verheißend 
anzusehen. Hätte nämlich der König im Kongostaat nicht das Fait accompli 
vorgezogen, sondern die Mächte — wie Peters rät — erst um Bewilligung 
einer ınonopolistischen und schutzzöllnerischen Politik zur Verwirklichung 
seiner großen Pläne am Kongo ersucht, so würde er diese Zustimmung nie 
erhalten haben, weil sich die Mächte einmütig zu einem völkerrechtlich 
sanktionierten Bruch der Kongoakte sicherlich nicht verstanden haben würden. 
So aber wußte Leopold, daß Belgien das Zünglein an der Wage der 
großen Politik bildet, das England niemals zur Neigung nach der Seite des 
verewigten Dreibundes veranlaßt haben würde, was durch englischen Ein- 
spruch in Kongofragen zweifellos ermöglicht worden wäre. Leopold wagte 
daher ohne fehlzugreifen die vollendete Tatsache mit dem bedauerlichen Erfolg, 
daß sie gerade in Deutschland besonders angefochten wurde. Auch hier 
liegt ein psychologisches Moment zur Vorgeschichte des Weltkrieges, das 
nicht unterschätzt werden sollte. Maximilian von Hagen. 


Lukas Schwahn, Die Beziehungen der katholischen Rheinlande und 
Belgiens in den Jahren 1830—40. Ein Beitrag zur Vorgeschichte der 
kirchlichen und politischen Bewegung unter den rheinischen Katholiken 
(Band XI der Straßburger Beiträge zur neueren Geschichte hrg. von 
Martin Spahn). Straßburg 1914. Herder. 208 S. 

Die vorliegende Untersuchung des politischen Lebens der Rheinlande 
und Belgiens von 1830—40 will besonders die Wechselbeziehungen beider 
Länder in dieser Zeit etwas heller beleuchten und beschränkt sich dabei 
eigentlieh auf die Zeit zwischen den beiden bewegenden Ereignissen dieser 
Epoche, der belgischen Revolution von 1830 und dem Kölner Ereignis von 
1837 mit dessen unmittelbaren Folgen. Sie zeigt, wie die vor 1830 beste- 
henden beiden belgischen Parteien der Katholiken und Liberalen sich 1828 
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zu einer Union zusammenschlossen, um Belgiens Lostrennung und Verselb- 
ständlichung zu erkämpfen, wie aber nach der Errichtung des belgischen 
Staates die Union wieder zerfiel. Schon 1832 löste sie sich auf und drei 
neue Gruppen entstanden: eine revolutionär-demokratische Gruppe 
von de Potter gegründet, von Bartels geleitet, mit ihrem Hauptorgan „Belge“; 
während de Potter von Paris aus den Anschluß Belgiens an Frankreich 
forderte, agitierte Bartels bis 1837 geheim, dann offen für eine belgisch- 
rheinische Konföderation. Die katholisch-demokratische Gruppe 
suchte hauptsächlich in Flandern eine Politik im Geiste Lamenais’ fortzusetzen 
und verbreitete ihre Ideen besonders durch das „Journal des Flandres“. Die 
einflußreichste jedoch war die klerikale Partei, deren geistiges Haupt, 
der Lütticher Bischof Cornelius van Bommel, sich die Freiheit und Macht 
der Kirche zum Ziel gesteckt hatte. Sie besonders verlegte ihre Agitation 
bis in die Rheinlande; durch zwei Organe, den ,Courrier de la Meuse“ und 
die Monatsschrift „Journal historique et littéraire“, gewann sie den nach- 
haltigsten Einfluß in Belgien und den Rheinlanden. Unter diesen Einflüssen 
und durch den Grenzverkehr in steter gegenseitiger Fühlung entstanden inr 
Rheinlande lokale Parteigruppierungen mit dem Schlagwort „Die Freiheit 
wie in Belgien“ als Programm; sie selbst nannten sich ultramontan und ver- 
breiteten ihre Ideen namentlich in drei Organen, der „Kath. Kirchen-Zeitung“ 
in Aschaffenburg, dem „Religionsfreund“ in Würzburg und besonders im 
„Katholik“. Ihre Führer waren zumeist Geistliche, die überdies durch Pre- 
digten und Missionen für die Verbreitung ihrer Ideen sorgten. Droste- 
Vischering galt den Ultramontanen diesseits wie jenseits als die Verkörperung 
ihrer Ideen, der, ohne selbst direkte Beziehungen zu Belgien zu unterhalten, 
tatsächlich eine grundlegende Änderung in den Rheinlanden im Sinne der 
belgischen Ideen von Staat und Kirche anstrebte (S. 91). Von Belgien aus 
wurde ein heftiger Federkrieg gegen die preußische Kirchenpolitik betrieben, 
der nach dem Kölner Ereignis sich bis zur Aufhetzung zu gewaltsamem 
Widerstand steigerte, im Rheinlande führten die ultramontanen Häupter auf 
Kanzeln und in Schriften aller Art gegen Hüsgen und das Kölner Kapitel 
einen um so heftigeren Kampf, als sie sich durch Korrespondenzen und 
Allokutionen von Rom aufgemuntert fühlten. Diesen Agitationen gegenüber, 
die von Belgien aus direkt zum Aufruhr aufforderten, verhielt sich die 
rheinische Bevölkerung bis 1837 fast ganz passiv und seit dem Kölner 
Ereignis wohl interessierter, doch ohne nachhaltig widersetzlichen Charakters; 
selbst der wieder neu auflebenden Konföderationsidee brachte sie eine ab- 
lehnende Haltung entgegen; das Volk blieb allen Agitationen zum Trotz 
loyal, und mit 1839 war die alte Ruhe wiederhergestellt. 

Der Verfasser hat mit einer Fülle von Material aus der Literatur dieser 
Epoche eine außerordentlich fleißige, mit philologischer Akribie gearbeitete, 
wertvolle Untersuchung geliefert, die mehr ist als eine Dissertation und be- 
sonders deshalb gerühmt zu werden verdient, weil sie überall den Fragen 
bis ins kleinste nachging. Freilich gestaltet die gewissenhafte Rechenschafts- 
abgabe beinahe über jeden Satz die Lektüre nicht gerade angenehm, doch das 
mag dem Chrakter als Untersuchung zu gut gehalten werden. Bei der Gründ- 
lichkeit der Arbeit, frei von jeder Voreingenommenheit, ist es zu begrüßen, 
daß uns bald eine gleiche Untersuchung der Beziehungen zwischen Rheinland 
und Frankreich aus derselben Feder bevorsteht. Rich. Aug. Keller. 


Alessandro Bonucci, Il fine dello Stato. Roma 1915. Athenaeum. 456 S. 


Das Buch spricht auf jeder Seite, in seinen Quellen und in seiner 
Systematik, von eingehender Beschäftigung des Verf. mit deutscher Staats- 
lehre; nach Aristoteles und Plato und später Spinoza, neben Locke und 
Hobbes sind es Leibniz, Kant, Fichte, Hegel und dann wieder Marx und 
Engels, aus deren Schriften er hauptsächlich schöpft. Aber das Ergebnis 
ist natürlich vom italienischen Temperament bestimmt. Bonucci ist nicht ein 
so naiver Nationalist wie Ravá in seinem kürzlich im gleichen Verlag er- 
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schienenen „Stato come organismo etico“; aber auch er ist in seinem Werk 
immer von der bedrohlichen Vorstellung eines jederzeit zu erwartenden 
Leidenschaftsrausches beherrscht, der alle ruhigen Überlegungun eines ge- 
setzten Staatsziels zu nichte macht, der aber so natürlich und naheliegend 
ist, daß sogar die Theorie mit ihm rechnen muß. Diese anarchischen Triebe 
in den Staat hinein zu systematisieren hat auch Bonucci nicht vermocht. 
Aber die Sätze, in die sein Buch ausklingt, sind wenigstens ein rhetorischer 
Versuch dazu; es klingt sehr zeitgemäß, wenn er sagt s' hanno talvolta tempi 
nei quali piü urgenza & di bisogni prepotenti, quelli da cui le passioni pro- 
rompono e s’impongono pure ai piü eletti. Sono i momenti della storia in 
cui la vita progressiva & solcata da pausa; & lotta urgente dello spirito colle 
necessitá relative, lotta in cui esso puó per un istante soccombare e farsi 
tutto una cieca passione. . . . Aber selbst in solcher Zeit ist im Grund die 
Richtung auf das Ziel des Staats, meint er, nicht verloren; das Ziel schlechthin, 
die Unterwerfung aller äußeren Dinge unter den Geist, wird aufgehalten, 
aber der Geist selbst nimmt gerade in solchen Kämpfen mit der physischen 
Gewalt seine äußerste Kraft zusammen, sein Wille macht, je weiter das Ziel 
entfernt scheint, um so verzweifeltere Anstrengungen, ihm näher zu kommen: 
diesem Ziel, das für den Geist mit der endgültigen Herrschaft über die 
Materie zugleich auch die Aufhebung des Willens bedeuten würde. Aber 
behaupten nicht jene anarchistischen Leidenschaftsbewegungen gerade, daß sie 
Früchte des Geistes seien, Gegenstöße gegen den Druck blinder äußerer Gewalt? 

Bonucci bat scharf zwischen der Wirklichkeitsaufgabe des Staats und 
dem idealen Zweck des Staats geschieden (fine reale — fine ideale); diese 
Scheidung fällt ihm mit dem bei den Jungitalienern so beliebten Gegensatz 
zwischen der juristischen und der ethischen Auffassung des Staats zusammen 
(S. 273); erst aus den Betrachtungen über den Sinn, den der Staat haben soll, 
nicht aus der Erkenntnis der Aufgaben, die er erfüllen kann, erwächst auch 
für Bonucci der Staatsbegriff. Il problema della giustificazione dello Stato e 
del suo fine ideale, & dunque problema che non si risolve se non ricercando 
la loro necessitá assoluta, quella che il fine ideale immediatamente rifletta 
dal fine della vita, e lo Stato mediatamente da questo, ove sia dimostrata 
la necessità sua per il suo fine ideale. Der Staat und sein idealer Zweck 
brauchen sich gegenseitig: der Staat den Zweck, den er haben muß um 
existieren zu können; der Zweck den Staat, weil er durch ihn am besten 
erreicht werden kann, und wenn die Notwendigkeit der letzteren Art, die 
des Staates als Mittel zum Zweck eine reale und natürliche ist, so ist die 
Notwendigkeit des Zweckes für den Staat eine ethische (S. 327). Jeder Wille 
ist notwendigerweise darauf gerichtet, räumliche und zeitliche Beschränkungen 
zu überwinden, die ihm entgegenstehen (S. 333 f.; die alte irrtümliche 
Umkehrung des Satzes, daß die Vollkommenheit und Ewigkeit keinen Willen 
mehr übrig läßt). Der Mensch will das „non: io“ überwinden, es sich ein- 
verleiben, oder anders ausgedrückt im ganzen (in Gott) aufgehen; dann erst 
ist sein Glückstand erreicht (vgl. besonders S. 344 f. in dem Abschnitt über 
die „fiduciosa costanza“), die Befreiung vom Relativen der umgebenden Ver- 
hältnisse vollzogen, die Autonomie erreicht. Und nun wird nicht etwa dieses 
Ziel des einzelnen auf den Staat übertragen, so, daß der einzelne Staat gleicher- 
maßen streben müßte in der Welt aufzugehen; vielmehr soll der Staat dem 
einzelnen das beste Mittel zur Erreichung jenes individuellen Zieles sein, und 
andererseits der Staat sich kein anderes Ziel setzen können als „la garanzia 
e l’accrescimento delle possibilità individuali, ch’ è quanto dire della liberta 
individuale” (S. 346). Die Folgerungen, die der Verf. daraus dann für die 
äußere Politik, für das von ihm verneinte Recht zur „Intervention“ d. h. für 
die Berechtigung der Verteidigungskriege zieht, sind sehr bemerkenswert, 
wie denn überhaupt das Buch als ernste wissenschaftliche Leistung zu bewerten 
ist. Daß Leute wie Bonucci im heutigen Italien Prediger in der Wüste sind, 
nimmt ihrer Arbeit nichts vom inneren Verdienst. 


Albrecht Mendelssohn Bartholdy. 
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Abhandlungen 





vi. 


Italien, der pápstliche Stuhl und die Lósung der 
rómischen Frage 
Von Maximilian Claar 


Als im Mai 1915 Italien durch seinen Entschluf am Welt- 
krieg teilzunehmen die innerhalb seiner Grenzen wohnenden 
Deutschen und Österreicher zum raschen Verlassen des Landes 
zwang, war ich einer freundlichen Einladung der Herren Heraus- 
geber dieser Zeitschrift zufolge mit einer Abhandlung beschäftigt, 
die die gesamte Lage und politische Betätigung der italienischen 
Katholiken vom Untergang des Kirchenstaates bis zur Gegen- 
wart einer eingehenden Erörterung unterziehen sollte. Außere 
und innere Gründe machten die Vertagung einer solchen Ver- 
öffentlichung nötig, da ich einerseits das Material in Rom 
zurücklassen mußte, während andrerseits schon damals sich am 
Horizont die Wahrscheinlichkeit abzeichnete, daß eine zusammen- 
fassende Behandlung des genannten Themas nach dem Welt- 
krieg mit einem natürlichen Abschluß der Bewegung werde 
rechnen können, die am 20. September 1870 eingesetzt hatte. 
Ich habe daher eine weitere freundliche Einladung der Herren 
Herausgeber gerne angenommen, aus der Erörterung über die 
politische Geschichte des italienischen Katholizismus in den 
letzten Jahrzehnten die historischen und staatsrechtlichen Par- 
tien auszuscheiden und der späteren zusammenfassenden Be- 
handlung vorzubehalten, hingegen schon heute in eine Be- 
trachtung darüber einzutreten, wie sich die Beziehungen 
zwischen Italien und dem päpstlichen Stuhl im Zusammenhang 
mit der Lösung der sogenannten römischen Frage und mit 
dem Weltkrieg beurteilen und analysieren lassen. Diese kurze 
Vorbemerkung ist erforderlich zum Verständnis der vorliegenden 
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Arbeit, die sich also nicht zur Aufgabe setzt, auf wissen- 
schaftlicher Grundlage einen Überblick über die Geschichte 
der jüngstvergangenen Jahrzehnte in dieser Frage zu geben, 
sondern die aus dieser Frage das polititisch-aktuelle Moment 
herausheben und auf die geschichtliche Entwicklung nur so- 
weit zurückkommen will, als dies zum Verständnis der Gegen- 
wart und der möglichen Lösungen der römischen Frage in 
der Zukunft erforderlich ist. Die vielfache Behandlung, die 
die römische Frage seit einem Jahre in Büchern, Schriften, 
Aufsätzen und Zeitungsartikeln erfahren hat, erweckt auf den 
ersten Blick den Eindruck, daß sich zwei unvereinbare An- 
schauungen gegenüberstehen. Die eine, die ich als die streng 
katholische bezeichnen möchte, die aber heute aus politischen 
und opportunistischen Gründen auch von ganz anders gesinnten 
Elementen verfochten wird, sucht die römische Frage als ein 
Problem hinzustellen, das seit dem 20. September 1870 niemals 
aufgehört hat in gleicher Schärfe zu bestehen wie heute. Die 
entgegengesetzte Auffassung, die als die offiziell-italienische 
anzusprechen ist, leugnet andererseits, daß es eine römische 
Frage gibt, seitdem Italien mit dem Garantiegesetz vom 
13. Mai 1871 die Beziehungen zwischen dem Eroberer Roms 
und dem päpstlichen Stuhl nach seiner Anschauung endgültig 
geregelt hat. Wer die viereinhalb Jahrzehnte überblickt, die 
von 1871 bis 1915 verflossen sind, der wird aber nicht umhin 
können, zu bemerken, daß zwar die römische Frage im Gegen- 
satz zur offiziellen Ansicht Italiens niemals aufgehört hat, zu 
bestehen, daß aber auch andrerseits die Beziehungen der italie- 
nischen Katholiken zum Königreich Italien unabhängig von 
dem Hauptkern der römischen Frage sich ständig fortentwickelt 
haben, so daß wir auch für die Entwicklung der römischen 
Frage selber zwischen 1871 und 1915 mehrere ziemlich scharf 
voneinander getrennte Perioden zu unterscheiden haben. Der 
päpstliche Stuhl hat offiziell niemals jenen Standpunkt verlassen, 
den er gleich nach dem Untergang des Kirchenstaates, sowohl 
mit der Ablehnung des italienischen Garantiegesetzes als mit 
dem Erlaß jener Bulle ‚non expedit“ eingenommen hat, die den 
italienischen Katholiken jede Beteiligung am politischen Leben 
ihres Vaterlandes untersagte. Noch heute ist der neugewählte 
Papst außerdem gleich nach seiner Wahl verpflichtet, dem 
Kardinalskollegium gegenüber offiziell den gleichen Standpunkt 
zu betonen. Endlich fehlt noch heute jede direkte Beziehung 
zwischen dem Königreich Italien und dem päpstlichen Stuhl 
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ebenso wie am Tage der Einnahme Roms; folglich kann das 
Barometer für den jeweiligen Stand der römischen Frage nicht 
das Verhältnis zwischen Quirinal und Vatikan selber sein, 
sondern nur die allmähliche Entwicklung der Gesamtstellung 
des italienischen Katholizismus gegenüber dem Königreich. 
Infolgedessen bezieht sich auch die Bemerkung von den ver- 
schiedenen Perioden, die sich zwischen 1871 und 1915 unter- 
scheiden lassen, naturgemäß in erster Linie auf dieses bisher 
viel zu wenig im einzelnen beobachtete und in seiner Ent- 
wicklung verfolgte und behandelte Problem. Es ist aber nur 
anscheinend eine Abweichung von der Behandlung der römischen 
Frage selber, wenn wir versuchen wollen, uns in Kürze klar- 
zumachen, wie der Vatikan seit 1871 seine tatsächliche Politik 
gegenüber dem Königreich Italien hat allmählich de facto ein- 
schränken und schließlich Stück für Stück niederreißen müssen, 
auch wo er, wie stets, de jure bei den früheren Grundanschau- 
ungen geblieben ist. Nur wer von den wirklichen Verhältnissen 
in Rom keine Ahnung hat, kann sich heute die Vorstellung 
bilden, daß die römische Frage gelöst werden könnte, ohne die ` 
allerdirekteste Berücksichtigung der wirklichen Verhältnisse, wie 
sie sich im Königreich Italien seit 1871 herausgebildet haben. 
Und andrerseits kann man sich nur dann vor verhängnisvollen 
Irrtümern und Illusionen hinsichtlich der Lösungsmöglichkeiten 
der römischen Frage bewahren, wenn man diese tatsächlichen 
Verhältnisse innerhalb des Faktorenkreises, der die Ent- 
schließungen der Kurie und des Königreiches Italien bestimmt, 
in ganz anderer, präziserer Weise wertet und berücksichtigt, als 
es bisher in fast allen historischen, theologischen und juristischen 
Behandlungen der Frage geschehen ist. 


I. 

Als in den ersten Monaten des Jahres 1878 nicht nur der 
greise Papst Pius IX., sondern auch der noch in der Fülle 
seiner Lebenskraft stehende König Viktor Emanuel II. aus dem 
Leben abberufen wurden, da herrschte vielfach in Italien die 
Ansicht vor, daß das Verschwinden des Re Liberatore und 
des letzten Papa-Re von der Schaubühne einer Lösung der 
römischen Frage im Sinne einer Verständigung zwischen Italien 
und dem Vatikan die Wege ebnen könnte, während dies während 
der sieben Jahre vom Untergang des Kirchenstaates bis zum 
Tode Pius’ IX. dank der absoluten Intransigenz des Papstes 
unmöglich gewesen war. Obwohl sich in Italien die Legende 
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erhalten hat, daß auch zwischen 1871 und 1878 ein persönlicher 
Geheimverkehr durch Vermittlung vertrauter Adjutanten des 
Königs mit dem Papste bestanden habe, so hat doch auch, falls 
daran etwas Wahres sein sollte, der Papst sich niemals aus der 
Stellung herausdrängen lassen, die er mit der schroffen Ab- 
lehnung der neuen Ordnung, mit der Verweigerung der Aner- 
kennung des Garantiegesetzes und mit der Bulle ‚non expedit“ 
eingenommen hatte, gar nicht zu reden von der Exkommunikation, 
die deshalb eine geringere Rolle spielte, weil König Viktor Ema- 
nuel II. auf seine persönlichen Beziehungen zur Kirche keinen 
Wert legte. Die Erwartung, daß es nun den beiden neuen Männern, 
dem König Umberto I. und dem Papst Leo XII., möglich 
sein werde, da bei ihnen die persönliche Verbitterung des Jahres 
1870 wegfiel, zu einem Frieden zu gelangen, schien in den ersten 
Jahren des neuen Pontifikates zwar nicht in Erfüllung zu gehen, 
aber sie wurde auch durch die Gesamtrichtung der vatikanischen 
Politik nicht geradezu entscheidend enttäuscht. Was König 
Umberto betraf, so war er kirchlich zwar nicht so indifferent 
wie sein Vater, er war aber auch andrerseits nicht geneigt, aus 
religiösen Momenten heraus, wie sie eher seiner Gattin Margherita 
am Herzen lagen, Konzessionen zu machen, die ihn in einen 
Widerspruch zu der traditionellen Richtung der savoyischen 
Risorgimento- und Einigungspolitik gebracht hätten. Dazu kam 
noch, daß, auch wenn er zu solchen Zugeständnissen grund- 
sätzlicher Natur geneigt gewesen wäre, ihm die Tatsache hindernd 
im Wege stand, daß im Königreich Italien seit dem Sturze der 
Rechten vom März 1876 die Leitung der Staatsgeschäfte in den 
Händen der ausgesprochen antiklerikalen Linken lag, deren 
Führer Benedetto Cairoli, Giuseppe Zanardeili und Francesco 
Crispi damals im Bewußtsein ihrer eigenen Machtfülle sogar 
geneigt waren, sich vom Cavourschen Satz „Freie Kirche im 
freien Staat“ zu entfernen und die Wege einer ausgesprochen 
antikirchlichen Gesetzgebung zu beschreiten. Diese Dispositionen 
der leitenden Männer des Königreiches schlossen also eine Ver- 
söhnung mit dem Vatikan, bei der der päpstliche Standpunkt 
durch Zugeständnisse hätte modifiziert werden sollen, von vorn- 
herein aus; im Gegensatz dazu aber wäre der König selber und 
auch ein Teil der maßgebenden Faktoren der italienischen Politik 
einem modus vivendi geneigt gewesen, der, ohne das tatsäch- 
liche Ergebnis des 20. September 1870 irgendwie zu verschieben, 
es dem Königreich Italien ermöglicht haben würde, der in tausend 
kleinen und kleinsten Fragen sich lästig bemerkbar machenden 
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Feindseligkeit der hohen und niedrigen Geistlichkeit ein Ende 
zu bereiten und darüber hinaus zu verhindern, daß sich das 
Ansehen des päpstlichen Stuhles noch weiterhin im Auslande 
gegen die Interessen und die Politik Italiens geltend mache. 

Im Vatikan wiederum schien manches Element in der ersten 
Periode des Pontifikates Leo XIII., die man im Hinblick auf 
unser Thema auf die Jahre 1878—1887 beschränken kann, 
einer Annäherung geneigt, die praktisch und ohne grundsätz- 
liche Zugeständnisse ermöglicht haben würde, den inneren Zwist 
zwischen den Italienern in ähnlicher Weise zu beseitigen, wie 
dies auf dem Gebiete der politischen Betätigung zwischen 1904 
und 1914 tatsächlich erfolgt ist. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob die im Jahrzehnt vor dem Weltkrieg erzielten Ergebnisse 
25 oder 30 Jahre früher hätten erzielt werden können, als in 
der Hauptsache noch die Generation vorwaltete, in die die 
Einigungskämpfe des neunzehnten Jahrhunderts ihre Verbitte- 
rung hineingetragen hatten und von der sich ein großer Teil, 
namentlich auf seiten des Vatikans und der Geistlichkeit ver- 
pflichtet fühlte, an den Anschauungen der Zeit von 1849—1870 
festzuhalten. Jedenfalls aber ist die Periode, die nach der keine 
Spuren hinterlassenden kurzen Wirksamkeit der Staatssekretäre 
Franchi und Nina durch das Staatssekretariat des Kardinals 
Jacobini gekennzeichnet ist (1880—1887), einem Verständigungs- 
gedanken günstiger gewesen als irgendeine andere zwischen 
1870 und 1903. Kardinal Jacobini selber war von Natur ein 
zur Milde und Versöhnlichkeit geneigter Kirchenfürst, wie das 
ja auch Deutschland anläßlich der Beseitigung der Trümmer 
des Kulturkampfes, anläßlich der Annäherung an Bismarck bei 
dem päpstlichen Schiedsrichteramt in der Karolinenfrage und 
anläßlich des noch kurz vor seinem plötzlichen Tode von Jacobini 
unternommenen Versuchs einer Beeinflussung des Zentrums in 
der Septennatskrise hat erkennen können. An einer Politik, 
die auf geradem Wege einer Verständigung mit Italien zu- 
gestrebt haben würde, hinderte Jacobini außer der großen Zurück- 
haltung Leos XII. in dieser Frage die Tatsache, daß die über- 
wiegende Mehrheit des Kardinalkollegiums noch aus den alten 
unversöhnlichen Gegnern der „piemontesischen Kirchenräuber“ 
bestand. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß jener einzige 
wirkliche Verständigungsversuch, der sich in den Jahren 1888 
bis 1892 an die Namen der Kardinäle Galimberti, Capecelatro 
und Hohenlohe, sowie des Abtes Tosti von Monte Cassino 
knüpft, in seinen Wurzeln zurückreicht eben in die Periode des 
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Staatesekretariats Jacobini und daß vielleicht dieser Verstän- 
digungsversuch ein besseres Ergebnis gehabt hätte ohne den 
schwerwiegenden Wechsel in der Persönlichkeit des päpstlichen 
Staatssekretärs, der nach Jacobinis unerwartetem Tode im Jahre 
1887 erfolgte. 

Als sich Leo XIII. entschloß, den bisherigen Nuntius am 
Madrider Hofe, Monsignor Mariano Rampolla del Tindaro, mit 
dem Purpur zu schmücken und ihm das Staatssekretariat zu 
übertragen, da vollzog sich eine Wendung, die jeden Gedanken 
einer Annäherung an das Königreich Italien für lange Jahre 
unfruchtbar machen mußte. Es lag das tiefbegründet in der 
Persönlichkeit des neuen Staatssekretärs, in dem ungemessenen 
Einfluß, den er auf den Papst trotz dessen geistig überragender 
Eigenschaften erlangte, und in der Gesamtgestaltung, die der 
zum Leiter der Kurienpolitik gewordene sizilianische Aristokrat 
dieser auf allen Gebieten zu geben suchte und zu geben wußte. 
Es sei hier gestattet, eine Frage aufzuwerfen, die nicht im 
Rahmen unseres heutigen Themas gelöst werden kann, wenn 
überhaupt eine Lösung möglich ist, bevor einst die Archive 
das Material über die Wirksamkeit des Staatssekretärs Rampolla 
der historischen Forschung zur Verfügung stellen werden. Zwei- 
fellos ist Kardinal Rampolla nicht nur eine der wichtigsten und 
einflußreichsten, sondern auch eine der größten politisch-diplo- 
matischen Gestalten im letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts 
gewesen. Und es läßt sich nicht absehen, wie sich im ersten 
Viertel des laufenden Jahrhunderts vor dem Weltkrieg manche 
Frage internationaler Politik gestaltet haben würde, wenn Ram- 
polla seinen Lebenstraum sich hätte erfüllen sehen, wenn sich 
beim Konklave vom August 1903 die Tiara auf seinem Haupte 
niedergelassen hätte. Es ist aber eine offene Frage, ob die 
Politik Rampollas als Staatssekretär immer richtig beurteilt 
worden ist und ob nicht etwa sehr schwerwiegende psycholo- 
gische Fehler in der Beurteilung dieser Politik jene opinio 
comunis gegenüber Rampolla in den Zentralreichen herbei- 
geführt haben, der er dann das österreichische Veto vom 
1. August 1903 verdankte. Man hatte sich an der Hand der 
Berichte, die zwischen 1887 und 1903 von den diplomatischen 
Vertretungen am Vatikan nach Berlin, München und Wien 
gerichtet worden sind, allmählich die Überzeugung geschaffen, 
daß der Kardinalstaatssekretär ein ausgesprochener, bewußter 
Anhänger Frankreichs sei, daß er trachte, den Einfluß Deutsch- 
lands und Osterreich-Ungarns in jeder Richtung zu bekämpfen 
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und daß die Ursache dieser seiner Haltung in der intransigenten 
Beurteilung der römischen Frage zu suchen sei, die ihn ver- 
anlaßte, die Verbündeten des kirchenräuberischen Italien als 
die gegebenen Feinde des päpstlichen Stuhles anzusehen. 

Als äußere Beweise für diese Auffassung hat man nicht 
nur seine Haltung in einer Reihe von politischen und kirchen- 
politischen Tagesfragen angesehen, sondern namentlich auch die 
systematischen Schwierigkeiten, die er der Ernennung deutscher 
und österreichischer Kardinäle machte, während Frankreich, 
das in den neunziger Jahren, wie die Dreifusaffäre gezeigt hat, 
vor dem Versuche einer zielbewußten Klerikalisierung seiner 
inneren Politik stand, durch Rampolla in jeder Hinsicht in 
seinen Interessen beim päpstlichen Stuhle gefördert wurde. 
Gewiß, die Tatsachen sind unbestreitbar und die Dienste, die 
die Vertretung Frankreichs im Kardinalskollegium und zum 
Beispiel die Anwesenheit eines so temperamentvollen franzö- 
sischen Kurienkardinals wie Matthieu, der Sache der Republik 
geleistet haben, sind ebenso zweifellos, wie die Tatsache, daß 
Deutschland und Osterreich-Ungarn es unter Rampolla niemals 
zu einer wirklich angemessenen Vertretung im Kardinalskollegium 
bringen konnten. Ist es aber mehr als eine sich auf den diplo- 
matischen Berichten der Zeit aufbauende Vermutung gewesen, 
daß alles das geschah, weil Rampolla ein Anhänger Frankreichs 
und ein Gegner des Dreibundes und seiner Mitglieder war? 
Wir können, wie gesagt, diese Frage heute weder abschließend 
noch auf irgendwelcher wissenschaftlichen, historiographischen 
Basis beantworten. Es liegen aber heute (und das darf im 
Rahmen eines politischen Aufsatzes gesagt werden) sehr schwer- 
wiegende Anzeichen dafür vor, daß damals die Figur und die 
Politik Rampollas wesentlich falsch beurteilt worden sind. Es 
scheint, als sei diese Politik, namentlich in dem Jahrzehnt, das 
dem Tode Leo XIII. vorausging, in erster Linie persönlich- 
egoistische Konklavepolitik gewesen, bei der die grundsätzlichen 
Anschauungen über die politischen Fragen eine weit geringere 
Rolle spielten, als man angenommen hat. Rampolla hat na- 
ınentlich die Vermehrung der französischen, spanischen und 
portugiesischen Kardinäle deshalb angestrebt, weil es ihm darauf 
ankam, bei dem kommenden Konklave eine sichere Partei zu 
haben, die imstande sein würde, ihm auch dann die Tiara zu 
sichern, wenn die mannigfachen Reibungen, die zwischen dem 
allmächtigen Staatssekretär und den italienischen Kurienkar- 
dinälen an der Tagesordnung waren, wesentliche Teile der letzteren 
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bestimmen sollten, sich gegen ihn zu wenden. Und da er andrer- 
seits von den deutschen und österreichischen Kardinälen sich 
keiner Hilfe beim Konklave versehen konnte, vor allem deshalb, 
weil er die Einwirkung des verbündeten Italien auf sie zu 
fürchten hatte, so lag es ihm am nächsten, die Vertretung der 
Länder im Kardinalskollegium zu fördern, auf deren Stimmen 
er zählen konnte und die Zahl seiner Gegner in einem künftigen 
Konklave durch die Schwierigkeiten bei der Kreierung neuer 
Purpurträger zu vermindern. Wenn das also nur eine Nuance 
hinsichtlich der Motivierung seiner Feindseligkeit gegenüber 
den Zentralreichen zu sein scheint, so ist es doch andrerseits 
tatsächlich ein großer praktischer Unterschied, insofern eine 
rechtzeitige Erkenntnis der wahren Motive Rampollascher Politik 
den Zentralreichen gestattet haben würde, den Kardinal von 
der Überflüssigkeit seiner Besorgnisse zu überzeugen und da- 
durch ein Pontifikat Rampolla gerade mit Hilfe der deutschen 
und österreichischen Stimmen vorzubereiten. 

Es würde heute zu weit führen, wenn wir skizzieren 
wollten, welche Vorteile ein Papst von Rampollas überragender 
Bedeutung der deutschen Politik im Jahrzehnt vor dem Welt- 
krieg hätte bringen können, wenn dieser Papst gerade während 
einer Periode wachsender Entfremdung zwischen Italien und 
seinen Verbündeten im Stande gewesen wäre, durch seine 
politische Tätigkeit der Umklammerung der Zentralreiche 
durch den Dreiverband entgegenzuarbeiten, während Pius X. 
absolut zu keinem Eingreifen in die Welthändel zu bestimmen 
war. Ich begnüge mich heute darauf hinzuweisen, daß 
das österreichische Veto, das am 1. August 1903 die Ram- 
pollasche Niederlage im Konklave herbeiführte und das 
man damals in Deutschland und Österreich als einen wirk- 
lichen Erfolg der eigenen Politik betrachtete, vielleicht sich 
eines Tages als das Gegenteil eines Erfolges herausstellen wird 
und daß auch das Versagen der Diplomatie am päpstlichen 
Stuhl vor dem Konklave von 1903 das Kapitel von den ver- 
säumten Gelegenheiten der deutschen Politik in der Periode 
vor dem Weltkrieg um einen weiteren Abschnitt würde be- 
reichern können. 

Jedenfalls also ist Rampolla gleich nach seinem Amtsantritt 
vom Jahre 1887 nicht nur durch seine Stellungnahme gegen- 
über den Verbündeten Italiens, sondern auch durch seine 
bestimmte Politik gegenüber einem modus vivendi in der 
römischen Frage im Gegensatz zu Jacobini durch die Fest 
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legung zweier Grundsätze aufgefallen. Der erste dieser Grund- 
sätze, die Unverrückbarkeit des Rechtsstandpunktes der Kurie 
auch in den kleinsten Detailfragen hat den Versöhnungsversuch 
der Capecelatro, Galimberti, Tosti sofort erledigt; und die 
schärfste Ungnade war der Lohn derer, die durch die Merk- 
male des Staatssekretariats Jacobini verleitet, geglaubt hatten, 
eine Versöhnung zwischen den feindlichen Gewalten anbahnen 
zu sollen. Den zweiten Grundsatz hat Rampolla nicht formu- 
liert, ehe er nicht von außen ihm nahegelegt wurde. Und 
dieser zweite Grundsatz ist es, an den die Entwicklung des 
italienischen Katholizismus gegenüber dem Königreich Italien 
anknüpfen mußte. Dann unter dem Pontifikat Pius X. fort- 
gebildet und durchgeführt, hat er allmählich die Lage zwischen 
dem Vatikan und dem Quirinal geschaffen, die im Weltkrieg 
die italienischen Katholiken zu begeisterten Patrioten macht, 
ohne daß sich an dem Rechtsverhältnis zwischen der Kurie 
und dem Königreich das mindeste verändert hätte. 

Dieser zweite Grundsatz entsprach der speziellen Begabung 
Rampollas, die sich dahin charakterisieren läßt, daß sie in der 
Politik sich zugleich mit Festigkeit und mit Schmiegsamkeit 
geltend zu machen verstand. Einer solchen Begabung konnte 
nicht entgehen, daß die erste Vorbedingung für jeden politischen 
Einfluß die Beteiligung an den politischen Dingen selber sein 
muß, und daß diese Beteiligung, soweit es sich um das König- 
reich Italien handelte, völlig gelähmt war dadurch, daß die 
Bulle ‚non expedit“ mit ihrem Wablverbot die Katholiken in den 
Schmollwinkel zwang, auch wenn inzwischen ihre Abwesenheit 
ihnen Stück für Stück der Einflußnahme auf das Leben des 
Landes entriß, auf die sie namentlich in Gegenden, wo sie die 
unbeschränkte Mehrheit besaßen, Anspruch erheben zu können 
glaubten. Die Bulle „non expedit“ machte keinerlei Unterschied 
zwischen den politischen, den provinziellen und den kommu- 
nalen Betätigungen der Katholiken im öffentlichen Leben. Daß 
sie festgehalten werden mußte, wo es sich um Sitz und Stimme 
im königlich italienischen Parlament handelte, darüber bestand. 
bei Rampolla nicht der leiseste Zweifel, und er ist dieser An- 
schauung auch bis zum Ende seiner Wirksamkeit im Jahre 1903 
treu geblieben. Hingegen konnte seine praktisch-politische Be- 
gabung nicht übersehen, daß nachgerade die Abwesenheit der: 
Katholiken in den Provinzial- und Gemeindeverwaltungen eine 
Verminderung der Wahrung der katholischen Interessen auf 
den Gebieten der Kirche, der Schule und zahlreichen anderen. 


330 Cilaar, Italien, der päpstliche Stuhl und die Lösung der römischen Frage. 


zur Folge hatte. Man lief Gefahr, bei dem Heranwachsen einer 
Generation, deren kirchliche Gesinnung dem gesamten Geiste 
der Zeiten entsprechend weniger fest gewurzelt und überdies 
durch den Kampf zwischen Italien und dem Vatikan bedroht 
war, infolgedessen eines Tages zu erleben, daß ein großer Teil 
dieser Generation, auch wo die Eltern Katholiken im strengen 
Sinn gewesen waren, das katholische Lager verließ, um sich 
an dem öffentlichen Leben des Vaterlandes beteiligen zu können. 

Ob diese Überzeugung Kardinal Rampolla und den von 
ihm stark und ständig beeinflußten Papst veranlaßt haben 
würde, eine Initiative zu ergreifen, die bei allem formalen Fest- 
halten an der Bulle ‚non expedit“ die wichtige und folgenschwere 
erste Abbröckelung von der strengen Beobachtung des Wahl- 
verbotes bedeuten mußte, ist schwer zu sagen. Jedenfalls aber 
dürfte Rampolla es eher begrüßt als bedauert haben, daß die 
Entwicklung der politischen Verhältnisse in Italien im Jahre 1891 
einen Teil des italienischen Episkopats dazu zwang, vom Vatikan - 
selber eine erstmalige Differenzierung in der Anwendung des 
Wabhlverbotes zu erbitten, und zu befürworten, daß den Katho- 
liken wenigstens die Beteiligung an den Provinzial- und Ge- 
meindewahlen freigegeben werde. Es ist eine sehr interessante 
und bezeichnende Tatsache, die bisher viel zu wenig beachtet 
worden ist, obwohl sie bereits die Keime einer späteren wich- 
tigen Entwicklung auf diesem Gebiete enthielt, daß zu den 
Führern der oberitalienischen Bischöfe, die sich in diesen Ver- 
handlungen an den Kardinalstaatssekretär wendeten, gerade der 
Kirchenfürst gehörte, der seit 1884 das Bistum Mantua leitete, 
nämlich Monsignore Giuseppe Sarto, der spätere Papst Pius X. 

Es war dies weder ein Zufall, noch lag es allerdings be- 
gründet in prinzipiellen Anschauungen des späteren Papstes, 
sondern die Rolle, die neben dem Erzbischof von Mailand der 
Bischof von Mantua spielte, war die Folge der Tatsache, daß 
die Zustände gerade im Gebiete seines Bistums immer uner- 
träglicher geworden waren. Schon seit dem Anfang der achtziger 
Jahre befand sich in weiten Teilen Oberitaliens die Sozialdemo- 
kratie in fortgesetztem, wenn auch nicht übermäßig raschem 
Vordringen. Es ist bekannt, daß die sozialdemokratische Bewe- 
gung in Italien in noch viel höherem Maße als in anderen 
Ländern eine von Akademikern geschaffene und geleitete gewesen 
ist. Noch bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts sind die 
sozialdemokratischen Vertreter im italienischen Parlament, die 
dem Arbeiterstande angehörten, an den Fingern einer Hand 
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abzuzählen gewesen. Und gerade in den Gebieten Oberitaliens, 
in denen die Sozialdemokratie am raschesten und wirksamsten 
agitierte, lag die Leitung dieser Agitation dnrchweg in den 
Händen von Professoren, Journalisten und Advokaten. So war 
ein Mittelpunkt der sozialistischen Bewegung in der Provinz 
Mantua entstanden durch das äußere Moment, daß der begabteste 
akademische Führer der jungen italienischen Sozialdemokratie, 
der Universitätsprofessor Enrico Ferri, dem Orte San Bene- 
detto Po entstammte und seine engere Heimat zum Schauplatz 
seiner von hinreißender Beredsamkeit getragenen und mächtige 
Wirkung übenden Propaganda gemacht hatte. Je mehr aber 
die Sozialdemokratie die an kampf- und tatenlose Herrschaft 
gewöhnten liberalen und konservativen Parteiangehörigen aus 
ihren Sitzen in den provinziellen und kommunalen Körper- 
schaften verdrängte, desto größer war die Gefahr, für die abseits 
dieser Kämpfe stehenden Katholiken, ihre Interessen geschädigt 
zu sehen, ohne für ihre Wahrung einen Finger rühren zu dürfen. 
Sobald nun vollends sozialdemokratische Mehrheiten hie und 
da in den Gemeinden anfingen, zur grundsätzlichen Vertreibung 
der Geistlichen und namentlich des Ordensklerus aus den Spitälern, 
zur Beseitigung der Kruzifixe in den Gemeindelokalitäten, zur 
Abschaffung des Religionsunterrichts in den kommunalen Volks- 
schulen !) zu schreiten, um so stürmischer wurden die Be- 
schwerden der Katholiken und besonders des in seinen heiligsten 
Empfindungen verletzten Klerus darüber, daß es keine Mög- 
lichkeit gab, die eigenen Kräfte gegen diesen Ansturm zu ver- 
werten, selbst dort, wo diese Kräfte zweifellos stärker waren 
als die der Sozialdemokratie, solange die Bulle ‚non expedit“ 
die Wahlbeteiligung verbot. 


1) Das italienische Volksschulgesetz von 1878 überträgt bekanntlich die 
gesamte Last des Volksschulunterrichtes den einzelnen Gemeinden, woraus 
sich nicht nur die Höhe des Prozentsatzes der Analphabeten in Italien erklärt, 
insofern viele Gemeinden die Schullasten so sehr als möglich zu vermindern 
trachten, sondern woraus sich auch die große Verschiedenheit in den einzelnen 
Bestimmungen über den Volksschulunterricht ergibt, die erst in den letzten 
Jahren die italienischen Regierungen sich durch eine Reihe von Novellen 
zum Volksschulgesetz zu beseitigen bemüht haben. Daß übrigens die ita- 
lienische Gesetzgebung der letzten Jahrzehnte weder an das grundlegende 
Gesetz über den höheren Unterricht, die lex Casati von 1859 noch an das 
Volksschulgesetz von 1878 hat rühren wollen, ist eine weitere Folge des Ver- 
hältnisses zwischen Staat und Kirche, da nämlich jedes Ministerium sich 
scheut, die eigene parlamentarische Stellung durch die Entfesselung dieser 
tiefliegenden Gegensätze auf dem Gebiete der Schulpolitik zu gefährden. 
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In den Jahren, in denen nach dem plötzlichen Tode von 
Agostino Depretis vom August 1887 bis zum Januar 1891 das 
Staatsruder in den Händen Crispis lag, der bekanntlich in 
praktischen Fragen der Politik, großen wie kleinen, sich nicht 
durch doktrinäre Bedenken beeinflussen ließ, hatten die Katho- 
liken wenigstens den Weg zum Ministerpräsidenten selber mit 
dem Erfolg gefunden, daß dort, wo ihre Interessen bedroht 
waren, sich die Staatsgewalt rückhaltlos auf ihre Seite stellte 
und den Kampf mit den antikatholischen Provinzial- und Ge- 
meindeverwaltungen aufnahm, namentlich seit das neue von 
dem Justizminister Zanardelli erlassene Provinzial- und Gemeinde- 
verwaltungsgesetz von 1889 (ebenfalls eine Folge des Ansturmes 
der Sozialdemokratie auf die Verwaltungen) hierzu bessere Hand- 
haben bot, als die frühere Gesetzgebung. Sobald aber an die 
Stelle Crispis der hochkonservative, kirchlich indifferente und 
vor allem persönlich ganz charakterlose Ministerpräsident Marchese 
di Rudini getreten war, der obendrein aus parlamentarischen 
Notwendigkeiten heraus sich auf die Crispi feindlichen Elemente 
einschließlich gewisser Gruppen der äußersten Linken stützte, 
sahen die Bischöfe der von der sozialdemokratischen Bewegung 
bedrängten oberitalienischen Provinzen keine andere Möglich- 
keit, dem steigenden Strom halt zu gebieten, als nun an den 
Papst und seinen Staatssekretär die formale Anregung zu richten, 
zwischen der uneingeschränkten Anwendung der Bulle ‚non 
expedit“ und den aus dieser Anwendung erwachsenden Gefahren 
einen Mittelweg zu suchen, der gestatte, das Recht der Katho- 
liken auf dem Gebiete der Provinzial- und Gemeindeverwaltung 
zu wahren. Der Tag, an dem sich Leo XIII. entschloß, dieser 
Anregung Folge zu geben und unter schärfster Betonung des 
Festhaltens an der 1871 eingenommenen Stellung gegenüber 
dem Königreich Italien den Katholiken die Beteiligung an den 
italienischen Provinzial- und Gemeindewahlen unter gewissen 
Bedingungen und Garantien frei zu geben, ist einer der folgen- 
schwersten in der Geschichte des italienischen Katholizismus 
und indirekt dadurch in der Geschichte der römischen Frage. 
Solange zwischen 1871 und 1891 kein Stein von dem Gebäude 
der Abwehr abgebröckelt war, das Pius IX. nach dem Untergang 
des Kirchenstaates errichtet hatte, konnte niemand erwarten, 
daß es ohne eine Lösung der Grundfragen zu einer Veränderung 
in den Beziehungen zwischen Quirinal und Vatikan kommen 
werde. Nunmehr aber war der Weg einer Differenzierung 
zwischen den Grundfragen und zwischen den praktischen Not- 
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wendigkeiten der Tagespolitik beschritten worden, und es ist 
schon ein starker Beweis für die Energie Leo XIII. und Ram- 
pollas, daß sie es mehr als zehn Jahre hindurch verstanden 
haben, jedem Ansturm in Richtung einer Erweiterung der 1891 
gemachten Zugeständnisse zu widerstehen. Gerade das mußte 
aber mit sich bringen, daß der Abbröckelungsprozeß ungeahnte 
Dimensionen annahm, an dem Tag, an dem nach dem Hin- 
scheiden Leo XIII. und nach der Beseitigung der Papstkandidatur 
Rampollas, die Tiara gerade an den Kirchenfürsten gelangte, 
der an den Entschließungen von 1891 in erster Linie beteiligt 
gewesen war. Und dies um so mehr als seine ganze Natur nicht 
minder als die in Mantua und Venedig gemachten praktisch- 
politischen Erfahrungen Pius X. einem Weiterschreiten auf 
dem Weg geneigt machten, der zu der tatsächlichen Beseitigung 
des politischen Gegensatzes zwischen den italienischen Katho- 
liken und den übrigen Italienern führen mußte. So ist also 
die Erlaubnis zur Beteiligung der italienischen Katholiken an 
den provinziellen und Gemeindewahlen, die 1891 erteilt wurde, 
der erste Schritt zur Entwicklung, die dann Pius X. mit seiner 
Haltung bei den politischen Wahlen von 1904 fortsetzte. 

Es kann natürlich nicht die Aufgabe der vorliegenden 
Abhandlung sein, die hochwichtige Entwicklung der politischen 
Betätigung des italienischen Katholizismus von 1904 bis 1914 
so eingehend zu verfolgen, wie es die Wichtigkeit dieses Themas 
an sich erforderlich machen würde. Es muß dies einer künf- 
tigen Arbeit vorbehalten bleiben, die dieses Thema unter ein- 
gehender Heranziehung der Gesamtliteratur von 1871 bis zum 
Beginn des Weltkrieges zu behandeln haben wird. Hier sollen 
nur die einfachen Tatsachen aneinander gereiht werden, deren 
Verständnis uns dahin führen wird, zu erkennen, daß es, wie 
sich die Dinge in dem letzten Jahrzehnt entwickelt haben, kaum 
mehr möglich ist, eine Lösung der römischen Frage in anderem 
Sinne zu erstreben, als in dem, der eben aus der ganzen Ent- 
wicklung der letzten zwanzig Jahre gebieterisch erkennbar wird. 

Das elfjährige Pontifikat Pius’ X. hatte dreimal Stellung zu 
nehmen zu der Frage der Beteiligung der italienischen Katho- 
liken an dem wichtigsten Akt des politischen Lebens, der bisher 
außerhalb der Konzessionen von 1891 geblieben war und dem 
gegenüber man noch in vollem Umfange an dem Geist und 
dem Wortlaut der Bulle „non expedit“ festgehalten hatte, nämlich 
an den Parlamentswahlen. Das erstemal erwuchs diese Aufgabe 
dem seit wenig mehr als Jahresfrist im Vatikan regierenden 
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Papst, als ein in der Lombardei ausgebrochener Ausstand, ein 
Höhepunkt sozialistisch-revolutionärer Propaganda, das Kabinett 
Giolitti Oktober 1904 veranlaßte, die Kammer aufzulösen und 
einen entschlossenen Kampf gegen diese Propaganda zu unter- 
nehmen. Diese Motivierung der Kammerwahlen vom November 
1904 mußte ein mächtiger Impuls für die italienischen Katho- 
liken sein, die Beteiligung an diesen Wahlen anzustreben. Die 
sozialistisch-revolutionäre Bewegung, die besonders davon pro- 
fitiert hatte, daß sich in einem Kampf um bürgerliche Frei- 
heiten gegenüber dem reaktionären Ministerium Pelloux (1898 
bis 1900) die sämtlichen Parteien der äußersten Linken zu dem 
Verband der vereinigten Volksparteien (Unione dei Partiti 
Popolari) zusammengeschlossen hatten, richtete sich naturgemäß 
in erster Linie auch gegen die katholischen Interessen und 
gegen die katholischen Stellungen in der Provinzial- und Ge- 
meindeverwaltung, da gerade die antiklerikalen Gesinnungen 
eines der Momente waren, in denen sich die sämtlichen Mit- 
glieder dieser Vereinigung der Volksparteien (Radikale, Repu- 
blikaner, Sozialisten) vollständig zusammenfanden. Pius X. war 
der Letzte, diese Situation zu verkennen, und vor allen Dingen 
bei seinen Gesamtanschauungen der Letzte, die Gefahr eines 
Sieges der äußersten Linken über das Kabinett Giolitti und 
über den konservativen Staatsgedanken in Italien nicht richtig 
zu bewerten. Er konnte sich aber doch andrerseits auch nicht 
entschließen, nachdem eben erst ein Pontifikat zu Ende gegangen 
war, das an der Bulle ‚non expedit“ in ihrem politischen Haupt- 
inhalt hatte festhalten wollen, mit dieser Bulle rückhaltlos zu 
brechen und damit einen Grundpfeiler des Widerstandes nieder- 
zureißen, den Pius IX. 1871 geglaubt hatte, gegen das „kirchen- 
räuberische“ Italien errichten zu sollen. So hat der in diesen 
Fragen der inneren Politik Italiens namentlich in den ersten 
Jahren so gut wie ganz auf sich selbst gestellte Papst, dem 
sein spanischer Staatssekretär Kardinal Merry del Val bei 
seiner weitgehenden Unkenntnis der italienischen Verhältnisse 
nur wenig nützen konnte, den Weg selbständig gewählt, den 
er dann bis zu seinem Ende beschritten hat. Dieser Weg läßt 
sich folgendermaßen kennzeichnen: Tatsächliches Nachgeben 
gegenüber den Wünschen der Beteiligung der Katholiken am 
öffentlichen Leben Italiens, fallweise Abänderung der zu 
machenden Zugeständnisse je nach der politischen Lage, äußer- 
lich formales Festhalten an dem grundsätzlichen Wahlverbot 
der Bulle non expedit. 
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Im Jahre 1904 ist der Papst noch: nicht soweit gegangen, 
eine aktive Beteiligung der Katholiken am italienischen Par- 
lamentarismus zuzugestehen. Die katholischen Wähler wurden 
lediglich ermächtigt, ohne Aufstellung eigener Kandidaten, ohne 
Bildung eigener Wahlorganisationen in all den Wahlkreisen, in 
denen die Abgabe ihrer Stimmen für einen konservativen und 
antirevolutionären Kandidaten den Sieg eines Mitgliedes der 
äußersten Linken verhindern konnte, diese Stimmabgabe vorzu- 
nehmen. Ebenso war in Wahlkreisen, in denen zwar kein Kan- 
didat der äußersten Linken vorhanden war, in denen aber von zwei 
konstitutionellen Kandidaten der eine gegenüber dem andern aus- 
gesprochene Garantien kirchenfreundlicher Gesinnung bot, die 
katholische Wählerschaft ermächtigt, für diesen ihre Stimmen in 
die Wagschale zu werfen. Man sieht also, und das ist ein nicht zu 
unterschätzendes Moment, daß der erste Gedanke der Beteiligung 
der Katholiken am politischen Leben Italiens seit 1870 getragen 
war nicht von Absichten der Machterweiterung und der positiven 
Geltendmachung eigenen Einflusses, sondern von Intentionen 
der Abwehr gegen solche Bestrebungen, die dem Papsttum und 
dem Königreich Italien in gleicher Weise verhaßt sein mußten 
und in gleicher Weise gefährlich werden konnten. Diese Ge- 
meinsamkeit der Abwehranschauungen beider seit 1870 feind- 
lichen Mächte ist ein Moment, das von 1904 an bis zur heutigen 
Erörterung der römischen Frage niemals und wohl auch in 
Zukunft schwerlich außer acht gelassen werden kann. 

Das Wahlergebnis von 1904 bedeutete einen glänzenden 
Sieg des Kabinettes Giolitti und eine schwere Niederlage der 
äußersten Linken, zu der die Katholiken, namentlich in Ober- 
und Mittelitalien, in hervorragendem Maße beigetragen hatten, 
da namentlich in dem Augenblick des Bekanntwerdens der 
päpstlichen Entscheidung die konstitutionellen Parteien so klug 
gewesen waren, in einer großen Anzahl umstrittener Wahl- 
kreise, so vor allem in der Stadt Mailand, nicht nur den 
Katholiken genehme Persönlichkeiten aufzustellen, sondern sogar 
zu Kandidaturen zu greifen, die eigentlich nichts weiter als 
schlecht verhüllte katholische Kandidaturen waren!). 

Die nächsten Kammerwahlen haben dann im März 1909 
stattgefunden. Diese viereinhalbjährige Legislaturperiode, die 


1) Der bezeichnendste Fall dieser Art war die Aufstellung des streng 
katholischen Chefredakteurs der Mailänder Zeitung Lombardia, Marchese 
Ottavio Cornaggia, der, mit Hilfe der Katholiken gewählt, von 1904—1918 
den IV. Wahlkreis der Stadt Mailand vertrat. 
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vorwiegend (wie das ganze dem Weltkrieg vorausgegangene 
Jahrzehnt) unter der Diktatur Giolittis stand, hatte den Katho- 
liken mit einer einzigen Ausnahme keine Enttäuschungen ge- 
bracht, die sie veranlaßt haben könnten, ihre Haltung von 1904 
Italien und seinem Parlament gegenüber zu revidieren. Die 
einzige Ausnahme stellt unter dem Kabinett Fortis (März 1905 
bis Februar 1906), das nach einem vorübergehenden Rücktritt 
Giolittis als Platzhalter für diesen ins Amt getreten war, der 
Versuch des demokratischen Justizministers Finochiaro-Aprile !) 
dar, die schwerwiegendste Frage der italienischen Ehegesetz- 
gebung in einem der Kirche nicht genehmen Sinn zu lösen, 
indem er, wie er das übrigens schon einmal erfolglos 1899 
versucht hatte, durch einen Gesetzentwurf der Ziviltrauung den 
obligatorischen Vorrang vor der kirchlichen zu sichern suchte. 
Diesem Versuch bereitete aber die kurze Lebensdauer des 
Kabinettes Fortis ein Ende und das Kabinett Giolitti nahm 
ihn nicht wieder auf. Als nun die Vorbereitung der Wahlen 
von 1909 heranrúckte, mußte die Frage entstehen, ob das 
Fehlen einer besonderen antirevolutionären Plattform, wie sie 
im Jahre 1904 vorhanden gewesen war, den Katholiken nahe- 
legen könnte, auf die Teilnahme diesmal zu verzichten oder 
nicht. Es gab damals bereits an der Kurie eine mächtig ge- 
wordene intransigente Kardinalsgruppe, an ihrer Spitze der 
hochbegabte Dogmatiker Kardinal de Lai, die die Ansicht 
vertrat, es sei nicht ratsam, den Katholiken 1909 die Wahl- 
beteiligung abermals zu gestatten, da man dadurch die Wahl- 
beteiligung von 1904 des ihr innewohnenden Charakters einer 
antirevolutionären Ausnahmeentschließung berauben würde. 
Gegenüber diesen Stimmen, die die strenge Enthaltung der 
Katholiken von den Wahlen befürworteten, machte sich wieder 
einmal die Erfahrung geltend, daß in der Politik das „principiis 
obsta“ seine Geltung hat. Man hätte 1904 den ersten Schritt 
vielleicht trotz des Präzedenzfalles von 1891 verweigern können, 
man mußte aber 1909 den zweiten Schritt tun, da sich die 
Katholiken das ihnen einmal gewährte Recht nicht mehr nehmen 
lassen wollten. In der Tat wurden bald die Präsidenten fast 
aller italienischen Katholikenvereine beim Vatikan dahin vor- 
stellig, daß es absolut unmöglich sein werde, die katholischen 
Wähler von einer aktiven Teilnahme an den Wahlen fernzu- 
halten, da sie nun einmal sich an den Gedanken, als politisch 


1) Gestorben 26. Januar 1916. 
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vollberechtigte Bürger ihres Vaterlandes zu wirken, zu gewöhnen 
begonnen hatten. Und der Vatikan erkannte mit Schreck, daß 
er zwar die Möglichkeit hatte, die Technik und Taktik der 
Wahlbeteiligung von 1904 den neuen Verhältnissen anzupassen, 
daß er hingegen bei einer schroffen Rückkehr zur Bulle ‚non 
expedit“ einfach Gefahr laufen würde, die Katholiken in Massen 
vom politischen Gehorsam gegenüber dem päpstlichen Stuhl 
abfallen zu sehen. Aus dieser Situation ergab sich ein Kom- 
promiß, das man damals im Vatikan wahrscheinlich für geschickter 
gehalten hat, als es sich dann in Wirklichkeit erwies. Es wurde 
nämlich jede grundsätzliche Entscheidung über die Wahlbeteili- 
gung der Katholiken vermieden und man lud den einzelnen 
Bischöfen die schwere Last der Aufgabe auf die Schultern, in 
jedem einzelnen Fall, Wahlkreis für Wahlkreis, zu entscheiden, 
wo die Beteiligung erfolgen konnte und wo nicht. Gedacht 
war diese Entscheidung als die Fortsetzung der Taktik von 
1%4, also als die Fortsetzung einer Wahlbeteiligung, die in der 
Hauptsache eine Abwehr gegen antikirchliche und revolutionäre 
Kandidaten sein sollte. Man hatte aber an der Kurie nicht 
damit gerechnet, daß die vielfachen Fäden, die sich nunmehr 
seit Jahren zwischen den italienischen Katholiken und der Politik 
ihres Vaterlandes geknüpft hatten, auch einen großen Teil des 
Episkopates mit den politischen Gedankengängen Italiens ver- 
banden. Und man befand sich bald der unerwarteten Tatsache 
gegenüber, daß, während allerdings vereinzelte intransigente 
Bischöfe der alten Schule die päpstliche Ermächtigung im Sinne 
eines schroff negierenden Festhaltens an der Bulle ‚non expedit“ 
auslegten, die überwiegende Mehrzahl nicht nur allen Wahl- 
kreisen der eigenen Diözese die Wahlbeteiligung gestattete, 
sondern noch dazu die Stimmen auf den Bischöfen selber ge- 
nehme Kandidaten zu lenken suchte, mit anderen Worten, nicht 
nur katholische Wähler, sondern auch katholische Kandidaten 
schuf. Es dauerte nicht lange, und der Papst hatte ganz gegen 
sein eigenes Erwarten Stellung zu nehmen zu einer Fülle von 
Beschwerden und von Protesten, die im Sinne der früheren 
Politik des päpstlichen Stuhles gegenüber Italien auf die Ge- 
fahren der Bildung einer katholischen Partei oder gar einer 
katholischen Parlamentsfraktion hinwiesen. Die meisten dieser 
Proteste gingen davon aus, daß die aktive Beteiligung der Ka- 
tholiken nicht nur mit dem Wabhlzettel, sondern auch mit der 
Teilnahme im Parlament selber alle die Unterschiede zu ver- 
wischen drohte, die Pius IX. 1870 als unerläßlich für die Wah- 
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rung der internationalen Würde und Stellung des Papstes be- 
zeichnet hatte. Es war Pius X. nicht möglich, nachdem die 
Entscheidung mit einem feierlichen Schreiben einmal in die 
Hände der Bischöfe gelegt worden war, nun durch eine Rück- 
nahme dieser Ermächtigung einen großen Teil des italienischen 
Episkopats bloßzustellen. Und so hat man damals aus Ver- 
legenheit jenes Wort geprägt, das formell noch heute zurecht 
besteht, wennschon die Entwicklung der Dinge, wie wir sehen 
werden, darüber im Sturm hinweggeschritten ist, das Wort 
nämlich „cattolici deputati si, deputati cattolici no“, das heißt 
also auf deutsch: gläubige und papsttreue Katholiken können 
Abgeordnete in Italien werden, aber sie dürfen im Parlament 
sich nicht als katholische Abgeordnete im politischen Sinn 
fühlen und noch viel weniger sich als solche zu einer Partei 
oder Fraktion zusammenschließen. 

Unter diesen beiden leitenden Gesichtspunkten, dem Wahl- 
entscheid der Bischöfe und der indirekten Genehmigung katho- 
lischer Kandidaten haben sich dann die Märzwahlen von 1909 
vollzogen. Das Kabinett Giolitti, das auch diese Wahlen leitete, 
hat die Katholiken, soweit sie als Kandidaten auftraten, mit 
Freude in den Kreis der großen Regierungsmehrheit einbezogen, 
wobei der den Katholiken durch seine persönlichen Anschauungen 
nahestehende Minister des Auswärtigen Tittoni!) als Vermittler 
diente. Wenn auch die allgemeine Wahlbeteiligung der Katho- 
liken 1909 geringer war als 1904, und zwar als Folge der Auf- 
rechterhaltung des Wahlverbotes durch eine Reihe intransigent 
gesinnter Bischöfe, so sind doch die Wahlen von 1909 an Be- 
deutung ein Fortschritt gegenüber denen von 1904, weil sie 
das erste Erscheinen von Abgeordneten zur Folge hatten, die 
zwar nur als Katholiken im päpstlichen Sinn gewählt waren, 
aber doch eben über alle scholastischen Unterscheidungen hin- 
weg katholische Abgeordnete darstellten 2). 

Auch die großen Linien der Legislaturperiode von 1909 
bis 1913 haben das Verhältnis der katholischen Wähler und 
der katholischen Abgeordneten zur Regierung nicht verändert, 
ja die großen gesetzgeberischen Aufgaben, die das Kabinett 
Giolitti von 1911 bis zum Ende der Legislaturperiode im Herbste 
1913 löste, das Kolonialunternehmen in Libyen, die Einführung 
des Lebensversicherungsmonopols und zeitlich an letzter, aber 

1) Tommaso Tittoni, der von 1903—1905 und 1906—1909 Minister des 


Auswärtigen war, ist seit 1910 italienischer Botschafter in Paris. 
”) Die Anzahl der 1909 gewählten „cattolici deputati“ betrug 15. 
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den Schleier einer nebelhaften Unklarheit hüllen mußte, auf 
einmal zu einer Partei geworden waren. Ihr Führer, Graf 
Gentiloni, wennschon er selber naturgemäß außerhalb des Par- 
lamentes blieb, konnte nämlich weit mehr als der absoluten 
Mehrheit des Hauses (328 Abgeordneten von 508) die Grund- 
bedingungen der katholischen Wahlleitung als mündlichen oder 
geschriebenen Pakt aufzwingen, um den einzelnen Kandidaten 
zum Siege zu verhelfen. Daß diese zielbewußte Leitung der 
Wahlkampagne durch den katholischen Führer naturgemäß 
auch die Anzahl der katholischen Abgeordneten außerordentlich 
vermehren mußte, liegt auf der Hand '), und zwar wurden dies- 
mal nicht nur cattolici deputati im Sinne des Vatikans gewählt, 
sondern auch Katholiken, die kein Hehl daraus machten, daß 
sie als Katholiken im politischen Sinn sich hatten wählen lassen 
und die sogar offen den Wunsch äußerten, sich zu einer poli- 
tischen katholischen Partei im Sinne des deutschen Zentrums 
zusammenzuschließen. Außerdem weist die neue Kammer auch 
unabhängige Katholiken und sogar katholische Gewerkschaftler 
auf, die ganz unabhängig von Wahldirektiven des Vatikans ins 
Parlament gelangt sind. Es fiele aus unserem Thema heraus, 
hier die Empörung eingehend zu schildern, die sich der tradi- 
tionellen Hüter des antivatikanischen Gedankens in Italien be- 
mächtigte, als Graf Gentiloni die oben genannte Ziffer von 
Abgeordneten bekanntgab, die sich die katholische Wahlhilfe 
zu sichern verstanden hatten. In knapp einem Jahrzehnt war 
das italienische Parlament aus einer Versammlung, von der sich 
die Katholiken auf Grund der Bulle ‚non expedit“ ferngehalten 
hatten, zu einer Versammlung geworden, in der, wenn nicht 
eine katholische Partei, so doch katholische und katholiken- 
freundliche Anschauungen eine entscheidende Rolle spielten und 
in der diese Rolle wahrscheinlich noch weit größer geworden 
wäre, hätte nicht der Weltkrieg die ganze innerpolitische Ent- 
wicklung Italiens unterbrochen. 

So stellen also die Wahlen vom November 1913 den letzten 
tiefen Einschnitt für den dar, der die politische Entwicklung 
des italienischen Katholizismus seit 1871 verfolgen will. Ich 
habe oben gesagt, daß es keine Abweichung von der Behand- 
lung des Themas der römischen Frage ist, wenn man diese 
politische Entwicklung des italienischen Katholizismus verfolgt, 


D Die Anzahl der bei den Wahlen von 1918 ins Parlament gelangten 
rein katholischen Abgeordneten betrug 34. 
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wie sie sich uns an der Hand der Ereignisse von 1891—1913 
darstellt. Die Schlußfolgerung, die später aus dieser Darstel- 
lung zu ziehen sein wird, kann hier schon vorweggenommen 
werden. Der Vatikan hat selber durch das stückweise Fallen- 
lassen seiner ursprünglichen reinen Oppositionsstellung, wie sie 
sich in der Bulle ‚non expedit“ aussprach, dazu beigetragen, daß 
die italienischen Katholiken, auf die er sich bei der ganzen 
Gestaltung der heutigen Oberleitung der katholischen Kirche 
in erster Linie als deren Haupt stützen muß, wieder eng und 
mit tausend Fäden an das politische Leben ihres Vaterlandes 
geknüpft wurden, im vollsten Gegensatz zu der Absicht Pius IX., 
der sie gänzlich abseits jeder Entwicklung dieses Vaterlandes 
halten wollte. Wer diese Entwicklung richtig wertet, wer sich 
klar macht, daß namentlich Benedikt XV., der Nachfolger 
Pius X., in noch viel höherem und entschiedenerem Sinn ein 
italienischer Katholik ist, der wird sich auch klar machen 
müssen, daß der Papst heute und in Zukunft eine Lösung der 
römischen Frage nicht anstreben wird, ohne Italien und noch 
viel weniger gegen Italien, sondern daß die natürliche Lösung 
der römischen Frage unter Fortentwicklung der Verbindung 
des italienischen Katholizismus mit dem politischen Leben des 
Königreiches Italien eben auch eine Einigung des Vatikans mit 
Italien zur Basis haben müßte. Ehe diese Schlußfolgerung aus 
den heutigen Ausführungen gezogen werden kann, muß aber 
ein eingehender Blick auf den heutigen italienischen Katho- 
lizismus geworfen werden, namentlich soweit er sich während 
des Weltkrieges unabhängig von der schon geschilderten par- 
lamentarischen Entwicklung, also verbunden mit dem reinsten 
italienischen Patriotismus darstellt. Aus dieser Betrachtung, 
vereinigt mit der vorhergehenden, wird man dann die Elemente 
gewinnen können, die erforderlich sind, um zu sehen, welche 
Lösung der römischen Frage nicht durch historische, theolo- 
gische oder juristische Voraussetzungen, sondern durch die 
wirkliche Situation des Papstes und der Kurie innerhalb des 
Königreiches Italien als möglich erscheint. 


II. 

Die Anschauungen des Auslandes und besonders auch viel- 
fach der ausländischen Katholiken über die Stellung des Vati- 
kans innerhalb Italien leiden in erster Linie an zwei funda- 
mentalen Irrtümern. Den einen habe ich eben eingehend 
dargelegt, indem ich zeigte, daß jede Ansicht verfehlt ist, die 
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das grundsätzliche Festhalten des Vatikans an der von Pius IX. 
1870/71 eingenommenen Stellung damit verwechselt, wie sich 
die Entwicklung des Katholizismus in den seither verflossenen 
45 Jahren in Italien gestaltet hat. Der zweite Irrtum, mit dem 
ich mich jetzt zu beschäftigen habe, hängt mit dem ersten eng 
zusammen und betrifft das völlige Verkennen der Anschau- 
ungen, die bei den heutigen italienischen Katholiken einschließ- 
lich des größten Teils der Geistlichkeit gegenüber dem König- 
reich Italien herrschen. Wie sehr dieser Irrtum gerade in 
Deutschland und Österreich verbreitet ist, das haben mannig- 
fache Episoden der Dreibundpolitik ergeben, bei denen die 
deutschen und namentlich die österreichischen Katholiken die 
Verpflichtung fühlten, das Bundesverhältnis zu Italien aus 
Rücksicht auf den Vatikan und auf die italienischen Katholiken 
nur mit einer Art reservatio mentalis zu billigen, während wir 
umgekehrt schon seit Jahren und am entschiedensten heute 
während des Weltkrieges sehen, daß die italienischen Katho- 
liken die vorbehaltlosesten, antiösterreichischen italienischen 
Patrioten geworden sind. Und doch wäre es bei einer aufmerk- 
samen Beobachtung der Entwicklung katholischer Anschauungen 
in Italien schon seit langem möglich gewesen, sich auf das 
vorzubereiten, was heute den meisten als eine große Über- 
raschung erschienen ist: eine Überraschung, die nur durch die 
Tatsache gemildert wurde, daß ein großer Teil der Katholiken 
vor der Kriegserklärung vom 23. Mai 1915 ehrlich die Neu- 
tralität einem Kriege gegen die Mittelreiche vorzog. 

Ebenso wie für die nationalistische Bewegung in Italien 
ist auch für die katholische der Herbst 1911 ein Einschnitt 
geworden, den man im Auslande allzusehr übersehen hat. Wenn 
die Nationalisten im Sommer 1911 das Kabinett Giolitti-di San 
Giuliano mit rücksichtsloser Energie dem libyschen Kolonial- 
krieg zugedrängt haben, so ist das keineswegs geschehen, wie 
man damals in den Mittelreichen annahm, weil Italien ein 
Expansionsbedürfnis im Mittelmeer glaubte gerade damals be- 
friedigen zu sollen. Der wahre Zweck des Kolonialunternehmens, 
der einen ersten zu wenig beachteten moralischen Erfolg des 
neuen italienischen Nationalismus darstellte, war, Italien heraus- 
zureißen aus einer langen Friedensperiode, während deren es 
drohte, vollständig in den kleinlichen Couloirintrigen des rein 
parlamentarischen Repräsentativsystems unterzugehen. Solange 
nicht unabhängig von Italiens Wille ein Weltkrieg entstand, 
wie der heute Europa erfüllende, konnte natürlich die kleine 
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aber tätige Partei, die in Italien eine Renaissance des National- 
gefühls und des imperialistischen Selbstbewußtseins schaffen 
wollte, nicht daran denken, dieses Experiment im Wege eines 
Krieges in Europa zu machen. Und so wurde von den Natio- 
nalisten die Eroberung der türkischen Vilajets Tripolitanien 
und Cyrenaika als Probe auf das Exempel gewählt, das man 
mit der Erneuerung eines nach außen hin kräftig und rück- 
haltlos auftretenden Italien zu machen gedachte. Diese natio- 
nalistischen Elemente, die später im Mai 1915 den überraschen- 
den Sieg über alle anscheinend gefestigten und eingewurzelten 
Machtfaktoren Italiens davontragen sollten, haben aber seit 
ihrem ersten Auftreten einen engen politischen Anschluß gesucht 
an die italienischen Katholiken. Auf dem Kongreß der Natio- 
nalisten im Jahre 1913 wurde geradezu das antidemokratische 
Prinzip für die Partei proklamiert, um sich den Anschluß an 
die Katholiken offen zu halten, von dem man sich namentlich 
in Rom selber, aber auch in Venezien, in der Lombardei und 
in anderen Landesteilen, in denen die Katholiken politisch 
einflußreich waren, Nutzen und Vorteil versprach. So sind die 
ersten Siege der Nationalisten auch Siege und Erfolge der 
Katholiken gewesen und zwar an erster Stelle der dem 
Papst und dem Vatikan am meisten am Herzen liegende 
Sieg, die im Frühjahr 1914 erfolgte Wiedereroberung der 
römischen Stadtverwaltung durch die vereinigten Konservativen, 
Katholiken und Nationalisten, mit der dem seit 1907 zum 
Argernis der Kurie und der Kirche dauernden Bürgermeisteramt 
des einstigen Großmeisters der italienischen Freimaurerei Ernesto 
Nathan ein Ende bereitet wurde. Aus dieser Verbindung 
zwischen Nationalismus und Katholizismus in Italien ist aber 
nun zwischen 1912 und 1914 ein breiter Strom nationalistischer 
Anschauungen in die Reihen der italienischen Katholiken ein- 
gedrungen und hat sie zu sehr großem Teile dazu gebracht, 
den schon im Wege der Beteiligung der Katholiken am poli- 
tischen Leben Italiens gewachsenen Patriotismus auszugestalten 
und bis zum reinen Nationalismus zu steigern. Diese Ent- 
wicklung zeigt deutlich, wie groß der Fehler war, den Pius X. 
und seine Ratgeber begingen, als sie glaubten, darüber hinweg- 
sehen zu sollen, daß eine parlamentarische Vertretung des 
Katholizismus in Italien geschaffen wurde, ohne daß man ihr 
gestattete, sich zu organisieren und sich geeignete Führer für 
den Kampf zu wählen. Gerade dadurch sind die italienischen 
Katholiken der Beeinflussung der ersten zielbewußten und 
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energischen Partei ausgesetzt worden, die sich mit ihr verband, 
und haben, da sie dem Nationalismus keine gleich ausgeprägten 
politisch - programmatischen Anschauungeu gegenüberstellen 
konnten, sich mit ihm so weit eingelassen, dass die ganze 
Geistesrichtung der überhaupt politisch empfindenden italie- 
nischen Katholiken zunächst nachhaltig beeinflußt wurde. 

Wer die Anschauungen des Auslandes über die Haltung 
der Italiener während des Kolonialkrieges um Libyen verfolgt 
hat, der wird sich des Erstaunens erinnern, als damals nicht 
nur Pfarrer und Dombherren, sondern selbst Bischöfe, Erzbischöfe 
und einzelne Kardinäle, sei es bei Ansprachen an die ausziehenden 
Soldaten, sei es bei Segnung von Fahnen, sei es bei Besuchen 
der Verwundeten eine Gesinnung an den Tag legten, die man 
bei den versteinerten und veralteten Auffassungen der aus- 
ländischen Katholiken hinsichtlich des Verhältnisses zwischen 
Vatikan und Quirinal für eine absolute Unmöglichkeit gehalten 
hatte. Als nun 1914 der Weltkrieg ausbrach, da begann diese 
Entwicklung naturgemäß aufs neue ihre Früchte zu tragen. 
Daß unter den kriegführenden Mächten Frankreich und Belgien 
am meisten Freunde in Italien zu werben suchten und damit 
naturgemäß ihren Katholizismus in den Vordergrund stellten, 
das hat weniger Wirkung geübt als man ursprünglich ange- 
nommen hat — sei es, weil die entschiedensten belgischen 
Apostel in Italien Vandervelde, Lorand, Destrée und andere 
sämtlich den antikatholischen Parteien angehörten, sei es, weil 
die italienischen Katholiken auf Frankreich wegen des Ab- 
bruches der Beziehungen zum Vatikan weniger gut zu sprechen 
waren als die übrigen Italiener, sei es endlich, weil sich auf 
der Gegenseite eben auch das gut katholische Osterreich-Ungarn 
und die vielen Millionen deutscher Katholiken befanden, gegen 
die man ohne weiteres Stellung zu nehmen nicht für wünschens- 
wert hielt. Trotzdem wäre es verfehlt, als Hauptmoment für 
die neutralitätsfreundliche Haltung der italienischen Katholiken 
beim Ausbruch des Weltkrieges und in den Monaten des 
Kampfes für und wider den Kriegseintritt Italiens in erster 
Linie Rücksichten auf die ausländischen kriegführenden Mächte 
anzunehmen. Dieser Hauptgrund liegt vielmehr auf inner- 
politischem Gebiet. So wie man erst später die Richtigkeit 
der These erkennen wird, daß Salandra und Sonnino den 
Krieg Italiens im Mai 1915 in erster Linie herbeigeführt haben, 
weil sie im innerpolitischen Kampf gegen Giolitti sich dessen. 
Diktatur auf diese Weise zu entledigen hofften, so wird man 
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auch erkennen, daß die italienischen Katholiken hauptsächlich 
deshalb neutralitätsfreundlich gewesen sind, weil sie empfanden, 
daß die Kriegspolitik in erster Linie von den entschieden anti- 
klerikalen Parteien in Italien, den Radikalen, Republikanern, 
Reformsozialisten und Demokraten gewünscht wurde, denen 
sich von ihren Freunden nur die Nationalisten anschlossen. 
Ein zweites Moment bildet die Tatsache, daß, wie oben erwähnt, 
die im Parlament sitzenden Katholiken schon seit 1909 einen 
Teil der giolittianischen Mehrheit bildeten und daher mit ihrem 
Führer auch in diesem Fall sympathisieren zu sollen glaubten. 
Allerdings hat diese Stellungnahme einen Riß hervorgerufen, 
der vielleicht in der künftigen politischen Entwicklung nicht 
zum Schaden des Katholizismus ausfallen wird, nämlich den 
Riß zwischen den Katholiken und den Nationalisten. Diese 
letzteren haben zuerst, immer von ihrer Doktrin aus und dem 
Schlagwort la guerre pour la guerre entsprechend, ein Fest- 
halten am Dreibund und eine Kriegführung Italiens an der 
Seite der Mittelreiche befúrwortet!). Dann aber haben dieselben 
Nationalisten, als sie sahen, daß ein Krieg in Italien nach der 
Neutralitätserklärung nur erzielt werden könne, wenn er gegen 
die Mittelreiche geführt werde, sich dieser dreibundfeindlichen 
Haltung der antiklerikalen Partei rückhaltlos angeschlossen und 
später im Verein mit dieser den einen Flügel der großen 
Kriegspartei gebildet. Die Katholiken hingegen sind bis zum 
Mai 1915 von vereinzelten Elementen abgesehen in ihrer über- 
großen Mehrheit der Neutralitätsthese treu geblieben und die 
katholischen Blätter, von dem offiziellen Osservatore Romano 
bis zu den Organen der sogenannten katholischen Trustpresse ?) 
haben die giolittianische These von der friedlichen Unterhand- 
lung mit Osterreich-Ungarn verfochten. Als aber am 23. Mai 
die Kriegserklärung an Österreich-Ungarn erfolgt war, als die 
terroristische Straßenrevolution das Parlament einschüchterte 
und Giolitti zum momentanen Preisgeben seiner Position ver- 
anlaßte, da haben die Katholiken in der ersten Reihe derer 
gestanden, die unter Hintansetzung aller entgegenstehenden 
bisherigen Anschauungen sich voll aufrichtigen italienischen 
Patriotismus für den Nationalkrieg gegen Osterreich-Ungarn 
erklärt haben: eine Wandlung der Anschauungen, der schließ- 


1) Siehe Leitartikel des offiziellen Parteiorgans Idea Nazionale vom 
31. Juli 1914. 

?) Corriere d'Italia in Rom, Momento in Turin, Avvenire d'Italia in 
Bologna, Corriere di Sicilia in Palermo, Osservatore Toscano in Pisa. 
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lich der katholische Abgeordnete Filippo Meda in seiner Par- 
lamentsrede vom Dezember 1915 die äußere Formulierung und 
die innere Begründung gegeben hat. 

Auch diesmal wie während des Krieges um Libyen und 
nur in einem durch den grandiosen Charakter der Weltkriegs- 
ereignisse gesteigerten Maße hat sich aber der Patriotismus in 
erster Linie bei der gesamten italienischen Geistlichkeit, niedrigen 
wie hohen, gezeigt und hat nur Halt gemacht vor ganz ver- 
einzelten Elementen des intransigenten Klerikalismus, in Ober- 
italien und vor einer kleinen Gruppe von Mitgliedern des 
Kardinalskollegiums. Vor allen Dingen hat die jüngere italie- 
nische Geistlichkeit nicht nur in Stärke von 18000 Mann voll 
Begeisterung dem Rufe zu den Fahnen Folge geleistet, sondern 
es haben sich über diese Ziffer hinaus noch mindestens 2800 
italienische Geistliche als Freiwillige gemeldet und zwar zum 
Dienste mit der Waffe, nicht in der militärischen Seelsorge. 
Der Ausmarsch der Truppen, die Segnung der Fahnen, die 
Organisierung der zivilen Kriegsfúrsorge und alle anderen 
Manifestationen, die für die Geistlichkeit eines Landes der 
Ausbruch eines Krieges mit sich bringt, haben sich in ganz 
Italien vollzogen unter Kundgebungen der Bischöfe und Seel- 
sorger des Welt und Ordensklerus, die so einmütig und so 
begeistert waren, daß die vereinzelten Fälle vom Festhalten an 
den alten Anschauungen der Geistlichkeit unter Pius IX. und 
Leo XIII. in diesem Meer von politischer Begeisterung voll- 
ständig untergingen. Auch die katholische Presse, die, wie wir 
gesehen haben, bis zum Mai an der neutralistischen These fest- 
gehalten hatte, hat die Notwendigkeit der patriotischen Teil- 
nahme an den Aufgaben des Krieges und dem Durchhalten 
bis zum erhofften Siege ohne jede Reserve auf sich genommen. 
Und wenn im Laufe der letzten Monate seit Dezember 1915 
die eigentlichen Kriegsparteien angefangen haben mit der 
katholischen Presse Zeichen der Unzufriedenheit zu zeigen, so 
hat das seinen Grund nur darin, daß eben der nicht den Er- 
wartungen entsprechende Verlauf des Krieges und die darin 
liegende nachträgliche Rechtfertigung der Giolittischen Politik 
ebenso wie die giolittianische, so auch die katholische Presse 
veranlaßt hat, nun die Frage der Zukunft Italiens in dem Sinn 
zu prüfen, ob wirklich ein Festhalten an den Idealen der Kriegs- 
parteien, namentlich durch die Ausdehnung des Kriegszustandes 
auf Deutschland, die Früchte bringen könne, die man sich im 
Mai 1915 versprach. Und es ist keine unlogische Sinnes- 
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änderung der katholischen und giolittianischen Presse, wenn 
sie diese Frage verneinen zu sollen glaubt, sondern es ist ein 
Einstellen auf die ganz veränderten Verhältnisse, wie sie der 
unerwartet ungünstige Gang des italienisch-österreichischen 
Krieges und die Gesamtsituation des Weltkrieges für einsichtige 
Angehörige des Vierverbandes heute in Italien geschaffen hat. 

Es bedarf nach dem hier Gesagten nicht vieler Worte, um 
erkennen zu lassen, innerhalb welcher enormen Schwierigkeiten 
sich die Stellung Benedikts XV. gegenüber den kriegführenden 
Mächten im allgemeinen und gegenüber Italien im besonderen 
bewegt. Das derzeitige Oberhaupt der katholischen Kirche ist 
nach Ausbruch des Weltkrieges im September 1914 zur Tiara 
gelangt. Dem einstigen Unterstaatssekretär Rampollas geht der 
Ruf eines Diplomaten von ungewöhnlicher Begabung und von 
scharfem durch keine äußeren Beeinflussungen leicht zu trüben- 
dem Blick voraus. Das ist ein Glück für das Schiff der Kirche, 
das er durch die Brandungen des Weltkrieges zu steuern hat. 
Es ist aber auch ein Erfordernis, das niemals größer war als 
gerade heute, wo eine schwankende Oberleitung der Kirche 
zweifellos bei dem rücksichtsloeen Werben, namentlich des 
französisch-englisch-russischen Dreiverbandes und seiner An- 
hänger um den Papst, die schwerwiegendsten Folgen hätte haben 
können. Benedikt XV. hat sich seit seiner Wahl die strengste 
Neutralität zur Richtschnur gemacht, die namentlich das geist- 
liche Oberhaupt der auf beiden Seiten kämpfenden Katholiken 
ohne weiteres als eine Pflicht ansehen mußte. Er hat, was in 
seinen Kräften stand, getan, um in voller Übereinstimmung 
mit den italienischen Katholiken den Kriegseintritt Italiens zu 
verhindern. Als aber dieser Krieg gegen seinen Wunsch und 
gegen die politische Tätigkeit der italienischen Katholiken be- 
schlossen worden war, da hat Benedikt XV. sich die Frage 
vorlegen müssen, welche Pflichten ihm nun das Eintreten Italiens 
in den Krieg auferlegen könne, sowohl gegenüber dem Welt- 
krieg überhaupt als gegenüber der besonderen Lage, in der 
sich der päpstliche Stuhl seit dem Mai 1915 befindet. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß Benedikt XV. nicht in 
erster Linie durch die tatsächlichen Unzukömmlichkeiten des 
Garantiegesetzes dazu veranlaßt worden ist, eine Lösung der 
römischen Frage in Verbindung mit dem Ende des Weltkrieges 
in Aussicht zu nehmen. Für diese Anschauung läßt sich kein 
Dokument zitieren, das einer kritischen Prüfung standhalten 
könnte, weil es überhaupt nicht möglich wäre, über derartige 
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heikle Probleme während des Weltkrieges zu schreiben, wenn 
man an die Beweisführung irgendwelche Anforderungen wissen- 
schaftlich-kritischer Natur stellen wollte. Ich spreche hier nicht 
von einer abgelaufenen Periode geschichtlichen Geschehens, 
sondern von politischen Entwicklungen, in deren schwankenden 
und fließenden Verlauf wir mitten drinnen stehen, und ich 
suche unter Heranziehung aller Momente ein klares Bild von 
den Ereignissen und von den Möglichkeiten zu gewinnen. Es 
wird vielleicht auf den ersten Blick üherraschend scheinen, 
wenn die Ansicht ausgesprochen wird, daß tatsächlich bis auf 
einen einzigen Punkt der Kriegseintritt Italiens die Lage des 
Vatikans gegenüber der Friedenszeit nicht wesentlich verändert 
hat. Dieser einzige Punkt betrifft die Abwesenheit der preußischen, 
bayrischen und österreichisch-ungarischen Diplomatie, die beim 
päpstlichen Stuhl akkreditiert ist, in Italien während des Kriegs- 
zustandes. Bekanntlich sind der Botschafter Fürst von Schönburg- 
Hartenstein, der Gesandte Dr. von Mühlberg und der Gesandte 
Freiherr von Ritter zu Grünstein an demselben Abend des 
24. Mai 1915 von Rom abgereist, an dem die beim Königreich 
Italien akkredierten Botschafter und Gesandten Fürst von Bülow, 
Freiherr von Macchio und Baron von der Tann die ewige Stadt 
und das Land verlassen haben. Es steht heute fest, daß Italien 
formal und äußerlich zwar Recht hat, wenn es erklären ließ, 
daß diese Abreise der Vertreter der Mittelreiche beim Vatikan 
in keiner Weise von der italienischen Regierung verlangt oder 
erzwungen worden ist. Es steht aber andrerseits ebenso fest, 
daß die Bedingungen, an die Italien das Verbleiben knüpfen 
wollte, nicht so waren, daß die Mittelreiche sie annehmen konnten. 
Die Forderung, daß die Gesandten während des Krieges mit 
ihren Regierungen nur durch den Papst verkehren sollten, und 
daß der Papst die Verantwortung dafür übernehmen müßte, daß 
in den chiffrierten Depeschen zwischen den Diplomaten und 
ihren Regierungen nichts stehe, was dem Königreich Italien 
schädlich sein könne, war für beide Teile in gleicher Weise 
unannehmbar. Und wenn es auch zeigt, daß Italien zum Papst 
mehr Vertrauen hatte als zu den Diplomaten, so konnte doch 
die Kurie diesen Vertrauensbeweis nicht annehmen, weil sie 
sich dadurch eines Teiles der Neutralität begeben hätte, die sie 
strikte festzuhalten wünscht. Es blieb nichts übrig als eine 
Entfernung der Diplomatie der Mittelreiche, die zu Italien die 
diplomatischen Beziehungen abgebrochen hatten, und wenn 
diese Tatsache den Papst eines Rechtes beraubt, das ihm im 
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Garantiegesetz von 1871 zugestanden war, so genügt doch andrer- 
seits der Hinweis darauf, daß alle Vorschläge zur Lösung der 
römischen Frage, die bisher überhaupt mit der Absicht prak- 
tischer Durchführbarkeit gemacht worden sind, gerade dieses 
Problem nicht zu lösen vermögen, um zu beweisen, daß es nicht 
die Abreise der Gesandten und der dadurch verletzte Geist einer 
Bestimmung des Garantiegesetzes sein konnte, die Benedikt XV. 
zu dem Entschluß brachten, eine Lösung der Frage seiner Be- 
ziehungen zu Italien zeitlich mit der Friedenskonferenz zu ver- 
binden, auf der voraussichtlich für ein halbes Jahrhundert die 
meisten schwebenden politischen Fragen der Gegenwart gelöst 
. werden dürften. 

Was wäre nun danach als das treibende Moment für den 
Vatikan anzusehen, die Lösung der römischen Frage im Zu- 
sammenhang mit dem Weltkrieg aufs Tapet zu bringen? In 
erster Linie wohl der berechtigte Wunsch eines politisch-diplo- 
matischen Talentes wie Benedikts XV. ein Problem aus der Welt 
geschafft zu sehen, dessen Existenz für die Kurie um so lästiger 
wird, je weiter der innere Gegensatz zwischen der Entwicklung 
des Verhältnisses von Vatikan und Königreich in Italien und 
zwischen den noch äußerlich festgehaltenen ursprünglichen Grund- 
sätzen der Kurie gegenüber dem Untergang des Kirchenstaates 
fortschritt. Benedikt XV. hält die römische Frage für spruch- 
reif, insofern sie in Wirklichkeit viel weniger eine Frage dar- 
stellt, als es den Anschein hat. Er wünscht gewissermaßen 
(und es muß diese nackte Tatsache ausgesprochen werden, auch 
wenn die katholischen Schriftsteller im strengen Sinn sie nicht 
zugeben wollen) den Schutt der römischen Frage wegzuräumen, 
der übrig geblieben ist, nachdem die praktische Gestaltung des 
Verhältnisses zu Italien die Mauern eben in Trümmer hat fallen 
lassen, die Pius IX. hatte errichten wollen. 

Dazu kommt nun aber noch, daß sich mit einer Klärung 
des Verhältnisses zu Italien auch die andere Hauptfrage sehr 
eng verbindet, die Benedikt XV. beschäftigt, nämlich sein Wunsch, 
an der Friedenskonferenz zum Abschluß des gegenwärtigen 
Weltkrieges als Vermittler und als Souverän Zutritt zu erlangen. 
Daß dieser Wunsch gegen Italiens Willen und Stimme schwer 
erfüllbar ist, das zeigen dem Papste die Präzedenzfälle, die 
unter anderem in Rücksicht auf Italien anläßlich der Aus- 
schließung des Papstes von den beiden Haager Friedenskon- 
ferenzen geschaffen worden sind. Und wenn die allgemeine 
Entwicklung des Katholizismus in Italien mit Wissen und Willen 
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digung zwischen dem Vatikan und Italien ohne jede Einmischung 
dritter diese Gerüchte zu beseitigen vermöchte, die dem Patrio- 
tismus der italienischen Katholiken während eines von ihnen 
mit Begeisterung gestützten Krieges gegen den Landesfeind 
überaus schmerzlich und peinlich sein müssen. Nachdem bereits 
in einem Interwiew, das der Kardinalstaatssekretär Gasparri 
im Juli mit einem leitenden Publizisten des katholischen Preß- 
trustes in Italien gehabt hatte, festgestellt worden war, daß der 
Vatikan unter Benedikt XV. jeden Gedanken einer Lösung der 
römischen Frage durch die Waffen des Auslandes (per le armi 
straniere) weit von sich wies, daß also heute der Vatikan durchaus 
dem Gedankenkreis entwachsen war, dem Pius IX. und noch 
unter Leo XIII. zeitweise Rampolla nahegestanden hatten, galt 
es also nun einen Schritt weiterzugehen und die Möglichkeit 
einer Lösung der römischen Frage gegen Italien dadurch 
wirksam zu dementieren, daß man die Lösung mit Italien an- 
strebte und durchführte. 

Es steht fest, daß Benedikt sich dem Gedanken unverbind- 
licher Besprechungen über die Möglichkeit einer solchen Lösung 
nicht abgeneigt gezeigt hat. Um nicht in den Fehler der 
erwähnten dementierten Schriftsteller zu verfallen, verzichte ich 
darauf, die wahrscheinlich zuverlässigen Informationen wieder- 
zugeben, die die Fäden bloßlegen können, mittels deren be- 
stimmte Persönlichkeiten versucht haben, solche Verhandlungen 
zu führen. Das Entscheidende ist unabhängig von dem Gang 
der Verhandlungen, daß der Versuch bereits in den ersten 
Anfängen gescheitert ist. Die Ursachen dieses Scheiterns sind 
schwerlich darin zu suchen, daß über das eigentliche Thema 
der römischen Frage eine Einigung nicht erzielt werden konnte. 
Sie liegen aller Wahrscheinlichkeit nach darin, daß Italien, 
gedrängt von seinen Alliierten, eine Verbindung zwischen der 
Lösung der römischen Frage und den Wünschen des Vier- 
verbandes gegenüber der päpstlichen Neutralität verlangte und 
daß die Kurie einer solchen Verknüpfung von Themen, die sie 
nicht verknüpft zu sehen wünschte, erfolgreich widerstanden hat. 
Das äußere Zeichen des Scheiterns der Verhandlungen, die 
(ich wiederhole es) in unverbindlicher Weise durch nicht in 
offizieller Stellung befindliche Personen geführt wurden, war 
die Rede, die der italienische Justizminister Vittorio Emanuele 
Orlando am 21. November 1915 in Palermo gehalten hat 
und in der er ziemlich unerwartet auf das Thema des Garantie- 
gesetzes und der römischen Frage einging, um in einem Ton, 
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wie er seit langem von seiten der italienischen Regierung der 
Kurie gegenüber nicht mehr angeschlagen worden war, fest- 
zustellen, daß: erstens das Garantiegesetz seinen Zweck auch 
während des jetzigen Krieges vollständig erfüllt habe, zweitens 
die Freiheit und die Unabhängigkeit des Papstes vollständig 
gewährleistet sei und drittens Italien nie zugeben werde, daß 
die innerpolitische Gesetzgebung, zu der das Garantiegesetz als 
integrierender Bestandteil gehöre, durch eine ungerechtfertigte 
Internationalisierung beeinflußt werde, was mit der Würde 
Italiens nicht vereinbar sei!). 

Diese Rede, in der ein demokratischer Minister des 
Kabinettes Salandra den alten Gegensatz ohne Rücksicht auf 
die politischen Empfindungen der italienischen Katholiken in 
den Vordergrund stellte, erwies sich momentan als eine Be- 
drohung der nationalen Einmütigkeit, an der die Katholiken 
einen so großen Anteil genommen hatten. Es wurde aber 
sehr bald im persönlichen Verkehr zwischen den Mitgliedern 
der Regierung und den Führern der Katholiken darauf hin- 
gewiesen, daß diese Rede sich nur anscheinend gegen den 
Papst und den Vatikan gerichtet habe, daß man in Wirklich- 
keit aber die Versuche Deutschlands und Österreich-Ungarns 
habe treffen und kennzeichnen wollen, denen man den Charakter 
einer Pression auf Italien durch das unzeitgemäße Hervorholen 
der römischen Frage zuschrieb. Trotzdem die italienischen 
Katholiken, wie die schon erwähnte Rede ihres Führers, des 
Abgeordneten Filippo Meda in der Kammersitzung vom 5. De- 
zember 1915 bewies, sich durch die Rede des Justizministers 
Orlando im Wege der nachträglichen Erklärungen in keiner 
Weise davon abhalten ließen, ihren patriotischen Eifer auf der 
Höhe der Aufgabe zu erhalten, hat Benedikt XV. nicht umhin 
gekonnt, in dem am gleichen 5. Dezember 1915 abgehaltenen 
Konsistorium auch seinerseits der Auffassung vom Garantie- 
gesetz Ausdruck zu verleihen, die man im Gegensatz zu der 
tatsächlichen fünfundzwanzigjährigen Entwicklung des italie- 
nischen Katholizismus als die ursprüngliche und offizielle Auf- 
fassung des Vatikans kennzeichnen kann ?). 

Die Wahrung des päpstlichen Standpunktes gegenüber den 
Behauptungen des Justizministers Orlando hat vorläufig den 


!) Der Text der Rede ist gedruckt in den Quaderni della guerra Serie V 
(Mailand, Verlag Fratelli Treves, 1916). 
D Text der Ansprache des Papstes im Osservatore Romano vom 5. De- 
zember 1915 und in den acta apostolicae sedis. Januar 1916. 
Zeitschrift für Politik. 9. 23 
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Abschluß der Kontroverse bezeichnet. Es sind keine Annähe- 
rungsversuche mehr zwischen der italienischen Regierung und 
der Kurie erfolgt und die einzige literarische Folge der erwähnten 
Entwicklung ist in den letzten Monaten ein Austausch der Mei- 
nungen über die Stellung des Papstes zu Italien und zur Friedens- 
'konferenz gewesen, an der im italienisch-antivatikanischen Sinn 
der Abgeordnete und Rechtsgelehrte Tommaso Mosca und der 
frühere antiklerikale Bürgermeister Ernesto Nathan sich be- 
teiligt haben, während der entgegengesetzte Standpunkt der 
patriotischen aber auch papsttreuen italienischen Katholiken von 
dem Abgeordneten Graf Edoardo Soderini, von Mons-Benigni 
und dem Publizisten Crispolti vertreten wurde !). 

Ich habe soeben diese literarischen Erörterungen als die 
einzige Folge der Verhandlungen vom Herbst 1915 bezeichnet, 
die durch die Reden des Papstes und des Justizministers Orlando 
ihren äußeren negativen Abschluß gefunden haben. Der Voll- 
ständigkeit halber muß noch eine Information erwähnt werden, 
die zuerst in einem katholischen Schweizerblatt aufgetaucht ist 
und als deren Ursprung vatikanische Kreise selber festgestellt 
werden konnten. Diese Nachricht behauptet, daß bei der Unter- 
zeichnung des Londoner Paktes durch Italien am 30. Novem- 
ber 1915 eine Klausel in den Pakt aufgenommen worden sei, 
laut deren sich Frankreich, England und Rußland verpflichteten, 
dem Wunsche Italiens entsprechend, die Zulassung des Papstes 
zur Friedenskonferenz zu verweigern. Es kann hier mit Be- 
stimmtheit erklärt werden, daß diese Information, obwohl der 
Vatikan selber sie, wie gesagt, in gutem Glauben verbreitet hat, 
den Tatsachen nicht entspricht. Der Londoner Pakt ist über- 
haupt nicht mit Klauseln, Bedingungen und anderem Ballast 
dieser Art beschwert, sondern er ist, wie zuverlässige Informa- 
tionen beweisen, in derselben einfachen Form erneuert worden, 
in der er am 4. September 1914 geschlossen worden war und 
deren Wortlaut sowohl im September 1914 als im Dezember 
1915 die Presse veröffentlicht hat. Richtig ist allerdings, daß 
neben dem Londoner Pakt ein von dem Pakt selbst äußerlich 
unabhängiger Zusatzvertrag besteht, der zuerst zwischen dem 
Dreiverband und Italien im Mai 1915 geschlossen wurde und 
den diese Mächte im November 1915 erneuerten, als der mit 
sechs Monaten befristete Vertrag vom Mai abgelaufen war. 
Dieser letztere erneuerte Vertrag zwischen dem Dreiverband 


1) Vgl. Literatur am Schluß. 


Claar, Italien, der päpstliche Stuhl und die Lösung der römischen Frage. 355 


und Italien hat nun zu Verhandlungen über die Frage der Teil- 
nahme des Papstes an der Friedenskonferenz geführt. Was 
aber die vatikanische Information des katholischen Schweizer 
Blattes als das Ergebnis dieser Verhandlungen bezeichnet, 
ist in Wirklichkeit nichts weiter als die Forderung, die Italien 
und zwar wahrscheinlich in denselben Tagen, in denen die Rede 
des Ministers Orlando beschlossen und gehalten wurde, von 
seinen Verbündeten verlangt hat. Diese Forderung Italiens ist 
aber nicht identisch mit dem Zugeständnis, das es von seinen 
Verbündeten erhalten hat, denn (wenn ich recht beriehtet bin — 
und ich habe Anlaß, dies anzunehmen —) in dem Vertrag 
vom November 1915 zwischen Italien und seinen Verbündeten 
steht nur, daß der Dreiverband sich verpflichtet, über die Zu- 
lassung des Papstes zur Friedenskonferenz seinerseits keine 
Entscheidung ohne Italiens Zustimmung zu treffen, nicht aber, 
daß (wie behauptet worden war) der Dreiverband sich a priori 
verpflichtet habe, eine Zulassung des Papstes zur Friedens- 
konferenz unter allen Umständen abzulehnen. 

Es hat keinen Zweck, für die Erörterung unseres Themas 
auf diesen Punkt weiterhin einzugehen, denn abgesehen davon, 
daß auch zuverlässige Informationen keine absolute Gewähr für 
die Richtigkeit bieten können, ist nicht wahrscheinlich, daß 
derartige Abmachungen zwischen den Vierverbandsmächten am 
Ende des Weltkrieges die entscheidende Rolle spielen werden, 
die die Vertragschließenden ihnen heute zuzuschreiben geneigt 
sind. Zweifeln doch viele sogar daran, daß der Londoner Pakt 
selber wirklich das Dokument sein dürfte, auf Grund dessen 
die seinerzeitigen Friedensverhandlungen eingeleitet werden. 

Unter allen Umständen aber hat uns diese knappe Dar- 
legung des Verhältnisses der Kurie gegenüber Italien während 
des Weltkrieges von dem Festhalten der Katholiken an der 
Neutralitätsthese bis zu den gescheiterten Versuchen einer Ver- 
ständigung Benedikt XV. mit dem Kabinett Salandra über eine 
Lösung der römischen Frage gezeigt, daß der Papst in erster 
Linie anstrebt, eine Beteiligung an der Friedenskonferenz zu 
erlangen und daß andrerseits Italien nicht geneigt ist, die Frage 
dieser Zulassung zur Friedenskonferenz mit der Lösung der 
römischen Frage verquicken zu lassen, weil es, wie sich Orlando 
ausdrückte, vorzieht, diese letztere als eine innerpolitische und 
daher der Friedenskonferenz selber fernzuhaltende zu betrachten. 
Es steht also tatsächlich das Problem der römischen Frage 
heute noch da, wo es an dem Tage stand, an dem Benedikt XV. 
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Ich meine damit natürlich nicht, daß jemand heute auf den 
Gedanken kommen könnte, die Wiederherstellung des Kirchen- 
staates zu verlangen und die italienische Einheit einfach zurück- 
zuschrauben. Dieser Gedanke hat vielleicht Pius IX. selber 
nicht mehr vorgeschwebt, nachdem die Italiener Rom zu ihrer 
Hauptstadt erklärt hatten. Ob er dem Kardinal Rampolla, wie 
behauptet wird, zeitweise vorgeschwebt habe, darüber habe ich 
große Zweifel; es wird aber jedenfalls erst möglich sein, dar- 
über abschließend zu urteilen, wenn einmal die vatikanischen 
Archive sich für das Pontifikat Leo XII. öffnen werden. 
Benedikt XV. ist aber ganz gewiß der allerletzte, der auch nur 
im entferntesten an eine Wiederherstellung weltlicher Macht 
der Kurie und des Papsttums zu denken vermöchte Wenn 
aber diese territoriale Frage im großen aus der römischen Frage 
von vorneherein ausgeschieden erscheint, so müssen einige 
Worte der sogenannten kleinen territorialen Frage gewidmet 
werden, die zum erstenmal in dem am 20. September 1870 
abgeschlossenen Kapitulationsvertrag auftauchte, die dann den 
Mittelpunkt des zwischen 1888 und 1892 unternommenen Ver- 
söhnungsversuches der Gruppe Galimberti-Capecelatro-Tosti 
bildete, und die auch jetzt wiederum während des Weltkrieges 
in ausländischen Broschüren und Zeitungen wiederholt erwähnt 
worden ist. Diese sogenannte kleine Territorialfrage hat auch 
ihrerseits die Gestalt wiederholt gewechselt. In dem Kapitula- 
tionsvertrag von 1870 war eine Andeutung enthalten, in der 
das päpstliche Besitzrecht auf das rechte Tiberufer, die soge- 
nannte Leostadt, ausgedehnt werden sollte. Das war damals 
insofern möglich, als die Bebauung des rechten Tiberufers sich 
im Jahre 1870 auf die beiden Jahrhunderte alten Stadtviertel 
Borgo und Trastevere beschränkte. Die Engelsburg bildete auf 
dem rechten Tiberufer das örtliche Ende dieser bebauten Zone, 
und was sich von der Engelsburg nach dem Monte Mario aus- 
dehnte, waren die Burgwiesen, die prati di Castello, die ledig- 
lich aus Weideland, durchzogen von Gärten und Weinbergen, 
bestanden. Schon als aber eineinhalb Jahrzehnte später die 
Bewegung einsetzte, die eine Versöhnung auf teilweise territo- 
rialer Grundlage erstrebte, hatten sich die Verhältnisse ver- 
ändert. Es hatte jene Bebauung der prati di Castello eingesetzt, 
die aus diesem Gelände am rechten Tiberufer in den folgenden 
Zeiten eines der belebtesten und wichtigsten Stadtviertel des 
modernen Rom machen sollte und es lag schon damals auf 
der Hand, daß, wenn man 1870 an eine Trennung der beiden 
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Tiberufer denken konnte, man dies nicht mehr zu tun ver- 
mochte, nachdem das rechte Tiberufer ein in jeder Hinsicht 
integrierender Bestandteil der gesamten Stadt geworden war. 

Heute haben sich die Dinge in dieser Hinsicht noch viel- 
mehr kompliziert, als vor dreißig Jahren. Jeder Gedanke, Rom 
in zwei Teile zu teilen und das rechte Tiberufer einem anderen 
Souverän zuzuweisen, als das linke, kann in Rom selber, in 
ganz Italien und auch im Vatikan nichts weiter erzielen als 
einen Heiterkeitserfolg. Das muß allen Versuchen ausländischer 
Schriftsteller, die vielleicht Rom nie selber gesehen haben, zum 
Trotz ganz unumwunden und rückhaltlos festgestellt werden. 
Eine Lösung der sogenannten kleinen Territorialfrage kann 
also heute niemals auf dem Wege einer Teilung der Stadt Rom 
erfolgen. Es wäre vielmehr zu erwägen, ob man den anderen 
Gedanken aufnehmen könnte, der schon unter Leo XII. hie 
und da entstanden war, nämlich den Gedanken, dem Vatikan. 
ein Gebiet als extraterritoriales Eigentum zu überweisen, das 
von dem Ende der heutigen vatikanischen Gärten bis zum Meere 
reichen würde und daher dem Papst die für einen Souverän 
als wichtig erachtete Möglichkeit gäbe, mit dem Ausland zu 
verkehren, ohne daß dieser Verkehr das Territorium des König- 
reiches Italien berühren müßte. Dieser Wunsch ist entstanden, 
als in Rom die ersten Besuche ausländischer Fürsten im Vatikan 
nach dem Jahre 1870 erfolgten und hat sich verstärkt, als aus 
dem Verkehr mit den Fürsten dem Vatikan mannigfache Un- 
annehmlichkeiten erwuchsen. Die Kurie verlangte bekanntlich 
namentlich unter Leo XIII., daß fremde Fürsten, die in Rom 
gleichzeitig den König und den Papst besuchen wollten, gewisser- 
maßen durch eine neutrale Zone die Anerkennung der zwei 
nebeneinander lebenden Gewalten markieren sollten, indem sie 
den Weg zum Vatikan nicht vom Quirinal aus antraten, sondern 
von ihrer diplomatischen Vertretung beim Vatikan selber. Man 
weiß, daß zum Beispiel Kaiser Wilhelm II. bei seinen Besuchen 
in Rom 1888, 1893 und 1903 sich diesem Zeremoniell unter- 
worfen hat, während andererseits König Eduard im Jahre 1903 
sich mit dem Hinweis darauf, daß damals keine englische Gesandt- 
schaft an der Kurie bestand !), sich weigerte, irgendwelchen 
Umweg zu machen, sondern die Fahrt zum Vatikan direkt von 


1) Eine englische Gesandtschaft am Vatikan wurde erst während und 
infolge des Weltkrieges 1915 errichtet und dem katholischen englischen 
Diplomaten Howard als erstem Gesandten an der Kurie übertragen. 
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der englischen Botschaft beim König von Italien antrat und 
während andere Fürsten, selbst der Schah von Persien, sogar 
den Besuch ganz unterließen, weil sie sich diesen Zeremonien 
nicht zu unterwerfen gedachten. 

Alle diese Zwischenfälle, die jedesmal begleitet waren von 
einer sehr erregten Erörterung in der italienischen Presse, haben 
den Wunsch nach einer direkten Verbindung des Vatikans mit 
dem Meere und somit nach einer Möglichkeit direkter Bezie- 
hungen zum Ausland ohne Betreten des Königreiches Italien 
allerdings stark vermehrt. Und es ist auch im Mai 1915 noch 
in einem anderen Zusammenhang auf diesen Gedanken hin- 
gewiesen worden, insofern man daran erinnerte, daß die ganze 
Frage über die Ausführung des Garantiegesetzes hinsichtlich 
fremder Diplomaten, hinsichtlich des Telegrammverkehrs mit 
dem Ausland und anderer Momente sich sehr erleichtert haben 
würde, wenn eben der Vatikan mit dem Ausland ohne italienisches 
Gebiet verbunden wäre. Nun liegt es aber auf der Hand, daß 
Italien in dieser Beziehung heute noch viel weniger als vor 
Jahren ohne weiteres zugeben würde, daß man sein Gelände 
an der Küste des tyrrhenischen Meeres auseinanderreißt durch 
einen Korridor, der uneingeschränkter Besitz eines anderen Sou- 
veräns wäre. Die Fragen der Küstenverteidigung, der Bahn- 
verbindungen zwischen Oberitalien und Rom würden natur- 
gemäß von einer solchen Trennung des italienischen Gebietes 
auf das allerempfindlichste betroffen. Niemals würde der ita- 
lienische Generalstab zugeben können, daß zum Beispiel die 
einzige große strategische Bahn an der Westküste Italiens, die 
Linie Genua—Pisa—Rom, dadurch unterbrochen werden könnte 
oder unterbrochen würde, daß sie auf einer bestimmten Stelle 
durch nicht italienisches Gebiet führt. Und ebenso würde die 
Möglichkeit eines Zuganges zum Meere mit telegraphischem oder 
radiotelegraphischem Verkehr im Falle eines Krieges zwischen 
Italien und anderen Mächten, die im Garantiegesetz behandelten 
Probleme nicht erleichtern, sondern erschweren. Man kann 
also heute mit Bestimmtheit sagen, daß sich Italien auch dieser 
begrenzten Lösung der sogenannten kleinen Territorialfrage im 
Hinblick auf die Stellung des Papstes ganz rückhaltlos wider- 
setzen würde, und daß sich auch diese Lösung nur durchsetzen 
ließe, wenn einmal Italien am Schlusse eines unglücklichen 
Krieges stände, bei dem die anderen Mächte sich darüber einig 
wären, ihm zugunsten der Kurie eine so unerwünschte Lösung 
aufzuzwingen. Schon daraus ergibt sich aber umgekehrt, daß 
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es niemals das Bestreben Benedikt XV. sein wird und sein 
kann, für eine Lösung, die er im Einverständnis mit Italien 
anstrebt und bei der ihm auf alle Fälle die neuerliche Erzeugung 
eines unversöhnlichen Hasses von seiten der Italiener ganz fern- 
liegt, in den Mittelpunkt eine Forderung zu stellen, die eben 
nur diese negativen und keine positiven Folgen haben könnte. 

Aus diesem Grunde ist in der allerletzten Zeit ein der Öffent- 
lichkeit noch kaum bekanntgewordener Vermittlungsgedanke 
entstanden, der es versucht, die Erweiterung des heutigen Ge- 
bietes der Kurie auf einem anderen als dem staatsrechtlichen 
Wege zu erstreben und gewissermaßen eine für den Vatikan 
befriedigendere Lösung seiner Gebietsfrage aus der Zukunft 
allmählich erwachsen zu lassen. Dieser Gedanke, der heute 
nur gestreift werden soll, weil er vielleicht in offizieller Form 
das Licht der Welt nicht erblicken wird, bestände darin, daß 
der Vatikan mit stillschweigender Zustimmung Italiens aus- 
gedehnte Gebiete, die zwischen den vatikanischen Gärten und 
dem Meer liegen, als privatrechtliches Eigentum, wie jeder andere 
Käufer, erwirbt und zunächst rein privatrechtlich und ohne 
extraterritorialen Charakter dieses Gebietes räumlich mit den 
vatikanischen Gärten verbindet. Einen ersten Anfang hierzu 
hat die Kurie bereits unter Pius X. gemacht, als zur Erweiterung 
der vatikanischen Gärten der in der Nähe derselben gelegene 
Pinienhain gekauft wurde, der der Familie der Markgrafen 
Sacchetti gehörte. Dieser Hain wird mit dem vatikanischen 
Gebiet durch einen Viadukt verbunden, der über eine öffentlich 
italienische Straße hinüberführt und für dessen Bau natürlich 
die Erlaubnis der italienischen Regierung erforderlich war. Die 
Erweiterung des vatikanischen Gebietes auf rein privatrecht- 
lichem Wege würde also mit dem Hintergedanken erfolgen, 
daß sich aus der Zugehörigkeit dieses Geländes zu dem vati- 
kanischen extraterritorialen Gebiet!) künftig nach der erfolgten 


1) Es sei hier nochmals ein scheinbar nicht auszurottender Irrtum über 
die Ausdehnung der Extraterritorialität dts päpstlichen Besitzes beseitigt. 
Extraterritorial ist der vatikanische Palast mit seinen Gärten, aber nicht 
die Peterskirche, der lateranische Palast, aber nicht die Lateransbasilika 
(außerdem die päpstliche Villa in Castel Gandolfo). Daß die beiden großen 
Basiliken im extraterritorialen Gebiet nicht eingeschlossen sind, kann jeder 
aus der Tatsache erkennen, daß sie jederzeit von italienischen Offizieren und 
Soldaten in Uniform betreten werden dürfen und daß bei großen Kirchen- 
festen die Polizeiaufsicht im Innern der Basiliken der königlichen Polizei und 
den Carabineri obliegt. Nur für Kirchenfeste in der Peterskirche, an denen 
der Papst selber teilnimmt, geht die Polizeiaufsicht auf Grund einer still- 
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Annäherung des Vatikans und des Königreiches Italien irgend- 
eine Lösung von selbst ergeben könne, die den Wünschen des 
Papstes nach Unabhängigkeit mehr entgegenkommen würde als 
die privatrechtliche Augenblickslösung. Natürlich würden diese 
anzukaufenden Gelände nicht bis zum Meere gehen können, 
weil eben zwischen den vatikanischen Gärten und dem Meere 
jene Haupteisenbahnader der italienischen Westküste liegt. Aber 
immerhin wäre auch bei einer solchen Lösung in Zukunft für 
den Vatikan eine größere Freiheit der Bewegung möglich, in- 
sofern Italien kaum etwas dagegen haben würde, wenn eine 
Sonderstation für den Vatikan an dieser Eisenbahnlinie erbaut 
würde, die dem Papste gestattet, mit ausländischen Souveränen, 
die nicht von der Stadt Rom her die Kurie besuchen wollen, 
auf diesem Wege in direkte Verbindung zu treten, ebenso wie 
sich auch der übrige Verkehr zwischen dem Vatikan und der 
Außenwelt unter Umgehung des römischen Hauptbahnhofes 
vollziehen könnte. Es liegt auf der Hand, daß diese Lösung wie 
alle Verlegenheitskompromisse sehr viele Fragezeichen schaffen 
kann, ganz besonders das hauptsächlichste, das eben darin be- 
steht, daß diese Lösung nur dann und nur solange eine Lösung 
ist als eben das Gesamtverhältnis zwischen dem Vatikan und 
dem Königreich Italien den guten Willen des letzteren für die 
Wahrung von Privatrechten auf dem neutralen Gelände zurecht 
bestehen läßt. An dem Tage, an dem das Königreich Italien 
irgendeinen Grund hätte, dem Vatikan gegenüber einseitig einen 
bösen Willen hervorzukehren, würde natürlich der privatrecht- 
liche Charakter der Terrainerweiterung des Vatikans noch viel 
weniger Schutz bieten als das Garantiegesetz von 1871, weil 
er jedes sondergesetzlichen Schutzes überhaupt bar wäre. Und 
das ist die Ursache, aus der dieser in den letzten Zeiten hervor- 
getretene Vermittlungsvorschlag eher nach einer grundsätzlichen 
Einigung zwischen dem Vatikan und dem Königreich Italien 
sich als Folge einer Verhandlung ergeben könnte, als daß er 
an die Spitze einer solchen Einigung zu treten vermöchte. 

Es ist aber überhaupt die Frage, ob sich eine Einigung 
zwischen dem Vatikan und dem Quirinal im Wege einer Ver- 
änderung des Garantiegesetzes unter Voranstellung des alten 
territorialen Momentes vollziehen muß, die, wie wir gesehen 
haben, einerseits vorwiegend noch auf den Gegensätzen ver- 
gangener Zeiten beruht, während sie andererseits, soweit prak- 


schweigenden Vereinbarung mit den königlichen Behörden auf die päpstlichen 
Truppenkörper über. 
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tische Momente vorliegen, nicht in den Vordergrund treten 
kann, ohne eine im übrigen völlig durchgreifende Umänderung 
des Verhältnisses zwischen den beiden feindlichen Gewalten. 
Viel wichtiger erscheint die Frage, ob der Papst eine Erweite- 
rung seiner persönlichen Bewegungsfreiheit anstrebt oder nicht. 
Wenn ein Papst an die Lösung der römischen Frage mit dem 
Gedanken herantreten sollte, daß nach der Lösung es ihm 
ermöglicht wird, den Vatikan zu verlassen und frei in Rom, 
in Italien oder im Auslande sich zu bewegen, dann tritt natür- 
lich die Frage nach der Extraterritorialität eines Korridors vom 
Vatikan zum Meere oder nach der privatrechtlichen Erweiterung 
des vatikanischen Gebietes außerordentlich in den Hintergrund. 
Diese Folge würde dann eigentlich nur der Ausfluß des sehr 
verständlichen Wunsches des Papstes sein, nach der immer 
enger werdenden Einschließung der heutigen vatikanischen 
Gärten durch große Mietskasernen wieder ein Gebiet zu gewinnen, 
in dem man ohne Beobachtung durch hunderte von indiskreten 
Augen wandeln kann, was heute dem Papst und seinem Ge- 
folge fast nicht mehr möglich ist. Besteht hingegen die An- 
sicht, daß der Papst auch nach einer Lösung der römischen 
Frage die von Pius IX. gewählte freiwillige Gefangenschaft 
im Vatikan nicht preisgeben dürfe, daß diese also für alle Zu- 
kunft dem Papste den Vatikan und sein Gebiet als einzigen 
Aufenthaltsort zuzuweisen fortfährt, dann ist es viel wichtiger 
als im anderen Fall, daß dieses Gebiet eine größere Ausdehnung 
und womöglich den Charakter der Extraterritorialität auch für 
diese Ausdehnung erhält. Gerade über diesen Punkt aber ist 
bisher niemals gesprochen worden, wenn die praktischen Lösungs- 
möglichkeiten der römischen Frage ins Auge gefaßt wurden. 
Es kann daher nur gesagt werden, daß in den gut unterrichteten 
Kreisen nicht daran geglaubt wird, daß man auch in diesem 
Punkte an den 19. September 1870 anknüpfen könne. Kein 
Papst wird im Sinn früherer Zeiten die vollständige Bewegungs- 
freiheit in Rom, in Italien und im Auslande für sich in An- 
spruch nehmen, sondern es ist viel wahrscheinlicher, daß die 
Päpste grundsätzlich die Freiheit wünschen, um sich ihrer 
praktisch so wenig als möglich zu bedienen. In der Tat sind 
ja auch die Reisen der früheren Päpste, wenn man von den 
Reisen absieht, die aus der Souveränstellung des Papstes als 
weltlicher Herrscher eines ausgedehnten Gebietes herrührten, 
verhältnismäßig wenige gewesen. Und unter diesen wenigen 
befand sich wieder eine große Anzahl von unfreiwilligen Reisen, 


F; 
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wie Reisen zur Verhandlung mit feindlichen Staaten nach einem 
Konflikt, Reisen, um Fürsten, die nicht bis Rom zu ziehen 
wünschten, entgegenzukommen usw. Und auch diese Reisen 
haben in den meisten Fällen den Papst nur nach Provinzstädten 
seines eigenen Gebietes und verhältnismäßig selten ins Ausland 
geführt. Man darf sich also nicht vorstellen, daß die Päpste 
nach einer Lösung der römischen Frage geneigt wären, gern 
gesehene Gäste europäischer Luxuszúge zu werden. Die tat- 
sächliche Stellung des Papstes als rein kirchliches Oberhaupt 
wird voraussichtlich ihn auch in Zukunft an Rom binden und 
seine Würde und Stellung ihn der Notwendigkeit von Gegen- 
besuchen bei ausländischen Souveränen entheben. Eine größere 
Bewegungsfreiheit innerhalb des Königreiches Italien würde aber 
wohl für lange Zeit hinaus als eine unerwünschte Konkurrenz 
für die italienischen Souveränitätsrechte gelten und die Päpste 
würden kaum ein Interesse daran haben, von einer solchen 
Eventualität Gebrauch zu machen. Die Frage nach der Be- 
wegungsfreiheit des Papstes läuft daher in erster Linie, ab- 
gesehen von der grundsätzlichen Seite des Problems, gewisser- 
maßen auf die hygienische Seite hinaus, nämlich auf die 
Bewegungsfreiheit innerhalb der Stadt Rom und innerhalb der 
campagna romana, wo die Päpste die Villa vom Castel Gandolfo 
besitzen und wo andere Möglichkeiten sommerlicher Erholung 
winken. Ob dieses Moment von den Päpsten selber und 
namentlich von Benedikt XV. für wichtig genug erachtet wird, 
um es zu einem der Grundpfeiler der Lösung der römischen 
Frage zu machen, das vermag heute niemand zu sagen, denn 
dieses Problem ist auch von seiten der der Kurie nahestehenden 
Stellen niemals berührt worden. Antiklerikale Elemente haben 
vielfach vermutet, daß die freiwillige Gefangenschaft des 
Papstes deshalb fortdauern werde, weil auf ihr ein guter 
Teil der Propaganda zugunsten des Peterspfennigs ausländischer 
Katholiken aufgebaut sei. Dieses Argument ist aber nicht - 
stichhaltig, denn wenn eine Einigung zwischen dem Vatikan 
und dem Königreich Italien erfolgen sollte, so würde natur- 
gemäß auch der Papst die im Garantiegesetz von 1871 ihm 
zugedachte Jahresrente von 31/, Millionen annehmen und sogar, 
wenn er wünscht, wesentlich erhöhen können, so daß der 
Wegfall eines Teiles des ausländischen Peterspfennig, wenn er 
überhaupt auf der Basis der antiklerikalen Behauptung erfolgen 
sollte, durch die italienische Rente wahrscheinlich in einer viel- 
fachen Ziffer ersetzt wäre. 
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Scheidet man also aus den voraussichtlichen Forderungen 
der Kurie für die Lösung der römischen Frage das territoriale 
Moment im staatsrechtlichen Sinn und das Moment der unbe- 
grenzten Bewegungsfreiheit aus, so schrumpfen die Forderungen, 
die die Kurie praktisch erheben kann, so zusammen, daß sie nicht 
~ eine unüberwindliche Schwierigkeit für die Lösung der römischen 
Frage bilden dürften. Eine Erweiterung des privatrechtlichen 
Besitzes des Papstes mit Regelung seines Auslandsverkehrs im 
Wege dieses Besitzes im Einvernehmen mit Italien würde 
wahrscheinlich ebensowenig auf Schwierigkeiten stoßen wie ein 
grundsätzliches Zugeständnis in der Bewegungsfreiheit, von dem 
der Papst nur nach fallweiser Verständigung mit der italie- 
nischen Regierung Gebrauch machen würde Wenn wir uns 
dies vor Augen halten, dann ergibt sich aber, daß die Kern- 
frage der Lösung des Problems eben nicht auf dem praktischen 
Gebiet, sondern auf dem grundsätzlichen liegt, nämlich in der 
Abneigung Italiens, irgendwie anzuerkennen, daß das Garantie- 
gesetz von 1871 die Rechte des Papstes in den abgelaufenen 
45 Jahren nicht geschützt habe und daß daher eine Abänderung 
des Garantiegesetzes oder gar eine Internationalisierung des- 
selben erforderlich sei. Wenn der Papst das Garantiegesetz 
heute anerkennt und dafür gewisse Abänderungen verlangt, wie 
sie sich aus den Schwierigkeiten bei Eintritt Italiens in den 
Weltkrieg ergeben haben, so wird es überhaupt zu einer prak- 
tischen Erörterung kommen, die nur weit geringfügiger sein 
kann als es bisher das wuchtige Aussehen der römischen Frage 
als eines ungelösten Problems hat glauben machen wollen. Es 
kommt also alles darauf an, daß man auf den beiden Seiten die 
aprioristischen Voraussetzungen preisgibt, daß also Italien sich 
nicht darauf versteift, den völlig ausreichenden Charakter der 
heutigen garantiegesetzlichen Bestimmungen als eine endgültige 
Lösung der römischen Frage auszugeben und daß der Papst 
bei einem Versuch, die römische Frage mit Italien zu lösen, 
nicht auf theoretische Proteste und grundsätzliche Stellung- 
nahmen der Vergangenheit blickt, sondern auf die praktischen 
Erfordernisse und Möglichkeiten der Zukunft. In diesem Fall 
wird eine Einigung zwischen Italien und dem Vatikan auch 
dann möglich sein, wenn der Papst an Italien nur praktische 
Forderungen stellt und wenn er Italien dafür nichts bieten zu 
sollen glaubt. | 

Ist es aber notwendig, daß Italien eine Lösung der römischen 
Frage im Einvernehmen mit dem Papste vornimmt, ohne sich 
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die Erfüllung der erfüllbaren praktischen Wünsche der Kurie 
irgendwie durch Konzessionen bezahlen zu lassen? Auch diese 
heikle Frage ist bisher aus einem sehr wichtigen Grunde in 
Italien fast niemals behandelt worden. Zugeständnisse der Kurie 
an Italien können zwei verschiedenen Kategorien angehören. 
Die eine Kategorie, die zweifellos im internationalen praktischen 
Getriebe die weitaus wichtigere ist, hat politischen Charakter 
und bestände einerseits aus den Anordnungen, die die Kurie 
in Italien selber den" ooch an dem alten vatikanischen Stand- 
punkt festhaltenden Elementen geben kann, damit sie die 
italienisch-nationale Auffassung in allen Fragen als vereinbar 
mit ihrer priesterlichen Stellung erachten. Auf der anderen 
Seite kann darüber hinaus und mit unvergleichlich größerer 
Wichtigkeit die Kurie einen eigenen Standpunkt in der ganzen 
Welt einnehmen. Dieses Moment ist naturgemäß das gefähr- 
lichste an den ganzen möglichen Folgen einer Lösung der 
römischen Frage. Es ist das Moment, das bereits am Anfang 
des 16. Jahrhunderts, als sich die Gefahr einer Einigung ganz 
Italiens unter dem Szepter des die Lombardei erobernden und 
Neapel erstrebenden Königs von Frankreich am Horizont ab- 
zeichnete, Julius II. in die Worte kleidete: der Papst darf nicht 
der Kaplan eines Königs von Italien werden. Und in der Tat 
besteht ja namentlich im Auslande immer die Befürchtung, 
daß bei einer Lösung der römischen Frage im Einvernehmen 
zwischen dem Papst und dem Königreich Italien der Papst 
dahin kommen werde, die italienisch-nationale Politik in inter- 
nationalen Fragen in dem Sinn zu unterstützen, daß namentlich, 
wenn einem energischen König von Italien und einem energischen 
Ministerpräsidenten ein schwacher Papst und ein weniger ener- 
gischer Staatssekretär gegenüberstehen, die päpstliche Politik 
zu einem einfachen Annex der italienischen Politik werden 
könnte. Niemand wird leugnen, daß eine solche Eventualität 
je nach der internationalen Konstellation für die ausländischen 
Mächte schädlich zu sein vermúchte. Und namentlich, wenn 
man annehmen will (was allerdings kundige Beurteiler der 
italienischen Politik noch durchaus nicht als gegeben erachten), 
daß Italien noch für längere Zeit hinaus im Rahmen des Vier- 
verbandes ein Gegner der Zentralmächte bleibe, kann es nun 
und nimmer das Interesse der letzteren sein, den Papst sich 
mit Italien unter Auspizien versöhnen zu sehen, die eine In- 
dienststellung der päpstlichen Politik und des päpstlichen Ein- 
flusses für die Ziele italienischer Auslandspolitik und damit 
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indirekt für die Weltpolitik des Vierverbandes bedeuten könnte. 
Dazu kommt aber nun, daß die zweite Kategorie von päpst- 
lichen Zugeständnissen, von denen zwischen der Kurie und dem 
Königreich Italien die Rede sein könnte, ihrerseits geeignet ist, 
in die innere Politik Italiens schwerwiegende Verwicklungen 
hineinzutragen. Solange der Papst Italien nichts weiter anböte 
als die Anerkennung gewisser italienischer Vorzugsrechte für 
Bischofsernennungen in Apulien und in anderen Regionen 
Italiens, in denen die Könige die Nachfolger früherer staatlicher 
Souveränsrechte geworden sind, würde voraussichtlich keine 
Schwierigkeit in den Verhandlungen sich ergeben. Weit schlimmer 
wäre es für die heute herrschende Richtung der italienischen 
Politik, wenn der Papst Italien das Zugestäudnis einer königstreuen 
katholischen Parlamentspartei machte, die ihrerseits natürlich im 
Sinne des deutschen Zentrums eine Beeinflussung der italienischen 
Gesetzgebung zugunsten vatikanischer Forderungen auf dem 
Gebiete der Kirchen- und Schulpolitik versuchen würde. Und 
das ist der Punkt, an dem überhaupt voraussichtlich der Versuch 
der direkten Lösung der römischen Frage weit eher scheitern 
könnte, als an dem im Auslande bisher vorzugsweise in den 
Vordergrund gestellten Problemen der territorialen Rechte oder 
der souveränen Bewegungsfreiheit des Papstes. Denn hier muß 
die italienische Regierung, auch wenn sie, wie das Kabinett 
Salandra-Sonnino der gemäßigt konservativen Partei angehört, 
sich klar werden, wie die innere Politik Italiens durch eine 
Versöhnung mit der Kurie gestaltet werden kann und wie wenig 
es möglich wäre, sich nach einer solchen Versöhnung in dem 
von den Katholiken vielleicht beherrschten Parlament auf die 
antiklerikale demokratische Basis zu stützen, die seit 1876 das 
ausschließliche oder verwaltende Moment der italienischen Re- 
gierungspolitik gewesen ist. Es ist nicht meine Absicht, im 
Rahmen der heutigen Bemerkungen in dieses Gebiet der inner- 
politischen Fragen einzutreten, die sich aus einer Versöhnung 
des Vatikans mit Italien ergeben könnten, da die verschlungenen 
Pfade der italienischen Parlaments- und Regierungspolitik es 
nötig machen würden, zu ihrer Erhellung und Beleuchtung 
einen für die Gesamtbetrachtung der römischen Frage ganz 
unverhältnismäßig breiten Raum hier zur Verfügung zu haben. 
Ich begnüge mich mit dieser Andeutung, die anknüpft an die 
oben gemachten Äußerungen über das Scheitern der italienisch- 
vatikanischen Verhandlungsansätze vom September und Oktober 
1915. Sind diese Ansätze auch in erster Linie an der Ver- 
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quickung der römischen Frage mit anderen Problemen ge- 
scheitert, so ist es doch auch zweifellos, daß das Kabinett Salandra- 
Sonnino, in dessen Schoß so ausgesprochen antiklerikale Demo- 
kraten, wie die Minister Martini und Barzilai sitzen, vor 
der Verantwortung zurückgeschreckt ist, die während des Krieges 
und für die Kriegspolitik erteilten unbeschränkten Vollmachten 
zu einer parlamentslosen Erledigung der römischen Frage in 
dem Sinn zu verwenden, der zweifellos die gesamte antiklerikale 
Demokratie Italiens und damit fast alle das Kabinett Salandra 
stützenden sogenannten Kriegsparteien gegen sich haben müßte. 
Alles dies geht auch hervor aus den schon erwähnten Artikeln, 
mit denen Politiker, wie der liberale Staatsrechtslehrer Mosca 
und der frühere antiklerikale Bürgermeister von Rom, Nathan, 
die Frage einer Beteiligung des Papstes an der Friedenskonferenz 
und damit verbunden eine Lösung der römischen Frage behandelt 
haben. Und hier knüpft unsere Erörterung wieder an das an, 
was über die grundlegenden Möglichkeiten dieser Lösung im 
Verlaufe dieser Ausführungen gesagt worden ist. 

Wir haben gesehen, daß die Gesamtstellung der italienischen 
Katholiken und die unlösliche Verbindung der Kurienpolitik 
mit dem italienischen Katholizismus dem Papste nahelegen 
müssen, die römische Frage nur im Einvernehmen mit Italien 
zu lösen, sofern nicht der militärisch-politische Ausgang des 
Weltkrieges Italien überhaupt aus der Reihe der irgendwie zu 
beachtenden Mächte ausscheidet, was vorderhand nicht wahr- 
scheinlich ist. Wir haben ferner gesehen, daß ein direktes 
Einvernehmen zwischen dem Papst und Italien möglich ist, 
wenn beide Teile auf die theoretischen Gegensätze der Ver- 
gangenheit verzichten und die praktischen Lösungsmöglichkeiten 
der Gegenwart und Zukunft in den Vordergrund stellen. Ich 
glaube, gezeigt zu haben, daß die praktischen Lösungsmöglich- 
keiten vorhanden sind, insofern die wirklich zu erhebenden 
Forderungen der Kurie bei einem für die Lösung der römischen 
Frage an sich geneigten Italien keinen unübersteigbaren Wider- 
stand finden werden, sobald aus diesen Forderungen eben das 
bisher unübersteigbare Grundhindernis der antiitalienischen 
Präjudizale im Hinblick auf die Vergangenheit wegfällt. 

Es mußte aber ferner hervorgehoben werden, daß die 
Hauptschwierigkeit auch für die Lösung der römischen Frage 
nach Überwindung dieser Hindernisse dort anfängt, wo ein 
zur Lösung der Frage mit der Kurie in Verhandlungen tretendes 
italienisches Kabinett sich den antiklerikal gerichteten Teilen 
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des italienischen Volkes und des italienischen Parlamentes 
gegenüber befinden wird. Darin besteht der Unterschied zwischen 
dem Vatikan und der italienischen Regierung. Benedikt XV. 
braucht nur auf praktische Lösungen zu achten und hat sich 
vor keiner anderen Gewalt zu verantworten, während jede 
italienische Regierung die Lösung der römischen Frage über- 
nehmen muß im Hinblick auf die Wirkungen, die eine Lösung 
für die Auslandspolitik Italiens eventuell haben kann. Jede 
Entscheidung der italienischen Regierung wird wahrscheinlich 
darauf hinauslaufen, daß die voraussichtlich günstigen Wir- 
kungen einer Lösung für die Auslandspolitik abgewogen werden 
müssen gegenüber ihren voraussichtlich ungünstigen Wirkungen 
auf die innere Politik. Und die Entscheidung hierüber wird 
nur gefällt werden können auf Grund der jeweiligen Augen- 
blickssituation des Landes und natürlich auch auf Grund der 
größeren oder geringeren Neigung, die die jeweilige Regierung 
und das jeweilige Parlament besitzen, das eine Moment höher 
einzuschätzen als das andere. 

Was ergibt sich also aus dieser nüchternen Darlegung der 
tatsächlichen Verhältnisse für die Politik der Zentralreiche 
gegenüber der Lösung der römischen Frage? Erstens ergibt 
sich meines Erachtens daraus die Notwendigkeit, sich klar zu 
machen, daß die Neutralität Benedikt XV. bei all ihrem Fest- 
halten an der strengsten Unparteilichkeit nicht den Wunsch 
beseitigen wird, sich in diesem die Kurie direkt angehenden 
Punkt mit Italien zu verständigen. Es ist daher das Interesse 
der Mittelreiche, dazu beizutragen, daß Benedikt XV. unter 
allen Umständen auf der Friedenskonferenz vertreten sein kann, 
damit in gemeinsamen Beratungen aller europäischen Interessen 
auch die Rückwirkung einer Verständigung zwischen Kurie 
und Italien über die römische Frage in den Bereich der all- 
gemeinen Besprechungen gezogen werden kann. Einigt sich 
der Papst mit Italien vor der Friedenskonferenz, um mit Zu- 
stimmung des Vierverbandes auf ihr zu erscheinen, so wird 
die Aufgabe der Zentralreiche erschwert und sie werden unter 
Umständen trotz der wohlwollenden Neutralität Benedikt XV. 
ihre Interessen auch gegenüber den italophil gewordenen Inter- 
essen der Kurie zur Geltung zu bringen haben. Tritt hingegen 
der wahrscheinlichere Fall ein, daß es zur Entscheidung über 
die Zulassung zur Friedenskonferenz kommt, ohne daß der 
der Papst und Italien sich über die römische Frage einigen 
können, so werden die Zentralmächte nachdrücklich darauf 
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bestehen müssen, daß Benedikt XV. einen Vertreter zur Friedens- 
konferenz ernennt, auch wenn der römische Ex-Bürgermeister 
Nathan den nicht ernst zu nehmenden Vorschlag unterbreitet, 
in solchem Falle auch die geistlichen Oberhäupter der nicht 
katholischen Kirchen der Welt zur Friedenskonferenz einzuladen. 
Daß der Papst, wenn er eine Lösung der römischen Frage nicht 
hat herbeiführen können, die Zulassung zur Friedenskonferenz 
unter allen Umständen auch gegen den Wunsch Italiens erstreben 
muß, ist nicht zu bezweifeln. Und es wird sich dann aus der 
Gesamtlage ergeben müssen, wie die Politik der Mittelreiche 
berechtigte Wünsche der Kurie mit berechtigten Interessen 
Italiens vereinigen kann. Vielleicht wäre es am besten in einem 
solchen Falle innerhalb der Friedenskonferenz eine Sonder- 
konferenz für die Lösung der römischen Frage zu schaffen, 
auf der neben dem Papste und Italien alle die kriegführenden 
Mächte vertreten sein könnten, die, sei es durch ständige diplo- 
matische Beziehungen zur Kurie, sei es durch eine überwiegend 
katholische Bevölkerung an der künftigen Stellung des Papst- 
tums interessiert sind. Aus alledem ersieht man, daß auch die 
Prüfung der tatsächlichen Basis für eine Lösung der römischen 
Frage nur zu dem Ergebnis führen kann, den engsten Zu- 
sammenhang dieser Lösung mit dem seinerzeitigen Ende des 
Weltkrieges und der sich aus diesem Ende ergebenden Lage 
festzustellen. Wer daher sich nicht darauf beschränken will, 
von der römischen Frage im Sinn der reinen Historiker oder 
Theologen als von einer in sich geschlossenen und vom Welt- 
krieg unabhängigen Angelegenheit zu reden, wie sie sich etwa 
am 21. September 1870 darstellte, der wird seine Ausführungen, 
wie es hier geschieht, nicht anders als mit einem Fragezeichen 
schließen können. Der Wunsch nach einer Beseitigung des 
Konfliktes vom 20. September 1870 besteht bei allen denen, die 
wie die Mittelreiche nicht auf innere Entzweiungen anderer 
Gewalten spekulieren. Ob dieser Wunsch erfüllbar ist und ob 
die Erfüllung zum Nutzen des Papstes oder Italiens oder der 
kriegführenden Mächtegruppen ausschlägt oder ob sie endlich, 
was das einzig wünschenswerte wäre, alle Teile befriedigt, das 
wird sich erst erkennen lassen, wenn nach dem blutigen Ringen 
der Gegenwart die Vertreter der kriegführenden Mächte sich 
mit einem Vertreter Benedikts XV. endlich am Diplomatentisch 
zusammenfinden. 
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Literatur: Der ganze Charakter der vorliegenden Arbeit bringt es mit 
sich, daß nur eine verhältnismäßig sehr geringe gedruckte und allgemein 
zugängliche Literatur verwendet werden konnte, sofern man davon die zahl- 
losen Zeitungsartikel ausnimmt, die in der italienischen und vatikanischen 
Presse von 1871 bis 1916 verstreut erschienen sind. Die ältere Literatur zur 
römischen Frage ist am besten zusammengestellt von Franz Xaver Krauß 
in den kirchenpolitischen Briefen, die er in der Beilage zur Münchner All- 
gemeinen Zeitung 1896 über die römische Frage veröffentlichte. Im übrigen 
kommt diese Literatur für die vorliegende Arbeit erst in zweiter Hinsicht 
in Betracht. Von den neuesten Veröffentlichungen, die bereits die Lösung 
der römischen Frage im Zusammenhang mit dem Weltkrieg behandelten, 
nenne ich: die Schrift von Prof. Hilgenrainer in Prag, Die Römische 
Frage nach dem Weltkrieg. Bonifaziusdruckerei; die Schrift von Dr. Ebert, 
Italien und das Garantiegesetz, Berlin; ganz besonders die Veröffentlichungen 
von Archivrat Dr. Lulvés in Hannover, zum Teil in der „Deutschen Revue“, 
und die Artikel des Jesuitenpaters von Nostiz-Rieneck im Januarheft und 
Februarheft 1916 der in München erscheinenden Zeitschrift „Stimmen der 
Zeit“. Von italienischen Veröffentlichungen aktueller Natur sind die fünf 
Aufsätze zu nennen (wie dies bereits teilweise im Text geschehen ist), die 
die Nuova Antologia in den Heften von Januar bis März 1916 aus der Feder 
des Abgeordneten und Prof. Mosca, des Abgeordneten Grafen Edoardo 
Soderini, des früheren Bürgermeisters von Rom Ernesto Nathan, des 
früheren Abteilungsvorstands im päpstlichen Staatssekretariat Mons Umberto 
Benigni und des katholischen Publizisten Marchese Crispolti veröffentlicht 
hat. Die Publikation der Orlandoschen Rede vom 21. November 1915 und 
die päpstliche Allocution vom 5. Dezember 1915 ist bereits in Fußnoten des 
Textes zitiert worden. 

Für die Entwicklung des italienischen Katholizismus innerhalb der italie- 
nischen Parlamentspolitik sind heranzuziehen: die Statistica Ufficiale delle 
Elezioni Generali Politiche, herausgegeben von der Direzione Generale della 
Statistica, Ausgaben 1904, 1909 und 1913 (Rom, Tipografia Nazionale); ferner 
für den in der inneritalienischen Politik nicht Bewanderten die Biographien 
der italienischen Abgeordneten (Mailand, Verlag Treves 1900—1913), wo im 
Gegensatz zur offiziellen Statistik die Parteizugehörigkeit der einzelnen Ab- 
geordneten genannt ist. Die fallweisen vatikanischen Vorschriften über die 
Wahlbeteiligung sind veröffentlicht im Osservatore Romano (Oktober, Novem- 
ber 1904, Februar, März 1909, September, Oktober 1913), ferner, seitdem 
diese periodische Veröffentlichung besteht, also für 1909 und 1913 auch in 
den acta apostolicae sedis in Rom. Den Text des italienischen Garantie- 
gesetzes vom 13. Mai 1871 enthält außer einer bei der Tipografia Nazionale 
erschienenen Sonderausgabe das Manuale dei Deputati (letzte Ausgabe De- 
zember 1913). 

Nachtrag. Während der Korrektur der vorliegenden Arbeit ist mir 
noch bekannt geworden die Schrift von Dr. Lulvés: Die Stellung des Papst- 
tums im Weltkrieg, Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart, ferner in dem Heft 
der Nuova Antologia vom 1. April 1916 der Aufsatz des italienischen Senators 
Eugenio Valli über den Papst und die Friedenskonferenz und eine weitere 
Replik über den gleichen Gegenstand von dem früheren römischen Bürger- 
meister Ernesto Nathan. Ich bedaure besonders, auf die vortreffliche Lulvessche 
Schrift nicht noch näher eingehen zu können. 


VII. 


Die politischen Parteien im Königreich Belgien 
Von Gustav Mayer 


I 


Es liegt an der großen Jugend der Parteienkunde, daß 
dieser neue Wissenschaftszweig uns vorläufig im Stich läßt, 
wo er auf Fragen von allgemeinerem Charakter eine feste 
Antwort erteilen soll. Dafür steckt die systematische Beschrei- 
bung und Sichtung des Tatsachenmaterials noch zu sehr in den 
Kinderschuhen. So ist selbst die wichtige Frage, welches denn 
eigentlich die Kräfte sind, die im modernen Verfassungsstaat 
über Bildung und Auflösung politischer Parteien entscheiden, 
bis heute noch nicht hinreichend geklärt. Nun befruchtet aber 
der gegenwärtige Krieg, der sich anschickt, über die Lebens- 
fähigkeit und Entwicklungsmöglichkeiten der Nationalitäten- 
staaten ein Urteil zu fällen, auch unsere eben angerührte Frage- 
stellung. Zeigt es sicb doch, daß selbst im westlichen Europa 
seit dem Beginn des Waffenganges in den nationalen Faktor 
eine ungleich stärkere parteibildende Kraft einströmte, als ihm 
hier in stabileren Zeiten inne zu wohnen schien. Wir erleben 
an der Schweiz, daß sogar in Volksteilen, die seit Jahrhunderten 
aus dem politischen Zusammenhang ihres kulturellen Stamm- 
volkes losgelöst sind, dessen Sorgen und Nöte so elementar auf- 
zucken, daß das kulturelle, nicht das rassenmüßige, Zusammen- 
hangsgefühl das staatliche und wirtschaftliche, das früher die 
Grenzen zog, wenn nicht überflutet, so doch mit Stärke zurück- 
drängt. Wo ein entwickeltes Verfassungsleben besteht, schienen 
sonst nationale Minderheiten nur in dem Maße ihre kulturelle 
Sonderart auch für den politischen Kampf mit parteibildender 
Eigenwilligkeit zu behaupten, wie sie sich in diesem Staat als 
Fremdkörper empfanden. Nur dann blieb ihnen die Erhaltung 
ihrer kulturellen Sonderexistenz schlechthin wichtiger als die 
dauernde willensmäßige Betonung jener religiösen, politischen, 
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wirtschaftlichen Interessen, die ihnen mit andersartigen Volks- 
elementen gemeinsam waren. So gab es wohl in Preußen eine 
polnische und dänische, in Großbritannien eine irische Partei, 
aber in den typischen Nationalitätenstaaten des europäischen 
Westens, in der Schweiz und in Belgien, beanspruchte der 
nationale Faktor keine parteibildende Kraft. 

Diese Tatsache muß erst scharf im Lichte stehen, bevor 
man sich der Aufgabe unterziehen kann, über das politische 
Parteiwesen im Königreich Belgien, wie es sich bis zum Kriege 
gestaltet hatte, einen Überblick zu geben. Hat sich doch der 
Schwarm von Literaten, der sich, teils berufen teils unberufen, 
nach der vorläufigen Besitznahme durch das deutsche Heer auf 
Belgien herabließ, um nun, oft von heute auf morgen, dieses 
Nachbarland zu entdecken, in der Mehrzahl mit fast grotesker 
Einseitigkeit darauf beschränkt, den dem Ankömmling natür- 
lich zuerst ins Auge springenden nationalen Zwiespalt des Landes 
stark simplistisch übertreibend zu schildern, während alle an- 
deren Kräfte, welche die Gesamtbevölkerung teils trennen teils 
zusammenhalten, mit Geringschätzung bedacht wurden. Die 
Folge war, daß sich im deutschen Publikum Zukunftsansichten 
verbreiteten, die schief ausfallen mußten, weil sie auf einem 
lückenhaften Tatsachenmaterial und einer einseitigen Auf- 
fassungsweise beruhten. Man fürchte nicht, daß wir hier beab- 
sichtigen, in einer beliebten aber mit Recht noch unerwünschten 
Diskussion voreilig Stellung zu nehmen. Wir widmen uns der 
bescheideneren Aufgabe, einen Stoffkomplex, der bisher in diesem 
Zusammenhang nicht hinreichend Beachtung gefunden hat, in 
gedrungener Form aufzurollen und dem interessierten Leser zu 
zeigen, welches in Wirklichkeit die Probleme waren, die bis zum 
Kriege im Mittelpunkt der ungewöhnlich intensiven politischen 
Parteikämpfe des belgischen Volkes standen. Da wird er denn 
zu seiner Verwunderung wahrnehmen, daß der Gegensatz 
zwischen Vlamen und Wallonen nicht dahin gehört. 

Diesen betrachtete man nämlich, abgesehen von einer ver- 
schwindenden Minderheit in beiden Lagern, als einen sprach- 
lichen und kulturellen; auf einem umgrenzten Gebiet spielte er 
in die Gesetzgebung hinein, dennoch fehlte ihm für die Politik 
durchaus jene zentrale Bedeutung, die ihn zu parteibildender 
Kraft hätte emporsteigern können. Das erklärt sich einfach 
daraus, daß ebensowenig wie die Wallonen die Vlamen sich im 
belgischen Staate als Fremdlinge betrachteten: das ließen die 
heftigen religiösen und sozialen Kämpfe, an denen beide Natio- 
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nalitäten leidenschaftlichsten Anteil nahmen — von den gemein- 
samen volkswirtschaftlichen Interessen ganz zu schweigen — 
gar nicht zu. Wie hätte also in der Politik eine vlamische und 
eine wallonische Phalanx geschlossen einander gegenübertreten 
können? Hatten sich nicht beide Völker durch eine gemein- 
schaftliche geschichtliche Aktion von der Herrschaft der den 
Vlamen stammverwandten aber religions- und weltanschauungs- 
fremden Holländer losgerissen? Damals hatten die Wallonen, 
nun hatten die Vlamen über Zurücksetzung ihrer Sprache zu 
klagen; aber die Elemente, die darunter litten, besaßen ein un- 
gemeines Vertrauen in die strotzende Jugend ihrer kulturellen 
Volksbewegung und in ihrer erdrückenden Mehrheit glaubten 
sie deshalb fest daran, daß diese im belgischen Staat, der sie 
ökonomisch und politisch barg, in absehbarer Zukunft ihre 
wichtigsten Forderungen, die im Parlament vorerst bei allen 
Parteien Anhänger wie Gegner besaßen, verwirklichen würde. 

Jetzt hat der Krieg überall die parteibildende Bedeutung 
der nationalen Aspirationen gesteigert: seiner umwälzenden Kraft 
werden jetzt Neugestaltungen zugetraut, die bis vor kurzem bloß 
in Utopia Heimatsrecht zu haben schienen. In einem vom 
Feinde besetzten Nationalitätenstaat wie Belgien macht es nun 
gewiß viel aus, wenn die überkommenen politischen Gegensätze 
ihr eigentliches Kampffeld plötzlich verloren, das Parlament in 
alle Winde zerstob und die heimische Regierung, die der eine 
zu erobern, der andere zu behaupten trachtete, außer Landes 
ging. Der nationale Gegensatz, von der Zeiten Gunst ohnehin 
angeblasen, wirkt inzwischen, selbst wenn die Oberfläche ihn 
weniger spürt, mit ungeminderter Kraft fort und erhält anhal- 
tend Nahrung durch die Zukunftsaussichten, die sich von ent- 
gegengesetzten Richtungen her beiden Volksteilen zeigen. Die . 
zentripetalen Kräfte Belgiens sind stille gelegt, während die 
zentrifugalen gute Tage haben. Einzig vom Ausgang des Krieges, 
vielleicht auch ein wenig von seiner Dauer, wird es abhängen, 
ob diese Umschaltung des politischen Stromes, die durch das 
heutige Provisorium bedingt ist, bleibende Wirkungen auslösen 
kann. Wie wenig bis zum Kriege nicht für die Kultur, 
von der hier nicht die Rede sein soll, sondern für die innere 
Politik die sprachliche Zweiteilung des Landes bedeutete, mag 
man daraus ersehen, daß der Überblick über die politischen 
Parteien und ihre wichtigsten Kämpfe, den wir nun zu geben 
beabsichtigen, von jenem ethnischen Gegensatz abzusehen in 
der Lage war. 
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II 


Nach der gewaltsamen Loslösung der südlichen von den 
nördlichen Niederlanden, die das gemeinsame Werk der kirchlich 
und der liberal gesinnten Elemente gewesen war, dauerte der 
Burgfriede zwischen ihnen fort, bis sich 1839 Holland dazu 
verstand, das neue Königreich anzuerkennen. Erst in den Jahren 
vor der Revolution von 1848, die den jungen konstitutionellen 
„Musterstaat‘‘ zur großen Genugtuung seiner leitenden Männer 
kaum berührte, vollzog sich im Lande wie in der Kammer 
eine bestimmtere Scheidung zwischen den beiden vorläufig ein- 
zigen politischen Parteien, die sich von nun ab nach streng 
parlamentarischem Brauch in der Führung der Geschäfte ablösten. 
In dem Zeitraum von 1847 bis 1914 befand sich Belgien 27 Jahre 
(1847—55, 1857—70, 1879—84) unter liberalen und 40 Jahre 
(1855—57, 1870—78, 1884—1914) unter katholischen Regierungen. 

Es versteht sich von selbst, daß auf die parteipolitische 
Organisierung der kirchlich gerichteten Elemente die Geistlichkeit, 
die, in dem rein katholischen Lande üherall vertreten, seit jeher 
gewohnt war, ihre Losung von einer vorgesetzten Stelle zu 
empfangen, einen entscheidenden Einfluß übte. Die liberale 
Partei ist, wie in den meisten katholischen Ländern romanischer 
oder halbromanischer Kultur, vom Freimaurertum organisiert 
worden. Die Brüsseler Université libre (gegründet 1834), bis 
heute die Hochburg des belgischen Liberalismus, ist seine 
Schöpfung, und auch die frühesten rein politischen Associationen 
und Unionen, die sich auf dem liberalen Kongreß von 1846 
zum ersten Mal ein gemeinsames Programm gaben, wurden 
von den Logen errichtet. Und bis in die Gegenwart besteht 
die innigste Personalunion zwischen der Führung der Partei 
und der Logen. Noch alle Mitglieder des letzten liberalen 
Ministeriums waren Freimaurer; der einzige von ihnen, der es 
bis dahin nicht war, wurde es bei der Übernahme des Porte- 
feuille. „Les questions sont debattues et résolues en Loge avant 
d'étre soumises aux deliberations du parti liberal et celles-ci, 
conduites par les chefs macons eux-mémes ne peuvent aboutir 
qua la ratification des décisions sécretes de la secte.“ So drückt 
sich ein Gegner aus!) Aber daß er nicht übertreibt, beweist 


1) Mallié, la maçonnerie belge Bruxelles 1906 S. 120. Tendenziöser 
ist die Schrift von Quoidbach, la conspiration maconnique. Bruxelles- 
Paris-Rome (1912). Dieser nennt die belgische liberale Partei schlechthin 
eine Filiale der Logen, welche die öffentliche Meinung leiten möchten, ohne 
sich selbst in das Gemenge der Wahlkämpfe zu begeben. 
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eine Rede, die der bekannte Professor Graf Goblet d’Alviella, 
der heutige Staatsminister im Havre, bei der Übernahme der 
Großmeisterwürde am 29. Juni 1884 in Brüssel hielt. Auch da 
hieß es ausdrücklich: „Est-il besoin de rappeler que toutes les 
grandes réformes réalisées par le parti liberal ont été müries 
à lombre de nos temples? Les associations libérales ne sont- 
elles pas modelées sur l'organisation de nos loges? .. Le congrès 
liberal de 1846 qui a donné à notre parti un programme .. 
avait également été préparé par nos travaux et c'étaient des 
Maçons qui étaient à sa tête.“ Dieser erste liberale Kongreß, 
der fast am Vorabend der Februarrevolution zusammentrat, 
erregte betriichtliches Unbehagen in Paris bei dem königlichen 
Schwiegervater Leopolds I.; weil Louis Philipp ihn als den Ansatz 
zu einer Kommunebildung in der Art von 1792 beargwöhnte, 
bot er seinem Schwiegersohn Truppen an, damit er eine mögliche 
Revolution im Keime ersticken könnte. 

Wenn der Liberalismus, was zu verschiedenen Epochen 
geschah, in einen doktrinären und einen radikalen Flügel aus- 
einanderging, ließ es sich die Loge immer mit Erfolg angelegen 
sein, daß beide Richtungen über ihre Meinungsverschiedenheiten 
den Kampf gegen den Klerus als den gemeinsamen Gegner 
und für die völlige Unabhängigkeit der weltlichen Gewalt als 
das gemeinsame Ziel nicht aus dem Auge verloren. Das Frei- 
maurertum vertritt bekanntlich die Ideen der Aufklärung in 
dem Geist, wie die französische Revolution sie formuliert hat. 
Wollte es diese im Kampf gegen den politischen und kulturellen 
Einfluß der Kirche zum Siege führen, so durfte es folgerichtig 
nach dem Aufkommen der Sozialdemokratie auch vor einer 
Fühlungnahme mit den intellektuellen Elementen dieser revo- 
lutionären Partei nicht zurückschrecken. Leicht mag ihr dieser 
Entschluß nicht geworden sein, aber der angesehene Historiker 
Professor Léon Vanderkinderen verkündete, daß er, um den 
belgischen Klerikalismus endlich zu stürzen, selbst vor einem 
Bündnis mit dem Teufel nicht zurückschrecken würde. So 
erklärt sich's, daß beim Eintritt des neuen Jahrhunderts in der 
größten Brüsseler Loge Emile Vandervelde, der Führer der Sozial- 
demokratie, die Festrede hielt und daß einige Logen mit Rücksicht 
auf die republikanische Gesinnung der Sozialisten den üblichen 
Trinkspruch auf den König durch einen Trinkspruch auf die 
„nation souveraine‘ ersetzten. Aber die Verbrüderung zwischen 
Freimaurertum und Sozialdemokratie beschränkte sich doch in 
der Hauptsache auf einzelne Persönlichkeiten ; die Logen blieben 


376 Mayer, Die politischen Parteien im Königreich Belgien. 


trotzdem in der Kapitale wie in der Provinz die Burgen des 
Liberalismus. Von den drei Brüsseler Logen steht Union et 
Progrés auf dem Boden des doktrinären Liberalismus, bei den 
Amis philanthropes I geben die Progressisten und nur bei den 
Amis philanthropes II weiter links stehende Elemente den Ton an. 
Wenn die Loge in Belgien während der letzten Jahrzehnte nicht 
den gleichen politischen Einfluß ausübte wie in Italien und 
Frankreich, so lag dies ausschließlich daran, daß es hier weder 
den Liberalen allein noch dem mit ihrer Hilfe zustande ge- 
kommenen liberal-sozialistischen Kartell gelang, den Klerikalen 
die Herrschaft zu entreißen ! 

Der belgische Liberalismus ähnelte darin dem deutschen, 
daß es in ihm immer eine ganz im Fahrwasser der fran- 
zösischen Tradition segelnde demokratische und eine sich 
mehr an das englische Vorbild haltende gemäßigte Rich- 
tung gegeben hat, deren erste von Anfang an sozialistischen 
Gedankengängen zugänglich war, während die andere, unver- 
gleichlich mächtigere und einflußreichere sich diesen nicht bloß 
verschloß, sondern aufs feindlichste gegeniiberstellte. Auf die 
Staatslenkung haben die demokratischen Elemente, auch wenn 
die Liberalen am Ruder waren, niemals Einfluß gewonnen, und 
erst in den letzten Jahrzehnten, als die klerikale Herrschaft 
sich zu verewigen drohte, hat der Wettbewerb so sehr wie das 
zeitweilige Bündnis mit der Sozialdemokratie den starren dok- 
trinären Individualismus, der die Weltanschauung des liberalen 
wie auch des klerikalen belgischen Bürgertums ist, etwas ge- 
mildert. Aber selbst der gegenwärtig bedeutendste Führer der 
Liberalen, Paul Hymans, seit dem Kriege Staatsminister und 
Botschafter in London, hat in seine Anschauungen nur erst 
gerade so viel vom sozialen und demokratischen Geist einfließen 
lassen, wie die Notwendigkeit der politischen Praxis unbedingt 
erheischte. Mit dem extremen Manchestertum hat er gebrochen, 
der Staat solle „den Schwachen helfen, ohne die Starken nervös 
zu machen“, aber sein Denken wurzelt trotzdem noch völlig in 
der juristisch formulierten individualistischen Ideologie des alten 
Liberalismus. Dieser ist ihm nicht ein bloßes Parteiprogramm, 
sondern eine wahre Weltanschauung, der die historische Mission 
zugefallen sei, das Klassenideal des Sozialismus wie das Sekten- 
ideal des Klerikalismus zu überwinden und die „Freiheit“ zu 
„verwirklichen“. , Der Klerikalismus‘‘, so schreibt Paul Hymans 
einmal, ‚will die Gesellschaft dem Joch einer Sekte unterwerfen, 
die Arbeiterpartei dem Joch einer Kaste; wer von beiden auch 


Mayer, Die politischen Parteien im Königreich Belgien. 377 


triumphierte, die Freiheit würde gleichmäßig darunter leiden... 
Die Aufgabe der liberalen Politik ist es, sie aufrecht zu erhalten 
und zu retten !)“. Seine Überschätzung der gewiß beträchtlichen 
politischen Wirkungen, die sich auf pädagogischem Wege er- 
reichen lassen, teilt Hymans mit dem deutschen Liberalismus 
der sechziger Jahre: „Le progrès apparaît essentiellement comme 
une œuvre d'éducation . . . Le libéralisme poursuit le progrès 
par l’education, l’&mancipation par la science, la croissance 
simultanée de la liberté et de la raison.“ Und selbst die Staats- 
auffassung dieses Politikers, der in der Praxis den spezifisch 
belgischen Staatsgedanken am lebendigsten zum Ausdruck ge- 
bracht hat, bleibt völlig im Individualismus stecken. Ausdrück- 
lich leugnet er, daß der Staat „außerhalb der Wesen von Fleisch 
und Blut, für deren Bedürfnisse und Wünsche er die Synthese 
darstelle“, irgendwie einen Selbstzweck habe). 

Andere Führer des zeitgenössischen belgischen Liberalismus 
stehen mehr unter dem Einfluß des französischen Radikalismus 
und sozialistischen Radikalismus als des englischen Liberalismus. 
Das gilt schon von Masson und in noch stärkerem Maße von 
Paul Emile Janson und dem jetzt als skrupellosen Führer der 
Kriegspropaganda in Italien und Rumänien viel zitierten Georges 
Lorand, dem einstigen Mitbegründer der Pariser Aurore und 
Freunde Clémenceaus. Aber im ganzen muß man sagen, daß 
wahre soziale Gesinnung im belgischen Liberalismus noch heute 
sehr selten ist, wie denn auch die Demokratie hier durchweg 
individualistisch begründet wird. 

Der langjährigen Alleinherrschaft des strengen individua- 
listischen Geistes über die Partei ist es in erster Reihe zu- 
zuschreiben, daß der Liberalismus in Belgien nicht annähernd 
die gleiche organisatorische Kraft zu entfalten vermochte, wie 
die Massenparteien der Klerikalen und der Sozialisten. Eine 
wirklich lebendige, das Land überspannende Organisation besteht 
überhaupt nur in den letzten Monaten vor Wahlen. Seit 1910 
gibt es zwar einen Conseil general du parti liberal und ein 
ständiges Sekretariat, das beide Fraktionen der Partei, zwischen 
denen nur noch auf kommunalem Gebiet größere Gegensätze 
bestehen, zusammenfaßt. Aber der Schwerpunkt der Partei 
liegt auch jetzt bei den parlamentarischen Gruppen und lokalen 


1) Paul Hy mans in „La Belgique au XX me Siècle“, Bruxelles 1901. 
” Paul Hymans, quelques mots de la philosophie du libéralisme in 
dem Sammelband Portraits, essais et discours, Bruxelles 1914. 
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Parteiorganisationen. Diese vereinigen meist Gemäßigte und 
Progressisten; nur in den großen städtischen Zentren führen 
seit Alters die Ligues liberales der Doktrinäre und die Asso- 
ciations libérales der Progressisten ihre Sonderexistenz. 


IH. 


Die belgische Konstitution von 1831 galt während der 
ersten Jahrzehnte ihres Bestehens in ganz Europa als das 
Musterbild einer liberalen Verfassung, und wurde um dieser 
Eigenschaft willen viel gerühmt und viel gescholten. Dabei 
tat es Jahrzehnte hindurch dem liberalen Charakter, den man 
ihr zuerkannte, keinen Abbruch, daß sie das Recht, durch 
Teilnahme an den Parlamentswahlen das Schicksal des 
Staates mitzubestimmen, erst einer kleinen Minderheit einräumte. 
Der Artikel 47, gegen den die erstarkende demokratische Strömung 
in der Folge unaufhaltsam sturmlief, machte nämlich bei im 
übrigen direkten Wahlen das Wahlrecht von einer für die ver- 
schiedenen Provinzen und auch für Stadt und Land verschiedenen 
Minimalsteuerquote abhängig!). Noch 1884 belief sich die Zahl 
der Wähler bei einer Bevölkerung von etwa 5700000 Köpfen 
für die Repräsentantenkammer auf 126419, für die Provinzial- 
räte auf 366700, für die Gemeinden auf 481628. Anfänglich 
beschränkten sich die Bestrebungen nach Ausdehnung 
dieses noch der besitzenden Oberschicht vorbehaltenen Wahl- 
rechts im wesentlichen auf die Forderung nach Herabsetzung 
des Zensus und nach Berücksichtigung der Bildung neben dem 
Besitze. Solche Wünsche befriedigte zeitweise die Wahlreform 
von 1848, welche die Zahl der Wahlberechtigten um 30000 

vermehrte. Aber seit dem Anfang der achtziger Jahre ertönte 
im Zusammenhang mit dem Aufstieg der sozialistischen Arbeiter- 
partei immer lauter der Ruf nach dem allgemeinen Stimmrecht 
und der Verfassungsrevision, die dessen Verwirklichung vor- 
auszugehen hatte. 

Einer so radikalen Forderung widersetzten sich die beiden 
alten Parteien, die sich nach dem Brauch des streng parlamen- 
tarisch regierten Landes in der Führung der Geschäfte ablösten, 
die katholische und die liberale, lange Zeit hindurch mit gleicher 
Entschiedenheit. Und sogar der progressistische Flügel der 
Liberalen, der für eine Ausdehnung des Wahlrechtes eintrat, 


1) Errera, Traité de droit publique belge, S. 134. De Bus de War- 
naffe, Los lois électorales belges depuis 1830. Bruxelles (1913). 
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verstand sich nur zögernd dazu, neben dem allgemeinen auch 
das gleiche Stimmrecht zu fordern. Frere-Orban, Jahrzehnte 
hindurch das anerkannte Haupt des belgischen Liberalismus, 
vertrat besonders nachdrücklich die Auffassung, daß die bürger- 
liche Gleichheit noch keineswegs die politische Gleichheit 
in sich schlösse!). Aber seit 1884 waren die Katholiken dauernd 
ans Ruder gekommen, und den Liberalen schwand angesichts 
des mächtigen Aufstiegs der Sozialdemokratie immer mehr die 
Hoffnung, je wieder aus eigener Kraft eine Parlamentsmehrheit 
zu bilden. Da bekehrte auch ihr doktrinärer Flügel sich schweren 
Herzens und nicht auf einmal zum allgemeinen und gleichen 
Stimmrecht, das die parlamentarische Fraktion der Liberalen 
1900 in ihr Aktionsprogramm aufnahm ?). 

Für Verfassungsänderungen ist in Belgien eine Zweidrittel- 
mehrheit von Kammer und Senat vorgesehen. Weil aber die 
Katholiken, ihrer Mehrheit sicher, sich bei dem in Geltung 
befindlichen Wahlsystem wohlfühlten, so zeigte sich der Ungeduld 
der vom Wahlrecht ausgeschlossenen breiten Massen keine 
Aussicht, auf parlamentarischem Wege eine Revision jenes 
& 47 zu erlangen. Immer wieder vergebens hatte der alte 
Führer der kleinen demokratischen Gruppe Paul Janson in der 
Kammer sich darum bemüht. Am Ende glaubten die in der 
Sozialdemokratie organisierten Arbeitermassen, die nicht wie in 
Deutschland die Allgemeinheit von Schulpflicht, Wehrpflicht 
und Stimmrecht wenigstens auch an das erinnerte, was sie mit 
der herrschenden Schicht zu einer Gemeinschaft verband, nur 
durch den politischen Generalstreik den ihnen vorenthaltenen 
Einfluß auf die Gesetzgebung erlangen zu können. Diese 
politischen Generalstreike, deren wichtigste in die Jahre 1893, 
1902 und 1913 fielen, waren zwar an sich nicht hinreichend 
stark organisiert und finanziert, als daß sie einer entschlossenen 
und auf die einmütige Sympathie der bürgerlichen Parteien 
sich stützenden Regierung Zugeständnisse hätten abzwingen 
können. Aber von dieser Einmütigkeit waren die bürgerlichen 
Klassen weit entfernt, und so beeinflußten besonders die beiden 
ersten Generalstreike in starkem Maße die öffentliche Meinung. 
Doch auch die Krone sah nicht ein, weshalb sie es einer 


1) Bertrand, Histoire de la démocratie et du socialisme en Belgique 
depuis 1830, Bd. II, S. 151. 

D Comte Goblet d'Alviella, le programme des gauches libérales, son 
origine, sa portée, Bruxelles (1904). Vgl. auch Woeste, L’&volution du parti 
libéral vers le socialisme (Bruxelles 1912). 
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zu, als die Regierung vor der Entfesselung des Generalstreiks 
nicht kapitulierte. Ebenso scheiterte nach dem Wahlsieg der 
Katholiken über das sozialistisch-liberale Kartell im Jahre 1913 
ein groß angelegter Versuch der Arbeiterpartei, auf diesem Wege 
‘ das allgemeine Stimmrecht zu erzwingen, an der Festigkeit der 
katholischen Regierung. Bis an den Vorabend des Krieges 
widersetzte diese sich einer weiteren Nivellierung des parlamen- 
tarischen Wahlrechts mit der gleichen Entschiedenheit, mit der 
auf der anderen Seite die Sozialisten und neben ihnen die 
Liberalen unermüdlich und leidenschaftlich dafür eintraten. 


IV. 


Die Stärke der einzelnen Parteien läßt sich am 
deutlichsten aus den Ergebnissen der Wahlen zur Repräsen- 
tantenkammer ablesen. Wo diese nicht ausreichen, wird man 
mit Vorteil auf die Gemeindewahlen zurückgreifen. Das System, 
auf Grund dessen seit 1900 zur Kammer gewählt wurde, war 
bei Stimmzwang das allgemeine direkte Wahlrecht, das aber 
keineswegs ein gleiches Wahlrecht war, denn es kannte in 
weitem Umfange Pluralstimmen. Der Wähler verfügte über 
zwei, im Höchstfalle über drei Stimmen, wenn er gewisse, in 
dem neuen Paragraph 47 angegebene Bedingungen erfüllte. 
Als Gesichtspunkte, deren Zusammentreffen Mehrheitsstimmen 
gewährte, kamen in Betracht ein Alter von 35 Jahren, Ver- 
heiratung, Nachkommenschaft, Grundeigentum, eine bestimmte 
Steuersumme, ein gewisser Besitz belgischer Staatspapiere, die 
Bekleidung eines öffentlichen Amtes, Examina!). Voraussetzung 
der Wahlberechtigung war die mindestens einjährige Anwesen- 
heit in der gleichen Gemeinde. Das Wahlrecht für den Senat 
unterschied sich von dem für die Repräsentantenkammer nur 
dadurch, daß das Wahlalter dort erst mit 30 Jahren, hier schon 
mit 25 Jahren einsetzte und daß ein kleiner Teil der Senatoren 
statt von den Urwählern, von den Mitgliedern der Provinzial- 
räte gewählt wurde. 

Die Einfügung der auch die Minderheitsstimmen zur Gel- 
tung bringenden Verhältniswahlen in dieses System hatte sich, 


1) Die Pluralstimmen, die auf Bildungsmerkmalen beruhen, sind im 
ganzen Land nur etwa 50000, während sowohl die auf Grund eines Zensus 
wie die auf Grund der Familienumstände gewährten Pluralstimmen das Zehn- 
fache davon ausmachen. Vgl. die Rede von Paul Hymans in der Repräsen- 
tantenkammer vum 24. Januar 1913 und die dort zitierte Literatur. Für 
die ganze belgische Wahlgesetzgebung vgl. besonders Errera a. a. O. 
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wie wir sahen, nach dem Ausfall der Wahlen von 1894 und 
1896 als eine Forderung der Gerechtigkeit herausgestellt, welche 
die katholische Regierung den Liberalen um so weniger ab- 
schlagen konnte, als es auch im Interesse Leopolds II. lag, die, 
wie sich zeigen wird, für seine Heeresreformpläne zuverlässigste 
Partei im Parlament nicht zu dauernder Ohnmacht herabsinken 
zu sehen. Der Mechanismus der belgischen Verhältniswahl ist 
bekannt. Er verlangt die Aufstellung von Listen, macht Stich- 
wahlen in der Regel überflüssig und drängt die Bedeutung der 
Wahlbündnisse in den Hintergrund, wenn er sie auch nicht 
völlig beseitigt. In Frage kommen sie hauptsächlich noch dort, 
wo die Macht der Mehrheitspartei so erdrückend ist, daß die 
Minderheitsparteien leer auszugehen fürchten müssen, wenn sie 
sich nicht im voraus über eine gemeinsame Liste verständigen. 

Für die Kammer zerfiel das Land in 30, für den Senat 
in 21 Wahlkreise, die keine gleichmäßige Wählerzahl aufwiesen. 
In Hasselt im katholischen Limburg entfiel ein Abgeordneter 
bereits auf 7500, im industriellen Charleroi erst auf 15000 Stim- 
men. Wenn trotz des Verhältniswahlrechts die Zahl der ge- 
wählten Abgeordneten der drei Parteien zu der im ganzen Lande 
für sie abgegebenen Stimmenzahl in keinem genauen Verhältnis 
stand, so erklärte sich dies aus der die herrschende Partei 
begünstigenden Wahlkreisgeographie. Den städtischen Wahl- 
kreisen wurden nämlich meistens ländliche Bezirke beigesellt, 
deren Stimmenziffer das Ergebnis zugunsten der Katholiken 
beeinflußte. Außer nach einer Kammerauflösung wählte niemals 
das ganze Land gleichzeitig, sondern nur immer die Hälfte der 
Provinzen. Faßt man z. B. die Halbwahlen von 1906 und 1908 
zusammen, so entfielen auf die Oppositionsparteien 1192000, 
auf die Katholiken nur 1165000 Stimmen. Dennoch behielt 
die Kammer eine katholische Mehrheit von 8 Stimmen. Solche 
Ergebnisse erzeugten bei den Anhängern des allgemeinen und 
gleichen Stimmrechts das Schlagwort, daß das Pluralsystem im 
Grunde ein Ruralsystem sei !). 

Einer Untersuchung über die Macht der einzelnen politischen 
Parteien in den verschiedenen Landesteilen legt man am besten 
die letzten allgemeinen Kammerwahlen von 1912 zugrunde. 
Freilich findet die Ausdeutung ihrer Ergebnisse eine Grenze 


1) Das Gesetz enthält auch bei der Gewährung von Pluralstimmen Be- 
stimmungen, die das Land gegenüber der Stadt bevorzugen. Vgl. die Rede 
Paul Hymans’ vom 24. Januar 1913. 
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daran, daß sie im Zeichen des Kartells erfolgten. Um endlich 
die katholische Regierung, gegen die sie seit Jahrzehnten erfolg- 
los ankämpften, mit Bestimmtheit zu stürzen, hatten diesmal 
Liberale und Sozialisten überall, wo sie auf Grund des letzten 
Wahlergebnisses dadurch Mandate zu gewinnen hoffen durften, 
ihre Listen vereinigt. Solches geschah in Antwerpen, Löwen, 
Namur, Verviers, Thielt-Rousselaere, in Courtrai, in Tournai- 
Ath und noch in anderen Wahlkreisen. Für diese wird man 
also das Kräfteverhältnis zwischen Liberalen und Sozialisten 
aus anderen Quellen festzustellen haben. Aber wir wollen die 
Kräfteverteilung zwischen den beiden Oppositionsparteien vor- 
läufig ganz beiseite lassen und nur Katholiken und Antiklerikale 
berücksichtigen. Dann ergibt sich für die Wahlen von 1912 
eine absolute katholische Mehrheit in den Provinzen Antwerpen, 
Ost- und Westflandern, Limburg, Luxemburg und Namur, eine 
kleine antiklerikale Mehrheit in Brabant und eine bedeutende 
in Lüttich und im Hennegau. 

In Prozenten gerechnet, verteilten sich die abgegebenen 
Stimmen folgendermaßen: 


Provinz: Katholiken: Antiklerikale: 


Limburg . . 2... 80,2 19,8, 
Westflandern. . . . . 73,5 26,5, 
Ostflandern . . . . . 67,5 32,5, 
Antwerpen . .. . . 60,6 39,4, 
Luxemburg . . . . . 56,9 43,1, 
Namur . . . .... 63,6 46,4. 
Brabant . . .... 48,3 51,7, 
Lüttich. . . . . . . 35,8 64,2, 
Hennegau . . . . . . 34,5 65,5. 


Aus dieser Tabelle erkennt man, in welchem Grade die 
katholische Partei im vlamischen Lande die Übermacht besitzt. 
In den vier rein vlamischen Provinzen Limburg, Westflandern, 
Ostflandern, Antwerpen verfügten die Katholiken 1912 über 
70 °/,, die Antiklerikalen nur über 30 °/,, in den vier wallonischcn 
Provinzen Hennegau, Lüttich, Namur, Luxemburg die Katho- 
liken bloß über 45°/,, die Antiklerikalen aber über 55°/, der 
abgegebenen Stimmen. In der sprachlich gemischten Provinz 
Brabant hielten Katholiken und Antiklerikale sich nahezu die 
Wagschale. 

In ganz Belgien wurden, wenn man die 25000 Wähler der 
nicht viel bedeutenden christlichen Volkspartei zur Opposition 


und eine wildkatholische Liste in Dinant- SE ds m, 
gierungspartei rechnet, damals 1353414 Stimn 
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gierung und 1264199 Stimmen für die Opposition abgegeben. 
Die Katholiken hatten diesmal zweifellos die Mehrheit der 
Stimmen im Lande davongetragen. Dabei war ihre Mehrheit 
im Parlament von 6 auf 16 gestiegen. Ein solcher Ausgang 
bedeutete für die Opposition, die von ihrem Kartell mit Sicherheit 
den Sturz der langen klerikalen Herrschaft erhofft hatte, eine 
bittere Enttäuschung. Sie dankte ihre Niederlage der Fahnen- 
flucht weiter Schichten des Bürgertums, welche die Furcht vor 
den „Roten“ und vor der demokratischen Steuerreform eines 
liberal-sozialistischen Ministeriums in großen Massen ins feind- 
liche Lager getrieben hatte. Korruption, administrativer Druck, 
gefälschte Wahllisten in ländlichen Bezirken mochten ein übriges 
getan haben, um diese , élections des coffres-forts‘‘, wie die Arbeiter- 
partei höhnte, zustande zu bringen. Auch Paul Hymans meinte 
elegisch: „Pour amortir le grand courant d’idees qui entrainait 
le pays à gauche on a cherché à alarmer les intérétes.* Nun 
mußte er endlich wohl begreifen, daß die liberale Partei, wenn 
sie noch eine Rolle spielen wollte, aus einer ideologischen noch 
bewußter zu einer Interessenpartei werden müsse; denn dem Belgier 
wären Interessen zugänglicher als Ideen. Bei den letzten Teil- 
wahlen von 1914 hatte sich die klerikale Hochflut wieder einiger- 
maßen verlaufen. Diesmal verloren die Katholiken 21050, die 
Opposition gewann 66401 Stimmen. Sie rechnete sich jetzt 
für das ganze Land eine Mehrheit von 10000 Stimmen heraus !). 
In der Repräsentantenkammer gab es nunmehr 99 Katholiken, 
45 Liberale, 40 Sozialisten und 2 christliche Demokraten. 
Aber um die ziffernmäßige Stärke der Parteien zu erkennen, 
empfiehlt es sich, noch bei dem Wahlergebnis von 1912 stehen 
zu bleiben. In der Provinz Brabant ergab damals das rein 
vlamische Arrondissement Löwen für die Katholiken 59,8 %, 
und für die Antiklerikalen 40,2°/,, das wallonische Arron- 
dissement Nivelles für die Katholiken 43,4 °/,, für die Anti- 
klerikalen 56,6 °/, der abgegebenen Stimmen. Im dritten Wahl- 
kreis der Provinz, der die Hauptstadt Brüssel einschließlich der 
benachbarten Landbezirke umfaßt, gingen die drei Parteien 
gesondert vor. Hier entfielen auf die Katholiken 45,5 °/,, auf 
die Liberalen 31,6 °/,, auf die Sozialisten 21,2 %/, der Stimmen. 
Die relativ geringe Stärke der Sozialdemokratie, die sich hierbei 
zeigt, erklärt sich in erster Reihe aus der relativ geringen Zahl 
großindustrieller Betriebe im Brüsseler Weichbild. In den In- 


1) Vgl. Le Soir vom 28. Mai 1914. 
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dustriebezirken ist ihre Macht ungleich bedeutender: im Wahl- 
kreis Lüttich fielen ihr 1914 46,5°/,, in Mons über 49°/, und 
in Charleroi gar 53,4 °/, aller Stimmen zu. Im Vlamenland mit 
seinem stark kirchlichen Grundton gelangte diese Partei selbst 
in Gent mit seiner entwickelten Baumwollindustrie und in Ant- 
werpen mit seinen Tausenden von Hafenarbeitern nicht zu an- 
nähernd so hohen Ziffern. So vereinigte 1914 im Wahlkreis 
Gent-Eecloo, der freilich starke Landbezirke einschließt, die 
sozialdemokratische Liste nur 15°/, der abgegebenen Stimmen. 
Da in Antwerpen die Sozialdemokraten 1912 mit den Liberalen 
zusammengingen, so muß man hier für die statistische Er- 
fassung ihrer Parteistärke auf die Wahlen von 1910 zurück- 
greifen. Damals vereinigten sie nur 10 °/, der Stimmen auf ihre 
Liste. Antwerpen ist übrigens der einzige Platz im Lande, wo 
neben den Katholiken und den Sozialisten auch die Liberalen 
nicht völlig ohne Einfluß auf die Arbeitermassen sind. Es 
gibt hier eine sogenannte liberale Arbeiterpartei, der bei den 
Wahlen ein Platz auf der liberalen Liste zugestanden wird! 
Doch für die größeren Städte erhält man ein deutlicheres 
Bild von der Stärke der Parteien, wenn man auf die letzten 
Kommunalwahlen, die 1911 stattgefunden haben, zurückgreift. 
Denn hier sprechen die Ziffern nur für die Städte selbst und 
nicht auch für die ländliche Umgebung. Da zeigt es sich, daß 
die Herrschaft der katholischen Partei noch immer vor den 
Rathäusern der großen Städte halt machte. In Brüssel (ohne 
Vororte) erzielten 1911 die Katholiken 34,28 %/,, die verbündete 
Opposition 65,72 %/,, in Gent die Katholiken 36,76 °/,, die Oppo- 
sition 63,24 %/,, in Lüttich die Katholiken 36,08 %/,, die Oppo- 
sition 63,92 %/,, in Antwerpen die Katholiken 43,23 /,, die Op- 
position 56,62 °/, aller Stimmen. Aber auch in der Mehrzahl 
der diesen Großstädten an Bedeutung folgenden Städte be- 
hauptete die Opposition die Mehrheit in der Stadtvertretung. 
In Löwen entfielen 1911 auf die Katholiken 45,30°/,, auf die 
Opposition 54,70 °/, der abgegebenen Stimmen, in Namur auf 
die Katholiken 46,68 °/,, auf die Opposition 53,32 °/,, in Charleroi 
auf die Katholiken 29,73 °/,, auf die Opposition 70,27 %,. In 
allen diesen großen und mittleren Städten ohne Ausnahme, aber 
auch in Mons, Verviers, Ostende, Tournai, Virton u. a. befindet 
die Stadtverwaltung sich in den Händen der Liberalen, häufiger 
noch der verbündeten Liberalen und Sozialisten. In Brügge 
haben die Katholiken die Mehrheit, sofern sie mit den Christlich- 
Sozialen zusammengehen, in Mecheln, Courtrai, Ypern, ur A r 
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Alost, Turnhout, Dinant gehört sie ihnen unbestritten, ebenso 
in den meisten kleineren Städten des vlamischen Landes. Die 
Rathhäuser der Brüsseler Vororte befinden sich fast ausnahmslos 
im Besitz der Opposition. Nur die Gemeinderäte von Etterbeek 
und Anderlecht-Cureghem haben schwache katholische Mehr- 
heiten. Der belgische Liberalismus wäre vielleicht längst völlig 
zusammengebrochen, wenn er bei der Ohnmacht, zu der er im 
letzten Menschenalter im Parlament verurteilt war, nicht einen 
Halt in der Herrschaft gefunden hätte, die er auf kommunalem 
Gebiete in der Mehrzahl der bedeutenden Städte des Landes 
ausübte. Dieser Einfluß ist schon deshalb gar nicht gering 
einzuschätzen, weil die Polizeigewalt und das Volksschulwesen 
in das Bereich der Gemeindeverwaltung fallen. Von den bel- 
gischen Provinzialräten haben nur die von Lüttich, Hennegau 
und Brabant eine oppositionelle Mehrheit. 


V. 

Die Schule ist das Gebiet, auf dem die Scheidung der 
Geister im belgischen Staat, geschichtlich betrachtet, ihren 
Ausgangspunkt nahm und sich zur höchsten Leidenschaft des 
Parteikampfes steigerte. Katholiken und Liberale stritten während 
des neunzehnten Jahrhunderts und im zwanzigsten bis hart an 
den Vorabend des Krieges um die Herrschaft über Geist und 
Seele der heranwachsenden Generation. Der Begriff der Freiheit, 
dieses Idol aller belgischen Politiker, welcher Richtung sie 
sich auch zuzählen mögen, war die mächtige Waffe, mit deren 
Hilfe in diesen säkularen Kämpfen die katholische Partei den 
Sieg der obligatorischen öffentlichen Schule, den die Liberalen 
anstrebten, hintanzuhalten vermochte. Im Gegensatz zu dem 
staatlichen Unterrichtsmonopol der voraufgegangenen hollän- 
dischen Ära hatte die Verfassung des Königreiches Belgien 
sich auf den Boden einer unbeschränkten Unterrichtsfreiheit 
gestellt. Aber dieser Verzicht der weltlichen Gewalt schlug 
zum einseitigen Vorteil der geistlichen aus, denn nur die katho- 
lische Kirche verfügt neben Staat und Kommune über hin- 
reichende materielle und personale Kräfte, um im großen Maß- 
stab Schulen zu gründen und zu unterhalten. Bei aller Vorliebe 
für die private Initiative mußten die Liberalen deshalb frühzeitig 
einsehen, daß auf dem Gebiet des Unterrichts der freie Wett- 
bewerb ihrem Interesse stracks zuwiderlief; die Katholiken aber 
waren in der glücklichen Lage, in dieser Sphäre mit der Hoch- 
achtung des altliberalen Dogmas von der freien Konkurrenz 


Mayer, Die politischen Parteien im Königreich Belgien. 387 


die glänzendsten Geschäfte zu machen. Ohne den Kampf um 
die Schule, der bis zum Auftreten der Arbeiterpartei den 
Hauptinhalt des belgischen Parteikampfes ausmachte, aber 
auch seither nicht zur Ruhe kam, hier in seinem ganzen 
geschichtlichen Ablauf schildern zu können!), müssen wir uns 
ein möglichst deutliches Bild machen von den großen Richtlinien 
der beiden Parteianschauungen, die sich hierbei entgegenstanden. 
Auf katholischer Seite herrschte der Grundsatz der absoluten 
Gleichberechtigung der privaten mit der öffentlichen Schule, 
also freie Konkurrenz, mit dem Ziele, die öffentlichen Schulen 
in möglichst weitem Umfange durch die vom Staate zu unter- 
stützenden konfessionellen Privatschulen zu verdrängen, die 
Devise ,L'Etat hors de l'école“; die Liberalen forderten die 
unentgeltliche, weltliche, öffentliche Schule. Die Katholiken 
erstrebten eine weitgehende Durchdringung des gesamten Unter- 
richts mit dem Geiste der katholischen Religion, zu diesem Zweck 
die möglichst unmittelbare Beherrschung der Schule durch die 
Geistlichkeit; die Liberalen dagegen verlangten die Beseitigung 
und Fernhaltung jedes priesterlichen Einflusses aus der Schule 
und die scharfe Trennung des Unterrichts in der Religion, den 
sie, wenn er fakultativ blieb, dem Klerus überlassen wollten, 
von dem in den anderen Fächern. Als die Sozialdemokratie 
später auf dem Felde erschien, stellte sie sich in diesen Kämpfen 
der religiösen und philosophischen Überzeugungen an die Seite 
des Liberalismus, mit dem sie sich in dem Verlangen nach 
Schulzwang und einem aus öffentlichen Mitteln bezahlten und 
vom Staate regulierten und kontrollierten neutralen Unterricht 
einig wußte. 

Bis zu den sozialen Unruhen von 1886 beherrschten also 
diese Kämpfe den Parteienstreit; aber die Volksschule war der 
historische Boden, auf dem sie sich abspielten. Das Volksschul- 
gesetz des liberalen Ministers Frere-Orban vom 1. Juli 1879 
bezweckte eine Stärkung des Einflusses des Staates, ohne doch 
die durch Artikel 17 der Verfassung garantierte Freiheit des 
Unterrichts anzurühren. Es sollte nach ihm in jeder Gemeinde 
hinfort wenigstens eine öffentliche Schule vorhanden sein, auch 
der Unterricht nur noch von Personen erteilt werden, die in 
einem staatlichen Lehrerseminar ihr Examen bestanden hatten. 


1) Vom liberalen Standpunkt aus gibt einen guten Überblick über den 
Kampf um die Volksschule seit 1830 die Rede des Abgeordneten Devéze 
in der Repräsentantenkammer am 14. Oktober 1913. Vgl. überhaupt die 
ganze Generaldiskussion über den Schulgesetzentwurf des Ministers Poullet. 
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Außerdem machte das Gesetz den Religions- — nicht den Moral- 
unterricht — fakultativ und beseitigte das Inspektorat des Klerus 
über den Unterricht in den Realfächern. So hofften die Libe- 
ralen, die neutrale Volksschule tatsächlich zu verwirklichen. 
Aber sie hatten in ein Wespennest gestochen und erreichten 
am Ende das Gegenteil von allem, was sie erstreht hatten. Mit 
ihrem Vorgehen gegen die „freie Schule“ gaben sie nämlich 
der Geistlichkeit eine Waffe in die Hand, die den endgültigen 
Sturz ihrer Partei vorbereiten half. Für den Klerus bedeutete 
die neutrale Volksschule schlechthin ‚die Schule ohne Gott“; 
deshalb glaubte er sich völlig im Recht, wenn er in dem be- 
rühmten „Kreuzzug“, den er nunmehr unternahm, die stärksten 
Minen springen ließ, welche die Kirche ihm an die Hand gab. 
So wurden die Lehrer der öffentlichen Schulen und jene Eltern, 
die ihre Kinder in diesen beließen, allgemein exkommuniziert 
und damit ein Terrorismus ausgeübt, für den man im letzten 
Drittel des neunzehnten Jahrhunderts schwerlich ein Gegenstück 
finden wird. Der Erfolg entsprach den Erwartungen! Überall 
im Lande wuchsen nun „freie“ Schulen kirchlicher Färbung 
aus dem Boden, und in wenigen Monaten traten 190000 Schüler 
und viele hundert Lehrer aus den Gemeindeschulen in jene 
„freien“ hinüber. 

Als die Wahlen von 1884 die letzte liberale Regierung zu Fall 
gebracht und die Herrschaft der katholischen Partei endgültig 
begründet hatten, war die Anfhebung des liberalen Gesetzes von 
1879 die erste Tat der neuen Regierung. Ihr Volksschulgesetz 
vom 20. September 1884 bedeutete die Abdankung des Staates 
auf dem Gebiete des Elementarunterrichts und die Übertragung 
aller ihm bisher zukommenden Befugnisse auf die Kommune. 
Die eine Schule, die auch jetzt noch möglichst in jeder Ge- 
meinde bestehen sollte, durfte künftig ebensogut eine private 
(in der Praxis fast immer eine von Geistlichen geleitete) sein. 
Selbst die Entscheidung, ob der Religionsunterricht in das 
Schulprogramm aufzunehmen wäre, wurde der Gemeinde anheim- 
gegeben. Eine unmittelbare Folge des Gesetzes war, daß sehr 
viele öffentliche Schulen eingingen und die freien, unter der 
Herrschaft der Kongregationen stehenden, aufblühten. Diese Ent- 
wicklung wurde dadurch erleichtert oder erst ermöglicht, daß 
jetzt auch die von den Gemeinden übernommenen freien Schulen 
den Anspruch auf Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln erhielten. 
Schon 1901 besuchten 27 %/, der Knaben und 55°/, der Mädchen 
nicht die Gemeindeschulen, sondern die von der Geistlichkeit 
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geleiteten freien !). Diese Entwicklungstendenz hat sich seither 
noch ganz bedeutend verstärkt. Völlig verläßliche Ziffern liegen 
aber nicht vor?). 

Der Sieg der katholischen Partei auf dem Gebiete der Volks- 
schule krönte das Gesetz vom 15. September 1895, das den 
Religionsunterricht obligatorisch machte und hinsichtlich der 
staatlichen Unterstützung die Gleichberechtigung der ,,úber- 
nommenen“ und „übernehmbaren‘ Schulen mit den Gemeinde- 
schulen vervollständigte. Einen weiteren Schritt in der Schaffung 
eines Unterrichtsmonopols der Kirche erstrebte jener Volksschul- 
gesetzentwurf von 1911, der daran scheiterte, daß König Albert 
dem Ministerium Schollaert dabei die Gefolgschaft versagte. 
Denn er wollte die aufs äußerste erregten Liberalen schonen, 
um ihre Zustimmung zu der ihm überaus am Herzen liegenden 
Heeresvermehrung nicht in Frage zu stellen. 

Dank der führenden Rolle, die auf dem Gebiet der Volks- 
schule der Gemeinde zustand, bewahrte noch überall dort, wo 
im Gemeinderat eine antiklerikale Mehrheit herrschte, also in 
der überwiegenden Zahl der größeren Städte und in den in- 
dustriellen Gegenden des wallonischen Landes, die kommunale 
Volksschule einen weltlichen Charakter. Das verdroß die Kon- 
gregationen tief und sie waren deshalb mit besonderem Eifer 
und teilweise auch mit beträchtlichem Erfolg beflissen, durch 
die Gründung freier Schulen eine möglichst große Zahl von 
Zöglingen den Gemeindeschulen fortzunehmen. Als dann 1913 
das neue Schulgesetz des Ministers Poullet zur Diskussion stand, 
tauchte in den Reden der liberalen und sozialistischen Abge- 
ordneten immer wieder die Behauptung auf, daß es der esote- 
rische Zweck dieses Gesetzes wäre, aus öffentlichen Mitteln die 
Gelder aufzubringen, um dort, wo die Gemeindeschule der Kon- 
kurrenz der Orden noch Widerstand leiste, diesen das Lebens- 


1) Errera, Das Staatsrecht des Königreichs Belgien. Tübingen 1909. 
S. 356 ff. 

Auch von den Mittelschulen und Gymnasien steht ein betráchtlicher Teil 
unter der unmittelbaren Leitung der Geistlichkeit: „Neben dem öffentlichen 
Unterricht spielt der private hier eine sehr bedeutende Rolle. Gewisse 
‚Colleges‘, meist von Mönchen oder Nonnen geleitet, nehmen in diesem Teil 
des Unterrichtswesens eine hervorragende Stelle ein.“ (Errera, S. 362.) 

D Nach einer Statistik, die der Sozialist Royer in der Kammer am 
14. Oktober 1913 beibrachte, waren 1895 erst 37 Prozent aller Volksschüler 
in den übernommenen oder übernehmbaren (d. i. völlig kongregianistischen) 
Schulen gewesen, 1911 schon 45 Prozent. 1895 seien von 100 Volksschul- 


lehrern 20, 1911 aber 32 Geistliche gewesen! 
mM Ween ` E 
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licht ausblasen zu helfen. In der Einführung des Schulzwanges, 
den der Entwurf vorsah, erkannten die oppositionellen Redner 
die Erfüllung ihrer alten Forderung, der die Katholiken durch 
Jahrzehnte sich widersetzt hatten und die sie jetzt unter dem 
Druck der Umstände, freilich mit Einschränkungen, verwirk- 
lichten. Aber sie wollten in diesem Zugeständnis nur das Vehikel 
sehen, das den Klerus seinem Endziel, der völligen Verdrängung 
des öffentlichen durch den geistlichen Unterricht aus der Volks- 
schule, niiberbringen sollte. Als verfassungswidrig und deshalb 
unzulässig verurteilten sie, daß öffentliche Gelder an Privat- 
schulen gezahlt wurden, wo dem Staate nicht gleichzeitig eine 
wirksame Kontrolle über den Unterricht und ein Einfluß auf 
die Wahl der Lehrer zustand. Der anhaltend scharfe Rück- 
gang in der Zahl der staatlichen Volksschullehrer-Seminare und 
die gleichzeitige bedeutende Vermehrung der von den Orden 
betriebenen wurde von ihnen in dem Sinne gedeutet, daß die 
Konfessionalisierung des Lehrerpersonals mit Riesenschritten 
ihrer Vollendung entgegengehe !). 

Unmöglich wird man glauben können, daß das neue or- 
ganische Volksschulgesetz vom 15. Juni 1914, das auf Verord- 
nung des deutschen Generalgouverneurs in Kraft trat, den 
Kampf um die Volksschule in Belgien zum Abschluß gebracht 
hat. Wie sich die Verhältnisse auch nach dem Kriege gestalten 
mögen, die Liberalen und Sozialisten werden sich auch in der 
Zukunft durch die Auffassung leiten lassen, die Theodor 
Mommsen bei einem Studienaufenthalt in Belgien in die Worte 
zusammengefaßt hat: „Die katholischen Länder, in denen der 
Unterricht frei ist, werden vom Klerus beherrscht, er bemäch- 
tigt sich der Kinder und sichert sich damit die Herrschaft über 
die künftigen Männer ?).“ 


VI. 


Dem Grundsatz des laissez faire et laissez passer, der das 
freie Spiel der wirtschaftlichen und sozialen Kräfte zum Dogma 
erhob und jede Einmischung des Staates zugunsten der wirt- 
schaftlich Schwachen als einen verderblichen Sozialismus ver- 
ketzerte, hat in Belgien ein noch zäheres Dasein gefristet als 


1) Vgl. besonders die Reden von Devèze vom 14. Oktober 1913, von 
Royer vom 15. Oktober und von Paul Hymans vom 6. November 1913. 

1) Gustav Mayer, Volksschule und Klerikalismus in Belgien in „Die 
Nation“, herausgegeben von Theodor Barth, 7. Mai 1904. 
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in den anderen Industrieländern. Jener Geist des Individua- 
lismus, der seine Verfassung durchtränkt, erfüllte auch in 
hohem Maße und erfüllt sogar zum Teil noch heute die Führer 
der beiden alten historischen Parteien. Man muß unter wirt- 
schaftlichem und sozialem Gesichtspunkt Woeste, genau wie 
Frere-Orban, als Liberalen ansprechen. Kein Wunder also, 
daß die christlich-sozialen Bestrebungen im belgischen 
Katholizismus erst viel später einen Widerhall fanden als im 
deutschen und französischen. Noch auf einem im September 
1886 in Lüttich tagenden katholischen Kongreß mußten die 
belgischen Katholiken von einem deutschen Zentrumsabgeord- 
neten sich den Vorwurf gefallen lassen, daß Belgien das einzige 
europäische Industrieland sei, wo noch keine die Frauen- und 
Kinderarbeit einschränkenden Bestimmungen bestünden!). Und 
auf der internationalen Arbeiterschutzkonferenz in Berlin stimmten 
die Delegierten der katholischen belgischen Regierung noch 1890 
gegen das Verbot der Nachtarbeit der Frauen, gegen den Schul- 
zwang und gegen die obligatorische Sonntagsruhe für andere 
erwachsene Arbeiter als die Bergleute. 

Erst die revolutionären Zuckungen, die im Jahre 1886 die 
Industriegebiete Lüttichs und des Hennegaus erschútterten, ent- 
hüllten den Führern der Katholiken mit schonungsloser Deutlich- 
keit die Gefahr, die ihrer Herrschaft über die breiten Volks- 
massen drohte, wenn sie noch weiter mit verschränkten Armen 
zusähen, wie das nach Teilnahme am politischen Leben, nach 
sozialen Reformen und nach Organisation dürstende Industrie- 
proletariat der Agitation der aufwärts drängenden Sozialdemo- 
kraten überlassen bliebe Aber doch erst mit der Encyclica 
„rerum novarum“ Leos XIII. vom 15. Mai 1891 erhielten die 
sozialpolitischen Bestrebungen innerhalb des belgischen Kleri- 
kalismus Autorität und Richtung und drei Jahre danach mit 
der großen Rede des Kardinalerzbischofs Goossens vom 
24. April 1894 ein festes Programm. Um diese Zeit war es 
für die Partei ein unaufschiebbares Bedürfnis geworden, den 
Kampf gegen die Sozialdemokratie nicht nur mit deren Ver- 
ketzerung sondern auch mit positiven Waffen zu führen. Denn 
die Wahlreform des Jahres 1893 hatte mit einem Schlage 
weiten, bisher entrechteten Schichten Einfluß auf die Gestaltung 


1) Arthur Verhaegen: XXV années d’action sociale, Bruxelles (1911), 
S. 58. Louis Bertrand: Histoire de la Démocratie et du Socialisme en 
Belgique depuis 1880, Bruxelles-Paris 1907, Bd. 2. 
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der politischen Schicksale des Landes verliehen. Die Notwendig- 
keit einer breiteren und volkstümlicheren Grundlage für die 
Taktik und Agitation der Partei drängte sich damit gebieterisch 
auf. Die radikale christliche Demokratie des Abbe Pottier 
in Lüttich und des Abbé Daens in Alost, die allgemeines Stimm- 
‘recht, Schulzwang, progressive Einkommensteuer und Arbeiter- 
versicherungsgesetze forderte, erwarb sich freilich jetzt wie 
später nur einen kleinen Anhang. Diesem, der christlichen 
Volkspartei, mußte es, wie sich zeigte, genügen, wenn er durch 
ein oder zwei Abgeordnete im Parlament zu Worte kam. 
Stärkeren Einfluß auf die Umgestaltung der Partei gewannen 
jene in ruhigerem Tempo vorwärtsdrängenden Elemente, die 
seit 1891 in der aus Arbeiter- und Handwerkervereinigungen 
sich zusammenfügenden „Ligue démocratique Belge“ ihren 
Sammelpunkt fanden. Bei ihrem Bestreben, im Geiste der 
Encyclica rerum novarum die Lage der arbeitenden Klassen 
zu heben, stellten sie sich in einen ausgesprochenen Gegensatz 
zu dem sozialistischen Ideal des Klassenkampfes; sie schrieben 
die Anbahnung eines dauernden Friedens zwischen Arbeitern 
und Arbeitgebern auf ihre Fahne. Mitglieder dieser Liga 
konnten Arbeiter- wie Arbeitgebervereinigungen werden, soweit 
sie das Familienleben, das Privateigentum und die Religion 
als Grundpfeiler des sozialen Lebens anerkannten. Der eigentliche 
Begründer war der heutige Landwirtschaftsminister Helleputte, 
der „Kaiser von Limburg“, der sich aber schon 1892 von dem 
Genter Arthur Verhaegen im Präsidium ablösen ließ; auch der 
jetzige Justizminister Carton de Wiart und der jetzige Kolonial- 
minister Renkin gehörten dem Zentralkomitee an. Leicht wurde 
es ihren stärker auf Staatsintervention und auf Selbstbetätigung 
der Arbeiter hindrängenden Bestrebungen nicht, in der Partei 
Boden zu gewinnen. Denn sie stießen auf die heftige Feindschaft 
der von dem starr konservativen Woeste beherrschten Federation 
des cercles et des associations catholiques, die, nur auf den 
politischen Kampf eingestellt und bloß für diesen organisiert, 
in und außerhalb des Parlaments der offiziellen Politik der 
Partei selbstherrlich ihr Gepräge aufdrückte. Den allmächtigen 
Woeste verdroß schon das bloße Bestehen dieser neuen Sonder- 
organisation, und sie war ihm doppelt verdächtig wegen der 
demokratischen Sympathien und des sozialpolitischen Refor- 
mismus, die sie betätigte. Die Liga blieb ihm auch dann noch 
ein Dorn im Auge, als es mit Hilfe der hohen Geistlichkeit 
und des Papstes zu Ende der neunziger Jahre gelungen war, 
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Am 12. März 1907 kam das zweite Ministerium De Smet 
de Nayer dadurch zu Fall, daß sich bei der Beratung des Gesetzes 
über die Einschränkung des Arbeitstages in den Bergwerken 
16 zur Liga stehende Mitglieder der Rechten der von der Linken 
vorgeschlagenen sozialpolitisch weitergehenden Fassung eines 
Paragraphen anschlossen. Der neue Premierminister De Trooz, 
der schon 1908 starb, wählte auf Grund dieser Abstimmung 
zwei führende Männer der Liga, Helleputte und Renkin, zu 
seinen Mitarbeitern. Man kann diesen Schritt als einen Wende- 
punkt in der Geschichte der Partei bezeichnen. Der aus der 
Großindustrie hervorgegangene De Smet, der geschäftskundige 
Handlanger König Leopolds bei seinen weitschichtigen Unter- 
nehmungen, hatte für die sozialreformatorischen Bestrebungen 
der Liga keine Sympathien besessen, wenn er sich ihnen auch 
nicht mit der gleichen Offenheit wie Woeste entgegenstellte. 
Als 1911 nach dem Sturz Schollaerts de Broqueville das Prä- 
sidium übernahm, verstärkte er sein Kabinett noch durch zwei 
weitere führende Männer der Liga: Michel Levie wurde Finanz- 
minister und Carton de Wiart Justizminister. Ein enger Zu- 
sammenschluß der verschiedenen Tendenzen im belgischen Ka- 
tholizismus ergab sich von selbst aus diesem klugen Entgegen- 
kommen der alten gegen die jüngere Richtung, und der große 
katholische Wahlsieg von 1912 bewies die Richtigkeit dieser 
auf die Stärkung der inneren Parteieinheit bedachten Politik. — 

Hatte aber die katholische Partei einmal beschlossen, sich der 
sozialen Selbsthilfe in Stadt und Land zu bemächtigen, so bot 
sich ihr in der Geistlichkeit, der höheren wie der niederen, der 
weltlichen vom Staate besoldeten wie den Kongregationen, die 
nach der kirchenfeindlichen Gesetzgebung in Frankreich in 
dichten Scharen, von der Regierung mit offenen Armen emp- 
fangen, ins Land gekommen waren, eine an Vollkommenbheit, 
Verbreitung, Einfluß, Geschlossenheit, Zusammenhalt, Folgsam- 
keit von keiner Partei auch nur von fern nachzubildende Or- 
ganisation. Und auf das meisterhafteste glückte es dieser, durch 
die Begründung sogenannter „Œuvres“ bis in die entlegensten 
Dörfer die wirtschaftlichen, religiösen, politischen, geselligen 
Bedürfnisse der Masse in den Dienst der katholischen Partei 
zu zwingen !). 

1) Eine ausführliche zablen- und tatsachenreiche Zusammenstellung 
gibt das Buch von Dr. G. Barnich: Le Regime clérical en Belgique (L'Or- 


ganisation du parti catholique, La Législation sociale et les œuvres), Bruxelles 
(Ende 1911). Der Verfasser steht etwa in der Mitte zwischen Liberalen und 
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Nur wer sich von den Gebilden mannigfaltigster Art, die 
auf solchem Boden in den letzten zwei Jahrzehnten aufschossen, 
eine deutliche Anschauung verschafft hat, kann die ganze Fülle 
der Macht, die der katholischen Partei im belgischen Volke zu 
Gebote steht, richtig einschätzen. Sie zu hoch zu bewerten, 
möchte schwer fallen! 

Den lokalen Mittelpunkt des eigentlichen Parteilebens bilden 
die allerorten bestehenden Cercles catholiques, deren Gebäude 
gleichzeitig auch für die geistigen, sozialen, geselligen Interessen 
der Mitglieder die dauernde Sammelstätte sind. Nur der Zu- 
sammenschluß dieser Cercles ist die früher erwähnte Federation 
nationale, deren alljährlicher Generaiversammlung bis zuletzt 
Charles Woeste als Präsident vorstand. Sie bedeutete die oberste 
Instanz der politischen Organisation des belgischen Katholizismus. 

Neben den katholischen Gewerkschaften, von denen 
schon die Rede war, spielen in der Arbeiterklasse eine große 
Rolle die Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit, die 
sogenannten ‚„Mutualites“, die auf genossenschaftlicher Grund- 
lage die Einzelnen gegen Krankheit und Invalidität versichern. 
Die „gesetzliche Anerkennung“ solcher Gesellschaften, die nam- 
hafte Vorteile und direkte staatliche Unterstützung zur Folge 
hat, wurde durch das Gesetz vom 23. Juni 1894 von Bestim- 
mungen abhängig gemacht, auf die sich in der Praxis am 
leichtesten die katholischen Gründungen einstellen konnten !). 
So kam es, daß die Mutualitäten katholischer Färbung sich 
schneller ausbreiteten als die sozialistischen. Zwar beanspruchen 
und erhalten seit etwa vier Jahren auch die sozialistischen Mu- 
tualitäten die gesetzliche Anerkennung. Aber Liberale und 
Sozialisten behaupteten, daß noch immer das System der liberté 
subventionnée auf dem Verwaltungswege die katholischen Grün- 
dungen ganz einseitig bevorzugte. 

Vollkommener als in Industrie und Gewerbe mußte es der 
Geistlichkeit in der Landwirtschaft glücken, das Vereins- und 


Sozialisten. Wegen seiner ziemlich ausgesprochenen antiklerikalen Tendenz 
muß das im übrigen sehr nützliche Buch mit einiger Kritik zu Rate ge- 
zogen werden. 

1) Ausführliches Material über die Art, wie den katholischen Mutua- 
litäten die Erlangung der Vergünstigung erleichtert und wie sie den soziali- 
stischen erschwert wurde, findet sich bei Barnich, vgl. besonders S. 22 ff, 
Auch ein anderes Werk desselben Verfassers: La législation et l’organisation 
ouvriere en Belgique, Theorie et Pratique, Tome I, Bruxelles (1913), enthält 
reiches Material zu diesem Punkt. Vgl. ferner die Rede des sozialistischen 
Abgeordneten Mansart in der Repräsentantenkammer vom 22. März 1912. 
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Genossenschaftswesen in ihrem Bannkreis zu halten. An erster 
Stelle zu nennen ist hier der ebenfalls von Helleputte im 
Jahre 1890 begründete Boerenbond, dem 1910 535 Gilden 
mit 42415 Mitgliedern zugehörten, und der sich bei allen Wahlen 
als einer der bedeutendsten Heerkörper der katholischen Partei 
bewährt hat. Dieser sieht seine Aufgabe darin, die „religiösen 
und materiellen Interessen“ der Landwirtschaft zu vertreten, 
und die Gründung von Genossenschaften, die sich auf den Boden 
der katholischen Weltauffassung stellen, zu begünstigen. 


Aber neben solchen Œuvres, die sich auf das unmittel- 
bare wirtschaftliche Interesse einzelner Berufszweige aufbauen, 
treten zahlreiche andere, die nicht erst den Umweg über das 
berufliche Interesse zu nehmen brauchen, um für die Ausbrei- 
tung und Stärkung der katholischen Partei zu wirken, sei es, 
daß sie wie die Œuvres de St Paul beflissen sind, die Verbrei- 
tung ‚guter‘ Zeitungen und Schriften auf die mannigfachste 
Weise zu fördern, sei es, daß sie sich die Ausbildung von 
Agitatoren aus dem Arbeiter- oder Kleinbürgerstand, die Beein- 
flussung der Frauen, der Studenten, der Turner, der Alkohol- 
feinde usw. zum besonderen Ziel setzen. 


Eine wertvolle Stütze fand die katholische Partei bei der 
Durchdringung der sozialen und wirtschaftlichen Bestrebungen 
mit ihrem Geiste, in dem System der „Liberté subsidiee‘!), 
das sie ihrer sozialpolitischen Gesetzgebung zugrunde legte. 
Weil diese Gesetzgebung in weitem Maße auf die tief einge- 
wurzelte Abneigung der Bevölkerung gegen Eingriffe des Staates 
in die persönliche Freiheit Rücksicht nehmen wollte, beschränkte 
sie sich auf die Förderung und Begünstigung der privaten Ini- 
tiative. Dabei bot nun das System der „staatlichen Anerken- 
nung“ eine Handhabe, um wie den Schulen so auch den sozialen 
Organisationen katholischer Färbung eine Bevorzugung zu ge- 
währen. Die Ungerechtigkeit, die darin lag, wurde von der 
Opposition in Presse und Parlament aufs kräftigste bekämpft ?). 


1) Barnich aa OS 131 nennt die Liberté subsidiee „Le plus puissant 
levier de la domination du parti catholique dans notre pays“. 


”) Eine eingehende Kritik der bestehenden sozialpolitischen Gesetzgebung 
vom Standpunkt der Arbeiterpartei, aber auch Vorschläge zu ihrer Umgestal- 
tung bringt die Broschüre von Camille Huysmans, Wat de Socialisten 
willen in zake van sociale voorzorg. Ziekte, Invaliditet, Oudeirdom. 
Toelichting en tekst van een westvoorstel (o. O.) 1913 (auch französisch er- 
schienen). 
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VII. 


Die belgische sozialistische Partei konstituierte sich 
im Jahre 1885 durch den Zusammenschluß von 59 bereits be- 
stehenden lokalen Vereinigungen. Schon der offizielle Name 
„Parti ouvrier“, den sie sich beilegte, ist dafür kennzeichnend, 
daß die wirtschaftlichen Tendenzen der Genossenschaften und 
Gewerkschaften hier nicht wie in Deutschland erst längere Zeit 
mit den politischen um die Gleichberechtigung zu ringen hatten. 
Freilich hinderten hier auch keine Gesetzesparagraphen und 
keine Verwaltungsbestimmungen, daß die Gewerkschaften und 
Genossenschaften von vornherein unmittelbar in die Partei 
hineingenommen wurden. 

Die revolutionären Ausbrüche des Jahres 1886 und ihre 
gewaltsame Niederschlagung bewirkten, daß anfänglich in den 
wallonischen Industriegebieten die auf parlamentarische Mitarbeit 
hinzielende Tendenz der Arbeiterpartei auf den Widerstand eines 
extremen Flügels stieß, der ähnlich wie später die französischen 
Syndikalisten alles Heil von der „action directe“ durch revolu- 
tionäre Generalstreike erhoffte !\. Verschwand auch diese von 
Léon Defuisseaux geleitete Bewegung fast völlig nach der Wahl- 
rechtserweiterung von 1893, die der Arbeiterpartei 1894 die bis 
dahin vergeblich erstrebte Vertretung im Parlament brachte, so 
blieb der politische Generalstreik doch die ultima ratio, zu der 
die Sozialdemokratie griff, wo immer sich der Erkämpfung eines 
großen Zieles auf parlamentarischem Wege unübersteigbare 
Hindernisse entgegenstellten. Er gehört zu dem schweren Rüst- 
zeug der Partei, und man muß damit rechnen, daß sie auch 
in Zukunft, wo es ihr aussichtsreich erscheint, von ihm Gebrauch 
machen wird. Die Zeiten freilich dürften vorüber sein, wo sie 
ihn in jugendlicher Aufwallung leichtsinnig vom Zaune brach. 
Schon dem letzten politischen Generalstreik ging eine lange 
systematische Vorarbeit voraus. 

Die Forderungen der belgischen Arbeiterpartei unterscheiden 
sich in keinem wesentlichen Punkte von denen der deutschen 
Sozialdemokratie. Auch sie stellt sich mit voller Entschiedenheit 
auf den Boden des Klassenkampfes. Dem Ansehen, das sie 
sich durch ihren schnellen Aufstieg bei den sozialdemokratischen 
Parteien der anderen Länder erworben hatte, ebenso sehr 
aber den Persönlichkeiten Eduard Anseeles, des Begründers der 


1) Louis Bertrand, Histoire de la démocratie et du socialisme en 
Belgique. Bruxelles-Paris 1907, 
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mustergültigen Arbeitergenossenschaft Vooruit in Gent und 
jetzigen Finanzschöffen dieser Stadt, sowie Emile Vanderveldes, 
des glänzenden Parlamentariers, verdankte sie, daß Brüssel der 
Sitz des ständigen Bureaus der sozialistischen Internationale 
wurde, mit Vandervelde als Präsidenten und dem zähen und 
beweglichen Vlamen Camille Huysmans als ständigem Sekretär. 

An der Spitze der belgischen Arbeiterpartei stand ein 
Generalrat, dessen auf dem alljährlichen Kongreß gewählten 
Bureau die eigentliche Leitung der Geschäfte oblag. Dieser 
Generalrat bestimmte die Taktik der Partei und ernannte die 
Redakteure und Geschäftsführer der ihr gehörenden drei Zei- 
tungen Le Peuple, Vooruit und De Werker. Auch die Gewerk- 
schaftskommission und die Föderation, der Genossenschaften 
waren durch Delegierte in diesem Generalrat vertreten. Ver- 
antwortlich war der Generalrat dem alljährlichen Kongreß, der 
die souveräne Instanz der Partei bildete und von den lokalen, 
kantonalen, regionalen und provinzialen Parteiorganisationen 
beschickt wurde!). 

Die belgische sozialistische Gewerkschaftsbewegung kann 
sich trotz der Fortschritte, die sie in dem letzten Jahrzehnt 
machte, weder hinsichtlich des von ibr erfaßten Prozentsatzes 
der organisierbaren Arbeiter, noch hinsichtlich der inneren 
Festigkeit und finanziellen Stärke ihrer Gebilde mit der ent- 
sprechenden deutschen oder englischen Bewegung messen. In 
dem Bericht an den letzten Gewerkschaftskongreß, der wenige 
Tage vor Kriegsausbruch stattfand, bezifferte die Commission 
syndicale die Mitgliederzahl aller ihr angegliederten Gewerk- 
schaften für 1915 auf 126747. 

In großer Blüte stehen in Belgien bekanntlich die sozialisti- 
schen Genossenschaften, die dem Arbeiter als Konsumenten 
zu Hilfe kommen wollen. Dem letzten Kongreß des Office 
coopératif, der im August 1913 in Jemappes stattfand, wurde 
eine Statistik unterbreitet, die sich auf 200 bis 250 Genossen- 
schaften erstreckte und einen jährlichen Verkauf für Fr.47,573 Mil- 
lionen, einen Gewinn von Fr. 5,124 Millionen, eine Mitglieder- 
zahl von 170748 feststellte. Der Wert der Grundstücke, die 
diesen Genossenschaften gehörten, wurde mit 19,135 Millionen, 


1) Einen guten Einblick in die Organisation der Partei gewährt die 
Diskussion über eine projektierte Statutenrevision, die noch zu keinem End- 
resultat führte, auf dem letzten Parteitage vor dem Kriege (Brüssel 12., 13. 
und 14. April 1914). Vgl. den Compte rendu officiel du XXIXe Congrés 
annuel, Bruxelles 1915. 
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das eingezahlte Kapital mit Fr. 1,995 Millionen angegeben. 
Die älteste und berühmteste unter ihnen ist der Vooruit in Gent, 
die ihrem Umsatz nach größte (1912 nahezu Fr. 7 Millionen) 
die Maison du Peuple in Brüssel. Den örtlichen Mittelpunkt 
dieser Genossenschaften bilden die Volkshäuser, die man fast 
in allen Orten mit größerer Industriearbeiterschaft findet. In 
ihnen konzentrieren sich alle Ausstrahlungen der proletarischen 
Bewegung: in dem gleichen Gebäude wie der Konsumverein 
befindet sich der Sitz der gewerkschaftlichen und der politischen 
Organisationen der Arbeiterpartei. 

Zweifellos verdankte die gesamte Sozialpolitik des belgischen 
Katholizismus, sowohl die Gesetze, die er schuf, wie die CEuvres, 
die er gründete, ihren Ursprung der Furcht vor der Sozial- 
demokratie. Aber so wenig die katholische Gewerkschafts- und 
Genossenschaftsbewegung trotz aller Erfolge die parallelen Be- 
strebungen der Sozialisten niederzuhalten vermochte, so wenig 
fanden die sozialpolitischen Gesetze der katholischen Ministerien 
Gnade vor der sozialistischen Kritik, die sie wegen des Systems 
der Liberté subsidiée als Partei- und wegen ihrer unzureichenden 
Wohltaten als bloße Fassadengesetze in Grund und Boden ver- 
urteilte. In den letzten Jahren konnte man auf sozialpolitischem 
Boden in der Sozialdemokratie zwei Richtungen unterscheiden: 
die eine, deren Wortführer der inzwischen verstorbene Professor 
Hector Denis war, empfahl das deutsche Vorbild, während 
Camille Huysmans mehr in einem Aufbau, der an das auto- 
chthone Arbeitergenossenschaftswesen anknüpfte, das für Belgien 
geeignetste System sah!) In den Augen der Arbeiterpartei 
war diese „Regierung der indirekten Steuern“, wie Hector Denis 
sie in einem Bericht an den Parteitag von 1913 nannte, schon 
aus dem Grunde unfähig, eine großzügige Sozialpolitik zu treiben, 
weil es ihr an Mut und gutem Willen fehlte, die dazu erforder- 
lichen großen Mittel durch direkte Steuern aufzubringen. In 
der Tat haben die Katholiken, seitdem sie an der Macht sind, 
es niemals gewagt, ihre Herrschaft dadurch zu gefährden, daß 
sie mit so unpopulären Forderungen wie einer progressiven Ein- 
kommensteuer, einer Erbschaftssteuer oder städtischen Wert- 
zuwachssteuer vor die Wählerschaft traten. In der Terminologie 
des alten Parteichefs Woeste war die progressive Einkommen- 
steuer noch immer gleichbedeutend mit Konfiskation, und die 
Liberalen, die sich allmählich zu dieser Forderung durchgerungen 


') Vgl. seine auf S. 396 zitierte Broschüre. 
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hatten, bewiesen ihm allein schon damit, daß sie ihre Selb- 
ständigkeit verloren hätten und nur noch die Schrittmacher 
der Sozialdemokratie wären. 


VII. 

Die Fortdauer und Sicherung der Neutralität lag in den 
Wünschen aller drei politischen Parteien des Landes. Deshalb 
hing das Maß des Wohlwollens, das sie für die Regierungen 
der angrenzenden Großstaaten empfanden, nicht zuletzt von dem 
Sicherheitsgefühl ab, das diese ihnen einflößten. Solche Erwä- 
gungen konnten England einen Vorsprung vor den benachbarten 
Kontinentalmächten verleihen. Diesen beeinträchtigte jedoch in 
den Augen der Kolonialfreunde, deren es sowohl bei den Ka- 
tholiken wie bei den Liberalen, in ganz geringer Zahl auch bei 
den Sozialisten gab, lange Zeit die kongofeindliche Politik der 
britischen Regierung, von der diese erst abstand, als es ihr 
wichtiger wurde, Belgien für den künftigen Zusammenstoß mit 
Deutschland auf seine Seite zu ziehen. 

Aber die internationalen Sympathien der Parteien 
wurden außer von den Neutralitätssorgen, zumal im Wallonen- 
land und in Brüssel, noch in hohem Maße durch die Sprach- 
und Kulturgemeinschaft mit Frankreich bestimmt. Wir erinnern 
uns, daß diese Gebiete vorwiegend Domänen der beiden Opposi- 
tionsparteien waren, deren Franzosenfreundschaft noch gewichtige 
Gründe neben der Sprachgemeinschaft hatte. Wie konnte es 
anders sein, als daß die kirchenfeindliche Politik der in Frank- 
reich herrschenden Radikalen und Radikal-Sozialisten den in 
erster Reihe vom Antiklerikalismus lebenden belgischen Libe- 
ralismus mit neidischer Bewunderung erfüllte, während die 
republikanische Verfassung, die revolutionäre Tradition, die 
demokratischen Formen des westlichen Nachbars den Sozialisten 
in die Augen stachen? Nicht übersehen darf man dabei, daß 
die regen Beziehungen zwischen den belgischen und französischen 
Freimaurerlogen der Herausarbeitung und Befestigung eines 
vom französischen rationalen Idealismus getragenen gemein- 
samen Kulturgefühls förderlich waren und daß die liberale 
Presse, die, wie in Deutschland, weit mächtiger war als die 
liberalen Fraktionen und in deren Redaktionen, zumal in den 
letzten Jahren, überall Franzosen saßen, das Gefühl dieser Ge- 
meinsamkeit unablässig in das Bewußtsein der Massen hámmerte. 
Auf der andern Seite machte die katholische Partei kein Hehl 
aus ihrer Sympathie für das monarchische, Kirche und Religion 
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respektierende, die Ordnung wahrende, dem Umsturz wehrende 
Deutsche Reich. Betrachtet man die Sozialisten, so lebten bei 
ihnen die auf romanische Beredsamkeit gestellten Wallonen, 
wie Destree, Royer und Demblon, ausschließlich in der Ideologie 
der ersten französischen Revolution und waren überzeugte 
Frankophile, während die zunächst auf praktische Erfolge aus- 
gehenden Vlamen Anseele und Camille Huysmans, wenn auch 
nicht die deutsche Regierung, so doch die Solidität, Sachlich- 
keit und Organisationskraft Deutschlands als für Belgien vor- 
bildlich betrachteten. Vandervelde, der geborene Brüsseler, stand 
in der Mitte zwischen seinen wallonischen und vlamischen 
Genossen. Wie sich politische Sachlichkeit und gallischer Ver- 
balismus in seinem Wesen verschmelzen, so trachtete er bis 
zum Kriege, schon als Präsident der Internationale, nach Osten 
und Westen hin gerecht zu urteilen. Dabei waren aber doch 
seine Sympathien ausgesprochen westeuropiiische; er liebte es 
seit jeher, die Elbe als Europas Grenze gegen Asien zu be- 
zeichnen, wobei er dann freilich Berlin gnädig als eine euro- 
päische Enklave auf asiatischem Boden gelten ließ! 

Es liegt im Wesen der Dinge, daß in gewöhnlichen Zeiten 
die Parteigegensätze sich in der auswärtigen Politik nicht so 
deutlich abzeichnen, wie in der inneren. Kein Gebiet der inneren 
Politik hängt aber mit der auswärtigen so eng zusammen, wie 
das der Landesverteidigung, die bis zum Kriege einen 
Brennpunkt der parlamentarischen Kämpfe in Belgien bildete. 

Die tiefe Abneigung gegen jede Einmischung des Staates 
in die private Sphäre, auf dem Gebiet «der Schule die leitende, 
in der Sozialpolitik eine beliebte Idee der katholischen Partei, 
blieb bis in die jüngste Gegenwart auch für ihre Militärpolitik 
ausschlaggebend. So wenig wie in die Schule sollte der Einzelne 
gezwungen werden können, sein Kind in die Kaserne zu stecken. 
„Niemand gedwongen soldaat!“ — das war die Parole, mit der 
die katholische Partei Jahrzehnte hindurch auf vlamischem Boden, 
zumal in Antwerpen, der Hochburg des Antimilitarismus, den 
Liberalismus bekämpfte, der, so wie er für die Schulpflicht 
eintrat, auch die allgemeine Wehrpflicht mit Nachdruck verfocht. 
Diese Abneigung der belgischen katholischen Partei gegen die 
Wehrpflicht verstärkten noch Erwägungen praktischer Art: die 
Auflehnung der agrarischen Bevölkerung gegen jede Erhöhung 
der Steuern, die Angst, die ländlichen Rekruten möchten in 
den Kasernen durch die Berührung mit städtischen und indu- 
striellen Schichten der Kirche und der Partei entfremdet werden 

Zeitschrift für Politik. 9. 26 


An Mayer, Die politischen Parteien im Königreich Belgien. 


oder sich dauernd von der Scholle fortgewöhnen, woraus Leute- 
not entstehen könnte; Bedenken gegen einen Militärdienst von 
Geistlichen und Lehrern, lange Zeit auch die Scheu, durch eine 
Stärkung der Verteidigungsmittel den Verdacht zu erwecken, 
als ob Belgien an der Vertragstreue der Garantiemächte zweifelte. 

Mit der Zeit überzeugten wohl Krone und Generalität den 
einen oder anderen katholischen Politiker von der gebieterischen 
Notwendigkeit einer durchgreifenden Heeresreform. Aber auf 
die Mehrheit der Partei blieb dies ohne Einfluß, solange die 
sich in der Ligue gruppierenden jungen Elemente mit Woeste 
und seinem starken Anhang an dem gleichen Strange zogen !)). 
Ihrem Wunsche entsprach eine Gesetzgebung, die das jährliche 
Rekrutenkontingent aus Freiwilligen aufbringen wollte, und da 
diese sich nicht in genügender Zahl stellten, zu Auslosungen 
schritt?). Wer bei dem Tirage au sort, wie es im Volksmunde 
hieß, eine schlechte Nummer zog, hatte das Recht, sich einen 
Stellvertreter zu kaufen. Das aber tat jeder, der irgendwie in 
der Lage dazu war. Daraus erklärt es sich, daß noch bei der 
Beratung der Heeresreform von 1913 Parlamentarier, die aus 
eigener Erfahrung vom Militärdienst sprechen konnten, nur 
auf den Bänken der Sozialdemokratie zu finden waren. 

Doch die Entwicklung der internationalen Politik seit der 
Marokkokrisis führte eine zu beredte Sprache, als daß eine 
belgische Regierung sie hätte unbeachtet lassen können. Auch 
das katholische Kabinett vermochte sich der Ansicht nicht 
länger zu verschließen, daß die Gefahr der Hereinziehung 
Belgiens in einen künftigen deutsch-französischen Krieg um 
ein beträchtliches gewachsen war, seitdem die Verletzung der 
belgischen Neutralität durch den einen oder anderen jener 
beiden Staaten von England nicht mehr mit dem gleichen 
Mule gemessen wurde. Anfänglich weigerten sich die katho- 
hschen Fraktionen in Kammer und Senat, ihrer Regierung auf 
diesen neuen Bahnen zu folgen. So sah sich noch 1909 das 
katholische Ministerium Schollaert gezwungen, seine Heeres- 
wioru gegen die Mehrheit der eigenen Partei mit Hilfe der 
Opposition durchzusetzen. Dieses Gesetz wurde den Sozialisten 
und Liberalen, so viel sie auch sonst daran zu beanstanden 
natun, Jalurch annehmbar, daß es die Auslosung und die Stell. 
wosuvung abschaffte und mit der Formel „un fils par famille“ 
o, uc un den Keim zur allgemeinen Wehrpflicht legte. 

IN 1aczon a. a, O., S. 306 ff. 
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Eine wesentliche Veränderung zeigte die Haltung der Par- 
teien vier Jahre später bei der Beratung und Abstimmung über 
die de Broquevillesche Heeresreform. Die Vorgeschichte des 
Gesetzes vom 30. August 1913, die der deutschen Polemik während 
des Krieges viel Stoff geliefert hat, darf in diesem Zusammen- 
hang übergangen werden. Es genügt, darauf hinzuweisen, daß 
das katholische Ministerium bald nach seinem großen Wahlsieg 
von 1912 nicht nur das Heer zu vermehren, nicht nur die alte 
liberale Forderung der allgemeinen Wehrpflicht aufzunehmen 
sich entschloß, sondern daß es dabei diesmal die Unterstützung 
der eigenen Partei fand, die unter Berufung auf die veränderte 
internationale Situation in aller Form mit ihrem alten anti- 
militaristischen Programm brach. Vorliiufig entzieht es sich 
noch der Beurteilung, ob wirklich bloß Erwägungen patriotischer 
Art diesen Gesinnungswechsel bewirkten, oder ob die Regierung 
ihrer Majorität dafür Zugeständnisse machen mußte. Im oppo- 
sitionellen Lager war damals viel die Rede von einem Kom- 
promiß zwischen Woeste und de Broqueville, bei dem die 
Regierung den Katholiken ihre Unterstützung damit bezahlte, 
daß sie eine der Opposition nach dem Generalstreik von 1913 
halb und halb in Aussicht gestellte Reform des kommunalen 
und provinzialen Wahlrechts ad calendas graecas vertagte. 

Die Mehrheit, die das Gesetz nach langer Beratung an- 
nahm, bestand aus der katholischen Partei und einem guten 
Drittel der Liberalen. Die anderen Liberalen — ihr Haupt- 
wortführer war der das Schweizer Milizsystem verfechtende 
Demokrat Lorand — stimmten gegen ein Gesetz, dessen Wirkung 
sich erst von 1918 ab gezeigt haben würde, das also einer Gefahr, 
die sie bereits nahe sahen, nicht zu begegnen wußte. Man liest 
es heute mit anderen Augen, wenn Lorand am 28. Februar 1913 
die Kammer davor warnte, sich auf einen ,Fetzen Papier“ zu 
verlassen, und wenn er mit den übrigen Wortführern des linken 
Flügels der Liberalen die sofortige Einziehung aller Wehr- 
fähigen, die von der Regierung als undurchführbar abgewiesen 
wurde, forderte. Doch sowohl die Liberalen, die für, wie jene, 
die gegen das Gesetz stimmten, lehnten es feierlich ab, den 
Katholiken auch nur einen Teil von der großen Verantwortung 
tragen zu helfen, deren sie sich durch ihre langjährige Ver- 
nachlässigung der Landesverteidigung schuldig gemacht hätten !). 


1) Vgl. z.B. die Rede von Fléchet, der vor der Abstimmung den ab- 
lehnenden Standpunkt der liberalen Mehrheit noch einmal begründete. Da 
heißt es: „De tout temps le parti libéral n’a cessé de signaler au gouver- 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß bei einem Wiederaufleben 
des politischen Kampfes der Liberalismus diesen Agitationsstoff, 
der schon einen durchschlagenden Erfolg versprechen könnte, 
weidlich ausnutzen würde, um nach Jahrzehnten vergeblichen 
Wartens wieder ans Ruder zu kommen. Die Gegner würden 
ihm dabei nicht abstreiten können, daß er zu allen Zeiten der 
entschiedenste und konsequenteste Verfechter des belgischen 
Staatsgedankens gewesen ist. Das könnte unter Verhältnissen, 
die einer nationalistischen Hochflut günstig wären, möglicher- 
weise große Schichten der Wähler, die ihm seit lange den 
Rücken gekehrt hatten, in seine stark gelichteten Reihen zurück- 
führen. Unter den Lebenden hat vor dem Kriege wohl niemand 
das belgische Staatsgefühl in beredtere Worte gekleidet als Paul 
Hymans bei der Generaldiskussion über die Militárvorlage !). 

Die ablehnende Haltung der Sozialisten gegen die letzte 
Militärvorlage begründete Furnémont mit ihrer Abneigung gegen 
den Militarismus, mit ihrem Vertrauen in die pazifistischen Ten- 
denzen dersozialdemokratischen Internationale und in das Friedens- 
bedürfnis Europas, mit ihrem Festhalten an der Forderung nach 
allgemeiner Volksbewaffnung und kürzerer Dienstzeit, endlich 
auch mit dem Argument, daß Belgien seit der Annexion des 
Kongo in der internationalen Politik eine Rolle anstrebe, die 
mit seiner Neutralität unverträglich wäre®). Diese Ausführungen 
ergänzte unmittelbar vor der Abstimmung noch der Abgeordnete 
Debunne dahin, daß seine Partei ebenso wie sie eine Wabhl- 
stimme für jeden Mann, so auch ein Gewehr für jeden Mann 
fordere. Dabei ließ er durchblicken, daß sie vielleicht zu einer 
Verständigung bereit gewesen wäre, wenn die Regierung in eine 
Herabsetzung der Dienstzeit gewilligt hätte. 


nement et à la droite, qui se sont obstinément refusés à entendre ses aver- 
tissements patriotiques, le péril menaçant la nation et les nécessités impérieuses, 
qui s'imposaient à celle-ci ..... Nous devons donc laisser au gouvernement 
et à la majorité la responsabilité des mesures tardives, insuffisantes, inefficaces, 
entachées pár l'esprit de parti, qu'ils ont enfin cru devoir prendre, pour 
résoudre prétendument un aussi grave problème intéressant l'avenir et 
l'existence même de la patrie.“ 

1) Diese Rede vom 27. Februar 1913 wurde seither abgedruckt in seiner 
kurz vor dem Kriege erschienenen Sammlung: Portraits, Essais et Discours, 
Bruxelles 1914. 

7) Letzteres Argument ist noch deutlicher in dem Bericht ausgesprochen, 
den Furnémont und Hubin an den 28. Kongreß (1913) der Arbeiterpartei 
erstatteten. Vgl. Rapports présentés au XXVIII® Congrès annuel les 23, 24 
et 25 Mars 1913, Bruxelles 1913, S. 110 ff. 
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Etwas früher, im März 1913, auf dem alljährlichen sozial- 
demokratischen Parteitag in Brüssel hatten Vertreter der Jugend- 
organisationen, die hier wie in Deutschland und Frankreich die 
Träger eines radikalen Internationalismus waren, jedes Interesse 
des Proletariats an der Fortdauer eines belgischen Staates be- 
stritten, damit aber die Abgeordneten Destree, Hubin und Vander- 
velde, hinter denen die große Mehrzahl des Kongresses stand, 
gegen sich in die Schranken gerufen !). Man befand sich am 
Vorabend des großen Generalstreiks von 1913; da vernahm 
man von Vertretern jener Minderheit Außerungen wie diese: 
„Nous, travailleurs, nous n'avons pas de chez nous. Qu'ils 
viennent, les Francais ou les Allemands; ils nous apporteront 
l'instruction obligatoire et ce Suffrage universel pour lequel nous 
allons faire une gröve generale“; oder wie jene: „En Belgique, 
moins que partout ailleurs, peut-il étre question de défense na- 
tionale? C'est le pays de l'ignorance et de la forte exploitation 
et il n'aura vraisemblablement jamais à défendre des libertés 
ou des droits supérieurs á ceux des envahisseurs possibles. Si 
ceux qui possèdent estiment devoir défendre leur patrie, qu'ils 
le fassent eux-mêmes.“ Aber der Abgeordnete Hubin hatte, 
in Übereinstimmung mit seinen parlamentarischen Kollegen, 
diesen anarchistelnden Elementen erwidert, daß auch in den 
Augen der Sozialdemokratie die Nation keine bloße Illusion, 
sondern ein Lebewesen sei, an dessen Fortbestand das belgische 
Proletariat das größte Interesse hätte. 

Natürlich hat sich diese ihr mit den bürgerlichen Parteien 
gemeinsame Auffassung bei der belgischen Sozialdemokratie 
unter dem Eindruck des deutschen Einmarsches noch verstärkt. 
Ihr parlamentarischer Führer Vandervelde trug kein Bedenken, 
in das katholische Ministerium einzutreten und seine Stellung 
als Präsident der sozialdemokratischen Internationale durch eine 
leidenschaftliche antideutsche Agitation zu gefährden. Louis 
Bertrand, der Senior und Historiker der Partei, beteiligte sich 
an einer Deputation, die dem Kardinal Mercier für sein patrio- 
tisches Verhalten huldigte, und Anseele, der wie nur einst Bebel 
in Deutschland in seiner Person das vlamische Proletariat ver- 
körpert, läßt keinen Zweifel daran, daß die Sozialdemokratie 
„nach einer Befreiung des Landes“ auch einer bürgerlichen 
Regierung weitgehende Militärkredite bewilligen würde. 

1) Vgl. Compte rendu officiel du XXVIII® Congrés annuel tenu les 23, 


24 et 25 Mars 1913 et du Congrés extraordinaire tenu le 24 Avril 1913 a 
la Maison du Peuple à Bruxelles, Bruxelles 1913, S. 78 ff. 
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VIII. 


Liberalismus und Demokratismus 
in ihren Zusammenhängen und Gegensătzen 
Von Leopold v. Wiese 


Die Erkenntnis von Entwicklungen in der inneren Politik 
wird durch die unscharfe Verwendung ihrer tragenden Begriffe 
erschwert. In der Praxis wie auch meist in der Theorie fließen 
die Begriffe Liberalismus und Demokratie, sowie Demokratismus 
und Sozialismus ineinander über, ohne daß deutliche Scheidungen 
zwischen ihnen vorgenommen würden. Besonders Demokratie 
(besser: Demokratismus) und Liberalismus werden bisweilen als 
vertauschbare Begriffe oder doch wenigstens als solche angesehen, 
zwischen denen nur ein Gradunterschied besteht insofern, als 
Demokratie als radikalere oder fortgeschrittenere Form des Li- 
beralismus betrachtet wird. Die radikalere oder fortgeschrittenere 
Richtung der Demokratie wiederum ist heute vielen auch be- 
grifflich mit Sozialismus übereinstimmend. Damit wäre also 
Liberalismus der gemäßigte, Demokratismus der entschiedenere 
und Sozialismus der entschiedenste Schritt in der Richtung zur 
politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Volks- 
massen. Es wird in folgendem zu zeigen sein, daß jedoch die 
drei Begriffe ganz verschiedenen Ebenen des politischen Denkens 
angehören, daß sich freilich diese Ebenen im Raume des Ge- 
sellschafts- und Staatslebens schneiden und es infolgedessen 
leicht geschehen kann, daß sich das oberflächliche politische 
Vorstellen aus einer Ebene in die andere verirrt. 

Zu dieser Aufgabe, die drei Begriffe einmal gesondert von- 
einander aufzuweisen, gesellt sich in den folgenden Seiten die 
andere Notwendigkeit, die Aufmerksamkeit auf den Umstand 
zu lenken, daß politischer, wirtschaftlicher und weltanschauungs- 
mäßiger (besser: lebens- und sit venia verbo gesellschafts- 
anschauungsmäßiger) Liberalismus oder Sozialismus unterein- 
ander verschieden sind, daß es sich also um sechs Gebiete 
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handelt, die zueinander in recht mannigfaltige Gegensätze treten, 
aber auch sich bald so und bald so verbinden können. Demo- 
kratismus ist den beiden anderen Begriffen gegenüber weit 
enger und bleibt, wie gezeigt werden soll, am besten lediglich 
dem politischen Leben vorbehalten, so daß also auch von 
wirtschaftlichem Demokratismus zu reden für falsch anzu- 
gehen ist. 

Daß es nützlich ist, sich im politischen Denken von den 
Verschlingungen der drei Begriffe frei zu machen, läßt sich 
besonders deutlich erkennen, wenn man ihre Gegensätze mit 
heranzieht: Konservatismus, Aristokratismus und Monarchismus. 
Je nach dem Einzelfalle werden diese Begriffe beliebig jedem 
der drei anderen gegenübergestellt, was den Vorstellungswirrwarr 
nur erhöhen kann. Denkrichtige Gegenüberstellungen sind 
jedoch die folgenden: Liberalismus und (nicht: Konservatismus, 
auch nicht Aristokratismus oder Monarchismus, sondern) Sozia- 
lismus; Demokratie und Aristokratie (oder Monarchie); Fort- 
schrittlichkeit und Konservatismus. Ein liberales System kann 
konservativ sein; wenn etwa die Vereinigten Staaten in die 
gegenwärtig die Erde überflutende Welle des Sozialismus mit 
hineingerissen würden (wie Großbritannien vor ihnen), so ist 
anzunehmen, daß gegen diesen (politischen und wirtschaftlichen) 
Fortschritt eine Bewegung ankämpfen würde, die den Libera- 
lismus zu erhalten wünscht, also dem fortschrittlichen Sozia- 
lismus einen konservativen Liberalismus entgegenstellt. Oder: 
man kann konservativ und (staats)-sozialistisch, liberal und aristo- 
kratisch zugleich gerichtet sein. 

Das Verhältnis zwischen Liberalismus und Sozialismus ist 
Gegenstand meiner kleinen Schrift über „Staatssozialismus‘ !). 
Dort beschäftigt mich die Frage, ob der Liberalismus mit dem 
Kriege und durch ihn untergegangen ist, und wenn dies der 
Fall wäre, was ihn ablösen und ersetzen würde? Es heißt dort: 
„Es könnte dies nur der Sozialismus in irgendeiner seiner Spiel- 
arten sein, die ja untereinander sehr verschieden sind.“ Bei 
der Beschäftigung mit der rein begrifflichen Seite des Problems ?) 
gehe ich von folgenden Sätzen aus: „Innerhalb einer durch 
eine Rechtsordnung gestützten Gesellschaft gehtdie allgemeinste 
Einteilung dahin, ob mehr Liberalismus oder mehr Sozialismus 


1) Erschienen in der „Sammlung von Schriften zur Zeitgeschichte“ 


Berlin 1916. S. Fischer. 
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”) die Gegenstand des zweiten Kapitels „Systematik“ ist. 
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überwiegt. Das Entscheidende ist damit die Stellung des Einzel- 
menschen zur Gesellschaft. In einer liberalen Ordnung 
überwiegt die Idee, daß alle Gemeinschaften und Gesellschaften 
die Wohlfahrt der ihr angehörigen Einzelmenschen unmittelbar 
zu fördern oder diese in ihrem Tun und Lassen nicht 
mehr zu hemmen haben, als es die Aufrechterhal- 
tung derRechtsordnung verlangt. Beisozialistischer 
Ordnung werden die in der Gesellschaft verbundenen Einzel- 
menschen als Gesamtheit aufgefaßt, die als eine ihnen gegen- 
über selbständige und übergeordnete, ihren eigenen 
Lebensgesetzen folgende Einheit betrachtet wird.“ Der 
für die Gegenwart wichtigste Unterschied innerhalb des Sozialis- 
mus ist der zwischen Staatssozialismus und Klassensozialismus. 

Den rein politischen Bestrebungen, die wir als Demokra- 
tismus zusammenfassen, können nur wieder rein politische 
Bestrebungen, nämlich Aristokratismus und Monarchismus, gegen- 
überstehen !. Mit ihnen haben wir die Ebene der Macht- 
verteilung betreten. Im Kerne handelt es sich dabei um 
das rein zahlenmäßige (freilich sehr folgenreiche) Verhältnis von 
Einzahl, geringer Anzahl und Vielzahl in der Herrschaftsübung. 
Da die rechtlich anerkannte Macht nur vom Staate ausgeht, so 
kann man (streng genommen) im eigentlichen Sinne nur in 
staatlichen Angelegenheiten (den „politischen“ in engster Be- 
deutung) — zumal bei den Problemen der Verfassung — die 
drei Begriffe anwenden. Da es aber in der Welt außerhalb der 
Rechtsordnung noch viel faktische Machtausübung gibt, so ist 
der übertragene Gebrauch von Begriffen wie Demokratie 
und Aristokratie sicherlich bisweilen auch in Angelegenheiten 
anderer Lebensgebiete angebracht. Nur ist, wenn man klar 
sein will, Vorsicht notwendig, besonders bei ihrer Heranziehung 
auf ökonomische Verhältnisse. 

Konservatismus und Fortschrittlichkeit bezeichnen lediglich 
den Gegensatz von Beharrung und Bewegung oder (richtiger), 
da es im Gesellschaftsleben nur Entwicklung und Veränderung 
gibt, den Gegensatz zwischen allmählicher, an das geschichtlich 
Gewordene anknüpfender Weiterbildung und einer mehr vom 
Ideal oder Prinzip ausgehenden Tendenz zu beschleunigter Ver- 
änderung. Daß jener in Deutschland bis zu einem gewissen 
Grade mit Aristokratismus und Monarchismus zusammenfiel, 


1) Von den Abarten Oligarchie, Tyrannis, Ochlokratie kann hierbei ab- 
gesehen werden. 
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individualistisch und liberal. Also nur der Umstand, daß der 
damalige Staat mit dem Feudalstaate identisch war, machte die 
Übereinstimmung von Liberalismus und Demokratismus möglich. 
Die „Erklärung der Menschenrechte“ etwa enthält einige Artikel, 
die wir heute als liberal, andere, die wir als demokratisch an- 
sprechen müssen. Auf der einen Seite handelt es sich in ihr 
um die Rechte und Freiheiten des Einzelmenschen gegenüber 
Staat und Gesellschaft, auf der anderen um Festlegung der 
Volkssouveränität, d. h. der Herleitung aller politischen Macht 
vom Volke. Artikel I (, Die Menschen werden frei geboren, 
bleiben frei und besitzen gleiche Rechte. Sozialer Unterschied 
darf nur das Gemeinwohl als Grund haben“) enthält noch beide 
Ideen umschlossen, könnte sogar in seiner Identifizierung von 
Freiheit und Gleichheit als Ausgangspunkt eines (jener Zeit im 
allgemeinen fernliegenden) Sozialismus gewählt werden. Artikel II 
ist liberal gedacht: ‚Jede politische Organisation hat den Zweck, 
die natürlichen, unveräußerlichen Menschenrechte zu erhalten. 
Diese Rechte sind: Freiheit, Eigentum, Sicherheit und das Recht, 
sich der Unterdrückung zu widersetzen.‘‘ Noch deutlicher spricht 
dies Artikel IV aus: „Die Freiheit besteht in dem Rechte, alles 
zu tun, was keinen anderen schädigt. Daher besteht für jeden, 
wenn er seine natürlichen Rechte ausübt, keine andere Beschrän- 
kung als die, welche in dem gleichen Rechte jedes anderen 
Mitbürgers liegt. Diese Beschränkung darf nur durch Gesetz 
bestimmt werden.“ Ebenso Artikel V: „Das Gesetz kann nur 
das verbieten, was der Gesellschaft schädlich ist. Was nicht 
gesetzlich verboten ist, darf nicht verhindert werden. Niemand 
kann zu etwas gezwungen werden, das nicht im Gesetze be- 
fohlen ist.“ Dagegen begründet Artikel III die Demokratie: 
„Die Souveränität hat ihre Quelle im Volke. Keine Organi- 
sation oder Privatperson darf irgendwelche staatliche Autorität 
ausüben, welche nicht unmittelbar von der Nation als Ganzem 
herrührt.‘“ Wie fern diesem Hauptwerke der französischen Revo- 
lution der Sozialismus lag, zeigt der erste Satz des Artikels XVII: 
„Das Eigentum ist ein unveräußerliches, heiliges Recht... .“ 1). 

Unter anderen geschichtlichen Bedingungen wäre es auch 
denkbar gewesen, die Deklaration von 1789 hätte im Artikel III 
die entgegengesetzte Gedankenverbindung enthalten, etwa: Um 
die in Artikel II, IV und V enthaltenen liberalen Grundrechte zu 


1) Zitiert nach der Wiedergabe bei Gustaf F. Steffen, „Das Problem 
der Demokratie“, S. 82; Jena 1912. 
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sichern, wird hierdurch erklärt, daß alle Souveränität bei einem 
aufgeklärten Monarchen oder einer Aristokratie der Weisesten 
ruht. 

Wirtschaftliche Erwägungen lagen den Redaktoren dieser 
magna charta fern. Wie sollten sich auch jene Bürger des 
sterbenden ancien regime, die noch fast keine Großunternehmung 
kannten, vorstellen, daß nach der Aufhebung der Feudallasten 
und der Gewerberegulierung nicht freie Bahn für das wirtschaft- 
liche Vorwärtskommen jedermanns und damit allgemeine öko- 
nomische Wohlfahrt erstände? Erst die Bildung von großen 
Eigentumsunterschieden innerhalb der bürgerlich-demo- 
kratischen Gesellschaft selbst brachte die Komplikation 
in das politische Denken. Gewiß fehlte es schon im 18. Jahr- 
hunderte nicht an Stimmen, die das Gleichheits- und Freiheits- 
problem aus der Kampfessphäre um das Parlament in die Ebene 
der Sachgüterverteilung hinüberleiteten und die im Jakobiner- 
tume schon das besitzlose Proletariat erblickten: Was hilft dem 
Hungernden das allgemeine Wahlrecht, was den Arbeitslosen 
die Volkssouveränität? Morelly, Mably, Brissot und Meslier 
übten nicht am Eigentumsrechte der Grundherren, sondern am 
privaten Eigentume schlechtweg Kritik, und dem manifeste des 
Egaux lag der Gedanke zu Grunde, daß auch das Nahrungs- 
quantum gleich sein müsse. Francois Babeuf, der sich Cajus 
Gracchus nannte, zettelte eine kommunistische Verschwörung 
an, fand aber selbst unter der Bergpartei wenig Anhänger und 
endete auf dem Schafotte. Dieser proletarisch denkende Re- 
volutionär verwirrte nur die Bourgeois-Revolutionáre. 

Ähnlich ging es 1848. Man lese in Bambergers „Erinne- 
rungen“ nach, wie er und andere bürgerliche Fortschrittler, 
denen jeder Zweifel an ihrer die Interessen der gesamten Volks- 
masse vertretenden, mit echt demokratischer Begeisterung ge- 
führten Sache weltenfern lag, verwirrt und unsicher wurden, 
als Proletariatspropheten im Sinne des kommunistischen Mani- 
festes die wirtschaftliche Revolution statt der politischen zu 
schüren begannen. Das war ihnen etwas Fremdes, schwer 
Faßbares; es erschien ihnen als das eigentlich Unvernünftige, 
Ideologisch -Verschrobene. 

Die Zeitprobleme von 1789 und 1848 waren also anderer 
Art als heute: Politischer Sozialismus lag gänzlich außerhalb 
aller Möglichkeit des Programms der fortschrittlich Gesinnten, 
weil sie Individualisten waren; wirtschaftlichen Sozialismus 
konnten und wollten sie nicht fordern, weil es — um der Kürze 
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halber das freilich leicht irreführende Schlagwort zu gebrauchen 
— noch wenig Kapitalismus gab. Dagegen mußte ihnen Libera- 
lismus und Demokratismus als ein und dasselbe erscheinen. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts lagen die äußeren 
Bedingungen anders: Die Entwicklung der Industrie, des Groß- 
kapitals, des Marxismus und der Gewerkschaften führte zu dem, 
was man wirtschaftlichen Demokratismus genannt hat. Die 
organisierten Proletarier dachten wie Babeuf: was nutzt uns die 
politische Demokratie, wenn sich unsere Bedrückung und Aus- 
beutung auf wirtschaftlichem Boden vollzieht? Ist nicht der 
Unterschied von reich und arm, die Herrschaft des Kapitals 
und seine wachsende Anhäufung in wenigen Händen am größten 
gerade in demokratischen Ländern: in der amerikanischen Union, 
in Großbritannien, teilweise in Frankreich? Bildet nicht gerade 
die parlamentarische Demokratie eine Stütze der neuen Feudal- 
herren, der Bourgeois? Wenn wir wirkliche Gleichheit erlangen 
wollen, müssen wir einmal die politischen Wahlsysteme ganz 
radikal demokratisieren, also wirklich gleiches Wahlrecht schaffen, 
besonders aber dieindustriellen, landwirtschaftlichen und Handels- 
unternehmungen demokratisieren. Diese Konsequenz schien 
logisch und klar zu sein. In Wirklichkeit war diese Beibehal- 
tung der alten Kategorien beim Fortschritte vom Politischen 
zum Wirtschaftlichen ein Fehler, der bis heute viel Verwirrung 
angerichtet hat. 

Auf die Frage, was man unter wirtschaftlichen Demokra- 
tismus zu verstehen habe, wird gemeinhin die Antwort lauten: 
Sozialismus, also Bindung. Damit öffnet sich eine Kluft zwischen 
Demokratismus und Liberalismus, der das Gegenteil von Bindung, 
nämlich Freiheit, anstrebt. 

In meinem „Staatssozialismus‘‘ habe ich den Nachweis zu 
erbringen versucht, daß jedes praktisch durchgeführte sozia- 
listische System nicht nur — was selbstverständlich — unliberal, 
sondern auch undemokratisch sein muß. Freilich, solange es 
nur als eine erst in der Zukunft zu verwirklichende Programm- 
forderung von demokratischen Parteien vertreten wird, erscheint 
es freiheitlich und scheint auf Selbstbestimmung der Massen 
zu beruhen. Es soll ja eine bestehende Ordnung, die man als 
drückend empfindet, zugunsten der abhängigen Massen beseitigt 
oder gemildert werden; Agitation und politischer Kampf werden 
also im Zeichen der Freiheit geführt. 

Sobald aber eine sozialistische Ordnung eingeführt ist, kann 
sie sich nur durch undemokratische Grundsätze und Methoden 
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auf längere Dauer behaupten. Sie verlangt einen mit großer 
Macht und Verantwortung ausgestatteten Beamtenapparat, sehr 
viel Autorität der Zentralbehörden, Uniformierung, Anordnungen, 
Kontrollen. Dagegen würden sie häufige Abstimmungen und 
Mehrheitsbeschlüsse, häufige Rechenschaftsablegung der sach- 
verständigen Funktionäre vor einem unverantwortlichen und die 
Sachlage nicht genügend überschauenden Plenum gefährden. 

Nehmen wir drei die (politische) Demokratie charakteri- 
sierende Rechte: Parlamentarismus, Initiative und Referendum. 
Eine sozialistische Wirtschaftsordnung, die also nicht auf dem 
Verkehrs-, sondern auf dem Verteilungsprinzipe ruht, und bei 
der das Waren- und Diensteangebot von der öffentlichen Gewalt 
ausgeht, vertrüge diese drei Grundrechte nicht!). Eine Demo- 
kratie, bei der ja die Gewalt immer nur von der Vollversamm- 
lung aller Glieder der Gemeinschaft ausgeht, ihre Repräsen- 
tanten vom Plenum ohne weiteres abgesetzt werden können, wo 
ferner frühere Beschlüsse durch Abstimmung (sei es nach dem 
absoluten Mehrheits-, sei es nach einem anderen Systeme) um- 
gestoßen werden können, wenn sie dieser Versammlung aller 
Glieder (oder ihrer Beauftragten) nicht mehr gefallen — eine 
solche Ordnung kann sich nur dort für längere Zeit behaupten, 
wo nur eine kleine Anzahl bestimmter Grundrechte oder der 
allgemeinen gesellschaftlichen Machtverteilung, also eben poli- 
tische Dinge, verhandelt werden. Erstrecken sich die Kompe- 
tenzen auf Angelegenheiten des täglichen Lebens, wie es Er- 
nährungs- und Bedarfsdeckungsfragen sind, so muß Streit, Ver- 
wirrung und Unsachlichkeit das Ergebnis sein. Darin scheint 
mir die — in den letzter Jahrzehnten und besonders heute 
so verkannte — Weisheit der liberalen Verkehrswirtschaft zu 
liegen, daß sie weder von den Massen, noch von einzelnen 
Gruppen, noch von einem Monarchen, sondern — wenigstens 
ihrem Grundprinzipe nach — von einem jenseits des Macht- 
willens der Menschen liegenden automatisch wirksamen Faktoren, 
Angebot und Nachfrage, geleitet wird. (Mag dieser Indikator 
auch bisweilen durch Gewalt abgelenkt werden, so hat doch 
diese Willkür nur recht begrenzten Einfluß auf ihn.) Das ist 
für die Befriedigung der äußeren Lebensbedürfnisse sicher ein 
besseres Prinzip, als wenn man gerade dieses Gebiet unter die 
Herrschaft eines dirigierenden (demokratisch oder aristokratisch 
oder monarchisch organisierten) menschlichen Zentralwillens stellt. 


') Vgl. hierüber bes. S. 51 ff. meines „Staatssozialismus“. Dort ist diese 
Frage eingehender behandelt. 
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Der Begriff der wirtschaftlichen Demokratie ist überhaupt 
nur in einem ganz allgemeinen Sinne anwendbar. Man kann 
z. B. fordern, daß die staatliche Wirtschaftspolitik das Interesse 
der großen Massen in den Vorgrund stelle, oder daß in Wirt- 
schaftsfragen nicht bloß Beamte und Unternehmer, sondern die 
Arbeiterschaft oder die breite konsumierende Menge irgendwie 
an der Gesetzgebung und Verwaltung beteiligt sein sollen: das 
kann man beides zur Not wirtschaftlichen Demokratismus nennen. 
Oder etwa verlangen, daß die industrielle Unternehmung von 
Vertretungen ihrer Arbeiterschaft mitgeleitet werden soll: auch 
das kann man als wirtschaftliche Demokratie bezeichnen. Es 
handelt sich eben auch hierbei um Machtverteilung und damit 
um Politik (im weiteren Sinne). In der Hauptsache aber wird 
man dem Wesen der Ökonomie mit der Anwendung der Kate- 
gorien Liberalismus und Sozialismus viel gerechter, als wenn 
man die Analogien aus der politischen Sphäre (Demokratie, 
Aristokratie usw.) zugrunde legt. Das Kernproblem aller gesell- 
schaftlichen Wirtschaft ist: Verkehr oder Zuteilung? das aller 
Politik: wer kann Macht ausüben? Da freilich politische Macht 
bisweilen ihreWurzel im Eigentume und in ökonomischer Klassen- 
zugehörigkeit hat, so hängen beide Lebensgebiete eng zusammen. 
In geschichtlicher Hinsicht ist, wie aus dem Vorausgehenden 
hervorgeht, die Vermengung zwischen den begrifflichen Grund- 
lagen beider außerdem in der Hauptsache aus zwei Umständen 
zu erklären: Erstens daß, wie wir sahen, Liberalismus beiden 
Gebieten angehört. Zweitens daß in der jüngsten deutschen 
Vergangenheit die radikalen (politischen) Demokraten zugleich 
auch Sozialisten waren, weil sie eine völlige Sozialisierung der 
Wirtschaft (ihr Hauptziel) nur von einem gänzlich demokrati- 
sierten Staate erwarteten. Das Demokratismus und Sozialismus 
verbindende Element war das Interesse, das die Massen an 
beiden gleichmäßig und gleichzeitig besaßen. Der Unterschied 
zwischen den beiden Systemen tritt aber zutage, wenn man 
einsieht, daß ein sozialistisches Gemeinwesen die Züge tragen 
ınüßte, die dem preußischen Staat seit Friedrich Wilhelm I. 
am meisten charakterisieren, nämlich die dem Heere entlehnten 
Merkmale straffster Bureaukratie und Disziplin. Ein sozialistisches 
Gemeinwesen kann dabei monarchisch, aristokratisch oder for- 
mal demokratisch sein. 

Der Staat Friedrich Wilhelms I. und Friedrichs des Großen 
war in politischer Hinsicht ein sozialistisches Gemeinwesen, da 
er vom Prinzipe seiner Allgewalt erfüllt war. Fichtes und Hegels 
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Lehren, sowie die während des jetzigen Krieges entstandene 
neudeutsche idealistische Philosophie !) gipfeln gleichfalls in poli- 
tischem Sozialismus. Der wirtschaftliche Sozialismus, der als 
Marxismus Klassensozialismus war, mußte sich freilich gegen 
den Staat wenden, weil dieser ihm in wirtschaftlicher Hinsicht 
unsozialistisch erschien; ja der Marxismus rückte so weit von 
der bestehenden öffentlichen Organisation ab, daß er seine zu- 
künftige gesellschaftliche Ordnung nicht mehr Staat nennen 
wollte; tatsächlich aber war er gewillt, eine Machtorganisation 
zu schmieden, die dem Einzelmenschen gegenüber noch um 
vieles härter sein würde als der ‚Staat‘. 

Erst wenn wir auf diese Weise den Begriff der Demokratie 
aus seinen Verwicklungen in wirtschaftlichen Gedankengängen 
befreit haben und ihn der politischen Sphäre vorbehalten, können 
wir sein Verhältnis zum politischen und ökonomischen Libera- 
lismus prüfen. 

Vielleicht wird in der inneren Politik Deutschlands während 
der nächsten Jahrzehnte kaum ein anderes Problem so stark 
im Vordergrunde stehen und so viele Schwierigkeiten bereiten 
wie die Aufgabe, Demokratismus und Liberalismus in ein rechtes 
Verhälmis zu setzen. Die jüngste Gegenwart und nächste Zu- 
kunft stehen unter dem Einflusse der Entstehung eines unlibe- 
ralen Demokratismus, also einer politischen Richtung, die in 
direktem Gegensatze zu 1789 zwar den Einzelmenschen willig 
und gern dem Staate unterordnet, aber diesen Staat nach den 
Interessen und Ideen der großen Masse leiten will. Ihr ist der 
Staat das höchste Gut auf Erden; aber gerade darum soll er 
auch ein , Volksstaat“ sein. 

Es wurde oben schon angedeutet, daß, solange beide, Demo- 
kratismus und Liberalismus, gleichzeitig um Geltung ringen, 
also als Systeme noch nicht hinreichend verwirklicht sind, sie 
fast als ein und dasselbe erscheinen. Eine um Anerkennung 
kämpfende Gruppe fordert Gleichheit und Freiheit (Gleichheit 
mit der herrschenden Gruppe und Freiheit von der Gebunden- 
heit an ihre Vorherrschaft). Gelingt es ihr, sich durchzusetzen, 
kommt sie zu Macht und Ansehen, so sammelt sich unter ihr 
ein neuer gesellschaftlicher Bodensatz, der sich von ihr benach- 
teiligt fühlt und seinerseits Gleichheit und Freiheit fordert. Jetzt 
wird sie selbst die Gleichheit nicht gewähren wollen; die Frei- 


') Vgl. hierzu meine „Gedanken über Menschlichkeit“, Kap. I, München 
und Leipzig 1915. 
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heit aber erscheint ihr noch immer als ein Gut, wenn auch in 
einem anderen Sinne als ehedem. Jetzt gilt ihr die Freiheit, 
nicht beengt zu werden. Zwischen Freiheit und Gleichheit er- 
kennt sie nun einen unüberbrückbaren Widerspruch. Gleichheit 
bedeutet ihr jetzt das Sinken des Überdurchschnittlichen, das 
Hinabdrücken ihres eigenen hohen Grades auf ein niedrigeres 
Niveau zugunsten aufsteigender Mittelmäßigkeit. Sie erklärt: 
Wo Gleichheit ist, kann es keine Freiheit mehr geben. Ganz 
nach dem Entwicklungsstadium, in dem sich eine politische 
Gruppe befindet, muß sie also zu Liberalismus und Demokra- 
tismus verschiedene Stellungen einnehmen. 

Die absolute Demokratie, bei der alle Staatsmacht nicht 
nur im Namen des Volksganzen, sondern auch durch die Volks- 
gesamtheit ausgeübt wird, ist undurchführbar, zumal in einer 
kopfreichen und eine große Landfläche bewohnenden Gesellschaft. 
Praktisch in Betracht kommt stets nur die relative (abgeschwächte) 
Demokratie, bei der zwar alle Gewalt im Namen des Volkes 
und in dem Sinne ausgeübt werden soll, den man für den 
Volksgeist hält, bei der aber lediglich diese Herleitung der 
Machtausübung vom Volke das Gleichheitsprinzip ganz verdeut- 
licht, und wo tatsächlich die Beauftragten des Volkes, die von 
ihm gewählt und absetzbar sind, die Gewalt ausüben. Mit 
Gustaf F. Steffen !) stimme ich darin überein, daß mir als ein 
Merkmal der Demokratie eben das Repräsentativsystem erscheint. 
Die relative (abgeschwächte), allein mögliche Demokratie ist also 
ein Übergang von der radikalen (praktisch unhaltbaren) Demo- 
kratie zum aristokratischen Systeme. Auch sie kann ohne Aus- 
lese nicht bestehen. Die Massen werden auch bei ihr geführt 
von den Wenigen; ja, wie Hans Delbrück ?) gezeigt hat, ist 
Demokratie oft in gewisser Hinsicht nichts anderes als Oligarchie. 
Zugleich aber wird sich eine gesunde Demokratie, die nicht bloß 
formal-rechtlich, sondern wirklich eine Demokratie ist, von den 
eigentlichen Aristokratien dadurch unterscheiden, daß sie ihre 
Führer selbst (in der Regel durch Mehrheitsbeschluß) wählt. 
- Diese Führer sind nicht durch Geburt oder Herleitung ihrer 
Macht aus einer anderen Quelle als das Volk den Massen auf- 
gezwungen, sie sind keine unabsetzbaren „Herren“, sondern 
nur Vertreter und Funktionäre der Gesamtheit. Doch nicht 
nur das Prinzip der Wahl durch die Mehrheit des Plenums, 


)1.c.8.72 ff. 
?) Vgl. H. Delbrück, Regierung und Volkswille, Berlin 1914, sowie 
R. Michels, Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen Demokratie, 1911. 
Zeitschrift für Politik. 9. 97 
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das eigentlich Demokratische, sondern noch ein anderer, nicht 
ausschließlich demokratischer Wesenszug des Parlamentarismus 
kommt dabei in Betracht. Er ist etwas, worin sich Aristokratie 
und Demokratie gleichen, aber beide von der Monarchie unter- 
scheiden : Das Kollegialprinzip, also das Streben, die Macht nicht 
nur von einem Vertreter, sondern, soweit es sachlich möglich ist, 
von einer Repräsentantengruppe ausüben zu lassen, die in ihrer 
Verfassung dem Plenum nachgebildet ist, also möglichst viel 
durch Abstimmung erledigt. Will man darüber hinaus die 
Demokratie noch mehr ihrem absoluten Typus annähern, so 
wird man dem Plenum das Recht der Initiative und des Ein- 
spruchs, sowie das Referendum zugestehen. 

Die Rechtfertigung dieses Systems entstammt der Beobach- 
tung, daß, wer Macht ausübt, selten der Gefahr entgeht, sie zu 
mißbrauchen und auf Kosten der Abhängigen möglichst auszu- 
dehnen. Will man das Verhältnis von Herrschaft und Dienst 
unter den Menschen vermeiden, so scheint es keinen anderen 
Weg zu geben, als jegliches Herrentum zu zerstören. Je mehr 
sich nun in einer Gesellschaft die bisher Dienenden die Vorzüge 
der Herrschenden aneignen und sich die Qualitätsgrenze, die 
sie trennte, verwischt, desto gerechtfertigter und lebenskräftiger 
ist die Demokratie. Unter fast Gleiches Leistenden und fast 
gleich Tüchtigen und Begabten ist sie das naturgemäße System. 
Aus dem Umstande, daß sich während des Krieges die ver- 
schiedenen Gesellschaftsklassen Deutschlands so gleichwertig in 
ihren Leistungen erwiesen haben, wird sich mit Recht ein ver- 
stärkter Anspruch auf Demokratie herleiten. 

Die Mängel dieses Systems sind in dem Grade weniger aus- 
schlaggebend, in dem der Hauptrechtfertigungsgrund der Demo- 
kratie, Reife und Verantwortungsgefühl des Volkes, tatsächlich 
besteht. Sie liegen in der Minderwertigkeit aller Menschenmasse. 
Dabei denke ich nicht nur an die Masse der Ungebildeten und 
Armen, sondern an jegliche Anhäufung von Menschen im Ver- 
gleiche mit den einzelnen. Jede Vereinsgeschichte lehrt, daß 
es immer nur wenige sind, die die Aufgaben klar überschauen, 
tiefes Verantwortungsgefühl besitzen, ihre ganze Kraft einsetzen 
und das gemeinsame Ziel mehr als ihre rein persönlichen An- 
gelegenheiten lieben. Es ist ferner eine Erfahrung aller Gemein- 
schaftsarbeiten in Kollegien, daß zwar die Einseitigkeit des 
Individuums durch sie ausgeglichen wird, zugleich aber das 
Bewußtsein, nicht allein verantwortlich und maßgebend zu sein, 
die Leistung, Tatkraft und die liebevolle Versenkung in die 
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schenden Minderheiten; das bedeutet aber, daß er gerade die Ab- 
hängigkeit der hervorragenden Einzelmenschen und der kleinen, 
sich irgendwie auszeichnenden Gruppen von der Gesamtheit 
fordert. Gewiß kann es auch eine liberale Demokratie geben; 
dann nämlich, wenn beide Systeme als Mittel dienen, Gewalt- 
herrschaft oder Kliquenmacht fernzuhalten. Im Negativen, also 
in dem, was sie bekämpfen, haben sie viele Berührungspunkte. 
Dabei können sie eine Art Arbeitsteilung eingehen: im Wirt- 
schafts- und Kulturleben Liberalismus, in dem aufs Notwendigste 
eingeengten staatlich-politischen Leben aber Demokratie zur Gel- 
tung zu bringen. Hier erscheint die V olks- und Massensouveränität 
eben nur erträglich und nutzbringend, wenn stets eine freie kul- 
turelle Auslese fähige und einsichtige Menschen als Funktionäre 
der Demokratie für ihr Repräsentativsystem zur Verfügung stellt. 

Umgekehrt kann man auch Demokratie um des Liberalis- 
mus willen fordern; dann wiederum, wenn man wirkliche Frei- 
heit nur bei politischer Demokratie für möglich hält, also zu 
den Mehrheitsbeschlüssen der großen Gremien mehr Vertrauen 
als zur Willkür der unabsetzbaren Machthaber besitzt. 

Nur darf man nicht übersehen, daß es auch undemokrati- 
schen Liberalismus gibt, der etwa zur aufgeklärten absoluten 
Monarchie neigt, weil ihm ein „geborener“ Herrscher, dem die 
kleinlichen Instinkte der groben Masse weltenfern liegen, als 
ein festerer Hort der Freiheit gilt als die Volksversammlung. 
Es kann -- trotz der scheinbar das Entgegengesetzte besagen- 
den Formulierung — ein echt liberaler Gedanke sein, der aus 
dem Worte spricht: „Der Mensch ist nicht geboren, frei zu sein, 
sondern einem Herren, den er liebt, zu dienen.“ Solcher Li- 
beralismus wird eine starke Abneigung gegen ein echt demo- 
kratisches Prinzip, den Parlamentarismus, hegen. Man kann 
z. B. aus völlig liberalen Gedankengängen heraus die Ausdeh- 
nung des allgemeinen, gleichen Wahlrechts auf Preußen ab- 
lehnen. Der Demokratismus sagt dazu: Uns kommt es darauf 
an, Gesellschaftsschichten, die bei der Gesetzgebung des Landes 
bisher nicht genügend mitgewirkt haben (die Arbeiter, die 
minderbemittelten Bürger und die Bauern), in den Vordergrund 
zu stellen und dadurch die Vormacht der Großgrundbesitzer, 
Beamten und Großkapitalisten zu brechen. Daß damit die 
Gesetzgebung Preußens freiheitlicher gestaltet würde als bisher, 
gilt ihm als selbstverständlich, steht jedenfalls für ihn gar nicht 
zur Diskussion. Jener antiparlamentarische Liberalismus hin- 
gegen stellt diese Frage obenan: Werden solche Verschiebungen 
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des Wahlrechts wirklich neue Freiheiten und eine dauernde 
Förderung des Gemeinwohls schaffen? Er kann sich eines ge- 
` wissen Mißtrauens nicht entschlagen, ob nicht hinter der demo- 
kratischen Forderung viel Ehrgeiz von fortschrittlichen Politikern 
steht, daß sie, die Rektoren, Stadträte, Rechtsanwälte, Ärzte, 
nun dieselbe Rolle spielen möchten wie Landräte, Junker, 
pensionierte Offiziere und Kirchenälteste, daß sie aber, einmal 
im Amte und Parlamente, im Grunde gar nicht anders „regieren“ 
würden als jene, vielleicht sogar unsachlicher. Längst hat er 
die Hoffnung aufgegeben, daß auch heute noch wie vor fünf- 
zig Jahren ein Fortschrittler stets in seinem innersten Wesen 
auch ein Freiheitsmann sei. Manche aus diesem Kreise er- 
scheinen ihm nur als Streber. Die Bereitwilligkeit, mit der 
Linksliberale ihre alten Ideen von Wirtschaftsfreiheit zugunsten 
des Sozialismus aufgaben (der ihnen freilich die Wähler zu 
entreißen drohte), lehrte ihn Vorsicht in seinen Erwartungen. 

Am häufigsten vielleicht wird heute der Liberalismus Miß- 
trauen nach beiden Seiten richten: er wird nicht an die Massen 
glauben, aber ebenso wenig an traditionsgebundene Aristokratien 
oder an die uneingeschränkte Alleinherrschaft; er wird einen 
Mittelweg suchen, den Abhängigkeiten nach rechts und links 
zu entgehen. 

Das Ergebnis ist: Ob sich der Liberalismus auf politischem 
Gebiete demokratisch oder aristokratisch oder monarchisch gibt, 
ist von den Zeitverhältnissen und den Aufgaben, die vorliegen, 
abhängig. Ob die Demokratie liberal ist, hängt davon ab, ob 
sie ihr Ziel, die Volkssouveränität, mehr mit sozialistischen oder 
mehr mit liberalen Mitteln zu erringen Aussicht hat. 

Aber sind das nicht zu doktrinär und abstrakt zugespitzte 
Deutungsversuche politischer Vorgänge? Läßt sich für die inner- 
politischen Aufgaben Deutschlands in nächster Zukunft aus 
solchen Antithesen praktisch brauchbare: Einsicht gewinnen? 
Sicherlich sind politische Parteien historische Gebilde, die sich 
nicht nach streng begrifflicher Logik voneinander scheiden. Die 
konkreten Aufgaben, die im Wechsel der Zeit in bunter Mannig- 
faltigkeit vor ihnen liegen, erfordern beständig neue, anderen 
Lebenskreisen entlehnte Gesichtspunkte, Vermengungen von 
bisher getrennten Prinzipien, Inkonsequenzen. Nur ein welt- 
unkundiger Begriffskrüppel wird fordern, daß sich allzeit die 
Parteien an die logischen Kategorien zu halten hätten. Es wäre 
jedoch ein Vorteil, wenn sich unsere Politiker wieder mehr für 
die soziologischen Wurzeln des politischen Handelns interessierten 
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und das empirische Geschehen in den größeren Zusammen- 
hängen des Gesellschaftslebens erfaßten. Dazu gehört aber die 
Reflexion über die politischen Kategorien. 

In der Gegenwart sind ja die Parteiunterschiede teils poli- 
tischer, teils wirtschaftlicher, teils weltanschauungsmäßiger Art. 
Obgleich man ihre Einteilung und teilweise ihre Programme 
wohl fast überall außerhalb der interessierten Parlamentarier- 
kreise für überlebt hält, behaupten sich die Parteien mit großer 
Zähigkeit. Anscheinend überdauern sie auch den Krieg, der 
sonst so viel Elementareres umgestaltet. Wir werden vermutlich 
auch nach dem Friedensschlusse das Glück haben, Konservative, 
„die deutsche Fraktion‘, Nationalliberale, Zentrum usw. unter- 
scheiden zu dürfen. Das. was sie trennt oder untereinander 
verbindet, steht aber zu den Zukunftsfragen der inneren Politik 
eigentlich in gar keinem oder nur schiefem Verhältnisse. Das 
ganze Parteiensystem ist teilweise das von 1848 (Konservative — 
Fortschrittler), teilweise das von 1872 (Kulturkampf), teilweise 
das von 1878 (aus der Zeit des Sozialistengesetzes). Welches 
sind jedoch aller Voraussicht nach die tragenden und leitenden 
Aufgaben der inneren Politik nach dem Friedensschlusse: 1. wirt- 
schaftlich: Soll an Stelle des vorwiegenden ökonomischen Libera- 
lismus der Staatssozialismus treten? 2. politisch: Soll die Selbst- 
verwaltung (im weitesten Sinne des Wortes) in stärkerem Maße 
als bisher das Beamtenregiment beschränken? 3. allgemein- 
kulturell: Wie ist die private und persönliche Lebenssphäre in 
ein harmonisches Verhältnis zu den Anforderungen des öffent- 
lichen Lebens zu setzen? Hinter allen drei Fragen steht die 
so sehr bemerkenswerte Erscheinung, daß Liberalismus und 
Demokratismus, die vor hundert Jahren praktisch eines waren, 
immer mehr in Gegensatz zueinander geraten; ja man könnte 
geradezu alle drei Probleme in der Kernfrage vereinigen, welchen 
Anteil nicht nur (wie bei 1) auf wirtschaftlichem Gebiete, sondern 
auf allen Gebieten der Liberalismus am deutschen Leben 
haben soll. 

Was man in unserem überkommenen Parteisysteme in 
Zukunft sehr vermissen sollte, ist eine Gruppe, die den Libera- 
lismus vertritt. Alte Parteibezeichnungen stimmen heute nicht 
mehr. Das ist ja die bemerkenswerteste Wandlung, daß ur- 
sprünglich gerade der Liberalismus (im Vereine mit dem Demo- 
kratismus) zur Parteienbildung Veranlassung gab, und daß er 
heute fast bei allen Gruppen hinausgedrängt worden ist. Es 
wäre eine lehrreiche und interessante geschichtliche Arbeit, zu 


v. Wiese, Liberalismus und Demokratismus. 423 


zeigen, in welchen Etappen die Parteien nacheinander fast 
sämtlich ins antiliberale, also mehr oder weniger sozialistische 
Lager hinübergeglitten sind, z. B. beim Zentrum die Wandlung 
unter Liebers, teilweise schon unter Windthorsts Führung dar- 
zustellen. Für die fortschrittliche Volkspartei (richtiger: ihre 
Vorläuferin) wäre unter anderem die Vereinigung mit den 
Nationalsozialen als ein folgenreicher Schritt aufzuweisen. Bei 
den Nationalliberalen würden wir gewahren, wie in Wirtschafts- 
fragen bisweilen die Unternehmervertreter wider den soziali- 
stischen Stachel löcken, ohne jedoch die Hauptrichtung der 
Partei, die sich größere Wählermassen sichern muß, ablenken 
zu können. Über die Konservativen hat ja der Mitherausgeber 
dieser Zeitschrift, Adolf Grabowsky, in seinem Bemühen, einen 
'Kulturkonservatismus festzustellen, manche für diese Unter- 
suchung wertvolle Darlegung gegeben. Vor kurzem schrieb er 
mir dazu einige Sätze, denen ich nur zustimmen kann: „Auch 
im Konservatismus vermengen sich die Urformen in der Theorie 
wie in der Praxis in vielfacher Weise. Der reine Konservatis- 
mus hat zweifellos mit der Demokratie und dem Sozialismus 
weit mehr Berührungspunkte als mit dem Liberalismus insofern, 
als er den Staatsgedanken scharf zuspitzt. Seine aristokratischen 
Elemente aber entfernen den Konservatismus wieder von dieser 
reinen Form und führen ihn zum Individualismus und damit 
zur Berührung mit dem Liberalismus.“ Je mehr die früher 
liberalen Parteien das ihnen stets beigemischte demokratische 
Element (teilweise allerdings in beträchtlichen Abschwächungen) 
zur Alleingeltung erhoben und den Liberalismus beseitigten, 
desto mehr mischten sich (schon aus Widerspruch zu den anderen 
Parteien) liberale Motive in die konservative Parteipolitik. Gegen- 
wärtig wird man sagen können, daß wenigstens der ökonomische 
Liberalismus höchstens noch bei einem Teile der Konservativen 
eine wirksame parlamentarische Vertretung findet; auf dem 
Gebiete von Kultus, Erziehung und Unterricht freilich findet 
der Liberalismus als Weltanschauung gerade hier verschlossene 
Türen, während mehr oder weniger die alten liberalen Parteien 
hierin ihre Tradition aufrechtzuerhalten suchen. 

Wir wenige, die wir den Liberalismus lieben und heilig 
halten, dürfen nicht verkennen, daß heute sein tragendes Prinzip 
überhaupt kaum Verständnis und Zustimmung findet, auch 
wenn wir es den veränderten Zeitbedingungen, die die Bedeu- 
tung des Staates vermehrt haben, anzupassen bereit sind. In 
diesem Punkte dürfen wir am wenigsten auf die Demokratie 
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rechnen, da sie den Sozialismus zu brünstig umarmt hat. Ihr 
erscheint der Machtkampf mit „Agrariern und Junkern“ wich- 
tiger und lohnender als die Vertretung persönlicher Werte und 
Rechte gegen Staat und Gesellschaft. Sie empfindet ihre be- 
nachteiligte Stellung zur Aristokratie als das Drückende. Die 
Linke in den deutschen Parlamenten hält also das Bemühen 
um Fortschritte zur Volkssouveränität für notwendiger und 
realpolitisch faßbarer als die Vertretung liberaler Gedanken auf 
neuer Grundlage. Dem vermag ich nicht beizustimmen. Nicht 
daß ich meire Augen vor den Leistungen der Volksmasse ver- 
schlösse und ihre Ansprüche auf erhöhte direkte Teilnahme am 
Staatsleben nicht anerkennen wollte. Aber entweder bleiben 
die erstrebten Ausgestaltungen der Verfassung nur formaler 
Natur und ändern im Wesentlichen herzlich wenig, oder sie 
verbessern die politische Auslese nur einseitig, d. h. sie beseitigen 
gleichzeitig zu viele Vorzüge der Aristokratie. Sicherlich gibt 
es manche Fragen, die nur im demokratischen Sinne ihre 
Lösung finden sollten; eine grundsätzliche Ablehnung ihrer Ideen, 
wo sie auch in Frage kommen mögen, wäre, scheint mir, (nach 
dem Kriege noch mehr als vor ihm) von Übel. Andere Fragen 
verlangen wieder die Hervorkehrung aristokratischer oder mo- 
narchischer Gesichtspunkte. 

Viel einheitlicher vermag ich die politischen Aufgaben vom 
liberalen Standpunkte aus aufzufassen. Das, was ihm gemäß 
wichtig und förderungsbedürftig erscheint, greift viel tiefer in 
Leben und Gedeihen der Nation ein. Am Schlusse meines 
„Staatssozialismus‘‘ versuchte ich die Kernprobleme dahin kurz 
zusammenzufassen: „Nicht in einem jeden Kompromiß hals- 
starrig ablehnenden Doktrinarismus werden wir heute das Wesen 
des Liberalismus sehen. Starke Zusätze sozialen Geistes und 
eines entwickelten Staatsbewußtseins sind unerläßlich.. Um so 
fester sollten aber die Grundkräfte des Liberalismus im Willen 
und Denken der Gebildeten verankert sein: Wirtschaftlich ist 
es der freie Markt, sozial die Entfaltungsmöglichkeit des Über- 
durchschnittlichen, politisch das Verhältnis des Vertrauens und 
der Achtung zwischen Regierenden und Regierten.“ 

Hier liegt schließlich die Frage nahe, wae geschehen könnte, 
um die bei dem überlieferten Parteiensysteme fast heimatlos ge- 
wordenen liberalen Grundgedanken in die Kanäle der prakti- 
schen Politik zu leiten. Ein Weg dazu wäre die Gründung 
einer neuen Partei, die auf dem Boden eines den Gegenwarts- 
anforderungen gerecht werdenden Programms den Libera- 
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lismus klar und fest vertráte. Dagegen spricht der Umstand, 
daß sie nur klein bleiben würde und sich wenigstens in den | 
nächsten Jahren zahlenmäßig nicht genügend zur Geltung 
bringen könnte. Die andere Möglichkeit würde in der Erkenntnis 
wurzeln, daß der Liberalismus mehr eine Frage persönlichen 
inneren Erlebens ist und sich von jedem Parteiboden aus den 
übrigen Elementen politischen Denkens beimischen könnte; 
sogar eine sozialistische Ordnung könnte man — so paradox 
es zunächst erscheinen mag —, wenn man den Liberalismus 
tief genug erfaßte, mehr oder weniger liberal gestalten. Es 
wäre denkbar, daß in allen Parteien einzelne hervorragende 
Persönlichkeiten ihre beste Kraft aus einem verfeinerten Indi- 
vidualismus schöpften, dem sie in ihrem Herzen und in ihrem 
Handeln eine Stätte ‘gewährten. Indessen kann ich mir sehr 
wohl eine Entwicklung des politischen Lebens denken, in der 
doch eine nach außen gekehrte Parteibildung auf seiner Grund- 
lage unumgänglich notwendig wäre. 


IX. 
Die Stadt Berlin und der Staat 
Eine historisch -politische Betrachtung 


Von Ernst Kaeber 


Tiefeinschneidende organisatorische Probleme auf sozialem 
und wirtschaftlichem Gebiet, von deren glücklicher Lösung der 
siegreiche Ausgang des großen Ringens ebensogut abhängt, wie 
von den Erfolgen auf blutigem Felde, werden vor den erstaunten 
Augen nicht nur unserer Feinde durch das Zusammenwirken 
von Staat und Gemeinde fast spielend bezwungen. Wie der 
Staat die schwierigsten Aufgaben der wirtschaftlichen Krieg- 
führung vertrauensvoll den Kommunen überträgt, so nehmen 
diese die neuen Pflichten mit entschlossener Kraft auf sich. 
An ihrer Spitze schreitet Preußens Hauptstadt den großen Zielen 
auf kaum gebahnten Wegen zu, mit reichlichen Lobsprüchen 
bedacht von den höchsten Organen des Staates und unter 
feudigern Bekenntnis des Vertrauens zu Staat und Regierung 
aus dem Munde des Oberhauptes der Stadt und der Führer 
der Parteien. Über den Augenblick hinaus eröffnet sich eine 
weite Zukunft voll fruchtbarer gemeinsamer Arbeit. 

Vor dem Kriege klang es anders von beiden Seiten. Da 
wetteiferte das Übelwollen der Regierung und der stärksten 
Parteien des Abgeordnetenhauses gegenüber der Hauptstadt des 
Staates mit dem Mißtrauen, das die leitenden Männer Berlins 
gegen die Lenker des Staatswillens beseelte. Staat und Stadt 
erschienen nur noch als Gegner. Wir durchlebten eine Epoche 
der Entwicklung Berlins, in der es so aussah, als könne sich 
eben diese Entwicklung nur im Kampfe gegen den Staat voll- 
ziehen, der von den großen Gedanken der Selbstverwaltung 
sich enttäuscht und mißmutig abgewandt zu haben schien. 
Der Krieg hat uns gelehrt, daß solchen Gedanken das Wesen 
von Staat und Stadt verschlossen bleibt, daß dieses nicht auf 
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Feindschaft, nicht auf unwilliges Gegeneinander, sondern auf 
lebendiges Miteinander gegründet ist. Er hat aus dem Wirrsal 
des Interessenstreits in die Höhe der Erkenntnis geführt, hat 
den Blick geschärft für Gegenwart und Vergangenheit. Un- 
gefährdet durch die Leidenschaft des Augenblicks darf die 
Forschung den verschlungenen Fäden nachspüren, die das Ge- 
schick des brandenburgisch-preußischen Staates mit dem seiner 
Hauptstadt seit Jahrhunderten verknüpfen, darf sie einer Ent- 
wicklung folgen, in der Typisches und Individuelles sich zu einer 
reizvollen Einheit verschmelzen. 


I. 

Berlin ist in jener glücklichen Zeit entstanden, in der die 
Epoche der zweiten großen Erweiterung der Nordmark, die mit 
Otto II. beginnt, unter dem Brüderpaar Johann I. und Otto III. 
zum dauernden Besitz der Mittelmark und zur Erwerbung der 
benachbarten Lande im Norden und Osten führt. Die Länder 
Teltow und Barnim, die seine Vorfahren durch ihre Burgen 
allein nicht hatten halten können, fallen Johann I. bald nach 
dem Sturz der dänischen Macht in der Schlacht von Bornhöved 
ums Jahr 1230 zu, und alsbald geht er ans Werk, das gewonnene 
Gebiet fester als durch Burgen durch die Gründung von Städten 
an seine Herrschaft zu ketten. Hier wie später im Lande 
Stargard, in der Uckermark oder dem Lande an der Oder ist 
er, auch nachdem ihm der jüngere Bruder zur Seite getreten, 
die Seele dieser Politik, der eigentliche Städtegründer unter den 
Askaniern. Strategische Erwägungen bestimmen die Lage der 
Städte, die an wichtigen Übergängen oder an den äußeren 
Grenzen der neuen Lande angelegt werden, ehe ihnen im so 
gesicherten Gebiete offene Dörfer und neue Städte folgen. Als 
erste dieser Gründungen ist Berlin zur Sicherung des wichtigsten 
Spreeüberganges entstanden, eine echte Kolonialstadt, mit geraden 
Straßen und regelmäßigen Baublocks, mit Brandenburger Recht 
und einem Besitz an Ackerland und Wiesen, der das junge 
Gemeinwesen zwar nicht in eine Reihe mit einem so hoffnungs- 
freudig begründeten und ungewöhnlich reich ausgestatteten 
Orte wie Neubrandenburg stellte, ihm aber eine gesunde Basis 
für sein Dasein gewährte !). 


') Den Charakter der Städtegründungen Johanns I. hat Krabbo richtig 
erkannt und dadurch eine alte, von Riedel mit Unrecht angegriffene An- 
schauyng wieder zu Ehren gebracht: Archiv für Urkundenforschung, IV (1912), 
S. 255 ff. Von Berlin wissen wir nur, daß es 120 Ackerhufen besaß; nimmt 
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Die Wahl des Ortes war durch keine frühere Ansiedelung 
bestimmt; sicher hat es keine Burg gegeben, in deren Schutz 
Berlin erwachsen wäre. Die „aula Berlyn“, die 1261 erwähnt 
wird, ist keine Burg, sondern der ‚alte Hof“, das spätere 
„hohe Haus“. Auch ein Mittelpunkt der markgräflichen Ver- 
waltung, der Sitz eines Vogtes, ist Berlin nicht gewesen. Erst 
in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts erscheint ganz 
vorübergehend hier eine Vogtei!). Alles, was Berlin gegeben 
wird, erhält es aus freier Machtvollkommenheit des Landes- 
herrn, der in seiner Person den Staat so ganz verkörpert, daß 
er das unumschränkte Eigentumsrecht am Grund und Boden 
des Landes für sich in Anspruch nimmt?). In seinem Namen 
legt der locator, der Gründungsunternehmer, die Straßen und 
öffentlichen Gebäude an, ihm gehören die Einkünfte des Markt- 
verkehrs und des Gerichts, das sein Schultheiß mit den städti- 
schen Schöffen hegt. Sein Wille ist es, wenn sich bald nach 
Berlins Gründung gegenüber auf der Spreeinsel eine zweite 
Stadt erhebt, auch sie nach der unverkennbaren Sprache ihres 
Grundrisses eine neu geschaffene, an keine alte Siedelung an- 
knüpfende Kolonialstadt. Als Mitgift gleichsam und Wegweiser 
in die Zukunft erhält sie neben ihrer materiellen Ausstattung 
den Namen des heiligen Cöln, wie denn Johann die Anknüpfung 
an ältere Städtenamen liebte und darum ein Neu-Brandenburg, 
eine Nova Berolina — Berlinchen —, ein Neulandsberg schuf’). 
Die Begründung Köllns als selbständiger Stadt so nahe dem 
älteren Berlin hat für diese Zeit nichts Auffallendes. Seit 


man nach Analogie von Friedland, Neubrandenburg, Landsberg a. W. und 
Müllrose an, daß es außerdem 50 Hufen Wiesenland erhielt, so steht es mit 
seiner Ausstattung von 170 Hufen zwischen Neubrandenburg mit 270, Fried- 
land mit 200 und Lychen mit 150, Landsberg mit 154, Müllrose mit 114 Hufen 
etwa in der Mitte. 

1) Clauswitz' gegenteilige Ansicht in seiner grundlegenden Einleitung 
zu Borrmanns Bau- und Kunstdenkmälern von Berlin, Berlin 1893, S. 4 u. 9, 
scheint mir nicht haltbar. Für das Mittelalter weicht meine Auffassung von 
der seinen erheblich ab, während ich ihm für die spätere Zeit vielfach folge. 

?) v. Sommerfeld, Beiträge zur Verfassungs- und Ständegeschichte 
der Mark Brandenburg. I. Leipzig 1904, S. 122. 

D Für die Verwertung der Stadtgrundrisse hat die ausgezeichnete Unter- 
suchung von Joh. Fritz: Deutsche Stadtanlagen (Straßburger Programm 1894), 
die Wege gewiesen. Der Köllner Grundriß widerlegt die Hypothesen über 
den slawischen Ursprung Köllns und macht die slawischen Etymologien noch 
unwahrscheinlicher. Die Ableitung des Namens von Cóln am Rhein vertritt 
auch Clauswitz, der mit Recht darauf hinweist, daß des rheinischen Cöln 
vornehmste Kirche St. Peter geweiht war wie die Kirche der Spreestadt Kölln. 
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Heinrich der Löwe die Braunschweiger Hagenstadt neben der 
Altstadt Braunschweig ins Leben gerufen hatte, verbreitet sich 
der neue Typus der Doppelstadt schnell; er erscheint Johann I. 
so natürlich, daß er bei der Gründung von Frankfurt an der 
Oder sofort die Anlage einer zweiten Stadt auf dem gegenüber- 
liegenden Ufer in Aussicht nimmt!). 

So sind Berlin und Kölln die rechten Kinder fürstlichen 
Willens. Bald aber nimmt Berlins Entwicklung, dank seiner 
Lage an der großen Handelsstraße, die von der unteren Oder 
über die Mittelmark nach Südwesten führt, einen so stürmischen 
Aufschwung, wie ihn Johann selber kaum erwartet haben wird. 
Nur Berlins Wettbewerb beim Heranziehen der Ansiedler aus 
dem Reiche kann die Ursache sein, daß Spandau, nicht lange 
nach Berlin gegründet, im Jahre 1240 nocht einmal acht Frei- 
jahre erhalten muß, um lebensfähig zu werden. Im Handel 
findet Berlin seinen Schwerpunkt, unterstützt von dem Nieder- 
lagsrecht, das es wohl eben wegen seines glücklichen Aufstieges 
vom Markgrafen erhält. Drei Jahrzehnte nach seiner Gründung 
kommt die Stellung, die es sich errungen, zum deutlichen Aus- 
druck in dem Privileg Johanns I. für Prenzlau, dem der Mark- 
graf die gleichen handelspolitischen Rechte wie Brandenburg 
und Berlin verleiht. Die junge Kolonie an der Spree steht 
ebenbürtig neben dem alten Haupt der märkischen Städte. 

Dem schnell gewachsenen Verkehr genügen die kleinen 
Maße des alten Marktes bei der Pfarrkirche nicht mehr. Ein 
neuer Markt mit einer zweiten Kirche wird angelegt und ver- 
wischt für flüchtige Betrachtung den ursprünglichen Grundriß 
des Stadtbildes. Der Staat der Askanier begünstigt das Wachs- 
tum des jungen Gemeinwesens. Die siegreiche Ausdehnung 
der Landesgrenzen eröffnet dem Handel weite Gebiete, die Über- 
lassung der Marktabgaben und des Rekognitionszinses von Hufen 
und Hausstätten sowie die Verpachtung des Zolles an die Stadt 
gewährt ihr die Selbständigkeit in der inneren Verwaltung. 
Doch wissen die Landesherren eine so restlose Veräußerung 
oder Verpfändung ihrer Einkünfte, wie sie seit dem letzten 
Viertel des 13. Jahrhunderts bei der steigenden Finanznot der 
Markgrafen auf dem flachen Lande zugunsten der Ritterschaft 
beginnt und im 14. Jahrhundert sich vollendet, in den Städten 


1) Rietschel: Die Städtepolitik Heinrichs des Löwen, Hist. Zeitschrift 
Bd. 102 (1909), 254 f. Man braucht also bei der beabsichtigten Gründung 
gegenüber Frankfurt nicht nur an einen Brückenkopf zu denken. Vielleicht 
schwebte dem Markgrafen sogar schon das Beispiel von Berlin-Kölln vor! 
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zurückgehen. Berlin bietet so das im späteren Mittelalter typische 
Bild der Stadtgemeinde, die auf Kosten des Staates wächst. 

Allein es ist nicht stark genug, auf die Dauer sich in den 
nach Karls IV. Tode immer höher gehenden Wogen des Parteien- 
und Prätendentenkampfes zu behaupten. Wieviel die großen 
Brände der Jahre 1376 und 1380, die beide von verbrecherischer 
Hand angelegt worden sind, dazu beigetragen haben, Berlins 
Widerstandskraft zu schwächen, wie weit innere Wirren, demo- 
kratische Tendenzen der Gewerke und weiter Teile der Bürger- 
schaft die Macht des Rats beeinträchtigt haben, wird schwer 
zu entscheiden sein!'). Jedenfalls hat es nicht genügt, daß 
Berlin und Kölln seit dem Anfang des 14. Jahrhunderts politisch 
und militärisch eine Einheit bildeten und mit den mittelmär- 
kischen Städten sich zu Landfriedensbündnissen zusammen- 
schlossen. Als Grundlage einer selbständigen Politik innerhalb 
der sich bekämpfenden einheimischen Dynasten und der aus- 
wärtigen Mächte hätte Berlin eine starke territoriale Basis sich 
schaffen müssen, wie das die großen Reichs- und Hansestädte 
verstanden. Danzig hat eben in der zweiten Hälfte des 14. Jahr- 
hunderts sein bedeutendes Gebiet erworben und ebenso auf 
diese Macht wie auf die überlegene Klugheit der regierenden 
Oligarchie gestüzt, die älteren Rivalen Thorn und Elbing über- 
holt, um sich im Kampfe gegen den deutschen Orden zu der 
einzigen durchaus zielbewußten und großzügig vorgehenden 
Macht im Osten zu entwickeln?). Berlin aber ist auf die Dauer 
nicht imstande gewesen, durch eigene Kraft die fehlende Staats- 
gewalt zu ersetzen und seinem Handel freie Wege zu erzwingen. 
Als im Jahre 1412 der erste Hohenzoller in die Mark kam, 
um dem zerrissenen Lande den Frieden zu bringen, hat Berlin 
ihm gern den Huldigungseid geleistet, den er von ihr als erster 
märkischer Stadt begehrte. 

. Die Hohenzollern haben aus der Mark Brandenburg, die 
seit dem Ausgange der Askanier aufgehört hatte, eine Einheit 
zu sein, in harter Arbeit einen Staat gemacht. Seit hundert 
Jahren haben sie zuerst wieder brandenburgische Politik ge- 


1) Über die Brände handelt Sello a. a. O. S. 24 ff., über die inneren 
Zustände besonders S. 46 ff., wo allerdings manches hypothetischer ist, als 
es nach der Darstellung scheinen könnte. Immerhin darf die Skepsis nicht 
so weit gehen, wie bei Clauswitz, der von demokratischen Tendenzen an- 
scheinend gar nichts wissen will. 

?) Vgl. Rachels Besprechung von Simsons Geschichte Danzig», Bd. I, 
3 den Forschungen zur brandenburgisch-preußischen Geschichte, Bd. 27 (1914) 

. 650 f. 
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das fortdauernde Nebeneinander von berlinischen und köllni- 
schen Gewerken führt in Verbindung mit den alten Gegensätzen 
zwischen herrschenden Geschlechtern und unteren Ständen zu 
einer inneren Krise, die mit völliger Lähmung der Verwaltung 
und mit dem Appell an die Entscheidung des Markgrafen endet, 
gegen den sich die Spitze der Verfassungsreform richtete. Mark- 
graf war jetzt Friedrich II., seit Jahren ein aufmerksamer 
Beobachter der Dinge, die sich in Berlin entwickelten. In 
kühler Zurückhaltung hatte er es verschmäht, gegen die Union 
Einspruch zu erheben, bis ihm die Frucht von selber in den 
Schoß fiel. Er hätte gewiß Mittel gefunden, der Schwierig- 
keiten, an denen die Vereinigung der Städte gescheitert war, 
Herr zu werden und die Rechte der beiden Bürgerschaften 
dabei zu wahren, wenn ihm irgend daran gelegen gewesen wäre!). 
Aber wie hätte er daran denken sollen! Er stellte die alte 
Verfassung der beiden Städte wieder her; und indem er das 
Recht des Patriziats auf die Ratsstellen beseitigte und sie den 
bevorzugten Gewerken wie der ganzen Bürgerschaft öffnete, 
verewigte er den Zwiespalt im Innern der Städte, der sie in 
seine Hand gegeben hatte. Alle Bündnisse Berlins mit ein- 
heimischen oder auswärtigen Gewalten wurden für null und 
nichtig erklärt, die Stadt politisch isoliert. Die neuen Magistrate 
in den getrennten Städten ernannte der Kurfürst, und wenn 
er ihnen für die Folge das Wahlrecht ihrer Nachfolger beließ, 
so behielt er sich doch für alle Zukunft das Bestätigungsrecht 
vor. Damit war die persönliche Seite des Streites entschieden. 
Ihre Erledigung war nur das Vorspiel zu der Durchführung 
viel weitergehender sachlicher Forderungen. Die neuen, ganz 
vom Kurfürsten abhängigen Räte hatten kaum ein halbes Jahr 
ihr Amt verwaltet, als sie Friedrich zu dem Vertrage vom 
29. August 1442 zwang, der das eigentliche Ziel seiner Politik 
enthüllte, indem er das Werk des 26. Februar vervollständigte. 
Friedrich nahm in ihm seine lehnsrechtlich begründeten An- 
sprüche auf das von Berlin und Kölln erworbene Gut Tempelhof 
zurück, verlangte dafür die Abtretung der Gerichtshoheit, des 
Niederlagsrechts, des gemeinsamen Rathauses bei der Langen 


‘) Hier wie im folgenden halte ich Clauswitz ausführliche Darstellung 
des Konflikts, a. a. O. S. 33 ff., trotz berechtigter Kritik an der herrschenden 
Anschauung im ganzen für nicht haltbar. Sello a. a. O. S. 54 ff. und 
Priebatsch, Die Hohenzollern und die Städte der Mark im 15. Jahrhundert, 
Berlin 1892, S. 77 ff., treffen mit ihrer Betonung der politischen Momente 
den Kern des Streites. 
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Brücke und eines Bauplatzes für ein neues Schloß auf köllnischem 
Gebiet. Es ist wohl richtig, daß der Geldwert Tempelhofs höher 
war als der dieser Rechte und Besitzungen, aber wie könnte man 
übersehen, daß der neue Herr all das eintauschte, was den 
Städten politisch von höchstem Wert, der Ausdruck ihrer Hoheits- 
rechte und ihrer gemeinsam errungenen und verteidigten Stellung 
unter den Ständen der Mark war. Der neue Schloßbau war 
zunächst nicht das Symbol einer glänzenden Zukunft der Stadt 
als Residenz, sondern das Symbol ihrer politischen Unterwerfung. 
Es war nicht so sehr eine größere Hofhaltung, die sich an 
Stelle des alten Hauses in der Klosterstraße erhob, sondern 
eine feste Burg, die Albrecht Achill später mit Potsdam, Sar- 
mund, Spandau, Köpenick und Oderberg zu seinen großen 
Landesschlössern gezählt hat. Der Bürgerschaft mußten sich 
jetzt die Augen über die Folgen ihres Streites mit der Rats- 
aristokratie öffnen. Gewiß spielten auch bedrohte finanzielle 
Interessen eine Rolle, als es Ende 1447 oder in den ersten 
Tagen des Jahres 1448 zum offenen Aufruhr in den Städten 
kam, aber der Zorn über die verlorene Freiheit, verbunden mit 
dem Wunsche der Geschlechter, die Verfassung von 1432 wieder 
zu beleben, gab dem Ausbruch Nachdruck und Dauer über 
den ersten Moment hinaus. So nur ist es auch zu erklären, daß 
Berlin hoffen konnte, Hilfe bei anderen märkischen Städten 
zu finden, und daß einige unter ihnen sich wirklich zu Ver- 
sprechungen verstanden. 

Kurfürst Friedrich II. hat seine größten Erfolge mit den 
Waffen der Politik, nicht in blutigen Kämpfen errungen. Eben 
in diesen Jahren hat er die Bistümer seines Landes durch 
geschickte Verhandlungen mit der Kurie seinem Willen unter- 
worfen, nachdem sein Vater durch eine Verbindung von Politik 
und Kriegführung den Adel seiner Herrschaft eingefügt hatte. 
bn Kampf gegen Berlin hat er durch persönliches Eingreifen 
seiner künftigen Residenz die Hilfe der befreundeten Städte 
entzogen und die Empörer ohne Schwertstreich durch die La- 
dung vor ein Gericht der versammelten Stände zur Unterwerfung 
gezwungen. Da er schon vorher alles erreicht hatte, was er 
wollte, so konnte er jetzt weise Mäßigung walten lassen und 
sich mit der Wiederherstellung der Verträge des Jahres 1442 
'begnügen. Gegen die Führer der Bewegung hat er Strafprozesse 
angestrengt, deren Ausgang ihm keine Sorge zu bereiten brauchte. 
Die hohen Bußen, die verhängt wurden, hahen den Rest von 
selbständigen Regungen in Berlin unterdrückt. Der territoriale 








Kaeber, Die Stadt Berlin und der Staat. 435 


Staat hatte über die mittelalterlichen Tendenzen, die auf ein 
politisches Sonderdasein der kleinsten Gruppen gingen, am 
Ende des Mittelalters selbst den Sieg errungen. 

Dieser Sieg nimmt Berlin nicht die selbständige Verwaltung 
seiner inneren Angelegenheiten. Noch genügt es dem Staat, 
sich das städtische Gemeinwesen eingegliedert zu haben und 
durch die Bestätigung der Magistratswahlen für alle Fälle ein 
Recht zum Eingreifen zu besitzen. Doch dehnt er zugleich 
seine Tätigkeit weiter aus. Dem Zollwesen wird, nachdem es 
vorher in die Hände der lokalen Zollbesitzer geraten, die landes- 
herrliche Fürsorge zugewandt, die militärischen Verpflichtungen 
des Landes und besonders der Städte werden neu belebt. Berlin 
muß durch regelmäßigen Ankauf von Büchsen und Pulver für 
die Erfüllung seiner kriegerischen Leistungen sorgen!) Eine 
bedeutsame Steigerung der landesherrlichen Macht bringt die 
Regierung Joachims I., dessen absolutistische Tendenzen am 
stärksten gegenüber den Städten in Erscheinung treten. Er 
greift mit „tief in das allgemeine öffentliche wie in das private 
Leben einschneidenden Rechtssätzen‘‘ in die Verfassung und 
Verwaltung einzelner Städte ein; unter ihm erhalten die Mit- 
glieder der städtischen Magistrate den Charakter von mittel- 
baren fürstlichen Beamten. Ein Aufruhr gegen die Berliner 
Bürgermeister Reiche und Krull wird vom Kurfürsten ebenso 
wie ein Angriff auf seine eigenen Beamten schwer bestraft. 
Von lebendiger Teilnahme der breiteren städtischen Schichten 
an der Verwaltung ihres Gemeinwesens will Joachim nichts 
mehr wissen?). Kurze Zeit hatte es so scheinen können, als 
ob der Staat der Hohenzollern den Einfluß der Geschlechter, 
die mit einigen Schwankungen in Berlin ihre Stellung gegenüber 
den demokratischen Bestrebungen behauptet hatten, brechen und 
sich auf die Bürgerschaft bei seinem Kampf gegen die städtische 
Sonderpolitik stützen wollte. Friedrichs II. Bestimmungen über 
die Wahl des Berliner Rats im Jahre 1442 gingen in der Tat 
von solchen Ideen aus. Allein schon in den nächsten Jahren 
begegnen wir wieder Mitgliedern der alten Familien im Rat, 
und auch der sechs Jahre später aufflammende Widerstand hat 


D Rachel, Die Handels-, Zoll- und Akzisepolitik Brandenburg-Preußens 
bis 1713. Berlin 1911. Clauswitz a.a. O. S. 39 und 60 f., Spangenberg 
a. a. 0. S. 277 ff. und 495 f., Fidicin, Historisch-diplomatische Beiträge zur 
Geschichte der Stadt Berlin, Bd. I S. 457). 

?) Schotte, Fürstentum und Stände in der Mark Brandenburg unter 
der Regierung Joachims I. Leipzig 1911. S. 70 ff., das Zitat S. 77. 
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Friedrich nicht veranlaßt, in den städtischen Massen dauernde 
Verbündete zu suchen. Er hat es geschehen lassen, daß die 
alten Ratsfamilien die verlorene Stellung wiedergewannen. Sein 
zweiter Nachfolger Johann hat sich gegenüber Ansprüchen der 
städtischen Gemeindevertreter ganz ablehnend verhalten, und 
Joachim I. ist ihm darin gefolgt. 

Die Anfänge des landesherrlichen Absolutismus sind unter 
Joachims Nachfolger verkümmert. Durch die Übernahme der 
Schulden Joachims II. auf ihr , Kreditwerk“* erringen die Stände 
eine bedeutende Stellung in der inneren Landesverwaltung. 
Aber während an dem wachsenden Einfluß, wenn auch in 
beschränkterem Maße als die Oberstände, die Städte ım all- 
gemeinen teilnehmen, beginnt Berlin die Folgen seiner Stellung 
als Residenz in der Form verstärkten staatlichen Einwirkens 
auf seine Verwaltung zu spüren. Joachim II. macht das durch 
Friedrich Eisenzahn errungene Bestätigungsrecht mit Nach- 
druck geltend. Er schreitet gegen die Entlassung eines Ratsherrn 
durch das Kollegium mit unwilligen Worten ein: „weil dann 
Uns und nicht Euch Bürgermeister und Ratmannen zu setzen 
und zu entsetzen gebühret, habt Ihr Euch billig solches ent- 
halten sollen“!). Sein Nachfolger Johann Georg befiehlt 1571 
eine Untersuchung des Berliner Stadthaushalts, und deren Durch- 
führung scheitert nicht an einem Widerspruch der städtischen 
Behörden, sondern nur an dem Mangel geeigneter Beamter. 
Denn die Regierung verfügte noch nicht über die Kräfte, um 
mehr als gelegentliche Eingriffe in die städtische Verwaltung 
unternehmen zu können, ja, im Laufe des 16. Jahrhunderts 
wurde der Wirkungskreis des Berliner Magistrats noch bedeutend 
erweitert. Die beiden Städte hatten die Gerichtsbarkeit wieder- 
gewonnen, die allerdings an Wert verloren hatte, und durch 
die Reformation war ihnen das Kirchenpatronat und damit die 
Verwaltung des geistlichen und des Schulwesens unter Aufsicht 
des Konsistoriums übertragen worden. Auf der anderen Seite 
wurden die Befugnisse des Magistrats durch die wachsende Zahl 
der Hofbeamten eingeengt, die in Berlin oder Kölln Wohnung 
nahmen, ohne wie die Bürger den städtischen Behörden unter- 
worfen zu sein. Es bildete sich ein immer zahlreicherer Stand 
von Eximierten, die gesellschaftlich auf die erste Stellung in 
der Stadt Anspruch erhoben und doch nicht zur Bürgerschaft 
gehörten. Der Magistrat wurde in seiner sozialen Geltung auf 


1) Mit freundlicher Erlaubnis des Verfassers aus einer noch ungedruckten 
Arbeit von Eberhard Faden über Berlin im dreißigjährigen Kriege. 
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rische Geist der Bevölkerung ist völlig erstorben, ihr einziges 
militärisches Unternehmen während des Krieges endet tragi- 
komisch. Der Magistrat hat kein anderes Streben, als seine 
Stadt außerhalb der kriegerischen Ereignisse zu halten. Nichts 
ist ihm unerwünschter als eine starke brandenburgische Be- 
satzung und die Aussicht einer Verteidigung der Mauern und 
Werke, die durch seine Schuld in keinem guten Zustand sind. 
Das Gefühl für Vaterland und staatliche Ehre fehlt vollkommen. 
Dabei hat Berlin noch das Glück, als Residenz des Kurfürsten 
von den Kriegführenden mit Schonung behandelt zu werden 
und fern von den bevorzugten Heerstraßen längs der Oder und 
Elbe zu liegen, innerhalb der Kreise der Mark, die verhältnis- 
mäßig wenig leiden. Wenn der Krieg trotzdem die Bürgerschaft 
an den Rand des Verderbens bringt, so liegt das nach Claus- 
witz’ überzeugender Beweisführung weniger an der Höhe der 
Kontributionen, als an ihrer ungerechten Verteilung. Seitdem 
das Kreditwerk im 16. Jahrhundert die Schulden Joachims II. 
übernommen hatte, zu denen bald neue Summen kamen, machte 
der Staat seine finanziellen Forderungen an Berlin wie an alle 
Städte nicht mehr direkt, sondern nur durch die Stände geltend, 
in deren Hand die Verwaltung der Steuern geraten war. Berlin 
hatte in jedem Jahre, abgesehen von der indirekten, als Malz- 
steuer erhobenen Bierziese eine bestimmte Summe an die 
gemeinsame ständische Kasse zu zahlen, deren Aufbringung 
ihm überlassen blieb. Diesen Spielraum nutzte der Magistrat 
im Einklange mit den Anschauungen der Zeit so aus, daß er 
den Schoß erhob, eine kombinierte Vermögenssteuer vom liegen- 
den und beweglichen Besitze, von der die höheren: Klassen 
einschließlich der Ratsfamilien frei waren. Während des Krieges 
wurden alle außerordentlichen Anforderungen des Kurfürsten 
wie der Feinde ebenfalls als Schoß erhoben, als deren eigent- 
liches Objekt sich die Häuser und Grundstücke darboten, auf 
denen sie als Reallasten auch bei Besitzwechsel haften blieben. 
Die Folge war ein immer stárkeres Abwandern gerade der 
kleineren, nicht mehr zahlungsfähigen Hausbesitzer, eine stei- 
gende Entwertung der städtischen Grundstücke und völliges 
Niederliegen aller gewerblichen Tätigkeit, deren Erträgnisse 
ja doch als Schoßrückstände den Steuerexekutoren in die 
Hände fielen. 

= Beim Ende des großen Krieges war Berlin fast zu einer 
Landstadt herabgesunken. Die ersten zweihundert Jahre als 
Residenz hatten den alten Bürgergeist ertötet, Handel und 
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Gewerbe keinen Aufschwung gebracht und nur den inneren 
Verkehr durch den Hofhalt des Kurfürsten und seiner Beamten, 
auch wohl durch die Landtage, die seit 1513 stets in Berlin 
tagten, belebt. Die Nöte, mit denen die Regierung Georg 
Wilhelms während des Krieges zu kämpfen hatte, hatten keine 
selbstbewußtere Haltung der städtischen Behörden zur Folge. 
Der Kurfürst nennt 1634 den Rat von Berlin seinen Unter- 
magistrat, und dieser selbst bezeichnet sich so bald nach dem 
Friedensschlusse. In allen seinen Eingaben an den Kurfürsten 
und dessen geheimen Rat weht der Geist demütiger Unter- 
würfigkeit, gepaart mit passivem Widerstand. Die Vertreter der 
Bürgerschaft, die Verordneten, haben zwar seit dem 16. Jahr- 
hundert und noch mehr während des großen Krieges durch 
ihre Tätigkeit bei der Steuerverteilung erhöhte Bedeutung ge- 
wonnen, aber zu einer selbständigen Stellung in der städtischen 
Verwaltung sind sie nicht gelangt. Sie bleiben beratende und 
ausführende Organe des Magistrats, ohne entscheidenden Ein- 
fluß und deshalb ohne Achtung. In einer Beschwerde an den 
Kurfürsten schreiben sie 1626: ‚weil dann die Verordneten. bei 
der ganzen Gemeine nur verschimpiert werden, darum daß 
man nicht Gehör hat und nichts ins Werk gerichtet wird, was 
von ihnen bei Einem Ehrbaren Rat wegen der ganzen Gemeine 
gesucht wird, derowegen können’s endlich nicht umgehen, bei 
Euer Kurfúrstlichen Durchlaucht zu suchen ... .* Doch der 
Kurfürst schützt sie nicht, ihre Rolle wird immer unbedeutender, 
und im Jahre 1704 droht König Friedrich I., sie wegen der 
„Respektswidrigkeit‘‘ einer Beschwerde über den Magistrat zu 
bestrafen. Der Anwalt und Beschützer der Bürgerschaft gegen 
Willkür und Ungerechtigkeit des Rats wird ein Mächtigerer, 
wird der Landesherr, während die Bürger selbst, soweit sie nicht 
in den kleinen Sorgen des Tages aufgehen, sich von Staat und 
Politik abgekehrt und den geistlichen Fragen zugewandt haben. 

Im Mittelalter sind Berlins Bewohner kirchlicher Frömmig- 
keit nicht sonderlich ergeben gewesen !), erst seit der Reformation 
nehmen sie lebendigen Anteil an den geistlichen Dingen. Es 
ist der Geist strengen Luthertums, der in Berlin einzieht und 
bis tief hinein ins 18. Jahrhundert herrschend bleibt, der die 


1) Vgl. den Satz im Berliner Stadtbuch: ,Prister und leigen werden 
leider selden gude frunt. Dat komt von der papen gyricheit und unkuschheit“ 
(Ausg. v. Clauswitz S. 191), die bekannten Fälle des Propstes von Bernau, 
des magdeburger Priesters Konrad Schütz und des der Brandstiftung be- 
schuldigten Geistlichen Hundewerper sowie Clauswitz’ Bemerkungen S. 52 f. 
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Aufklärung überdauert und erst allmählich im 19. Jahrhundert 
in kirchlichen Liberalismus übergeht. 


II. 

Die Regierung des Großen Kurfürsten bedeutet den ent- 
scheidenden Wendepunkt im Schicksale Berlins. Die erste Ver- 
änderung freilich, die der neue Herr seiner Residenz auferlegt, 
bringt ihr im Augenblicke schwere Lasten und erzeugt in der 
Bürgerschaft Groll und Erbitterung: Berlin wird seit 1658 zu 
einer Festung nach niederländischem System umgebaut, die 
nach 27 Jahren vollendet ist. Die Erfahrungen des großen 
Krieges und der persönliche Wille des Kurfürsten, der ein 
leidenschaftlicher Festungsbauer gewesen ist, geben den Anstoß 
zu dem Bau, der durch die Einbeziehung des Friedrichswerder 
das Stadtbild erweitert. Die Festung bewährt sich durch ihr 
bloßes Dasein bei dem Schwedeneinfall des Jahres 1674, aber 
ihre Bedeutung ist damit und mit der allmählichen Abtragung 
der alten Stadtmauern erschöpft. Im 18. Jahrhundert geht die 
Entwicklung Berlins über sie hinweg, und nur darin bleiben 
ihre Spuren erkennbar, daß bei der Bebauung der Festungs- 
anlagen die Willkür durch keinen festen Plan eingeengt und 
so jene Trennung der neuen Stadtteile vom Stadtinnern herbei- 
geführt wird, die erst im 19. Jahrhundert durch kostspielige 
Durchbrüche beseitigt worden ist. Daß es hier im Gegensatz 
zu dem Parie Ludwigs XIV. an einem kraftvollen Eingriffe 
des Staats gefehlt hat, der allein die Zuschüttung der Festungs- 
gräben und die Aufstellung und Durchführung eines systema- 
tischen Bebauungsplanes hätte auf sich nehmen können, hat 
das sonst so übersichtliche Stadtbild Berlins gestört!). 

Die Festung wird verteidigt durch die starke Garnison. 
Nicht mehr die Bürger schützen die Mauern, sondern die 
Söldner des Kurfürsten, die sogar den Wachtdienst übernehmen, 
soweit nicht bezahlte städtische Mannschaften für ihn sorgen. 
Dafür werden die Bürger zum Spalierbilden nnd zu Aufzügen 
bei höfischen Empfängen befohlen. Wer keine Lust hat, etwa 
bei der Abreise der Kurfürstin-Mutter ‚in Bereitschaft‘ zu 
stehen, wird bestraft?). Es ist die einzige Form, die von dem 
stolzen Waffendienst des Bürgertums übrig geblieben ist. 


1) Holtze, Geschichte der Befestigung von Berlin, Schriften des Vereins 
für die Geschichte Berlins, Heft 10 (1874) S. 41 ff. 

*) Die Wendlandsche Chronik berichtet viele Beispiele: Schriften des 
Vereins für die Geschichte Berlins, Heft 1 S. 75, 76, 83. 
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Haushalt. Die Stadt erscheint nicht als ein eigenes Rechtssubjekt, 
sondern als ein finanzielles Unternehmen des Landesherrn oder 
des Staates, denn beide verschmelzen unter dieser Regierung. 
Und selbst als die äußerste Konsequenz dieser Idee, die Ver- 
waltung des Werders durch kurfiirstliche Beamte, sich nicht 
bewährt, als ein lebenslänglicher Magistrat eingesetzt wird, 
bleibt der erste Charakter dieses seltsamen Gemeinwesens be- 
stehen. Ähnlich gründet die Kurfürstin 1674 auf ihrem Land- 
besitz vor den Toren Köllns die Dorotheenstadt, die sie 1689 
an Friedrich III. abtritt. Beide Gründungen sind Zeugen jener 
Auffassung des Absolutismus von Städtetum und bürgerlichem 
Wesen, die in ihnen nicht korporative Gebilde voll eigenem 
Recht und eigenem Leben, sondern Mittel der staatlichen Finanz- 
und Wirtschaftspolitik sieht. 
| Gegen Ende der Regierung Friedrich Wilhelms beginnen 
Eingriffe in die Verwaltung Berlins von einschneidender Art. 
Die Bedürfnisse der Garnison, die Sorge für ihre Einquartierung 
und Verpflegung führen dahin, daß der Gouverneur nach immer 
stärkerem Einfluß auf die städtische Verwaltung strebt. In 
den achtziger Jahren wird ihm aus den Erträgen der Akzise 
ein Fonds zur Verfügung gestellt, mit dessen Hilfe er die Sorge 
für das Straßen-, Brunnen-, Beleuchtungs- und Feuerwesen der 
Residenz übernimmt. Der Magistrat braucht seitdem für diese 
ehemaligen Zweige seiner Tätigkeit nichts mehr aufzuwenden. 
Dem Außeren der Stadt gereicht die militärische Aufsicht nicht 
zum Schaden. Ein Reisebericht des Jahres 1695 rühmt nicht 
nur die gut gebauten, meist drei Stock hohen Häuser Berlins, 
die seinen rasch gewachsenen Wohlstand verraten, sondern 
ebenso die breiten, gepflasterten Strafen*). Im Anfang des 
18. Jahrhunderts nimmt der Staat das Armenwesen in seine 
Obhut, das im Mittelalter im Schoße der Kirche geruht hatte 
und ihr auch nach der Reformation lange fast allein anvertraut 
blieb. Der Magistrat behält dagegen das Gericht, das Kirchen- 
patronat, die Aufsicht über die Gewerbeverhältnisse und die 
Verwaltung des städtischen Eigentums, des Kämmereivermögens, 
die seine Haupttätigkeit in Anspruch nimmt. 

Die Regierung Friedrichs III., der als König von Preußen 
der erste dieses Namens wurde, brachte auf dem Wege der 
Unterwerfung der Hauptstadt des jungen Königreichs unter die 
Staatsgewalt keinen Rückschritt, wie sie denn überhaupt die 


1) Clauswitz S. 94. 


444 EIER Die Stadt Berlin und der Se = Pr 





Tendenzen des vinigen Ba = g Gs i E forktührie,cime keid mor BE 
über Entwürfe usd. Anentze hinauszukommen 7. Es ie mzeich- ` 
nend für. das zuge: Verhältnis zwischen der Reider sl den > 
‚königlichen ` Machtwillen, - daß es unter. Friedrich E q. nes 
grundlegenden Änderung in der stärltischen Vers 5 RER 
die oret ur. Zeit des nächsten Königs anf andere Sadie über- SER 
ragon wiet Das Nebeneinander der zwei alten und der zwei RS 
“neuen Städte, denen sich. noch Kä Friedrichstadt sis Anhang 
dea Werder ‚gesellt hatte, : des Bust: OG | Irre 
mit verschiedenen Rechten 1 empdes = 

~ Fohlen eines einheitlichen ae für die ürger- 
‚schaften, die doch tatsächlich immer mehr eine Einheit er WE 
wurde schließlich ale ein unertráglicher Zustand empfunden- “2 
Tm königlichen Kabinett reifte daher der Gedanke. die trennen- 
den Schranken za beseitigen. ‚Eine Untersuchung. über die mit- 
woiner ‚Ausführung zusammenhängenden y 
















| SE jenigen Fragen ` — : 
ward augeorduet, aber poch vor ihrem Abschlag’ erschien: an 
I Beispiel für das. Sprunghatte- ‚dieser ‚Regierung _ wie. für. Be 
‚Btärke den ` königlichen Abeolutismus, dae „Keskript. von Kom SE 
—biulerang der rathäuslichen: Kollegien“ vom 17. Januar 1709, 00 
das für den ersten Januar 1710 die Ve erönigung. der vier Städ SC SET 
-unter einem Magistrat. befahl. ` Die Zahl seiner. Mitglieder ` 7 
—vurde aut 10 festgesetzt, während. es vorher, 55 Bürgermeister 
und Batsbergen gegeben ‚hatte. Ihr. Amt wordi -fest be- 
- auldete lebenslängliche: Stellang, zu ‚der. die Entwicklung. St RER 
INN Gogneatz zu den ehrenamtlichen j&brlich wechselnden Rate — 
Lon, kollegie des Mittelalters schon seit: Qem 16. Jahrhundert bin- ` 
AH gedrängt hatte. Von diesem Tage an gibt es die eine König: nn 
A a liche‘ ‘Residenzstadt ‚Berlin. T denen Bysteme der EISEN 
Gi A D blieben unverändert bestehen, auch die `. 
| et, ‘Nur ‚en geg einaames Side 
Na ch dem Varbilde Berlins S SE 
















© Sieg Sai E le u So SEH auch hier ‚diese e: He o os 
` nistische Eracholngstoria: Ge Herde Take Së? des ndo S a 





ati) ti 


` sändegig ` durch die ausglal Jk. des -absoluten: 

Beer Ausgelöscht, EEE RE EE 
‚Me. Einsetzung des Séit, Berliner Marie, a 

wat ari Stúekwerk, daß ihm nur die Einwohner der Residenz 
METE eege ‚worden, die vorher deb vior Ratskollegien unter- 


SE SS: SC SS äu. und Tesch haft Andar a den: oreten ëmge Hiriche 
EC e 







24 
(Ab, 






Kaeber, Die Stadt Berlin und der Staat. 445 


standen hatten. Alle Eximierten blieben ausgeschlossen. Wie 
sie nicht in dem Berliner Stadtgericht, sondern in dem Gericht 
des Amtes Mühlenhof, im Kammergericht oder in dem franzö- 
sischen Kolonialgericht ihr Forum hatten, so wurden sie auch 
von besonderen Verwaltungsbehörden regiert. Am bedenk- 
lichsten schien es, daß der Große Kurfürst die französischen 
Protestanten, die er in seine Staaten gerufen hatte, in Berlin 
als eine Gemeinde in der Gemeinde organisiert und dadurch 
zwischen ihnen und der eingesessenen Bürgerschaft, an deren 
Handel und Gewerbe sie doch teilnahmen, eine Schranke er- 
richtet hatte, die bis zur Einführung der Städteordnung bestehen 
blieb. Die Sonderstellung der französischen Kolonie beruhte 
auf den Versprechungen, die der Große Kurfürst den Einwan- 
dernden gemacht hatte. Wir gewahren einen charakteristischen 
Zug des preußischen Absolutismus darin, daß er vor solchen 
öffentlichen Rechten und Privilegien Halt machte, die seinen 
militärischen und volkswirtschaftlichen Bestrebungen nicht ge- 
fährlich schienen, daß er das allgemeine Staatsbürgerrecht wohl 
vorbereitete, aber noch nicht verwirklichte. 

Friedrich Wilhelms I. stürmisches Temperament und die 
Rücksichtslosigkeit seiner inneren Politik mußte Berlin, wie es 
seine Eigenschaft als Residenz nun einmal mit sich brachte, 
in voller Stärke spüren!. Am unglücklichsten wirkte die Be- 
seitigung des Wahlrechts der Magistratsmitglieder, das schon 
Friedrich I. nicht immer geachtet hatte. Kurz und schroff 
hieß es in einer Verfügung des jungen Königs: ‚Mein Interesse 
ist, Bürgermeister zu setzen, die platt von mir dependieren.... 
Dann bleibe ich Herr. Sonst muß ich von die Leute depen- 
dieren, und das steht mir nicht an.“ Diese königliche Politik 
hätte günstigere Folgen zeitigen können, wenn sie nicht durch 
Nebenabsichten abgelenkt worden wäre. Getrieben von jenem 
Fiskalismus, der so Großes vollbracht hat, aber auch tausend 
Härten und Unvollkommenheiten im Gefolge führte, ernannte 
der König trotz all seiner Arbeit für ein unbestechliches, pflicht- 
treues Beamtentum Bürgermeister und Ratsherren in Berlin 
vor allem mit Rücksicht auf die Höhe ihrer Zahlungen zur 
Rekrutenkasse. Als 1723 die kurmärkische Kriegs- und Domänen- 
kammer die Aufsichtsbehörde der städtischen Verwaltung wurde, 
kam zu dem fiskalischen Gesichtspunkte noch das Streben, 
staatlichen Beamten im Berliner Gemeindedienst eine bequeme 


D" Clauswitz S. 79 ff. 
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Die Regierung Friedrichs des Großen bedeutete den 
Abschluß der Entwicklung des preußischen Absolutismus. Was 
unter dem Großen Kurfürsten auf stürmischen Landtagen 
den Ständen abgerungen und mehr noch durch die Gewalt der 
Tatsachen, als durch die Formen der Verfassung ins Werk 
gesetzt, was unter Friedrich Wilhelms I. unermüdlicher Arbeit 
in kraftvoller Organisation und fast brutaler Nichtachtung des 
Überlieferten durchgeführt wird, die Errichtung des rocher de 
bronce des preußischen Macht- und Militärstaats, das wird durch 
Friedrich den Großen zu einem durchdachten System, zu 
jenem wundervollen Instrument, auf dem sein Herr mit einziger 
- Meisterschaft spielt. Die heftigen Geburtswehen der Monarchie 
sind überwunden, die mißachtete Form tritt wieder in ihr Recht. 
Die Städte, die dem staatlichen Organismus völlig eingefügt 
sind, erhalten einen Rechtsboden, von dem aus sie die Aufgaben, 
die ihnen in Friedrichs staatsphilosophischem System gestellt. 
sind, zu erfüllen haben. Durch Friedrich Wilhelm I. mit Ver- 
fassungen ausgestattet, die in den „rathäuslichen Reglements‘“ 
ihren Ausdruck finden, wird ihnen durch den Regierungswechsel 
das freie Wahlrecht ihrer Magistrate zurückgegeben, das künftig 
das Palladium ihrer Rechte bleibt. Für Berlin bringt der Thron- 
wechsel nicht nur dieses Recht, sondern auch die Konsolidierung 
seiner Verfassung. 

Die Residenz, die der Absolutismus am frühesten und am 
konsequentesten zu seinem Geschöpf gemacht hatte, war bei der 
Kompliziertheit aller ihrer Verhältnisse am längsten ohne end- 
gültige Regelung ihrer Verfassung geblieben. Weder die Zu- 
sammenlegung der vier Magistrate unter dem ersten König, 
noch die Ernennung eines Stadtpräsidenten und die Einsetzung 
von allerhand Untersuchungskommissionen durch seinen Sohn, 
auch nicht die besondere Ordnung der Polizeiverwaltung hatten 
alle Schwierigkeiten gelöst. Auch hier mußte ein rathäusliches 
Reglement mit eingehenden Bestimmungen den Schlußstein 
bilden. Der Staat der Hohenzollern gab der Stadt aus eigener 
Machtvollkommenheit, ja ohne ihr Mitwirken die Form, nach 
der sie künftig zu leben hatte. Der Magistrat sollte nach dem ` 
Reglement des Jahres 1747 aus 20 Mitgliedern bestehen und 
der Polizeidirektor als Stadtpräsident an seine Spitze treten. 
Eine Organisation war dadurch geschaffen worden, die ein 
Ausdruck der engen Beziehungen zwischen dem Staatsoberhaupt 
und seiner Residenz war. Der Stadtpräsident, der zugleich 
Herr der Polizei war, ersetzte den commissarius loci, den Steuer- 
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rat, der das Aufsichtsorgan der mittleren Verwaltungsbehörden 
über die anderen Städte war. Im Magistrat gelang es ihm, 
im Laufe des 18. Jahrhunderts eine beherrschende Stellung zu 
gewinnen. Er selbst wiederum stand unmittelbar unter dem 
Könige, der in ihm ein Werkzeug fand, seine Pläne schnell 
und ohne Reibungen zu verwirklichen. 

Das Reglement gab nicht nur der städtischen Behörden- 
organisation ihre Form, sondern ordnete auch die Aufsicht des 
Staates über den Magistrat. Sie wurde teils durch die kur- 
märkische Kammer, teils durch das Generaldirektorium aus- 
geübt, die beide einer Ausdehnung ihrer Aufsichtsrechte sehr 
geneigt waren. Initiative und Verantwortlichkeitsgefühl des 
Magistrats konnten sich unter dem Drucke dieser bis in Kleinig- 
keiten reichenden Bevormundung nicht entwickeln. Ähnlich 
blieb die Tätigkeit des Magistrats für die beiden höheren 
städtischen Schulen in der engen Abhängigkeit vom Konsi- 
storium befangen, in die sie im Laufe des 17. Jahrhunderts 
geraten war. Das Stadtgericht aber, das nach der Verfassung 
noch immer ein städtisches Gericht und der ersten der drei 
Abteilungen des Magistrats zugewiesen war, entwickelte sich 
seinem eigentlichen Wesen nach zu einem staatlichen Gerichts- 
hof mit einem vom König ernannten Direktor an der Spitze. 
Seine Mitgliederzahl wurde durch einseitigen königlichen Befehl 
vermehrt, die Trennung in Zivil- und Kriminaldeputationen 
ohne Mitwirkung des städtischen Gerichtsherrn verfügt. 

Die Steuerkraft der Bürger wurde im ganzen 18. Jahrhundert 
nur durch die Akzise für die Bedürfnisse des Staates aus- 
genutzt. Direkte staatliche Steuern wurden von ihnen nicht 
erhoben, wenn man nicht den Servis, der zur Ablösung der 
althergebrachten Einquartierungspflicht gezahlt wurde, dafür an- 
sehen will. Übrigens spielte er gegenüber der Akzise kaum eine 
Rolle. Er betrug im Jahre 1792 im ganzen 66500 Taler und 
deckte die Kosten für die Garnison noch nicht zur Hälfte. Den 
Rest trug die Generalkriegskasse. 

Wenn der Staat seit dem 17. Jahrhundert die Selbständigkeit 
der städtischen Verwaltungen zu beschränken begann, so trieb 
ihn nicht nur das Streben nach Unterwerfung aller Mittel- 
gewalten zwischen ihm und seinen Untertanen, sondern in 
steigendem Maße auch die Rücksicht auf seine Finanz- und 
Wirtschaftspolitik. Wie der preußische Staat die Grundlagen 
seiner Geltung unter den Mächten Europas nur durch sein Heer 
behaupten konnte, so konnte er dieses nur durch die Anspan- 
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Eigenhandel wurde zum Handel mit Manufaktur- und Luxus- 
waren. 

Die Regierung des ersten Königs führte zwar im allgemeinen 
das Werk des Großen Kurfürsten nicht mit der gleichen 
Energie fort. doch scheinen in Berlin sich die neuen Manufak- 
turen besser als etwa in Halle oder Magdeburg gehalten zu 
baken? Immerhin arbeiten Friedrich Wilhelm L und sein 
Sohn mit ungleich kraftvollerem Nachdruck und reicheren 
Mitteln an der Hebung der Berliner Industrie, in der sich unter 
dem Einfluß ihrer Sorge für den Abeatz und ihrer Gewährung 
von Prämien, Vorschüssen. Kapitalien und der immer rücksichts- 
loser gegen die auswärtige Konkurrenz gewandten Handels- 
und Zollpolitik der Übergang vom Handwerk zum Großbetrieb 
vollzieht. Die Formen des Handwerks bleiben, die einzelnen 
Zweige der Textilindustrie, Spinnerei, Weberei. Färberei und 
Bleicherei bestehen noch streng voneinander getrennt weiter, 
aber das herrschende Verlagssystem weist deutlich auf den 
Sieg des Großbetriebes hin. Der Staat überwacht die Industrie, 
die er geschaffen oder doch durch seine Gunst ermöglicht hat, 
durch Fabrikkommissare und Fabrikinspektoren. Das letzte 
Viertel des 18. Jahrhunderts zeigt das System in semer Voll- 
endung und bringt der Berliner Industrie eine Blüte, die durch 
eine allgemeine wirtschaftliche Aufschwungsbewegung und seit 
der großen Revolution durch die Ausschaltung der französischen 
und holländischen Konkurrenz noch gefördert wird. Die Land- 
wirtschaft, die noch um 1720 einen bedeutenden Teil der Berliner 
Bürgerschaft beschäftigt hatte, spielt um 1800 keine Rolle mehr. 
Berlin ist eine typische Textilstadt geworden. Der Wollmanufaktur 
hat sich die Seidenindustrie glückverheißend zur Seite gestellt 
und dieser wieder die Baumwollindustrie unter Führung der 
Kattundruckerei, deren Erfolg den der älteren Schwestern noch 
überflügel. Der Handel hat sich in zwei Menschenaltern um 
das sechs- bis siebenfache vermehrt, die Bevölkerung ist von 
28500 Einwohnern im Jahre 1700 auf 172983 im Jahre 1801 
gewachsen. 

Der glänzende Aufstieg der jungen Industrie ist nicht 
durch den Niedergang oder die Verdrängung des Handwerks 
erkauft worden. Auch ihm hat der Staat durch die Reform 
seiner Privilegien, durch die früh angebahnte Vereinigung der 

') Rachel aa O. S. 753. Dagegen leiden nach Wiedfeldt auch in 
Berlin die größeren Betriebe stark unter Absatzmangel. 
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Zünfte der vier Städte und die unter Friedrich Wilhelm I. er 
folgte Kombinierung der deutschen und französischen Innungen 
die Wege zu gesunder Entwicklung gewiesen. Die Manufakturen 
engen das Arbeitsfeld dee Handwerks nicht ein, da sie sich 
auf neuen Gebieten betätigen oder den Handwerker als gut 
gestellten Hausindustriellen bestehen lassen. Schon im 17. Jahr- 
hundert steigt die Zahl der in Berlin betriebenen Gewerbe, und 
die Zunftreform von 1732 bringt eine schnelle Vermehrung der 
Handwerksmeister, die bei der großen Garnison und der wach- 
senden Bevölkerung genügendes Auskommen finden. Die Auf- 
sicht über die Innungen bleibt dem Magistrat, dessen Befug- 
nisse durch das Reglement von 1747 noch erweitert werden. 
Wie gesund die Verhältnisse sind, zeigt sich im siebenjährigen 
Krieg, aus dem das Berliner Handwerk ohne merkliche Schädi- 
gung hervorgeht. 

So hat der Staat überall das städtische Leben in seine 
ordnende, stützende, aber auch einengende Obhut genommen. 
Nur ein Gebiet hat er frei gelassen — das geistige Leben der 
Residenz entwickelt sich nach seinen eigenen Gesetzen, unab- 
hängig von der immer ausschließlicher mit Franzosen besetzten 
königlichen Akademie der Wissenschaften. Aber auch diese 
Entwicklung ist nur dadurch möglich, daß der Inhaber der 
Staatsgewalt, daß der große König ihr die Freiheit gewährt, 
die er ihr ebensowohl entziehen könnte. Ihm allein verdanken 
es die Führer der Aufklärung, daß sie in Berlin eine Stätte 
finden, an der sie ungehindert ihre Gedanken aussprechen und 
in Wort und Schrift für sie werben können. Selbst der sonst 
so unterwürfige Magistrat zieht aus diesem Geist die Kraft, 
während der kurzen Reaktionszeit unter Friedrich Wilhelm II. 
sich im Jahre 1794 gegen das Verbot der Nicolaischen „All- 
gemeinen deutschen Bibliothek‘ zu wenden. Die Masse der 
Bevölkerung freilich steht den Ideen der Aufklärung fremd 
gegenüber. Nicolai hatte gewiß recht, wenn er seinen Mit- 
bürgern nachsagte, daß sie durchschnittlich eher zu konservativ, 
als zu aufgeklärt dächten!). Wie denn überhaupt die Vorstellung 
einer besonderen Berliner Aufklärung kaum mit den Tatsachen 
im Einklang steht! An der Allgemeinen deutschen Bibliothek 
Nicolais haben neben wenigen Berlinern Geistliche und Ge- 
lehrte aus ganz Deutschland mitgearbeitet, an der , Berlinischen 
Monatsschrift‘‘ von Gedicke und Biester neben dem Berliner 


1) Aner, Der Aufklärer Friedrich Nicolai, Gießen 1912, S. 174; 
für das Folgende S. 106 ff., 175 ff. 
29* 
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Moses Mendelssohn der Philologe Heyne, Campe und 
Justus Möser oder Männer, die gar nicht zur Aufklärung 
wehörten, wie die Humboldts, Kant, Fichte, Friedrich 
Schlegel, Adam Müller!). 


III. 

Das ganze komplizierte System, mittelst dessen der absolute 
Staat in Preußen die Städte seiner Leitung unterworfen hatte, 
verschwand mit einem Schlage durch die Katastrophe des 
Jahres 1806. Während überall in der Mark Brandenburg die 
lokalen Behörden ihre Tätigkeit fortsetzten, bedeutete für Berlin 
die Flucht der preußischen Behörden und der Einzug der Fran- 
zosen die Auflösung der bisherigen Organisation. Die Bildung 
einer selbständigen Behörde für die gesamte städtische Ver- 
waltung war die Folge. Napoleon selbst war es, der für die 
Hauptstadt Preußens eine neue Verfassung anordnete, durch 
die einem comité administratif die Verwaltung Berlins über- 
tragen wurde. Gegen die ursprüngliche Absicht des Kaisers 
gewann in ihm der alte Berliner Magistrat, der kurz vor Napo- 
leons Einzug sich durch eine Anzahl höherer richterlicher 
Beamter erweitert hatte, den entscheidenden Einfluß, während 
die nominellen Träger der Verantwortlichkeit sieben gewählte 
Mitglieder der Bürgerschaft waren?). Die Hauptaufgabe des 
Komitees bildeten die Maßregeln zur Aufbringung der Kontri- 
butionslasten, die noch auf Jahrzehnte hinaus die Berliner 
Finanzverwaltung beeinflußten und dadurch von der höchsten 
Bedeutung für Berlin waren, während das Komitee selbst eine 
vorübergehende Erscheinung war, die nach dem Abzuge der 
französischen Besatzung durch die Einführung der Steinschen 
Städteordnung ihre Daseinsberechtigung verlor. Am 6. Juni 1809 
wurde das comité administratif auf dem Rathause förmlich 
aufgelöst. 

Die Franzosenzeit fügte den Schlußstein zu dem Prozeß 
des Hineinwachsens Berlins in den preußischen Staat. Das 
Emporkommen des Ständetums im 16. Jahrhundert hatte die 
durch die ersten Hohenzollern unternommene Neubildung des 
brandenburgischen Staates unterbrochen und das Gefühl des 


1) Goldschmidt, Berlin in Geschichte und Gegenwart, Berlin 1910, 
S. 119. 

N Clauswitz, Die Städteordnung von 1808 und die Stadt Berlin. 
Berlin 1908, S. 36 tf. Diese im folgenden vielfach benutzte Arbeit enthält 
eine ausgezeichnete Übersicht über die Verwaltung Berlins bis zum Jahre 1860. 
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Gegensatzes zwischen Fürst und Land wieder stärker ins Bewußt- 
sein treten lassen. Noch im dreißigjährigen Kriege fehlte in 
Berlin ein lebendiges Zusammengehörigkeitsgefühl mit der Mon- 
archie der Hohenzollern. Hätte die Bürgerschaft es erreichen 
können, sie hätte einen Sonderfrieden geschlossen und wäre 
neutral geblieben, während um sie die Mark von Waffenlärm 
ertönte. Sie begehrte, in Ruhe ihr Land zu bestellen, Hand- 
werk und Handel zu treiben. So lange ihr lutherischer Glaube 
nicht angetastet wurde, wollte sie von den Händeln der großen 
Herren nichts wissen. Es ist kaum anzunehmen, daß es bald 
nach dem Kriege anders wurde. Auch im 18. Jahrhundert 
blieb der Bürger Berlins durch die Freiheit von der Kanton- 
pflicht der tätigen Teilnahme am politischen Leben fern und 
erhielt in dem Regierungssystem des großen Königs, das jedem 
der drei Stände sein festes Arbeitsgebiet zuwies, allein die Auf- 
gabe, sich in Handel und Gewerbe zu regen, wohlhabend zu 
werden und Akzise zu zahlen. Allein das intensive Eingreifen 
des Staates in alle Zweige der städtischen Verwaltung und die 
persönliche Fürsorge und Teilnahme Friedrich Wilhelms I. 
und seines großen Sohnes an dem Gedeihen Berlins, die dauernde 
Anwesenheit der Könige in ihrer Residenz, die Verschönerung 
und Erweiterung der Stadt durch königliche Bauten mußte 
den Berliner allmählich mit festen Banden an sein Herrscher- 
haus und damit an den Staat ketten. Durch die Regierung 
Friedrich des Großen, durch den heroischen Schwung 
seiner Kriege und durch die gemeinsamen Leiden während des 
verzweifelten siebenjährigen Ringens erwachte in Berlin der 
Stolz auf das Preußentum, das freudige Bewußtsein, Untertan 
des ersten Monarchen Europas zu sein. Kein Berliner, der 
diesen Stolz nicht geteilt hätte! Der Zusammenbruch des 
preußischen Staates im Jahre 1806 bewies, wie tief dies Gefühl 
Wurzeln geschlagen hatte!). Die kriegerische Stimmung beim 
Ausbruch der Feindseligkeiten hatte sich doch nicht nur auf 
die Gardeoffiziere beschränkt, sondern die ganze Hauptstadt 
ergriffen. Die Aufführung der Jungfrau von Orleans am 13. Ok- 
tober 1806 riß bei allen patriotischen Wendungen das Publikum 
zu enthusiastischem Beifall fort, und als wenige Tage danach 
die Kunde von der Unglücksschlacht Berlin erreichte, sah man 
überall ,bleiche Gesichter und tränende Augen“. Ganz im 


1) Granier, Die Franzosen in Berlin 1806—1808. Hohenzollernjahr- 
buch 1905, S.1ff. Derselbe, Berichte aus der Berliner Franzosenzeit 
1807—1809, Leipzig 1913. 
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Gegensatz zu früh verbreiteten Gerüchten bewahrte die Bevöl- 
kerung gegenüber dem siegreichen Imperator Zurückhaltung 
und Würde. Man fühlte sich bis in die unteren Kreise hinab 
als Preuße und empfand schwer den Fall des Vaterlandes. In 
den folgenden drei Jahren bildete sich zwar eine kleine franzosen- 
freundliche Partei in Berlin, aber sie blieb ohne Einfluß. Hoff- 
nung auf günstige auswärtige Ereignisse und auf die Rückkehr 
des in Ostpreußen weilenden Königs wechselte zwar mit Zeiten, 
in denen Niedergeschlagenheit sich vieler Herzen bemächtigte, 
aber die Grundstimmung gerade der Massen kam im April 1809 
zu elementarem Ausbruch in der Begeisterung, mit der .sie 
Schills tollkühnen Zug aus Berlin feierten. Um so größer 
war die Enttäuschung über die Abschüttelung Schills durch 
die Regierung. Sie hätte im Zusammenhang mit der Zurück- 
haltung Preußens im österreichisch-französischen Kriege und 
der auf die erregten Hoffnungen folgenden müden Stimmung 
bedenkliche innerpolitische Wirkungen haben können, wäre 
nicht im Dezember 1809 Friedrich Wilhelm III. nach 
Berlin zurückgekehrt, das ihn als Unterpfand einer glücklicheren 
Zukunft begrüßte. Der Bund zwischen Berlin und dem König- 
tum, das noch immer den Staat verkörperte, gewann in den 
Prüfungen der französischen Herrschaft an Innigkeit und be- 
währte sich durch die Opferwilligkeit, mit der Berlin in den 
Freiheitskriegen Geld und Blut hingab!). Diesem mehr persönlich 
empfundenen Patriotismus trat in der führenden Berliner Ge- 
sellschaft jener auf die höchsten Ideale gegründete vaterländische 
Geist an die Seite, der in Fichtes Reden, in den Kreisen des 
Obersten v. Lützow, Georg Reimers, Schleiermachers, 
Eichhorns und der Berliner Universität zu lebendigster Wirk- 
samkeit sich entfaltete und neben dem alten Preußenstolze auf 
neuen geistig-sittlichen Kräften beruhte?). 

Der Absolutismus hatte also in Berlin nicht dazu geführt, 
in der Bürgerschaft das Empfinden für Staat und Vaterland 
zu vernichten; er hatte es vielmehr durch den Glanz, den er 
dem preußischen Namen erwarb, gerade erst erzeugt, er hatte 
aus Bürgern, die nur die Welt innerhalb ihrer Mauern kannten, 
selbstbewußte Preußen gemacht. Aber die tätige Teilnahme 


1) Müsebeck, Freiwillige Gaben und Opfer des preußischen Volkes 
in den Jahren 1813—15, Leipzig 1913, in den Mitteilungen der königlich 
preußischen Archiverwaltung, Heft 23 S, 84. Man vergleiche mit den Zahlen 
der Berliner Freiwilligen und Geldbeiträge die der andern großen Städte. 

” Müsebeck, Ernst Moritz Arndt. I. Gotha 1914, S. 244 f., 306 f. 
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am Staate hatte er ihnen vorenthalten, er hatte all die Kräfte, 
die in dieser intelligenten Stadt sich regten, ausschließlich auf 
Gewinn und Erwerb gerichtet. Eine Arbeit am Staat und im 
Staat war dem Bürger nicht gewährt worden, ein Handeln im 
öffentlichen Leben ihm versagt geblieben. Da wurde ihm, 
während noch die Franzosen Berlin besetzt und den Staat 
Friedrichs des Großen in eiserner Umklammerung hielten, 
das Geschenk der Steinschen Städteordnung, die ganz auf der 
Arbeit des einzelnen am allgemeinen aufgebaut war. 

Die Städteordnung vom 19. November 1808 gilt „für sämt- 
liche Städte der preußischen Monarchie“. Sie unterscheidet 
sich dadurch grundsätzlich von allen Akten der älteren Gesetz- 
gebung, die sich stets nur auf einzelne Städte bezogen!). Aber 
durch die überall gleiche Praxis der staatlichen Aufsicht im 
18. Jahrhundert hatten sich die städtischen Verfassungen, wenn 
nicht der Form, so doch dem Inhalte nach genähert. Hier 
wie auf anderen Gebieten des Staatslebens war der Boden für 
eine die ganze Monarchie umfassende öffentlichrechtliche Gesetz- 
gebung geebnet. Ja, das Preußische Allgemeine Landrecht 
enthielt bereits im 8. Titel des zweiten Teils umfangreiche 
Bestimmungen über den Bürgerstand, die Städte und Stadt- 
gemeinden, Zünfte, Handwerker, Kaufleute usw. Allerdings 
bedeuteten sie mehr eine Kodifikation der Grundsätze des gelten- 
den Rechts, ließen in vielen Punkten der lokalen Gesetzgebung 
weiten Spielraum und zeugten vor allem auch von einer ganz 
anderen Staatsauffassung, als die es war, von der die Männer 
der Reform ausgingen. Nun beruhte diese nicht etwa darin, 
daß die Reformer die gesetzgebende Allmacht des Staates ver- 
neint hätten, im Gegenteil, sie bereiteten ihrem Triumph über 
alle öffentlichen Rechtsansprüche der Korporationen und parti- 
kularen Gewalten den Weg. Der Staat war es, der den Städten 
neue Grundlagen ihres Daseins verlieh, sein Wille bestimmte 
nicht nur die Formen der städtischen Verwaltung, sondern auch, 
was er selbst an Rechten behalten, und was er der Sorge und 
Entscheidung der Stadtgemeinden überlassen wollte. Er stützte 
sich bei der Ausarbeitung des Gesetzes nicht auf die Wünsche 
der Städte, sondern vertraute sie der Einsicht und der Kenntnis 
seiner Beamten an. Nur den äußeren Anstoß hatten die Zu- 
stände der Königsberger Stadtverwaltung gegeben; über die 
Wünsche der Bürgerschaft, die damals laut wurden, ging die 
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Städteordnung weit hinaus. Gerade ihre entscheidenden Ge- 
sichtspunkte, die Betonung der unbesoldeten Arbeit für die 
Gemeinde und die bedeutende Stellung der Stadtverordneten 
beruhten nicht auf dem Verlangen der Bürgerschaften oder 
ihrer Vertreter, sondern auf den politischen Anschauungen der 
staatlichen Gesetzgeber. Steins Geist ist es, der in der Städte- 
ordnung unsterblich waltet. 

Die Stadt Berlin wurde durch das neue Gesetz nicht nur 
überrascht, sondern stand seinen Grundgedanken zunächst ohne 
Verständnis, seiner Durchführung mit großen Bedenken gegen- 
über?). Der alte Magistrat wie die Bürgerschaft stimmten darin 
überein. Und in der Tat war die Städteordnung auf die be- 
sonderen Zustände der Residenz nicht zugeschnitten. Zwar 
begegnete die Verwaltung durch Magistrat und Stadtverordnete 
keinen Schwierigkeiten, aber die Abgrenzung der staatlichen 
und kommunalen Aufgaben und die Übertragung der Polizei- 
kosten auf die Städte durch den $ 167 schloß finanzielle Kon- 
sequenzen in sich, die Berlin außerordentliche Lasten auferlegen 
mußten. Darin war ja bisher seine Ausnahmestellung sichtbar 
in Erscheinung getreten, daß seit dem Großen Kurfürsten 
das Staatsoberhaupt es für seine Ehrenpflicht gehalten hatte, 
für die Wohlfahrt und den Glanz seiner Residenz einzutreten, 
ihr die Sorge für Unterhaltung, Reinigung und Beleuchtung 
der Straßen, für ihre Armen und Kranken, ja zum Teile selbst 
für den Unterricht ihrer Söhne abzunehmen. Berlin war zu 
einer schönen gepflegten Stadt mit bedeutenden sozialen Ein- 
richtungen geworden, ohne für seine Verwaltungszwecke irgend- 
welche Steuern erheben zu müssen. Die Einnahmen aus der 
Kämmerei reichten hin, um den städtischen Etat, aus dem in 
erster Linie die Besoldungen des Magistrats und seiner Unter- 
beamten bestritten wurden, im Gleichgewicht zu erhalten. Jetzt 
hatte Berlin durch die Kontribution und die Lieferungen für 
die französische Armee plötzlich Summen aufbringen müssen, 
die mit den vorhandenen Mitteln in keinem Einklang standen 
und nur durch eine drückende Haus- und Mietssteuer und 
Anleihen zu ungünstigsten Bedingungen zu beschaffen waren. 
Sollte es, den Bestimmungen der Städteordnung gemäß, die 
bisher vom Staate getragenen Kosten für die Armenpflege und 
‚die Straßen- und Sicherheitspolizei übernehmen, dann stieg der 
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städtische Etat nach einem Kostenanschlag des Magistrats von 
etwa 31000 auf 292860 Taler, also auf mehr als das Neunfache! 

Neben diesen finanziellen erhoben sich organisatorische 
Schwierigkeiten. Die Sicherheitspolizei hatte vor 1806 dem 
Gouverneur unterstanden, dem auch das Feuerlöschwesen und 
die Sorge für Reinigung und Erleuchtung der Straßen unter 
Heranziehung der Hausbesitzer oblag, seitdem das Eigentum 
an den Straßen und Plätzen Berlins durch die geschichtliche 
Entwicklung in die Hand des Königs gelangt war. Daß die 
Polizei dem Staate gebühre, bestimmte die Städteordnung aus- 
drücklich; sie sollte direkt durch königliche Beamte oder durch. 
den Magistrat als Beauftragten des Staates ausgeübt werden. 
Die Unterordnung unter das Militär, wie sie in Berlin und 
anderen Garnisonorten eingeführt worden war, stand im Gegen- 
satz zu der Belebung des staatsbürgerlichen Geistes, die den 
Männern der Reform vorschwebte, und sollte nirgends fortdauern. 
In Berlin übernahm im März 1809 Justus Gruner als Polizei- 
präsident die Leitung aller polizeilichen Angelegenheiten, ein: 
Mann voll Energie und durchdrungen von der Bedeutung: 
seines Amtes. Aber dieses währte nicht lange, und in den. 
Jahren 1815—1821 gab es überhaupt kein Polizeipräsidium, 
sondern die 1815 begründete, mit erweiterten Befugnissen aus- 
gestattete Berliner Regierung übte dessen Befugnisse aus, bis. 
es 1821 wieder ins Leben trat, während die Berliner Regierung 
verschwand und die von ihr wahrgenommenen Aufsichtsrechte 
an das Ministerium des Innern gelangten. Von ihm wurden 
sie nach kaum sieben Jahren auf die Potsdamer Regierung 
übertragen und Berlin dadurch den anderen Städten der Mon- 
archie gleichgestellt. 

Diese Verschiebungen in der Organisation sind ein Aus- 
druck der Sonderstellung Berlins, die aus seiner Bedeutung als. 
Residenz und weitaus größter Stadt Preußens erwuchsen und. 
bei der Einführung der Städteordnung sich geltend machten.. 
Von noch stärkerem unmittelbaren Interesse für die Stadt war 
die materielle Auseinandersetzung zwischen ihr und dem Staat, 
deren Abschluß erst nach vielen Jahrzehnten erreicht wurde.. 
Am ehesten gelang die Verbindung des Armenwesens mit der 
städtischen Verwaltung. Der Staat gewährte einen jährlichen 
Zuschuß von 75000, später von 55000 Talern und erlaubte 
der Stadt, für die darüber hinausgehenden Kosten die ursprüng- 
lich nur für die Kriegszeit eingeführte Haus- und Mietssteuer: 
auch in den Friedensjahren fort zu erheben. Berlin war seit- 
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dem im Gegensatz zum 18. Jahrhundert nicht mehr auf die 
wenig einträglichen Ergebnisse seiner Vermögensverwaltung 
angewiesen, sondern besaß eine mit dem Wert der Grundstücke 
und Mieten ständig steigende eigene Steuer. Freilich reichte 
sie nicht hin, um auch noch die Zinsen für die Kriegsschulden 
zu bezahlen oder gar an Schuldentilgung zu denken. Hier 
eröffnete der Staat eine neue Quelle, indem er Berlin einen 
Anteil an seiner Mahl- und Schlachtsteuer gewährte, der seit 
1820 als ein Zuschlag von 50 %/, zu der staatlichen Steuer 
erhoben wurde. Mit seiner Hilfe war die Aufstellung eines 
geregelten Schuldentilgungsplanes möglich. 

Die Sicherheitspolizei war unter dem.comité administratif 
durch eine Bürgergarde ausgeübt worden, die trotz Gruners 
Abneigung auch nach der Einführung der Städteordnung be- 
stehen blieb. Denn die herrschende Meinung, die den König 
für sich gewonnen hatte und sich auf Steins Zustimmung 
berufen konnte, sah in solchen bürgerlichen Schutzwachen das 
Unterpfand für Vertrauen und williges Sichfügen. Die Polizei- 
hoheit hielt der Staat dabei fest in der Hand. Ein Reglement 
für die Bürgergarde wurde 1810 erlassen, ohne daß den städti- 
schen Körperschaften dabei irgendeine Mitwirkung gestattet 
worden wäre. Die Einrichtung bewährte sich indessen nicht, 
die Bürger hatten im Frieden für den beschwerlichen Dienst 
wenig übrig, weil sie darin viel mehr eine Last als eine Ehre 
erblickten. Sie waren herzlich froh, als sie 1825 gegen einen 
Zuschuß von 8000 Talern für 30 berufsmäßige Gendarmen von 
ihren militärisch-polizeilichen Pflichten erlöst wurden. Erst die 
Revolutionszeit griff 1848 wieder auf den Gedanken der Bürger- 
bewaffnung zurück, in der die Gemäßigten den einzigen Ausweg 
aus einer unhaltbaren Lage, die Radikalen ein Instrument für 
die Verewigung der Revolution erblickten. Das Ende dieses 
letzten Versuchs, der Staatsgewalt die Ausübung der Polizei zu 
nehmen, war das innere und äußere Fiasko der Bürgerwehr. Sie 
wurde durch die Schutzmannschaft ersetzt, der unter Hinckel- 
deys rücksichtslosem Regiment der straffe militärische Charakter 
aufgeprägt wurde, den sie seitdem, man darf doch sagen zum 
Heile der immer gewaltiger sich ausdehnenden Residenz bewahrt 
hat. Die Kosten für sie hat Berlin von Anfang an getragen, 
wie die Städteordnung es verlangte. Das Feuerlöschwesen, das 
auch nach der Reform in den Händen der Polizei verblieb, 
erhielt ebenfalls durch Hinckeldey in der von der Stadt 
unterhaltenen Berufsfeuerwehr eine den Ansprüchen Berlins 
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genügende Organisation. Die Straßenreinigung wurde zunächst 
noch von der Feuerwehr besorgt, bis sie im Jahre 1875 auf 
die städtische Verwaltung überging. 

Zeigte schon die Abneigung, der die Bürgergarde bei der 
Berliner Bevölkerung begegnete, daß in ihr der Versuch einer 
Wiederbelebung des mittelalterlichen militärischen Geistes keinen 
Widerhall fand, so trat die Nachwirkung der Ausschaltung 
Berlins aus dem soldatischen Pflichtenkreis, die im 18. Jahr- 
hundert durch die Kantonfreiheit seiner Bürger begründet. 
worden war, noch überraschender in der Opposition zutage, 
die Magistrat und Stadtverordnete in den Jahren 1815 und 
1816 gegen die Unterordnung Berlins unter das Boyensche 
Wehrgesetz erhoben. Obschon über 6000 Berliner 1813 als frei- 
willige Jäger dem Heere zugeeilt waren, obschon bei den Schanz- 
arbeiten vor den Toren der Stadt Reich und Arm miteinander 
gewetteifert hatten, die patriotische Opferwilligkeit der Berliner 
Bevölkerung in Zeiten vaterländischer Not sich also überzeugend 
manifestiert hatte, meinten die städtischen Behörden doch, auf 
ihr altes verbrieftes Recht nicht verzichten zu dürfen. So weit 
war ihr Staatsgefühl noch nicht entwickelt, daß es sich der 
inneren Konsequenz der allgemeinen Wehrpflicht von selbst 
erschlossen hätte. Es bedurfte einer sehr ungnädigen Kabinetts- 
ordre Friedrich Wilhelms III, um die Opposition zum 
Schweigen zu bringen. 

Die Auseinandersetzungen zwischen Staat und Stadt, die 
noch durch gegenseitige Forderungen aus den Kriegsjahren 
und der Franzosenzeit verwickelter geworden waren, kamen 
durch die Kabinettsordre vom 31. Dezember 1838 zu einem 
vorläufigen Abschluß. Er war getragen von verständnisvollem 
Entgegenkommen des Staates auf der einen Seite, wie von der 
Erkenntnis der städtischen Behörden, daß Berlin trotz seiner 
finanziellen Bedrängnisse den Kreis der städtischen Selbst- 
verwaltung ausdehnen müsse. Auch auf den Gebieten, auf 
denen nur ein vorläufiger Vergleich zustande kam, wurde die 
Entwicklung in die rechten Bahnen gelenkt. Die Straßenbau- 
pflicht sollte auch in Zukunft innerhalb der Ringmauer zum 
größeren Teile der Aufsicht und den Kassen des Staates anheim- 
fallen, während außerhalb der Mauern die Stadt den Staat ab- 
löste. Der große Erfolg des Jahres 1875, der durch Hobrechts 
weitschauende Energie Berlin das volle Eigentum an seinen 
Straßen und Brücken errang, wurde durch die Kabinettsordre 
von 1838 vorbereitet. Indem diese der Stadt das Hecht verlieh, 
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bei Neuanlegung von Straßen die Kosten dem Unternehmer 
oder den Anliegern aufzuerlegen, schuf sie eine Grundlage für 
die moderne Form der Stadterweiterung durch leistungsfähige 
Unternehmer, von denen später auch die Kanalisationskosten 
übernommen werden konnten. 

Zu eigenartigen, durch den Gesetzgeber nicht vorausge- 
sehenen Folgerungen führte in Berlin die Vorschrift der Städte- 
ordnung, daß nur Grundbesitzer und Gewerbetreibende die 
Bürgerschaft bilden, alle anderen Einwohner dagegen als Schutz- 
verwandte an den politischen Rechten der Gemeinde nicht teil- 
nehmen sollten. Erlassen im Einklang mit der mittelalterlichen 
städtischen Entwicklung und mit Steins an der deutschen 
Rechtsgeschichte gebildeten hohen Vorstellungen von dem Wert 
der Bodenständigkeit und wirtschaftlichen Selbständigkeit für 
das öffentliche Leben, schloß sie in kleineren und mittleren 
Städten den Kern der Einwohner in die Bürgerschaft ein und 
ließ nur Gesellen, Lehrlinge und Dienstboten ohne politische 
Rechte. In Berlin aber mit seinen zahlreichen Beamten, seinen 
Künstlern und Gelehrten und dem wachsenden Heer der Arbeiter 
bildeten Grundbesitzer und selbständige Gewerbetreibende eine 
sehr einseitige und verhältnismäßig wenig zahlreiche Bürger- 
schaft. Dazu kam der starke Einfluß, der den Hausbesitzern 
in der Stadtverordnetenversammlung zufiel, von deren Mitglie- 
dern ihnen mindestens zwei Drittel angehörten — ein Einfluß, 
der in Berlin, wo die nichthausbesitzende Bevölkerung unge- 
wöhnlich zahlreich war und die Hausbesitzer im Laufe des 
19. Jahrhunderts immer mehr zu bloßen Hausverwaltern wurden, 
seinen ursprünglichen Sinn vollkommen verlor'. Nicht nur 
die Bodenpolitik Berlins ist durch diese Vorschriften des Gesetzes 
ungünstig beeinflußt worden, auch die Erweiterung der Stadt- 
grenzen fand eben wegen der einseitigen Zusammensetzung der 
Stadtverordnetenversammlung in ihr einen Widerstand, den die 
Regierung nicht immer zu brechen gewillt war. Zu einem 
Teile wenigstens hat der Staat diese Mängel der Städteordnung, 
die inzwischen auch an anderen Orten deutlich geworden waren, 
in der Gemeindeordnung von 1850 und der auf ihr beruhenden 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 beseitigt, indem er die Trennung 
der Einwohner in Bürger und Schutzverwandte aufhob und die 
einheitliche Einwohnergemeinde schuf. Durch die Einführung 
des Dreiklassenwahlrechts an Stelle des gleichen Wahlrechts der 
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Steinschen Städteordnung wurde zugleich eine radikale Demo- 
kratisierung des Stadtparlaments, die in Berlin mit dem An- 
schwellen der Arbeiterbewegung in voller Schärfe hätte eintreten 
müssen, unmöglich gemacht. Derselben Tendenz, die Massen 
durch plutokratische Abstufung der politischen Rechte nieder- 
zuhalten, diente auch die Übernahme des Hausbesitzerprivilegs 
mit einer nicht sehr erheblichen Abschwächung in die neue 
Städteordnung. Freilich hat das Privileg diese Bedeutung in 
Berlin und anderen Industrieorten seit den letzten Jahrzehnten 
durch die Ausbildung des städtischen Parteiwesens und der 
Parteidisziplin und das Eindringen der Sozialdemokratie auch 
in eigentlich bürgerliche Kreise vollkommen verloren. Ein 
Mangel an sozialdemokratischen Hausbesitzern hat wohl hier 
noch kein Stadtverordnetenmandat in bürgerliche Hand fallen 
lassen. 

Früher als andere Städte der Monarchie stand Berlin vor 
dem Problem der Eingemeindung. Auch dieses wurde durch 
die Städteordnung bedingt, deren Bestimmungen hier wieder 
auf schnell wachsende Städte, in erster Linie auf Berlin, nicht 
berechnet waren. Denn indem sie nicht das Gebiet der alten 
Feldmark dem Stadtbezirk zugrunde legte, sondern nur die 
eigentliche Stadt und die Vorstädte, bereitete sie der Auslegung 
der preußischen Regierung den Weg, die 1810 im wesentlichen 
nur das Gebiet innerhalb der Stadtmauern als Weichbild Berlins 
festsetzte. Damit wurde Berlin mehr als der Hälfte seines ur- 
sprünglichen Gebietes beraubt, seiner Ausdehnung über die 
Mauern hinaus Fesseln angelegt. Nun wurden aber gerade auf 
Betreiben der Regierung in den Jahren 1819—1826 die soge- 
nannten Berliner Hufen, das im Norden und Nordwesten der 
Mauer liegende Ackerland, separiert und so die Möglichkeit zu 
städtischem Anbau eröffnet. Dadurch erhielten die Bestrebungen 
nach Wiederherstellung des alten Weichbildes einen erneuten 
Anstoß, und es kam 1829 durch langwierige Verhandlungen 
des Magistrats mit den Nachbargemeinden und dem Kreise 
Niederbarnim zur Eingemeindung der Hufen. Es folgten 1831 
und 1832 weitere Eingemeindungen auf dem rechten Spreeufer, 
die aber selbständig von der Regierung vorgenommen wurden. 
Auf dem linken Flußufer erreichte das Stadtgebiet bald wieder 
den Landwehrkanal, die vom Staate vorgeschlagene Ausdehnung 
bis tief in das Tempelhofer Gebiet hinein stieß indessen auf 
den entschiedensten Widerspruch der Stadtverordneten. Diese 
ließen sich von kurzsichtigen Sparsamkeitsrücksichten leiten — 
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sie scheuten die Armenlasten und die Kosten für Straßenpflaster 
und Beleuchtung — daneben wohl auch von der Furcht. durch 
Aufnahme neuer Stadtteile den Wert ihres eigenen Haus und 
Grundbesitzes zu schmälern. Diesmal gab die Regierung ihren 
Wünschen nach. Als aber zwei Jahrzehnte später ähnliche 
Erwägungen und Bedenken der Stadtverordneten wieder einen 
großzügigen Stadterweiterungsplan mit dem Scheitern bedrohten. 
griff die Regierung zu dem $8 2 der Städteordnung von 1253 
und führte mit königlicher Genehmigung die umfassende Ein- 
gemeindung im Nordwesten, Westen und Süden durch. die am 
1. Januar 1%61 in Kraft trat. Die alten Berliner Grenzen waren 
seitdem bis auf den 1381 noch hinzugekommenen Tiergarten 
und ein umfangreiches Gebiet im Südosten wieder erreicht. 
auf Schöneberger und Tempelhofer Gebiet sogar überschritten. 
Diese Erweiterung seines Weichbildes um mehr als zwei Drittel 
verdankte Berlin nicht einer kühnen, die Bedürfnisse der Zukunft 
voraussehenden kommunalen Politik, sondern allein dem Staat, 
der sich damals und ebenso bei den in den siebziger Jahren 
geplanten, aber nur zum kleineren Teile durchgeführten Ein- 
gemeindungsplänen als aufrichtiger Freund der Entwicklung 
Berlins zu einem großen, in sich geschlossenen kommunalen 
Körper zeigte. Mochten auch praktische Gründe, namentlich 
die übersichtlichere Gestaltung der Berliner Polizeiverwaltung. die 
Politik des Staates mitbestimmen, so bleibt ihr doch der Ruhm, 
den rechten Weg energisch und vorurteilslos beschritten zu haben. 

Unter Hobrechts genialer, leider viel zu kurzer Leitung 
der Berliner Verwaltung drängten die städtischen Behörden 
zum ersten Male selbst über bloße Eingemeindungspläne hinaus 
auf eine den Bedürfnissen der Zukunft noch mehr als der 
Gegenwart gerecht werdende Organisation der Hauptstadt des 
neuen Deutschen Reiches und ihrer Nachbargemeinden. Solchen 
Gedanken entsprang der Gesetzentwurf über die Schaffung einer 
Provinz Berlin, der 1875 und 1876 dem Landtage vorgelegt 
wurde!) Er scheiterte an dem Widerstand der preußischen 
Konservativen, auf deren Wünsche Bismarck nach der Neu- 
orientierung seiner Wirtschaftspolitik in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre größere Rücksicht als bisher nehmen mußte. 
Die Rückwirkung der allgemeinen Politik des Staates auf die 
Stadt Berlin erschien bei diesen Verhandlungen in besonders 
scharfer Beleuchtung. Solange Bismarck mit der nationallibe- 
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ralen Partei den Kulturkampf führte und ihr Einfluß die 
preußischen Ministerien beherrschte, fanden Berlins Wünsche 
die Förderung der Regierung. Sobald diese sich’ den Konser- 
vativen und dem rechten Flügel der zersprengten National- 
liberalen zuwandte, erlosch ihr Interesse für das fortschrittliche 
Berlin. Dieselbe Situation wiederholte sich in den Jahren 1891 
bis 1894, nur mit dem Unterschiede, daß sich jetzt auch 
zwischen dem Ministerium. des Innern und dem Polizeipräsi- 
denten, die eine Eingemeindung im größten Stile wollten, und 
den städtischen Körperschaften erhebliche Meinungsverschieden- 
heiten erhoben. Ehe sie ausgeglichen werden konnten, traten 
der Minister Herrfurth und zwei Jahre später Caprivi und 
Botho Eulenburg zurück. Die Politik des Staates lenkte in 
entgegengesetzte Bahnen, und der Eingemeindungsplan ver- 
schwand ebenso wie 1878 die Idee einer Provinz Berlin. Die 
Großberliner Frage trat für längere Zeit vor anderen Plänen 
der Kommunalverwaltung zurück. Als sie aber wieder auf- 
tauchte, offenbarte sie aufs neue ihren Charakter als ein Pro- 
blem der allgemeinen staatlichen Politik. Nach der mehr oder 
minder deutlich ausgesprochenen Auffassung der Regierung 
wie der rechtsstehenden Parteien handelt es sich bei Berlin 
eben nicht wie bei anderen großen Städten nur um die rein 
praktische Eingemeindungs-, sondern um eine eminent politische 
Frage, an deren Lösung der Staat in ungewöhnlichem Maße 
interessiert ist. Ä 

Wie in den Stadterweiterungsfragen der Staat trotz der 
städtischen Selbstverwaltung die ausschlaggebende Rolle spielte, 
so übte er auch auf die Bau- und Bodenpolitik innerhalb der 
Stadt entscheidenden Einfluß aus!). Im Mittelalter hatte sich 
der Anbau innerhalb der ältesten Stadtmauer an das bei der 
Gründung entworfene, geradlinige Straßennetz gehalten, das in 
seinen Hauptadern noch heute deutlich erkennbar ist. Eine 
Stadterweiterung war bis ins 17. Jahrhundert nicht nötig ge- 
worden, wenn auch eine Anzahl Häuser regellos vor den Berliner 
und Köllner Toren entstanden waren. Erst die kurfürstlichen 
Neugründungen, der Werder, die Dorotheen- und die Friedrichs- 
stadt, veränderten das Bild der Hauptstadt vollständig, zumal 
seit die alten mit den neuen Städten 1709 zu einem Gemein- 


1) Einen Überblick über die Berliner Bau- und Bodenpolitik vom Mittel- 
alter an gibt Clauswitz in der schon gedruckten, aber noch nicht im 
Handel erschienenen Festschrift des Berliner Geschichtsvereins, Berlin 1914, 
S. 29—48. 
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wurde in Berlin ohne Mitwirkung der Stadt durch einen Vertrag 
des Ministeriums des Innern mit der englischen Gasgesellschaft 
eingeführt, und die lange entbehrte Wasserleitung, die 1856 
fertig wurde, verdankte der eigenwilligen Energie Hinckeldeys 
ihr Dasein, der gegenüber die konservativ-reaktionäre Stadt- 
verwaltung dieser Zeit machtlos war. Und doch hatte Berlin 
schon in den verheißungsvollen vierziger Jahren durch die Be- 
gründung eines städtischen Gaswerks eine Bahn betreten, die 
trotz der düsteren Prophezeiungen eines so erfahrenen Kom- 
munalpraktikers wie des Stadtrats Benda zu glänzenden Er- 
folgen leitete. Die Mängel des Hinckeldeyschen Wasserwerks 
führten dann in den siebziger Jahren zu seinem Ankauf durch 
die Stadt, die eben damals nach leidenschaftlichen Presse- und 
Redekämpfen auf Virchows kraftvolles Betreiben die Kanali- 
sierung Berlins beschlossen hatte. Es war die Zeit, in der die 
städtischen Behörden eine neue Ara kommunalpolitischer Be- 
tätigung durch die Einführung des einheitlichen freien Volks- 
schulunterrichts, durch den Bau eigener großer Krankenhäuser, 
durch den Erwerb des Eigentums an Berlins Straßen und 
Brücken eröffneten. 

Den tiefgreifenden Einwirkungen der staatlichen Tätigkeit 
auf die politische und soziale Entwicklung der Reichshauptstadt 
während des letzten Jahrhunderts geht eine bedeutsame Tätig- 
keit des Staates auf geistigem Gebiete parallel. Die Universität, 
die Bauakademie, die mit der Gewerbeakademie zur Technischen 
Hochschule vereinigt wurde, die königlichen Theater, die Museen, 
die Hochschulen für die schönen Künste machten aus Berlin 
einen Mittelpunkt des geistigen und künstlerischen Lebens in 
Deutschland, zu dem die eingesessene Bevölkerung mit ihrer 
überwiegend praktisch-verstandesmäßigen Anlage wenig hätte 
beitragen können. Auch die äußere Erscheinung Berlins, soweit 
sie künstlerische Bedeutung beanspruchen kann, war fast aus- 
schließlich ein Werk des Staates oder doch der regierenden 
Dynastie, denen das ältere Berlin mit ganz geringen Ausnahmen 
seine monumentalen Bauten verdankte. Hier hat sich aber im 
letzten halben Jahrhundert ein bedeutender Umschwung an- 
gebahnt. Die Bauten der Stadt wie die der Privaten und der 
großen Unternehmungen geben mit Ausnahme der althistorischen 
Gegenden des Schlosses, der Linden oder des Gendarmenmarktes 
dem Äußeren Berlins immer mehr ihr Gepräge. 

Handel und Industrie hatten im 18. Jahrhundert Kraft 
und Richtung ihres Lebens durch die merkantilistische Politik 
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der preußischen Könige erhalten und sich in Berlin zu einer 
Blüte entwickelt, die einen gewissen treibhausartigen Charakter 
nicht verleugnen konnte!) Nach dem Sturz des preußischen 
Staates im Jahre 1806 würde ein noch radikalerer Verfall der 
jungen Industrie eingetreten sein, wenn ihr nicht die Konti- 
nentalsperre noch für einige Jahre die englische Konkurrenz 
ferngehalten hätte. So behauptete die Textilindustrie, das 
Rückgrat der Berliner Manufakturen, bis zum Jahre 1813 ihre 
Stellung. Ihren Unternehmern bot sich eine letzte Frist, durch 
technische Fortschritte sich auf die kommenden Stürme vorzu- 
bereiten. Sie wurde nicht benutzt und so erfolgte schon während 
der Befreiungskriege der Zusammenbruch. Nur die Seiden- 
industrie und die Kattundruckerei konnten sich halten. Der 
Staat aber lenkte nach seiner Wiederherstellung in wirtschafts- 
politische Bahnen, die weit entfernt von denen des 18. Jahr- 
hunderts liefen. Das Grenzzollgesetz von 1818 in Verbindung 
mit der schon 1810 eingeführten Gewerbefreiheit und der Grün- 
dung des Zollvereins schufen erst aus Preußen, dann aus dem 
größten Teile Deutschlands ein einheitliches Wirtschaftsgebiet, 
in dem Berlin nur kraft seines natürlichen Schwergewichts und 
der Intelligenz und Tüchtigkeit seiner Gewerbetreibenden eine 
beherrschende Rolle spielen konnte. Nicht durch staatliche 
Privilegien und Unterstützungen oder durch Heranziehung 
fremder Unternehmer entstand die moderne Berliner Groß- 
industrie in den dreißiger und vierziger Jahren, sondern sie 
entwickelte sich organisch aus dem Handwerk, dessen intel- 
ligenteste Köpfe durch die Schule des Gewerbeinstituts und 
durch Auslandserfahrung sich über ihresgleichen erhoben. Bei 
alledem war 1846 die industrielle Blüte vom Jahrhundertanfang 
noch nicht erreicht, war die Berliner Industrie so wenig mit 
dem Weltmarkt verknüpft, daß sie durch die Absatzkrise von 
1847 kaum berührt wurde, dagegen empfindlich unter den Miß- 
ernten der Jahre 1846 und 1847 litt. Die Revolution verschärfte 
die unglückliche gewerbliche Lage, die das Handwerk, wie stets, 
schärfer noch als die Industrie empfand. Der Staat widmete 
deshalb seit 1849 dem Handwerk seine besondere Fürsorge, 
während er zugleich den manchesterlichen Auswüchsen der 
Großindustrie Schranken aufzuerlegen erfolgreich bemüht war. 

Die industrielle Entwicklung selbst freilich vermochte staat- 
liche Handels- und Gewerbepolitik nicht mehr zu hemmen; sie 


1) Wiedfeldt a a. O. S. 71 ff. 
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empfing durch Eisenbahnen und Maschinen ihren gebieterischen 
Antrieb. Durch den Umschwung der preußischen Handels- 
politik seit 1861 wurde sie kräftig gefördert und nach 1879 
dehnte sie sich trotz landwirtschaftlicher Schutzzölle, Steuer- 
reform und Sozialpolitik immer mehr aus. Arbeitsteilung, 
steigende Bedarfskonzentration und Übergang zur Massenpro- 
duktion wurden nicht für ganz Deutschland, wohl aber für 
Berlin wichtigere Faktoren als die Haltung des Staates. Iın 
Zusammenhang mit der Umbildung des Berliner Gewerbes in 
den Großbetrieb gewann seit den sechziger Jahren der Handel 
eine immer bedeutendere Stellung. Ein starker Zustrom von 
außen verjüngte ständig Berlins gewerbetreibende Bevölkerung, 
ein Zustrom, der nicht wie im 18. Jahrhundert durch staatliche 
Unterstützung, sondern durch die natürliche Anziehungskraft 
der Hauptstadt herangezogen ward. Das Handwerk dagegen 
wurde durch die Industrie ebenso unaufhaltsam zurückgedrängt, 
wie in den letzten Jahrzehnten der Kleinunternehmer durch die 
Warenhäuser. Versuche der staatlichen Gesetzgebung, diese 
Verhältnisse zu beeinflussen, scheiterten fast völlig. Berlin fand 
auf dem Gebiete des gewerblichen Lebens sein Gesetz nur noch 
in sich selbst. 


IV. 

Mit der Bedeutung der staatlichen Politik für die Entwick- 
lung Berlins kann sich naturgemäß der Einfluß nicht ver- 
gleichen, den die Stadt auf den Staat ausgeübt hat. Aber das 
Bild der Beziehungen der beiden Mächte würde doch unvoll- 
ständig sein, wollte man diesen Einfluß ganz übergehen. Schon 
die Rolle, die Berlin im Mittelalter bei den Landfriedensbünd- 
nissen des 14. Jahrhunderts gespielt hat, seine Stellung an der 
Spitze der mittelmärkischen Städte im Kampfe gegen die 
Quitzows, zeigt ein aktives Eingreifen in das Leben des Staates. 
Dann kann freilich für Jahrhunderte davon nicht mehr die 
Rede sein. Auf die Auseinandersetzungen der Stände mit dem 
Fürstentum vom 15. bis zum 17. Jahrhundert hat Berlin keinen 
tieferen Einfluß gewonnen, es ist im Gegenteil immer mehr 
Objekt des Staates geworden. Erst im 18. Jahrhundert tritt 
eine Art Wechselwirkung ein: Berlin gewährt dem Staate durch 
sein bloßes Dasein und die in ihm ruhenden Möglichkeiten 
immer neuen Anreiz für seine merkantilistische Wirtschaftspolitik. 
Diese indirekte Wirkung verliert im 19. Jahrhundert an 
Bedeutung. Der Staat nimmt bei seiner Handels- und Ge- 
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werbepolitik nur geringe Rücksicht auf seine Hauptstadt, die 
ihr Heil nicht mehr in staatlicher Förderung, sondern in selb- 
ständigem Schaffen findet. Dafür beginnen schon bald nach 
Einführung der Städteordnung Versuche Berlins, unmittelbar 
den Staatswillen zu beeinflussen. Der Opposition gegen die 
allgemeine Wehrpflicht tritt rühmlicher in denselben Jahren 
der freilich ebenso ergebnislose Antrag des Magistrats zur Seite, 
in die Berliner Regierung eine Anzahl von Mitgliedern der 
Bürgerschaft im Einklange mit der Verordnung vom 26. De- 
zember 1808 über die verbesserte Einrichtung der Provinzial- 
behörden zu berufen!). Zwei Jahre später reicht der Magistrat 
eine Petition der Stadtverordneten um Einführung der ver- 
heißenen preußischen Verfassung ein, die aber in ihrer Be- 
gründung nicht von der allgemeinen politischen Bedeutung einer 
Volksvertretung ausgeht, sondern die Verfassung im Grunde 
nur benutzen will, um eine gerechtere Besteuerung der Städte 
gegenüber dem platten Lande durchzusetzen. Dann kommt 
auch über das amtliche und bürgerliche Berlin jene tiefe poli- 
tische Ruhe, die für die letzten beiden Jahrzehnte Friedrich 
Wilhelms III. so charakteristisch ist. Erst der Thronwechsel 
läßt eine Bewegung entstehen, die aus literarischen Anfängen 
unter dem Einflusse der sprunghaften Politik des neuen Königs, 
der sozialen Zustände und der allgemeinen geistigen Strömung 
immer größere Kraft und Ausdehnung gewinnt?). Der Magistrat 
nimmt an ihr insofern teil, als er sich in einer Adresse an 
den König gegen die herrschende Orthodoxie und für eine 
liberale Kirchenverfassung ausspricht, wofür er freilich nur die 
königliche Ungnade erntet. In den Tagen vor der Märzrevo- 
lution versucht der Öberbürgermeister Krausnick, durch 
wiederholte Besprechungen mit Bodelschwingh die Regierung 
von der Notwendigkeit schneller Zugeständnisse zu überzeugen?). 
Die Revolution aber bricht aus, als seine Wünsche sich eben 
erfüllt haben, und reißt nun auch ihn in ihren Strudel. 


') Clauswitz, Städteordnung, S. 198 ff. und S. 234 ff. 


?) Mein Aufsatz über den vormärzlichen Liberalismus in Berlin im 
Septemberheft des „Greif“. 1914. Dora Meyer, Das öffentliche Leben in 
Berlin im Jahre vor der Märzrevolution, Schriften des Vereins für die Geschichte 
Berlins, Heft 46, 1912. 


2) Mein Aufsatz über Bodelschwingh und die Berliner Märzrevolution. 
Konservative Monatsschrift, Juni und Juli 1914. 
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der Monarchie der Hohenzollern und irgendeiner anderen preußi- 
schen Stadt, und ihre Folgen sind für beide Teile am günstigsten, 
wenn zwischen beiden Mächten Harmonie besteht. Diese Har- 
monie kann heute nicht mehr die Formen des 18. Jahrhunderts 
annehmen, sondern nur auf der Freiheit der Selbstverwaltung 
und ihrer Durchtränkung mit lebendiger Staatsgesinnung auf- 
gebaut sein. Auf dieser Grundlage allein ist ein Erfolg der 
Wünsche, die sich in dem Worte Großberlin verkörpern, mög- 
lich und durchführbar. 


Zum Stand der politischen Probleme 
Zusammenfassende und vergleichende Übersichten 


II. 
Die wissenschaftliche und die politische Judenfrage 


Von Sigbert Feuchtwanger 


I. 


Jüdische Chronik 


Mit voller Absicht schicke ich der in dieser Abhandlung versuchten 
Darstellung des heutigen Standes der Judenfrage eine rein referierende Auf- 
zählung der das Judentum betreffenden Geschehnisse und Entwicklungs- 
erscheinungen der letzten Jahre voraus?*). Wir bedürfen dieser Chronik vor 
allem deshalb, weil sie das Rohmaterial gibt, das zu verstehen und zu ge- 
stalten die Aufgabe ist; weiter aber birgt die jüdische Chronik, so wie sie 
aussieht, dieser kaleidoskopartige Wandel von Ereignissen, die „alle schon 
dagewesen“ zu sein scheinen und doch alle neu sind, die zugleich folgerichtig 
ans alte anzuknüpfen, zugleich überraschend widerspruchsvoll scheinen, in 
sich selbst schon eine tiefe Lehre für den, der sie zu lesen versteht. 

Zunächst eine statistische Tatsache: Die verbreitete Sage von der 
jüdischen Fruchtbarkeit ist nun von der Wissenschaft aufs schwerste er- 
schüttert worden °). Die jüdische Fruchtbarkeit ist, was die westeuropäischen 
Juden betrifft, seit einem Menschenalter einer auffallenden und stets steigenden 
Unfruchtbarkeit gewichen, die westeuropäischen und besonders die deutschen 
Juden gehen infolge der Abnahme der Geburten, weiter aber durch Taufe 
und Mischehe allmählich unter; nur durch die ostjüdische Einwanderung 
werden die Westjuden — rein numerisch — auf dem alten Stand erhalten. 


1) Quellen sind außer den allgemeinen Tageszeitungen die jüdischen 
Blätter wie: Israelit, Welt, Jüdische Rundschau, Jüdische Presse, Ost und 
West, Israelitisches Familienblatt, Jüdisches Echo, Allgemeine Zeitung des 
Judentums, Im deutschen Reiche etc. 

?) Vgl. Theilhaber, Der Untergang der deutschen Juden (München 
1911); Segall, Die beruflichen und sozialen Verhältnisse der Juden in 
Deutschland (Berlin 1912); Ludwig Feuchtwanger in Schmollers Jahrb. 
1913 8. 1520 ff. 
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Dann äußere Geschehnisse (zunächst vor dem Kriege): 

In England'): Offizielle Auslegung der alien bill in antijüdischem Sinne, 
Erschwerung der Einwanderung, Kundgebungen antisemitischer Gesinnung 
in der öffentlichen Meinung, z. B. in den Times. Pogroms in Wales. — 
In Amerika: Weitere erhebliche Erschwerung der Einwanderungsbestim- 
mungen für Juden auf administrativem und gesetzlichem Wege; andererseits 
aber: Kündigung des Handelsvertrags mit Rußland, weil dieses sich weigert, 
den amerikanischen Juden die gleichen Rechte wie den übrigen Amerikanern 
zuzugestehen (sog. PaBfrage)”). — In Rußland: Nach deutlichen Anzeichen 
einer allmählichen Emanzipation eine beispiellose Steigerung der administra- 
tiven Entrechtung der Juden, rapide Zunahme der jüdischen Auswanderung. — 
In Polen”): Plótzliches Umsichgreifen eines wütenden Judenhasses beim 
Volk, selbst bei den freiheitlich gesinnten Kreisen (z. B. den Frauenrechts- 
vereinen und den Liberalen), gesellschaftliche und wirtschaftliche Boykottie- 
rung der Juden. — In Finnland, dem selbst von Rußland bedrückten, 
legt die in ihrer Judenpolitik autonome Regierung den Juden Beschränkungen 
auf, die die russischen noch überbieten. — In Sibirien ersuchen Kaufleute 
und Börsengremien die russische Regierung, sie möge die Juden dort zu- 
lassen, damit durch sie das stagnierende Wirtschaftsleben Sibiriens belebt 
werde — In Spanien, wo seit 1492 gesetzlich den Juden der Aufenthalt 
verboten ist, beginnt eben eine von der Regierung offiziell geförderte Repat- 
riierung der Juden‘), insbesondere der spaniolischen Juden der Türkei und 
der Balkanländer. — In Österreich tritt neuerdings das jüdische Volk 
als besondere Nationalität neben die anderen Nationalitäten Österreichs mit 
dem Anspruch auf nationale Gleichwertigkeit und Gleichberechtigung. Zu 
dem ersten auf Grund des neuen allgemeinen und gleichen Wahlrechts ge- 
wählten Reichsrat stellten die Juden besonders in Galizien und der Bukowins 
jüdische Kandidaten auf, von denen vier mit insgesamt über 130000 Stimmen 
gewählt wurden und nun eine eigene jüdische Fraktion im österreichischen 
Reichsrat bilden. 

Dann die innerjüdischen Geschehnisse (ebenfalls zunächst vor dem 
Kriege): Auflehnung der deutschen Mitglieder der satzungsgemäß auf dem 
Grundsatz der Solidarität aller Juden der Welt aufgebauten Alliance israélite 
universelle gegen die Vorherrschaft der französischen Mitglieder und gegen 
die Verfolgung französisch-nationalistischer Interessen durch die Pariser Ver- 
waltung der Alliance; Vermeidung der Spaltung nur deshalb, weil die Fran- 
zosen (beati possidentes) im Besitz der reichen Kapitalien des Verbandes 
sind. — In Deutschland Verschärfung des Gegensatzes zwischen den jüdisch- 
national gesinnten Juden und den auf rein konfessionell-jüdischer Basis 
stehenden „Deutschen jüdischen Glaubens“. Der Verein deutscher Staats- 
bürger jüdischen Glaubens erklärte im März 1913 in einer Resolution die 
Unvereinbarkeit des deutschen Patriotismus mit zionistisch-nationalistischer 


1) Vgl. Th&o-Doedalus, L'Angleterre Juive, Israël chez John Bull 
(Brússel, Paris 1913), 384 S.; ein Handbuch des engl. Antisemitismus. 

*) Nach Sombart, Die Zukunft der Juden (Leipzig 1913) S. 26, liegt 
auch dieser scheinbar philosemitischen Kundgebung antijüdische Absicht der 
amerikanischen Regierung zugrunde. 

D Vgl. Anin in Soz. Monatshefte 1914 Nr. 6. 

4) Dezember 1915 wurde ein Jude zum Professor der Madrider Hoch- 
schule ernannt — der erste staatliche jüdische Beamte seit 1492. 
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Gesinnung und Betätigung; daraufhin Austritt zahlreicher jüdisch-national 
Gesinnter aus dem Verein. — Dann der sog. palästinensische „Sprachenstreit 
und Schulkampf“. Innerhalb des aus Juden aller Richtungen und Nationen, 
gebildeten Komitees, dem die Leitung des im Entstehen begriffenen jüdischen 
Technikums in Haifa unterliegt, entstanden 1913 heftige Meinungsverschieden- 
heiten wegen der Unterrichtssprache in dieser Schule; durch die Parteinahme 
der reichen russischen und amerikanischen Juden, die die größten Kapitalien: 
zum Technikumfonds beigesteuert hatten, für das Hebräische als Unterrichts- 
sprache entschied sich der Streit ob Deutsch, ob Hebräisch, zugunsten des. 
Hebräischen; sämtliche zionistisch gesinnten Lehrer an den palästinen- 
sischen Schulen des für die deutsche Sprache eintretenden Hilfsvereins der: 
deutschen Juden verließen ihre Stellungen und fanden Anstellung in den 
binnen kürzester Zeit von der zionistischen Organisation in Palästina ins. 
Leben gerufenen hebräischen Schulen. — Im Zusammenhang mit diesem Streit 
trug das 1914 entstandene antizionistische Komitee, eine Vereinigung ange- 
sehener, auf nur konfessioneller Basis stehender Juden, die Gegensätze zwischen. 
nationalen und konfessionellen Juden in die Öffentlichkeit hinaus; eine größere 
Anzahl dieser antizionistisehen Deutschen sagte sich in einem in den größten. 
deutschen Tageszeitungen veröffentlichten Inserat im Februar 1914 offiziell: 
los von den nationalistisch-zionistisch gesinnten deutschen Juden als schlechten. 
Patrioten, Hetzern und Friedensstörern. 

Die liberalen Juden Deutschlands und die zumeist in der Hand liberaler 
Juden befindlichen Verwaltungen der größeren jüdischen Kultusgemeinden 
Deutschlands sahen schon vor dem Kriege mit wachsender Unruhe die zu- 
nehmende Einwanderung ihrer östlichen noch sehr wenig europäiisierten und 
assimilierten, meist noch auf streng religiöser Basis stehenden Glaubens- 
genossen, durch die sie den Fortschritt der Assimilation, die Beseitigung des 
Antisemitismus, die Modernisierung der jüdischen Religion gefährdet glaubten. 
Vielfach versuchten die liberalen Verwaltungen durch eine Änderung des 
Gemeindewahlrechts in beschränkendem Sinne oder durch Hintanhaltung 
einer Demokratisierung des Wahlrechts sich in der Macht zu behaupten; hier 
und dort artete der Kampf aus: es wurde von den liberalen Juden die mora- 
lische Unterstützung der Öffentlichkeit und die Hilfe des Staates in Anspruch. 
genommen, es wurde der russische Glaubensgenosse Öffentlich als minder- 
wertig hingestellt (Duisburg, Danzig, Leipzig etc.). 

Auch bei den anderen jüdischen Parteien war eine ungemeine Intensi- 
vierung der Anschauungen und Betätigung zu konstatieren. Innerhalb der 
zionistischen Organisation verloren die mehr und mehr als äußerlich empfun- 
denen landsmannschaftlichen (deutschen, französischen etc.) Gruppen an Be- 
deutung. Die Parteiung nach sachlichen Gesichtspunkten nahm an Bedeutung 
zu. Der sich verschärfende Gegensatz zwischen orthodoxen und nichtreligiösen 
Zionisten führte 1911 zu dem Austritt zahlreicher angesehener Orthodoxer 
aus der Partei. — Innerhalb der national gesinnten Judenheit entstand ein 
Streit zwischen Ost- und Westjuden nationalistischer Richtung um die Grund- 
lagen und die Ziele einer jüdischen Renaissance; Ostjuden*) lehnten vielfach. 
den Zionismus und seine Theorie von dem drohenden Untergang der Juden 


1) Geistiger Führer dieser Richtung im Westen ist Mathias Acher- 
(Dr. Nathan Birnbaum). Ein großer Teil der Literatur ist jidisch. Das, 
deutsche Organ ist die (seit Kriegsbeginn nicht mehr erscheinende) Monats-- 
schrift „Freistatt, alljúdische Revue“. 
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und der Rettung der Juden durch Bildung eines nationalen Zentrums in 
Palästina als eine westjüdische Ideologie ab, der sie vorwarfen, daß sie die 
geistigen und materiellen Bedürfnisse der national noch ungebrochenen 
12000000 Ostjuden verkenne; ein Teilkapitel dieses im Nationallager statt- 
findenden Streites ist der Streit um die Volkssprache: Jidisch (Jargon) oder 
Hebräisch; Jidisch ist die Volkssprache von weitaus der Mehrzahl der heutigen 
Juden, das Hebräische, die althistorische Sprache, beginnt in Palästina die 
Umgangssprache der dortigen Juden zu werden. 

In religiöser Beziehung bestehen die alten Gegensätze fort; links 
bilden den äußersten Flügel diejenigen Liberalen, die in der gewollten Assi- 
milation des jüdischen Ritus an den christlichen so weit gekommen sind, 
daß sie z. B. den Sabbat durch den Sonntag, das Chanukahfest durch Weih- 
nachten ersetzen, eine Konfirmation der Mädchen einführen. Am weitesten 
rechts steht die Orthodoxie der strengen (Frankfurter) Observanz '); die 
Orthodoxen betrachten die Erhaltung des gesetzestreuen Judentums und des 
Judentums überhaupt nur gewährleistet bei Ablehnung auch des kleinsten 
Zugeständnisses an die Idee einer Reform des Kultus und bei weitestgehender 
persönlicher und organisatorischer Sonderung des orthodoxen Religionslebens 
von dem der liberalen Juden, die von der Orthodoxie geradezu als „anderer 
Konfession“ bezeichnet werden. Als neu hat der Chronist hier folgendes zu 
verzeichnen: der Kampf der Meinungen wird sowohl wissenschaftlicher, als 
auch politischer; er wird programmatischer, die Gegensätze bewußter, das 
Trennende schärfer formuliert; der Kampf greift über das Individuelle hin- 
aus und wird nun fast nur organisiert geführt; neue Organisationen”) bilden 
sich, die Tätigkeit der alten*) wird intensiver und extensiver; in den bis- 
herigen neutralen Organisationen‘) veruneinen sich die beiden Richtungen‘), 
überwiegt das Trennende mehr und mehr das Gemeinsame. Die Begriffe 
werden wissenschaftlich geklärt, die Begründung historisch - philosophisch 
vertieft, die Ansprüche juristisch schärfer geformt. Der Kampf wird wissen- 
schaftlicher und politischer. Das „Wesen des Judentums“ ist der Philosophie 
des liberalen Judentums®) die Mission für ein gedanklich-ethisches System 
von Monotheismus und Humanität, zu dem sich die jüdische Religion, die 
Orthodoxie als Entwicklungsepisode überwindend und wieder anknüpfend an 
den Prophetismus, durch griechisch- deutsche Veredlung hindurch empor- 
geläutert habe, ein System, das inhaltlich dem modernen deutschen Prote- 


1) Organ: Der Frankfurter „Israelit“; führende Organisation: Die Frank- 
furter ,Israelitische Religionsgesellschaft“, begründet von Rabb. Dr. S. R. Hirsch 
nach Sezession von der Hauptgemeinde. 

?) Agudas Jisroel (näheres weiter unten im Text); Konferenzgemein- 
schaft deutscher GroBgemeinden. 

D Freie Vereinigung für die Interessen des orthodoxen Judentums; 
Freie Vereinigung für das liberale Judentum. 

4) Deutsch-israelitischer Gemeindebund; Verband Deutscher Juden. 

$) Die Orthodoxen lehnen es vielfach nun ab, ihre religiösen Interessen 

genüber den Behörden durch neutrale Organisationen vertreten zu lassen 
z. B. in der preußischen Volksschulreformfrage arbeitete die orthodoxe „Freie 
Vereinigung“ dem „Verband Deutscher Juden“ entgegen; vgl. Korrespondenz- 
blatt des Verb. der deutschen Juden, Oktober 1912, Nr. 12). 

€) Ihr vornehmster Repräsentant ist Prof. Hermann Cohen; vgl. z. B. 
dessen Schrift: Die religiösen Bewegungen der Gegenwart (Leipzig 1914). 
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stantismus — bis auf einige Unterschiede in der Gottesidee — sehr nahe steht. 
In dogmatischer Hinsicht verkünden die angesehensten Reformrabbiner 1912 
ein sorgfältig ausgearbeitetes Programm ') einer zeitgemäßen Reform des 
Judentums, worin methodisch der nur historisch bedingte Teil der jüdischen 
Religion, der keine absolute Geltung beanspruchen dürfe, von deren Ewig- 
keitsgehalt geschieden wird, der auch heute noch für die Juden verbindliches 
Gesetz darstellte. Diese authentische Interpretation anerkennen die gesetzes- 
treuen Juden weder als authentisch noch als Interpretation, die Berechtigung 
und das Bedürfnis zu derartigen Maßnahmen bestreitend?). Ein Teilkapitel 
dieses Kampfes ist der sich mehr und mehr verschärfende Gegensatz zwischen 
den meist liberalen Großgemeinden und den meist orthodoxen Kleingemeinden, 
besonders innerhalb des Deutsch-Israelitischen Gemeindebunds, der mehr und 
mehr seine Stellung als Gesamtvertretung der deutschen Kultusgemeinden 
verliert; die Sonderorganisationen den beiden Richtungen treiben mehr und 
mehr Sonderpolitik*). Von den Staatsregierungen verlangen die Orthodoxen 
nun grundsätzlich die öffentlich-rechtliche Anerkennung der Gleichberechtigung 
der orthodoxen Kultusgemeinden mit den reformierten. 1913/14 entsteht in 
bewußter Nachahmung der zionistischen Weltorganisation die orthodoxe 
„Agudas Jisroel“, die (zur Erhaltung und Förderung des gesetzestreuen Juden- 
tums) die bisher unter sich zusammenhanglosen Orthodoxen aller Länder 
vereinigen soll. 

Das Landgericht Leipzig stellte 1913 das gegen den Antisemiten Fritsch 
wegen Gotteslästerung und Judenbeleidigung eröffnete Strafverfahren ein‘), 
weil der von Fritsch gelästerte Gott „Jahwe“ nicht der von der Judenschaft 
Deutschlands heute verehrte Gott sei, sondern der vorprophetische Gott?) des 
alten Israel, an den nur noch einige geistig und religiös nicht reife Juden glaubten, 
und aus dem sich erst die Idee des ethischen universellen Monotheismus 
entwickelt habe, ferner weil Fritschs Beschimpfungen nur die vereinzelten °) 
Juden treffen wollten, die heute noch an Talmud und Schulchan-Aruch fest- 
halten, aber außerhalb der jüdischen Religionsgemeinschaft”) stehen. 

Der Kriegsausbruch bildet eine deutliche Zäsur und zwar nicht nur 
im objektiven Ablauf der Ereignisse, sondern auch — und dies bemerkens- 
werter — subjektiv, in der Überzeugung der Zeitgenossen. Auch diese 
Überzeugung der Zeitgenossen ist ein Stück jüdischer Chronik, wie über- 
haupt Meinungen und Gedankenäußerungen (sowohl der Juden über sich 
und andere, als auch der anderen über die Juden und ihr Verhältnis zu den 


') „Richtlinien zu einem Programm für das liberale Judentum“; vgl. die 
Broschüre gleichen Titels (1912). 

3) Über die auch den Christen auffallende Schärfe des liberal-orthodoxen 
Kampfes vgl. Rade in Christliche Welt 1915 Nr. 93. 

D Zur Illustration der Gegensätze orthodox-liberal innerhalb der 
Großgemeinden selbst vgl. den Bericht über die Berliner Kultusgemeinde 
im Israelit, 1915 Nr. 40, 41. 

*) Vgl. Geh. Rat Prof. Dr. Kittel, „Judenfeindschaft oder Gottes- 
lästerung ein gerichtliches Gutachten“ (Leipzig 1915), eine Wiedergabe des 
Kittelschen Obergutachtens, auf Grund dessen obiger Beschluß erging. 

$) Dieser (orthodoxe) Gott sei durch $ 166 St.G.B. nicht geschützt. 

9 Eine exakte Statistik dieser „vereinzelten“ orthodoxen Juden gibt 
es nicht. 

1) Das deutsche Strafrecht anerkennt demnach das liberale Judentum 
Deutschlands als das herrschende. 
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Juden) ein Stück Judenfrage ausmachen und in der modernen jüdischen 
Geschichte von größerer Bedeutung sind, als in der Geschichte anderer Völker. 

Krieg! Ein neues Zeitalter wie aller, so auch der jüdischen Geschichte 
schien zu beginnen. „Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch 
Deutsche.“ Weiteste Kreise der deutschen Judenheit betrachteten dieses 
Kaiserwort als für sich gesprochen. Aller Parteien Hader schien behoben, 
die Versöhnung eine endgültige. Massen jüdischer Freiwilliger eilten zu den 
Fahnen. Aus vollen Kräften widmeten Juden wie Christen ihr Geld und ihre 
Arbeitskraft den Kriegswohlfahrtsorganisationen. Alte Judenfeinde zögerten 
nicht mehr, nun die Juden als Volldeutsche anzuerkennen. Wo der schrille 
Ton antisemitischer Stimmen die allgemeine Harmonie zu stören drohte, unter- 
drückte sie die Regierung mit Macht; antisemitische Zeitungen wurden streng 
zensuriert, einigen das Erscheinen ganz verboten‘). Die jüdischen Soldaten 
standen an Tüchtigkeit und Heldenmut nicht hinter den christlichen zurück, 
auch ihnen wurden Kriegsauszeichnungen erteilt; mit stolzer Genugtuung 
verzeichneten die jüdischen Zeitungen jeden gefallenen und dekorierten 
jüdischen Helden. Es kamen die ersten Meldungen, daß jüdische Unteroffiziere 
zu Offizieren befördert worden seien — der „jüdische Reserveoffizier“, das 
Ziel alter Wünsche war erreicht, die letzte Stufe der Gleichberechtigung war 
erklommen, die Emanzipation der Juden war vollendet, die Judenfrage gelöst. 

Innerhalb der jüdischen Richtungen selbst gab es im Hinblick auf 
vaterländische Pflichterfüllung keinen Unterschied. Rückhaltlos und freudig 
bekannten die Nationaljuden und Zionisten sich zum deutschen Vaterland 
und standen mit Gut und Blut dafür ein. Sie lieferten damit nach Ansicht 
ihrer alten Gegner. der nur konfessionellen Juden, einen zwingenden Beweis 
gegen die Existenz einer besonderen jüdischen Nationalität; wie zurückgekehrte 
verlorene Söhne wurden sie im Vaterhaus begrüßt. Daß der deutsche Jude 
im deutschen Heer den franzözischen Juden im französischen Heer, der gali- 
zische Jude im österreichischen Heer den russischen Zionisten im russischen 
Heer bekämpfte und erschlug — gab es eine bessere Widerlegung der Existenz 
einer jüdischen Nation? Vor dem brausenden Sturm der Weltgeschichte 
zerstob die nationalistische Illusion. 

Ähnliche Erscheinungen im Auslande. Der Zar rief bei Beginn des 
Krieges in dem bekannten Aufruf die Mithilfe seiner „lieben Juden“ für den 
großen Kampf auf und versprach ihnen als Lohn treuer Pflichterfüllung die 
Gewährung voller staatsbürgerlicher Rechte nach dem Krieg. Die englische 
und die französische Regierung fügten ihr Bündnis mit Rußland in die große 
Linie ihrer Humanitäts- und Freiheitstradition ein, indem sie versprachen, 
sich nach Friedensschluß nach Kräften für die Emanzipation der östlichen 
Juden einsetzen zu wollen. 

So schien die Judenfrage nach allen Richtungen gelöst. Was war sie 
noch? nichts als ein altes Vorurteil, kein Ausdruck realer Gegensätze und 
Nöte; was an objektiver Judennot noch vorhanden war, war nur noch ab- 
sterbendes Rudiment. Des Kriegs hatte es bedurft, um den Sinn der Ge- 
schichte endlich klar zu stellen und die sinnvolle Entwicklung von Hemmungen 
zu befreien: von dem Judentum blieb nichts übrig als höchstens in jedem 
Staate, in Rußland, Deutschland, Frankreich etc. russische, deutsche, franzö- 
sische etc. Staatsbürger jüdischen Glaubens. Vom Theater der Weltgeschichte 
schien der Jude ein für allemal verschwunden. 


1) z.B. der Staatsbürgerzeitung. 
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Da aber kam der dramatische Moment! Die Dramatik ist ein wesent- 
liches Element dieser Ereignisse selbst; auch die Dramatik muß der Chronist 
daher wiedergeben, wenn sein Bericht ein wirkliches Bild des Geschehens 
vermitteln soll. Auf der ungeheuren Bühne, im Schlachtentoben, wo um 
Völkerschicksale gespielt ward, wo Throne stürzten und Staaten weggewischt 
wurden, mitten im Dröhnen der Geschütze und im Feuerbrand zerschossener 
Städte — auf dieser weltgeschichtlich bewegten Bühne erschien plötzlich — 
der Jude. Er war es, allen sichtbar und unleugbar in seiner lebenden 
Realität; und die Mitspieler der Ereignisse selbst waren es, die ihn als Partner 
auf die Bühne drängten, wenn er auch weniger selbst „agierte“ als daß sie 
mit ihm agierten?). 

Das deutsche und das österreichische Armeeoberkommando erließen die 
bekannten Aufrufe in jidischer und hebräischer Sprache an die Juden Ruß- 
lands und Polens, worin sie für ihre Armeen als die Befreier der Juden von 
dem zarischen Bedrücker die jüdische Sympathie und Unterstützung ver- 
langten. 

Der östliche Kriegsschauplatz fiel zusammen mit dem Wohnsitz von 
fast drei Millionen Juden. Millionen wurden wirtschaftlich und räumlich 
entwurzelt; bewußte Politik der russischen Armeeleitung und Haß der 
polnischen Bevölkerung steigerten die jüdische Kriegsnot ins Grauenhafte. 
Dieses Kapitel jüdischer Kriegschronik ist bekannt, jedermann kennt die 
Einzelheiten; als Deutschenfreunde und staatsgefährliche Elemente — zum 
Teil infolge polnischer Bezichtigung — wurden die jüdischen Massen aus 
dem Operationsgebiet „evakuiert“, ihrer Habe beraubt, von Gouvernement 
zu Gouvernement gehetzt; viele verloren das Leben. | 

Entgegen ihrer anfänglichen Stellungnahme gingen die englische und 
die französische Regierung über diese Taten ihres russischen Bundesgenossen 
mit einigermaßen verlegenem Schweigen hinweg. Pressenachrichten über die 
russischen und polnischen Judenverfolgungen wurden in England und Frank- 
reich von der Zensur unterdrückt. Bald auch erklärten beide Regierungen 
offiziell, die russisch-polnische Judenfrage sei ein Internum der russischen Re- 
gierung, worein sich die Bundesgenossen nicht mischen dürften. 

Das Deutsche Reich und auch Österreich-Ungarn sahen sich nach der 
Besetzung Polens und des angrenzenden Gebiets als Herren von über 
2 Millionen Juden; sie standen und stehen damit vor einer Fülle praktisch 
zu lösender Fragen. Die — zum Teil oben geschilderten — bereits vor dem 
Kriege bestehenden polnisch-jüdischen Konflikte wurden Gegenstand deutscher 
Regierungspolitik. Die Polen, die nahe Möglichkeit der Wiedererrichtung 
eines polnischen Nationalstaates vor Augen, fürchteten von den Juden eine 
Störung der national-polnischen Ziele; die Juden sind entweder zu jüdisch, 
oder wegen ihrer jüdisch-deutschen Sprache zu deutsch, jedenfalls zu zahl- 
reich und zu eigenartig, um nach dem Rezept „Polen jüdischen Glaubens“ 
behandelt werden zu können. Die persönlich polnisch -assimilierte und wirt- 
schaftlich gut gestellte bourgeoiside Oberschicht der dortigen Juden tritt für 


') Vgl. zum folgenden außer den Tages- und jüdischen Zeitungen: 
„Jüdisches Archiv“, Mitteilungen des Komitees „Jüdisches Kriegsarchiv”, er- 
scheint in zwangloser Folge (Wien seit 1915); ferner die Materialiensammlung 
„Die Juden im Krieg“ Denkschrift des Jüd. Soz. Arbeiterverbandes, Poale 
Zion (Haag 1915). Vgl. ferner Binjamin Segel, Der Weltkrieg und das 
Schicksal des jüdischen Volks (Berlin 1915). 
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die polnische Assimilation aller Juden ein und fordert nur bürgerliche Gleich- 
berechtigung als Voraussetzung. Die national gesinnten Juden anerkennen 
diese Oberschicht nicht als Repräsentanten und fordern für die Juden nicht 
nur bürgerliche, sondern auch politische Gleichberechtigung als Nation neben 
den Polen, sowie nationale Autonomie und Selbstverwaltung für kulturelle 
Angelegenheiten. Andere Kreise wieder sehen die Lösung in der Germani- 
sierung der nach Sprache und Denkart dem Deutschtum verwandten Ost- 
juden — eine Lösung, die auch vom Standpunkt der deutschen Expansions- 
und Sicherungspolitik die erwünschteste sei. Brennend schon während des 
Krieges wurde die Schulfrage. Die deutsche Regierung hat noch kein end- 
gültiges Programm ihrer Ostjudenpolitik kundgegeben. Sie beschränkt sich 
bisher auf provisorische Regelung des jüdisch-polnischen Verhältnisses, was 
im wesentlichen auf einen Schutz der Juden vor den polnischen Übergriffen 
binausläuft. In der Schulfrage hat sie dahin entschieden, daß die jüdischen 
Kinder jidischer Muttersprache deutschen Unterricht, die polnisch sprechenden 
polnischen mitzumachen haben, sie anerkennt aber das Jidische als einen 
deutschen Dialekt, in dem unterrichtet werden darf. 

Schien bei Beginn des Kriegs alles Jüdische ausgelöscht, so erwies sich 
nun, daß dieser Schein nur eine Täuschung der vom Weltenbrande geblen- 
deten Augen der Zeitgenossen war. Die alten Probleme erstanden neu und 
neue entstanden zu den alten. Das öffentliche Interesse, von Krieg und 
Weltpolitik so stark in Anspruch genommen, beschäftigt sich dem ungeachtet 
heftig mit den Juden. Die Zeitungen brachten und bringen täglich vom 
Osten Schilderungen des entsetzlichen Judenelends. Die Aufgaben der deut- 
schen Verwaltung in Polen bezüglich der dortigen Juden werden erörtert. 
Die Masse der deutschen Zeitungsleser erlangte erst jetzt überhaupt Kenntnis 
von der Existenz einer so großen jüdischen proletarischen Masse von stark 
ausgeprägter volklicher Eigenart. Die deutschen Soldaten und Beamten 
lernen sie aus eigener Anschauung kennen, sehen viel Not und Verkommenheit. 

Das Ostjudenproblem war aber nicht nur ein interessanter Gegenstand 
„jenseits der Grenze“, gleich der Armenierfrage u. a. Auch mit bloßer 
Philanthropie war das Problem nicht zu meistern. Die deutsche und die 
amerikanische Öffentlichkeit merkte bald: nostra res agitur. Man sieht 
voraus, daß die durch den Krieg verursachte wirtschaftliche Vernichtung 
Tausender die jüdische Auswanderung aus Osten ins ungemessene steigern 
wird. Es wird verlangt, daß der Staat die zu erwartende Einwanderung 
reguliere'). 

Für die deutsche Regierung ist das Problem schwierig und gänzlich 
neuartig. Eine dauernde Einverleibung der’ eroberten russischen Gebiete 
würde über 2 Millionen Juden zu deutschen Untertanen machen. Das ist 
etwas ganz anderes als die Gewinnung einer neuen Kolonie jenseits des 
Meeres mit Tausenden von Eingeborenen. Der Ostjuden geistige Regsamkeit, 
Rührigkeit, wirtschaftliche Not, räumliche Nähe, Deutschsprachigkeit (vielleicht 
auch eine gewisse Hinneigung zur deutschen Kultur), ihre Bluts- und Glaubens- 
verwandtschaft mit den deutschen Juden läßt eine Einwanderung von Ost- 
juden voraussehen. Über den Umfang dieser Einwanderung, ihre Wirkungen 


1) In den Vereinigten Staaten von Amerika ist eine ausgedehnte „Anti- 
Immigrations“-Propaganda im Gang. 7 Millionen organisierte Interessenten 
(viele Gewerkschaften, Bauernvereine etc.) sind für Hafensperre gegen weitere 
ostjüdische Zuwanderung. 
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und die zu ergreifenden Gegenmaßregeln gehen die Meinungen auseinander. 
Einige fürchten eine Verschlechterung der deutschen Rasse, einige eine wirt- 
schaftliche Gefährdung des deutschen Mittelstandes, einige moralische und 
gesundheitliche Schädigungen des deutschen Volkes. Als Abhilfe wird ver- 
langt: eine Grenzsperre gegen die östlichen Juden, Beschränkung der Frei- 
zügigkeit, falls sie deutsche Untertanen werden; auch die Ablenkung der 
gestauten Massen nach außereuropäischen Kolonisationsländern wird empfohlen. 

Viele Juden, nicht nur im Osten, sondern auch in Westeuropa und 
Amerika, haben das Gefühl, daß der Krieg einen Wendepunkt der jüdischen 
Geschichte bedeute. Weite jüdische Kreise wollen in solchen schicksalsschweren 
Zeiten nicht nur passive Objekte der Judenpolitik der Staaten sein, die Ost- 
juden insbesondere sträuben sich mehr und mehr dagegen, daß über ihr 
Schicksal nach altem Muster eine Anzahl jüdischer als Vormünder der Hilf- 
losen auftretender Notabeln, Komitees, Vereine nach philanthropischen Ge- 
sichtspunkten ohne Fühlung mit der Masse des Volkes Beschlüsse faßt, sie 
wollen mitbeschließen und mitgestalten. Die amerikanischen Juden verfechten 
am heftigsten die Politik der Aktivität. Aber weder über die Ziele noch 
über die Form der Mitwirkung ist Einigung erzielt. Vorhanden ist vorerst 
nur das Bedürfnis einer elnheitlichen Formulierung und Vertretung der jüdi- 
schen Interessen; man will den Staaten zeigen, daß der Vorwurf unberechtigt 
ist, „die Juden wüßten selbst nicht, was sie wollen“; Streit herrscht, ob 
Kongreß oder Konferenz. Vorwiegend die national gesinnten Juden wünschen 
einen demokratischen von gewählten Vertretern aller Juden der Welt beschickten 
internationalen Judenkongreß, der neben dem künftigen Friedenskongreß 
der Mächte tagen und diesem die Wünsche der Gesamtjudenheit vortragen 
müsse. Die Anhänger der mehr pluto- und aristokratischen Konferenz-Idee 
wünschen dagegen den Zusammentritt der Leiter der bestehenden jüdischen 
Organisationen und Komitees zu gemeinsamer Beratung über die in der Ost- 
judenfrage einzuschlagenden Schritte. 

Auch der totgesagte Antisemitismus lebt noch; nur der Burgfriede, 
über dessen Einhaltung die Abwehrorganisationen eifrig wachen, dämpft seine 
Äußerungen. Kriegswucher, Preistreiberei, Drückebergerei werden den Juden 
vorgeworfen; dagegen sammelt die jüdische Apologetik systematisch alle die 
zahlreichen Dokumente jüdischer Kriegsverdienste: Beförderungen, Helden- 
taten, Namen Gefallener, Dekorierungen, Wohltätigkeit. Wie vor dem Kriege 
wird auch jetzt wieder hingewiesen auf jüdische Unteroffiziere und Offizier- 
stellvertreter, die es wegen ihrer Konfession nicht zum Offizier bringen. Die 
Zurücksetzung wird härter empfunden, da nach offizieller Anerkennung der 
jüdische Soldat und Offizier hinter dem christlichen an Brauchbarkeit und 
Heldenmut nicht zurücksteht. 

Auch innerhalb der Judenheit selbst erwachen die alten Konflikte. 
Einig in der Pflichterfüllung gegen das Vaterland scheiden sich doch die 
Geister in der Erörterung der Judenfrage und besonders der jüdischen Kriegs- 
ziele. Die jüdischen Organisationen vermeiden es bisher, zur Ostjudenfrage 
offiziell Stellung zu nehmen. Insbesondere fällt den Vereinigungen assimi- 
latorischer Richtung die Stellungnahme schwer. Die deutsche Assimilations- 
politik droht durch die Zuwanderung so vieler, national stark eigenartiger 
Glaubensgenossen gestört zu werden. Ausnahmegesetze aber gegen die eigenen 
Glaubensgenossen zu empfehlen, scheint den Grundsätzen des Liberalismus 
und der Humanität zu widersprechen, denen die deutschen Juden selbst die 
Emanzipation und Gleichberechtigung verdanken. 
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jüdischen geläutert und zur Erkenntnis seiner selbst gebracht habe. — Professor 
Ludwig Geiger, ein Repräsentant der deutschen liberalen Juden, verkündet 
für alle Zeit die absolute Lösung aller Beziehungen der deutschen Juden zu 
denen der feindlichen Staaten. — Der englisch-jüdische Dichter Zangwill ruft 
die Juden der neutralen Staaten zur Sympathie für die Entente auf gegen 
Preußen-Deutschland, den Hort der Barbarei. 

Die Erhaltung der deutschen Sprache und deutcher Tracht bei den vor 
mehreren Jahrhunderten aus Deutschland nach Polen ausgewanderten Juden 
ist vielen ein Zeichen treuer Anhänglichkeit der Ostjuden an Deutschland. 

Vom Standpunkt deutscher Orientpolitik empfehlen deutsche Politiker 
und Schriftsteller’) der deutschen Regierung die Förderung der zionistischen 
Bestrebungen einer Besiedelung Palästinas und Vorderasiens durch die Juden, 
diese deutschen Kulturträger und geborenen Mittler zwischen Orient und 
Okzident (Deutschland). Die deutschen Rassenantisemiten verlangen von der 
deutschen Regierung eine Förderung des Zionismus als positive Ergänzung 
der negativen Maßnahme eines deutschen Grenzschlusses gegen die auf- 
gestauten, zur Auswanderung bereiten ostjüdischen Massen”). Die 1915 ge- 
gründete Deutsch-Jüdisch-Osmanische Union, die alle deutschen Juden umfassen 
will, hat zur Aufgabe die Pflege der Solidarität der deutschen, türkischen 
und jüdischen gemeinsamen Interessen im Orient”). Die Tatsache, daß von 
den etwa 12 Millionen Juden der Welt weitaus der größte Teil die deutsche 
(jüdisch-deutsche) Sprache als Muttersprache hat oder doch versteht („Deutsch- 
sprachigkeit der Juden“) wird als bedeutsamer Faktor für das Gedeihen des 
deutschen Auslandshandels, insbesondere in Osteuropa, im Orient und in den 
modernen Judenzentren (Amerika, London, Südafrika etc.) und für die welt- 
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands bezeichnet?) („deutsch-jüdische 
Sprach- und Interessengemeinschaft“). 

Die Ostjuden Amerikas, die vor dem Kriege eine Vorliebe für England 
und Frankreich, als die Länder der Freiheit und Menschlichkeit gehegt 
hatten, wenden ihre Sympathie infolge des Kriegsbündnisses zwischen diesen 
Staaten und Rußland nun Deutschland zu und fördern die Deutschfreund- 
lichkeit in den Vereinigten Staaten. — Der bei Beginn des Kriegs zum Vor- 
schein gekommene Haß fast aller Völker gegen die Deutschen veranlasst 
Betrachtungen über die Ähnlichkeit des Antisemitismus und Antigermanismus°). 

Der Verband der Deutschen Juden und der Zentralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens erlassen bei Kriegsbeginn in den Tages- 
zeitungen und jüdischen Blättern einen Aufruf an die deutschen Juden, sie 
sollten mehr ron, als ihre Pflicht gegen das deutsche Vaterland; später folgt 
ein Aufruf dieser Organisationen an die deutschen Juden: „Zeichnet Kriegs- 
anleihe.“ Vielfach wird gefragt: Warum diese besondere Aufforderung gerade 
an die Deutschen jüdischer Konfession? 


1) u. a. Rohrbach, Jäckh, Paquet. 
idi K Vgl. Fritz, Die Ostjudenfrage, Zionismus und Grenzschluß (München 
915). 

D Vgl. den Gründungsbericht in der Zeitschrift der A.IK.O.: „Der 
Orient“ (Sonderheft), Dezember 1915. 

t) Trietsch, Juden und Deutsche. Eine Sprach- und Interessengemein- 
schaft (Wien 1915). 

5) Vgl. Laurin, Die Deutschenverachtung in Europa in der „Tat“ 
ONE Se Heuser, Rasse und Rassefragen in Deutschland (Weimar 
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Bei Beginn des Kriegs hat Ernst Lissauer in seinem Haßgesange an 
England Worte für das gefunden, was damals Tausende fühlten’); Hugo 
Zuckermanns Österreichisches Reiterlied ist das beliebteste deutsche Kriegs- 
lied geworden. — Emil Rathenau hat nach der englischen Kriegserklärung 
im August 1914 den Plan zu einer großzügigen Rohstoffversorgung Deutsch- 
lands entworfen, der vom preußischen Kriegsministerium sofort angenommen 
und bis heute die Grundlage der Organisation der deutschen Kriegswirtschaft 
geblieben ist. — 1915 erhielten zwei Juden — Willstátter und Barany — 
Nobelpreise. 


II. 
Judenfragen 


Dies sind die wichtigsten Daten der umfangreichen jüdischen Chronik 
der letzten Jahre. Was im Judentum und mit dem Judentum heute vor 
sich geht — einzelne Ereignisse, Umwandlungsprozesse, politische Erörte- 
rungen — ist im vorstehenden absichtlich rein referierend wiedergegeben. 
Der Grund hierfür ist bereits gesagt. Die Chronik ist nicht nur unser Roh- 
material, an dem wir Klarheit über den heutigen Stand der Judenfrage zu 
gewinnen haben, sondern sie ist, so wie sie aussieht — bunt und zusammen- 
hangslos — selbst ein Stück Judenfrage. 

Wir erleben überraschende Wandlungen und Widersprüche in der Stel- 
lung der Völker und Staaten zu den Juden. Wir erleben ein wirres Bild 
von Strömungen und Gegenströmungen innerhalb der Judenheit. Man fühlt, 
das Judentum ist an einem Wendepunkt seiner Geschichte angelangt. Aber 
wohin geht die Wende? 

Die ganze Problematik des Jüdischen entrollt diese Chronik vor 
unseren Augen. Was die Chronik erzählt, sind nicht feste Punkte einer 
klaren Entwicklungslinie, Lösungen oder nur Fortschritte; sie gibt nicht 
Antworten, sondern stellt Fragen, Fragen, Fragen! Man überschaut die 
Chronik und fragt: Besteht eine Gewißheit oder nur begründete Vermutung, 
was die Zukunft oder nur der nächste Tag bringt? Bedeuten die Ereignisse 
alle oder doch einzelne einen gewissen Entwicklungsabschluß oder doch die 
Lösung eines Teilproblems der Judenfrage? Scheint nicht vielmehr jedes 
eine neue Komplikation zu sein? Sind die Ereignisse das Ergebnis einer 
klaren Evolution? oder sind sie nur Kuriositäten, Zufälligkeiten, Intermezzi, 
elementare Katastrophen? höhere Gewalt oder Sinn? Offenbart sich in den 
geistigen Strömungen so etwas wie eine Seele des Judentums? oder sind 
diese nur Reflexe fremder Einflüsse? oder nur Gedanken und Gefühle ein- 
zelner? Schließlich: Gibt es überhaupt noch ein „Judentum“ als eine ein- 
heitlichen Bedingungen unterliegende Erscheinung ? eine jüdische Geschichte, 
die mehr ist als der nach äußerlichen Gesichtspunkten gewählte Sammelname 
für Ereignisse und Strömungen, die die einzelnen Juden der verschiedenen 
Länder betreffen ? 


*) Später haben Antisemiten das Lied als eine Kundgebung unarischen, 
spezifisch jüdischen Hasses zurückgewiesen. — Ähnlich: „Das niederlän- 
dische Dankgebet“, das in der von Weyl herrührenden Nachdichtung 
im deutschen Heer zu den meistgesungenen Liedern gehört, wird neuerdings, 
als undeutsche Gesinnung atmend, von deutsch-völkischer Seite bekämpft 
(vgl. Tägliche Rundschau 20. I. 1916). — Auch das Lieblingslied der deutschen 
Marine „Stolz weht die Flagge schwarz, weiß, rot“ ist von einem Juden, 
Richard Linderer, gedichtet. 
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(teschichte versagte, als er daran ging, die Lücken, die er gefunden, auszu- 
füllen. Unter der Hand ward ihm in mehrjähriger Arbeit aus einer Nen- 
auflage seines „Modernen Kapitalismus“ ein eigenes Buch. Das aber durfte 
nicht mehr heißen: Der Einfluß der Juden auf die Entstehung des modernen 
Kapitalismus; es heißt: „Die Juden und das Wirtschaftsleben“. Die Genesis 
des Buchs ist ungemein aufschlußreich für unsere Kritik der jüdischen Ge- 
schichtswissenschaft. Sombart ist von der anderen Seite, der nichtjüdischen, 
gekommen und ist hierbei auf jüdische Stoffelemente gestoßen, die den 
anderen entgangen waren, die sich sofort in medias res judaicas begeben 
hatten und darin geblieben waren. So fand er im Kapitalismus Jüdisches, 
und im Jüdischen wieder Kapitalistisches und bereicherte gleicherweise unsere 
Kenntnisse vom Kapitalismus und vom Judentum. Methodologisch und 
heuristisch — in Hinsicht auf Problemstellung und Mittel der Problem- 
lösung — ist dieser von Sombart auf wirtschaftshistorischem Gebiete 
eingeschlagene Weg vorbildlich für die Erforschung auch aller anderen 
Zweige des geistigen und materiellen Lebens und der Erforschung der Wirk- 
samkeit des jüdischen Elementes darin. Bekannt ist, daß die positiven 
Ergebnisse, zu denen Sombart in seinem Buch kommt, von seinen Kritikern 
vielfach angefochten worden sind, zum Teil sicher mit Recht. Ist es auch 
Sombart vor allem auf diese Ergebnisse angekommen — er wollte den 
Kapitalismus erforschen — und hat er auch vermutlich bei der Spezialität 
seines Zweckes sich über die hier zu erörternde Methodologie der jüdischen 
Wissenschaft nicht die klare Vorstellung gemacht, wie wir sie durch die 
Analyse seiner Methode gewinnen, so stehe ich doch nicht an, vom Stand- 
punkt der jüdischen Wissenschaft und der jüdischen Politik das wertvollste 
Ergebnis seiner Arbeit darin zu sehen: er hat durch praktisches Beispiel 
gezeigt, wie den jüdischen Dingen beizukommen ist. 

Die bisherige wissenschaftliche Spaltung — allgemeine Geschichte 
(deutsche, französische etc.) einerseits, jüdische Geschichte andererseits — 
verursacht hüben und drüben falsche Vorstellungen von dem wirklichen Gang 
der Dinge. Die Wirklichkeit der Dinge ist: Verquickung von Jüdischem 
und Nichtjüdischem. Ein großer Teil des äußerlich jüdischen Tatbestandes 
ist nicht nur jüdisch, ein großer Teil des nichtjüdischen nicht nur nichtjüdisch. 
Es ist wohl sonst Aufgabe der Wissenschaft, die Vielfältigkeit des Lebens 
zu vereinfachen, das praktisch Verquickte zum Zwecke theoretischer Erfor- 
schung auseinander zu lösen. Der Jude aber ist ein geschichtliches Unikum. 
Ein singulärer Tatbestand erfordert singuläre Methoden. Hier zeigte praktisch 
die Oberfläche der Dinge eine Isolierung von in Wahrheit verquickten Vor- 
gängen und es ist deshalb die Aufgabe der historischen Forschung, gerade 
diese unter der Oberfläche vorhandene Verquickung zu zeigen. 

Die bisherigen Darstellungen jüdischer Geschichte stellen wohl Ereignisse 
dar, die Juden anlangen, aber diese Ereignisse sind zumeist herausgerissene 
Bruchstücke aus der Gesamtheit des weder Juden noch Nichtjuden, sondern 
beiden zusammen gehörigen Geschehens. Ist das ein Botaniker, der nur 
eiförmige Kelche sammelt, oder nur Pflanzen mit blauen Blüten? Oder ist 
das ein Mineraloge, der sich nur für das Geäder im Marmor interessiert? 
Chroniken sind nicht Geschichte. Wenn in isoliertem Nebeneinander dar 
gestellt wird, was seinem Wesen nach zusammengehört, dann muß es gerade 
an der Darstellung dessen fehlen, was darzustellen wäre: nämlich der gegen- 
seitigen dynamischen Einwirkungen der fälschlich als gesondert vorgestellten 
Elemente. Wenn mit grobmaschigen Netzen im Meer der Tatsachen nach 
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äußerlich jüdisch interessanten Tatsachen gefischt wurde, dann mußten 
natürlich alle die nur feineren Methoden zugänglichen Tatbestände durch die 
Maschen gleiten, und das sind gerade die Tatbestände, in denen Jüdisches 
untrennbar verquickt ist mit Nicht;üdischem und die deshalb äußerlich der 
jüdischen Form ermangeln. Was ist daher der Hauptsache nach die Dar- 
stellung jüdischer Geschichte nach Christi Geburt wie sie bisher zumeist 
traktiert wurde und wie sie daher auch in unserer Vorstellung dominiert? 
Marterchronik! Ihr Gegenstand? Jüdische Passivität! Sie liefert außer 
einer Aufzählung der drückenden Rechtsvorschriften nur grobschlächtige 
Tatsachen: Absperrungen, Vertreibungen, Verfolgungen, Verbrennungen, Be- 
raubungen, Entrechtung, gesellschaftliche Achtung. Das sind wuchtige, sinn- 
fällige, momentane, in alten Urkunden deutlich konservierte Tatsachen. Und 
das wird vorgetragen in einem meist weinerlichen und vorwurfsvollen Ton 
mit steter apologetischer Tendenz. Was einen so drastischen und umfang- 
reichen Bestandteil der jüdischen Chronik ausmacht, wie zum Beispiel die 
häufigen Verbrennungen der Juden in europäischen Kulturländern, gehört 
nicht so sehr der jüdischen Geschichte an, als der Geschichte dieser Länder. 
Gegenstand der Darstellung wirklicher jüdischer Geschichte aber wären nicht 
die nur für die Kulturgeschichte der Wirtsvölker interessanten Leiden der 
Juden, sondern ihre höchst intensive aktive Beteiligung am Leben der Wirts- 
völker, ihre im Stillen sich vollziehende Tätigkeit bei aller äußerlichen 
Passivität, bei aller lokalen, rechtlichen, gesellschaftlichen Isolierung. Dieses 
tatsächliche Mittendrinnsein der Juden gegenüber ihrem scheinbaren Draußen- 
sein, entging aber auch den Historikern nichtjüdischer Geschichte. Die 
meisten bisherigen Erforschungen jüdischer Geschichte beruhen auf der Fiktion, 
es gäbe in den letzten 2000 Jahren eine jüdische Geschichte, wie es eine 
deutsche, eine französische gibt, und dieser wesenlosen Fiktion geben sie 
materielle Erscheinung, indem sie sie ausfüllen mit jenen, aus dem Geschehen 
nach äußerlichen Gesichtspunkten herausgerissenen Bruchstücken. Der Jude, 
den jene Tatsachen geschichtlich erechópfend zu schildern behaupten, ist eine 
Fiktion, noch schemenhafter, als der abstrakte „isolierte Mensch“ („Robinson“) 
des Naturrechts und der klassischen Nationalökonomie. Denn dieser war eine 
Vereinfachung, die heuristischen Wert hatte, jener „Jude“ aber ist keine 
Vereinfachung der Kompliziertheit der Wirklichkeit, sondern eine willkürliche 
begriffliche Neuschöpfung, der nichts in der Welt der Tatsachen entspricht. 
Er wurde eben erfunden, weil man jenen berausgerissenen Tatsachen eine 
personale Zugehörigkeit verschaffen mußte. Ein land- und staatsloses Volk 
von unter Fremden zerstreuten Individuen, verbunden unter sich nur durch 
eine in ihrem innersten Wesen geschichtslose Religion, konnte keine eigene 
Geschichte haben. Bein Jüdisches „geschieht“ seit fast 2000 Jahren nichts 
im Sinne von geschichtlichem Geschehen. Daher ist „jüdische Geschichte“ 
wörtlich genommen eine contradictio in adjecto. Rein jüdisch geschah und 
geschieht nur die Übung der alten Zeremonien, das Studium der alten 
Schriften, sowie deren Kommentieren, Paraphrasieren, freilich auch mit Zu- 
geständnissen an den Zeitgeist: dann aber ist auch diese Tatsache schon 
keine rein jüdische mehr, denn die Ursache ist nicht jüdisch. 

Ein Musterbeispiel einer solchen durch willkürliche Stoffisolierung be- 
wirkten wissenschaftlichen Entwertung historisch wertvoller Tatbestände 
bilden die Forschungen Steinschneiders über „die Juden in der Mathematik“ *), 


1) In „Bibliotheca Mathematica”, Jahrg. 1898—99, 1901, „Abhandlungen 
zur Geschichte der Mathematik“, Jahrg. 1899, Monatsschrift für Geschichte etc. 
des Judentums, Jahrg. 1905—1907. 
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Interessant wäre die Erforschung des Anteils der Juden an den Fortschritten 
dieser Wissenschaft in Methode und Ergebnissen kraft einer bei den Juden 
vielleicht vorhandenen mathematischen Begabung. Freilich müßte ein solcher 
jüdischer Historiker nicht nur Philologe, sondern mindestens auch Mathema- 
tiker sein. Was gibt Steinschneider? Eine herbariumsähnliche Zusammen- 
stellung der in mehr als 1000 Jahren mathematisch tätig gewesenen Juden 
und ihrer Schriften. Und bis wann? Bis zum Beginn des neunzehnten 
Jahrhunderts. Nichts könnte bezeichnender sein für die unwissenschaftlichen 
Grundlagen solcher Forschungen. Vom Beginn des neunzehnten Jahrhunderts 
an nämlich erst datieren wissenschaftlich bedeutsame Leistungen der Juden 
in der Mathematik, während sie gänzlich unbeteiligt waren an der ersten 
Blütezeit der neuzeitlichen Mathematik (Leibniz, Cartesius). Eine Tatsache, 
die doch selbst wieder interessant ist für die Wirkung der Emanzipation auf 
die geistige Entwicklung der Juden (mindestens der vierte Teil aller heute 
an den deutschen Hochschulen lehrenden Mathematiker ist der Abstammung 
nach jüdisch; davon sind mehrere von allergrößter Bedeutung). Nicht anders 
zu beurteilen ist die Sammlung „jüdischer Ärzte“, die Kayserling') versucht, 
oder die Darstellung Philippsons „Die Juden im Leben der Völker“ in Bd. II 
seiner neuesten Geschichte des jüdischen Volkes (8. 254 ff.): Statistik, sonst 
historischer Rohstoff; nicht aber, was man erwarten muß: „Geschichte“; er 
zählt Juden auf, wo er vom Jüdischen erzählen sollte. Und der (1912 er- 
schienene) Band III bietet uns als „Geschichte der Juden Rußlands und 
Polens seit 100 Jahren“ im wesentlichen eine Aufzählung der staatlichen 
Maßnahmen gegen die Juden; von der auffallenden wirtschaftlichen, geistigen 
und sozialen Umwälzung, wie sie seit 50 Jahren dort innerhalb der Juden 
vorgeht, erfahren wir so gut wie nichts; Rechtsgeschichte und Regierungs- 
politik wird hier als Gesamtgeschichte ausgegeben. 


IV. 


Jüdische Wissenschaft 


Man mag diese Kritik der jüdischen Geschichtsforschung für übertrieben 
halten, falsch kann sie nicht sein, was per argumentum e contrario Sombarts 
Buch beweist; denn Sombart, der Nationalökonom, hätte nicht in jahrelanger 
Arbeit die geschichtliche Rolle der Juden im Wirtschaftsleben erforschen 
müssen, wenn die Wissenschaft es getan hätte, deren eigentliche Aufgabe 
es gewesen wäre. Wir erkennen hier aber nicht nur, was die jüdische Geschichte 
bisher nicht geleistet hat, sondern auch, was sie in Zukunft zu leisten 
haben wird. 

Was sind die positiven Folgerungen aus obiger Kritik? Die Antwort 
auf die Frage ist die Antwort auf eine andere Frage: Was heißt und zu 
welchem Ende treiben wir jüdische Geschichte? Diese Frage ist die 
„wissenschaftliche Judenfrage“. Jüdische Geschichte ist die Darstellung des 
Einflusses der Wirtsvölker auf das Leben der Juden und des Einflusses der 
Juden auf das Leben der Wirtsvölker, kurz: der jüdisch-christlichen Wechsel- 
wirkungen (wobei ich prägnant „christlich“ für alles Nichtjüdische sage). 
Die Lösung der wissenschaftlichen Judenfrage aber ist Voraussetzung der . 
Lösung der politischen Judenfrage. 

Wo jüdisches Wesen und Wirken erforscht werden soll, gilt die Regel 
nicht in mechanistischer Weise Dinge, die oberflächlich getrennt erscheinen, 


*) In Monatsschrift etc., Jahrg. 1859, 1868. 
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schaft reiner Jüdischkeit beraubt; man hat wesentliche babylonische und 
ägyptische Einflüsse bei der Entstehung der jüdischen Religion nachgewiesen. 
desgleichen die Überlieferung von der unvermischten jüdischen Blutsreinheit '), 
von der Kontinuität einer originellen jüdischen Kultur seit Moses desavouiert. 
Hinneigung der Juden zum Fremden, sei es zu fremden Frauen’), fremden 
Göttern, fremden Gebräuchen, zieht sich wie ein roter Faden durch die alte 
jüdische Geschichte. Die uns überlieferten Erzählungen freilich im alten 
Testament machen daraus unter der bestimmten ethischen Tendenz ihrer 
Verfasser einen verwerflichen Zug des Volks?) und stellen dessen politisches 
Unglück dar als Strafe Gottes wegen Ungehorsams gegen die von ihm 
stammenden rein jüdischen Sitten und Gesetze — eine kühne ethische Ge- 
schichtsauffassung chauvinistischer Politiker, wie Esra, Nehemia u.a. Es gilt. 
diese Darstellung zu entethisieren. Baal, Astarte, Milkom, Zeus sind eben so 
gut altjüdische Götter, wie Jahwe, was die tatsächliche religiöse Geltung an- 
belangt; nur hat schließlich letzterer die anderen „besiegt“. Gerade die 
eifernde Verurteilung alles Fremden als der Quelle des Volksverderbens be- 
weist die ungeheure Macht des Fremden über den Juden. Was dem Theologen 
ethische Folge (Strafe) war, nämlich Verlust der staatlichen Selbständig- 
keit, ist dem Historiker vielleicht die kausale Folge eines unstaatlichen 
Charakters des jüdischen Volkes, überhaupt eines starken Mangels aller staats- 
bildenden und -erhaltenden Voraussetzungen als da sind: eigene Kultur, Anti- 
patbie gegen fremde Art, naiver Stolz auf die eigene Art, Selbstdisziplin des 
einzelnen bei Unterordnung der individuellen Strebungen unter das gemeine 
Interesse, Mangel an konservativem Mißtrauen gegen Veränderungen. Darum 
ist die „konservative“ Periode des jüdischen Volkes, die Ghettoperiode, die 
Zeit, da die Berührung mit der Außenwelt auf ein Minimum reduziert war; 
Millionen östlicher Juden vegetierten bis vor 50 Jahren noch in solcher 
Geschichtslosigkeit — ein „Konservatismus“, der in Wahrheit nicht ethisch- 
politisch diktiert ist, sondern tiefere psychische Ursachen hat, wie er denn 
nicht nur die Religion, sondern auch AuBerlichkeiten, wie z.B. Kleidung 
(Kaftan!) und Sprache (Jargon!) ergreift, welch beide diese Ostjuden lange 
fast unverändert so beibehalten haben, wie sie sie einst bei ihrer Austreibung 
aus Deutschland vor Jahrhunderten nach Osten mitgenommen hatten‘). 

Erst die letzten Jahrzehnte haben lebhafte Bewegung in die Masse ge- 
bracht. Das Gegenstück: die Wirkung der Emanzipation auf die Westjuden! 
Wenige Jahrzehnte haben genügt, um die Jahrhunderte lang unverändert 
konservierten Prinzipien altjüdischer Religion, Sitte und Blutreimheit von 
Grund auf zu erschüttern. Vielleicht am wichtigsten aber ist die Aufnahme 
fremder Sitten in der Fortpflanzung: der einst sprichwörtlich kinderreiche 
‚Jude hat heute in Deutschland eine Fruchtbarkeitsziffer, die seinen völligen 
Untergang erwarten läßt. Dafür eine beispiellose Betriebsamkeit jüdischen 
‘Geistes in nichtjüdischen Angelegenheiten. Was dagegen heute an Strömungen 


1) Vgl. Fishberg, Die Rassenmerkmale der Juden (München 1913). 

?) Wie heute! Vgl. unten S. 528. 

D Nicht durchgehends! Daher Widersprüche, z. B.: Moses heiratet eine 
Midjanitin (Ex. 2, 21) und lobt Pinchas, der Simri wegen dessen Ehe mit 
einer Midjanitin erschlagen (Num. 25); Verurteilung der Mischehe (Neh. 13, 23, 
Esr. 10); Gestattung (Deut. 21, 11); unbefangene Ableitung des Kónigshauses 
aus einer Mischehe (Ruth 4, 22). 

*) Eingehenderes hierüber im Abschn. IX. 
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innerhalb des Judentums vorhanden ist, steht unter stärkstem außerjüdischen 
Einfluß; dies in doppelter Hinsicht. Ohne den vom Antisemitismus erzeugten 
Außendruck ist das seit einigen Jahrhunderten wieder erwachte intensive 
inner-jüdische soziale, wissenschaftliche, religiöse und politische Leben nicht 
erklárbar; aber nicht nur die Existenz, sondern auch der Inhalt selbst der 
scheinbar reinst jüdischen Strömungen steht unter nicht-jüdischem Einfluß; 
die romantisch-ultramontanen Regenerationsideale, die beide das im Fremden 
versinkende alte Judentum, jedes in seiner Art, wieder erneuern wollen, 
nämlich Orthodoxie und Zionismus, sind offensichtlich selbst „modern“; 
d. h. spezifisch europäische Phänomene des 19. (20.) Jahrhunderts; es wäre 
interessant, auch im einzelnen die Einwirkung antimodernistischer bzw. na- 
tionalistischer Strömungen auf sie nachzuweisen. 


VI. 
Der Jude 


Voraussetzung des Verständnisses der Wechselwirkungen zwischen 
Jüdischen und Nichtjüdischen ist vor allem die Klärung unseres Wissens 
über die jüdische Eigenart. Leider fehlt auch hier, soviel auch über 
Juden geschrieben wurde, eine befriedigende Feststellung. Unkontrollierbare, 
instinktive Vermutungen, ein vages Verallgemeinern vereinzelter Erfahrungen 
haben die unliebsamsten Erscheinungen in der modernen Judenpolitik mit 
verursacht. So mußte denn wohl oder übel Sombart, der Nationalökonom, 
diesem psychologischen Problem fast die Hälfte seines Buches widmen. Seine 
Ansichten können nicht in allen Punkten unwidersprochen bleiben, doch 
möchte ich auch hier, dem Zweck dieser Zeilen gemäß, mehr methodologische 
als sachliche Bemerkungen darüber anfügen. 

Es gilt vor allem einen großen Fehler zn vermeiden. Dieser Fehler 
ist die Fiktion der Gleichheit der Juden. Diese Fiktion ist in zweifacher 
Hinsicht falsch. Die Juden von ehedem sind nicht, wie die von heute; und 
auch die Juden einer Zeit, insbesondere der heutigen sind unter sich ver- 
schieden. Am gefährlichsten ist es, aus einer bestimmten Beschäftigung, weil 
sie in einer bestimmten Zeit vorzugsweise gepflegt ward, wie z. B. aus dem 
Handel, einerseits eine unveränderliche Vorliebe für diesen, einen Schachergeist 
und eine materielle Gesinnung der Juden, anderseits eine jüdische Unfähig- 
keit und Abneigung bezüglieh landwirtschaftlicher und anderer Betätigungen 
zu konstruieren. Auch Sombart sieht zu sehr in den heutigen Westjuden, 
die kaum der zehnte Teil der heutigen Juden sind, die Juden schlechthin '). 
Ihm ist wie Karl Marx der Jude zu sehr nur kapitalistischer Bourgeois ?); 
dieser Vorstellung entsprechen aber die Massen von proletarischen Ostjuden, 
die vermutlich viel slavisches Blut, auch slavische Art aufgenommen haben, 
gar nicht; aber auch nicht die alten palästinensischen Juden. Wo ist die 
wirtschaftliche Blüte, die in Rußland durch jüdischen Geist erzeugt worden 


1) Er begeht den weiteren Fehler, die rabbinische Religion (Orthodoxie) 
für die jüdische Religion, den rationellen, unmythischen und unmystischen 
Geist dieses Rabbinismus für den jüdischen Volksgeist und Charakter zu 
halten. Neueste Forschungen (s. u. S. 504) sind verborgenen oder von der 
rabbinischen Lehre entstellten Regungen jüdischer Mythologie und Mystik 
mit Erfolg nachgegangen. 

?) Gegen Sombart wendet sich hier auch: Melamed, Psychologie des 
jüdischen Geistes (Berlin 1914). 
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ist? Warum sind die alten Israeliten nicht der Vorliebe ihrer phönizischen 
Nachbarn für Handel und Kolonisieren gefolgt, sondern haben ihren Acker 
bebaut? Im alten Testament treffen wir midianitische, phönizische, ismaelitische 
und ägyptische Händler, kaum aber israelitische*). Man hat dem Juden Un- 
begabung für die bildenden Künste nachweisen wollen, aber schon widerlegen 
Namen wie Liebermann, Messel, Israels, Lederer u. a. m. diese Fiktion. 
Man hat dem Juden Unbegabung für Geometrie nachgesagt, heute gibt es 
in Italien vier Mathematiker von Weltruf, alle vier Spezialisten der Geometrie, 
alle vier Juden (Castelnuovo, Enriques, Segre, Loria). In Palästina und 
anderwärts wächst eine Generation tüchtiger jüdischer Landwirte heran. Ich 
stehe den meisten der an den Juden konstatierten gegenständlich bezeichneten 
Dauer-Eigenschaften mißtrauisch gegenüber”). Eine einzige Eigenschaft ist es, 
die die geschichtliche Betrachtung am Juden aller Zeiten findet, eine Eigen- 
schaft, von der das jüdische Schicksal wesentlich bedingt wurde und an 
deren Konstanz man zufolge diesem doppelten Zeugnis der Geschichte glauben 
kann. Das ist seine Lust und Fähigkeit fremde Eindrücke aufzunehmen, in 
sich zu verarbeiten und originell weiter zu bilden. Meint man dieses, so 
kann man Worte wie Schmiegsamkeit, Anpassungsfähigkeit, Mobilismus usw. 
sich gefallen lassen. Ist, wie oben festgestellt, als darzustellender Stoff 
jüdischer Geschichte die Verquickung von Jüdischem mit Fremdem erkannt, 
so ist der treibende seelische Faktor hinter dieser Verquickung: die Ver- 
quickungsfähigkeit der Juden. Und diese rein formal bestimmte Eigen- 
schaft enthält potentiell alle anderen. Aktuell aber wird die Eigenschaft erst 
bei Anregung durch fremde Reize. Es wäre interessant, diese Eigenschaft 
zu vergleichen etwa mit der „cupiditas novi“ der Gallier, der „Ansländerei“ 
der Deutschen. So erklärt sich auch die Sterilität der Juden in Zeiten ihrer 
Absperrung, d. h. mangelnder Befruchtung. Keine Tätigkeit aber ist ihnen 
schlechthin unzugänglich. In Österreich, Frankreich und Italien gibt es eine 
Reihe tüchtiger Offiziere’). London, Rom, Belfast, Budapest hatten hervor- 
ragende jüdische Bürgermeister. Der Drang, da draußen im Leben mitzutun, 
beherrscht: den Juden mehr, als der von Sombart so betonte Rationalismus. 
Der Jude ist der beste Organisator von Vergnügungen, in Gesellschaften der 
eifrigste und darum oft beliebteste Tänzer und Causeur. Er wird Chauvinist 
in Frankreich. Er ist der tollste Lebemann der jeunesse dorée. Und wenn 
er getauft ist, oft der allertüchtigste Antisemit. Die von Sombart bemerkte 
Abnahme der wirtschaftlichen Bedeutung der Juden in den letzten Jahr 
zehnten findet ihre befriedigende Erklärung in dem abnehmenden Reiz, den 
heute die wirtschaftliche Tätigkeit auf sie ausübt, bei der fortschreitenden 
Bureaukratisierung des Wirtschaftslebens, bei der allgemeineren Verbreitung 
wirtschaftlicher Tüchtigkeit überhaupt, vor allem aber bei der Konkurrenz 
der andern seit der Emanzipation den Juden zugänglichen Berufe. Gibt es 
also materiell keine Tätigkeit, zu der der Jude nicht vorzüglich geeignet 
wäre eben wegen der nur formalen, nicht sachlich bestimmten Art seiner Be- 
gabung, so kann es auch nur eine bestimmte Form von Tätigkeit sein. zu 
der er spezifisch unbegabt ist, nämlich zur mechanisch produzierenden Mit 


1) Vgl. Könige I 10, 22. 
D Zur Psychologie christlicher und jüdischer Schüler vgl. Nemecek, 
Zeitschr. f. Kinderforschung XX 11, 12. 


D Seit dem Krieg auch in Deutschland (vgl. auch Geiger, Die 
deutschen Juden und der Krieg, Berlin 1915). 
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Gegensatzes zwischen Jüdischem und Christlichem. Die Beseitigung der 
Berührung von jüdischen und nichtjüdischen Individuen beseitigt nicht die 
Wechselwirkung zwischen jüdischem und nichtjüdischem Wesen, und damit 
nicht die Judenfrage. Wird der Jude vertrieben, so weicht nicht das Jüdische. 
Er hinterläßt geistige und materielle Spuren seiner Wirksamkeit und auch 
der Vertriebene wird auf den Vertreiber weiter wirken, besonders in einer 
Zeit intensiven internationalen Lebens. Dies gilt in gleicher Weise von 
territorialer Vertreibung, sozialer Ausstoßung. Aber auch von Verbannung 
jüdischer Ideen. Eugen Dühring hat vergebens versucht, den „verjudeten 
Sozialismus“ von jüdischen Personen und Ideen zu befreien, einen deutschen 
Sozialismus zu schaffen. Dynamische Beziehungen sind nicht durch eine Art 
arithmetischer Subtraktion zu lösen. 


2. Der Zionismus 

Das Gegenbild zur antisemitischen Vertreibung ist der Zionismus. 
Der radikale Zionist strebt an die Wiedervereinigung der jüdischen Menschen 
im eigenen Lande als das Mittel der Erlösung der Juden von den Nichtjuden 
und umgekehrt. Aber auch hier bedeutet die personale Isolierung des einen 
Teils nicht die Aufhebung der Beziehungen zwischem Jüdischem und Nicht- 
jüdischem, nicht nur im eben erwähnten Sinn, sondern für die Juden selbst 
auch in dem viel tieferen Sinn, daß sie selbst die alte Judenfrage in ihren 
rein Jüdischen Staat mitnehmen würden. Ich sehe ganz ab von gewissen 
Bedenken bezüglich der oft behaupteten Unstaatlichkeit des Juden, seiner 
geringen Disziplin bei Unterordnung unter ein Gesamtinteresse, seiner Vorliebe 
für solche Betätigung, die seinem Selbständigkeitsdrang das weiteste Feld 
bietet, seiner Neigung, lieber Führer als Geführter zu sein — noch viel mehr 
scheint mir in anderer Richtung der Einfluß des Fremden im Judentum 
einer jüdischen Staatsbildung gefährlich zu werden. Die Anpassung des 
Juden seit der Emanzipation an die Kultur der Umwelt ist nicht nur eine 
individuelle, sondern auch eine soziale. Wie der einzelne Jude heute längst 
nicht mehr der Ghetto-Typus „religiöser Händler“ ist, so entspricht auch die 
heutige soziale Struktur des jüdischen Volks der demokratischen Ghetto- 
Gleichheit nicht mehr. Das jüdische Volk heute spiegelt alle zivilisatorischen, 
religiösen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gegensätze, die das Leben 
der Wirtsvölker beherrschen, wieder. Und bei seiner intellektuellen Ver- 
anlagung faßt der Jude solche Gegensätze gedanklich schärfer und prinzipieller 
auf: er denkt sie durch und ans Ende. Zwischen dem jüdischen Proletarier 
Osteuropas und dem jüdischen Bourgeois Ost- und Westeuropas klafft heute 
ein bewußter Klassengegensatz’). 

In der Vorstellung der meisten Leute ist der Jude schlechthin identisch 
mit dem jüdischen Bourgeois des Westens. Aus meiner Knabenzeit erinnere 
ich mich meiner Überraschung, als mir jemand erzählte, der von Wien kam, 
er habe dort in der Synagoge jüdische Packträger und Droschkenkutscher 
gesehen. Ein jüdischer Handarbeiter oder Taglöhner — das war mir damals 
eine groteske, fast unmögliche Vorstellung. Seither hat auch der Münchner den 
hart um sein Brot ringenden jüdischen Arbeiter und Handwerker kennen gelernt; 


») Seit der Kapitalisierung der russischen Wirtschaft im neunzehnten 
Jahrhundert sind viele Juden dort aus dem Handel weggedrängt worden 
und Lohnarbeiter geworden; die Berufsgleichheit dort hat aufgehört, damit 
auch die Klassengleichheit. 
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aber dieser Proletarier ist dem Durchschnittsjuden des Westens längst nicht 
mehr der arme Bruder wie früher, dem durch persönliche Hilfeleistung bei- 
zuspringen Vergnügen und religiöses Verdienst ist, den er als seinesgleichen 
in seine Familie zieht und an seinem Tische essen läßt. Auch die jüdische 
Wohltätigkeit wird heute mehr und mehr organisiert, d. h. entpersönlicht. 
Die guten Zeiten des jüdischen Schnorrers, den die altjüdische persönliche 
Wohltätigkeit brauchte, wie er sie, so daß beide in ihrer Existenz sich be- 
dingten, ist vorüber. Speisehäuser, Wohltätigkeitsvereine mit besoldeten 
Beamten sind heute schon selbst in religiösen Kreisen die Hauptformen 
jüdischer Wohltätigkeit, die damit auch aus der religiösen eine philan- 
thropische geworden ist. Theoretisch nennt man den Armen „Bruder“, doch 
scheut man praktisch die Berührung: aber auch in ihm erstarkt zusehends 
das Gefühl des Klassen- und Artunterschieds. Manchem deutschen Zionisten 
gelingt die Unterdrückung unbrüderlicher Klassenantipathie nur, weil die 
nationale Brüderlichkeit bis dato nur eine theoretische ist. Überall aber, 
wo heute schon Juden gemeinsam tätig werden, platzen solche Gegensätze 
aufeinander; aber auch andere Gegensätze zwischen Juden, die weniger 
und Juden die mehr Unjüdisches in sich aufgenommen haben. 

So kommt es, daß die jüdischen Mitglieder rein jüdischer Gemeinwesen, 
die die „Ica“ (Jewish Colonisation Organisation) und die zionistische Partei 
in Palästina geschaffen haben, aus ihren fremden Milieus alle die dort vor- 
handenen sozialen und kulturellen Gegensätze mitgebracht haben. Die Ein- 
wanderer und die Ansässigen verkörpern verschiedene Grade der Assimilation 
und hieraus entstehen Konflikte. Die religiös Freisinnigen oder die Irreli- 
giösen stoßen zusammen mit den religiös Konservativen. Letztere klagen, 
daß erstere die jüdischen Gesetze nicht beobachten, daß die jüdischen Land- 
arbeiter vielfach am Sabbat arbeiten oder sonstwie die Sabbatruhe entweihen. 
Es wird gestritten, ob die Pflege der Religion Privatsache oder Angelegen- 
heit der Gemeinschaft ist. Soll die Religion rein als historisch-philologisches 
Unterrichtsfach oder als Glaubenslehre in den Schulen traktiert werden? 
(Das darob viel angefeindete hebräische Gymnasium in Jaffa tut ersteres; 
den eigentlichen „Religionsunterricht“ überläßt es dem Haus). Der Rabbiner 
von Jaffa sieht es als eine Verletzung seiner Autorität an, daß viele jüdische 
Bauern sich weigern, die durch das jüdische Gesetz vorgeschriebenen Geneh- 
migungen zu gewissen landwirtschaftlichen Verrichtungen bei ihm nachzu- 
suchen. Er beansprucht für sich unbedingte Autorität in Zweifelsfragen 
agronomisch-theologischer Art. Es haben z. B. jüdische Kolonisten in dem 
von der Bibel vorgeschriebenen (praktisch wohl nie in Geltung gewesenen) 
siebenten, dem sog. „Brach“-Jahr (Schemittah) Neupflanzungen ohne rabbi- 
nischen Dispens vorgenommen. Solche und ähnliche Gegensätze haben 1911 
zu dem eingangs erwähnten Austritt vieler orthodoxen Zionisten!) aus der 
Partei geführt; die zionistische Organisation will ihre Beamten, ihre Kolonisten 
nnd Arbeiter nicht auf die religiösen Satzungen verpflichten. 

Es kommt hier nicht darauf an, alle die einzelnen Schwierigkeiten aus- 
führlich darzustellen, die der Verwirklichung der zionistischen Idee entgegen- 
stehen; die eingehende Berücksichtigung eines der wichtigsten Probleme — 
des Problems der Geltung der jüdischen Religion in den sich selbst verwal- 


') Auch innerhalb der zionistischen Partei sind die darin verbliebenen 
in einer eigenen Fraktion „Misrachi“ organisiert, die sozusagen das „religiöse 
Gewissen“ der Partei darstellt. 
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sehr gut; im Golus lebt ein großer Teil der Juden glücklicher als ehedem 
die meisten Juden in ihrem alten Staat und als viele in Palästina leben - 
werden. Die Beeinträchtigung des individuellen Glücks der einzelnen Juden 
durch den Antisemitismus darf nicht überschätzt werden; Widerstand schließ- 
lich gibt es in jedermanns Leben, und noch dazu ernsthaftern, unentrinn- 
barern. Viele Juden aber, denen es wirklich schlecht geht, wollen doch 
nicht nach Palästina. Und alle, die wollen, können nicht hinkommen. Das 
kleine Palästina (selbst die Umländer mitgerechnet) könnte nur einen geringen 
Bruchteil aufnehmen, selbst wenn es leer von Menschen wäre. Palästina ist 
aber auch gar nicht mehr das „Judenland“, schon fast 2000 Jahre nicht. 
Es gehört seit 500 Jahren politisch den Türken und seit mehr als 1000 Jahren 
den Arabern, den heutigen Eigentümern des größten Teils des palästinen- 
sischen Bodens. Die geben das Land nicht freiwillig her, sehen mit wach- 
sendem Mißtrauen die jüdische Einwanderung und die jüdischen Boden- 
ankáufe; die wenigen Jahre des jüdischen Kolonisationswerks in Palästina 
haben genügt, um dort die Bodenpreise stark steigen und die meisten Araber 
zu wütenden Judenhassern zu machen. Die Juden aber, die dort hinwandern, 
sind sehr ungleich'); es gibt reiche-arme, religiöse-irreligiöse, russische-west- 
europäische, kultivierte-unkultivierte, Kapitalisten-Sozialisten; viele treiben 
die Landwirtschaft wie den Handel mit irgendeiner Ware rein kommerziell 
und spekulativ. Wenn aber schon ein Jude Bauer wird (Bauer nicht nur 
im Sinn der Berufsstatistik), so doch häufig nicht die Jüdin Bäuerin. — 
Somit ist der Zionismus keine Lösung der Judenfrage, sondern vielfach sogar 
noch eine Komplikation. In Palästina gibt es schon heute, wo die jüdische 
Einwanderung erst beginnt, die Judenfrage in den beiden Richtungen: die 
innere jüdische und die äußere. Es ist viel Enthusiasmus, viel Arbeit, viel 
Geld zwecklos verpufft worden. Aber die Nicht-Verwirklichung der Idee 
bedeutet nicht deren Unwirksamkeit. Die unverlierbare historische Wirkung 
des reinen Zionismus ist und wird immer sein: er hat die Judenfrage wieder 
als brennendes Problem ins Bewußtsein der Zeitgenossen gebracht, hat 
Gleichgültige aufgerüttelt, hat neue Bahnen der Lösung gewiesen, das Selbst- 
bewußtsein vieler Juden gestärkt, die zu schwach waren — oder noch zu 
stark — (es kommt auf den Standpunkt an), die letzte Konsequenz ihrer 
fast vollendeten Assimilation zu ziehen: die Taufe. Der ursprüngliche Zionis- 
mus ist als Utopie heute selbst von seinen Führern aufgegeben. Die heutige 
Leitung der zionistischen Organisation erstrebt das kleinere und darum auch 
erreichbare Ziel: die Vereinigung einer möglichst großen Anzahl landwirt- 
schaftlich tätiger, hebräisch redender, unter sich (durch gemeinsame Ein- 
richtungen und Kultur) möglichst zusammenhängender Juden in Palästina 
und Nebenländern. Die Judenfrage will der heutige offizielle Zionismus nicht 
lösen. Er will möglichst viel einzelne Judenschicksale glücklich gestalten, 
individuelle Judenfragen lösen. Als Wirkung dieser Teillósungen auf die 
Gesamtheit der Juden erhofft er: daß Zion ein geistiges Zentrum für diese 
wird, eine wenn schon nicht räumliche, so doch ideelle Aufhebung des Golus 
für alle. Dieser neue Zionismus arbeitet praktisch. Es wird nach Möglich- 


1) Nicht zu unterschätzen ist auch die Gefahr, daß das geringe Häuflein 
Juden dort inmitten der großen Überzahl unkultivierter Araber sich letzteren 
assimilieren könnte — Abwärtsassimilation! Es ist ein schweres Problem: 
als Jude Bauer werden in arabischem Lande und doch das geistige hohe 
Niveau behaupten, auf dem die Juden heute stehen. 
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Interesses wirken. Die Methoden des Kampfes erinnern — nicht zufällig — 
an die antimodernistische Religionspolitik der anderen Konfessionen. Die 
alte seit Jahrhunderten geübte Methode der Übertragung des rabbinischen 
Wissens auf Kinder und Erwachsene, das sog. „Lernen“ in Cheder und Beth- 
Hamidrasch hat im Ghetto genügt, wo das „Lernen“ nichts als eine von 
den vielen vorgeschriebenen religiösen Pflichten des Frommen, nicht aber 
ein Mittel der Erhaltung der jüdischen Gesinnung in den Lernenden war; 
daß der Ghetto-Jude religiös war, war selbstverständlich; es gab so gut wie 
keine anderen Juden; heute ist die Religion in eine Kampfstellung gedrängt. 
Der muffige Cheder, das staubige Lernhaus hat sich mit dem (ihetto über- 
lebt. Im Ghetto hat der Jude mit einer gewissen Selbstverständlichkeit, ohne 
zu grübeln, seine Ritualien verrichtet, in derselben — fast gemütlichen — 
Weise, wie er aß, trank, schlief. Nur der Jude in Kleinstadt und Dorf hat 
heute noch diese unvergeistigte, gemütliche Art der Gesetzeserfüllung. Die 
Religion hat nicht mehr die Alleinherrschaft über die durch die europäische 
Bildung aus dem Gleichgewicht gebrachten Seelen. Jung und Alt muß heute 
durch Unterweisung geistig gerüstet werden, um die Anfechtungen von außen 
und in der eigenen Seele mit Erfolg bekämpfen zu können. Die heilige 
Lehre ist dabei das Objekt des Schutzes und die Waffe zugleich. An ihrem 
Inhalt darf nicht ein Tüttelchen geändert werden, aber ihre Erscheinung 
wird einer gründlichen Modernisierung unterworfen. Die religiösen Vor- 
schriften werden vergeistigt, in philosophische Systeme gebracht‘), und nun 
auch „interessant“ gemacht; der Inhalt des Schrifttums wird in schöngeistigen 
Essays (z. B. in der Zeitschrift Jeschurun)?), Leitartikeln und Kanzelreden 
geistreicher Schriftsteller und Prediger paraphrasiert (vgl. die verwandten 
Erscheinungen bei anderen Konfessionen). Es werden der jüdischen Thora 
und dem Talmud die moderne Wissenschaft und Philosophie gegenüber ge- 
stellt. Und natürlich: Thora und Talmud enthalten schon längst das Richtige 
davon in nuce; alles andere aber ist unerwiesene Hypothese, ist Irrtum, wo- 
gegen die jüdische Lehre die Autorität unverminderter Geltung seit vielen 
1000 Jahren für sich hat. Weil die hebräische Sprache durch die nationa- 
listische Zeitstimmung gerade modern gemacht ist (sie wird von den 
Zionisten als Hauptbindemittel der etwas brüchig gewordenen einheitlichen 
Nation eifrigst gepflegt), gründet die Orthodoxie jetzt selbst hebräische 
Zeitungen’), während sie früher den Gebrauch der heiligen Sprache für 
profane Zwecke strikt verpónte. Um die Jugend an sich zu fesseln, um sie 
nicht durch die Lockmittel der modernen Zivilisation und die gesellige Be- 
rührung mit Andersgesinnten*) zu verlieren, greift sie selbst zu Mitteln, die 
noch bis vor kurzem der orthodoxe Jude als modernen Sch’tuß (Narrheit) 
belächelt hatte; sie gründet Sportvereine, Turnvereine, Wandervögel; die 
orthodoxen Studenten vereinigen sich nach und nach an allen Universitäten 
zu eigenen Verbindungen, die die Pflege religiöser Tradition und studenti- 
scher Geselligkeit betreiben, mit der Tendenz, die jungen Leute über die 


1) Hiermit hatte schon Samson Raphael Hirsch, der erste Erneuerer der 
Orthodoxie, begonnen. 


TV Erscheint seit März 1914 in Berlin. 
2 z. B. „Haderech“, Zeitschrift der „Agudas Jsroel“. 


*) Auch nach Palästina ist neuerdings von Frankfurt a. M. aus diese 
separatistische Politik getragen worden (besonders durch die Unternehmungen 
der Freien Vereinigung f. d. 1. d. orth. J.). 
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der Religion besonders abträglichen akademischen Studienjahre, behütet vor 
den gefährlichen Einwirkungen nicht religiöser Wissenschaft und Gesellschaft, 
hinweg zu geleiten; man kann Talmudist und flotter Bursch zugleich sein, 
das wird den Keilfuchsen lebendig bewiesen; rituelles Gebetkäppchen und 
schneidiges Rapier werden harmonische Utensilien; dem theologischen Vortrag 
gesellt sich die feuchtfröhliche Besingung der alten Burschenfreiheit. So 
wachsen die streitbaren Führer der künftigen Kampfesjahre heran. — 

Die Kritik der Politik dieser modernen Orthodoxie kommt zu einem 
noch ungünstigeren Ergebnis als die Kritik des Zionismus. 

Die Orthodoxie kämpft heute einen Verzweiflungskampf. Sie hat die — 
auf Grund der bisherigen Erfahrung nicht unberechtigte — Überzeugung, 
daß das Judentum ohne Religion untergehen wird. Aber diese Überzeugung 
erhält kaum einen Juden fromm, bei dem nicht eine religiöse Grundverfassung 
der Seele vorhanden ist. Die meisten Juden heute in Westeuropa stehen 
der Frage, ob das Judentum untergehen wird, gleichgültig gegenüber; viele 
würden das vollständige Aufgehen der Juden in den Wirtsvölkern sogar 
begrüßen; viele aber, denen an der Erhaltung des Judentums etwas liegt 
und die überzeugt sind, daß die Erhaltung ohne Religion nicht möglich ist, 
vermögen doch richt religiös zu sein; andere aber erstreben die Erhaltung 
auf anderen Wegen. Nun kenne ich freilich auch Juden (und ich glaube, 
solche Fälle sind nicht selten), die strengsten Gesetzesgehorsam (im dogms- 
tischen Sinn) mit einer wahrhaften Ungläubigkeit (Irreligiosität im psycho- 
logischen Sinn) in sich vereinen; sie halten streng alle Gebote, sei es aus 
einer mehr gefühlsmäßigen Pietät heraus, aus einer gewissen Liebe zu der 
Schönheit und Weihe der alten Formen, sei es aus bewußter auf Erhaltung 
des Volkstums gerichteten Politik („dem Volke muß die Religion erhalten 
bleiben und durch die Religion das Volk“). Der logisch unbegreifliche 
seelische Dualismus wird so praktisch-psychologisch möglich. Auf solche 
Dualisten aber kann die Zukunft der Orthodoxie oder des Judentums nicht 
aufgebaut werden: aus Pietät oder Politik religiös zu sein, das glückt wohl 
dem einzelnen, nie aber der Masse. Auch sind erfahrungsgemäß die Kinder 
der nur aus Pietät oder Politik „Frommen‘ zumeist der Religion entfremdet. 
Die Juden, deren seelischer Grundverfassung ein persönlich über den Welten 
thronender, die Erfüllung einer Unzahl von einzelnen Ritualien fordernder, 
liebender und strafender Gott entspricht, nehmen ab und damit das streng- 
gläubige Judentum. Auch die neuerdings versuchte Modernisierung der philo- 
sophischen Grundlegung, der äußeren Erscheinung und der Kampfmittel kann 
diesen Prozeß nicht aufhalten. Das religiöse Bedürfnis des heutigen Menschen 
ist nicht von der Art, daß es seine Nahrung in ritueller Betriebsamkeit, in 
der gottesdienstlichen Gestaltung aller praktischen Lebensverrichtungen finde, 
mag die geistige Vertiefung, die gedankliche Auslegung der einzelnen Vor- 
schriften noch so geistreich und modern sein. Daher ist auch der Vorwurf 
unberechtigt, die Irreligiösität unserer Zeit sei Schuld an dieser Entwicklung; 
in weiteren Kreisen ist neuerdings ein starkes Bedürfnis nach Religion 
erwacht; das aber findet seine Befriedigung auch außerhalb der Sphäre der 
positiven Religionen. 

So beruht auch die orthodoxe Behandlung des Judenproblems auf Irrtum. 
Und der Irrtum ist methodologisch derselbe, an dem überhaupt die wissen- 
schaftliche und politische Behandlung des Judenproblems leidet. Es steht 
fest: der Jude hat sich gewandelt, weil seine Natur und Bestimmung es ist, 
sich den lokal und zeitlich wechselnden Umständen anzupassen; der Jude 
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ist immer modern; das jüdische Religionsgesetz aber in seiner ihm von den 
Rabbinern (seit Esra) gegebenen heutigen Gestalt hat sich nicht mitgewandelt. 
Es ist historisch bewußt geschaffen worden, als einigende und erhaltende 
Kraft, als die Juden aller anderen nationalen Einigungsmittel, des Staate, 
des Landes, der Volkssprache verlustig gingen. Daß die Judenheit heute 
ein anderes wirksames Erhaltungs- und Einigungsmittel noch nicht gefunden 
hat, das aller Juden Seelen so beherrscht wie einst die Religion, ist freilich 
unbestreitbar; aber dieser Mangel an neuen Idealen kann dem alten die Au- 
torität nicht retten, die es dereinst hatte. 

Diese Religion hat ihre historische Geltung gehabt als das Gesetz des 
mittelalterlichen Juden, des Ghettojuden, dem’ die Ritualienerfüllung die 
Ruhe, Schönheit und Sicherheit seines Lebens bedeutete, dem die Religion 
Kunst, Wissenschaft und Philosophie ersetzte. Nun ist der Ghettojude zum 
modernen Europäer gewandelt, aber das rabbinische Gesetz vergißt seinen 
eigenen historischen Ursprung und beansprucht absolute Geltung, Ewigkeits- 
wert. Das Mittel ist zum Selbstzweck geworden; die Orthodoxie gestattet 
nur, daß die Methoden der Unterweisung, die religionsphilosophische Be- 
gründung, die Art der Propaganda und die Apologetik sich der Zeit anpassen; 
das Dogma aber ist starr, unabänderlich. — Aus diesem Widerspruch ent- 
steht die moderne Krise der Orthodoxie. Man kann dies förmlich experi- 
mentell beweisen; das Experiment vollzieht sich täglich vor unseren Augen. 
Die Hauptmasse der gesetzestreuen Juden sitzt heute noch im Osten Europas. 
Dort ist noch das Ghetto; geistiges und körperliches Abgeschlossensein und 
Aufeinanderangewiesensein der Juden; und dies dicht an den Grenzen des 
modernsten Europas (geistig und lokal). Wenn da ein europäischer Luftzug 
ins Ghetto dringt oder ein Ghettobewohner selbst die Grenze (geistig oder 
lokal) überschreitet, da geht jedesmal ein Stück religiöses Judentum zugrunde, 
jäh und radikal. Der junge russische Jude, der auf das Gymnasium geht, 
fällt von der Religion ab, nicht nur innerlich, sondern oft auch durch die 
Taufe'). Ein langsamer Übergang, wie heute in Deutschland, wo meist erst 
die zweite oder dritte Generation sich ganz entjudet, ist eine seltene Aus- 
nahme. (Analogie: die Kinder Moses Mendelssohns, des jäh dem Ghetto entsprin- 
genden Juden, sind Christen geworden.) Der Ostjude ist daher meist entweder 
fanatisch fromm oder radikal unfromm. Reformiertes Judentum gibt es nur 
in Westeuropa. — Noch ein anderes Experiment spielt sich täglich vor unseren 
Augen ab; die zahlreichen, im strengsten Glauben aufgewachsenen osteuro- 
päischen Auswanderer wandeln sich, in Amerika angekommen, mit erstaun- 
licher Fixigkeit in moderne Yankees; sie häuten förmlich den inneren und 
äußeren Menschen. Kaftan, Schläfenlocke verschwinden, körperliche Haltung, 
Gesichtsausdruck und — Religion amerikanisiert sich °). 

„Die orthodoxe Lösung der Judenfrage“ — das ist eigentlich ein Wider- 
spruch in sich selbst. Was die Orthodoxie im Grunde will, ist nicht eine 


1) Ein „Datscher“, d. i. ein deutsch gebildeter Jude ist dem russischen 
Frommen so viel wie ein Ketzer. Unsere deutschen Orthodoxen sind daher 
nach der Auffassung der russischen Strenggläubigen keine vollwertigen Juden 
mehr; man ist sich eben dort der Gefährlichkeit der europäischer Geistes- 
bildung bewußt und lehnt die von den deutschen Orthodoxen versuchte Mo- 
dernisierung schroff ab. Die „Aguda“ wird in Osteuropa daher wohl kaum 
umfassenden Erfolg haben. 

D Vgl. die Selbstbiographie „Vom Ghetto ins Land der Verheißung 
von Mary Antin (Stuttgart, 3. Aufl. 1914). 
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Beseitigung aller der Probleme, die zusammen die „Judenfrage“ des Golus 
bilden. Sie will nur das Fortdauern des „Gesetzes“, und weil dazu Menschen 
gehören, auch das Fortieben der Juden. Die Judenfrage selbst will, kann 
und — darf sie nicht lösen. Denn Golus und Judenfrage sind selbst wich- 
tige Bestandteile des religiösen Systems der Orthodoxie; die Judenfrage — 
auf eine knappe Formel gebracht — ist der Inbegriff der Probleme. die aus 
dem Verquicktsein des jüdischen Elements mit dem nicht jüdischen entstehen. 
Gerade dieses Verquicktsein, das Golus, der Verlust der staatlichen Selb- 
ständigkeit und die Zerstreuung der Juden unter die Völker ist nach jüdischer 
Theologie ein gottgewolltes Schicksal (Missionsberuf des Judentums). Die 
Existenz der Judenfrage, nicht deren Lösung, ist jüdisches Dogma. Der 
fromme Jude darf nichts tun, um das Golus zu beendigen. Den jüdischen 
Staat in Palästina darf nur der gottgesandte Messias wieder herstellen; nur 
Gott darf die Judenfrage lösen, das Golus endigen. Golus aber bedeutet 
Verquickung mit Fremdem, bedeutet Anpassung und bedeutet schließlich auch: 
Schwinden der alten Gesetzestreue, sobald (wie auch zur Zeit des Hellenismus) 
auch das fremde Geistesleben' ins Judentum eindringt. Es ist ein tódlicher 
circulus vitiosus, auf dem die Orthodoxie aufgebaut ist. 

Die Kritik der nationalistischen und der orthodoxen Auffassung des 
Judenproblems hat uns jedesmal gezeigt, daß die zunehmende Assimilation 
der Juden heute ein Faktor von ungeheurer Bedeutung ist. Es liegt nahe, 
zu sagen: die völlige Assimilation der Juden ist die Zukunft des Judentums, 
der Prozeß wird sich rascher, wird sich langsamer vollziehen, aber das Ver 
schwinden des Judentums ist unausbleiblich. Nun sind wirklich Anzeichen 
eines langsamen Aussterbens der westeuropäischen Juden vorhanden '). Im 
Gegensatz zu Sombart”), der die völlige Assimilation der Juden wegen des 
unüberbrückbaren Gegensatzes der Volkstümer für unwahrscheinlich hält, 
kommt Fishberg*) auf Grund eingehender historischer, statistischer und an- 
_thropologischer Forschungen zu der Überzeugung, daß es so etwas wie eine 
einheitliche jüdische Nation gar nicht gibt, daß dauernd jüdisches Blut in 
die Wirtsvölker und Blut anderer Völker in das jüdische geflossen ist, daß 
die Reinheit des Blutes, die Einheit der Abstammung der Juden, die Be 
hauptung absoluter, konstanter rassenmäßiger Verschiedenheit lauter Mythen 
sind, ferner, daß die vorhandenen äußeren und geistigen Verschiedenheiten 
des heutigen Juden nur psychisch -sozialen Ursprungs sind und mit dem 
Wegfall der Ursachen, durch Nivellierung der sozialen und peychischen Ver 
schiedenheiten, von selbst verschwinden werden. 


4. Der Assimilantismus 

Also wäre der Assimilantismus das Mittel der Lösung der Juden- 
frage? Wer an der Lösung der Judenfrage interessiert ist, darf nicht den 
unaufhaltsamen Assimilationsprozeß sich einfach vollziehen lassen, sondern 
muß, um den aus der Fortexistenz der Juden entstehenden Übeln, um der 
Judenfrage ein Ende zu machen, den Prozeß der Anpassung, des Verschwin- 
dens beschleunigen. 

Sehr viele Christen und Juden heute stehen, mehr oder weniger bewußt, 
auf diesem Standpunkt. 


1) 8. Theilhaber a. a. O. 
?) „Die Zukunft der Juden“, S. 33 ff. 
Da a O. 
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Der Kritik aber hält auch dieser Lösungsversuch nicht stand. Auch 
diese Theorie leidet an den genugsam hervorgehobenen Fehlern. 

Die Ansicht, die völlige Vereinigung des jüdischen Volkstums mit dem 
nichtjüdischen bedeute ein Verschwinden des jüdischen Elements, ist ebenso 
verfehlt, wie die Ansicht, daß durch völlige lokale Isolierung beider Elemente 
die Judenfrage lösbar sei. „Aus ihrem Schoß erzeugt die christliche Ge- 
sellschaft fortwährend den Juden,“ sagt Karl Marx. Mit der Assimilation 
verschwindet der Jude, aber nicht das Jüdische. Die Juden freilich sind 
befreit von der Judennot, wenn sie nicht mehr existieren. Aber die übrige 
Menschheit? Ein so lebensfähiges Element wie das jüdische wird fortleben, 
verobjektiviert in den von seinem Geist geprägten Institutionen, und dann 
auch persönlich: in den Individuen jüdischen Geblüts. Für ersteres bringt 
Sombarts Judenbuch die anschaulichsten Belege (der Kapitalismus selbst mit 
den ihm zugehörigen geistigen und materiellen Erscheinungen, z. B. Börse, 
Wertpapier, Geschäftsgesinnung). Über das wirksame Fortleben des jüdischen 
Bluts in den von den Antisemiten sog. „Judenstämmlingen“ fehlen freilich 
noch wissenschaftliche Forschungen (der „Semigotha“ +) ist leider das Gegenteil 
einer solchen). Aber jedermann kennt aus seiner Erfahrung solche Fälle, 
wo in erstaunlicher Weise, oft mehrere Generationen nach vollzogener Ver- 
mischung, ein jüdischer Ahne in einem später christlichen Abkömmling 
wieder zu erstehen scheint. Wer glaubt, daß die Viertelmillion im neunzehnten 
Jahrhundert getaufte Juden spurlos untergegangen sind? Nach Fishberg 
kann nicht ein einziger der heute lebenden Europäer mit Gewißheit von 
sich behaupten, daß er keinen Tropfen jüdischen Bluts in sich habe. 

Aus der Verobjektivierung des Jüdischen in gewissen Institutionen 
folgt, daß schon heute gewisse allgemeine sozialwirtschaftliche, gesellschaftliche 
und kulturelle Fragen mit der Judenfrage ganz oder zum Teil sich decken. 
Man spricht von einem jüdischen Literatentum, einem jüdischen Stil in der 
deutschen Dichtung”), ohne dabei zu unterscheiden, ob es sich einzelfalls 
dabei um jüdische Schriftsteller jüdischen oder nichtjüdischen Geblüts 
handelt. Der Mittelstandsantisemitismus haßt die Person und meint die 
Sache, das feindliche Prinzip personifizierend. Es müßte, nach Sombarts 
Vorgang, einmal gründlich untersucht werden, welche der heutigen gesell- 


1) „Semigotha, Historisch-genealogisches Taschenbuch des europäischen 
Adels jüdischer Nation“ (Weimar 1912), 1913 im zweiten Jahrgang erschienen. 
Hier nur eine Stichprobe: nach dem Semigotha sind die jüdischen Freiheits- 
helden, die Makkabäer, Arier, nämlich Schotten gewesen. Warum? Antwort: 
»Mac-cabi“! Nikita von Montenegro ist selbstverständlich Jude. 


Zur Frage des jüdischen Anteils am deutschen Schrifttum vgl. die 
an Moritz Goldsteins Aufsatz „Deutsch-jüdischer Parnaß“ (Kunstwart 1912) 
sich im Kunstwart, der Schaubühne und anderwärts anschließende Diskussion. 
Es ist kein Zufall, daß drei der wirksamsten deutschen Dichtungen in diesem 
Krieg von Juden sind: der „Haßgesang“, das „Österreichische Reiterlied“, 
das „Niederländische Dankgebet“ (in Weyls deutscher Umdichtung), und alle 
drei verschiedene Lyrik (Pathos, Volkslied, Choral). Aber sind sie inhaltlich 
oder formal wirklich jüdisch? Oder nur ihrem Enstehungsgrund und Wir- 
kung nach, als Zeugnisse der eminenten Fähigkeit der Juden, fremde un- 
bewußte oder ungeformte geistige Bewegungen bewußt zu erleben, zu formen 
und zu allgemein gültigem Ausdruck zu bringen? Der Haßgesang und das 
Dankgebet sind von Antisemiten als undeutsch bereits abgelehnt. Vielleicht 
ist auch das Reiterlied ein Dokument der jüdischen dialektischen und paralleli- 
stischen Art, geistig zu formen? 
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schaftlichen, wissenschaftlichen, literarischen und künstlerischen Gegensätze 
auf dem Gegensatz zwischen jüdischem und nichtjüdischem Wesen ganz oder 
teilweise beruhen. Und was das Fortleben des jüdischen Bluts in nicht- 
jüdischen Individuen betrifft, so ist gerade die Gefahr der fortschreitenden 
Veränderung „arischer“ Art durch die jüdische infolge der stark zunehmenden 
Blutmischung nach Ansicht vieler Europäer geradezu die Judenfrage. Kon- 
trollierbar ist das Jüdische immer noch, wenigstens teilweise, solange es in 
Jüdischen Personen vorhanden ist, solange es Juden gibt. Die vollendete 
Assimilation aber ist die in Permanenz erklärte Judenfrage, falls die Virulenz 
jüdischer Art so stark ist, wie nach bisheriger Erfahrung zu vermuten ist. 

Selbst aber wenn man in dem völligen Verschwinden aller Juden durch 
Assimilation die Lösung der Judenfrage sieht, und deshalb nach Kräften 
bemüht ist, die Assimilation zu fördern und alle Gegenbewegungen zu hemmen, 
so steht doch fest, daß diese Lösung nicht von heute auf morgen sich voll- 
ziehen kann. Es gibt heute 14 Millionen Juden, darunter 12 Millionen östliche 
von starker Eigenart. Was soll mit diesen Juden geschehen, so lange sie 
nicht assimiliert sind? Die Hoffnung, daß alle diese Millionen Juden einstmals 
durch Assimilation verschwinden werden, hilft uns keinen Schritt weiter bei 
der Lösung der heute brennenden Judenprobleme. Die Assimilationspolitik 
verschiebt diese Lösung ad calendas Graecas. 

Die Assimilationspolitik ist aber auch im Irrtum über die Wirkungen 
der Assimilation. Der Prozeß der Anpassung der Juden an das Fremde ist 
stets in Gang, heute sogar in sehr flottem Gang; aber bedeutet denn eine 
solche Anpassung immer und notwendig ein Verschwinden des Jüdischen? 
Gerade die Gegenwart beweist das Gegenteil. Aus der Assimilation der 
deutschen Juden erwächst heute geradezu die nationale Regeneration des 
Judentums. Es fällt nicht schwer, bestes europäisches Geistesgut, Ideen 
Herders, Fichtes, Nietzsches im zionistischen Gedankensystem und in den 
Anschauungen der zionistischen Führer zu finden. Und nur Martin Buber, 
echter Jude nach Blut und Erziehung, feinst gebildeter Europäer, Meister 
des deutschen Worts und der deutschen Kunst, Fremdes einfühlend zu er- 
leben, Kenner der deutschen Mystik sowohl wie der indischen Philosophie und 
chinesischen Phantasien — nur er konnte die verschütteten Quellen ursprüng- 
licher jüdischer Mystik') aufspüren und aufdecken, und dadurch halb un- 
bewußte, unklare, ja verachtete Regungen der jüdischen Volksseele zum 
Bewußtsein ihrer selbst und zu neuem Leben bringen. Ein anderer, 
M. J. bin Gorion?) gräbt verborgene oder mißdeutete Schätze jüdischer My- 
thologie ans Licht und reinigt sie von den ihre Schönheit verhüllenden 
Schlacken. Und nur am starken Bau des westeuropäischen (eisteslebens 
vermögen die schwachen Keime ostjüdischer Dichtung, palästinensischen 
- Kunstgewerbes, neuhebräischer Philosophie und Poesie”) sich zu eigenem 


ID Die Geschichten des Rabbi Nachman (Frankfurt 1911); Die Legende 
des Baalschem (Frankfurt 1912). 

1) Pseudonym für Berdyczewski; das — noch nicht vollständige Werk 
(bis jetzt nur zwei Bände) — heißt „Die Sagen der Juden“ (Frankfurt 1913, 1914). 


D Über die Möglichkeiten einer neuen jüdischen Literatur, die sich 
mit vollem Recht „jüdische“ nennt und nicht nur Bestandteil der Literaturen 
der Westvölker ist, vgl. Moritz Goldstein, Begriff und Programm einer 
jüdischen Nationalliteratur (Jüd. Verlag 1918), ferner die Aufsätze von Max 
Brod und Moritz Heimann in dem Buch „Vom Judentum“ (Leizig 1913). 
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Leben emporzuranken. Westjuden, deren Existenz gleicherweise durch júdisches 
Blut wie durch europäische Zivilisation und Kultur bedingt ist, ringen darum,. 
dem Begriff „Judentum“ einen neuen Inhalt, der ihrer alten Ideale beraubten 
Judenheit ein neues Ideal zu geben"). Freilich, viele Ostjuden lehnen den 
Zionismus als westjüdische Ideologie, als unnationales Assimilationsprodukt 
ab; aber eine Macht im jüdischen Leben ist er doch geworden, nicht nur- 
als Kolonisator Palästinas, sondern auch im Leben seiner Feinde selbst, gegen 
deren Willen, als kräftigster Anreger des erwachenden jüdischen Selbst- 
bewußtseins und auch des nach langem Schlaf wieder erstehenden ostjüdischen 
Eigenlebens. Und wie die Ideologie, so ist auch die Politik und Technik 
des Zionismus europäisch orientiert und nur darum erfolgreich. Nur euro- 
päisch erzogene und gebildete Geister konnten eine so in sich gefestigte, 
leistungsfähige Organisation schaffen, wie sie heute — trotz aller inneren: 
Gegensätze — die zionistische Partei mit allen ihren Institutionen (Anglo 
Palestine Company, Palästina-Amt, Actionscomité, Jaffa-Gymnasium, National- 
fonds etc.) darstellt. Somit ist aus der Assimilation die assimilationsfeindlichste - 
Bewegung erwachsen: die junge jüdische Renaissance. 

Unsere Assimilationspolitiker sind sich also unklar über das Wesen und 
die Wirkung der Assimilation, auf der sie ihre Politik aufbauen. Die Politik 
der Anhänger dieser Richtung (im wesentlichen handelt es sich um die dem 
Zentralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens angehörigen, religiös. 
sog. liberalen Juden) ist daher wenig erfolgreich. Ihre Politik beruht auf 
folgenden Fiktionen: die ganze Judenfrage ist die Folge der Dummheit, 
Bosheit oder Rückständigkeit einiger Leute; sei es der Antisemiten, die den 
Juden die rechtlich garantierte und ethisch erforderliche Gleichberechtigung ` 
nicht gewähren; sei es vieler Juden, die aus Unkultur oder nationalistischer - 
Eitelkeit keine vollkommenen Deutschen werden; die Judenfrage ist gelöst, 
wenn der Antisemitismus, die jüdische Unkultur, der jüdische Nationalismus 
ein Ende haben; die Juden sind keine Nation und keine Rasse, sondern 
nur eine Konfession. -— 

Es ist tragisch und komisch zugleich: Die Nicht-Juden Europas und. 
Amerikas betonen mehr und mehr, daß sie sich durch andere als rein kon- 
fessionelle Unterschiede von ihren jüdischen Mitbürgern getrennt fühlen °’) 
und die Deutschen jüdischen Glaubens leisten dieser Ansicht noch Vorschub,. 
indem sie selbst zum größten Teil religiös stark indifferent sind. Was zur 
Folge hat, daß man nicht recht versteht, warum sie noch an ihrem Judentum 
festhalten, sie, die einerseits das Judentum als Nationalität verleugnen, denen 
anderseits die Religion mehr Luxus oder Last denn Lebenselement ist. — 
Die „Richtlinien“, die 1912 die Vereinigung der liberalen Rabbiner Deutsch- 
lands als ein Programm für eine zeitgemäße Reform der jüdischen Religion. 
herausgegeben haben, verflüchtigen deren Gehalt zu einer Summe blaßer 
ethischer Regeln und lassen nur die notdürftigsten (natürlich die wenigst 
orientalisch gefärbten) zeremoniellen Übungen übrig, damit nicht der letzte- 


1) Vgl. das Buch „Vom Judentum“ (Leipzig 1913). 

TI Auf Englands, Amerikas, Polens Neu-Antisemitismus ist am Anfang 
hingewiesen. Als deutsches neuestes Beispiel sei erwähnt die Resolution der 
Wandervogeltagung (Ostern 1914 in Frankfurt a. O.), nach der den einzelnen 
Wandervogelvereinen der Ausschluß von Juden freigestellt ist, da das Wander- 
vogelprinzip auf alt-germanischer Tradition beruhe; der Antisemitismus ergriff 
damit auch offiziell die deutsche Jugend. Scharf wendet sich hiergegen. 
Wyneken in „Freie Schulgemeinde“ vom 1. Februar 1916. 


Zeenen EE 
506 Feuchtwanger, Die wissenschaftliche und die politische Judenfrage. 
5 5 


Rest religiösen Gemeinschaftslebens verschwinde Das ist zu wenig zum 
Leben, zu viel zum Sterben. Beileibe kein positives Programm, geeignet, 
den deutschen Juden eine Weltanschauung zu sein. Sondern nur eine rein 
negative Operation: Die Entorientalisierung des Judentums, das deutsch- 
gesellschaftsfähig sein soll. Es ist kein positives Programm: es ist inhaltlich 
zu rationalistisch, zu unjüdisch; wie die, für die es bestimmt ist, der positiv 
jüdischen Gesinnung ermangeln und noch auf dem veralteten Standpunkt 
des rationalistischen Liberalismus stehen. Die Masse der heutigen „liberalen“ 
deutschen Juden sind die noch nicht Christen gewordenen Juden, die 
reformierte jüdische Religion ist die noch nicht Christentum gewordene 
Religion. Und wenn ein hierher gehöriger Jude sich weigert, die letzte 
Konsequenz zu ziehen und behauptet, daß gerade die „geläuterte“ jüdische 
Religion in dieser Form die ihm angemessene Religion sei, so leugnet er 
damit unbewußt die Konfessionalität seines Judentums und gibt zu, daß ihn 
ans Judentum noch andere als reine Glaubensbande ketten. Man mag dies 
„Stimme des Bluts“ nennen; die Stimme aber ist meist zu schwach, um den 
positiven Willen, das Judentum zu erhalten, zu erzeugen, wenn auch die 
meisten Anhänger dieser Richtung zu stolz sind, sich persönlich gesellschaft- 
liche Vorteile durch die Taufe zu erkaufen, oder zu pietätvoll, um ihre 
Jahrtausende alte Vergangenheit glattweg wegzuwerfen. Das Schicksal dieser 
Juden ist, wenn auch vielleicht erst in nächster oder dritter Generation nach 
Abkehr von der Strenggläubigkeit: die Taufe; viele bleiben selbst Juden 
und lassen ihre Kinder taufen, diese damit von einer Last befreiend, die 
die Eltern nicht „stark“ genug waren, selbst von sich abzuwerfen. 

So kann man den Inhalt der Politik der hierher gehörigen Juden aus- 
drücken: Sie wollen den völligen Übergang zum Deutschtum und Christentum, 
zum christlichen Deutschtum möglichst sanft machen. Eine großzügige 
Leistung für die Lösung der Judenfrage oder auch nur für die Verminderung 
.der geistigen und materiellen Judennot kann von dieser Richtung der Halb- 
heit, der Fiktion nicht erwartet werden. Mehr, weil er den Assimilations 
prozeß durch seine Not und Unkultur stört, als aus Bruderliebe wird der 
arme Jude des Orients und Osteuropas unterstützt. Und sicher: der geistige, 
kulturelle und sogar körperliche Abstand zwischen den „Brüdern“ ist un- 
geheuer. 

Es gehóren die menschlich sympatischsten, an Charakter und Leistungen 
tiichtigsten und wertvollsten Juden Deutschlands dieser Richtung an'). Aber 
sie werden mit der Geteiltheit, der Zusammengesetzheit ihrer Existenz nicht 
fertig. Sie verkennen die Wahrheit: daß ihr Wesen aus jüdischen und 
deutschen Bestandteilen gemischt ist. Die Verkennung kann die Geteiltheit 
nicht beseitigen, aber sie prägt diesen Männern den Stempel der Halbheit, 
der Gebrochenheit auf. Das Problem jedes Juden, die individuelle Juden- 
frage, die jedem Juden zu lösen Lebensaufgabe ist, lautet: Wie kann ich 
die heterogenen Bestandteile meiner Existenz zu einer homogenen Persön- 
lichkeit vereinen? Wie kann ich Deutscher und Jude zugleich, trotz 
der Geteiltheit meines Wesens harmonischer Mensch sein? Auch dem 
Nationalisten und Zionisten ersteht dieses Problem. Der — der Jugend und 
der Begeisterung zugute zu haltende — ungestüme Versuch vieler unserer 
Zionisten und Nationalisten heute, die deutschen Bestandteile ihrer Existenz 


1) Vgl. hier W. Rathenau, Zur Kritik der Zeit (Berlin 1912) S. 219. 
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zu negieren, ist ebensosehr eine unbewußte Lüge, wie der Versuch der 
liberalen Juden, sich nur konfessionelle Juden zu nennen. 

Beide verkennen, was das individuelle jüdische Problem ist: bewußte 
Assimilationskunst') treiben, wie ich es nennen möchte. Die Fähigkeit 
zu solcher Selbsterziehungskunst hängt allerdings ab von der Kenntnis der 
Wirklichkeit, des Wesens und der Wirkung der Duplizität und der Assimilation. 
Wäre diese bewußte Assimilationskunst, diese Fähigkeit zur Lösung der 
individuellen Judenfrage Allgemeingut der heutigen Juden: dann gewänne 
auch die allgemeine Judenfrage andere Aspekte. Sie wäre zum Teil gelöst 
oder — keine Frage mehr. 

Die oben geschilderte Politik des sanften Übergangs aber, der ungestörten 
Gesamtassimilation, ist weit entfernt, die Einzelnen und die Gesamtheit zur Har- 
monie zu führen; denn diese Politik verwischt und leugnet nur die Gedoppeltheit 
der jüdisch-deutschen Existenz, vermag aber nicht, ihrer Herr zu werden. So 
ist aus dieser offiziellen Assimilationspolitik neuerdings eine Politik der Ängst- 
lichkeit, der Zänkerei geworden. Die Verstärkung des jüdischen Nationalismus 
bei der jungjüdischen Intelligenz flößt den Konfessionsjuden Angst ein, es 
könnte die europäische Öffentlichkeit zu dem Bewußtsein kommen, daß der 
Jude doch durch mehr als bloße Konfession von dem Nichtjuden getrennt 
ist; als ob dieses Bewußtsein nicht schon längst vorhanden wäre. So ent- 
steht in den letzten Jahren die merkwürdige Frontverschiebung: der Zentral- 
vereinler, der liberale Jude bekämpft heute als den Hauptfeind nicht mehr 
wie seit 30 Jahren den Antisemiten, sondern die anti-assimilatorisch gesinnten 
jüdischen Parteien’), die „noch schlimmer als die Antisemiten“ sind. Aus 
dieser Ängstlichkeit und Frontverschiebung sind die zänkischen Kundgebungen 
der liberalen deutschen Judenheit erwachsen, von denen anfangs die Rede 
war: die antizionistische Resolution des Zentralvereins, die die Zionisten als 
schlechte deutsche Staatsbürger der allgemeinen Verachtung preisgab und nach 
strenger Satzungslogik aus dem Verein ausschloß; dann das antizionistische 
Inserat, worin jüdische Männer (zum Teil klangvollen Namens) dem gruselnden 
deutschen Zeitungsleser die Zionisten als schlechte Patrioten und Friedensstörer 
annoncierten *). Unmittelbarer Anlaß hierzu waren die vielleicht überhitzten 
Äußerungen hebraistisch-nationalistischer Gesinnung vonseite der Zionisten 
bei dem palästinensischen „Sprachenstreit“*) vom Januar bis Februar 1914. 


D Auch ein Elsässer, ein Deutschamerikaner steht vor einem analogen 
Problem, nur daß bei ihnen die Heterogenität ihrer Bestandteile nicht eine 
so große ist als beim Juden. Eine vollkommene Assimilation (Schaffung von 
Homogenität durch völliges Ausschalten des einen Elements) ist jenen 
möglich, nicht aber dem Juden. 


*) Auch durch Konkurrenzinstitutionen, durch die der Zionismus auf 
seinem eigenen Felde geschlagen werden soll, so durch die A I. K. O. (All- 
emeine Jüdische Kolonisationsorganisation), eine Gründung (1913) liberaler 
nicht nationalistischer) Juden, ebenfalls zur Schaffung jüdischer (aber nicht 
zionistischer) Heimstätten in Palästina etc. 


"1 Was einige Deutsche — Repräsentanten der öffentlichen Meinung — 
über diese Kundgebung gedacht haben (z. B. Ricarda Huch, M. Q. Conrad), 
darüber gibt Aufschluß das „Jüdische Echo“ in seinen Heften vom März und 
April 1914. — | 

*) Beide Streitsteile — Hilfsverein der deutschen Juden (Dr. Paul Nathan) 
und das zionistische Aktionskomitee — haben ihren Standpunkt in Broschüren 
(Berlin 1914) dargestellt. 
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Bemerkenswert hieran ist auch: es wird jetzt zum ersten Male gebrochen 
mit der jüdischen Tradition, innere Streitigkeiten unter sich auszumachen; 
aber stärker als diese Solidarität war hier das Bedürfnis, sich den Deutschen 
als gute Mitbürger in Empfehlung zu bringen. — Aus derselben ängstlichen 
Gesinnung heraus sehen die liberalen Juden und die in ihren Händen be- 
findlichen Kultusverwaltungen so ungern den starken Zugang östlicher Ele- 
mente, die den Assimilationsprozeß unliebsam verzögern; in Duisburg haben 
liberale Juden die östlichen vor Behörden und Öffentlichkeit ohne Grund der 
Ketzerei und der Unmoral geziehen und die Kölner jüdische Kultusgemeinde- 
verwaltung entzieht seit März 1914 dem Kölner jüdischen Turnverein die Sub- 
vention, weil dieser nach seinen Satzungen auf ,júdisch-nationaler” Basis steht. 

So wird die Judenfrage nicht gelöst. Eine Teillösung individueller 
Art findet statt: die liberalen Juden Deutschlands (und Westeuropas über 
haupt) gehen langsam aber sicher in ihrer nichtjüdischen Umgebung auf. 
Daß diese individuelle Entjudung Einzelner keine Lösung des allgemeinen 
Judenproblems für die Welt und für die Juden ist, die weiter Juden bleiben, 
habe ich bereits gezeigt. Aber selbst für die so Entjudeten ist jene indivi- 
duelle Lösung häufig nur eine Scheinlösung, die Vertauschung zweier Übel. 
Erfahrungsgemäß sind Mischehen häufig unfruchtbar oder es entspringen oft 
aus ihnen krankhafte, in sich zerfallene, ungliickliche Existenzen'). Die 
Mischung des eigenen mit dem fremden Blute ist ein verantwortungsvolles 
Wagnis, eine Fahrt ins Ungewisse; Blutmischung bedeutet anscheinend nicht 
Verschwinden des jüdischen Blutes; sie ist nur eine neue Erscheinungsform 
der mannigfachen, durch alle Geschichte zu beobachtenden jüdisch-christlichen 
Verquickung (statt der ideellen und sozialen Verquickung eine körperliche), 
stellt aber wie auch alle anderen Formen der Verquickung vor schwierige 
Probleme, kurz: ist eine neue Erscheinungsform der Judenfrage. Und es ist 
Aufgabe der jüdischeu Wissenschaft, auch Wesen und Wirkung der Bluts- 
mischung zu erforschen; erst dann kann vielleicht Gewisses darüber gesagt 
werden, ob sie eine Lösung der Judenfrage oder nur eine Problem- 
verschiebung darstellt. 

Es klingt so überzeugend: das völlige Verschwinden der Juden dorch 
Assimilation ist die Lösung der Judenfrage. Aber die Kritik der Assimi- 
lationspolitik und ihrer Argumente hat uns gezeigt: die Assimilation bringt — 
im Verlauf des Assimilationeprozesses und nach dessen Vollendung — mit 
sich eine solche Fülle von neuen Problemen und von neuen Judenfragen, 
daß man füglich sagen muß: die Assimilation im Sinne eines völligen Auf- 
gehens der Juden in den Wirtsvölkern ist eher eine Komplikation denn eine 
Lösung der Judenfrage. Um so erstaunlicher ist es, daß eine Reihe der 
besten Köpfe des heutigen Deutschlands von der Assimilation die Lösung 
des Judenproblems erwarten; auf Anregung Sombarts, der das Interesse an 
der Judenfrage auf sein Judenbuch hin stark aufleben sah, ist 1912 eine 
Umfrage bei einer Reihe der angesehensten Dichter, Gelehrten etc., veran- 
staltet worden; auf die Frage nach Wirkung und Erwünschtheit der Assimi- 
lation der Juden durch Taufe und Mischehe bzw. des Verschwindens der 
Juden aus der Mitte der Wirtsvölker durch die zionistische Auswanderung 
hat der größte Teil der Befragten die Assimilation für heilsam, erwünscht 
und durchführbar erklärt”). Im übrigen aber gehen die Urteilenden in ihren 


1) Vgl. auch Sombart, Die Zukunft der Juden (Leipzig 1912), S. 44. 
” „Judentaufen‘‘ (München 1912). 
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Ansichten, und soweit diese Ansichten identisch sind, in der Begründung 
soweit auseinander, daß man den heutigen Gesamtzustand der öffentlichen 
Meinung Deutschlands über die Judenfrage nicht anders bezeichnen kann 
als mit dem Wort: Chaos. Den Hauptwert der „Judentaufen‘ sehe ich daher 
nicht in der Bereicherung unseres Wissens über das Judentum und seine 
Probleme durch die einzelnen Gutachten, sondern in der Erkenntnis, wie 
sehr die Allgemeinheit einer wirklich wissenschaftlichen Grundlegung der 
Judenfrage bedarf. Lesenswert sind (gerade weil sie keine Wissenschaft- 
lichkeit prätendieren) diejenigen Äußerungen, die, statt mit der Autorität 
einer objektiven Feststellung Gemeinplätze oder Unrichtigkeiten aufzustellen, 
von den persönlichen Erlebnissen der Verfasser mit Juden und Jüdischem 
Bekenntnis ablegen ’). 


VII. 
Jüdische Ideologien 


Daß die Assimilation schon ihrem Verlauf und ihrer Wirkung nach 
nicht die Lösung der Judenfrage bedeutet, dürfte nach vorstehenden Aus- 
führungen nicht bestreitbar sein. Es fehlt aber nicht nur an der ausreichenden 
empirischen Beurteilung des Verlaufs und der Wirkung dieser Bewegung, 
sondern der Grundmangel ist auch hier derselbe methodologische, wie wir 
ihn schon bei der kritischen Würdigung der anderen Judentheorien aufgezeigt 
haben. Die Assimilation von Juden an Nichtjuden war stets, ist heute und 
wird wohl immer sein ein höchst verbreiteter Vorgang, aber sie ist eine in 
ihrer Stärke historisch bedingte Tendenz. Die Ideologie des Assimilantismus 
abstrahiert mit Unrecht aus dem persönlichen Erlebnis vieler einzelner assi- 
milierter Juden ein absolutes Gesetz für die Gesamtentwicklung des Juden- 
volks. Der Assimilantismus irrt, wenn er meint, daß diese Entwicklung nur 
vorübergehend durch mangelhafte Erkenntnis und mangelndes Wollen, sei es 
der Wirtsvölker, sei es der Juden, gehemmt werden kann. Die Stärke der 
in einer gewissen Zeit und in einer gewissen Masse von Juden herrschenden 
Assimilationstendenzen ist nicht nur, ja nicht einmal hauptsächlich bedingt 
von ideellen Faktoren — vom Grade der Aufklärung, der Humanität, der 
weltbürgerlichen Gesinnung —, sondern von gewichtigen materiellen Faktoren, 
die die unter gleichen Bedingungen lebenden Juden, ihnen selbst mehr oder 
weniger bewußt, nach einer bestimmten Richtung reißt. Es wäre eine 
marxistische Übertreibung zu sagen, der Assimilantismus sei nur der ideolo- 
gische Überbau über den die Assimilation bestimmenden ökonomischen Fak- 
toren, aber es ist heuristisch von größtem Wert, diese bisher zu sehr rein 
ideologisch aufgefaßte Bewegung einmal rein materialistisch zu betrachten. 

Die Absicht auch hierbei ist aber nicht so sehr die empirische, das 
Wesen dieser Bewegung selbst zu ergründen, als die prinzipiell geschichts- 
theoretische (methodologische), an ihr als einem illustrativen Beispiel ein 
wichtiges Gesetz der „Biologie“ der jüdischen Ideologien aufzustellen: die 
materielle (Mit-)Bedingtheit ihrer Entstehung, ihres Verlaufs, ihres Erfolg». 

Die wirtschaftliche Bedingtheit der Assimilation und ihrer Gegenbewe- 
gung sollte für jeden, der mit offenen Augen nur innerhalb der deutschen " 
Judenheit sich umsieht, ohne weiteres erkennbar sein. 


1) z.B. Richard Dehmel, Heinrich Mann, H H. Ewers. 


D In den andern Ländern, besonders in Amerika, lassen sich ähnliche 
Beobachtungen machen. 
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Hier läßt sich beobachten, daß zwischen den Juden assimilatorischer 
und denen zionistischer Richtung ein gewisser Klassenunterschied besteht. 
Die Zionisten sind die Proletarier, die Assimilanten die Bourgeois. 
Das ist absichtlich überscharf zugespitzt. Aber das Phänomen prägt sich 
dann um so besser ein. Die Leiter unserer großen jüdischen Vereinigungen, 
insbesondere des Verbands Deutscher Juden, des Hilfsvereins der deutschen 
Juden, des Zentralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens. der 
A.I.K.O., der deutsch - jüdisch - osmanischen Union usw. sind die jüdischen 
Reichen, Notabeln, Geheimräte. Professoren, Großindustriellen, kurz Leute, 
die den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Anschluß an das Deutschtum 
gefunden haben. Analoges gilt von den Leitern der großen außerdeutschen 
und internationalen jüdischen Verbände, wie der Alliance israélite, der Ica, 
des American Jewish Committee, der Anglo-Jewish Association etc. Ganz 
anders sehen die Leitungen der zionistischen internationalen, Landes- und 
lokalen Organisationen aus'). Dabei darf nicht einmal verkannt werden, daß 
bei den großen liberalen Verbänden Leitung und Mitgliedschaft heute noch 
homogener ist, als bei den zionistischen Verbänden. Die zionistische Be- 
wegung bedarf heute noch des Organisationstalentes, der Tatkraft und der 
Intelligenz westlicher, kulturell selbst assimilierter Juden. Daher sind die 
zionistischen Führer so vielfach Rechtsanwälte. Ärzte, Schriftsteller, Journa- 
listen, von denen viele aus rein ideellen Gründen sich der Bewegung anschließen, 
während die Masse der Mitglieder kleine Leute, Händler, Arbeiter vielfach 
ostjüdischer Herkunft sind. Aber ökonomisch gehören auch schon die meisten 
der Leiter zum geistigen Proletariat. (Man vergleiche die analogen Erschei- 
uungen bei der sozialdemokratischen Bewegung.) 

Diese Beobachtungen haften nur scheinbar an der Oberfläche der jü- 
dischen Bewegungen. Man darf, zunächst für Deutschland, die Behauptung 
wagen: Je mehr das persönliche und berufliche Gedeihen des einzelnen an 
die deutsche Wirtschaft und Gesellschaft geknüpft ist, desto weiter geht seine 
Assimilation an das Deutschtum. Der einzelne ist hierbei aber nicht nur 
einem zufälligen Schicksal ausgesetzt. Je mehr die deutschen Juden einer- 
seits durch die kapitalistische Erziehung des deutschen Volkes sowie durch 
den antisemitischen Boykott aus ihrer beherrschenden wirtschaftlichen Stellung 
gedrängt werden, je mehr ferner die Bureaukratisierung und Organisierung 
die bisher individualistische Wirtschaftsverfassung ablöst, desto mehr wird 
die Assimilation zur Dissimilation. Die Bank ersetzt den Bankier; die Auf- 
sichtsräte, in denen oft noch ehemalige jüdische Inhaber der von den Banken 
aufgenommenen Bankgeschäfte sitzen, werden mehr und mehr judenrein; in 
der Industrie verdrängt die Aktiengesellschaft die Einzelunternehmung; bei 
den Aufsichtsráten zeigt sich eine ähnliche Wandlung; die Vieh-, Getreide- 
und Güterhändler auf dem Lande werden verdrängt durch die Bauernvereine, 
Genossenschaften, Landbanken etc. Welches Schicksal wird erst die nach 
dem Kriege verstärkt zu erwartende Organisierung und Entindividualisierung 
unserer Wirtschaft den Juden bringen ? Der sprichwörtliche jüdische Reichtum 
hat schon längst abgenommen; der wohlhabende Mittelstand schwindet und 
macht größeren Gegensätzen Platz. Noch drängen die Juden, auch die wirt- 


1) Ein analoger Unterschied zeigt sich in der Mitgliedschaft der jüdischen 
Studentenvereine an den deutschen Hochschulen. Die Höhe des „Monats- 
wechsels“ entscheidet sehr oft darüber, ob ein Keilfuchs Mitglied des assimi- 
latorischen oder des nationaljüdischen Vereins wird. 
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schaftlich schon Proletarier gewordenen, den geistigen Berufen zu; die Wir- 
kung ist, daß sie das Proletariat der Ärzte, der Rechtsanwälte, der Journalisten 
vermehren. So wachsen die Existenzen, die den Anschluß an deutsche Wirt- 
schaft und Gesellschaft verpaßt haben. Vollends den zahlreich zuwandernden 
Ostjuden gelingt es nur selten mehr, den Anschluß zu gewinnen. Aus dieser 
Klasse der Unzufriedenen, der Ausgeschiedenen, der Proletarier ersteht die 
jüdische Nationalbewegung im Westen, und alsbald stellt sich auch die den 
materiellen Kräften entsprechende Ideologie ein. Dem Unzufriedenen, um 
Aufnahme Werbenden und Zurückgestoßenen, in seinen Gefühlen Zerrissenen 
wird das Negative seines Schicksals zum positiven Erlebnis, das Unglück 
zam Glück. Der gescheiterte Assimilant wird zum bewußten Juden; er findet 
es verächtlich seine Eigenart aufzugeben und sich einer, noch dazu wider- 
strebenden, Gemeinschaft anzupassen und aufzudrängen; er hört auf mit 
starrgebanntem Blick auf den Antisemitismus als die einzige Hemmung der 
Assimilation zu schauen. . . Der Ethik und den entwicklungsgeschichtlichen 
Argumenten des Assimilantismus setzt er die Ethik der Nationalisierung und 
die Geschichte des jüdischen Volkes entgegen. Der Assimilantismus, der sich, 
als das Gesamtschicksal des jüdischen Volks ansieht und dem die Masse des 
Jüdischen Volks nur Rohstoff ist, bestimmt, seine Gestaltung durch die un- 
ausweichliche Assimilation zu erfahren, wird den Nationaljuden zu einer 
vorübergehenden Episode westjüdischer Geschichte, die abgelöst wird vom 
Zeitalter der durch gemeinsame Not wiederhergestellten Verbindung zwischen 
Westjudenheit und Ostjudenheit; die gemeinsame Formel für Lösung der 
westlichen und östlichen Judennot ist der Zionismus. Gegenüber den klas- 
sischen Ideen des Fortschritts, des Humanismus, des Liberalismus, auf denen 
der Assimilantismus aufgebaut ist, ist er die romantische schwärmerische 
Rückkehr zur Vergangenheit, zum Volk. Es gilt aber, unter den klassischen 
und unter den romantischen Idealen die dort waltenden starken materiellen 
Faktoren zu sehen, die das jüdische Schicksal trotz allen Ideologen gestalten. 

Diese empirisch gewonnene Einsicht in die wirtschaftliche Bedingtheit 
geistiger Strömungen im Judentum interessiert im Rahmen unserer gesamten 
Abhandlung, wie nochmals betont sei, hauptsächlich methodologisch: Auch 
hier zeigt sich wieder die entscheidende Bedeutung der Verquickung des 
Jüdischen mit dem Nichtjüdischen. Grad und Art der Verquickung ist be- 
stimmend für Grad und Art der politischen Strömungen im Judentum; die 
Veränderung der Verquickung bedeutet eine Änderung der Strömungen. Die 
Wort- und Ideenassoziation „die Juden und das Wirtschaftsleben“ deutet auf 
eine Wechselwirkung hin. Der Einfluß ist gegenseitig: Leben der Juden und 
Leben der Völker ist nur im Zusammenhang betrachtet wissenschaftlich ver- 
stándlich. Der Zusammenhang ist aber nicht nur ein rein materialistischer, 
sondern die wissenschaftliche Aufgabe ist, das verschlungene Gewebe der ` 
geistigen und materiellen Einflüsse zn entwirren. Dies gilt auch für das 
Jüdische Wanderungsproblem und die Ostjudenfrage, welch beide im folgenden 
untersucht werden sollen. 


IX. 
Jüdische Wanderung; Ostjudenproblem 


In allen den bislang betrachteten zum Teil so irrationell erscheinenden 
Tatsachen der neuesten jüdischen Geschichte scheint etwas wie eine dämonische- 
Macht zu walten. Die Judenfrage ist brennender denn je; Altes, für ab- 
gestorben Gewähntes lebt wieder auf, Geschehnisse spielen sich ab, die unter 
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sich selbst und mit aller bisherigen Erfahrung in nicht zu einendem Wider- 
epruch stehen. Und es gibt so eine Macht, eine wichtige Tatsache, die der 
modernen Judenfrage heute schon und wohl auf lange Zukunft das Gepräge 
gibt, ohne daß die Wandlung den Zeitgenossen gehörig ins Bewußtsein ge 
drungen wäre. Diese eine Tatsache, die an welthistorischer Bedeutung weit 
die Erlösung der westlichen Juden aus dem Ghetto überragt, ist: die Re- 
nsissance des Ostjuden. Seit Jahrzehnten bereits, jetzt aber mit pro- 
gressiver Intensität vollzieht sich ein Prozeß, den man — unter Anerkennung 
des oben definierten Begriffs der „jüdischen Geschichte‘ — wohl nicht besser 
beseichnen kann als: Eintritt der Ostjuden in die Geschichte. 
Von hier datiert eine neue Epoche der jüdischen Geschichte, d. h. ein Ein- 
-dringen gänzlich ,unverbrauchter”, bisher fast geschichteloser Juden nach 
jahrhundertelangem Schlaf, der nur durch kurze, nach außen wirkungslose 
geistige Bewegungen unterbrochen wurde in die westliche Kultur. Millionen 
armer, aber glückshungriger, unkultivierter, gber äußerst kulturfähiger, durch 
lange Not abgestumpfter, aber um so härterer und widerstandsfähigerer 
jüdischer Menschen schieben sich in langsamem, aber unaufhaltsamem Zug nach 
Westen — eine der größten Völkerwanderungen, die die Geschichte kennt. 
Was das heißt: „der Jude wandert, der Jude kommt zu Gaste zu fremden 
Wirtevölkern“, das hat ja Sombart in prächtigem Gemälde uns geschildert. 
Was aber Sombart schildert, das sind die phänomenalen Wirkungen einer 
kleinen Anzahl von Juden. Was wird erst einst, wenn das sich vollendet 
hat, was heute im Werden ist, von den Wirkungen dieser größten jüdischen 
Wanderung zu erzählen sein? Was heute im Judentum geschieht, gehört 
schon fast alles dieser neuen Geschichtsepoche an, während das offizielle 
Bewußtsein Europas und der Westjuden noch in alten Vorstellungen lebt. 
Manche der aufgezeigten politischen Strömungen und Urteile beruhen auf 
dem Unverständnis für die neuen Kräfte. 

Schon vor dem Kriege war die Judennot im Osten aufs höchste gestiegen. 
In gewissem Gegensatz zu ihrer früheren Politik geht die russische Regierung 
seit einigen Jahren systematisch darauf aus, den Juden, die unter der steigen- 
den Anregung aus Westen das slavisch langsame Tempo der Kultivierung 
und Politisierung des russischen Lebens unliebsam zu beschleunigen drohten, 
das Leben materiell und geistig in Rußland unmöglich zu machen, vornehm- 
lich durch zunehmende Absperrung der Juden von Berufen und Bildung» 
möglichkeiten. In Polen‘), dem Lande der Gutsbesitzer und Bauern, wo 
lange Zeit die Juden die volkswirtschaftliche Funktion des Handels und der 
meisten technischen Gewerbe versehen hatten und jahrhundertelang ein 
vergleichsweise gesichertes, zeitweise sogar geradezu glückliches Dasein geführt 
hatten, hat sich in den letzten Jahrzehnten langsam ein selbständiger Mittel- 
stand entwickelt, der in den Juden nur die unliebsame Konkurrenz erblickte. 
Dieser wirtschaftliche Judenhaß äußert sich mit einer in anderen Ländern 
unerhörten Heftigkeit und Brutalität.‘ Der polnische Nationalismus verübelte 
ferner den Juden, die ungefähr den siebenten Teil der Gesamtbevölkerung 
ausmachten, daß sie ihre nationale Eigenart zugunsten der polnischen nicht 
aufgeben wollten; den zahlreichen aus Rußland eingewanderten Ostjuden,, 
die nicht polnisch verstanden, wurde übrigens sogar russifikatorische Tendenz 
vorgeworfen. Massen von Juden wanderten infolge der antisemitischen Boy- 
kottierung aus. 


1) Vgl. Grabowsky, Die polnische Frage (Berlin 1916) S. 14 ff., 19 ff, 
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Überraschende Wandlungen und Gährungen allenthalben! Westlicher 
Liberalismus, westliche Demokratie und Humanität, Grundsätze der Politik 
aller Länder und der Weltanschauung seiner Bewohner erleben an den Juden 
eine Revision! Judenbaß, Einwanderungsbeschränkungen in England, in 
Amerika. Auch ins wirtschaftliche Gesamtbild jener Länder zeichnet der 
Jude seine eigenartigen Züge. Ostjuden werden in New York und London 
die Begründer der dortigen blühenden Konfektionsindustrie; die mächtige 
Erstarkung der amerikanischen Arbeiterbewegung in Amerika geht auf die 
Ostjuden zurück; sie sind Begründer und Träger der dortigen trade unions. 

Auch in Deutschland hatte bereits vor dem Kriege das Gesamtbild der 
innerjüdischen Strömungen bedeutsame Veränderungen durch die ostjüdische 
Bewegung erfahren (mag auch hier der Zustrom der östlichen Einwanderer 
infolge behördlicher Beschränkungen vergleichsweise geringer gewesen sein). 
Wir sind im Verlauf unserer bisherigen Darstellung schon des öfteren auf 
den Ostjuden gestoßen. Der Ostjude hält den fortschreitenden Prozeß der 
Assimilation auf; in einem gewissen Sinne aber beschleunigt er ihn. An seiner 
kompakten und sinnfälligen, seine ganze Persönlichkeit ausfüllenden Jüdisch- 
keit erstarkte das SelbsthewuBtsein der ob der Unfreundlichkeit der Gesell- 
schaft gekränkten Westjuden. Der Zionismus ist der Versuch westjüdischer 
Schwärmer, die westliche und östliche Judennot auf eine Formel zu bringen 
und so die ganze Judenfrage auf einmal zu lösen — nationalistisch- 
romantische Idealisierung harter sozialökonomischer Realitäten (daher auch 
der verschwindend geringe Erfolg des Zionismus gerade bei den Ostjuden, 
die ihn vielfach als eine künstliche Ausgeburt westeuropäischer dekadenter 
Doktrinäre bezeichnen). Die Orthodoxen andererseits schöpfen aus der ost- 
Jüdischen Religiosität neuen Mut; sie glauben aus Osten eine starke, altjüdische 
Reservearmee heranrücken zu sehen; und erkennen oft in den vermeintlichen 
Genossen Feinde. Die häufige religiöse Veränderung der europäischen und 
amerikanischen Ostjuden ist ein lebendiger Beweis für die innere sozial- 
ökonomisch-psychologische Zusammengehörigkeit von Ghetto und Religiosität; 
Ghettoemanzipation und religiöse Emanzipation gehen oft Hand in Hand. 
Hinwiederum gibt es viele tief ins Europäische hineingewachsene Westjuden, 
viele „deutsche Staatsbürger jüdischen Glaubens“, die durch die konkrete 
Wirklichkeit des Ostjuden schmerzlich aus dem Traum, „das Judentum ist 
nur eine Konfession“ erwacht sind. Aber viele Anhänger dieser Richtung 
verleugnen, gestützt auf die jahrhundertelange Trennung des Bluts und der 
Kultur, den unwillkommenen Verwandten, und erstreben nun für ihre Person 
um so zielbewußter die völlige Assimilation an die ihnen, mindestens kulturell, 
so viel näher stehenden Wirtsvölker. Allerdings schon durch ihr rein nume- 
risches Übergewicht verhüten die zuwandernden Ostjuden die drohende 
Gesamtassimilation der deutschen Judenheit; ohne den Einwanderungszuwachs 
aus Osten würden die Westjuden — durch Taufe, Mischehe, Unfruchtbarkeit 
— allmählich aussterben. 

Ungefähr so ist in knappen Strichen das Ostjudenproblem zu zeichnen, 
wie es sich vor dem Kriege darstellte, wobei der objektive Berichterstatter 
manchen Zug schärfer zu zeichnen hatte, als ihn das Bewußtsein der Zeit- 
genossen erlebte. Der Krieg erst hat das Ostjudenproblem zum Gegenstand 
des allgemeinen Interesses, insbesondere zu einem Gegenstand der deutschen 
Politik gemacht. Gemäß dem Zwecke unserer Abhandlung hat auch ein dem 
Ostjudenproblem gewidmeter Abschnitt dieses Problem nicht sachlich in seiner 
ganzen Tiefe und Weite zu erschöpfen, sondern er hat methodologisch zu 

Zeitschrift für Politik. 9. 38 


514 Feuchtwanger, Die wissenschaftliche und die politische Judenfrage. 


untersuchen, wie dieses Problem im Interesse einer förderlichen Politik 
wissenschaftlich zu behandeln ist. 

Das Problem selbst, sowie die bunte Reihe der dazu geäußerten Mei- 
nungen und Vorschläge, ist bereits im ersten Abschnitte dargelegt. Nirgend 
so sehr wie hier tritt hervor, welch wichtigen Bestandteil der jüdischen 
Chronik Meinungen der Zeitgenossen über das Judenproblem bilden; denn 
die tatsächliche deutsche Ostjudenpolitik beschränkt sich bis jetzt begreif- 
licherweise auf rein provisorische Maßnahmen; um so heftiger aber umwerben 
die verschiedenen Parteien und einzelne Politiker die Regierung mit ihren 
Programmen einer endgültigen Regelung, da jede Richtung noch hoffen 
kann, mit ihrem Programm bei der Regierung durchzudringen. Vermutlich 
wird aber die Regierung, bevor sie sich auf einen bestimmten Kurs festlegt, 
mit größerer Vorsicht und Sachkenntnis verfahren, als die Überzahl der mehr 
oder weniger berufenen Politiker, die heute schon mit fertigen Programmen 
zur Hand sind. Die Judenfrage gehört zu denjenigen Fragen, zu deren Er- 
örterung sich jeder berufen glaubt, trotzdem mit Sicherheit anzunehmen ist, 
daß von den äußerst verwickelten materiellen und geistigen Verhältnissen 
der 9 Millionen östlicher Juden und besonders den komplizierten Beziehungen 
` der über 1*'/, Millionen polnischer Juden zu den Polen, die Mehrzahl der 
Mitredenden nur eine sehr schwache Vorstellung haben. Der alte Fehler 
jüdischer Politik! Es fehlt aber vielleicht weniger am Wissen, als an dem 
Bewußtsein dessen, was zu wissen ist. Es ist das Verhängnis der Juden- 
fragen, daß die Fragen selbst mangelhaft gefragt werden. Es nützt nichts, 
wenn man, selbst mit speziell jüdischer Sachkenntnis, die Verhältnisse der 
Ostjuden, als wären sie ein isoliertes Volk, erörtert. Es nützt aber auch 
nichts, wenn man, selbst mit größerer Sachkenntnis, ohne Rücksicht auf die 
in das polnische Volk eingesprengten Judenmassen die staatsrechtliche und 
politische Gestaltung des polnischen Landes erörtert. Die gegenwärtig vor- 
handene polnisch-jüdische Verquickung ist eine Tatsache, mit der die Polen- 
und Judenpolitik rechnen muß; die Ostjudenpolitik ist ein wesentlicher Be- 
standteil der Polenpolitik. Von allen den mir bekannt gewordenen überaus 
zahlreichen Schriften zur Polen- und Judenfrage ist Dr. Adolf Grabowsky, 
„Die polnische Frage')“ die einzige, die bewußt auf dieser Erkenntnis der 
unlösbaren Zusammengehörigkeit beider Probleme aufgebaut ist und daher 
folgerichtig sich als Aufgabe zunächst die Klarstellung der äußerst verwickelten 
polnisch-jüdischen Beziehungen setzt; es ist erfreulich zu beobachten, wie 
bei solcher Methode der bloßen Lösung des verwickelten Tatbestandes auch 
so manches „Problem“ sich wie von selbst löst, richtiger: aufhört Problem 
zu sein. So ist Grabowskys politisch-empirische Untersuchung des Polen- 
problems eine Bestätigung der Richtigkeit meiner methodologischen Aus- 
führungen über Begriff und Aufgaben der Ostjudenpolitik und überhaupt 
aller Judenpolitik. 

Schon der heutige Chronist fragt, und wie erstaunt wird erst eine 
spätere Zeit fragen, der die uns heute dunkle östliche Zukunft bereits Ver- 
gangenheit sein wird: Wie war es möglich, daß in dieser Frage so viele 
einander durchaus widerstreitende Meinungen vorgetragen werden konnten’? 
und welche Parteien erst gesellen sich hier zu einander? Sozialdemokraten 
internationalistischer Richtung, insbesondere auch die im „Bund“ organisierten 
jüdischen Sozialisten Polens, die Mehrzahl der christlichen Polen, die für ein 


1) Berlin 1916. 
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selbständiges polnisches Staatswesen eintreten, die polnisch-jüdische Bourgeoisie 
(das ist die assimilierte intellektuelle und wirtschaftliche Oberschicht), an- 
gesehene deutsche Juden der liberalen Richtung, hinter denen allem Anschein 
pach die Mehrzahl der deutschen Juden gleicher Richtung steht — diese vier 
Kategorien treten für die völlige Polonisierung der polnischen Juden ein. 
Die meisten Orthodoxen, die jüdischen Nationalisten, sowie die sozialistischen 
Arbeiter des Verbands Poale-Zion wünschen die möglichst weitgehende recht- 
liche und politische Anerkennung der Juden als selbständige Nationalität 
innerhalb des künftigen polnischen Gemeinwesens, vor allem nationale Au- 
tonomie und Selbstverwaltung in kulturellen Dingen. Die polnischen Chau- 
vinisten, die völlige Assimilation der Juden an das Polentám weder für 
möglich halten noch wünschen, erstreben nach wie vor, Polen judenrein zu 
machen ; auch die meisten Zionisten halten die Transferierung der ostjüdischen 
Massen nach Vorderasien für die wünschenswerteste und allein auf die Dauer 
mögliche Lösung. Dasselbe schlagen vom deutsch-völkischen Standpunkt aus 
deutsche Antisemiten vor, denen vor allem an der Verhütung weiteren jü- 
dischen Zustromes gelegen ist. Viele Deutsche anderseits, die die möglichst 
enge Verbindung des polnischen Landes mit dem Deutschen Reich zur Er- 
weiterung des deutschen Machtgebiets und zur Sicherheit des Reichs gegen 
die russische Gefahr ersehnen, wünschen die Germanisierung der ohnehin 
schon vermöge ihrer seit Jahrhunderten treu erhaltenen deutschen Sprache 
und deutschen Sitten dem Deutschtum nahestehenden Ostjudep, die ihnen 
als das stärkste Bollwerk und der sicherste Vorposten deutscher Kultur im 
Osten gilt. 


In diesem vielstimmigen und disharmonischen Orchester ist eine Stimme 
gar nicht oder doch nur schwer vernehmbar. Man hat sie aber bisher nur 
wenig vermißt, das ist die Stimme der großen Masse derjenigen, um deren 
Geschick sich die Erörterung dreht, die Stimme der Ostjuden. Die Masse 
der Ostjuden hat bisher sich noch nicht recht dazu äußern können, ob sie 
sich transferieren, germanisieren, nationalisieren, polonisieren lassen will, und 
sie wurde auch gar nicht darnach gefragt. Sollte es möglich sein, die Masse 
der 2'/, Millionen Juden Polens und Litauens, von denen jeder lesen und 
schreiben kann und die Tradition einer alten Geisteskultur in sich verkörpert, 
einfach als Objekt einer Politik zu behandeln, noch dazu einer Politik, die 
zumeist nicht einmal von den Interessen des Objektes selbst geleitet ist, 
sondern diese Objekte nur als Mittel zu fremden Zwecken benützt? 


Ich unterlasse es diese Frage zu beantworten; sie möge als Unterton 
bei den folgenden Ausführungen mitschwingen, in denen einige Elemente 
der oben dargestellten politischen Programme kritisch untersucht werden 
müssen; die Frage beantwortet sich dann von selbst. 


Das wichtigste und meist erörterte dieser Elemente ist die Sprache 
der polnischen Juden. Eine Erörterung dieses Elements wird uns zugleich 
zur Aufhellung des Problems der ostjüdischen Kultur nötigen, deren 
eigenartigster Bestandteil das Jidische ist. Unbestreitbar ist: das Jidische 
gehört in seinen wesentlichen Teilen dem deutschen Sprachstamm an; die 
Juden haben es bei ihrer Auswanderung aus Deutschland im 14. und 15. Jahr- 
hundert nach Polen mitgenommen und dort beibehalten; es ist heute die 
Muttersprache von ungefähr 92 Prozent aller Ostjuden; es hat sich bei der 
Trennung vom deutschen Sprachstamm anders entwickelt, ist teils ein alter- 
tümliches Deutsch geblieben, teils hat es hebräische und slavische Bestandteile 
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aufgenommen. Es gibt heute eine umfangreiche, ästhetisch-literarisch teil- 
weise sogar interessante jidische Literatur. Außer der Sprache haben die 
Östjuden vielfach deutsche Namen, sowie deutsche Tracht beibehalten. Was 
wird nun aus diesem historisch-philologischen Tatbestand unter der Hand 
der Politiker? Den einen ist Jidisch ein Kauderwelsch, weder fähig, sich 
weiter zu entwickeln, noch würdig weiter zu bestehen. Den Nationalisten ist 
es eine den übrigen Sprachen völlig gleichwertige Sprache und neben dem 
Hebräischen die Volkssprache der heutigen Juden, deren Erhaltung und 
Pflege ein selbstverständlicher Bestandteil der jüdisch-nationalen Politik ist. 
Den andern wieder ist die Existenz des Jidischen und die Erhaltung der 
sonstigen deutschen Sitten bei den Ostjuden ein Zeichen der Treue der Ost 
juden zu ihrem deutschen Vaterland; Sprache und Gesinnung sei im Interesse 
der deutschen Ostpolitik in gleicher Weise zu pflegen, wenn auch nur in 
dem Sinne, daß der jidische Sprachzweig allmählich wieder die Verbindung 
mit dem alten Stamm gewinnen wird. Dieselbe Deutschsprachigkeit und 
deutsche Treue der Ostjuden aber war und ist den judenfeindlichen Polen 
der Vorwand, die Juden den Russen als Vaterlandsverräter anzuzeigen. 
Wer hat nun recht? Wir kommen hier zugleich zur Analyse eines 
anderen wichtigen Elements der ostjüdischen Diskussion, der „Treue der 
Ostjuden zu Deutschland“. Hat schon jemand ernstlich behauptet, daß die 
auf dem Balkan, in Kairo, in Damaskus, Jerusalem und Smyrna ansässigen 
Spaniolen, Abkömmlinge der im 15. Jahrhundert aus Spanien vertriebenen 
Juden, die damalige spanische Sprache aus Treue gegen Spanien beibehalten 
haben? Es läge nun nahe und wäre nicht nur wissenschaftliche, sondern 
auch politische Pflicht, den gemeinsamen Ursachen dieser auffallenden 
Doppelerscheinung nachzugehen; etwa einer sich in dieser Konservierung 
aussprechenden jüdischen konservativen Art, die ja auch in manch anderem 
Zug sich zu äußern scheint wie in der erstaunlichen Erhaltung der jüdischen 
Religion und damit des Judentums überhaupt, trotz der geringen Zahl der 
Juden, ihrer Landlosigkeit und trotz ihrer Verfolgungen um dieser Religion 
willen. Statt psychologisch zu schürfen, begnügt man sich mit der senti- 
mentalen Fiktion einer Treue zum deutschen Vaterland. Zum Teil’) erklärt 
sich die Beibehaltung der deutschen Sprache und Art schon aus dem eigen- 
tümlichen Fremdenrecht, das, wie anderwärts früher, auch in Polen galt, 
wonach die Juden gemäß ihrer Herkunft sozial und rechtlich zusammen mit 
den dortigen christlichen Deutschen als Deutsche zu leben hatten. Aber 
welcher vernünftige Deutsche erwartet überhaupt oder verlangt gar von den 
Ostjuden Anhänglichkeit an Deutschland? Deutschland hat sie vertrieben, 
und nun sollten sie an den Wassern Polens sitzen und um Deutschland 
weinen, die Rückkehr dorthin begehrend? Obwohl es ihnen in Polen anfangs 
und auch zeitweise später ausgezeichnet gegangen war, obwohl sie von den 
Königen beschützt, mit Privilegien ausgestattet worden waren, obwohl sie 
innerhalb der agrarischen Bevölkerung sich einen festen Platz, wirtschaftlich 
als Händler und Gewerbetreibende, sozial als Bürger und Städter erworben 
hatten? Nichts spricht dafür, daß sie in fünf Jahrhunderten nicht sollten 
Polen als ihre Heimat ansehen gelernt haben. Deutsche, die nach Amerika 


1) Grabowsky a. a. O. S, 34 glaubt eine geistige Verwandtschaft 
zwischen Ostjuden und Deutschen feststellen zu können, durch die die Er- 
haltung der deutschen Sprache mitbedingt sei. 
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seit mehr als hundert Jahren ihre jidische Sprache und überhaupt ihre 
spezifische Kultur aufgegeben. Die Gründe sind in allen Fällen auffallend 
ähnliche. Es handelt sich allemal um Juden, denen es gelungen ist, aus 
ihrer jüdischen Isolierung herauszutreten und wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Anschluß an die Umwelt zu gewinnen. Die jidische Kultur ist 
Ghettokultur; der aus dem abgeschlossenen Zusammenleben mit seinesgleichen 
heraustretende Jude hört auf jidisch zu sprechen und gibt die Lebens- 
anschauungen und Lebensformen auf, die sich aus dem engen Zusammenleben 
dieser von der nichtjüdischen Umwelt verachteten, wirtschaftlich gedrückten. 
daher ganz auf sich angewiesenen und in ihrer religiösen Kultur ihr einziges 
Heil findenden Menschenmassen ergeben. Wie seit der Emanzipation der 
deutsche Zweig des Jidischen abgestorben ist, so vollzieht sich an einer 
Menge einzelner Juden heute täglich ein analoger Vorgang in London, New York 
und den sonstigen Zentren der ostjüdischen Auswanderermassen. Diejenigen. 
denen es glückt, sich aus dem Proletarierdasein zu erheben und eine Stellung 
außerhalb des Ghettos in der Wirtschaft und Gesellschaft der nichtjüdischen 
Umwelt zu erobern, geben mit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Verbundenheit zu ihrer Nation auch deren Sprache, .Lebensanschauungen, 
Lebensformen und oft auch ihre Religion auf. So auch in Galizien, Polen'), 
Ungarn, Rußland! Die Oberschicht der dortigen Juden, die Intelligenz und 
die Bourgeoisie ist polonisiert, magyarisiert, russifiziert usw., kurz assimiliert. 

Diese Beobachtung über die ostjüdische Assimilation berührt sich mit 
den Ausführungen des vorigen Abschnitts über die materiellen Grundlagen 
des Assimilantismus und des Nationalismus. In Osteuropa aber, wo einerseits 
der Kapitalismus noch nicht voll entwickelt ist, andererseits die Ostjuden 
wegen ihrer Masse, ihrer Armut und gedrückten sozialen und rechtlichen 
Stellung nicht nur zu Trägern des Kapitalismus werden, sondern teilweise 
geradezu zu seinen Opfern, wo sie aus ihrem bisherigen Verdienst gedrängt 
werden, ohne neue Arbeitsgelegenheit zu finden, verläuft der Prozeß äußerlich 
anders als in Westeuropa, wo von der Vergesellschaftung der Produktion 
und der fortschreitenden Organisation des Wirtschaftslebens überhaupt die 
individualistische Form des Kapitalismus und damit der Jude mehr und mehr 
verdrängt wird. Hier wie dort aber sind die geistigen Inhalte durch mate- 
rielle Kräfte bedingt, jedenfalls mitbedingt. Sentimentalität ist unschädlich, 
solange sie ihre Ansprüche auf der Linie der realen Notwendigkeit hält; sie 
wird aber politisch schädlich, sobald sie diese Linie verläßt; dann entsteht 
unvermeidlich Kräfteverlust nnd Enttäuschung. Unbestreitbar haben die 
Ostjuden Lebensformen und ein geistiges Leben, das sie von ihrer Umwelt 
scharf abhebt. Aber die „eigenwüchsige und lebensfähige ostjüdische Kultur“ 
ist doch weit weniger das Erzeugnis eines selbsttätigen und zielbewußten 
Kulturwillens der Ostjuden als das rationalistisch - sentimentale Programm 
einer, westjüdischen Nationalitätsromantik. 

| Die Frage nach der Lebensfähigkeit der jüdischen Kultur 
kann also weder von der Philologie und Ästhetik beantwortet werden, noch 
entscheidet darüber der bloße Wille der Ostjuden selbst, ihre Anhänglichkeit 
an ihre Sprache und Kultur; auch dieses letztere Element der ostjüdischen 
Diskussion müssen wir als Sentimentalität ablehnen, nicht weniger als die 
ostjüdische „Anhänglichkei an das deutsche Vaterland“. Die jüdische 
Kultur ist Ghettokultur und wird mit dem Ghetto untergehen. Wie 


1) Vgl. Grabowsky S. 31, 49. 
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schon ihre Entstehung, so ist noch mehr ihre heutige Weiterexistenz das 
Ergebnis sozial abnormer Verhältnisse, wie der Ghetto selbst es ist, an dessen 
Existenz die ihre geknüpft ist. Das Ghettodasein derJuden ist nicht etwas 
organisch aus dem jüdischen Volkstum Erwachsenes; es ist hierfür von keinem 
großen Belang, ob man annimmt, die Wirtsvölker haben die Juden gezwungen, 
im Ghetto zu leben, oder ob man vorzieht zu sagen, die Juden haben sich selbst 
ins Ghetto gesperrt. Jedenfalls haben sie lange Jahrhunderte im Ghetto 
gelebt, weil ihnen die jahrhundertelange Gestaltung ihrer Beziehungen zur 
Umwelt ein anderes Leben nicht ermöglichte. Hierauf allein kommt es 
politisch an. Die Erfahrung lehrt, daß alle diejenigen Juden, die bisher in 
West- und Osteuropa das Ghetto und das Jidische aufgegeben haben, dies 
getan haben, sobald ihnen außerhalb des Ghetto die Gelegenheit zu einer 
ihrem persönlichen Gedeihen förderlichen Verbindung mit der nichtjüdischen 
Umwelt geboten war. Dieses Los aber allen Ostjuden zu bereiten, ist 
gerade die Aufgabe jeder Ostjudenpolitik, die es gut meint mit den Ostjuden 
selbst und sie nicht nur irgendwelchen anderen politischen Zwecken oder 
romantischen Ideen dienstbar machen will. Der wirtschaftlich „Arrivierte“ 
war bisher allemal auch noch der Assimilierte. Der im bisherigen Elend 
steckenbleibende Ostjude kann weder polonisiert noch germanisiert werden. 
Aus rein idealen Gründen gibt der Ostjude sein Jidisch nicht auf, im Gegen- 
teil, er behält es bewußt bei, solange die Wahl für ihn eine rein ideale 
Angelegenheit ist. Die deutsche oder polnische Kultur erscheinen ihm niemals 
absolut schöner oder besser als seine eigene; sie sind es nur relativ, was 
ihre wirtschaftliche und soziale Verwendbarkeit anbelangt. Insoweit darf 
man auch von einer Liebe der Ostjuden zu ihrer Sprache und Art reden. 
Aber man darf nicht die Voraussetzungen und die Schranken dieser Liebe 
übersehen. Der tiefste Grund des Scheiterns der Haskalahbewegung ist 
hierin zu suchen. Die Haskalah brachte den Ostjuden außerjüdische Ideen, 
nicht aber reale Beziehungen zur außerjüdischen Umwelt; ohne solche Be- 
ziehungen aber waren die Ideen nicht imstande, lebendige Wurzeln in den 
Menschen zu schlagen. 

Nun gebe ich ohne weiteres zu, daß dieser hier auseinandergelegte und 
scharf, vielleicht überscharf formulierte materiell-ideelle Kausalitätszusammen- 
hang nicht in jedem einzelnen Ostjuden zum bewußten Erlebnis wird. Ich 
gebe auch zu, daß die hier gezeichnete Entwicklung nicht stets mit maschi- 
neller Exaktheit verlaufen wird, Ich kenne selbst Fälle, wo Ostjuden trotz 
wirtschaftlicher Ghetto-Emanzipation äußerst zähe an der Ghettosprache 
festgehalten haben, vermutlich weniger in dem bewußten Willen, das Alte 
festzuhalten, als aus Mangel an genügend starkem Willen, die Schwierigkeit 
einer Sprachwandlung zu überwinden. Ja, manch einer wird sogar bewußt 
den hier aufgewiesenen Zusammenhang zwischen jüdischer Kultur und außer- 
jüdischen materiellen Kräften als auf seine Person unzutreffend ablehnen. 
An allen diesen Einschränkungen aber ist nicht viel gelegen. Assimilation 
ist nicht immer ein bewußter Vorgang; mancher ist assimiliert, ohne Assimilant 
gewesen zu sein, ja selbst, ohne zu wissen, wie weit er das Nationale bereits 
abgelegt hat und wie Vieles, das er für national hält, in Wahrheit Assimilations- 
erscheinung ist. Überdies, Ausnahmen beeinträchtigen bekanntlich die Regel 
nicht. Vollends bei allen derartigen das seelische Leben von großen Massen 
betreffenden Untersuchungen sind Verallgemeinerungen unumgänglich; nur 
eo gelingt es, die richtungslos im uferlosen Meer der Möglichkeiten umher- 
treibende Diskussion in ein festes Strombett zu leiten, dessen Ufer die aus 
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den bisherigen Erfahrungen abgeleiteten Regeln sind. Wie wir daher einen 
bestimmten Typus „Ostjude“ als vorhanden voraussetzen, so müssen wir auch 
das Gesetz aufsuchen, das in dem Schicksal der Ostjuden waltet. 

Immerhin — stets blieb da bisher ein Rest, unerklärlich, scheinbar regel- 
widrig. Wer möchte leugnen, daß gerade die Judenseele reich ist an solchen 
„Regelwidrigkeiten“. Einfach erklärt sich nur das Seelenleben der primitiven 
Völker und Individuen; das jüdische Volk aber ist das wenigst primitive der 
Völker; es ist eines der ältesten Kulturvölker und hat mehr und Bunteres an 
Leib und Seele erlebt als sämtliche übrigen Völker, deren Gast es ist und 
deren Erlebnisse daher immer auch die seinen sind; nichts Menschliches ist 
ihm fremd. So stoßen wir auch bei der Behandlung des ostjüdischen Schicksals 
auf jene bereits mehrfach erwähnte eigentümliche jüdische Zähigkeit, jene 
konservative Gesinnung, deren Vorhandensein neben der weit mehr beredeten 
jüdischen Wandelbarkeit und Beweglichkeit wie ein psychologisches Paradoxon 
anmutet. Es sieht aus wie ein quid pro quo, wenn man sagt: die Konser- 
vierung gewisser kultureller Einrichtungen geht zurúck auf konservative 
Gesinnung, und doch ist vielleicht der Konservatismus das Ursprúngliche 
von orientalischer Urzeit her den Juden anhaftende, die Wandelbarkeit das 
vom „wandernden Juden“ Erworbene, ein Anpassungs- und Golusprodukt. 
Im Golus spielte und spielt das jüdische Dasein, der jüdische Kampf um 
dieses Dasein war ständiger Zwang, sich Neuem einzufügen und anzupassen; 
der Wandlungszwang erzog die Wandlungsfähigkeit, vielleicht da und dort 
sogar Wandlungsfreude. Golus ist aber nur das historische Schicksal einer 
Spanne von ungefähr 2000 Jahren; die ursprüngliche Art — Zähigkeit, Be 
harrlichkeit — mag sich da wohl erhalten haben, wenn auch in ihrer Wirk- 
samkeit beeinträchtigt durch die erworbene. Freilich eine Art abgemindertes 
„Golus“ ist auch schon die frühere Geschichte des jüdischen Volks, soweit 
sie urkundlich belegt ist; denn auch hier schon ist jene stetige, bald größere, 
bald geringere geistige und materielle Abhängigkeit des winzigen Juden- 
stammes von stärkeren Völkern, daraus folgend ein steter Wechsel von Auf- 
nehmen und Wiederaufgeben des Fremden. Die Geschichte der Juden’) 
besteht förmlich aus lauter derartigem Wechsel und Wandel, Anpassen und 
Sichbehaupten — bis auf die eine historische Grundtatsache, die aber 
gerade darum um so verwunderlicher und nur durch eine nationale Urkraft 
des schwachen Völkchens erklärbar ist: diese Tatsache ist die nationale 
Weiterexistenz der Juden trotz allen antinationalen Kräften. Es ist daher 
über die praktische Bedeutung und über die Zukunft dieses Konservatismus 
gar nichts gesagt, wenn man ihn einen Atavismus nennt. Vielleicht ist auch 
die neuerdings vielfach bei deutschen assimilierten Juden gerade der liberalen 
Richtung beobachtete konservative Gesinnung nur ein Durchbruch jener 
ursprünglichen Art; diese Juden (oft auch schon ihre Väter und Großväter) 
sind über die Wechselfälle und Unsicherheit des bisherigen jüdischen Kampfes 
ums Dasein hinaus zu einer gewissen Ruhe gelangt. Wir entdecken eine 
geistige Verwandtschaft bei ihren politischen Antipoden, den zionistischen, 
in Palästina angesiedelten, zu Landwirten gewordenen Juden! Die Väter, 
jedenfalls die Großväter und Urgroßväter aller dieser palästinensischen Juden 


1) Man sehe daraufhin die Geschichte beginnend von den Erzvätern 
(ja schon die Sagen von Therach, dem Vater Abrams) an. Schon diese hatten 
ständig damit zu tun, ihre Existenz gegenüber den stärkeren Stämmen zu 
behaupten (Nimrod, Abimelech, Pharao etc.!). 
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gestellt wird, der auf polnischem Grunde Bauer wird, wird von selbst, 
mindestens in seinem geschäftlichen und gesellschaftlichen Umgange polnisch 
reden und auch für das Gedeihen seiner Kinder in der Welt den weltab- 
gewandten, rein religiös gerichteten Chederunterricht als ungenügend erachten. 
So muß auch, wer die Einfügung der Ostjuden in das Deutschtum wünscht, 
ihnen den Weg zum deutschen Leben weisen, denn bei aller „Deutsch- 
sprachigkeit“ und trotz nie ganz zerrissener kultureller Verbindung mit dem 
Deutschtum, gehören sie eben heute nicht der deutschen Kulturgemeinschaft an °). 

Die Nationalisten, die die Erhaltung der jidischen Kultur und Sprache 
wünschen, müssen zeigen, wie sich eine Verbesserung der materiellen Lage 
der Ostjuden mit einer gesellschaftlich-wirtschaftlichen Isolierung veremen läßt. 
Nationalisten sind in der Ostjudenpolitik auch die Orthodoxen; umgekehrt 
kann man auch sagen: Religionspolitik müssen dort auch die Nationalisten 
treiben. Denn Nation und Religion sind, was die Ostjuden anlangt, nur 
begriffliche, nicht lebendige Unterschiede. Aber es scheint an der Erkenntnis 
dieser gemeinsamen Aufgaben zu fehlen; und zwar läßt der Umstand, daß 
die Gemeinsamkeit so wenig erkannt ist, darauf schließen, daß die Aufgabe 
selbst nicht erkannt ist. Freilich mag bei den Orthodoxen die Abneigung, 
mit Juden anderer Richtung gemeinsame jüdische Politik zu treiben, mit- 
spielen. Der materielle Untergang vieler einzelner notleidender Ostjuden ist, 
national und religiös gesehen, ein weniger großes Unglück, als der nationale 
und religiöse Untergang vieler von der materiellen Not befreiter Ostjuden, 
die aus dem Ghetto zur Emanzipation und zur Assimilation geführt werden. 
Alle die bekannten Maßnahmen, der von den Jidischisten geführte Kampf um 
die jidische Schule, der Kampf der Orthodoxen um die Erhaltung des Cheder, 
‚die Arbeit der Zionisten für die Erhaltung und Förderung des neuen Jischub 
in Palästina und die Übersiedelung einiger weiterer Tausend Ostjuden dorthin 
vermögen gegenüber der dem gesamten Ostjudentum drohenden Assimilation 
wenig. Zum erstenmal tritt an die positiv jüdischen Parteien die unmittelbar 
gegenwärtige Notwendigkeit jüdischer Massenarbeit heran. Hic Rhodus, hic 
salta! Die hier zu leistende Massenarbeit kann nicht durch die erwähnten 
Maßnahmen geleistet werden; durch diese wird letzten Endes nicht mehr 
erreicht, als daß die reine Idee des Judentums, verkörpert in einem Rest 
von jüdischen Menschen, in die dunkle Zukunft hinüber gerettet wird. Freilich 
gibt es in beiden Lagern solche, die ganz bewußt den Standpunkt vertreten: 
Pereant judaei, vivat religio bzw. vivat genus judaicum. Dabei droht die 
Masse dem Judentum verloren zu gehen, die Masse, die dem Bewußtsein 
der allermeisten positiv-jüdisch gesinnten Westjuden doch nicht nur das 
Reservoir ist, aus dem die gelichteten Reihen der Nationalen und Religiösen 
im Westen fortgesetzt aufgefüllt werden, sondern der eigentliche Zweck 
der nationalen und religiösen Arbeit des Westens. Die gemeinsame Losung 
müßte lauten: Emanzipation und wirtschaftliche Hebung ohne Assimilation! 
Ich habe hier nur formal die einer national und religiös interessierten Ost- 
Judenpolitik gesetzte Aufgabe zu zeichnen, nicht den Weg zu ihrer Lösung 
zu zeigen. Wenn ich im folgenden doch die Möglichkeit einer Lösung an- 
deute, so geschieht dies nur, um den Einwand von vornherein zu entkräften, 
die Lösung jener Aufgabe sei unmöglich, und es sei eine bequeme wissen- 
schaftliche Politik, utopische Ziele als formal notwendig zu setzen, die Lösung 


') Es ist verdienstlich, daß dies Grabowsky a. a. O. S. 76 mit allem 
‚Nachdruck betont. 
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aber der Praxis zu überlassen. Nun ist freilich ein „modernes Ghetto“, ein 
völlig geschlossenes Gemeinwesen rechtlich emanzipierter und wirtschaftlich 
gehobener Ostjuden, eine Utopie. Wo sollte der Ort für ein solches Ghetto 
sein? In Polen nicht. Auch eine Massenansiedelung in Vorderasien oder 
sonstwo ist vorderhand nicht möglich '). Aber alle diese Unmöglichkeiten 
rechtfertigen nicht die Unterlassung jedes Lösungsversuchs, solange überhaupt 
ernsthaft die Erhaltung der national-religiösen Kultur der Ostjuden erstrebt 
wird. Der nationial-polnische Boykott gegen die Juden kann im gewissen 
Sinne ein Vorbild sein, wie nationalistische und wirtschaftspolitische Ziele 
zugleich erreicht werden; aber nicht nur Vorbild, sondern auch Rechtfertigung 
für eine jüdische Gegenwehr mit ähnlichen Mitteln. Durch Gründung von 
Jüdischen Sparkassen und Kreditbanken, von jüdischen Konsum- und Produktiv- 
genossenschaften, von jüdischen Landgesellschaften, die ihr Land in Pacht u.ä. 
an jüdische Ansiedler zu geben haben, von jüdischen Fabriken, sowie durch 
sonstige ähnliche Maßnahmen könnte mindestens ein Teil der jüdischen 
Massen neuer Berufstätigkeit und neuen Wirtschaftsformen zugeführt werden. 
Es fragt sich, ob derartige jüdische Organisationen — ganz abgesehen von 
ihrem national-jüdischen Zweck — nicht schon durch den polnischen Boykott 
wirtschaftlich notwendig werden; der von den Polen” organisierten juden- 
reinen. Volkswirtschaft müssen die Juden schließlich in Notwehr eine polen- 
reine jüdische Volkswirtschaft entgegenzusetzen suchen, wobei wohl nicht 
bestritten werden kann, daß die Abnormität zweier Volkswirtschaften auf 
einem Territorium weder politisch noch wirtschaftlich sympathisch anmutet ?). 

Nur eine derartige großzügige wirtschaftliche Arbeit stellt heute positive 
ostjüdische Arbeit dar. Diese ostjüdische Arbeit sieht nun freilich anders 
aus, als die bisherige wirtschaftliche Arbeit der Zionisten oder gar der 
Orthodoxen. Bei den Zionisten mag die Unterlassung weniger auf der Starrheit 
des Zionprinzips als auf dem Mangel genügender persönlicher und materieller 
Kräfte beruhen. Dagegen ist die hergebrachte orthodoxe Wirtschafts- 
politik ihrem Wesen nach der hier vorgezeichneten Wirtschaftspolitik ent- 
gegengesetzt. Typisch für die orthodoxe Wirtschaftspolitik ist die Chalukah, 
jene oft bis zu drei Millionen Francs jährlich gehende Geldspende der wohl- 
habenden östlichen und westlichen Orthodoxen zur Unterstützung der not- 
leidenden Glaubensbrüder in Palästina. Ihr Zweck ist nicht wirtschaftliche 
Hebung der dortigen Juden, sondern Aufrechterhaltung des Ghetto als der 
sozial-wirtschaftlichen Lebensform des streng religiösen, assimilationsbehüteten 
Judentums. Der „alte Jischub“ in Jerusalem, Tiberias und Safed ist reines 
Ghetto, dessen Bewohnern ein glaubensstrenges und wirtschaftlich unpro- 
duktives Leben durch die Chalukah ermöglicht wird. Talmudstudium ist die 
Gegenleistung der Unterstützten. Denjenigen, die ihre Kinder in die modernen, 


1) Vgl. hierzu die Auseinandersetzung der Professoren A. Philippson- 
und Warburg im Berliner Tageblatt 29. I. (Morgenausgabe), 8. u. 19. II. (Abend- 
ausgabe) 1916; ferner Trietsch im Jüd. Echo 25. II. 1916 und in der Jüd. 
Rundschau 25. II. 1916 gegen A. Philippson. 


”) Eine wirkliche Gesundung der gesamtpolnischen Verhältnisse ist nach 
Grabowsky nur möglich bei Beseitigung des polnisch-jüdischen Gegensatzes. 
Vgl. seine hochinteressanten Ausführungen über die „Verbindung der Juden 
mit der polnischen Scholle“ und die Erziehung der Juden zu staatsbürger- 
lichem Verantwortlichkeitsgefühl für das polnische Gemeinwesen Kapitel V 
und XVI. Die Programme sehen eben je nach dem politischen Ziel ver- 
schieden aus. 
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von den Jerusalemer Rabbinern mit dem Bann belegten Schulen des Hilfs- 
vereins der deutschen Juden, der Alliance israélite und sonstiger nicht 
orthodoxer Organisationen zur Erziehung geben, wurde zumeist die Unter- 
stützung entzogen. Nur wider Willen, genötigt durch die philanthropisch- 
liberale und zionistische Palästinaarbeit und, um nicht gegen diese ins Hinter- 
treffen zu geraten, hat neuerdings auch die Orthodoxie in Palästina Schulen 
mit weltlichem Lehrplan gegründet. Die Chalukah ist also nicht nur eine 
Erscheinungsform individueller religiöser Pflichterfüllung (Geldspenden der 
begüterten Frommen zur Förderung des Talmudstudiums im heiligen Lande), 
sondern orthodoxe Religionspolitik; dasselbe gilt von den großen Geldspenden 
der begüterten Frommen für Polen und Rußland; auch diese Spenden wurden 
bisher gänzlich unproduktiv verwendet. Das ist der tragische circulus vitiosus 
der Orthodoxie! Sie möchte die Schnorrer zur Arbeit erziehen und darf es 
nicht wollen, weil die Arheit im Golus Verquickung mit dem Fremden und 
religiöse Gefährdung bedeutet. Sie verurteilt das Ghetto sozial und wirt- 
schaftlich, aber sie fördert es zugunsten der Religion. Das „Lernen“ muß 
aufhören, einzige oder sogar Hauptbeschäftigung zu sein, wenn es nicht mehr 
bezahlt, wenn der Lernende aus einem Almosenempfänger zum Arbeiter wird. 
Die heute zu leistende religiöse Ostjudenpolitik kann keinesfalls Chalukah- 
politik sein. Denn die wirtschaftliche Hebung muß kommen und wird kommen, 
wenn nicht durch die positiv jüdischen Parteien und mit ihnen, so eben 
ohne sie und gegen sie. 

Wir haben an diesem Ort lediglich die rein formal-politische Forde- 
rung zu stellen, daß die einzelnen Richtungen ihre wirtschaftlichen und 
sozialen materiell-politischen Programme aufstellen. Ob diese Programme 
praktisch zu verwirklichen sind, das wird die Zukunft lehren. Nur ein Blick 
in die Zukunft sei gestattet. Voraussichtlich wird die Lösung des Ustjuden- 
programms nicht im Sinne nur eines einzigen der heute aufgestellten Pro- 
gramme geschehen. Keines von ihnen und — jedes hat recht. Es wird 
kaum glücken, das künftige Los aller Ostjuden gleich zu gestalten. Wie 
schon bisher die einen nach London, die andern nach Amerika, wieder 
andere nach Australien gewandert sind, wie schon bisher viele den Anschluß 
an das Polen-, das Deutsch-, das Russentum gefunden haben, wie schon 
bisher viele Bauern in Palästina geworden sind, so wird es sich auch künftig 
darum handeln, die verschiedenen Möglichkeiten, von denen keine allen 
8 bis 9 Millionen Ostjuden Befreiung bringen kann, für einen entsprechenden 
Teil der ostjüdischen Masse auszunützen. Die Aufgabe ist schon schwer 
genug, was die die deutsche Politik zunächst angehenden über zwei Millionen 
polnischen und litauischen Juden anlangt. Auch hier wird die Lösung nicht 
heute gelingen, auch nicht sofort nach Friedensschluß, wenn die polnischen 
Dinge rechtlich und politisch geordnet sind, sondern die Überführung der 
polnischen Juden in neue und gesicherte Verhältnisse wird lange Zeit, viel 
Arbeit und vor allem viel Geld erfordern; letzteres besonders, wenn die 
Überführung nach außereuropäischen Ländern unternommen wird. Selbst- 
verständlich auch wird die Lösung verschieden aussehen, je nachdem das 
Schicksal Polens selbst sich gestalten wird. Aufgerührt sind durch den Krieg 
nun einmal die jüdischen Dinge und Umgestaltungen müssen kommen, auch 
wenn die Russenherrschaft wiederkehren sollte, Aber entscheidend für das 
Geschick der Juden ist das Geschick Polens. Solange dieses in dunkler 
Zukunft liegt, ist das eng damit verquickte Judengeschick ungewiß. Damit 
ist aber keineswegs empfohlen, nun sich jeder praktischen Ostjudenpolitik zu 
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enthalten. Vorbereitung ist immer möglich. Und auch nach endgültiger 
Regelung der polnischen Zustände werden die ostjüdischen Programme nicht 
von heute auf morgen verwirklicht sein. Diejenigen, die die völlige Polo- 
nisierung der 2 Millionen Ostjuden wünschen und erwarten, können kaum 
annehmen, daß dieses Ziel vor 150 bis 200 Jahren erreicht sein wird. Alle 
Richtungen haben daher die Pflicht, auch Programme für die Übergangs- 
zeit aufzustellen; dieser Zwang, unmittelbar praktisch zu arbeiten, erzieht 
zur Sachlichkeit. So hat das deutsche Oberkommando heute schon ein eigenes 
ostjüdisches Referat bei der Warschauer Regierung eingerichtet, hat die jidisch 
sprechenden Kinder vorläufig dem deutschen Unterricht zugeführt‘), das 
Jidische als deutschen Dialekt anerkannt, hat den Juden die ihnen propor- 
tional gebührende Vertretung in den Kommunalverwaltungen zuerkannt und 
sorgt vor allem nach Kräften dafür, daß die Ostjuden dee behandelt 
werden und nicht verhungern. 

Dies aber ist nicht nur die Aufgabe der EE Ostjudenpolitik, 
sondern aller Ostjudenpolitik überhaupt. Diese ist, was nachdrücklich wieder- 
holt sei, zu allererst Wirtschafts- und Sozialpolitik! Hiermit haben 
wir auch die oben nur gestellte und wieder zurückgestellte Frage beantwortet: 
Was wollen eigentlich die Objekte aller dieser Politik selbst, die Ostjuden? 
Sie wollen Brot und Gerechtigkeit. Sie wollen nicht nur mit nationalistisch- 
kulturellen Programmen beglückt werden. Sie sind bereit Polnisch, Deutsch, 
Hebräisch zu lernen, ja auszuwandern, wenn ihnen nur diese Veränderungen 
das bringen, was sie mit der ganzen Inbrunst ihrer gequälten und glücks- 
hungerigen Seelen ersehnen: ein menschenwürdiges Dasein. Können 
sie das erlangen auch ohne Veränderung ihres Wohnsitzes und ihrer Kultur, 
ohne Verweltlichung ihres durch und durch religiös organisierten Daseins, 
ohne Gefährdung der Religion — dann freilich desto lieber! 


X. 
Praktische Judenpolitik 


So sind wir, wie im Kreis, wieder zu unserem Ausgangspunkt zurück- 
gekehrt: zu den neuesten jüdischen Ereignissen. Aber auf dem Weg, den 
wir gewandert sind, haben wir gelernt, im Unverständlichen Logik, im Zu- 
fälligen Notwendigkeit, in der Chronik Geschichte zu sehen. Die moderne 
Judenfrage muß in der Vorstellung der Zeitgenossen eingestellt werden in das 
Jüdische historische Gesamtgeschehen, in das Jahrtausende alte Wechselspiel 
des Jüdischen und Nichtjüdischen. Die Frage: „Was ist der Jude, wie wirkt er?“ 
ist bislang ungelöst. Ohne Lösung dieser wissenschaftlichen Judenfrage gibt es 
keine Lösung der politischen: „Was soll der Jude sein, wie soll er wirken?“ 

Wenn es überhaupt eine Lösung gibt! Selbst aber dies endlich 
zu wissen, ist ein Ziel, des Schweißes der Edlen wert. Weildoch Erkenntnis, 
ist auch die Erkenntnis der Unlösbarkeit selbst ein Stück Lösung der Juden- 
frage. Denn die größten Übel heute in der Judenfrage sind: Unkenntnis, 
politische Verirrung, Illusion. 


1) Grabowsky a. a. O. S. 64 bedauert mit Recht den Mangel an Ein- 
heitlichkeit zwischen deutscher und österreichischer Verwaltung in Polen, 
die sich darin äußert, daß im österreichischen Verwaltungsgebiet in den 
jüdischen Schulen das Polnische ale Unterrichtssprache eingeführt ist, im 
deutschen das Deutsche (Jidische). 
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Wie aber sollen Juden und Christen sich verhalten, solange die wissen- 
schaftliche Judenfrage nicht gelöst ist? oder wenn die Unlösbarkeit erkannt 
werden wird? Skeptizismus oder Indifferentismus sollen durch die obige Dar- 
stellung nicht empfohlen sein und können uns auch nicht weiter helfen in 
der Praxis des Lebens. Bei der Verschlungenheit der jüdisch - christlichen 
Beziehungen bringt jeder Tag neue Wechselwirkungen beider Elemente, neue 
Möglichkeiten der Verquickung. An jeden Kulturmenschen tritt jeden Tag 
die Judenfrage heran und jeder Tag verlangt von ihm eine praktische Lösung. 

Unsere bisherige historische Erfahrung zeigt eins mit objektiver Ge- 
wißheit: es gibt nichts rein Jüdisches im strengen Sinn des Wortes; aber 
auch das gesamte Dasein Europas ist in wesentlichen Zügen mit bestimmt 
durch jüdische Einwirkung, vom Christentum selbst angefangen bis in die 
kleinsten Verrichtungen des wirtschaftlichen Lebens, die sozialen Tatsachen 
sowohl wie die individuelle Körperlichkeit und Geistigkeit des Einzelnen. 
Schon die Gewißheit, daß diese Verquickung vorhanden ist, daß die jüdisch- 
christliche Vermischung viel weiter geht als man gewöhnlich annimmt, ist 
eine wertvolle Gewißheit; denn Enge des Horizonts, Kleinlichkeit der Inter- 
essen und Ziele, die Unbegründetheit vieler Vorurteile — lauter beklagens- 
werte Merkmale der heutigen Beurteilung und Behandlung der Judenfrage — 
müssen dadurch verschwinden. Das Ideal der Reinhaltung der arischen Rasse, 
das antisemitischeStreben nach Beseitigung alles Jüdischen im gesellschaftlichen 
und staatlichen Leben, die jüdisch-nationalistischen Gedanken der jüdischen 
Blutreinheit, der Möglichkeit einer rein jüdischen Kultur werden als Din. 
sionen aufgedeckt. Man sieht die mächtigen Tatsachen der jüdisch-christlichen 
Wechselwirkung: wie die Juden ihr Größtes im fremden Kulturkreis gewirkt 
haben, wie Europa großartige Impulse aus jüdischen Geist empfangen hat, 
und wie jüdischer Geist an der Erschaffung der besten Güter Europas mit- 
gewirkt hat: Das Christentum, den Pantheismus (Spinoza), den Sozialismus 
(Marx) hat der Jude mitgeschaffen. Die Kultur Europas, das geistige Leben 
jedes einzelnen ist so sehr von Juden mit erarbeitet, daß es eine reine Fiktion 
ist, wenn Europa den Juden und der Jude dort sich als Fremden betrachtet. 
Jüdisches-Christliches ist dermaßen untrennbar überall verquickt, daß der 
Europäer die wertvollsten Bestandteile seiner Kultur, seines gesellschaftlichen 
und individuellen Daseins als unwert verurteilen muß, wenn er die jüdisch- 
christliche Wechselwirkung für einen Schaden hält. Das Werturteil über die 
Mitwirkung des Juden am Aufbau der modernen Welt muß also notwendig 
günstig ausfallen, wenn diese Mitwirkung von dem höheren Standpunkt des 
Gesamtinteresses und sub specie aeternitatis angesehen wird. Schon damit ist 
viel gewonnen auf einem Gebiet, wo so viel Vorurteil und subjektive Willkür 
sich tummelt: wir gewinnen ein der Subjektivität entrücktes Werturteil; denn 
der wütende Verfechter der Behauptung des Unwerts alles Jüdischen gerät 
in den circulus vitiosus, die unausscheidbaren Bestandteile seines eigenen 
Wesens und damit sein Wesen selbst verneinen zu müssen, wenn er das 
Jüdische für unwert hält. Er gleicht dem, der sich mit eigenen Händen von 
der Erde wegheben möchte; denn gerade die ethischen Wertbegriffe, von 
denen aus er das Jüdische ablehnt, sind alle selbst Bestandteile seiner von 
Juden wesentlich mitgeschaffenen Ethik und Kultur. Von den nationalistisch- 
jüdischen Heißspornen aber gilt dasselbe. 

Also ohne große wissenschaftliche Forschungsarbeit, wenn nur ein 
gehöriger Wirklichkeitssinn und genug Wille, dem Seienden gerecht zu werden, 
vorhanden ist, ist für die Praxis ein Teil der Judenfrage gelöst, oder besser: 
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hört ein Teil der Judenfrage auf, Frage zu sein, nämlich die Frage, ob über- 
haupt das jüdische Element mitwirkt und weiter mitwirken soll im europäischen 
Kulturkreis oder nicht. Das Jüdische wirkt mit, ob wir wollen oder nicht. 
Es bleibt nun die Judenfrage: für die Theorie: wie diese Mitwirkung be- 
schaffen ist; für die Praxis: wie diese Mitwirkung beschaffen sein soll. 

Diese Frage, die Frage nach dem wünschenswerten Maße der jüdisch- 
christlichen Wechselwirkung, bleibt der Praxis zu lösen übrig, denn 
alltäglich und allerwärts tritt diese Judenfrage an uns heran. Wie oft muß 
Jud und Christ die Frage beantworten, wie in diesem oder jenem Fall die 
Verquickungsmöglichkeit ausgenutzt werden soll, ob eine begonnene Ver- 
quickung gehemmt oder gefördert werden soll. 

Beispiele: der Staat fragt: soll der Jude (z. B. der einwandernde Ostjude) 
ins Land gelassen werden; soll er Offizier werden oder Diplomat? der Einzelne 
fragt: soll ich mit Juden verkehren, soll ich mit Juden Geschäfte machen? 
der Jude fragt: soll ich das christliche Mädchen, das ich liebe, heiraten? 
Herr Cohn fragt: soll ich meinen Sohn Franz Xaver, Moses oder Siegbert 
heißen? der jüdische Reichstagswähler fragt: soll ich dem Kandidaten N. 
einem sehr tüchtigen Mann, der aber persönlich Antisemit ist, meine Stimme 
geben? oder mich einer Partei anschließen, die ein antisemitisches Pro- 
gramm hat, im übrigen aber ideelle und wirtschaftliche Ziele verfolgt, die 
mir sympathisch sind'). Der christliche Konsument fragt: Soll ich eine Ware 
im jüdischen Warenhaus kaufen, wenn sie da billiger ist? Der deutsche Jude 
(sei es liberaler, sei es orthodoxer, sei es zionistischer Richtung) fragt: Wie ist 
Harmonie herzustellen zwischen meinem Judentum und meiner Zugehörigkeit 
zum Deutschtum ? Wie habe ich in Kollisionsfällen zu entscheiden? Jüdische 
Journalisten und Historiker fragen: Darf ich mich mit Kritik oder Rat an 
iunerkirchlichen Angelegenheiten der katholischen oder protestantischen Kirche 
beteiligen (z. B. an dem Streit Modernismus—Orthodoxie)? 

Solcher praktischer Judenfragen gibt es noch viele °). Sie werden täglich 
an alle gestellt. Hier fehlen freilich der Beantwortung die wissenschaftlich 
geprüften Maßstäbe. Das subjektive Ermessen wird vielfach entscheiden 
müssen. Aber auch dieses ist nicht ganz richtungslos. Aus der (oben ge- 
wonnenen) Gewißheit der Unlöslichkeit und des Wertes des historischen 
jüdisch-christlichen Vermischtseins ersteht die Berechtigung, die einzelnen 
Judenfragen des Alltags und des individuellen Lebens mit Optimismus zu 
beantworten. Der Einzelne sagt sich etwa: Aus der Verschmelzung beider 
Wesen ist viel gutes hervorgegangen, bin ich selbst (sei es körperlich, sei 
es geistig oder in beiderlei Hinsicht) entstanden, also begehe ich ruhig das 
Wagnis weiterer Verschmelzung, um so mehr, als nach meiner tiefsten Über- 
zeugung auch mein persönliches Glück davon abhängt, und eine Schädigung 
. wertvoller Güter davon unmittelbar nicht zu fürchten ist; auf die Wissen- 
schaft kann ich nicht warten, wo mein eigenes kurzes Leben auf dem Spiele 
steht und die Notdurft des Tages Antwort erheischt. 


1) Vgl. die Aufsätze von Grabowsky, Kulturkonservatismus und Anti- 
semitismus, Konservatismus und Judenfrage in dem inzwischen eingegangenen, 
im Verlage von Alfred Janssen in Hamburg erschienenen Organ, „Die Zeit- 
schrift“, Jahrgang 1911, sowie Gerson, Die Politisierung der deutschen Juden 
in „Das neue Deutschland“ 1916, Nr. 14/16. 

”) Und in jedem Land wieder besondere, je nach den dortigen Ver- 
quickungsverhältnissen. So bat Österreich in Galizien und der Bukowina das 
jüdische Nationalitáts- und Autonomieproblem. 
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So erklärt es sich, daß viele Deutsche, darunter hervorragende — und 
gerade solche — Frauen jüdischen Bluts geheiratet haben, und daß eine 
große Anzahl gerade der geistig hochstehenden Juden TL, darunter auffallend 
viele national-jüdisch gesinnte, deutsche Frauen heiraten. Jeder kennt selbst 
zahlreiche Fälle beider Art. „Denn der instinktive Wunsch, sich möglichst 
eng zu verbinden, steckt in beiden Rassen. Er wirkt stärker, je höher die 
Kultur ist?).“ Zionisten bekennen öffentlich”) das starke Bedürfnis der 
kultivierten Juden nach Ergänzung ihres Wesens durch die Mischehe mit der 
deutschen Frau. Und Richard Dehmel sagt: „Ich habe zweimal Júdinnen 
geheiratet, bin der zweiten noch urverwandter als schon der ersten, habe 
höchst wohlgeratene Kinder.“ Und Heinrich Mann, vor der Möglichkeit eines 
Verschwindens der Juden aus der Welt schaudernd, preist die Júdin, die 
„die deutsche Liebe geistiger macht“ *). 

Der jüdische Vater wird seine Tochter vielleicht nicht Thusnelda, nicht 
Rebekka, nicht Kreszenz heißen, sondern außerhalb dsr katholischen, germa- 
nischen und alttestamentarischen Sphäre einen Namen finden, der, ohne 
geradezu eine charakterisierende Signatur der Trägerin sein zu müssen, doch 
der tatsächlichen Zusammengesetztheit ihrer Person proportional ist oder 
wenigstens nicht in Kontrast dazu steht. 

Der Jude, dem der Staat unter der Bedingung der Taufe die Anstellung 
verheißt, wird fragen: Verträgt sich eine solche Anstellung mit meinem 
persönlichen Ehrgefühl? Werde ich glücklicher dadurch werden? Verbindet 
mich mit dem Judentum mehr als bloße Pietät? mit dem Christentum mehr als 
seine Anerkennung als gesellschaftlich und staatlich herrschende Religion? 
Ist der mir angesonnene Glaubenswechsel überhaupt eine methaphysisch- 
religiöse Angelegenheit (Änderung meines Verhältnisses zum Überirdischen) 
oder nur eine gesellschaftliche Änderung meines Verhältnisses zum Irdischen, 
die Vollendung meiner bereits jetzt — bis auf die Bekenntniszugehörigkeit — 
geschehenen Assimilation an das Deutschtum? 

Der Staat anderseits, der vor der Frage steht, ob er einem tüchtigen 
Juden oder Judenabkömmling einen wichtigen Posten im öffentlichen Dienste 
geben soll, wird erwägen: Braucht der Posten den Mann? Wird durch die 
Zulassung des Juden das Gemeininteresse gefährdet oder gefördert? Er wird 
sich erinnern, daß viele begabte, aber nicht hoch gekommene gekränkte 
deutsche Juden entweder außer Landes oder innerhalb Deutschlands auf die 
negative Seite gedrängt worden sind und sowohl hier wie dort bei den 
fremden Völkern (so in Amerika, in England) oder bei den ,staatsfeindlichen” 
Parteien führende Kräfte geworden sind*). Er wird ferner einmal feststellen, 


1) Biblische Urbilder: Josef (Gen. 41,45), Moses (Ex. 2, 21), Simson 
(Richter 14, 1 ff), Salomo (Kön. I 11), David (Sam. II 3, 3). 

DH H. Ewers in den „Judentaufen“. 

D In der Prager zionistischen Zeitung „Selbstwehr“, März 1913, und 
anderwárts. — Der Delegiertentag des holländischen Zionistenbundes be- 
schloß 1916 (mit sehr geringer Mehrheit), Zionisten, die eine Mischebe ein- 
‚gehen, auszuschließen (im Widerspruch zu den Satzungen der Weltorgani- 
sation, die keine solche Beschränkung kennt). 

*) In den ,Judentaufen”. 

5) Vgl. die interessante Artikelserie Feldmanns in der „Kölnischen 
Zeitung“ Januar 1916 über das Deutschtum in Paris, woraus ersichtlich, welch 
ungemeiner Anteil deutschen Juden an der Blüte der französischen Literatar, 
Wissenschaft und Finanzwesens zukommt. 
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wie die Juden, die schon bisher zum Staatsdienst zugelassen waren, sich 
bewährt haben. 

Und nun die heute brennende praktische Frage des „Grenzschlusses 
gegen die Ostjuden**)! Es sollen nicht nur den staatsfremden, sondern sogar 
den durch die Einverleibung Polens deutschgewordenen Juden die Grenzen 
Altdeutschlands versperrt, die Staatsgrundrechte — Gleichheit und Freizügig- 
keit aller Staatsbürger — an den deutschen Ostjuden gebrochen werden? 
Auch hier keine Sentimentalität! Manches alte Grundrecht, das unverletzlich 
schien, wird heute verletzt, weil die Notwendigkeit es fordert; der Staat 
kontrolliert heute den Inhalt meines Kochtopfs, den Stoff meiner Kleidung, 
er schreibt vor, was der Kaufmann für seine Ware fordern, der Konsument 
dafür bezahlen darf; der Staat kann das Vermögen der Staatsbürger konfis- 
zieren und fordert ihr Leben. Wo das Höchste auf dem Spiele steht, können 
uns auch die Schlagworte: Polizeistaat und Militärdiktatur nicht schrecken. 
Die Frage ist aber, ob die Abhaltung der ostjüdischen Staatsangehórigen 
von den altdeutschen Grenzen eine derartige Notwendigkeit ist? Sollten 
nicht die bestehenden und nach Bedarf noch zu verschärfenden allgemeinen 
zivil- und strafrechtlichen, sowie die speziellen gesundheits-, armen- und 
sicherheitspolizeilichen Vorschrifen, das Wettbewerbsgesetz und die sonstigen 
Leben und Gesellschaft regulierenden Gesetze genügen, um die gefürchtete 
Gefährdung des Deutschtums durch einige Tausend Ostjuden zu verhüten? 
Und was die Blutmischung betrifft: Kann und soll überhaupt der Staat die 
Liebe rassenpolizeilich reglementieren ”)? 

In dieser Weise ungefähr haben Staat, Gesellschaft und Einzelne an 
die Lösung der einzelnen Judenfragen des Alltags heranzugehen. Ein Rezept 
für alle möglichen Verhaltungsweisen im Bereich jüdisch-deutscher Bezie- 
hungen soll aber hier beileibe nicht gegeben werden. Jeder Tag bringt 
neue Verquicknngsformen und damit neue Fragen. Der unendliche Reichtum 
des Lebens sträubt sich gegen Formeln. Es läßt sich auch nicht behaupten, 
daß in Deutschland Staat und Gesellschaft eine feste Formel für die Behand- 
lung der jüdischen Probleme haben (Rußland freilich hat seine feste Formel; 
die in England, Amerika, Frankreich heute noch offiziell geltende dagegen 
gerät praktisch mehr und mehr außer Kurs). Bei uns herrscht hier Oppor- 
tunitätspolitik. Die Stimmung und das Bedürfnis des Tages entscheidet. Im 
Kriege sind viele Juden Offiziere geworden, freilich auch wohl mancher nicht, 
der es geworden wäre, wenn er nicht Jude wäre. Der Satz „es gibt keine 
Parteien mehr, nur noch Deutsche“ schien bei Anfang des Krieges die völlige 
und endgültige Beseitigung des alten Gegensatzes Jude— Deutscher zu fordern, 
nein, als bereits vollzogen zu verkünden. Und nun ein auffallender Stim- 
mungsumschwung noch vor Beendigung des Krieges. Nur Burgfriede, nicht, 
endgültiger Friede herrscht zwischen den Parteien. Für die Zeit nach dem 


1) Vgl. Grabowsky a. a. O. S. 32 f. 


"1 In der öffentlichen Erörterung des peinlichen „Grenzschluß“-Problems 
macht sich eine gewisse Unaufrichtigkeit geltend, vor allem auf der nicht- 
antisemitischen Seite. Die einen umgehen das Problem wie die Katze den 
heißen Brei, indem sie vorschlagen, Deutschland müsse in Polen eine solche 
Judenpolitik treiben, daß die Juden keinen Anlaß zum Auswandern hätten 
(was leichter vorgeschlagen als ausgeführt ist); die andern schlagen Ausnahme- 
a gegen alle Östlichen, Slawen und Juden, vor, womit der Grenzschluß 

as Kränkende für die Juden verliere. Meines Erachtens gilt da der Satz: 
„Den Pack schlägt man, den Esel meint man!“ 
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Kriege sehen weite Kreise — jüdische und deutsche — voraus, daß an dem 
stark entfachten deutsch-völkischen Selbstbewußtsein auch der Antisemitismus 
sich neu und vielleicht stärker als bisher entfachen wird; Vorzeichen sind 
bereits vorhanden '). Derselbe Krieg ist es also, der uns die zwei polaren 
Möglichkeiten des deutsch-jüdischen Verhältnisses nacheinander, ja neben- 
einander in extremer Weise erleben läßt: einerseits das völlige Deutschsein 
der Juden, gesteigert bis zu einem Chauvinismus der deutschen Juden gegen- 
über den ausländischen, andererseits den gesteigerten deutschen Rassenchau- 
vinismus gegenüber dem deutschen Juden. Daß solche politische Schwan- 
kungen überhaupt möglich sind, deutet auf einen Krankheitsherd hin. Die 
Vermutung liegt nahe, daß auch hier wie überhaupt an mancher unerfreu- 
lichen Erscheinung im Bereich der jüdisch-deutschen Beziehungen die mangel- 
hafte wissenschaftliche Erfassung des Judenproblems die Schuld trägt. Der 
Problemkomplex Judentum-Deutschtum, aus dessen Bereich wir oben nur 
einige praktische Fälle besprochen haben, bedarf daher noch einiger grund- 
sätzlicher Aufhellung. 


XI. 
Deutschtum und Judentum 


Sehen wir zunächst zu, wie die deutschen Juden selbst mit ihrer zwischen 
Judentum und Deutschtum geteilten Existenz fertig zu werden suchen. Diese 
Ausgleichsbemühungen stellen cines der wichtigsten Kapitel des Problem- 
komplexes Deutschtum-Judentum dar. Die verschiedenen jüdischen Parteien 
sind zu verschiedenen Lösungen gelangt. 

Die Zionisten stellen die Frage ganz auf die äußere Betätigung ab: 
„In allen deutschen Fragen deutsch, in allen jüdischen jüdisch.“ 
Die Formel hat sich bisher und besonders im Kriege bewährt. Daß die 
deutschen Zionisten die Pflicht gegen das deutsche Vaterland erfüllen werden, 
haben auch vorher eigentlich nur die liberalen antizionistischen Juden be- 
zweifelt. Eine Kollision der Betätigungen hat sich bisher wohl nirgends ergeben. 
Es wandern ja auch christliche Deutsche aus; jüdische Kolonien im Orient, 
sind aber zweifellos sogar von Nutzen für die deutsche Orientpolitik. Auch 
ein deutscher Katholik, der sich für die Wiederaufrichtung des Kirchenstaates 
einsetzt, ist doch kein Verräter am Deutschtum. Taugt somit die zionistische 
Formel für eine Regelung der Betätigungen, so verzichtet sie andererseits 
bewußt darauf, die Seelenkonflikte auszugleichen. Wie kann der Zionist sein 
Gefühl zwischen Deutschtum und Judentum teilen? zwei Völker lieben? für 
zwei Kulturen arbeiten? Hiermit allein fertig zu werden, ist das Recht und 
die Pflicht jedes einzelnen. Gelegentlich auftauchende Versuche zionistischer 
Rationalisten, bindende zionistische Seelenprogramme aufzustellen und sogar 
auf zionistischen Tagungen beschlußmäßig durchzudrücken, Programme, 
durch die eine für die Seele jedes Zionisten zwingende Grenze zwischen 
jüdischer und deutscher Gesinnung ”) vorgezeichnet werden sollte, sind dem 


') Vgl. Siebert, Der völkische Gedanke und die Verwirklichung des 
Zionismus (München 1916). 

?) Etwa in dem Sinn: Nationalgefühl gegen das Judentum — staatliches 
Pflichtgefühl gegen Deutschland, oder Aufteilung des Patriotismus in: Liebe 
zum („Land der Väter“) Vaterland Palästina — Bürgertreue zum deutschen 
Staat. Hierher gehört auch der Beschluß eines deutschen Delegiertentages: 
„Jeder deutsche Zionist muß in sein persönliches Lebensprogramm die 
eigene Übersiedelung nach Palästina aufnehmen.“ 
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verdienten Schicksal verfallen. Der Krieg hat wohl endgültig mit solcher 
Seelengeometrie aufgeräumt. Der deutsche Zionist, der gegen Deutschlands 
Feinde die Waffen führt, handelt nicht nur in Erfüllung einer staatlichen 
Pflicht, sondern im Bewußtsein, daß er, wenn er für Deutschland kämpft, 
damit zugleich für die eigene Persönlichkeit, die unlöslich im deutschen Wesen 
Wurzel geschlagen hat, kämpft, wie jeder andere Deutsche. Freilich, die 
einander fremden deutschen und jüdischen Wesensbestandteile zur Harmonie 
zu bringen, ist Lebenskunst. Die Persönlichkeit des Einzelnen entscheidet 
hier. Glücklich der, der sich die Harmonie erringt. Aber es ist ein rein 
privates Unglück desjenigen, der nicht damit fertig wird. 

Anders die orthodoxe Ausgleichsformel. Sie will die ganze deutsch- 
jüdische Existenz regeln. „Als Bürger Deutscher, als Mensch Jude.“ 
Der Bürger erfüllt seine Pflicht gegen das Vaterland, geht seinen Geschäften 
nach, kurz, bewegt sich im deutschen Handel und Wandel wie ein Deutscher. 
Alles Private, Wohnung, Familienleben, Gesellschaft, Lebensweise, Essen, 
Trinken, Geschlechtsleben, Genußleben, geistiges Interesse, Wissenschaft, 
Kunst, Literatur ist jüdisch, jüdisch bis zu fast völliger Absonderung von 
den entsprechenden Gebieten des Deutschtums. Der strenggläubige Jude ist 
nicht nur Jude, soweit er am allgemeinen Gottesdienste teilnimmt und be- 
stimmte Ritualien erfüllt, sondern sein ganzes Leben ist ritualisiert, ist Gottes- 
dienst. Ausgenommen. ist das Geschäft, das er nach Recht und Sitte des 
Landes treibt, und die Pflichterfüllung gegen den Staat. Der Staat kommt 
bei der orthodoxen Formel keineswegs zu kurz; „Staatsgesetze sind auch 
religiös verbindlich“ ist anerkannter jüdischer Religionssatz. Pflichtenkolli- 
sionen werden zugunsten des Staates entschieden (so dürfen die frommen 
Juden die Sabbat- und Speisegesetze beim Militär übertreten, wenn eine 
andere Möglichkeit nicht vorhanden ist). Aber die deutsche Gesellschaft? 
Aus der Absonderung der frommen Juden von den Deutschen leiten viele 
Deutsche für sich selbst das Recht her, sich ihrerseits von ihnen abzusondern. 
Sie sagen: Wir wollen dich ganz oder gar nicht. Issest du nicht mit mir 
und hältst du mich nicht wert, dein Schwager zu werden, kannst du nicht 
mein Kamerad, mein Kollege, mein Korpsbruder sein. Dein metaphysisches 
Verhältnis zum Überirdischen geht mich nichts an, aber dein Judentum ist 
nicht nur Metaphysik, sondern Physik. Denn jüdisch gekennzeichnet ist dein 
Körper, jüdisch ist dein Blut und bleibt es mit deinem Willen in Zukunft, 
jüdisch ist deine Seele, dein Verhältnis zu allem Geistigen, deine Werte sind 
andere als meine, deinem Bewußtsein bist du ein anderer, ein Auserwählter — 
dies alles ist nur dem Wort nach Religion, der Sache nach — Nation. 
Diese Erwägungen, auf die viele, ja gerade oft hochgebildete Deutsche ihren 
Antisemitismus stützen, mögen engherzig sein, eine so begründete Feindschaft 
mag eines Welt- und Kulturvolkes vom Range des deutschen unwürdig sein — 
wir haben hier nicht zu werten, sondern nur darzustellen. — Und wie kommt 
mit jener Formel die Seele des einzelnen orthodoxen Juden zurecht? In 
thesi ist er glücklich; denn Glück ist ihm religiöse Pflichterfüllung; und 
religiöse Pflichterfüllung ist ja gerade diese Zweiteilung: Mensch und Bürger. 
Aber in praxi? Die starke Abkehr vom strenggläubigen Judentum läßt 
darauf schließen, daß es doch vielleicht Unglückliche geben muß, die mit 
dieser Formel nicht zurecht kommen. „Bequemlichkeit“ schelten die Gesetzes- 
treuen oft die Abkehr (am Sabbat arbeiten ist freilich bequemer, das heißt 
rentierlicher als ruhen); aber auch Bequemlichkeit gehört vielen zum Lebens- 
glück. Zumeist jedoch ist der Weg umgekehrt: Zuerst pflegen die geistigen 
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Güter, denen der Fromme seine Bequemlichkeit opfert, an Geltung zu ver- 
lieren. Dann aber gibt es auch ein Bedürfnis der Seele nach Bequemlichkeit, 
nach Ausgeglichenheit. Dieses Bedürfnis ist das weitaus stärkere. Es glückt 
nicht jedem, von seiner geschäftlich-bürgerlichen Betätigung im Deutschtum 
wie von gelegentlichen Geschäftsreisen die unversehrte jüdische Seele nach 
Haus zu bringen. Deutscher Geist, deutsche Kultur, die er in Schule und 
Leben aufnimmt, werden ihm vielleicht mehr als bloße Mittel der Selbst- 
behauptung in der deutschen Umwelt, mehr als bloße Technik des Lebens- 
kampfes, werden leicht aus bloß verstandesmäßig aufgenommenem Wissen 
seelisches Erlebnis. Wissen und Technik erlernt und verlernt man. Hat 
aber der Mensch volle Freiheit, Kultur zu wählen oder abzulehnen? Bisher 
fremde Werte ergreifen ihn innerlich und verdrängen die alten. Kultur 
steckt an. Der deutsche Jude nähert sich nicht „ungestraft“ der deutschen 
Kultur. Die osteuropäischen Orthodoxen halten mit Recht den jungen Juden 
schon für abgefallen, sobald er nur die weltliche Schule besucht, statt Cheder 
und Jeschiwah; auch in Deutschland gab es noch vor kurzem (und gibt es 
vielleicht heute noch einzelne) Väter, die ihren Söhnen das weltliche 
Studium verboten und sie, oft gegen ihren Willen, der Theologie zuführten 
oder sie doch nach möglichst kurzem auf das rein Technische gerichteten 
Schulbesuch zum kaufmännischen Beruf zwangen. Die Assimilation ist oft 
stärker als der Assimilant, der wähnt, die Grenze der Anpassung selbst 
bewußt feststecken zu können. Glücklich der, dem jene Formel wirklich das 
seelische Gleichgewicht bringt, in dessen Seele die Geteiltheit zwischen 
Deutschem und Jüdischem nicht das wird, was die deutsche Sprache sehr 
fein „Zerrissenheit“ nennt. Harmonie ist da oder nicht da; die Formel be- 
zeichnet sie nur, kann sie aber nicht schaffen. Außer bei jenen hochgebildeten 
nicht mehr häufigen Orthodoxen, die das gegen ihre jüdische Seele an- 
drängende Fremde mit derselben heißen Inbrunst dauernd niederkämpfen, 
wie die Propheten und Heiligen die Versuchungen des Bösen, findet sich 
diese Harmonie meiner Erfahrung nach heute hauptsächlich bei den Juden 
primitiverer Art in Dorf und Kleinstadt‘), in deren Seele die heterogenen 
Kulturinhalte deshalb nicht kollidieren, weil sie nicht als bewußte Erlebnisse 
ins Innerste dringen, sondern friedlich nebeneinander an der Oberfläche haften, 
so wie sie aufgenommen wurden. Ich glaube aber, diese Harmonie ist über- 
haupt mehr als bei den Männern bei den jüdischen Frauen zu finden. 
Warum? Da ist sie eben, wundersam oft und unbegreiflich wie eben nur 
das Leben selbst. 

Der jüdische Liberalismus hat die Formel: Deutsche jüdischer 
Konfession. Die Formel gleicht äußerlich der orthodoxen; die Orthodoxen 
benützen sie auch im gleichen Sinne wie die Liberalen bei der mit den 
Liberalen gemeinsam geführten Abwehr des Antisemitismus und des Zionismus, 
welchen Richtungen sich beide als Nicht-Volk und Nur-Konfession gegenüber 
stellen. Bei den Orthodoxen verläuft aber die Grenze zwischen Deutschtum 
und jüdischer Konfession an einer ganz anderen Stelle der persönlichen 
Existenz wie bei den Liberalen, wie wir oben gesehen haben; die Religion 


1) Hier liegt der Grund, warum die fortschreitende Abwanderung der 
Juden aus den Kleinstädten und die dadurch bewirkte Auflösung der Land- 
gemeinden Gegenstand ernster Sorge für die Orthodoxen ist. Die Freie 
Ver. f. d. Interessen d. orth. Judentums beschäftigt sich andauernd mit Mitteln 
zur Hebung der „Landflucht“. Die Großstadt wirkt zersetzend auf die 
Frömmigkeit. 
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gestaltet das ganze körperliche und seelische Leben des Orthodoxen; kraft 
dieser religiösen Lebensgestaltung wachsen schon orthodoxe Kinder mit dem 
Bewußtsein eines geistigen und körperlichen Anderseins gegenüber ihren 
nichtjüdischen Altersgenossen auf. Für den Liberalen aber zieht sich die 
Konfession auf den kleineren, ja oft kleinsten Teil der Persönlichkeit zurück, 
den bei den heutigen durchschnittlichen Westeuropäern überhaupt die Meta- 
physik ausfüllt. Etwas für die Feierstunden, zur Erbauung, aber wenig 
wirksam im praktischen Leben. Daß die Quantität der konfessionellen Be- 
tätigung bei den einzelnen Menschen dieser Richtung verschieden ist — die 
Extreme sind einerseits eine äußerliche fast altjüdische rituelle Geschäftigkeit, 
andererseits ein völliges Unterlassen jeder religiösen Betätigung oder doch 
deren fast völligen Christianisierung (Verlegung des Sabbat auf Sonntag, des 
Chanukah auf Weihnachten, Ersetzung des hebräischen Gebets durch das 
deutsche) — macht für das Wesen der Sache nichts aus; denn wie nicht 
nur die Bürger, sondern der ganze Mensch Deutscher sein soll (und es oft 
auch schon nahezu geworden ist), so muß sogar die Konfession selbst, deren 
gedanklicher Inhalt und Ritual ja auch den Menschen ergreift, eine ent- 
orientalisierende Reform durchmaghen. Das „Wesen des Judentums“ hat 
sich dieser Richtung zu einem rein philosophischen System eines ethischen 
Monotheismus idealisiert, das mit der Gottesidee und der Ethik des deutschen 
Protestantismus nicht nur inhaltlich fast identisch ist, sondern auch noch 
die gemeinsame Wurzel teilt. Nach Hermann Cohen’) hat sich dieses alles 
historischen Beiwerks entkleidete, ideale Judentum erst durch die Vermählung 
des jüdischen Geistes mit dem deutsch-christlichen herausgeläutert, ist also 
selbst ein Erzeugnis der Assimilation, anderseits aber ist auch die „jüdische 
Sonderart noch immer die unersetzliche Grundlage für die ethische Fort- 
entwicklung des Monotheismus“ und besteht ein „Interesse des Staates 
an dem Fortbestand und der geistig-sittlichen Fortentwicklung unserer 


Religion“ ?). 
Wenn dies die jüdische Konfession ist, so muß doch — sollte man 
meinen und meinen auch die Anhänger dieser Richtung — die Formel 


„Deutsche jüdischer Konfession“ die reinste Harmonie zwischen Deutschtum 
und Judentum verbürgen, die Einheit zwischen Deutschtum—Judentum als 
eine kulturgeschichtliche Wahrheit in der deutschen Politik und im deutschen 
Volksleben, auch im deutschen Volksgefühl aufleuchten?). Die Harmonie aber 
ist nicht da. Der unleugbar vorhandene Konflikt vpn Deutschem und Jüdischem 
ist nicht nur deshalb vorhanden, weil es noch altjüdische Orthodoxie oder 
reaktionäre von der Menschheitsidee des ethischen Monotheismus zum be- 
schränkten Nationalismus zurückgekehrte Zionisten gibt; er wäre auch vor- 
handen, wenn alle deutschen Juden sich bewußt zum liberalen „Deutschtum 
jüdischer Konfession“ bekehren würden. Die deutschen Zeitgenossen an- 
erkennen diese Verflüchtigung des Judentums ins rein Gedankliche nicht. 
Sie sehen noch immer nur die jüdischen Menschen; diese existieren, nach 
Abstammung jüdisch und in der Fortpflanzung willentlich weiter jüdisch. 
Wenngleich die Deutschen jüdischer Konfession diese körperliche Weiter- 
existenz und Fortpflanzung damit begründen, daß die Juden nur die körper- 
lichen Träger der großen Idee der weltverbrüdernden Menschlichkeit und 


D Deutschtum und Judentum (Gießen 1915). 
a. a. O. 8. 38. 
*) a. a. O. S. 38. 
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des einzig-einigen Gottes, die jüdischen Menschen also nur Mittel für die 
Zwecke der Menschheitskultur seien, so sieht die nicht-jüdische Umwelt doch 
immer nur die Träger selbst in ihrer Realität, nicht in ihrer teleologischen 
Bestimmung. Für die meisten Nichtjuden ist und bleibt eine Anzahl von 
fremden Menschen anderen Bluts, die das fremde Geblüt weiter vererben, 
wenn auch zur Erreichung eines bestimmten kulturellen Zweckes (oder gerade 
wegen dieses kulturellen Zweckes), eine Nation; die Existenz des Judentums 
ist ihnen nicht ein metaphysisch-ethischer, sondern ein nationaler Tatbestand 
und dies um so mehr, je mehr einerseits die jüdische Philosophie das geistige 
Judentum entorientalisiert und dem Deutschen assimiliert, je weniger anderer- 
seits der Masse der jüdischen Menschen selbst die Aufgabe der monotheistisch- 
ethischen Mission zum bewußten Erlebnis, geschweige zum bewußten Beruf 
geworden zu sein scheint'). 

So erweist sich auch die liberale Formel als praktisch ungeeignet, um 
in all den Konflikten des Juden mit Staat und Gesellschaft den richtigen 
Weg zu weisen. Das unleugbar vorhandene Fremdheits-, ja Haßgefühl weiter 
Volkskreise gegen die Juden beruht am allerletzten auf deren anderer Kon- 
fession. Der Antisemitismus aber muß gerade den liberalen Juden unbe 
greiflich sein und macht sie wahrhaft unglücklich. Wie kann man denn 
das Judentum, dieses geistlich und sittlich so hoch und dem Deutschtum so 
nahestehende Gedankensystem hassen? Noch unbegreiflicher und ärgerlicher 
aber ist ihnen der wiedererwachte jüdische Nationalismus. Daher ist ihre 
jüdische Politik der Hauptsache nach Angriff gegen den Nationalismus und 
Verteidigung gegen den Antisemitismus. Viel Geist, viel Energie, viel Geld 
wird so auf eine meist nutzlose Arbeit verwendet, Verbitterung und Ent 
täuschung ist oft die Folge. Selbst die wissenschaftliche Forschung der 
Männer dieser Richtung hat fast stets derartige Tendenzen; die Philosophen 
richten ihre Erklärungen des Judentums mehr an die Adresse der Christen 
als die der Juden. Nur apologetisch erklärlich ist auch jene zwar öffentlich 
an die deutschen Juden gerichtete, aber als intern-jüdischer Befehl unver- 
ständliche Aufforderung des „Verbandes deutscher Juden“ und des „Central- 
vereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens“: „Deutsche Juden, tut 
im Kriege mehr als eure Pflicht gegen das deutsche Vaterland“, sowie die 
spätere Aufforderung beider Verbände: „Deutsche Juden, zeichnet Kriege- 
anleihe“. Die vornehmsten Vertreter dieser Richtung kommen vielfach nicht 
zurecht mit den ganz und gar nicht philosophisch und moralisch zu lösenden 
Fragen, die der heutigen Judenpolitik aufgegeben sind. So Professor Her- 
mann Cohen, der gedankentiefe und geistvolle Philosoph des kantisch- 
platonischen Idealismus: Aus den sublimen Höhen seiner Ideenwelt in die 
zeitgeschichtliche Realität heruntersteigend, verlangt er Pietät und Dank- 
barkeit von den außerdeutschen Juden für Deutschland, weil der jüdische 
Geist erst durch deutschen Einfluß zum Bewußtsein seiner selbst, zur wissen- 
schaftlichen Klarheit über seine Menschheitsaufgabe gekommen sei; er „wagt“ 
sogar „dem allgemeinen Vorurteil entgegen die Behauptung, daß die Gleich- 
berechtigung der Juden in Deutschland tiefer wurzelt als überall sonst" °); er 
entbehrt anscheinend jeden sinnlichen und geistigen Organs, das ihn die 
júdisch-kórperlich-nationalen Bestandteile der jüdischen Existenz erkennen 


1) Der religiöse Indifferentismus so vieler deutscher Juden fällt vielen 
Christen unliebsam auf; vgl. Rade in Christliche Welt 1915 Nr. 43. 


?) a. a. O. S. 39. 
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ungewiß, aber eine für das Gesamtschicksal des jüdischen Volkes nicht sehr 
wichtige Frage. 

Die speziell deutsche Judenfrage (für ganz Westeuropa und Amerika gilt 
dasselbe) ist daher in der Hauptsache das, was ich oben praktische Juden- 
frage genannt habe, ein Komplex von Problemen, die für Christ und Jude, 
für Staat und Gesellschaft aus dem Eingesprengtsein einer geringen Anzahl 
mehr oder weniger körperlich und geistig fremdartiger jüdischer Menschen 
in das deutsche Volk erwachsen. Ein Kapitel, das später einmal eigentlich 
nicht mehr oder doch nur anhangweise als Teil der Geschichte des jüdischen 
Volks behandelt werden muß, sondern als Teil der deutschen Kulturgeschichte. 
Ich verkenne dabei nicht, daß für die politische Praxis in Deutschland die 
mit dem Thema Deutschtum-Judentum zusammenhängenden Fragen von großer 
Bedeutung sind, und habe daher auch an Beispielen zu zeigen versucht, wie 
vom Standpunkt der Wissenschaft an ihre Lösung heranzugehen sein dürfte. 
Insbesondere fesselt die verschiedene Art und Weise, wie die einzelnen 
deutschen Juden je nach ihrer jüdischen Richtung mit ihrer gespaltenen 
Existenz fertig zu werden versuchen. Hier baben wir gesehen, daß starre 
Formeln am wenigsten geeignet sind, die aus der jüdisch-deutschen Ver- 
quickung entstehenden individuellen und seelischen Konflikte zu beseitigen, 
am wenigstens dann, wenn sie auf der Fiktion der Nichts-als-Konfessio- 
nalität der deutschen Juden beruhen. Nur-Konfessionalität ist weder der 
gegenwärtige Zustand, noch ein jemals erreichbares Ziel, da gerade die 
Existenz der jüdischen Konfession den anderen stets als ein wesentlich natio- 
naler Tatbestand erscheinen wird. 

Apologetik! Freilich ist der Kampf gegen den Antisemitismus für 
die deutschen Juden ein Gebot der Selbsterhaltung, dessen Befolgung ihnen 
nicht einmal die Antisemiten selbst verübeln werden. Aber Abwehr ist 
schließlich nur Existenzsicherung, nicht aber darf sie das gestaltende Prinzip 
der ganzen Existenz selbst werden. Und der Kampf wird leichter sein und 
erfolgreicher, wenn er ehrlich gekämpft wird und mit offenem Visier — von 
deutschen Juden, nicht von der vermummten Gestalt „deutscher Staatsbürger 
jüdischen Glaubens“. Daher ist der Kampf bisher so oft ein Kampf gegen 
Windmühlen oder — Granitfelsen gewesen. Vorbei trifft die Polemik: „Warum 
soll der Deutsche jüdischer Konfession anders behandelt werden, wie der 
deutsche Katholik oder Protestant“. Eher trifft der Hieb: „Besteht denn 
das deutsche Volk aus lauter Germanen, oder nicht in wichtigen Teilen auch 
aus Welschen, Wenden und sonstigen Slaven?“ Oder der Hieb: „Haltet ihr 
es nicht bei den amerikanischen Staatsangehörigen deutscher Herkunft für 
selbstverständlich, daß sie sich auch als Deutsche fühlen?“ Selbst dies aber 
ist nur Polemik, gut für Tagespresse und Versammlung. Um in die Tiefe 
zu treffen, muß man weiter ausholen. Wie alle Judenpolitik, so bedarf die 
Abwehr der wissenschaftlichen Grundlegung. Diese Grundlegung ist aber 
keine andere als die des ganzen deutsch-jüdischen Problems überhaupt. 

Der Unfug der Begriffe! Nirgends richten sie mehr Schaden an als 
in der Judenfrage, da so oft aus ganz andersartigen Tatbeständen deduzierte 
Begriffe rationalistisch-mechanisch auf den jüdischen Tatbestand angewendet 
werden. Von dem Begriff „Geschichte“ wurde das oben schon nachgewiesen. 
In dem Problemkomplex Deutschtum-Judentum treibt sich der Begriff „Nation“ 
um. Alle stellen die Frage: Sind die Juden eine Nation? Und haben auch 
ihre Antwort bereit. Die Antisemiten: Die Juden sind eine fremde Nation 
(Rasse), sind daher dem deutschen Volk nach Möglichkeit vom Leibe zu halten. 
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Juden für eine bloße Religionsgemeinschaft”), analog der Gemeinschaft 
aller Katholiken oder Muslemin. Ich erspare es mir, die naheliegenden Ein 
wendungen gegen diese Analogien aufzutischen. Denn die Juden sind gar 
keine Religionsgemeinschaft. Es ist eine reine Fiktion, zu sagen: Das Mit- 
glied einer „Reform Judaism“-Gemeinde?) in San Franzisko glaube dasselbe 
wie der jüdische Straßenhändler in Fez; oder der Chosid in Galizien dasselbe 
wie der typische Berliner Assimilant — ganz abgesehen davon, daß der 
letztere in der Regel überhaupt nichts mehr „glaubt“; das „Nichts“ hat keine 
noch so entfernte inhaltliche Verwandtschaft mit irgendwelchem positiven 
Glauben. Wir bedürfen aber gar nicht der räumlich und kulturell so weit 
auseinanderliegenden Kontraste. Als Dogmen- und Lehrgebäude ist die 
deutsche Neologie eine ganz andere Religion als die deutsche Orthodoxie. 
Der bewußte Neologe steht einem Protestanten näher als einem Orthodoxen. 
Die gemeinsame Herkunft der Neologie und Orthodoxie hat mit dem heutigen 
Glaubensinhalt nichts zu tun. Auch das Christentum und der Muhamedanismus 
haben teilweise gemeinsame Herkunft. Am neologen Lehrgebäude haben 
Luther und Kant mehr mitgebaut als Moses. Der deutsche Orthodoxe be- 
trachtet auch schon seit S. R. Hirsch den Neologen nicht mehr als Juden. 
Der Neologe hinwiederum lehnt die orthodoxe Strenggläubigkeit als mittel- 
:alterliche Rückständigkeit entschieden ab. Die im ersten Abschnitt”) erwähnte 
Entscheidung der Strafkammer des Landgerichts Leipzig konstatiert — 
gegründet auf Gutachten neologer Rabbiner und einem Obergutachten eines 
christlichen Theologen — die Spaltung der deutschen Juden in zwei Reli 
gionen mit je einem verschiedenen Gott, stellt ferner fest, daß der altjüdische 
Jahwe mindestens in Deutschland entthront ist vom neuen jüdischen Gott, 
der personifizierten Idee der reinen Sittlichkeit, und versagt dem alten Gott 
Israels daher den Schutz des deutschen Strafrechts*). — Freilich ist die 
‚gesamte deutsche Judenheit (bezw. die Judenheiten der einzelnen Bundes- 
staaten) eine Religionsgemeinschaft; keineswegs aber soziologisch oder theo- 
logisch, nicht kraft einer innern Beziehung aller zueinander oder zu Gott, 
sondern kraft der äußeren Zusammenfassung aller durch das zufällig heute 
geltende öffentliche Recht (Kirchenrecht): Im Zustande der bürgerlichen 
Gleichberechtigung der Juden bleibt vom Judentum eben nur noch die 
Religion selbst als Gegenstand einer rechtlichen Regelung des Staates übrig 
(die staatliche Kirchenpolitik regelt die Bildung und Verwaltung der Kultus 


1) Vgl. S. 537 Fußnote (Dr. Oppenheimer). 

D Die „Religion“ dieser Gemeinden ist eine Art ethisch-humanitärer 
Vereinssatzung, in der von spez. Jüdischem fast nichts mehr zu merken ist. 

5 S. 475. 


4) Man denkt hier an den altjüdischen Kampf der Pharisäer mit den 
.Sadduzäern, oder der jüdischen Hellenisten mit den altjüdischen Hasmonäern. 
Das ist aber nicht nur Reminiszenz, sondern eins gewinnt historische 
Verständlichkeit durch das andere. Die Konkurrenz Jahwes mit fremden 
‚Göttern ist eine immer wiederkehrende Erscheinung, nicht nur der alten 
jüdischen Geschichte. Vom Standpunkt der altisraelitischen Frömmigkeit ist 
der neologe jüdische Gott eben wieder ein „fremder Gott in Israel“ (Awodoh 
Soro). Die Ursachen sind dieselben. Das Eindringen der Götter fremder 
Völker beruhte allemal auf der Verquickung Israels mit einem fremden Volk 
und dessen Kultur, ist allemal Assimilationserscheinung. Einstmals war es 
Baal, Zeus u. a., heute die als Gott vorgestellte kantische Idee der Sittlichkeit 
‚und ähnliches. 
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schaftliche Dasein verleiht. Die jüdische Gesamtnation und überhaupt „der 
Jude“ als Glied der Gesamtnation existiert formal absolut und objektiv, 
materiell nur relativ und subjektiv. 

Diese wissenschafts - theoretische Besonderheit des Begriffs „jüdische 
Nation“ ist nichts als eine Folge der Besonderheit des materiellen historischen 
Schicksals der Juden. Die Relativität des jüdischen Daseins, die ständige 
Verquickung mit anderen ist der Sinn und der gestaltende Faktor der jüdischen 
Geschichte. Die reiche Verzweigung der Gesamtjudenheit in unter sich so 
verschiedenen Gruppen und Individuen je von besonderer Art und besonderem 
Schicksal, die objektiv und absolut gesehen keinerlei Verwandtschaft aufru- 
weisen scheinen, die Assimilation sowohl als allgemeines Prinzip der jüdischen 
Geschichte, wie in ihren mannigfachen historischen Erscheinungsformen, die 
Zusammengesetztheit alles jüdischen Daseins, die Doppelheit der nationalen 
Zugehörigkeit aller Juden erhält hier ihre theoretische Begründung. Die 
ist zugleich die Grundlegung des ganzen Problemkomplexes Judentum- 
Deutschtum. Man erkennt die Brüchigkeit der Argumentation: Die Juden 
sind ein Volk, also weg vom deutschen Volk. Oder der anderen: Die deutschen 
Juden sind kein Volk, weil sie Deutsche sind. Beides ist eine petitio principil 
Ist die Verquickung mit Fremdem das wesentliche Element des jüdischen 
Volksdaseins, so ist es wissenschaftlich nicht nur möglich, sondern notwendig. 
daß der deutsche Jude (und mag er in Sprache, Lebensanschauung, Kultur 
interessen noch so deutsch sein, ja arisches Aussehen und teilweise sogar 
deutsches Blut in sich haben) Jude und Deutscher zugleich sei, wie er es ja 
auch in der Tat ist. Es gibt keinen sog. „Rassejuden“, „typischen Juden”, 
dessen ganze Persönlichkeit jüdisch wäre. Und daß deutsche Juden fran- 
zösische in diesem Krieg totschlagen, sind Tragödien der Verquickung, aber 
keine Widerlegungen der nationalen Zusammengehörigkeit der Totschläger 
und der Totgeschlagenen. Wo jene Argumentationen aufhören zu argumen- 
tieren und ihr politisches Programm schon fertig haben, fängt die eigentliche 
wissenschaftliche und politische Arbeit erst an. Jene sind wissenschaftlich 
Rationalisten und politisch Utopisten. Es ist aber die Aufgabe der jüdischen 
Wissenschaft, den besonderen realen Inhalt aller möglichen und gegebenen 
Verquickungen festzustellen; für Deutschland speziell: die Möglichkeiten und 
Tatsächlichkeiten der Mischung deutsch-jüdisch in Körper und Geist, Juden 
und Deutschen, sowie in allen Objektivationen des jüdisch-deutschen Geistes. 
in der deutschen Kultur zu erforschen und festzustellen. Das ist die Aufgabe 
der jüdischen Wissenschaft. Die Judenpolitik aber hat die Aufgabe: das 
jüdische und christliche Dasein zu einer lebendigen und harmonischen Einheit 
zu machen. Dies ist die von der Wissenschaft gegebene formale Lösung 
des deutsch-jüdischen Problems. 

Freilich, wie schon oben hervorgehoben wurde, die praktische Lösung 
aller persönlichen und gesellschaftlichen deutsch-jüdischen Verquickungafragen 
ist damit nicht gegeben. Hier hat die empirische Forschung noch zu arbeiten. 
Wir wissen zu wenig über die tatsächliche Wirkung der Verquickung des 
Jüdischen mit dem Nichtjüdischen. Mit andern, besonders rein persönlichen 
Fragen wird wohl stets die Lebenskunst des Einzelnen selbst fertig zu werden 
haben. Wo immer das Wissen im Stiche läßt, muß der Instinkt, der Takt, 
die Persönlichkeit versuchen, diese Judenfragen zu lösen. 

Ich habe oben bereits dem einzelneu deutschen Juden der Jetztzeit als 
Lebenspostulat gesetzt: er — der Jude — muß trachten, die deutschen und 
jüdischen heterogenen Bestandteile seiner Existenz durch die eingehende 
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Potenz seiner Persönlichkeit zu homogenisieren; praktische Assimila- 
tionskunst treiben, das ist auch die Aufgabe, die jedem einzelnen Nicht- 
juden, dem Staat, der Gesellschaft hinsichtlich des jüdischen Volksbestandteils 
gesetzt ist. Nicht trennen, was zusammen ist und zusammen will; aber auch 
nicht künstlich zusammenschmelzen, was eigenartig weiterleben will und kann. 
Dieses Postulat ist freilich formal wie der kategorische Imperativ. Aber 
verständnisvolle Einsicht in jüdisches und deutsches Wesen, Aufrichtigkeit, 
Taktgefühl und auch eine nicht zu kleine Portion Optimismus unter Ver- 
bannung aller Überängstlichkeit werden einzelnen Falles den richtigen Weg 
führen. Dann wird auch das deutsch-jüdische Zusammenleben friedlicher 
und freundlicher sich gestalten und die einzelne von der deutsch-jüdischen 
Verquickung erfaßte Persönlichkeit harmonischer werden, als es heute der 
Fall ist. l 


XII. 
Jüdische Weltanschauung 


Also Assimilationskunst ist der Weisheit letzter SchluB!? Die Lösung 
der Judenfrage!? Nur der oberflächliche Leser wird meine bisherigen Aus- 
führungen so haben verstehen können. Immerhin soll das Folgende noch 
ausdrücklich einem möglichen Mißverständnis vorbeugen. 


Assimilationskunst, wie sie soeben empfohlen worden ist, ist nichte 
als die Technik der persönlichen und gesellschaftlichen Praxis, 
gleicher Weise gültig für Juden und Christen, Staat und Gesellschaft in 
Deutschland und überhaupt in den Ländern, in denen eine kleine Minderheit 
Juden wohnt, räumlich zerstreut unter den übrigen Staatsbürgern, ihre Rechte 
und geistige Kultur teilend; durch diese Technik soll das Zusammenleben 
harmonisch gestaltet werden. Die Assimilationskunst ist also empfohlen als 
ein Mittel zur Lösung der vielen einzelnen Judenfragen des persönlichen und 
gesellschaftlichen Lebens, nicht aber als die Lösung der universalen Juden- 
frage, noch weniger aber als jüdische Weltanschauung. Weltanschau- 
ungen zu empfehlen ist überhaupt nicht die Aufgabe einer wissenschaftlichen 
Untersuchung. Gegenstand dieser Untersuchung sind die jüdischen Welt- 
anschauungen nur, weil sie ebenfalls ein Teil des gesamten jüdischen Tat- 
bestandes sind, und weil die erkenntnistheoretische Grundlegung auch dieses 
Elements des jüdischen Tatbestandes dringend von núten ist. 


Auch die jüdische Weltanschauung hat es mit der „Judenfrage“ zu tun, 
nicht aber mit der Judenfrage als einem Komplex von Problemen, die zu 
lösen sind, sondern als einer Frage, die von dem Befragten Antwort 
heischt, und zwar die Antwort: Ja oder Nein. Jüdische Weltanschauungen 
sind die verschiedenen Beantwortungen, die gegeben werden auf die Fragen: 
Glaubst Du, daß das Judentum erhalten werden kann? Wünschest 
Du, daß es erhalten wird? 

Die oben erörterten jüdischen Hauptrichtungen — Orthodoxie, Zionis- 
mus, Assimilantismus — sind solche Weltanschauungen. Orthodoxie und 
Zionismus gehören als Weltanschauungen zusammen: Beide sind überzeugt, 
daß das Judentum erhalten werden wird, und beide wollen es erhalten. Na- 
türlich behauptet jede dieser Richtungen, daß die von ihr für richtig ge- 
haltene Form der Erhaltung zugleich auch die Lösung der Judenfrage 
bedeutet — mit welchem Recht, haben wir oben bereits untersucht. Aber 
ihr Wert als Weltanschauungen ist unberührt davon, ob die von ihnen an- 
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gestrebte Erhaltung die Lösung wirklich bedeutet oder vielmehr das jüdische 
Verquickungsproblem noch mehr verwickelt. Sie beide sind positiv jüdisch. 
Der Assimilantismus dagegen ist negativ júdisch; die ihm angehörigen Juden 
sind überzeugt, das jüdische Volk sei bestimmt, in der Menschheit aufzugehen. 
Assimilationskunst müssen auch die Nationalisten -— das sind die positiv 
jüdisch Gesinnten — treiben, die in anderen Völkern eingesprengt leben- 
Aber in dem nationalen Glauben und Wollen scheiden sich die Geister. 
Selbst die von den Philosophen des Assimilantismus ihm gegebene „nationale“ 
Aufgabe der Mission für die jüdische Sittlichkeits- und Gottesidee ist eine 
Menschheitsaufgabe, setzt also das jüdische Volk nicht als Selbstzweck, sondern 
will dessen Aufgehen in den anderen Völkern nach Erfüllung seiner Mensch- 
heitsaufgabe. Überdies ist diese Missionsaufgabe kein erlebter BewuBtseins- 
inhalt der Masse der vom Assimilantismus ergriffenen Juden, sondern eine 
Konstruktion derer, die den bloß negativen Sinn der eigenen jüdischen 
Existenz, das Noch-nicht-Verschwundensein peinlich empfinden. Aber gerade 
diese negative Tatsache Noch-nicht-Verschwundensein hat doch auch sub 
specie aeternitatis einen viel positiver-jüdischen, ja sogar nationalen Sinn, 
als die davon betroffenen Juden meist selbst wissen oder wollen. Sie sind 
wahrhaft Ahasver, der ewige Jude, der nicht sterben kann, ob er auch will. 
Die nationale Existenz der national gar nicht existieren Wollenden ist selbst 
wieder eine Erscheinungsform jener dorch die ganze jüdische Geschichte 
gehenden einzigartigen und unbegreiflichen nationalen Zähigkeit, die 
allein die uralte und anscheinend unauslöschliche Existenz dieses so winzigen 
und so wichtigen Volkes begreiflich macht. Diese „Zähigkeit“ ist freilich 
nicht Weltanschauung, sondern psychisch-physische Tatsache, aber eine Tat- 
sache, die alle Juden eint und erhält; eine Tatsache ferner, die auch die 
künftige Geschichte des jüdischen Volkes vermutlich stärker beeinflussen 
wird, als alle bewußten Weltanschauungen der Juden. Das Volk, das schon 
die fürchterlichsten nationalen Katastrophen überstanden hat, die babylonische, 
hellenistische, römische, die der Kreuzzüge, der Pestverfolgungen und die 
spanische — dieses Volk wird voraussichtlich auch die jetzt wiederum sein 
ganzes Dasein erschütternde Kriegskatastrophe überstehen, die nicht nur die 
physische Existenz von Tausenden und Abertausenden der Ostjuden einfach 
vernichtet, sondern durch die Zertrümmerung des ostjüdischen Ghettos 
und die Auseinanderreißung der darin eingeschlossen gewesenen Massen 
deren national-religiöses Volkstum und damit das ganze Volk selbst zu zer- 
stören droht. 

Und hier scheint auch die Warte zu sein, die allen Nichtjuden, die 
die Judenfrage als brennendes Menschheitsproblem empfinden, eine wahrhaft 
weite Schau auf die jüdischen Dinge ermöglicht. Die ganze Kulturmenschheit, 
die geistig und körperlich allerorten und alltäglich den Juden nicht nur 
neben sich, sondern in sich selbst erlebt, sucht befriedigende Antwort auf 
die zwei Fragen: Wird der Jude erhalten werden? Ist es wünschenswert, 
daß er erhalten wird? Auf die erste Frage wird der auf jener Warte stehende 
wohl mit Ja antworten. Für manchen enthält die Bejahung der ersten Frage 
schon die der zweiten. Freilich ist nicht alles wert erhalten zu werden, was 
existiert, nur weil es, anscheinend unvernichtbar, existiert. Der ästhetisch 
Wertende wird sich hier vielleicht scheiden von dem, der die Antwort auf 
die zweite Judenfrage vom Standpunkt anderer geistiger Werte sucht. 
Beide sehen die unendlich sich fortsetzende stets sich lösende und wieder 
neu sich schlingende Verquickung des Jüdischen mit dem Nichtjüdischen, 
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sehen das wundersame Schauspiel, wie das kleinste der Völker immer und 
immer wieder von den fremden größeren Völkern aufgenommen und aus- 
gestoßen wird, selbst das fremde Nationale aufnimmt und wieder aufgibt; 
wie sein eigenes nationales Dasein durch die Verquickung mit dem Fremden 
stets neuen Inhalt gewinnt, trotz der Verquickung mit dem Fremden sich 
selbst erhält; das einzigartige Bild, wie dieses kleinste der Völker, sich den 
großen Völkern gesellend und wieder von ihnen sich sondernd, seine Art in 
ihrem Blut und Geist, in allen Inhalten und Formen ihres persönlichen und 
gesellschaftlichen, geistigen und materiellen Lebens zurückläßt. Ein Unikum 
unter den Völkern! Kann überhaupt die ästhetische Weltanschauung, die 
sich unabhängig von jedem unmittelbar persönlichen Interesse der Vielfältig- 
keit der Erscheinungen und jeder Besonderheit innerhalb des Gleichen freut, 
das jüdische Volk verneinen? Schwerer mag dem kulturell Wertenden die 
Antwort werden. Aber auch von ihm darf verlangt werden, daß er sich 
auf jene höchste Warte begibt, die das Auge über den Horizont des Per- 
sönlichen und Nationalen hinausführt und es das Jüdische wirkend in der 
Welt, die Welt durchwirkt vom Jüdischen schauen läßt. Solche Schau 
führt über die Frage nach Nutzen und Schaden des Juden für das Einzeltum 
und sogar Volkstum hinaus. Es ist Weltanschauung, ob ich das bisherige 
Wirken des Juden in der Welt preise oder verurteile, das künftige Wirken 
begrüße oder verdamme, weil solches Urteil über das Jüdische ein Urteil 
über die Welt selbst, die Menschheit, den Urteilenden und sein Volk inbe- 
griffen, enthält. Die Frage nach Wert und Unwert des Judentums kann mit 
Fug bejahen und verneinen nur der, der sich ehrlich Rechenschaft gegeben 
hat über die anderen Fragen: Hat nicht der Jude fast alle Werte, die mir 
selbst, meinem Volk, der Kulturmenschheit heilig sind, mitgeschaffen? Ist 
nicht die Verneinung des Juden zugleich eine Verneinung meiner selbst, 
hoher geistiger Güter meines Volks und der Menschheit? Ist die Menschheit 
ärmer geworden bei der durch ihre ganze Geschichte gehenden jüdisch- 
christlichen Wechselwirkung? Wäre die Kultur fortgeschrittener ohne den 
Juden? Ist es wünschenswert, daß der Jude weiter wirke in der Welt? 
Oder soll jene Wechselwirkung ein Ende finden ? 

Eine Antwort auf diese Wertfragen muß jeder suchen, der Klarheit über 
sich selbst und die Welt begehrt. Die Antwort aber darf nicht Sache des 
persönlichen Gutdünkens sein (wie dies leider meist bisher der Fall gewesen). 
Die Antwort auf diese Wertfragen muß notwendig „Ja“ lauten, wenn die 
historische Frage zu bejahen ist, ob die Werte, von denen aus der Ant- 
wortende urteilt, selbst von den Juden mitgeschaffen sind. Somit ist auch 
die jüdische Weltanschauung nicht Willkür. Das Material, an dem die Welt- 
anschauungen sich bilden, hat die Wissenschaft beizuschaffen. Sie hat zu 
ermitteln, wie der Jude gewirkt hat, im besonderen, ob er und wie er bei 
der Entstehung der geltenden Werte mitgewirkt hat. Jüdische Welt- 
anschauung auf wissenschaftlicher Grundlage! Ist dieses Ziel er- 
reicht, so ist wieder — ein Stück Judenfrage gelöst. 


Schluß 


Die Lösung der Judenfrage 


Hier schließt unsere Wanderung, die uns durch alle Bezirke der Juden- 
frage geführt hat. Am Anfang: Die jüdische Chronik mit all dem Wirrsal 
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des jüdischen Werdens und Wähnens. Am Ende: Die Wissenschaft. Dieser 
unser Weg ist, glaube ich, symbolisch für den Weg, den die jüdischen Dinge 
selbst zu gehen haben. Von Wirrnis zu Wissen! Wissenschaft ist auch 
dort die Losung. Ob auch die Lösung? Ja und nein! So gewiß die Jude» 
frage objektiv in der unlöslichen Verquickung von Jüdischem mit Nicht- 
jüdischem begründet ist, also selbst unlösbar ist, ebenso gewiß ist, daß die 
Menschen selbst diese objektive Judenfrage nur darum so sehr ab 
„Frage“, als quälendes Rätsel, ihre Ungelöstheit als Krankbeit empfinden, 
weil sie die objektive Frage selbst nicht kennen, weil sie sich mit der Lösung 
des Unlöslichen und Unlösbaren abquälen, weil sie von der Verquickung zu 
wenig wissen. Dies ist die subjektive Judenfrage, sie ist nicht in den Tat- 
sachen begründet, sondern in der Art und Weise, wie die Menschen die 
Tatsachen auffassen. Diese subjektive Judenfrage aber kann gelöst 
werden — von der Wissenschaft. 








IV. 
Natürliche Grenzen und staatliche „Brückenköpfe“ 


Von Theodor Arldt 


Bei der Festlegung der Grenzen von Staaten, bei politischen Ausdehnungs- 
bestrebungen von Völkern und Ländern ist viel die Rede von natürlichen 
Grenzen. Bekannt ist besonders das Streben nach der angeblich für Frank- 
reich natürlichen Rheingrenze. Solche Grenzen können sehr verschiedener 
Art sein. Meere, Wüsten, Flüsse und Gebirge sind es zumeist, die als natür- 
liche Grenzen angesehen werden, und ganz zweifellos sind sie das zum 
mindesten auf einer niederen Kulturstufe, wo der Schiffsverkehr noch nicht 
entwickelt ist, so daß breite Flüsse ähnlich einer Meeresstraße wirken und 
wo die von mächtigen Urwäldern bedeckten Gebirge kaum weniger lebens- 
feindlich und für feindliche Angriffsscharen schwer durchdringlich sind als 
wasserarme Wüstengebiete. 

Bei fortschreitender Kultur ändern sich aber die Verhältnisse vollständig. 
Dann trennen selbst die breitesten Ströme nicht mehr die angrenzenden 
Landschaften, schließen sie vielmehr zu einer wirtschaftlichen und völkischen 
Einbeit zusammen. Es ist in dieser Hinsicht sehr bezeichnend, daß scharfe 
völkische Grenzen fast nie mit größeren Flußläufen zusammenfallen, sie 
müßten denn gerade von breiten unwegsamen Sumpfrändern begleitet werden, 
wie dies teilweise an der unteren Donau zwischen den Gebieten der Rumänen 
und Bulgaren der Fall ist. Sonst sind aber die großen Flußwannen zu beiden 
Seiten der Ströme völkisch einheitlich, so die Rheinwanne deutsch, die der 
Weichsel polnisch, die der Memel nacheinander weißrussisch, litauisch und 
deutsch, die der Maas französisch, wallonisch, hochdeutsch und niederdeutsch. 

Auch die Gebirge verlieren an Bedeutung als natürliche Grenzen, je 
mehr sie durch Rodung ihrer Wälder und fortschreitende Ansiedlung, durch 
Bau von Wegen, Straßen und Bahnen erschlossen werden. Ganz besonders 
bleibt dann ihre Bedeutung für die beiden angrenzenden Länder nicht mehr 
gleich. Die meisten (Gebirge sind nicht symmetrisch. Sie fallen nicht nach 
beiden Seiten gleichgeböscht ab. Vielmehr steht meistens einer sanften an- 
steigenden Flanke ein Steilabfall gegenüber, wie das z. B. sehr ausgeprägt 
beim Erzgebirge der Fall ist. Verläuft dann die Grenze auf der Kammlinie, 
dann ist der Besitzer der sanfteren Böschung entschieden im Vorteil, denn 
er kann mit Leichtigkeit Soldaten und Kriegsmaterial auf die beherrschende 
Höhe bringen, während sein Gegner dabei immer große Schwierigkeiten zu 
überwinden hat. Aus diesem Grunde ist z. B. die Vogesengrenze für Deutsch- 
land in höchstem Maße ungünstig und hat ja deshalb auch im jetzigen Kriege 
nicht gehalten werden können, so daß hier als an der einzigen Stelle Feinde 
noch auf deutschem Boden stehen. 
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Günstiger liegen die Verhältnisse, wenn Meere, Wüsten oder breite 
Sumpfgebiete die Länder trennen. Dann kann man auch heute noch von 
natürlichen Grenzen reden. Solche natürliche Grenzen umgeben Großbritan- 
nien, sie scheiden das türkische und das ägyptische Gebiet. Es fragt sich 
nun aber, ob solche natürliche Grenzen auch den Bedürfnissen der Völker 
entsprechen. Die beste Antwort muß uns darauf die Erfahrung geben. die 
wir aus der Geschichte schöpfen, und da zeigt es sich denn, daß das Streben 
nach „natürlichen“ Grenzen immer nur ein Mittel zum Zwecke, immer nur 
eine Phase in der Ausbreitung kräftiger Staatengebilde war, daß diese 
nach Erreichung dieser Grenzen sich nicht mit ihnen beschieden, sondern 
zu ihrer Sicherung über sie hinausgriffen. Natürliche Grenzen sind immer 
nur ein Schlagwort gewesen, um die doch vielfach schon in sich gerecht- 
fertigten Ausdehnungsbestrebungen aufstrebender Völker und Staaten auch 
in den Augen der unbeteiligten Zuschauer berechtigt erscheinen zu lassen. 

Kräftige Staaten haben immer das Bestreben gehabt, ihre „natürlichen“ 
Grenzen durch Vorstellungen zu schützen, genau so wie bei den Festungen 
zuerst die Forts weit und immer weiter ins Vorgelände hinausgeschoben 
wurden und wie man vor ihren äußersten Gürtel nun auch noch eine Kette 
von Feldbefestigungen anschließt. Wie man den Übergang über einen Fluß 
dadurch zu schützen sucht, daß man seine Verteidigung in das Vorgelände 
verlegt, daß man auf der dem Feinde zugekehrten Seite einen starken 
„Brückenkopf“ anlegt, so hat man auch andere Übergänge auf diese Weise 
zu schützen gesucht und auch auf sie in übertragenem Sinne den Ausdruck 
Brückenkopf ausgedehnt. Genau den gleichen Vorgang finden wir aber auch 
im politischen Leben, in der Sicherung der Ländergrenzen, und wir können 
darum von derartigen Gebilden recht wohl als von staatlichen Brücken- 
köpfen reden. 

Sehen wir nun zu, ob uns die Geschichte tatsächlich Beispiele hierfür 
bietet. Die natürlichste Grenze ist ohne Zweifel das Meer. Es sichert besser 
als irgend etwas anderes den heimatlichen Boden, da feindliche Einfälle nur 
bei gründlichster Vorbereitung, nur an verhältnismäßig wenigen Stellen und 
nur mit großen Schwierigkeiten und Gefahren für den Angreifer durchzu- 
führen sind, in der Gegenwart fast noch mehr als in früheren Zeiten, da 
jetzt dem geregelten Nachschub eine entscheidende Bedeutung zukommt. 
Dementsprechend haben sich Inselstaaten immer in günstigster politischer 
Lage befunden. Sie waren unabhängiger in ihren Entschließungen als Staaten 
mit ausgedehnten Landgrenzen. Nichts erscheint natürlicher, als daß sie 
diese Gunst der Lage sich ungeschmälert zu erhalten suchen. In Wirklichkeit 
sehen wir aber immer wieder das Bestreben, Landgrenzen auf dem Fest- 
lande zu erhalten, Brückenköpfe auf ihm anzulegen, die die bequemen Über- 
gänge nach der heimatlichen Insel schützen, aber auch als Stützpunkte für 
ein angriffsweises Vorgehen dienen können. 

Dieses Bestreben begegnet uns zunächst bei England. Nachdem es 
am Ende des 12. Jahrhunderts durch die Thronbesteigung der Plantagenets 
von Anjou und die Erwerbung des ganzen westlichen Frankreich durch 
Heirat in Kampf mit diesem Staate verwickelt worden war, bemächtigte es 
sich im Laufe dieser Kämpfe der Stadt Calais (1347), und behauptete diesen 
Ort erst als Ausfallsplatz und später als schützenden Brückenkopf über zwei- 
hundert Jahre (bis 1558). Die normannischen Inseln hat es ja bis heute be- 
hauptet. In späterer Zeit suchte es sich anderer, ihm auf irgendeine Weise 
verbundener Staaten als Brückenköpfen zu bedienen. So bot ihm das durch 
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in japanischen Händen bedeutet für China das gleiche wie Calais in englischen 
für Frankreich und Belgien, eine ständige Bedrohung. Darum darf man 
aber auch den japanischen Versicherungen berechtigten Zweifel entgegen- 
bringen, daß sie nämlich Tsingtau nach dem Kriege an China zurückgeben 
wollten. Dafür ist es ihnen viel zu wertvoll. 

Solche über das Meer vorgeschobene Brückenköpfe finden wir aber 
auch bei festländischen Staaten. Als das Perserreich unter Kyros L 546 
ganz Kleinasien sich unterworfen hatte, machte es nicht an der Meergrenze 
der Dardanellen und des Bosporus halt. Schon 514 ging Darios I. über diese 
hinweg und schuf sich in Thrakien und Mazedonien einen Brückenkopf. der 
für die weiteren Angriffe auf Griechenland als Stützpunkt diente. Allerdings 
konnte er nicht allzulange behauptet werden. Das gleiche beobachten wir 
beim Osmanischen Reiche. Gleich in dessen ersten Anfängen. als es nur 
das nordwestlichste Kleinasien zwischen Traas und dem Sakaria umfaßte, griff 
es über die Dardanellen herüber. Um die Mitte des 14. Jahrhunderts eroberte 
hier der Sohn des Reichsgründers, Orchan, die Halbinsel Gallipoli und von 
diesem Brückenkopfe aus unterwarf sich sein Nachfolger Murad Thrakien 
(1361) und drang siegreich bis zum Amselfelde vor (1389). Diese Brücken- 
kopfstellung behaupteten die Ösmanen auch nach der unglücklichen Schlacht 
bei Angora (1402). in der sie dem Mongolensturme erlagen, und im Verlaufe 
von wenig mehr als einem halben Jahrhundert hatten sie von hier aus wieder 
fast die ganze Balkanhalbinsel erobert. Auch heute hat der der Türkei noch 
verbliebene thrakische Besitz für das Reich die Bedeutung eines Brücken- 
kopfes, der ihr kleinasiatisches Kernland vor feindlichen Angriffen schützt. 
ganz besondere Bedeutung aber dadurch gewinnt, daß er zugleich die wichtige 
Verbindung zwischen dem Schwarzen und dem Mittelländischen Meere sperrt 
und damit den Ausdehnungsgelüsten Rußlands nach Südwesten hin einen 
festen Riegel vorschiebt. Dazu kommt noch die Lage der Hauptstadt im 
Bereiche dieses Brückenkopfes, eine etwas ausgesetzte Lage, die aber durch 
die einzigartig günstigen Beziehungen in wirtschaftlicher und verkehrspol+- 
tischer Hinsicht ausgeglichen wird. 

Eine ähnlich bedeutsame Stelle wie am Bosporus und an den Dardanellen 
treffen wir an der Straße von Gibraltar. Auch hier haben die angrenzenden 
Staaten immer das Bestreben gehabt, jenseits der Meerenge Brückenköpfe 
zu besitzen. Von der kolonisatorischen Ausdehnung der Karthagsr über Spanien 
sehen wir dabei vielleicht besser ab. Dagegen gewannen die spanischen 
Westgoten 618 in Centa einen afrikanischen Brückenkopf, den sie bis zum 
Untergange ihres Reiches fast hundert Jahre lang behaupteten. Erst recht 
aber war für das gewaltige Reich des arabischen Kalifen, das sich vom 
Atlantischen Ozean über Nordafrika und Vorderasien bis zum Aralsee und 
Indus erstreckte, das durch die Schlacht von Xeres de la Frontera (111. 
eroberte Spanien entschieden als Brückenkopf aufzufassen. Von ıhm aus 
suchten sie ihre Macht noch weiter über Westeuropa auszudehnen, ein Plan. 
der allerdings durch die Niederlage bei Tours und Poitiers (732) zu schanden 
wurde. Um so mehr erfüllte aber dieser Brückenkopf die Aufgabe, die afri- 
kanischen Besitzungen des Islam zu schützen. die zumeist mit den spanischen 
Gebieten unter einer Herrschaft vereinigt waren. Erst 1492. nach mehr als 
siehenhundertjáhrigem Bestande, ging dieser älteste mohammedanische Brück em- 
kopf auf europáischem Boden verloren und nun begann umgekehrt Europas 
nach Afrika hinüberzugreifen und dort nach Brückenköpfen zu Areben. 

Schon 1415 hatten sich die Portugiesen Ceutas. 1471 Tangers be 
mächtigt. 1496 eroberten die Spanier Melitta, 1508 Peñon de Velez. In 
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denkbar ungünstig. Sie entspricht einem labilen, keinem stabilen Zustande. 
Entweder muß es Rußland gelingen, auf die Westseite des bottnisehen Meer- 
busens vorzudringen oder Schweden muß diesen wichtigen Brückenkopf 
wieder in seine Gewalt zu bekommen suchen. Viel weniger lebenswichtig 
waren die anderen Brückenköpfe, die Schweden jenseits der Ostsee im Laufe 
der Geschichte besessen hat. 1561 erwarb es im Süden des Finnischen Meer- 
busens Esthland, das erst 1617 durch die Eroberung von Ingermanland zu 
Lande an den alten Besitz angeschlossen wurde und von dem aus die Er- 
oberung Livlands (1629) erfolgen konnte. 1721 gingen alle diese Erwerbungen 
endgültig wieder verloren. Noch schneller mußten die ebenfalls 1629 er- 
worbenen Brückenköpfe an der preußischen Küste, Danziger Werder, Elbing, 
Pillau und Memel (1635). Dafür brachte der Dreißigjährige Krieg deutsche 
Brückenköpfe in Rügen, Vorpommern und Wismar, sowie im Bistum Bremen 
und Verden. Auch hier brachten die Jahre 1719 und 1720 schon den Ver- 
lust der meisten Gebiete und 1815 wurde der letzte Rest dieser für Schweden 
wertlos gewordenen Brückenköpfe abgetreten. 

Ein letztes Beispiel von übermeerischen Brückenköpfen möchten wir 
aus dem Norden des Großen Ozeans anführen. Hier hatten die Russen um 
1700 herum das Beringmeer erreicht, machten aber an ihm nicht auf die 
Dauer halt, sondern gingen 1822 hinüber nach Alaska, das sie freilich schon 
1867 wieder an die Vereinigten Staaten abtraten. 

Wenden wir uns nun anderen Brückenköpfen zu, so möchten wir an 
erster Stelle ein Beispiel hervorheben, wo ein solcher über breite Ströme 
vorgeschoben war. Die „natürliche“ Südgrenze Ungarns gegen die Balkan- 
halbinsel folgt der Kulpa, Save und Donau. Erstlich südlich von ihr sitzen 
die Kroaten und Serben. Aber immer wieder haben die Herren der ungari- 
schen Ebene über diese Grenze hinweggegriffen. So herrschten die Ostgoten 
(um 500) auch über ganz Bosnien und Dalmatien und auch die Avaren hatten 
von 568 bis ins 9. Jahrhundert hinein das Drinagebiet in Besitz. Als 1089 
das kroatische Königsgeschlecht erlosch, bemächtigte sich Ungarn des ganzen 
von Kroaten bewohnten Landes und damit auch Dalmatiens und des größten 
Teiles von Bosnien. Dieser balkanische Brückenkopf gab ihm einen erheb- 
lichen Einfluß auf die Nachbarstaaten, besonders auf Serbien. Allerdings 
gingen die letztgenannten Länder im 14. Jahrhundert wieder verloren, nur 
Kroatien wurde als Brückenkopf behauptet. Als aber 1459 Serbien zum 
zweiten Male von den Türken unterworfen wurde, da bemächtigte sich Un- 
garn Belgrads, und als die Türken 1463 Bosnien unterwarfen, sicherte sich 
Ungarn dessen Nordwesten mit Jaitze. Erst 1521 mußte Belgrad, 1528 auch 
Bosnien aufgegeben werden. Als dann Ungarn wieder von der Türkenherr- 
schaft befreit war, suchten die Österreicher sogleich ihre Macht auch über 
die Donau hinaus auszudehnen. 1683 halten die Türken noch Wien belagert. 
1688 konnten die kaiserlichen Truppen schon Serbien besetzen und drangen 
über das Amselfeld bis Üsküb vor, mußten aber bis 1690 diese Länder wieder 
räumen und die Türkei behauptete sogar das Banat als Brückenkopf nörd- 
lich der Donau bis 1718. In diesem Jahre gewann Österreich von neuem 
den serbischen Brückenkopf bis an die serbische Morawa und den Timok. 
1739 ging er wieder verloren. 1787 bis 1791 war dann noch einmal Belgrad 
österreichischer Brückenkopf. An die Stelle Serbiens trat seit dem Berliner 
Kongreß Bosnien mit der Herzegowina. Beide Länder bildeten die Basis 
für Österreich-Ungarns Bestrebungen auf der Balkanhalbinsel, die zunächst 
auf eine wirtschaftliche Ausbreitung über den Sandschak Nowibasar nach 
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Blüte erlebte Ägypten unter den Pyramidenerbauern (um 3000—2500 v. Chr.) 
und in dieser Zeit dehnte es seine Macht über die Sinaihalbinsel bis Sád- 
palästina, ebenso über Nubien aus. Die höchste Macht erreichte es unter 
der 18. und 19. Dynastie (1600—1250), die den syrischen Brückenkopf zeit- 
weise bis über den Euphrat in die armenischen Randberge ausweiteten. 
925 kam der Pharao Scheschonk wenigstens bis Jerusalem, 609—605 dehnte 
es der große Necho II. wieder bis an den Euphrat aus. Nach den Zeiten 
der persischen Fremdherrschaft behauptete auch Alexanders des Großen 
Nachfolger in Ägypten, Ptolemäus, mit seiner Familie von 323—198 die 
Herrschaft wenigstens in Palästina. Auch in der Zeit des Islam besaßen 
alle kräftigen Herrscher Ägyptens auch Syrien, besonders alle Gründer neuer 
Dynastien, so die Tuluniden (868—904), die Fatimiden von 969 bis 1099, der 
große Saladin und die Ejubiden von 1171—1250, die Mamelukken von 1260—1516, 
zumeist bis an den Euphrat und selbst darüber hinaus. In neuerer Zeit 
suchte Napoleon nach der Unterwerfung Ägyptens 1799 auch Syrien zu be- 
zwingen und von 1831—1840 behauptete es der Gründer der heutigen Vize- 
königsfamilie des Nillandes. In den Zwischenzeiten, in denen Ägypten Syrien 
nicht zu behaupten vermochte, konnte es auch nicht den Einfällen asiatischer 
Stämme wehren und fiel immer wieder unter deren Fremdherrschaft. So 
kamen nach dem Pyramidenerbauer die Amu (um 2400) und die Hyksos 
(1900—1600), nach den großen Pharaonen wie Ramses Semitenstämme, zuletzt 
die Assyrer (673—663), nach Necho die Babylonier (um 665), Perser (525—332) 
und Mazedonier, nach den tüchtigen ersten Ptolemäern Antiochus von Syrien 
(168), dann später die Araber (688) und die Türken (1517). In wenigen 
Fällen zeigt sich die Bedeutung eines solchen staatlichen Brückenkopfes für 
die Sicherheit eines Landes, wie in den Beziehungen zwischen Ägypten und 
Syrien. 

Auch für die östlicher gelegenen Länder hatte Palästina zeitweilig die 
Bedeutung eines solchen über die Wüste hinausgeschobenen Brückenkopfes. 
Meist standen ja die mesopotamischen Gebiete über Nordsyrien mit Palästina 
in Verbindung, also über Länder, die im Altertum eine entwickelte Kultur 
besaßen. Aber in den ältesten Zeiten der Geschichte sehen wir doch gerade 
das südliche Babylonien über die nordarabische Wüste hinweg in enge Be- 
ziehungen zu „Martu“, dem Lande der Amoriter, dem heutigen Palästina 
treten. Um 3100 reicht der Einfluß des Königs Gudia vom südbabylonischen 
Sirgulla bis zum Libanon, um 2300 ist Martu mit dem auch in der Bibel 
erwähnten Ur in Chaldaea eng verbunden und hundert Jahre später völlig 
vereinigt. Vor 1900 aber reicht der südpersische Großstaat der Elamiter bis 
an den Golf von Akaba, wovon uns ebenfalls das alte Testament in der Ge- 
schichte von Abraham Kunde gibt. 

Recht häufig sind Beispiele, in denen Staaten über die natürlichsten 
Gebirgsgrenzen hinweggreifen und jenseits von ihnen Brückenköpfe zu 
gewinnen suchen. Zweifellos bilden die mauerartigen Pyrenäen eine ideale 
Grenze zwischen Frankreich und Spanien. Und doch griff das Franken- 
reich Karls des Großen über sie weg und schob die Grenze 778 bis halbwegs 
an den Ebro vor. Dieser Brückenkopf der Spanischen Mark sollte eben das 
Reich gegen eine Wiederholung des erst 732 versuchten und von Karls Groß- 
vater bei Tours zurückgewiesenen Angriffs der Araber schützen. 

Im oberen Rheingebiet bildet der Wasgenwald eine scharfe Grenze 
zwischen Deutschtum und Franzosentum schon ein volles Jahrtausend. Und 
doch begann Frankreich seit dem Dreißigjährigen Kriege immer mehr über 
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diese natürliche und ihm auch sonst sehr günstige Grenze hinwegzugreifen. 
In den früheren Jahrhunderten hatte freilich das kräftigere Deutsche Reich 
über diesen Grenzwall weit nach Westen über das romanische Lothringen 
hinweggegriffen. Von 888—911 und von 925 bis in die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts bildete Lothringen so einen seit 1550 allerdings mehr und mehr 
abbröckelnden Brückenkopf des Deutschen Reiches, der es bis zum Dreißig- 
jährigen Kriege vor den Angriffen des unruhigen westlichen Nachbars schützte. 
Nachdem er jede Bedeutung verloren hatte, brachen auch die Franzosen 
wieder und wieder in Deutschland ein, und so können wir auch hier aus der 
Geschichte lernen, daß die beste Sicherung unseres Landes ein solcher Brücken- 
kopf jenseits der „natürlichen“ Grenze ist, der uns wohl auch auf Jahr- 
hunderte nach dieser Seite hin schützen würde, wie er das früher über sieben- 
hundert Jahre lang getan hat. 

Die Alpen sind zwar bei weitem nicht so mauerartig geschlossen wie 
die Pyrenäen, aber doch zweifellos ebenfalls als natürliche Grenze zu bezeichnen. 
Und doch sehen wir auch hier bei allen angrenzenden Ländern immer wieder 
das Bestreben, im Großen oder Kleinen über sie hinwegzugreifen, die Grenze 
nicht auf ihren Kamm, sondern an ihren jenseitigen Fuß zu verlegen. Dies 
sehen wir z. B. an der Schweiz. Schon 1403 überschritten die Urner den 
St. Gotthard und eroberten das Livinental, das Tal des oberen Tessin, und 
bald schloß sich das ganze Tessin der Eidgenossenschaft an. 1512 aber über- 
schritten auch die Graubúndener den Alpenkamm und gewannen das ebenfalls. 
nach dem Po abwässernde Veltlin. Erst 1797 ging es ihnen durch Napoleon 
verloren, während der Schweiz der Tessiner Brückenkopf verblieb, der ihre 
wichtigsten Kantone im Reuß- und Aaregebiet vor einer direkten Bedrohung 
durch Italien schützt. 

Von Westen her suchte Frankreich über die Alpen herüberzugreifen, 
bald nachdem es im 14. und 15. Jahrhundert nach der Gewinnung der 
Dauphiné und Provence bis an den Alpenkamm vorgedrungen war. Nach 
1500 bemächtigte es sich zweimal des Herzogtums Mailand (1500—1512, 
1515—1621), doch machte die Niederlage bei Pavia auf lange Zeit diese Be- 
strebungen hinfällig. Dann suchte Frankreich besonders im spanischen Erb- 
folgekrieg einen italienischen Brückenkof zu gewinnen, doch auch jetzt wieder 
vergeblich. Erst im Anschluß an die Revolutionskriege glückte ihnen dies. 
Die Siege Napoleons brachten ihm zunächst den Besitz von Piemont und 
Parma, von denen aus der Kaiser seine Macht nach und nach über ganz 
Italien ausdehnte. 

Nicht bloß Frankreich suchte jenseits der Alpen Brückenköpfe zu er- 
werben, lange vor ihm tat dies auch das Deutsche Reich; im ganzen wie in 
seinen einzelnen Teilen. Schon zur Zeit der Karolinger griff Bayern über 
den Brenner hinweg im Etschtale bis halbwegs zwischen Bozen und Triest 
herab. 952 aber wurden auch ganz Südtirol und Venetien bis nahe an 
Brescia, Mantua und bis an den Po als Mark Verona zu Bayern geschlagen 
und von 976 waren sie mit dem deutschen Herzogtum Kärnten verbunden. 
Auch nach dem Rückgange der kaiserlichen Macht in Italien blieben diese 
Brückenköpfe wenigstens teilweise den deutschen Staaten erhalten. Die Graf- 
schaft Tirol griff immer bis Bozen südwärts und unter ihrer Botmäßigkeit 
stand auch noch das Südtirol bis zum Gardasee umfassende deutsche Bistum 
Trient. Selbst als Napoleon das deutsche Bozen zu seinem französischen 
Königreich Italien schlug (1809), blieb im Eisackgebiet von Brixen und im 
Etschgebiet von Meran der Brückenkopf südlich der Alpen erhalten und 


im di 


-554 Arldt, Natürliche Grenzen und staatliche „Brückenköpfe“. 


wurde bald nachher im Wiener Kongreß wieder in seiner alten Ausdehnung 
hergestellt. Weiter östlich reichte das deutsche Patriarchat Aquileja noch 
im 14. Jahrhundert bis nahe an die Piave heran, umfaßte also einen beträcht- 
lichen Teil des venetianischen Tieflandes, nämlich das ganze Friaul, das ja 
größtenteils nicht von echten Italienern bewohnt ist. Und wenn auch dies 
Gebiet bald aufgegeben wurde, so hat doch Österreich noch heute im obersten 
Fellagebiet und besonders im ganzen Gebiete des Isonzo einen Teil des Sūd- 
abhangs der Alpen in den Händen und damit einen wertvollen Brückenkopf, 
dessen Bedeutung bei dem vergeblichen Anstürmen der Italiener in diesem 
Kriege so recht hervorgetreten ist. 

Auch das Reich als ganzes hat südlich der Alpen Brückenköpfe zu 
behaupten gesucht, seit Kaiser Otto I. 951 über die Alpen zog. Wie die 
sächsischen, hielten auch die salischen und die hohenstaufischen Kaiser diesen 
Besitz fest, letzteren gelang es sogar, ihren Besitz über ganz Italien auszu- 
dehnen. Und als nach dem Untergange der Hohenstaufen Italien für die 
‚deutsche Politik mehr in den Hintergrund trat, da lösten zwar Kirchenstaat 
und Venedig nach und nach das Band, das sie mit dem Deutschen Reiche 
verknüpft hatte, aber Toskana, Modena, Parma, Mantua, Mailand und die 
westlich davon liegenden Teile Oberitaliens verblieben bis zum dreiBigjabrigen 
Kriege beim Reiche, das Herzogtum Savoyen sogar noch darüber hinaus. 
An Stelle des Reiches traten aber nun die Habsburger, zu deren Brückenkopf 
die Herzogtümer Mailand, Mantua, Parma, Modena und Toskana wurden. bis 
Napoleons Eroberungszüge sie verschlangen. Dafür fiel Österreich von 17% 
bis 1805 Venetien bis zur Etsch als Brückenkopf zu. 1815 wurde dieser 
noch über die Lombardei ausgedehnt und von diesen Ländern aus konnte 
Österreich seinen maßgebenden Einfluß über ganz Italien ausüben, bis im 
Jabr 1859 mit dem lombardischen Brückenkopfe auch diese Vormachtstellung 
fiel, nicht dank der italienischen Tapferkeit, als vielmehr infolge der franzö- 
‚sischen Unterstützung, ebenso wie Italien den venetianischen Brückenkopf 
nur den preußischen Siegen verdankt. 

Trotz dieser Erwerbungen, die ihm der Zwist der alten Großmächte 
verschaffte, hat Italien aber bis jetzt nur an sehr wenigen Stellen, nämlich 
südlich von Kärnten, die Wasserscheide der Alpen erreicht. Man kann es 
daher verstehen, daß ihm der südtiroler und der Isonzobrückenkopf Öster- 
reichs bedrohlich erscheint und daß es am liebsten seine Grenze über die 
umrandenden Gebirgskämme hinausschieben möchte. Aber dieses Bestreben 
ist eben nur bei der stärkeren von zwei Nachbarmächten aussichtsreich, und 
die ist Österreich-Ungarn gegenüber Italien eben zurzeit noch lange nicht. 
Hat es seine Erfolge seit 1859 doch nie allein, sondern nur durch fremde 
Waffenhilfe (1859, 1866) oder durch Ausnützung günstigster Verhältnisse 
ohne eigenes Wagnis (1870, 1911) erlangt und bei seinen Kämpfen gegen 
‚Österreich, in Abessynien und Tripolis alles andere als Lorbeeren errungen. 
Tatsächlich hat auch Italien nie Brückenköpfe über die Alpengrenze hinaus 
vorzuschieben vermocht, denn die Ausbreitung des Römerreiches läßt sich 
ihrer ganzen Art nach unmöglich zum Vergleiche heranziehen umd selbst 
unter ihr reichte die Provinz Italien höchstens bis zur Wasserscheide, oder an 
der Etsch noch nicht einmal bis Bozen aufwärts. 

Ähnlich lagen die Verhältnisse in früheren Jahrhunderten bei Vorder- 
indien, das ja in vieler Beziehung eine ganz auffällige Ähnlichkeit mit 
Italien aufweist. Erst den Engländern ist es gelungen, die bisher fremden 
Einfällen fast wehrlos preisgegebene hindostanische Ebene, zu der Alexander 
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der Große mit seinen Mazedoniern, die Skythen, die Perser und die Afghanen, 
die Mongolen und zahlreiche andere Eroberer niederstiegen, in wirksamer 
Weise dadurch zu schützen, daß sie ihre Macht über die die Tiefebene um- 
randenden Gebirge hinausschoben. So brachten sie nach Westen hin ganz 
Belutschistan in ihre Gewalt und rissen auch von Afghanistan die hohen 
Randketten des Soleimangebirges an sich, mit Ketta als Mittelpunkt des 
starken Brückenkopfes. Im Osten rafften sie schrittweise Barma an sich, 
im Norden brachten sie zunächst Kaschmir in ihre Gewalt und sicherten 
sich dann auch den maßgebenden Einfluß in Tibet, als ihr Mitbewerber 
Rußland anderweit gebunden war. So haben sie durch die Erwerbung aller 
dieser Gebirgsbrückenköpfe die Verteidigungslinie des bedrohten Tieflandes 
weit hinausgeschoben und es so aufs beste gegen Angriffe äußerer Feinde 
geschützt. Doch haben sie hier wohl gegenwärtig mehr den inneren Feind 
zu fürchten, seit Rußland erst durch seinen Krieg mit Japan und dann in 
noch weit höherem Maße durch den jetzigen Weltkrieg geschwächt worden ist. 

So können wir an den verschiedenartigsten Beispielen der Geschichte 
erkennen, daß die natürlichen Grenzen, selbst wenn sie mit völkischen Grenzen 
zusammenfallen, durchaus nicht um jeden Preis wünschenswert sind. Der 
kräftige Staat muß das Bestreben haben, jenseits solcher Grenzen Brücken- 
köpfe zu besitzen, um dadurch den Nachbar von feindlichen Einfällen abzu- 
halten. Bescheidung mit den natürlichsten Grenzen verführt nur zu leicht 
den Nachbarn zu neuen Angriffen, sobald er sich irgendwie stärker glaubt. 
Gerade das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich ist in dieser 
Hinsicht höchst bezeichnend. Solange der lothringische Brückenkopf fest in 
unseren Händen war, herrschte Frieden zwischen beiden Ländern, als dieses 
Bollwerk zerbröckelte, wiederholten sich beständig die Kämpfe. So möchten 
wir denn auch jetzt aus den Lehren der Geschichte lernen und danach 
streben, als Frucht dieses furchtbaren Krieges Brückenköpfe im Feindeslande 
zu gewinnen, die unsere heutigen Gegner dauernd verhindern, ihr Glück im 
Angriffe gegen uns zu versuchen, die uns eine friedliche Entwicklung aus 
eigener Kraft und nach eigenem Willen sichern, besser als dies in den ver- 
gangenen Jahrzehnten unter dem Drucke der ständig wachsenden Bedrohung 
durch unsere Nachbarn in Ost und West und der immer enger und bedroh- 
licher werdenden Einkreisungspolitik des mißgünstigen und für seine Handels- 
macht fürchtenden England möglich war. 


Y. 
Zur Lehre von der Gültigkeit der Staatsverträge 


Von Friedrich Tezner 


Die von Bernatzik und Philippovich herausgegebenen Wiener staats- 
wissenschaftlichen Studien bringen im 1. Hefte des 12. Bandes eine Unter- 
suchung von Leonidas Pitamic über die parlamentarische Mitwirkung bei 
Staatsvertrigen in Osterreich. Diese Monographie, die nebst anderen eine 
viel erürterte Frage des Völkerrechts behandelt, ist, weil in einer Zeit all- 
gemeiner Berweifelung des praktischen Wertes des Völkerrechtes erschienen. 
unter unrünstigen Verhältnissen veröffentlicht worden. Das schmälert 
aber ihren wissenschaftlichen Wert in keiner Weise. Das Urteil hierüber 
kann gewissenhaft dahin rusammengefaßt werden, daß sie mit Klarheit ge- 
schrieben ist. daß die Polemik mit Sachlichkeit und Vornehmheit geführt 
wird und daß die mit Scharfsinn gewonnenen Ergebnisse der Wissenschaft 
mannigfache Anregungen und wertvolle Ergänzungen bieten. 

Hier soll nur zu der Behandlung Stellung genommen werden, die der 
Verfasser der Frage nach der Gültigkeit der Staatsverträge zuteil werden läßt 
Im höchsten Grade bemerkenswert ist die Tatsache, daß diese Frage in der 
Praxis nicht im Entferntesten jene Rolle spielt, die ihr in der Literatur bei- 
gemessen wird. Richtiger wäre zu sagen. daß sie so gut wie keine Rolle 
spielt. Die zahlreichen diesen Gegenstand behandelnden Einzeldarstellungen 
und Abhandlungen vermögen darum auch ihre Konstruktionen in keiner 
Weise an praktisch gewordenen Streitfällen und an Entscheidungen oder 
Vereinbarungen. durch die sie ihre Lösung fanden, zu bewähren. Das gilt 
sowohl von der Frage der staatsrechtlichen wie der völkerrechtlichen Gültig- 
keit der Staatsverträge. Daß insbesondere der unus casus der Kontroverse, die 
sich im österreichischen Reichsrat an die Frage der Gültigkeit des Berliner 
Vertrages knüpfte. durch die ihm zuteil gewordene staatsrechtliche Behand- 
lung eine klare und zielbewußte Lösung gefunden habe, wird man bei aller 
Anspruchslosigkeit in dieser Beziehung nicht behaupten können. Die von 
Unger vertretene österreichische Regierung betrachtete die Einholung der 
parlarnentarischen Genehmigung für entbehrlich und als bloßes politisches 
Zugeständnis. Soweit Ungarn in Betracht kommt, lag aber auch nicht der 
entfernteste Anhaltspunkt für die verfassungsrechtliche Notwendigkeit einer 
solchen Genehmigung vor. 

Auch ist noch zu erwägen, daß mangels der Repräsentationszuständig- 
keit des Parlaments auch mehrere Kundgebungen nach Art jener des öster- 
reichischen Reichsrates Völkerrecht nicht zu begründen vermögen, und daß 
ihnen deshalb Bedeutung nur für die Bewirkung der Verfassungsmäßigkeit 
einer Vertragserklärung beigelegt werden kann. 
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zuteil werden, die eine Behörde an Stelle der durch Gesetz für ihren ErlaS 
ermächtigten, wenn auch auf Grund einer von dieser letzteren erteilten Er- 
mächtigung erlassen hätte. Auch war kein Grund zu erkennen, warum die 
Gesetzgebung der Staaten die Bildung von vólkerrechtlichem Gewohnheits- 
recht gerade im Punkte der Voraussetzung der Gültigkeit von Staatsverträgen. 
also hinsichtlich eines ausgesprochenen und grundlegenden Rechtsinstitutes 
des Völkerrechtes selbst binden und beschränken könne und nicht auch hin- 
sichtlich des materiellen Rechtes überhaupt, so zwar, daß ein Verfassungsrecht 
wirksam gewisse nach Völkerrecht zulässige Verträge von vornherein, auch 
wenn sie von den zuständigen Urganen geschlossen wurden. für nichtig er 
klären könnte. Warum sollte Verfassungsrecht nicht dem gesamten Volker- 
recht derogieren können? Und wie sollte es in diesem Punkte mit Staater 
stehen, die wie die monarchisch-absolutistischen und wie die englische, die 
ungarische Repräsentativverfassung kein Verfassungsrecht in (resetzesform 
besitzen ? 

Die von mir rege gemachten Bedenken gegen den Grundsatz der ab- 
soluten Verkoppelung von Völkerrecht und Staatsverfassungsrecht ın der 
Frage der Gültigkeit der Staatsverträge haben den Erfolg gehabt, daß sie 
aus der völkerrechtlichen Literatur nicht mehr verschwanden, sei es, daß 
man ihnen — hier kommt vornehmlich Heilborn in Betracht — beitrat oder 
— wie ich wenigstens glaube — sie mit unzulänglichen Gründen bekämpfte. 

Meine eingangs erwähnte Abhandlung bildet einen Versuch, eine juri- 
stische Deutung der völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Vorgänge vorzu- 
nehmen, die sich als ein Ausgleich zwischen dem Bedürfnisse nach der Rechts- 
sicherheit des völkerrechtlichen Verkehrs und nach der Sicherung der kon- 
stitutionellen Verfassungen gegen den Verfassungsbruch in der Form von Staats- 
verträgen darstellte Grundsätzlich habe ich die vorbehaltlos durch das 
Staatsoberhaupt abgegebene Vertragserklärung als eine für den vertretenen 
Staat bindende gedeutet. Der Grundsatz sollte eine Durchbrechung für den 
Fall der Kollusion, des Verfassungskomplottes erfahren. Der Tatbestand einer 
solchen Kollusion sollte dann gegeben sein, wenn eine Vertragserklärung 
ohne parlamentarische Zustimmung in einem Falle abgegeben wurde, wo sie 
durch eine liquide Verfassungsbestimmung gefordert wird. 

Daß ich mich in diesem Punkte klar ausgedrückt habe, beweist mir 
die Polemik Heilborns, die meine Deutung als Deutung staats- und völker- 
rechtlicher Vorgänge nimmt und sie ganz so versteht, wie sie gemeint war. 
Pitamic dagegen sieht hier nichts als eine völlige Preisgebung des von ihm 
für richtig erkannten Ausgangspunktes meiner Untersuchung und aufliegenden 
Widerepruch. 

Aber auch Pitamic nimmt den gleichen Weg der Beobachtung und 
Deutung des Herkommens mit dem allerdings wichtigen Unterschiede, daß 
er die Praxis des einzelnen Staates für entscheidend erklärt. Es sei zu 
untersuchen (S. 47), auf welche Weise die zwischen einem bestimmten Staate 
und anderen Staaten formal unwidersprochen (7) in Geltung stehenden oder ge- 
standenen Verträge abreschlossen worden sind. Da ergebe sich denn, daß 
in diesem Punkte nicht für alle Staaten das gieiche gelte. daB da kein all- 
geineines, sondern partikuläres Völkerrecht bestehe. Für Österreich insbe- 
sondere gelangt Pitamic auf Grund der Verrle:chuny der Abschlußformeln 
zu dem Ergebnis, dab seine Staatsvertriye nach Volkerrecht gúltig mit der 
Übermittlung des Versprechens des Kaisers oder der Regierung an den anderen 
Vertragsstaat abgeschlossen seien. weil schen derart ahgeschlassene Verträge 
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angetroffen. Die in der älteren Lehre übliche Rechtfertigung mit der Be- 
rufung auf die für das Privatrecht aufgestellte Formel Ulpians: Qui cum alio 
contrahit, vel est vel debet esse non ignarus condcionis ejus, ist durch 
die gesetzliche Regelung der Vertretung der Handelsgesellschaften im Interesse 
der Sicherheit und Leichtigkeit des rechtsgeschäftlichen Verkehrs selbst für 
das Gebiet des Privatrechts preisgegeben und überholt worden und gestattet 
keine analoge Anwendung für das Gebiet des Völkerrechts, weil im Hinblick 
auf die äußere Achtung, die jeder Staat für die Erklärungen seines Ober- 
hauptes in Anspruch nehmen muß, eine wirksame Erkundigungsmöglichkeit 
in betreff seiner verfassungsmäßigen Zuständigkeit nicht besteht. Es geht 
ebensowenig an, daß ein vertragslustiger Staat vor Abgabe seiner Vertrags 
erklärung eine staatsrechtliche Enquete unter Beiziehung der Fachprofessoren 
der Universitäten des partnerischen Staates über die staatsrechtlichen Schranken 
der Zuständigkeit seines Oberhauptes veranstalte, die überdies wegen der meist 
unbestimmten Fassung dieser Beschränkungen zu einem verläßlichen Ergebnis 
nicht zu führen vermóchte, als es zulässig ist, daß der Empfangsstaat, wenn 
er im Falle der mit Vorbehalt parlamentarischer Genehmigung abgegebenen 
Vertragserklärung die amtliche Mitteilung über die erfolgte parlamentarische 
Genehmigung erhält, vorerst die Übersendung der Originalprotokolle über die 
parlamentarischen Beschlüsse abverlangt. Muß er sich darum auf eine solche 
amtliche Mitteilung verlassen können, so auch auf die verbindende Kraft einer 
Erklärung des Staatsoberhauptes, die ihrer ganzen Fassung nach sich als eine 
vollkommen wirksame gibt und die Abhängigkeit ihrer Wirksamkeit von 
einer noch einzuholenden parlamentarischen Genehmigung nicht erkennen 
läßt. Bei der Gleichstellung des Staatsoberhauptes mit dem procurator des 
Privatrechts, die der Berufung auf den Rechtssatz Ulpians zugrunde liegt, 
wird gänzlich übersehen, daß das Staatsoberhaupt auch von Verfassungs 
wegen Urkundsperson und kraft seiner Repräsentationszuständigkeit zur 
Beurkundung der Ordnungsmábigkeit seiner an dritte Staaten gerichteten 
Erklärungen zuständig, daß in der pure abgegebenen Vertragserklärung vom 
Standpunkte loyaler Auffassung die Versicherung ihrer Ordnungsmäßigkeit 
gelegen ist. Mag nun die Abgabe einer Erklärung des Staatsoberhauptes in 
einer ihre Verbindlichkeit bekundenden Form darauf zurückzuführen sein, daß 
die erforderliche Genehmigung erteilt ist oder daß sie von dem Erklärenden 
verfassungsrechtlich entbehrlich erachtet wird oder daß er wegen der außer- 
ordentlichen für seinen Staat in Aussicht stehenfen Vorteile der Genehmigung 
völlig gewiß ist, so können ex aequo et bono Irrtum oder selbst ein nicht 
erkennbarer dolus des ohne Genehmigung vorgehenden Staatsoberhauptes 
nur auf Gefahr des von ihm repräsentierten Staates gehen, da doch die dritten 
Staaten sich die Repräsentanten ihrer Vertragsstaaten nicht aussuchen können, 
sondern an jene gewiesen sind, die ihnen von diesen Staaten dargeboten werden. 
Von Bedeutung ist es auch, daß die konstitutionellen Verfassungen nicht 
in gleicher Weise, wie dies für Gesetzesausfertigungen gilt, für die verfassungs- 
mäßige Ausfertiguug von Vertragserklärungen in den Fällen des Genehmi- 
gungserfordernisses die Berufung auf die erfolgte Genehmigung vorschreiben 
und demgemäß die Bestimmung der Ausfertigungsformel und des Zeitpunktes 
der Ausfertigung nach Rücksichten der Zweckmäßigkeit dem Staatsoberhaupt 
überlassen. Klar ist es auch, daß bei der entgegengesetzten Deutung der 
herkömmlich pure abgegebenen Vertragserklärungen konstitutioneller Staats- 
oberháupter dem Empfangsstaat die Berechtigung zugestanden werden muß, 
sich in die Verfassungskonflikte der Staaten, die als erklärende in Betracht 
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kommen, einzumischen und auch un ihrer staatsrechtlichen Lösung mitzu- 
wirken, sofern durch sie die Erfüllung seiner Meinung nach wirksam ge- 
schlossener Verträge bedroht wird; denn es kann doch nicht davon die Rede 
sein, daß er sich selbst bei der Entscheidung der parlamentarischen, mög- 
licherweise von Parteirücksichten beherrschten Majoritäten beruhigen müsse. 

Man sollte die Lehre von der schrankenlosen Verkoppelung des Völker- 
rechts und des positiven Verfassungsrechts in der Frage nach der Zuständigkeit 
zum Abschluß von Staatsverträgen nicht als staatsrechtliche, sondern als 
konstitutionelle Lehre von den Staatsverträgen bezeichnen, da sie auf das 
Bestreben zurückzuführen ist, auch dritte Staaten zur Verbürgung der Staats- 
verfassungen heranzuziehen. Darin liegt aber eine unpraktische und unzu- 
lässige Zumutung. Sich gegen Machtüberschreitungen seiner Organe zu 
sichern, seiner Verfassung unbedingte Achtung zu verschaffen, ist Sache des 
einzelnen Staate. Vollzieht sich doch der völkerrechtliche Verkehr mit dem 
Staatsoberhaupte, auch wenn seine Zuständigkeit in einer Verfassung umstürz- 
lerischen Ursprungs begründet ist. 

Ich halte aus allen diesen Gründen auch gegenüber Pitamic an dem von 
mir entwickelten allgemeinen Grundsatz fest, daß eine von einem Staats- 
oberhaupt eines konstitutionellen Staats ohne Vorbehalt einzuholender Ge- 
nehmigung und ohne Berufung auf eine erteilte Genehmigung des Parlaments 
im Namen seines Staates abgegebene förmliche Vertragserklärung schon kraft 
dieser Form und für sich allein völkerrechtlich bindend auch in jenen Fällen 
ist, in denen die Verfassung eine solche Genehmigung fordert. Ob eine Ausnahme 
zuzugeben ist, wenn für den Empfangsstaat die Absicht eines Verfassungs- 
bruches des erklärenden Staatsoberhaupts erkennbar ist, wie wenn, um ein 
anschauliches Beispiel anzuführen, ein König „immer lustik“ sein Land, dessen 
Gebiet er von Verfassungs wegen nur mit parlamentarischer Zustimmung 
verändern darf, um einen Geldbetrag nach dem Muster des Herrn von Roden- 
stein an einen andern Staat verkauft, lasse ich dahingestellt. 

Wenn ich aber — und auch diese legt mir Pitamic zur Last — meine 
Deutung der völkerrechtlichen für die Beurteilung der Gültigkeit von Staats- 
verträgen in Betracht kommende Vorgänge, vom Standpunkt der lex ferenda 
vertreten habe, so liegt die Erklärung hierfür in folgenden Umständen: Die 
ältere Lehre — und selbst die letzte von Anschütz besorgte Ausgabe des 
Georg Meyerschen Lehrbuchs des Deutschen Staatsrechts (S. 296 Abs. 1) — 
hält daran fest, daß die von Hugo Grotius und seinen Nachfolgern vertretene 
Lehre von der auch nach außen bestehenden Wirksamkeit verfassungsrecht- 
licher Beschränkungen der Staatsvertragszuständigkeit des Staatsoberhauptes 
nicht nur Juristenrecht sondern Zeugnis für Gewohnheitsrecht sei. Ein bloßes 
Zeugnis ist aber ein Beweismittel wie ein anderes, dessen Verwertbarkeit 
wissenschaftlicher Kritik unterliegt, auch wenn es noch so autoritativen Ur- 
sprungs ist. Daraus nun, daß schon zu der Zeit, als ich für den Zweck eigener 
Belehrung aus der staatsrechtlichen Literatur hinaus- und an die völkerrecht- 
liche Literatur herantrat, die Frage nach den Voraussetzungen der völkerrecht- 
lichen Gültigkeit der Vertragserklärungen konstitutionell beschränkter Staats- 
oberhäupter in hohem Grade streitig war, erhellt, daß schon damals das in 
«der älteren Literatur vermeintlich enthaltene Zeugnis über ein wirkliches und 
iquides Gewohnheitsrecht als beweiswirkend nicht erachtet wurde, wie es 
sich denn bei näherer Betrachtung als ein höchst äußerlich begründetes, in 
betreff seiner Folgen und seiner Praktikabilität, seiner Gerechtigkeit wenig 
durchdachtes, kasuistisch nicht erprobtes Juristenrecht darstellte. Ließ doch 
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dieses vermeintliche Gewohnheitsrecht nach mehr als 200jährigem Bestand 
noch immer die grundlegende Frage offen, ob die ungenehmigt abgegebene 
genehmigungsbedürftige Vertragserklärung nichtig sei oder nur zu ihrer 
Wirksamkeit der nachträglichen Genehmigung bedürfe, und ermöglicht es 
doch im Hinblick auf die Fülle der Kontroversen über die Grenzen der Gesetz- 
gebungs- und Verordnungsgewalt jedem Staat, in jedem Augenblick die fernere 
Erfüllung eines bereits in Vollzug gesetzten Vertrages aus den subtilsten 
verfassungsrechtlichen Gründen von Rechts wegen einzustellen. In diesem 
Zustand einer zersplitterten Rechtsüberzeugung erschien es nicht zulässig. die 
Meinung, der ich beigetreten war, als liquides Gewohnheitsrecht hinzustellen. 
wie dies nunmehr Pitamic mit seiner Sondermeinung tut; ich hatte mich 
vielmehr dabei zu bescheiden, sie und ihre von mir entwickelten Folgesätze 
aus Gründen der Rechtssicherheit, der Billigkeit, der Praktikabilität für die 
Annahme zu empfehlen, wenn und so oft ein Streit daraus entstehen sollte, 
daß ein Staat die Erfüllung einer Vertragserklärung seines Staatsoberhauptes 
aus dem Grunde verweigern sollte, weil sie dem bestehenden Verfassungs- 
rechte zuwider, ohne Genehmigung abgegeben wurde und auch nicht nach- 
träglich genehmigt werden könne. Ich glaube, daß eine höhere autoritative 
Bedeutung auch dem von Pitamic formulierten Rechtssatze nicht beigelegt 
werden kann, nur mit dem Unterschiede, daß dieser Satz, als Vorschlag 
de lege ferenda betrachtet, lückenhaft ist, und zu einem etwaige Verfassungs- 
änderungen ignorierenden pertikulären, somit zersplitterten Gewohnheitsrecht 
führen müßte, wo alle Voraussetzungen für die Herausbildung eines allge- 
meinen Gewohnheitsrechts gegeben sind. 

Neuestens zieht Verdroß, ein jüngerer Schriftsteller, in der im 8. Bande 
der Zeitschrift für Völkerrecht veröffentlichten Abhandlung zur Konstruktion 
des Völkerrechts, unbedenklich die letzten Folgen aus der Lehre von dem 
Völkerrecht als einem Teile des positiven Verfassungsrechts der einzelnen 
Staaten. Vermöge dieses Deckungsverhältnisses ist ihm ein Bruch eines 
Staatsvertrages logisch unmöglich, sofern eine Verfassung niemanden für 
eine Vertragsverletzung zuständig erklärt. Umgekehrt vollzieht der Staat, 
der einen anderen wegen vertragswidrigen Verhaltens seiner Organe mit 
Krieg überzieht, nur das Recht des bekriegten Staates kraft des von ihm 
dem bekriegenden Staat durch den Vertragsabschluß eingeräumten Einspruchs 
und Vollzugsrechtes (S. 340—342, 346—348, 358)! Die letzte Folge, daß 
Staatsvertragsbruch an allen, die ihn begehen oder ihn stützen helfen, als 
Rebellion zu ahnden sei, wird nicht gezogen, liegt aber nahe. Verdroß ist 
ein Anhänger jener Lehre, die eine Kriegserklärung für einen Verfassung» 
bruch erklärt, wenn keine Verfassungsnorm eine Kriegserklärung vorsieht 
und das hierfür zuständige Organ bezeichnet, was wohl für die ganze Epoche 
der absolutistischen Monarchie zugetroffen hat. Man muß es aber als ganz 
willkürlich erachten, die Zuständigkeit zum Zuwiderhandeln gegen einen 
Staatsvertrag aus dem Grunde zu leugnen, weil die Verfassung nicht von 
ihr spricht, und die Zuständigkeit zur Erfüllung anzunehmen, trotzdem die 
Verfassung ebensowenig von ihr spricht und trotzdem sie, wie dies Pitamic 
in seiner durchaus zutreffenden Polemik gegen Verdroß (S. 40) hervorhebt, 
am allerwenigsten den Satz aufstellt, daß Staatsverträge unter allen Um- 
ständen zu erfüllen seien. Die Lehre Kelsens von dem in logischen Syllo- 
gismen eingeschlossenen und von diesem einzigen Punkte aus zu erklärenden 
Normen- oder Gesetzesstaat, zu deren eifrigsten Anhängern Veroroß gerechnet 
werden muß, übersieht, daß formale Logik und praktisches Bedürfnis in 


Tezner, Zur Lehre von der Gültigkeit der Staatsverträge. 563 


unversöhnlichem Kampfe miteinander liegen und daß kraft dieses Gegensatzes 
das positive Recht voll ist von Dogmen, Abstraktionen, Imaginationen, Fiktionen, 
Phantasiegebilden, Janusgesichtern, die dem Versuche einer logisch tadellosen 
Synthese spotten. Im positiven Rechte kann etwas zugleich A und non A, 
Recht und Unrecht sein, wenn auch von verschiedenen Seiten betrachtet. 
Derselbe Wille, der in einer bestimmten Form kundgegeben, den auf die 
Prüfung dieser Form beschränkten Richter als Gesetz und Recht bindet, 
kann von einem Verfassungs- oder Staatsgerichtshof als Verfassungs- und 
Rechtsverletzung erklärt werden. Der Untergebene, der einem rechte- 
widrigen Befehle seines Vorgesetzten über die Grenzen seiner Prüfungs- 
zuständigkeit hinaus den Gehorsam verweigert, handelt rechtswidrig. Der 
Vorstand einer Aktiengesellschaft begründet Rechte im Rahmen seiner Ver- 
tretungszuständigkeit auch durch ein seine Rechtspflicht zur Wahrung der 
statutarischen Beschränkungen verletzendes Rechtsgeschäft. Die Rechtskraft 
läuft auf den Satz hinaus, da unter Umständen, was nach dem Gesetze in 
jedem Fall sein soll, im gesetzwidrig entschiedenen Fall doch wieder nicht 
sein soll. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, ist jede lex eine lex im- 
perfecta. Mag darum das logische Bedürfnis zu einem Versuche der Her- 
stellung eines Monismus von Völkerrecht und Staatsrecht drängen, so wird 
ihm das praktische Bedürfnis widerstreben, solange es Staaten gibt mit 
einer Ordnung der Formen staatlichen Willens und mit einer Ordnung der 
Zuständigkeiten zu seiner Erklärung. Möchte darum vom Standpunkte der 
monistischen Lehre die Vertragserklärung eines Staates nach Zustandekommen 
eines Staatsvertrages auch schon sein Durchführungswille sein, so ist der 
Vertrag vom Standpunkt seiner Verfassung doch nicht durchzuführen und zu 
befolgen, solange nicht die Vertragserklärung in die verfassungsmäßige Form 
des Durchführungs- und Befolgungsbefehls umgesetzt ist, auch wenn hierfür 
der bloße Abdruck des Vertrags in einem Gesetzblatt genügt. Die Verfügung 
eines österreichischen Ministers, die auf Grund eines nicht verlautbarten 
Staatsvertrages gebieten oder verbieten wollte, müßte auf Beschwerde des 
von ihr Betroffenen durch den österreichischen Verwaltungsgerichtshof wegen 
Gesetzwidrigkeit behoben werden. Daß der Staat sich, völkerrechtlich be- 
trachtet, in mora befinde und daß die Entscheidung Erfüllung völkerrecht- 
licher Pflicht sei, berührt den nur dem Verfassungsrecht Gehorsam schuldenden 
Richter nicht. Es ist nur eine Folge des praktischen Bedürfnisses nach einer 
Sonderung von Staats- und Völkerrecht und nach Respektierung dieser Son- 
derung durch das Völkerrecht selbst, wenn wir uns dagegen sträuben, einem 
kriegführenden Staate die Bestrafung der nach Staatsrecht zu unbedingtem 
militärischen Gehorsam verpflichteten Soldaten eines Unterseebootes des von 
ihm bekriegten Staates als Verbrecher zu gestatten. 

Mag darum die Normenlehre Kelsens die Wahrheit sein, so wird man 
sich in den Irrtümern des realen Rechtslebens mittels der darin vorherr- 
schenden Irrlehren besser orientieren. Die Erkenntnis des Gegensatzes zwischen 
dem praktischen Rechtsbedürfnis, den technischen, dogmatischen Mitteln seiner 
Befriedigung und zwischen den Forderungen der formalen Logik ist nicht 
neu. (Vgl. Annalen des Deutschen Reichs, Jahrg. 1902, S. 653 und 657.) 
Er hat zur Folge, daß jeder Versuch einer streng logisch formalen Synthese 
des Rechts, oder der Versuch der logischen Erfassung des Rechts an sich in 
Paradoxen mündet, durch die alle gangbaren und herrschenden Rechtsvor- 
stellungen auf den Kopf gestellt werden, und daß die Überfülle der vom prak- 
tischen Rechtsleben hervorgebrachten Rechtsgebilde mittels des Feuerofens 
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der formalen Logik zur völligen Verdunstung gebracht wird. Der hoch 
verräterische Charakter einer Kriegserklärung namens eines Staates, der ene 
förmlichen Regelung der Erklärungszuständigkeit entbehrt, die Verfassungr 
mäßigkeit der Bekriegung eines Stastes zur Durchsetzung eines von ihm 
geschlossenen Staatsvertrages vom Standpunkt seiner eigenen Verfassung bieten 
anschauliche Beispiele für diese Behauptung. Im übrigen gelangt Verdroß o 
seinem Monismus doch auch nur mittels äußerst nachsichtiger Anwendung 
der von ihm mit großer Strenge geforderten Lehre, die für die Feststellung 
der Rechtmäßigkeit des äußeren Geschehens eine nachweisbare Norm als 
Rechtsmaß verlangt und erschließbares Recht nicht anerkennen will Den 
irgendeine staatsrechtliche Norm, die gebietet, alle Staatsverträge zu erfüllen. 
besteht nicht. Auch der Schluß aus Staatsverträgen auf die staatsrechtlich: 
Rezeption des gesamten Völkerrechts geht über die Grenze normierten Recht: 
weit hinaus. Aber auch er führt ganz wie die für das praktische Bedürfnis 
noch immer brauchbare Vorstellung vom Dualismus von Staats- und Volker- 
recht zu dem Ergebnis, daß das von jedem Staat kraft seiner Teilnahme am 
völkerrechtlichen Verkehr gewollte Staatsrecht, durch das als Völkerrecht 
bezeichnete Staatsrecht in maßgebender Weise geregelt wird, weshalb jede 
Sonderstaatsrecht im Einklang mit dem allgemeinen Rechte aller Staaten aus 
gelegt werden muß. Wenn darum das Völkerrecht erweislich pure abgegebene 
genehmigungsbedürftige Vertragserklärungen eines Staatsoberhaupts ala bindend 
behandelt, so sind sie auch nach der Rezeptions- und Koinzidenzlehre für jeden 
Staat bindend kraft seines auf die Anerkennung des Völkerrechts gerichteten 
durch die Erklärung des Willens zur Teilnahme am völkerrechtlichen Verkehr 
kundgegebenen, oder kraft seines auf die Unterwerfung unter das Völkerrecht 
gerichteten Willens. Die Konstruktion der im Widerspruch mit der Verfassung 
pure abgegebenen Vertragserklärung vollzieht sich auch vom Standpunkt der 
monistischen oder Koinzidenztheorie nach Analogie der statutenwidrig ab 
gegebenen Vertragserklärung des Vorstandes einer Aktiengesellschaft. Die 
Reaktion gegen die Verfassungswidrigkeit ist ein die Wirksamkeit der Er 
klärung nicht berührendes internum des betroffenen Staates. Ist doch auch 
für den Bereich des Sonderstaatsrechts der deutschen konstitutionellen Mon- 
archien das verfassungswidrig zustande gekommene aber gehörig kund- 
gemachte Gesetz nicht nichtig. 


Besprechungen 


Der deutsche Krieg und der Katholizismus. Deutsche Abwehr 
französischer Angriffe. Herausgegeben von deutschen Katholiken. 
Berlin 1915. Verlag der Germania. 127 S. — Deutsche Kultur, 
Katholizismus und Weltkrieg. Eine Abwehr des Buches La Guerre 
allemande et le Catholicisme. In Verbindung mit anderen heraus- 
gegeben von Georg Pfeilschifter. Freiburg i. B. 1915. Herder. 494 S. 


Wir haben in unseren Tagen alte Kulturbeziehungen zerbrechen sehen. 
Mit gewaltsamer Faust hat die zerstörende und trennende Macht dieses Krieges 
die Einheit der europäischen Kultur, die wir zumal in den letzten J 
zehnten immer mehr sich herausgestalten sahen, zerrissen, und kein Mensch 
weiß heute, wie sich die Zerspaltung dereinst noch einmal schließen soll. 
Wir alle haben es erfahren, wie die wundervolle Organisation des inter- 
nationalen Handels und Verkehres jählings zerbrach und die Völker mehr 
oder weniger auf die Stufe geschlossener Handelsstaaten zurückgeworfen 
wurden. Und wie das commercium, diese erste und äußerlichste Voraus- 
setzung jeder Kulturverbindung, zerfiel, so wurden nicht minder auch die 
anderen völkerverbindenden Wege verschüttet, die eine lange Zeit des Friedens 
und des freiwilligen oder gezwungenen Zusammenarbeitens gezogen hatte: 
gesprengt wurden alle die Formen, in denen eine über die nationalen Schranken 
inweggreifende Einheit sich ausprägte, zertreten alle zarten Ansätze zu einer 
Gemeinsamkeit des Fühlens und Denkens, die eine Vorarbeit zahlreicher Gene- 
rationen gepflanzt hatte. So haben wir den Zusammenbruch des commercium 
litterarum erlebt, den eine bekannte Rektoratsrede von Wilamowitz in ein- 
dringlichen Worten beklagt hat, so haben wir von einem vollendeten Bankerott 
des Christentums sprechen hören. Ja selbst die festeste Organisation, die 
jemals Völker verschiedener Nationalität umspannt hat, selbst die katholische 
Kirche muß es erleben, daß der nationale Zwiespalt auch ihre Gläubigen 
entzweit und sich vom politischen Gebiet sogar auf das rein religiöse und 
kirchliche zu übertragen droht. Das Recht der einzelnen Nationen auf ihre 
Selbstbehauptung hat die katholische Kirche beim Ausbruch des Krieges 
anerkannt, aber sie hoffte dabei, daß darüber hinaus doch die höhere geistige 
Gemeinschaft des christlichen und katholischen Glaubens, die una sancta 
ecclesia catholica nicht angetastet würde. Nun ist es aber gekommen, daß 
die Katholizität und Glaubensechtheit selbst in den Kampf der Völker hinein- 
gezogen und zu Kampfmitteln herabgewürdigt werden. Im April 1915 erließ 
nämlich ein Komitee französischer Katholiken unter dem Protektorate von 
zwei Kardinälen und neun Bischöfen ein Werk erscheinen unter dem Titel: 
La guerre Allemande et le Catholicisme; in einem Einführungsschreiben trat 
Kardinal Amette von Paris als kirchlicher Garant für Personen und Inhalt 
der Schrift ein. Das Buch bezweckte, durch eine Reihe von Aufsätzen, die 
von verschiedenen literarischen Vertretern des französischen Katholizismus 
abgefaßt wurden, vor aller Augen, zumal auch vor den neutralen Ländern 
die deutsche Sache ins Unrecht zu setzen und auszusprechen, daß ein deutscher 
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Sieg den Untergang des Katholizismus und jeder höheren Kultur überhaupt 
bedeuten werde. Deutschland. ein auf durchaus protestantischer Grundlage 
aufgebautes Reich, von dessen Kulturwidrigkeit auch der deutsche Kathob- 
zismus infiziert sei, habe seinen Eroberungszug über die Welt hin angetreten, 
und Verletzungen des Völkerrechtes und greuelvolle Kriegführung sollten die 
Spuren der teutonischen Soldateska bezeichnen. 

An den deutschen Katholiken war es, diesem wohlüberlegten und ab- 
sichtsvollen Angriff entgegenzutreten. Es bildete sich aus ihrer Mitte em 
Ausschuß, der in einer „Denkschrift deutscher Katholiken“ feierliche Ver- 
wahrung gegen die französischen Beschuldigungen einlegte und zugleich die 
Herausgabe einer Schrift beschloß, welche die französischen Anklagen im 
einzelnen widerlegen solite. So entstand das erste der obengenannten Bücher. 
Es enthält die erwähnte Denkschrift mit den Namen der Unterzeichner. unter 
denen sich, wie besonders zu erwähnen ist, kein Vertreter des deutschen 
Episkopates befindet: die deutschen Katholiken waren im Gegensatz zu den 
französischen der Meinung, daß die bischöfliche Würde nicht mit einer solchen 
weltlichen Aktion in Verbindung gebracht werden dürfe. Daß aber die 
deutschen Bischöfe über das französische Buch nicht anders denken, geht 
aus einem gleichfalls abgedruckten Telegramm hervor, in welchem die beiden 
deutschen Kardinäle dem Kaiser gegenüber ihre Abscheu über das französische 
Machwerk ausdrückten. 

Den zweiten und größten Teil der ersten Abwehrschrift nimmt eine 
Abhandlung des Paderborner Professors A. J. Rosenberg ein, dem das 
Komitee die Widerlegung der französischen Anklagen übertragen hat. Rosen- 
berg hat sich der Arbeit mit Geschick unterzogen und mit dem feinen Takte, 
der nötig war, wenn er seine Sache mit Entschiedenheit wahren und sich 
doch von dem niedrigen und kritiklosen Verfahren seiner Gegner freihalten 
wollte; war er doch gezwungen, gegen kirchliche Würdenträger vorzugehen. 
Er faßt die Anklagen des französischen Buches zu einzelnen Hauptpunkten 
zusammen und widerlegt jeden besonders. Zuerst weist er auf Grund des 
heute schon vorhandenen amtlichen Materials die Legende vom deutschen 
Angriffskrieg und von der Verletzung der belgischen Neutralität zurück, übt 
gewissenhafte wissenschaftliche Kritik an den Greuelberichten über den Volks- 
krieg in Belgien und prüft zuletzt das Bild, das die französische Schrift von 
der deutschen Kultur und Weltanschauung entwirft. 

Rosenbergs Abhandlung ist ein Werk der Polemik; schon rein äußerlich 
zeigt sich dies in der ganzen Anlage des Buches, das bei jedem einzelnen 
Punkte Anklage und Antwort scharf antithetisch gegenüberstellt. Die deutschen 
Katholiken waren jedoch der Meinung, daß die Verteidigung, zu der sie der 
französische Angriff gezwungen hatte, sich nicht in Bestreitung und Wider- 
legung erschöpfen dürfe, sondern daß mit der Zurückweisung der gegnerischen 
Angriffe eine klare und bestimmte Darstellung der positiven Elemente der 
deutschen Kultur und des deutschen Katholizismus Hand in Hand gehen 
müsse. So schlossen sich denn eine Reihe von katholischen Gelehrten zu- 
sammen und gaben die zweite Antwortschrift heraus, die sich mit ihren 
zahlreichen wissenschaftlichen Beiträgen zu einem stattlichen Bande aus- 
gewachsen hat. Auch diese Schrift widerlegt und weist zurück. aber ihr 
letzter Zweck und eigentlicher Charakter ist apologetischer Natur, und so 
konnte denn der Episkopat hier eine Stätte seiner Mitarbeit finden. Er ist ver- 
treten durch den gelehrten Bischof von Speyer, M. Faulhaber, dessen Aufsatz 
über „Unsere religiöse Kultur“ den zusammenfassenden und sachlich eindruck- 
vollsten Teil dieser Apologie des deutschen Katholizismus darstellt. Gegenüber 
den Versuchen der französichen Katholiken, ihre deutschen Glaubensgenossen 
ale kirchlich inferior und unzuverlässig zu kennzeichnen, zieht Faulhaber den 
naheliegenden und beweiskräftigen Vergleich zwischen der Lage des Katho- 
lizismus in Deutschland und der in Frankreich, zwischen den positiven 
Leistungen des Katholizismus in dem einen und dem anderen Lande. Frei- 
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lich wird auch der französische Katholizismus nicht leugnen können, daß eine 
solche Aufrechnung zu einem für Frankreich ungünstigen Resultat führen 
muß. Aber die französische Schrift ist hier nicht verlegen, sondern kehrt 
kurzerhand den Spieß herum und behauptet, der französische Kulturkampf 
sei eben Nachahmung und Folge des deutschen, sei eine aus Deutschland 
importierte und vom „protestantischen Deutschland“ verschuldete Sünde 
wider den heiligen Geist der französischen Geschichte. Demgegenüber weist 
ein Aufsatz von H. Platz darauf hin, daß der deutsche Kulturkampf auf 
völlig anderen historischen Grundlagen als der französische beruhte und daß 
sein kirchenpolitischer Charakter sich gänzlich von den antichristlichen Ten- 
denzen der französischen Kulturkämpfer unterscheidet. Auch hier lesen wir 
wieder den oben genannten Vergleich, und dabei steht auch eine Erklärung seines 
Ergebnisses: der französische Katholizismus ging immer nur auf äußere poli- 
tische Erfolge aus und kam darüber zu Falle, der deutsche dagegen erlebte 
einen glänzenden Aufstieg, weil er in ausdauernder Kleinarbeit einen Bau 
von unten auf zusammentrug! 

So sind es immer wieder die positiven Leistungen auf kirchlichem, 
kirchenpolitischem und sozialem Gebiete, auf die sich der deutsche Katho- 
lizismus beruft und durch die er den Vorwurf der kirchlichen Inferiorität 
und zugleich das Wort vom „protestantischen Deutschland“ entkräftet. Da 
ist besonders ein Aufsatz von J. Schmidlin zu nennen, der die Arbeit und 
die Erfolge des deutschen Katholizismus in der Heidenmission bespricht. Mit 
großem Selbstbewußtsein pflegt ja der französische Katholizismus auf die 
stolzen Unternehmungen der französischen Heidenmission zu blicken und auf 
die gerade daraus abgeleitete und bezeugte „katholische Rolle Frankreichs 
in der Welt“. Auch die französische Schrift hatte es nicht versäumt, durch 
den Aufsatz eines Missionars — den einzigen apologetischen der Schrift! — 
diese Leistungen zu rühmen. Als Antwort berichtet der deutsche Katholizis- 
mus von seiner jüngeren und doch schon so fruchtbringenden Arbeit, die 
bezeugt, daß auch das angeblich „protestantische“ Deutschland sein gut 
Teil beigetragen hat zu der Verbreitung des Katholizismus und der Zivili- 
sation überhaupt unter den unkultivierten Völkern und daß er das einstmals 
ausschließliche Arbeitsfeld der Franzosen schon längst betreten hat. 

Und neben den Leistungen der äußeren Mission stehen die der Seel- 

sorge, die der Herausgeber des Werkes in einem Aufsatze aufzáhlt. Er be- 
rücksichtigt dabei auch die evangelische Seelsorge und die Religiosität der 
evangelischen Soldaten und will durch eine solche Darstellung des religösen 
Geistes in unserem Heere die französischen Anschuldigungen über angebliche 
Greueltaten deutscher Soldaten ohne direkte Polemik widerlegen. 
Freilich ließ sich den plumpen französischen Anklagen gegenüber nicht 
immer und grundsätzlich auf jede direkte Auseinandersetzung verzichten. 
Es galt da und dort Rosenbergs Ausführungen auf Grund des nachher ver- 
öffentlichten Materials zu ergänzen oder sie mit wissenschaftlichen Mitteln 
weiter zu vertiefen und zu begründen. Dahin gehört ein Aufsatz von G. J. Ebers, 
der mit juristischer Schärfe das staatsrechtliche Problem der belgischen Neu- 
tralität zergliedert und zu einer vollkommenen Rechtfertigung des deutschen 
Rechtsstandpunktes gelangt; dahin gehört ferner der Aufsatz von Switalski 
über die Psychologie der Greuelaussagen — eine Arbeit, die dem kritiklosen 
Verfahren der französischen Schrift gegenüber angeblichen deutschen Greuel- 
taten entgegentritt; ferner der Beitrag des Freiburger Kunsthistorikers J. Sauer 
über „Kunst und heilige Stätten im Kriege“, eine über die augenblickliche 
Veranlassung hinausgreifende grundsätzliche Erörterung, die sich neben die 
bekannten, ähnlich gearteten Ausführungen von (Clemen ` über den Rheimser 
Dom stellen kann. 

Alle diese Aufsätze richten sich gegen die Vorwürfe, welche die feind- 
lichen Staaten gegen die Art der deutschen Kriegführung erheben. Die fran- 
zösische Anklageschrift hatte sich diese voll und ganz zu eigen gemacht und 
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die angeblichen Greueltaten, die Tempelschändung. die Neutralitātsrerierzanr 
als ein Produkt der in Deutschland herrschenden Weltanschauung hingpesiel: 

die eben keine übergeordneten ethischen Lebensnormen anerkenne. Ineser 
Behauptung tritt der Aufsatz des Pelpliner Theologen Sawicki über de 
deutsche Philosophie entgegen, in welchem ausgeführt wird. daß die deutarzıe 
Philosophie — von Kant bis zu Nietzsche — zwar oft unchristliche Grund- 
sätze gelehrt, aber sittliche Normen stets festgehalten habe. Überhaupt seur 
die Konstruktion der französischen Katholiken die Existenz einer wenipriens 
relativ einheitlichen und in Deutschland allgemein anerkannten Phikwoydns 
voraus, und diese gedachte und konstruierte „deutsche Weltanschauung“ 
mit ihrer aus der protestantischen Aufklärung stammenden Wurzel ist ya in 
der Tat das zentrale Angriffsobjekt der französischen Katholiken. Hherdurck 
ist jener die ganze Schrift durchziehende Vorwurf von dem „protestantischen 
Eroberungsfeldzug”, den dieser Krieg seinem Wesen nach darstellen soll erx 
möglich geworden. Darum beschäftigt sich eine ganze Gruppe von Axi- 
sätzen — die wichtigsten der zweiten Abwehrschrift — mit diesen Wahnrcr- 
stellungen. So unterzieht der Regensburger Domdekan F. X. Kiefl in einem 
Aufsatz über „Katholizismus und Protestantismus im gegenwärtigen Deutach- 
land“ das Wort vom „protestantischen Deutschland“ einer kritischen Unter- 
suchung. die auf die vorhandene friedliche Annäherung der beiden Konfes 
sionen bei aller Festhaltung ihrer eigentlichen Verschiedenheit hinweist und 
nachdrücklich betont, wie beide sich daran gewöhnt haben, sich gegenseitig 
in ihrem Werte. ihrer Eigenart, ihrer Wirksamkeit zu achten. Im gleichen 
Zasammenhange steht es, wenn die Abwehrschrift sich immer wieder auf 
die große Rolle beruft, welche heute dem Katholizismus im öffentlichen Leben 
Deutschlands zukommt; nachdrücklich weist darum auch ein Aufsatz über 
„Reich, Kaiser und Parität“ auf die bekannten Äußerungen Wilhelms IL 
über den Katholizismus hin, welche so viel von Achtung und Wertschätzung 
und so gar nicht von protestantischer Propaganda und Ausschlieflichken 
zeugen. Am eindringlichsten aber setzt sich ein Aufsatz von Heinrich 
Schroers mit der französischen Konstruktion auseinander „Ist dieser Krieg em 
Religionskrieg ?“ — so lautet die tolle Frage, welche die französischen Katho- 
liken aufgeworfen und sofort bejahend beantwortet hatten, als sie die Be- 
hauptung vom „protestantischen Eroberungsfeldzug” gegen die „älteste Tochter 
der Kirche“ und ihre Priester wagten. Die Ausführungen von Schroers 
richten sich besonders gegen den bekannten französischen Kirchenhistoriker 
Goyau, der in einem Aufsatze der Anklageschrift diese Anschauungen ver- 
treten hat und — sich auf sie stützend — mit der mathematischen Geistes 
verfassung des echten Franzosen den ganzen Weltkrieg wie einen dialek- 
tischen Prozeß behandelt, ihn auf eine kurze logische Formel gebracht hat. 
Nach Goyaus geschichtsphilosophischer Konstruktion handelt es sich im 
heutigen Krieg um den letzten Entscheidungskampf zwischen katholisch- 
romanischer und protestantisch-germanischer Kultur. Daß gerade Goran, 
der über die neueste deutsche Kirchengeschichte Werke von anerkanntem 
Werte und tiefem Verständnisse geschrieben hat, zu solchen Behauptungen 
vorschreitet, ist um so verwunderlicher. als er sich alle Beweise spart. die 
man von einem geschulten Historiker wohl verlangen darf. Die Antwort, 
die Schroers ihm erteilt, stellt dies auch ausdrücklich fest, und sie unterlaßt 
es nicht, den jetzigen politischen Ausführungen Goyaus die Ergebnisse von 
Goyaus eigenen historischen Werken entgegenzuhalten. Das Wort von dem 
Welteroberungszug des deutschen Protestantismus fällt vor dieser Konfron- 
tierung ebenso schwach in sich zusammen wie das andere Wort von dem 
deutschen Raubkrieg zu nichte wird durch die eindrucksvolle Beweisführung, 
mit der der Freiburger Historiker H. Finke aus der Vorgeschichte des Krieges 
und durch ruhige wissenschaftliche Ausnutzung des heute schon vorliegenden 

urkundlichen Materials das Recht und die Notwendigkeit dieses Weltkrieges 
erweist. 
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Soviel úber den reichen Inhalt des Buches, der sich nicht mit wenigen 
Worten skizzieren ließ und doch eine genauere Umschreibung verdiente. Daß 
viele Beiträge weit über den momentanen Zweck hinaus wissenschaftliche 
Leistungen von dauerndem Werte darstellen, ist zu betonen. Wie weit dieser 
rein wissenschaftliche Wert des Buches reicht, darüber vermag der Rezensent 
im Augenblick nicht abschließend zu urteilen, weil es ihm im Schützengraben 
an allen literarischen Hilfsmitteln gebricht. Schließlich ist ja doch das 
Wichtigste an dem Buche wie an der ersten Abwehrschrift der politische 
Zweck und der augenblickliche Wert, der diesen Schriften im größeren 
Zusammenhang des Weltkrieges zukommt und der sie dereinst zu historischen 
Quellen für die Zeit ihrer Entstehung emporheben wird. Wir deuteten es 
ja schon eingangs an, daß die französische Anklageschrift nach Absicht, Inhalt 
und Kampfweise durchaus nichts anderes ist als eine von den vielen litera- 
rischen Unternehmungen, durch welche die Entente die neutralen Länder 
gegen die Zentralmächte aufhetzt. Der Lügenfeldzug, den England gleich 
zu Beginn des Krieges in der angelsächsischen und germanischen Welt gegen 
Deutschland in Szene setzte und den in der zweiten Abwehrschrift ein 
Artikel des Historikers A. Meister treffend charakterisiert, hat hier eine Unter- 
stützung gefunden, die das noch brach gelegene Arbeitsfeld der romanisch- 
katholischen Länder beackert. Die Tatsachen, die gegen Deutschland vor- 
gebracht werden, sind hier wie dort die gleichen; alles dreht sich um angeb- 
liche Greueltaten in Belgien, um Kirchenzerstörungen, um die belgische 
Neutralität. Auch die Methode des Kampfes ist die gleiche: hier wie dort 
werden unverbürgte Flüchtlingsäußerungen vorgebracht, vereinzelte Vor- 
kommnisse verallgemeinert, hier wie dort werden die Äußerungen von Rassen- 
theoretikern oder nationalistischen Journalisten als Gesamtanschauung des 
deutschen Volkes oder als Meinung der deutschen Regierung hingestellt. 
Und so gehören denn die beiden Antwortschriften der deutschen Katholiken 
in die Reihe der Versuche, mit denen die deutsche literarische Welt gegen 
die Bearbeitung der neutralen Länder durch unsere Feinde ankämpft. Wie 
stark die verlockende und mahnende Stimme, die von Frankreich kam, auf 
den Teil der Neutralen, dem sie zugerufen war, wirken mußte, kann man 
ermessen, wenn man bedenkt, daß hier auch noch der religiöse Zankapfel 
in das schon hoch genug aufsprühende Feuer des allgemeinen Völkerhasses 
hineingeworfen wurde. Erst wenn man diese Tatsache und die ganze Maß- 
losigkeit des französischen Angriffes überblickt, sieht man, wie ernst, gemessen 
und würdig demgegenüber die deutsche Antwort ist. Das ist ganz gewiß 
nicht bloß ein Unterschied im Naturell und im Nationalgeist, sondern selbst 
schon eine Rechtfertigung der in der Antwort verteidigten Sache. Es ist ein 
Unterschied, der ganz ebenso für sich spricht wie der Unterschied, den der 
Münchener Theologe Knöpfler feststellen kann, wenn er in der zweiten 
Abwehrschrift die Kriegshirtenbriefe des deutschen und des französischen 
Episkopates nebeneinander im Auszuge abdruckt: auf der einen Seite lesen 
wir religiöse Pastorale, die den Gläubigen in diesen Tagen der Not Trost und 
Kraft spenden wollen, auf der anderen Seite ertönen nationalistische Kampf- 
reden voll aggressiver Tendenz. Der französische Katholizismus, den die Republik 
totschlagen wollte, ist in dieser ganzen Aktion der französischen Katholiken 
nochmals aufgestanden, um für die Republik zu zeugen; er zaubert alle 
stolzen Erinnerungen des französischen Mittelaltere und der Kreuzzugszeiten 
herauf, beruft die alte Würde Frankreichs als „Ritter Christi“ und ‚ältester 
Tochter der Kirche‘, wiegt sich in den goldenen Träumen des französischen 
Legitimismus, im Kultus des Rheimser Domes, und es wäre nicht weiter 
erstaunlich, wenn in diesem Kreise auch Lilienbanner und Oriflamme und die 
Jungfrau von Orleans erschienen. Und das alles für das Kriegsbündnis der 
kulturkämpferischen Republik mit England und Rußland, das alles, um der 
Politik dieser Republik in den katholisch-romanischen Ländern Mitstreiter 
zu werben — in eben den Ländern, wo, wie man früher sagte, nur Freimaurer 
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und Atheisten für die Politik der französischen Republik eintraten. Uni 
dies ist denn auch das eine Ergebnis, das eine wissenschaftliche Zeitschrift 
für Politik bei Besprechung der in Frage stehenden Diskussion festzustellen 
hat: der französische Nationalismus hat jetzt die letzten Reste eines legic 
mistisch-katholischen Widerstandes der bestehenden Republik unterworfen. 
Ub für immer, wird von den künftigen Geschicken der Republik überhaup: 
abhängen. 

Das andere Ergebnis aber, das sich aufdrängt, betrifft den deutschen 
Katholizismus. Der Gang der Dinge hat es mit sich gebracht, daß di 
deutschen Katholiken als Verteidiger des deutschen Protestantismus gegen 
die Angriffe der französischen Katholiken auftreten, daß sie die Blüte reh- 
giösen Lebens im ganzen Deutschland rühmen und mit befriedigtem uni 
stolzem Blicke ihre eigene Lage im Vaterlande überblicken. Sie heben di 
Leistungen auch der protestantischen Seelsorge und Mission hervor, sie nehmen 
die großen deutschen Philosophen gegen Entstellungen in Schutz. Nirgend 
setzen sie sich mit dem Protestantismus gleich, sondern überall wird strenz 
die Grenze gezogen und eingehalten; aber hoch über dem Trennenden leuchte: 
das gemeinsame Vaterland beider Konfessionen, seine Not und sein Recht. 
Man wird sich in diesen Zeiten klar, daß Religion letzten Endes nicht Ge 
danke ist, sondern Tat, und daß darum vor dem Zwang zum Zusammenhalten 
und vor der gemeinsamen Liebe und der gemeinsamen Sorge und Aufgal-: 
das dogmatisch Trennende zurückzutreten habe und die Religion als Kraft 
quelle des Geistes und nicht als Hemmnis zu wirken hat. Ja, selbst die 
dogmatische Intoleranz, an der jede Kirche mit objektivem Wahrheitsbegrif 
bei aller bürgerlichen Toleranz immer festhalten muß, wird gemildert durct 
den Geschmack einer Zeit, die an theologischen Diskussionen kein Interes 
findet, und durch den offenkundigen Willen, neben der Gemeinsamkeit der 
Arbeit auch das dogmatisch Gemeinsame besonders zu unterstreichen. Auf 
protestantischer Seite hat schon im Jahre 1907 Adolph Harnack in eine 
berühmten Rede (vgl. Harnack, Aus Wissenschaft und Leben D diesen größter 
Schritt zur Verständigung gemacht; nun hat auch die andere Seite diesen 
Weg gefunden — nicht zu einer Vermittlungsreligion und einem Synkret«- 
ınus, sondern zur gegenseitigen Anerkennung auf dem gemeinsamen Boder 
der Arbeit im Vaterland, und zwar zu einer Anerkennung. die erleichtern 
wird durch die Erkenntnis, daB bei aller Selbstbehauptung der Dogmatik 
doch auch der Unterschied im Glauben und im Gedanken nicht so ungeheuer 
-und so ganz widersprechend ist. 

Die Bedrängnis von außen hat diesen längst vorbereiteten Weg be 
schreiten lassen. Wir erinnern uns dabei an eine andere Epoche der deutschen 
Geschichte, damals als die seit der Reformation unheilbar gewordene Zer- 
aplitterung Deutschlands von Ludwig XIV. erfolgreich ausgenützt wurde und 
unter solchen Umständen Leibnitz zu seinen Reunionsgedanken kam. Damal: 
‚erhob sich der französische König gegen die Pläne der Ireniker, weil nur 
der Glaubenszwist in das System seiner äußeren Politik paßte. Die gleiche 
Situation haben wir heute wieder. Der Angriff von außen hat die Ver- 
ständigung zu Worte kommen lassen und die Gemeinsamkeit des Vaterlandes 
und der christlichen Weltanschauung über den Unterschied der Konfessionen 
emporgehoben. Die französischen Angreifer haben den deutschen Geist mit 
dem Protestantismus, den deutschen Gott mit dem Gotte Luthers gleich- 
gesetzt, und die deutschen Katholiken haben sich dagegen gewehrt; sie haben 
den Anteil des Katholizismus an der deutschen Kultur, an deutscher Art und 
Kunst vor aller Welt festgestellt. Es ist freilich möglich, daß das Einver- 
ständnis der Konfessionen, das hier zum Durchbruch kommt, nicht bei gegen- 
seitiger Anerkennung und bei der friedlichen Arbeit stehen bleibt, sondem 
einmal zu einem Bunde zur Bekämpfung der unchristlichen Gedankenwelt 
wird, wie er schon vor dem Kriege in schwachen Umrissen sich hervorzuw 
-schien und jetzt auch an manchen Stellen der Abwehrschriften anklingt. 
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Doch das ist eine Sorge unserer künftigen inneren Entwicklung; das weist 
in die Tage nach dem bestehenden Burgfrieden hinaus und gehört der 


Zukunft an. Franz Schnabel. 


Johannes Janssen, Geschichte des deutschen Volkes seit dem Ausgang 
des Mittelalters. Erster Band: Deutschlands allgemeine Zustände beim 
Ausgang des Mittelalters. 19. und 20., vielfach verbesserte und ver- 
mehrte Auflage, besorgt von L. v. Pastor. Freiburg i..B. 1913. Herder. 
LX und 838 $, 


Vor dreißig Jahren gab es einen heftigen Streit um Janssen und eine 
beträchtliche Literatur über sein Werk. Heute spricht man von ihm viel 
weniger; er steht fast im Hintergrund. Liegt das daran, daß die spezifisch 
katholische Geschichtsforschung gegenwärtig überhaupt keine erhebliche Rolle 
spielt? Dies keineswegs; sie hat sich sogar seit Janssens Zeit stark entwickelt, 
Der Grund jener Erscheinung ist vielmehr der, daß die spezifisch katholische 
Geschichtschreibung über Janssen hinausgekommen ist; sie ist methodischer 
und sachlicher geworden. Auf Janssens Zettelkastenmanier und Advokaten- 
kunststücke verzichtet sie heute im allgemeinen; sie kann sie der Hauptsache 
nach entbehren. Die nichtkatholische Geschichtschreibung andererseits hat 
sich so mannigfaltig ausgebaut, daß sie Janssen wahrlich nicht zu fürchten 
braucht; wo sie ihm früher vielleicht Angriffsflächen geboten haben mag, 
da ist sie heute aufs beste gesichert. In Summa: Janssen imponiert heute 
nicht mehr, weder auf der einen noch auf der andern Seite. Indem wir 
dies feststellen, haben wir freilich noch kein Urteil über seine Stellung in 
der Geschichte der Historiographie abgegeben. Eine solche ist ihm zweifellos 
zuzusprechen. Wenn wir sie zu skizzieren suchen, beschränken wir uns auf 
sein Hauptwerk, die Geschichte des deutschen Volkes. Seine andern Arbeiten 
sind vielfach sehr nützlich, aber weniger charakteristisch. 

Am wenigsten wird man Janssen Fleiß absprechen. Fleiß, Sammler- 
fleiß besitzt er in höchstem Maß. Dagegen bietet seine „Deutsche Geschichte“ 
auffallend wenig unmittelbare Belehrung. Es wird uns eine Menge von 
Urteilen über die Sache, über die wir uns unterrichten wollen, mitgeteilt, 
Urteile aus alter und neuer Zeit. Wir wollen uns nicht so sehr darüber auf- 
halten, daß sie tendenziös ausgewählt sind. Die Tendenz ist ja unbestreitbar. 
Indessen sie dürfte nicht der größte Fehler des Buchs sein. Auch bei gleicher 
Tendenz hätte sich doch, wenn das Buch anders gearbeitet wäre, mehr leisten 
lassen. Der Hauptmangel scheint mir darin zu liegen, daß man kaum irgendwo 
eine schlichte Belehrung über die Dinge erhält. Janssen meinte die wesent- 
liche Arbeit des Historikers getan zu haben, indem er die Kästen, in denen 
er mit größtem Fleiß Äußerungen der verschiedenen Jahrhunderte über 
Personen nnd Sachen gesammelt hatte, zum Abdruck brachte. Er beachtete 
nicht, daß diese Äußerungen, mit denen er die ihm mißliebigen Personen 
und Sachen glaubte totschlagen zu . können, doch nnr Äußerungen von 
Menschen mit voller Subjektivität waren und daß es die Aufgabe des Hi- 
storikers ist, die hinter diesen Äußerungen stehenden Dinge zu ermitteln. 
Oder vielmehr, die Nichtbeachtung der hier hervorgehobenen Tatsachen wurde 
ihm nahegelegt durch seine Tendenz. 

Trotz solcher Fehler wird man Janssens Werk einige Verdienste zu- 
sprechen dürfen. Zunächst und vor allem ist es der Sinn für das Zuständ- 
liche, was ihn auszeichnet. Ich habe an anderer Stelle (s. mein Buch: „Der 
deutsche Staat des Mittelalters“ Bd. I, S. 75 ff. und meine Abhandlung 
„Geschichtschreibung und Geschichtsforschung“, in dem Werk: „Deutschland 
unter Kaiser Wilhelm II.“) dargelegt, wie innerhalb der historischen Literatur 
seit den Jahren 1878 und 1879 die Neigung für die Erforschung des Zu- 
ständlichen, der wirtschaftlichen Verhältnisse, aber auch der Zustände über- 
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haupt, stark hervortritt. An der Vorbereitung dieser Bewegung hat Janssen 
zweifellos einen Anteil, und zwar gehört er insbesondere zu denen, die eine 
breitere Behandlung der Vorgeschichte der Reformation, eine eingehende 
Erforschung der Zustände, die vor ihr vorhanden waren, eingeleitet haben. 
Wenn heute der Vorgeschichte der Reformation umfassende Studien und 
Darstellungen gewidmet werden, wenn man heute das Urteil über die Refor- 
mation in beträchtlichem Maß von der Beurteilung der vor ihr vorhandenen 
Zustände abhängig macht, so kommt Janssen um die Herbeiführung dieser 
Wandlung ein Verdienst zu. Es würde hier zu weit führen, das Maß seines 
Verdienstes genauer festzustellen. Zum Beweis, daß Janssen nicht allein 
steht, mag nur an Kampschultes Forschungen und an Gotheins Schrift über 
die religiösen Volksbewegungen vor der Reformation erinnert werden. Un- 
bestreitbar ist jedenfalls, daß Janssen eine Wirkung in jener Richtung aus- 
geübt hat. Daneben mag noch immer erwähnt werden, daß er im einzelnen 
auf manche Tatsachen aufmerksam gemacht hat, die früher nicht genügend 
gewürdigt waren. 

Wir haben nun die neue Bearbeitung von Janssens Buch anzuzeigen. 
die L. v. Pastor besorgt hat. Schon die 17. und 18. Auflage verdankte man 
ihm. Er hatte hier eine eingehendere Behandlung der kirchlichen Schäden, 
der antirömischen Stimmung und der kirchenpolitischen Entwicklung des 
endenden deutschen Mittelalters eingefügt und so dazu beigetragen, das Bild, 
das von Janssen entworfen war, zu vervollständigen und der Gerechtigkeit 
näher zu bringen. Mag auch Janssen, wie Pastor mitteilt, die Absicht gehabt 
baben, diese Lücken selbst noch auszufüllen, in seiner Darstellung waren sie 
jedenfalls nicht vorhanden. Die 19. und 20. Auflage verwertet in großem Umfang 
die inzwischen erschienene neuere Literatur, und sie ist wahrlich nicht klein. 
Wir wollen mit der Anerkennung für die darauf verwandte Mühe um so 
weniger zurückhalten, als die Bearbeitung des Werkes eines andern immer 
ein saueres und meistens auch undankbares Amt ist. Im vorliegenden Fall 
kommt noch hinzu, daß durch die neueren Forschungen Hauptsätze von 
Janssen doch schlechthin umgestoßen sind. Pastor, der am Text der Dar- 
stellung möglichst wenig ändern wollte, hat die Auseinandersetzung mit den 
neueren Arbeiten in die Anmerkungen geschoben. Man kann sich nun mehr- 
fach aus diesen davon überzeugen, daß der Text Janssens nicht haltbar ist. 
Ich verweise z. B. auf die Partien über die Rezeption des römischen Rechts. 
Janssen sah in ihr gewissermaßen eine Bosheit und betonte aufs schärfste, 
daß das römische Recht von dem Volk entschieden abgelehnt worden sei. 
Ich habe nachgewiesen, daß es sich so gar nicht verhält. Es ist vielmehr 
die traurige Tatsache zu verzeichnen, daß das deutsche Volk das römische 
Recht ohne erhebliches Geräusch angenommen hat. Mag man die eine oder 
andere Äußerung der Quellen jener Zeit so oder so interpretieren, im ganzen 
ist Janssens Darstellung durchaus zu verwerfen. Und da er von seiner Auf- 
fassung der Rezeption des römischen Rechts in der Beurteilung anderer 
wichtiger Vorgänge und Umstände beeinflußt ist, so wird damit noch viel 
mehr in seiner Schilderung hinfällig. Um: nach diesen Bemerkungen all- 
gemeiner Natur noch an einem Einzelfall die Zettelkastenmanier Janssens zu 
erläutern, so bildet eine Hauptthese (die auch mit seiner Auffassung von der 
Rezeption des römischen Rechts zusammenhängt) von ihm der Satz, daß die 
fürstlicheu Verwaltungen zurzeit des Auftretens Luthers die bestehenden Ver- 
fassungen ganz willkürlich behandelten (S. 603). Der Satz wird durch eine 
Reihe von Äußerungen aus alter und neuer Zeit gestützt, und der unkundige 
Leser muß glauben, hier sei doch so viel Beweismaterial angefahren, daß 
niemand an der Behauptung zweifeln könne. Man braucht ja aber nur einen 
Blick in die Landtagsakten jener Zeit zu werfen, um sich davon zu über- 
zeugen, daß die fürstlichen Verwaltungen weit entfernt davon waren, die land- 
ständischen Verfassungen irgendwie willkürlich zu behandeln. Das ganze 16. Jahr- 
hundert bildet ja noch einen Teil der Blütezeit der landstándischeu Verfassung! 
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Wenn wir hiernach den Wert von Janssens Buch für die Gegenwart 
bestimmen sollen, so würden wir einem Laien, der sich über jene Zeit unter- 
richten will, nicht raten, zu ihm zu greifen. Er findet sich in dem zum 
pobun oder wenigstens größeren Teil unkritischen Material nicht zurecht. 

agegen der Fachmann wird nicht umhin können, von dem aufgespeicherten 
Material Kenntnis zu nehmen. Er ist ja in der Lage, zwischen brauchbarem 
und unbrauchbarem zu unterscheiden, und was hier bewundernswerter Sammler- 
fleiß zusammengetragen hat, das durchzusuchen lohnt sich immerhin. Vom 
Standpunkt der Entwickluug der Historiographie aber stellen wir, um es 
nochmals zu sagen, Janssens Leistung höher. Und wir wollen auch den 
Hinweis darauf nicht unterlassen, daß, wenn Janssens Buch von starken 
Tendenzen durchzogen ist, die Gegenseite, Vertreter der „freisinnigen“ Auf- 
fassung, leider den Ehrgeiz gehabt zu haben scheinen, mit Darstellungen 
von höchst greifbarer Tendenz nicht hinter Janssen zurückzustehen. Noch vor 
wenigen Jahren erst hat H. Preuß mit seiner „Entwicklung des deutschen 
Städtewesens“ eine Arbeit geliefert, der der unerfreuliche Ruhm zukommt, 
ein Denkmal solcher Art zu bleiben (vgl. darüber Histor. Ztschr. Bd. 102, 


S. 524 ff.). Georg v. Below. 


Julius Goebel, Der Kampf um die deutsche Kultur in Amerika. Aufsätze 
und Vorträge zur deutsch-amerikanischen Bewegung. Leipzig 1914. 
Dürr. VI und 147 8S. 


Das Buch des bekannten Vorkämpfers der Deutsch-Amerikaner enthält 
eine Anzahl von Aufsätzen, die in den Jahren 1883—1914, sämtlich vor dem 
Ausbruch des Weltkrieges, entstanden sind, und die sich mit dem Deutschtum 
in Nordamerika, mit seinen Beziehungen zur alten und zur neuen Heimat 
beschäftigen. Manche der Aufsätze sind mehr literarisch, andere mehr politisch 
gefärbt, sie alle verfolgen aber einen dreifachen Zweck: für die Erhaltung 
des Deutschtums in den Vereinigten Staaten einzutreten, den Wert der 
deutschen Kultur für die werdende amerikanische hervorzuheben, und für die 
Pflege guter und freundschaftlicher Beziehungen zwischen Deutschland und 
Amerika zu wirken. 

Die Erreichung dieser Ziele ist durch den Verlauf des Weltkrieges und 
die Haltung, die die Regierung der Vereinigten Staaten in ihm eingenommen 
hat, zum mindesten erschwert worden. Es ist aber noch zu früh, ein end- 
gültiges Urteil über die Wirkungen des großen Krieges auf die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Amerika und auf das Verhältnis zwischen Deutsch- 
und Anglo-Amerikanern abzugeben. Wir können deshalb nur auf die Dinge 
eingehen, wie sie vor 1914 lagen, und höchstens Vermutungen über ihren 
weiteren Verlauf wagen. 

Goebel erkennt wohl die Schwächen des Deutschtums in Amerika; er 
sieht, daß die meisten Deutschen nur eine gewisse Zeit ihre Nationalität 
bewahren, daß aber die späteren Generationen das deutsche Bewußtsein 
verlieren, „falls ein frischer Zustoß von Einwanderern es nicht wieder mit 
sich bringt, um es dann nach kurzer Zeit auf gleiche Weise versinken zu 
lassen“ (S. 78). Goebel hofft indes, daß es gelingen wird, durch die kraft- 
volle Zusammenfassung der Deutschen, wie sie im deutsch-amerikanischen 
Nationalbund erfolgt ist, das deutsche Bewußtsein in Zukunft lebendig zu 
erhalten. Der Krieg hat gewiß mächtig dazu beigetragen, die deutsch- 
amerikanische Bewegung zu fördern; andrerseits ist es nach den bisher 
allerdings sehr mangelhaften Nachrichten sicher, daß es auch unter den 
Deutsch-Amerikanern eine nicht unbeträchtliche Anzahl gibt, die ihr altes 
Vaterland in der Stunde der Gefahr in schmählicher Weise verraten haben. 
Ich erinnere an die deutschamerikanischen Firmen, die die französisch- 
englische Anleihe gezeichnet haben, ich denke an die schmachvolle Haltung, 
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die die Herren Ochs, Wile (Weil) und selbst der Sohn eines der bekanntesten 
Deutsch-Amerikaner Oswald Villard (alias Hillgard) eingenommen haben. Diese 
Spaltung wird nicht zur Stärkung des Deutschtums beitragen; dazu kommt 
der Umstand, daß die deutsche Auswanderung. die schon seit längerer Zeit 
sehr nachgelassen hatte, aber immer noch weiterbestand, nach dem Kriege 
voraussichtlich andere Gebiete aufsuchen wird. Wir wollen hoffen. daß der 
stärkere innere Zusammenschluß der Deutschen das an Kräften zu ersetzen 
vermag, was ihnen durch Absplitterung mancher vielleicht unerwünschter 
Elemente sowie durch die fehlende Zuwanderung verloren geht. 

Goebel wünscht aber nicht nur, daß die Deutsch- Amerikaner ihr 
Volkstum bewahren, sondern er verlangt, daß sie die amerikanische Kultur 
beeinflussen, ihr die Elemente zuführen sollen. die ihr fehlen. Im Gegensatz 
zu den meisten europäischen Beobachtern, die aus leicht begreiflichen Gründen 
die Lichtseiten stärker hervorgehoben haben als die Schatten, scheut sich 
Goebel nicht, den Amerikanern zu sagen. daß „ihre vielgepriesene Kultur 
erst im Werden begriffen ist, daß sie ihr Bestes und Bleibendes an deutscher 
Kultur genährt hat, und daß es der geschichtliche Beruf der Deutsch- 
Amerikaner sei. als Vertreter deutscher Kultur schaffend und bildend in die 
amerikanische Kulturentwicklung einzugreifen“ (S. 4). Es ist zu vermuten. 
daß nach der maßlosen Verhetzung, wie sie die angloamerikanische Presse 
betrieben hat, dieser Teil des Goebelschen Programms vorläufig wenigstens 
auf Verwirklichung nicht rechnen darf. Nicht viel besser steht es leider 
mit den Bestrebungen Goebels, für die Pflege freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen Deutschland und Amerika zu wirken. Von großem Interesse na- 
mentlich in dem gegenwärtigen Augenblick ist der kleine 1899 erschienene 
Aufsatz: Warum protestieren wir Deutsch-Amerikaner gegen den Imperialismus? 
Goebel zeigt, wie England schon damals systematisch versucht hat, Feind- 
schaft zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten zu sáen, und so 
fügt er hinzu (S. 46): „ich muß leider sagen, daß es keine Nation mit mehr 
Erfolg am Narrenseil geführt hat als die unsere“. Das ist 1899 geschrieben. 
aber leider noch heute ebenso wahr, wie die weiteren Ausführungen, dad 
„die Amerikaner alle abgefeimten Unwahrheiten geglaubt haben, die die 
Agenten Englands und in englischer Bezahlung die gelbe Presse Amerikas 
gebracht haben“. Die deutschamerkanische Bewegung hat diesen von eng- 
lischer Seite ausgehenden Bestrebungen vor 1914 und mit großem Nachdruck 
auch während des Krieges entgegengearbeitet. Es hat den Anschein, dad 
der Erfolg nicht sehr erheblich gewesen ist, und zum mindesten die Haltung 
der leitenden Kreise nicht beeinflußt hat. Es mag aber sein, daß ohne die 
deutschamerikanische Opposition die Dinge einen noch schlimmeren Verlauf 
genommen hätten; wie wir schon hervorhoben, müssen wir mit unserem 
Urteil noch zurückhalten. Wir wollen aber wünschen und hoffen daß es 
der deutschamerikanischen Bewegung schließlich doch gelingen möge, in 
einer nicht zu fernen Zukunft die alten freundschaftlichen Beziehungen, die 
zwischen Deutschland und Amerika seit über hundert Jahren bestanden haben. 


wiederherzustellen. Paul Darmstaedter. 


A. Cartellieri, Deutschland und Frankreich im Wandel der Jahrhunderte. 
Rede, gehalten zur Feier der akademischen Preisverteilung in Jena 
am 20. Juni 1914. Jena 1914. Gustav Fischer. 28 S. 


Obwohl diese vor dem Kriege gehaltene Rektoratsrede bemüht ist, „die 
innige Verbindung der Wissenschaft mit dem Leben recht deutlich erkennen 
zu lassen“, und obwohl sie die deutsch-französische Frage mit Recht als eine 
„Grundfrage der Gegenwartspolitik“ bezeichnet, wird die Darstellung über 
das Jahr 1871 nur auf ganz skizzenhaft gehaltenen zwei Seiten noch hinaus- 
geführt, und auch die sonst reichhaltigen und dankenswerten Literaturangaben 
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sind für diese letzte Periode ganz unzulänglich. Gewiß ist es das „schöne 
Vorrecht des Historikers . . .. Brücken über die Jahrhunderte zu schlagen“. 
Allein, bei solchen Allgemeinheiten sollte man sich nicht beruhigen, und auch 
wissenschaftlich fruchtbar wird dies Recht doch nur ausgeübt, wenn man sich 
„frei von den Stimmungen des Augenblicks“ von der Zeitgeschichte nicht 
allzu ängstlich fernhált. „Aus der Ruhe geschichtlicher Betrachtung in die: 
wilde Brandung der Tageskämpfe“ braucht man deshalb noch lange nicht 
hineingerissen zu werden. Gerade die Historiker täten wirklich gut, die 
wissenschaftliche Möglichkeit der Behandlung auch der neuesten Geschichte 
etwas ernstlicher ins Auge zu fassen. Überdies steht gerade zur französischen 
Geschichte und zur Geschichte der deutsch-französischen Beziehungen seit 1871 
eine Fülle ernsthafter und guter Literatur zu Gebote. Über Frankreichs. 
Kolonialpolitik und sein Verhältnis zu England hätte dann freilich auch sonst 
mehr gesagt werden müssen. 

Besonders ausführlich ist der mittelalterliche Teil der Übersicht gehalten, 
wobei Verf. auch auf eigenen Spezialforschungen fußen konnte. Freilich 
hätte auch in diesem Abschnitte manches schon mit ein paar Worten ` 
mehr geklärt werden können, z. B. der besondere Charakter Lotharingiens, 
der auffallenderweise weniger behandelt wird als etwa die doch nur vorüber- 
gehende Bedeutung der Erwerbung des alten Burgund durch Deutschland im 
elften Jahrhundert. 

Da der neuzeitliche Teil nur ganz knapp gehalten ist, so kann er 
natürlich nicht viel Neues bieten. Anstatt die Kulturbeziehungen hie und 
da kurz zu berühren, hätte sich eine Beschränkung auf die politischen Be- 
ziehungen sicher empfohlen. Gleichwohl kann man der allgemeinen „Lehre“, 
die Verf. aus seinen Betrachtungen zieht (S. 5, 8, 15 £.), daß sich die deutsch- 
französischen Beziehungen schon seit dem Mittelalter nur in weltpolitischem 
Rahmen verstehen lassen, durchaus zustimmen:. „Entscheidend ist für die 
deutsch-französischen Beziehungen die Weltstellung, nicht dieses oder jenes 


Stück des Zwischenreiches“ ... Im übrigen wird man bei Beurteilung dieser 
Rede immer zu berücksichtigen haben, daß sie vor dem Kriege gehalten 
worden ist. Justus Hashagen. 


Österreich-Ungarns Schicksalsstunde. Wien 1915. Braumüller. 90 S. 


Diese Schrift, die ich leider bei meiner Darlegung in dieser Zeitschrift 
1916, 2 ff. noch nicht benutzen konnte, gilt als Kundgebung der Anschauungen 
der Christlichsozialen Partei oder doch eines Teiles von ihr. Da sie im Fe- 
bruar 1915 „als Manuskript gedruckt, einer beschränkten Zahl von Personen 
zugesendet“ und im Mai veröffentlicht wurde, war sie wohl früher in der 
Hand maßgebender Personen, als die Kundgebungen nationaler deutscher 
Kreise und hat möglicherweise dadurch eine größere praktisch-politische Be- 
deutung erlangt. Der ungleiche Wert ihrer einzelnen Teile läßt auf eine 
Mehrzahl von Verfassern schließen. Wissenschaftlich und politisch am nie- 
drigsten steht die allgemeine Einleitung und Umrahmung und die im engsten 
Sinne innerpolitischen Teile. Das erkennt man schon auf den ersten Seiten 
an der schwankenden und ungewöhnlichen Terminologie. Was im politischen 
Leben Österreichs allgemein Nation heißt, wird hier nach anglofranzösischem 
Muster Rasse genannt; die Ausdrücke „Nationalstaat“ und „Nationalitätenstaat“ 
werden nicht für Gegensätze, sondern in gleichem Sinn gebraucht, was dann 
zu dem Wort „Übernationalitätenstaat“ nötigt. Aus der Vielheit der Natio- 
nalitäten wird gefolgert, daß österreichische Auswanderer leicht „entnatio- 
nalisiert* werden; gemeint ist, daß sie ihr Staatsgefühl einbüßen, und das 
geschieht gerade, weil das Bewußtsein des nationalen Zusammenhangs bei 
ihnen stärker ist. Andere Beispiele muß ich später berühren. Weit höher 
stehen die außerpolitischen und wirtschaftspolitischen Abschnitte, auch in 
der Kenntnis der Geschichte, die in andern gelegentlich zu wünschen läßt. 
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Den Verfassern der Denkschrift bedeutet der Krieg und der erwartete 
Sieg die Schicksalsstunde Österreich-Ungarns, weil er diesem „die Bahn frei 
macht zu neuer Größe und Macht, zu innerem Frieden, zur endlichen Gesun- 
dung und wir vor die Entscheidung gestellt werden, ob wir diese Bahn zu 
beschreiten gewillt und befähigt sind oder nicht.“ Der Staatsgedanke, 
auf dem die „unverwüstliche Lebenskraft“ Österreichs beruht, wird zunächst 
im Sinne der historischen Schutzmission gefaßt. die einst auch gegen die 

elben Völker eintreten wird. Sie bedeute die Zusammenfassung verschiedener 

ölker zum „Übernationalitätenstaat“, der „die Suprematie einer Rasse“ nicht 
verträgt. Die Vielheit der Nationen sei „in Wahrheit die Grundlage seiner 
Stärke und Größe“ und er stehe kulturell höher als der Nationalstaat. Die 
deutsche und die unter ihrem Einfluß erwachsene „österreichische Kultur“ 
(von der ja neuerlich u. a. auch Rob. Müller viel redet) werden eben deshalb 
als die wahre Weltkultur und als Gegensatz zu den sich gegen fremde Ein- 
flüsse abschließenden „reinrassigen Kulturen“ der Westländer hingestellt, weil 
sie sich anderen Kulturen gegenüber aufnahmsfähig erweisen. Der Kampf 
der Gegenwart richte sich ebensowohl gegen diese reinrassigen Kulturen, wie 
gegen die „asiatische Rassenkultur“ und die innere ungesunde Überkultur. 
Fehlt hier auch die Übertreibung, zu der seither E. Hanslik das Bewußtsein 
unserer kulturellen Vielseitigkeit und Empfänglichkeit verdichtet hat. so treten 
doch bei der nunmehr folgenden ausführlichen, im ganzen trefflichen Dar- 
legung der Kriegsursachen einzelne extreme Anschauungen hervor. 

Sehr unbefangen wird Rußland beurteilt. Sein notwendiges Streben 
nach dem Weltmeer und im besonderen den „Meerengen“ werde die Nieder- 
lage und die Auflösung des unnatürlichen Bundes mit England überdauern 
und schließe stete Kriegsgefahr in sich. Kongreßpolen soll daher als Puffer- 
staat unter einer habsburgischen Sekundogenitur und in engem militärischen 
und wirtschaftlichen Verband mit den Mittelmächten eingerichtet werden, 
die ihm von ihrem Gebiet nichts abtreten. Übersieht hier die Denkschrift 
vielleicht die aktuellen politischen Stimmungen und Kräfte der Polen, so 
ist sie nach einer andern Seite mit Recht um so vorsichtiger. „Die Schicksals- 
stunde der Ukrainer dürfte erst nach dem nächsten Krieg mit Rußland ge- 
schlagen haben.“ Strenger als Rußland wird England beurteilt, dessen Kultur 
im ganzen „auf das allerengste mit Handelsinteressen und allenfalls mit Sport“ 
zusammenhänge; aber seine Kriegsgründe werden im wesentlichen richtig 
dargestellt. Belgien werde durch Verlust seiner Selbständigkeit gestraft 
werden müssen, die es ohnehin nicht dauernd bewahren könnte. Insbesondere 
durch Englands Lügenfeldzug sei der Engländerhaß zu einem Erbgut der 
Deutschen geworden; als Kriegsfolge erscheint früher oder später der Zu- 
sammenbruch des englischen Weltreichs. Heute (März 1916) würde man 
wohl nicht mehr in diesem Zusammenhange von dem drohenden Verlust 
Canadas und einer Ausdehnung der deutschen Machtsphäre über Englands 
afrikanischen Besitz sprechen. Bemerkenswert ist hier die Mitteilung, daß 
England (das, wie die Denkschrift irrig meint, Österreich zum erstenmal als 
Feind entgegentrete) „gemäß eines angeblich von König Georg unserem ab- 
reisenden Botschafter gegebenen Versprechens keinerlei militärische Aktion 
gegen Österreich unternommen hat.“ Frankreich gegenüber geht die Unbe- 
fangenheit der Auffassung nicht sehr weit. Die Revanche-Idee konnte nur 
für ein „physisch, intellektuell und moralisch“ im Niedergang begriffenes Volk 
von „perversem Ehrgeiz und nervös geschwächtem Willen“, vor allem aber 
für ein glaubenslos gewordenes Volk zum Kriegsgrund werden. Mit Recht 
sieht die Denkschrift nach seiner Niederlage ein Heilmittel nicht in einem 
Systemwechsel, etwa der Monarchie, sondern nur in einem Bündnis mit Deutsch- 
land, das jedoch nicht zu erwarten sei. An anderer Stelle wird aber das 
menschenarme Frankreich als ein Kolonisationsfeld des Deutschtums angesehen. 
Für die richtig beurteilten „Balkanprobleme“ stellt die völlige Ausrottung 
des russischen Einflusses und der ihm unterworfenen politischen Gebilde die 
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angestrebte Lösung dar. Ein Balkanbund, in dem Österreich-Ungarn die 
Schiedsrichterstelle bekleidet, die Bekämpfung der „kulturfeindlichen“ ortho- 
doxen Kirche innerhalb des Serbentums — ein Vorgehen, vor dem neuerlich 
Neurath mit Recht gewarnt hat und das uns verschiedene Völker innerhalb 
und vor allem außerhalb der Monarchie entfremden müßte — systematische 
Kolonisation und Förderung serbischer Auswanderung, Bildung eines Groß- 
bulgarien und Vereinigung Bessarabiens mit Rumänien, Angliederung Albaniens 
an die Monarchie und damit Herstellung der Nachbarschaft mit Griechenland 
und Bulgarien, aber auch Sicherung der ganzen Ostküste der Adria und der 
Wege zu ihr erscheinen der Denkschrift als die geeigneten Mittel. Der neue 
Erwerb soll an Ungarn, dagegen Bosnien, die Herzegowina und ein Teil 
Kroatiens an Österreich fallen, wodurch angeblich die Gefahr eines Trialismus 
beseitigt würde. Ich glaube nicht, daß das ungarischen Ansichten entspricht. 
Ist das nicht zu erreichen, so wird vorgeschlagen, Montenegro und Albanien 
unter die Schutzherrschaft der Monarchie und die Verwaltung Ungarns zu 
stellen. Sehr umsichtig wird Italien beurteilt, das zur Zeit der Abfassung 
der Schrift noch nicht in den Krieg eingetreten war. Als das Maßgebende 
erscheint den Verfassern aber mit Recht das Verhältnis zu Deutschland. 
Sehr zutreffend und günstig wird der heutige deutsche Imperialismus 
beurteilt, dessen Richtlinie nunmehr unverrückbar gegen Südosten festgelegt 
sei. In herzlicher Bewunderung für Kaiser Wilhelm II. wird die „Vermählung 
des westlichen und des östlichen Geistes“ durch den Bund mit dem Islam 
EE die Bedeutung des ungeschmälerten Bestandes Österreich-Ungarns 
ür das Deutsche Reich und die Vorteile des Anschlusses für Rumänien und 
Bulgarien besprochen. Die Verbindung mit dem Deutschen Reich sei für 
die Monarchie in ihrer Schicksalsstunde geradezu eine Bedingung ihres Be- 
standes, nur über Zeitmaß, Mittel und Grad, Form, Basis und Umfang gebe 
es noch eine Wahl. Damit sind wir durchaus einverstanden, ebenso mit der 
Forderung nach Erneuerung des politisch-militärischen Schutz- und Trutz- 
bündnisses. Alles, was damit zusammenhängt, also vor allem jederlei Stär- 
kung der Wehrmacht und der Flotte und die sehr ansprechend erörterten 
finanziellen und wirtschaftlichen Maßnahmen, müsse unbedingt gefördert 
werden. Unter herber Kritik der heutigen Verhältnisse wird eine ,zivilisa- 
torische Handelspolitik“ und vor allem eine Organisation des Handels verlangt. 
Der Anschluß an ein größeres Ganzes, an den „wirtschaftlichen Imperialismus“ 
Deutschlands wird z. T. eigentümlich begründet. Der internationale Staat 
könne keinen eigenen Imperialismus aus sich heraus entwickeln und keine 
auswärtigen Kolonien erwerben. Denn das Maß von Unterjochung der Ein- 
geborenen, das die Erwerbung von Kolonien verlangt, widerstrebe seinem 
Stastsgedanken. Auch erschwere die staatsrechtliche Gestaltung der Doppel- 
monarchie den Erwerb von Kolonien. Ist dieser letzte Einwand durch die 
Geschichte Bosniens einigermaßen widerlegt, so lehrt uns der andere, zu 
welcher politischen Schwäche Österreich-Ungarn verdammt wäre, wenn der 
internationalistische Staatsgedanke der Denkschrift, welche auch die leiseste 
Spur einer deutschen Vorherrschaft ablehnt und bezeichnenderweise die Frage 
nach der sprachlichen Organisation des Staates und der Staatssprache gar 
nicht berührt, verwirklicht würde. Der verlangte Anschluß an den deutschen 
Imperialismus, der nach Ansicht der Verf. den Österreichern und Ungarn 
Gleichberechtigung in den deutschen Kolonien einräumen müßte, scheint mir 
hinlänglich durch die „Identität der kulturellen, politischen und militärischen 
Ziele und Interessen“ beider Reiche begründet. Zugeben mag man, daß die 
Monarchie zurzeit in der Innenkolonisation genug zu tun hat, um auf Außen- 
besitz noch zu verzichten, aber kaum mehr. | 
Die hauptsächlichen Einwände gegen die imperialistische Gemeinschaft 
werden zumeist zutreffend widerlegt, so die Besorgnisse um die staatliche 
Selbständigkeit der Monarchie. Auch Ungarn könne eine Unabhängigkeit als 
vergrößertes Donaureich mit slavischer Mehrheit nicht wünschen. Eine Be- 
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sorgnis, daß die Deutschen Österreichs und ihre Parteien durch das Bündnis 
eine übermäßige Stärkung erlangen könnten, die neue Gefahren für das Gleich- 
gewicht der Kräfte und den inneren Frieden bringe, hegt die Denkschrift 
auch nicht. Wohl aber wird im Sinne der Burger und Foerster die Mehr- 
heit der Deutschösterreicher beschuldigt, daß sie dem Staatsgedanken wider- 
strebt und eine „Hegemonie und Suprematie der Rasse“ angestrebt habe, 
statt sich mit der Suprematie der Kultur zu begnügen, und daß man durch 
die Los-von-Rom-Bewegung die Verchristlichung und damit den Fortschritt 
der westlichen Kultur behindert habe. „Eine wahre Verchristlichung aber“, 
heißt es dann, „kann nur durch die katholische Kirche erfolgen.“ Demselben 
Vorstellungskreis entspricht es, daß das einzige wirklich ernst zu nehmende 
Bedenken gegen den Zusammenschluß mit Deutschland in der Stärkung des 
Protestantismus erblickt wird. Aber die Verfasser meinen nicht, daß die 
katholische Weltanschauung, welche „die Grundlagen unseres gesellschaft- 
lichen Lebens und der österreichischen Kultur“ bilde, Gefahr laufe. Denn 
sie decke sich mit der Staatsidee, weil ihr die Tendenz innewohnt. jede 
Nation in ihrer Eigenart bestehen zu lassen. Die Denkschrift steht somit 
im Banne der katholisch-slavischen Staatsidee; wenn sie auch die slavische 
Seite nicht hervorhebt, so ergibt diese sich aus der Ablehnung jeder deutschen 
Führerstellung in Österreich und dem Wunsch nach dessen Ausdehnung über 
weitere slavische Gebiete klar genug. Hierin dürfte sich aber die Denkschrift 
von der Meinung der Mehrheit der Christlichsozialen entfernen. Denn diese 
dem politischen Katholizismus freundlichste unter den großen Parteien hat 
sich für die deutsche „Verkehrssprache“ festgelegt und mußte dies als praktisch- 
politische Partei tun. 

Knapp und sachlich wird die Frage der Zollunion besprochen. Die 
Denkschrift spricht sich für eine solche mit Zwischenzöllen von „fallender 
Tendenz“ aus. Aber neben der wirtschaftlichen ist eine innerpolitische 
Neuordnung nötig. In der Schicksalsstunde muß mit dem unfruchtbaren 
Hader aufgeräumt werden, von dem die Verfasser mit Recht meinen, er werde 
mit verstärkter Heftigkeit auftreten, weil jeder Teil streben werde für sich 
bei der neuen Lage den größten Anteil zu erkämpfen. Der nationale Zu- 
sarmmenschluß der slavischen Parteien macht mir das leider zur Gewißheit. 
Bei Friedensschluß sollen, heißt es weiter, die Voraussetzungen für die „innere 
Neugestaltung mit deren Hauptziel der Erhöhung der Macht der Krone und 
der Stärkung der Regierungsautorität“ schon vorhanden sein; alles wünsche 
eine starke Hand. Das ist richtig, aber es kommt uns allen doch sehr darauf 
an, in welcher Richtung diese starke Hand die Zügel führen will, und man 
hat den Eindruck, daß gewisse Kreise sie nur darum so laut verlangen, weil 
sie von ihr die Erfüllung ihrer politisch-konfessionellen Wünsche erwarten. 
Was dann über das Verhältnis zu Ungarn gesagt wird, dürfte trotz über- 
triebener, historisch nicht immer hinreichend begründeter Lobsprüche für 
die Ungarn (deren Staatsgedanke dem der Denkschrift sehr widerspricht, 
ohne daß dies jemals berührt würde) in Ungarn wenig Anklang finden. Die 
Verfasser setzen sich zu sehr über die Terminologie des ungarischen Staats- 
rechts hinweg. Sieht man von dieser Schale ab, die aber den Ungarn sehr 
wesentlich ist, so bleibt ein ehrliches Bekenntnis zum Dualismus, der weder 
einer Rückbildung zur Gesamtstaatsidee, noch einer Weiterbildung in der 
Richtung zur Trennung hin unterliegen soll, und der Wunsch nach dauernden 
und klaren staatsrechtlichen Verhältnissen. Das entspricht der Anschauung 
Deutschösterreichs und sehr vieler Ungarn. Eine Stärkung des Heeres er- 
scheint den Verfassern auch für „die Politik der Staatsautorität im Innern“ 
wichtig; auch in gesellschaftlicher Hinsicht solle der Soldaten- und insbesondere 
der Offiziersstand an die erste Stelle gerückt werden. Das scheint mir bereits 
erfolgt; eine Entwicklung des uns im großen ganzen fehlenden militärischen 
Kastengeistes gerade nach einer so glänzenden Leistung des Volksheeres 
werden doch auch die Verfasser nicht wünschen. Unter dem Mangel einer 
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exakten Ausdrucksweise leiden die folgenden Ausführungen über die Frage 
der „Autonomie“. Dem hart, wohl zu hart, verurteilten Zentralismus der 
Deutschliberalen wird eine daneben (und, wie die Denkschrift kaum mit Recht 
meint, als Reaktion dagegen) entstandene „für das Reich keineswegs nützliche, 
durchaus willkürliche und nicht zentral organisierte Autonomie“ gegenüber- 
gestellt. Die Denkschrift lehnt beide ab und verlangt eine Dezentralisation 
der Verwaltung und eine gewisse Stärkung der Länderautonomie, diese aber 
„nur im verwaltungsrechtlichen und nicht im staatsrechtlichen Sinne und 
unter der Voraussetzung der vorher erfolgten Ordnung der nationalen An- 
gelegenheiten innerhalb dieser Länder, durch welche die Rechte und das 
Maß der Mitarbeit jeder Nationalität geregelt wird“. Diesen Ausgleich nennt 
sie Föderalismus, während man doch ganz allgemein unter Föderalismus eine 
weitergehende. dem Einheitsstaat widerstrebende, unter Autonomie aber eine 
beschränkte, in dessen Rahmen eingefügte Selbstverwaltung der Länder ver- 
steht. Die Verwirrung dieser Begriffe hat gerade in diesen Tagen eine 
schädliche Wirkung, indem in weiten deutschen Kreisen die leiseste autono- 
mistische Regung als Bedrohung der Staatseinheit empfunden und mit heftigem 
Widerspruch abgelehnt wird. Denn eine Erweiterung der Länderautonomie 
lehnt die deutsche Bevölkerung unbedingt ab. Es ist überhaupt bedenklich, 
dieses Schlagwort aufzuwerfen, ehe die zentralistische Grundlage gelegt ist, 
auf die auch die Denkschrift nicht verzichten will und kann. Die verschleierte 
Wendung über die Regelung der nationalen Angelegenheiten könnte auch 
ein Sprachengesetz nach den Wünschen der Deutschen bedeuten, der spätere 
Zusammenhang aber läßt an Zwangsausgleiche in den einzelnen Ländern denken. 

Eine seharfe Kritik übt die Denkschrift unter Berufung auf Chamberlain 
am Parlament und dem Wahlrecht, auf dem dieses beruht. Sie spricht 
sich für das allgemeine, aber gegen das gleiche Wahlrecht zugunsten eines 
Pluralitätsstimmrechts aus, das „den Kreisen des produzierenden Grundbesitzes, 
der Intelligenz, sowie der industriellen und gewerblichen Arbeit zugute 
kommen soll.“ Bedenkt man, welche Kämpfe der einzelnen Volksgruppen 
und Volksschichten die Frage seiner Umgrenzung für das „Volkshaus“ als- 
bald hervorrufen müßte, so scheint es wohl richtiger, eine entsprechende 
Vertretung der Berufsgruppen im Herrenhaus (aber nicht als Interessenvertre- 
tung, sondern als Sachverständigengruppen) ins Auge zu fassen. Eine solche 
Reform des Oberhauses ist mehrfach gewünscht, aber kaum noch näher be- 
gründet und spezifiziert worden. Auch die Denkschrift spricht vom Herren- 
haus nicht. Originell ist ihre Stellung zu den parlamentarischen und den 
Beamtenministerien, deren Nachteile einander treffend gegenübergestellt werden, 
und der Vorschlag zur Abhilfe: ein Premier als einziger politischer und dem 
Reichsrat verantwortlicher Minister und neben ihm dauernde Fachminister, 
die nicht der Beamtenschaft, sondern den Sachverständigen ohne Ansehen der 
Nation und der Partei entnommen werden. Außerdem würde die Dezentrali- 
sation der Verwaltung nach Ansicht der Verfasser die Sachlichkeit fördern, 
da der Zentralismus den ungesunden Wettlauf nach den Zentralstellen und 
die Besetzungen nach „nationaler Parität“ in diesen verschuldet habe. Diese 
sehr beachtenswerten Erwägungen halten aber vor der Wirklichkeit nicht 
völlig stand: so scheint mir z. B. ein schroffer politischer Gegensatz zwischen 
dem Ministerpräsidenten und den Fachministern auf die Dauer nicht möglich. 
Am Schluß wird in aller Kürze die Beendigung des nationalen Haders (nicht 
bloß seine Einschränkung, die mir allein erreichbar scheint), namentlich in 
Böhmen, auf autoritativem Wege verlangt. Ich glaube in dieser Zeitschrift 
dargetan zu haben, daß man an freiwillige oder ,oktroyierte“ Ausgleiche 
erst dann herantreten kann, wenn die Staatsnotwendigkeiten als solche ohne 
Rücksicht auf die Nationen gesichert sind und jeder die Möglichkeit entzogen 
ist, dem Staate und den Mitvölkern mehr abzupressen, als ihr nach ihren 
Leistungen und Fähigkeiten gebührt. Tritt dadurch das natürliche Gleich- 
gewicht an Stelle der schematischen Gleichberechtigung, so führt die Not- 
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wendigkeit, in diesem Rahmen sich zu vertragen, zu billigen Ausgleichen. 
Beginnt man aber mit diesen, so hat der Staat sie teuer zu bezahlen. Diese 
Ansicht, die allmählich Anklang findet, ist derjenigen der Denkschrift gerade 
entgegengesetzt. Diese erklärt die Beendigung des Nationalitätenstreites für 
den ersten und wichtigsten Schritt zur Gesundung und denkt dabei an länder- 
weise Ausgleiche. Um so vollständiger stimme ich mit den Verfassern in der 
Ansicht überein, daß eine Kulturpolitik das wichtigste Mittel zur Verstän- 
digung der Völker in Österreich und auch in Ungarn ist. Wollen wir aber 
eine solche in der Wirklichkeit erreichen, so muß sie den geeigneten Träger 
haben und dieser muß für die gewaltige Verantwortung, die er übernimmt, 
Ellenbogenfreiheit bekommen. Dieser Träger sind naturgemäß die Deutschen. 
Die idealistische Auffassung der Denkschrift, die das der theoretischen Gleich- 
berechtigung zuliebe nicht zugeben will, kommt zu seltsamen Widersprüchen. 
Von Natur aus schreibt sie jeder „Rasse“ das Prinzip absoluter Feindseligkeit 
gegenüber allen anderen Rassen zu. das durch das Christentum noch nicht 
unterdrückt werden konnte, und dann sollen sich die österreichischen Völker 
durch die Autorität, die doch seit Taaffe schon lang genug an ihnen herum- 
versöhnt bat, so leicht zu Frieden und Freundschaft bringen lassen. Das 
vermag nur die zugleich kulturelle und politische Macht eines hochstehenden 
und starken Volkes in langjähriger Arbeit. 

So entschieden ich nach dem Gesagten manche Forderungen der Denk- 
schrift als den tatsächlichen Notwendigkeiten zuwiderlaufend bezeichnen muß, 
so wenig möchte ich den Wert vieler ihrer Ausführungen unterschätzen. 
Politisch von praktischem Belang ist vor allem das unbedingte Bekenntnis 
zum Dualismus und zu Mitteleuropa, während die mehr doktrinären katho- 
lischen, autonomistischen und internationalistischen Gesichtspunkte der Denk- 
schrift kaum sehr weit über die Umgebung ihrer Urheber hinaus’ wirksam 
werden dürften. 

Die eingehende Besprechung der Denkschrift wird wohl gerechtfertigt 
durch den Umstand, daß sie ein geschlossenes, fast lückenloses Staatsprogramm 
darbietet, daß sie aus einfluß- oder doch verbindungsreichen Kreisen stammt, 
und vielleicht auch dadurch, daß ihre Erörterung mir die willkommene Ge- 
legenheit für einige Ergänzungen meiner Darlegungen in dieser Zeitschrift bot. 

Robert Sieger. 


Emil Pfersche, Die Parteien der Deutschen in Österreich vor und nach 
dem Weltkrieg. München und Leipzig 1915. Duncker und Humblot. 
GR) 


Während die meisten Mahnrufe zu politischen Zusammenschluß der 
Deutschösterreicher von Männern ausgehen, die der Parteipolitik fernstehen, 
und gleichsam von außen her sich an die Parteien richten, kommt diesmal 
eine solche Stimme von innen. Der Verf.. ein namhafter Rechtslehrer und 
langjähriger Abgeordneter der „Deutschen Fortschrittspartei“ '), ist überzeugt 
von der Notwendigkeit der Parteien („denn nur die Masse der Gleichgesinnten 
kann sich politisch zur Geltung bringen; der Eigenbrödler bleibt stets be- 
deutungslos“), aber ebenso überzeugt von der Verderblichkeit des Fraktions- 
zwistes und von der Notwendigkeit großer Parteien und gemeinsamen Auf- 
tretens der Deutschen. Seine Mahnung zur Einigkeit wird begründet durch 
eine bis an den Beginn verfassungsmäßiger Zustände zurückgreifende Be- 
trachtung der Parteien und ihrer Entwicklung, welche einerseits ihr eigenes 
Interesse an einer Umkehr dartun, anderseits die derzeitigen Zustände ver- 
ständlich machen soll. Es ist aber keine zusammenhängende Entwicklungs- 
geschichte, sondern eine Darstellung nach Parteigruppen, die denn auch 


') Er ist leider seit der Niederschrift dieser Zeilen, die Ende 1915 er- 
folgte, gestorben. 
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immer wieder zu den Problemen von heute und den Zukunftshoffnungen des 
Verf. zurückkommt. Die Machtquellen, z. T. auch die theoretischen Grund- 
lagen der konservativen Großgrundbesitzerpartei (die wesentlich als „böh- 
mischer Adel“ betrachtet wird), der „klerikalen“ Parteien und der Sozial- 
demokratie werden knapp und klar behandelt, sehr gut werden die Ursachen 
des Verfalls der liberalen Verfassungspartei dargelegt; der inneren Entwick- 
lung der gegnerischen Parteigruppen wird dagegen wenig gedacht und die 
Ansichten darüber, inwieweit Pfersche ihnen gerecht wird, gehen auseinander. 
Mir scheint es von Interesse, neben seine Darlegungen die von Samassa in 
seinem „Völkerstreit“ (1910) zu halten — auch was die Prognosen anbelangt. 
Pfersche meint, optimistisch genug, daß der böhmische Adel infolge der 
fahrungen des Krieges von seinen föderalistischen Bestrebungen ablassen 
dürfte. Eine klare und zielbewußte Regierung vermöge zur Ordnung der 
nationalen Verhältnisse Böhmens die Mehrheit in der Großgrundbesitzerkurie 
des Landtags einer zentralistischen und gegenüber beiden Völkern unpar- 
tejischen Adelspartei in die Hände zu spielen, aber auch die Mitwirkung der 
leitenden kirchlichen Kreise für die Erhaltung und Stärkung des öster- 
reichischen Einheitsstaates zu gewinnen. Die nationale Haltung der einzelnen 
Teile der Christlichsozialen und noch mehr die der Sozialdemokratie erscheinen 
dem Verf. dagegen als noch unentschiedene Fragen. In dem umfangreichsten 
Abschnitte über die deutsch-freiheitlichen Fraktionen zeigt sich die Richtig- 
keit des Satzes, daß Böhmen gegenwärtig „der Hauptsitz des Fraktionszwistes“ 
sei, leider an Pfersches eigener Haltung. Wenn er seiner Partei das Auf- 
treten gegen die Ausgleichsverhandlungen im Februar 1914 zu hohem natio- 
nalen Verdienste anrechnet, so mag er — angesichts der mit dem Krieg ein- 
etretenen Wendungen — damit schließlich Recht behalten. Wurde dieser 
hritt aber damals von anderen Parteien als taktisches Manöver beurteilt, 
so betrachtet nun Pfersche seinerseits die Vergangenheit der übrigen deutsch- 
freiheitlichen Gruppen durch die Parteibrille, die ihn für ihre sachlichen 
Erwägungen blind, für persönliche und parteitaktische Momente aber hell- 
sehend macht. Was auf d 19 f. über die deutsche Volkspartei, schon vorher 
über die deutschnationale Vereinigung aufgewärmt wird, was Pfersche im 
Schlußsatz der S. 24 der deutschen Agrarpartei vorhält, stünde einem Ein- 
trachtsprediger heute zu sagen sehr übel an, selbst wenn es richtig wäre. 
Aber auch den glimpflicher behandelten Parteien wird weniger eine historische 
und kritische, als eine polemische Betrachtung zuteil. Es überrascht geradezu, 
wenn Pfersche der schweren sachlichen Bedenken, welche strengnationale 
Männer gegen das Kampfmittel der Obstruktion hegten und hegen, gar nicht 
gedenkt oder wenn er sich — angesichts einer so klar zu überblickenden 
geschichtlichen Entwicklung — nicht vorstellen kann, daß eine große nationale 
Partei den „wirtschaftlichen Antisemitismus“ in vollem Ernste und nicht nur als 
Agitationsmittel vertreten konnte u. dgl.m. Pfersche meint nun freilich, durch 
die Klarlegung, daß keine sachlichen, sondern nur andere Unterschiede zu 
der Parteizersplitterung führten, das Gewicht seines Aufrufs zum Zusammen- 
schluß einer „großen deutschfreiheitlichen Einheitspartei“ zu verstärken. Mit 
Recht betont er, daß der „Nationalverband“ keine solche ist und daß ein 
gemeinsames Auftreten, gemeinsame Forderungen möglich und nötig sind. 
Vielleicht wäre es auch zweckmäßig gewesen, die Notwendigkeit einer ernsthaft 
nationalen „deutschkonservativen Partei“ neben der freiheitlichen und der 
nationalen Arbeiterpartei zu betonen und die Wege zu erörtern, die zur 
Herausbildung einer solchen aus der christlichsozialen und altklerikalen Gruppe 
führen und die keineswegs unbegangen sind. Aber vielleicht entzieht sich 
dies zurzeit auch noch öffentlicher Besprechung. Ist doch die Ankündigung, 
wegen deren Pfersches Broschüre eine besondere Bedeutung zukommt — 
dieerstevorläufigeAnkündigung einerbevorstehenden Veröffent- 
lichung des „hauptsächlich durch die Vertreter der deutschen Volksräte aus 
allen Provinzen“ aufgestellten „einheitlichen politischen Programms" 
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und „gemeinsamer nationaler Forderungen aller Deutschen“ — 
noch eine recht vorläufige und vielleicht verfrúhte. Im ersten Entwurf, in 
welchem mir dieses Programm beim Abschluß meiner Studie über den óster- 
reichischen Staatsgedanken und das deutsche Volk in dieser Zeitschrift bereits 
bekannt war, eignet es sich schon durch seinen großen Umfang nicht für die 
weite Öffentlichkeit. Seither lesen wir noch immer in der Tagespresse von 
weiteren Beratungen, einmal des Nationalverbands und der Christlichsozialen, 
des andremal der deutschböhmischen Vertreter, und dann erklärt wieder der 
Nationalverband, er sei für eine vielverbreitete Druckschrift nicht verantwortlich. 
Darin möchte ich kein ungünstiges Zeichen erblicken; als „Forderungen 
allcr Deutschen“ kann eben nur das Ergebnis ausgebreiteter, über Partei- 
grenzen hinausgehender Verhandlungen bezeichnet werden und es ist gut, 
daß diese endlich im Zuge sind. Die Ungeduld des Volkes wächst allerdings 
von Tag zu Tag und es erwartet ein baldiges Ergebnis. Möge dies zur Zeit, 
wenn diese Zeilen gedruckt werden, abgeschlossen und wirksam sein und 
möge die Schrift Pfersches, die im Inland Verstimmung erwecken, im Deutschen 
Reich aber das Ansehen aller österreichischen Deutschnationalen schädigen 
kann, besonnene Leser finden, die aus ihr nur das entnehmen, was der Verf. 
als Endziel anstrebt — die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Einigung 
und den festen Willen zu ihr! Robert Sieger. 


Gustaf F.Steffen, Die Grundlage der Soziologie. Ein Programm zu der 
Methode der Gesellschaftswissenschaft und Naturforschung. Jena 1912. 
Eugen Diederichs. 132 S. 


Nach seinem Hauptinhalt könnte man dieses Buch als eine Anwendung 
einiger Hauptgedanken der Philosophie Bergsons auf die Prinzipienfragen 
der Geisteswissenschaften und der Soziologie bezeichnen. Im Mittelpunkt 
steht insbesondere Bergsons Gedanke der schöpferischen Entwicklung — ein 
Gedanke, der freilich an sich bekanntlich älter, nämlich schon von Wundt, 
Diltey und anderen vertreten worden ist. Auch die Gedanken, die Steffen 
bier vorträgt, sind nur zu einem Teile neu. Und wenn Bergson den Stand- 
punkt vertritt und Steffen ihm darin nachdrücklich beipflichtet, daß die 
schöpferische Entwicklung zugleich stets ein Ringen mit den Kräften eines 
widerstrebenden Mediums bedeutet, so gilt dieser Gedanke insbesondere auch 
für die Arbeit, die der Verf. uns hier vorlegt: auch er kämpft noch mit 
seinem Stoff; sein Buch ist im gewissen Sinne nur eine Skizze, die vor 
allem anregen soll und die einen selbständigen Leser erfordert, weil sie 
erlebt sein will. 

Der Grundgedanke des Ganzen ist die grundsätzliche Verschiedenheit 
der Geisteswissenschaften und der Naturwissenschaften — ein Gedanke, der 
gegenüber allen „monistischen“ Bestrebungen gar nicht oft genug vertreten 
werden kann. Ausgeführt ist dieser Gedanke u. a. besonders nach den fol- 
genden vier Richtungen hin: 

l. Die Arbeit in den Geisteswissenschaften bedarf der Intuition als 
einer Fähigkeit des Einfühlens und Einlebens, die nicht auf feste Formeln 
gebracht werden kann, aber ein unentbehrliches und durchaus legitimes Er- 
kenntnismittel bildet. 

2. Gesetze lassen sich für die Welt des Geistes wegen der Tatsache 
der schöpferischen Entwicklung nur in einem viel zurückhaltenderen Sinne 
als für diejenige der Natur aufstellen. Insbesondere läßt sich die zukünftige 
Entwicklung nicht auf Grund derartiger Gesetze im voraus deduzieren. 
„Unsere eigene soziale Erfindertätigkeit war erwiesenermaßen am vergangenen 
Gesellschaftsleben beteiligt und ist es erwiesenermaßen auch am gegen- 
wärtigen — und muß also auch im zukünftigen mit dabei sein. Beim Dis- 
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kutieren der Sozialreform, des sozialen Fortschrittes, der sozialen Zukunft 
oder des sozialphilosophischen Problems plötzlich gerade diesen, den eigent- 
lich vitalen und entscheidenden Faktor zu verleugnen, das ist .. . soziolo- 
gischer Materialismus.“ 

8. Die Tatsachen der Kultur und der Geschichte erfordern eine evolu- 
tionistische Auffassung, d. h. es muß bei ihrer Betrachtung der Gedanke 
des Wandels und der Entwicklung im Vordergrunde stehen. Das Beharren 
ist im geistigen Leben und in der Kultur nur ein Grenzfall der Entwicklung. 
Ob man ee historischen oder kulturellen Tatsachen als beharrend 
bei einer Untersuchung voraussetzen darf, das hängt von der Weite des- 
jenigen Ausschnittes ab, der aus dem Gesamtverlauf des Lebens der Mensch- 
heit herausgehoben wird. l 

4. Alle Kulturgüter, wie z. B. jede einzelne Sitte oder Rechtsform, 
müssen, wẹnn man sie voll erfassen will, als Objektivationen aufgefaßt 
werden, d. h. man darf nie ihren Zusammenhang mit dem menschlichen 
Substrat der Kultur aus den Augen verlieren. Oder anders ausgedrückt: 
man muß sie als objektiv gewordenen „Geist“ auffassen. Ein kulturelles 
Gebilde ist niemals im Sinne eines Naturobjektes ein völlig starres Gebilde 
von gänzlich unveränderlicher Natur und völlig beharrenden Eigenschaften. 
Ein und dieselbe Rechtsnorm kann von verschiedenen Geschlechtern durchaus 
verschieden „erlebt“ werden. Jedes kulturelle Gebilde hat nur Bedeutung 
als eine Kraft, die das menschliche Verhalten und Leben bestimmt; in welcher 
Weise dies aber geschieht, hängt nie von ihm allein, sondern stets auch von 
der Natur der Menschen ab, die mit ihm zu tun haben. — Diese Art, die 
kulturellen Güter als Objektivationen aufzufassen, unterscheidet nach Steffen 
zugleich die soziologische Auffassung der geschichtlichen Wirklichkeit von 
derjenigen der einzelnen Geisteswissenschaften, die innerhalb gewisser Grenzen 
die einzelnen Kulturgebilde als isolierte Wesenheiten lediglich auf ihre objek- 
tiven Eigenschaften hin untersuchen können. Gerade dieser Teil der Erör- 
terungen (S. 100 ff.) besitzt einen eigenen persönlichen Reiz durch die be- 
sondere Wärme und Eindringlichkeit des Tones, die man hier zu verspüren 


glaubt. Alfred Vierkandt. 


Arthur Christensen, Politik und Massenmoral. Zum Verständnis psycho- 
logisch-historischer Grundfragen der modernen Politik. Leipzig- Berlin 
1912. B. G. Teubner. VI und 211 8S. 


Der Verfasser dieser Schrift ist Dozent an der Kopenhagener Universität; 
das Büchlein wurde bald nach dem Erscheinen ins Deutsche übertragen. Als 
seinen Zweck bezeichnet der Verf.: „den Suchenden eine Anleitung zum 
selbständigen Nachdenken über politische Probleme zu geben“. Zu einer 
solchen ersten Anleitung dürfte diese Kampfschrift indessen kaum geeignet 
sein. Denn als Kampfschrift, — wenn auch gewiß nicht als Parteischrift, 
wie der Verf. betont — ist das Ganze zu beurteilen. 

Die Betrachtungen des Buches sind offenbar aus dem Überdruß an 
gewissen bekannten Verfallserscheinungen der modernen Demokratie geboren, 
wie sie der Verf. vor allem in seinem Vaterlande gesehen und empfunden, 
aber auch an dem französischen und amerikanischen Muster studiert hat. 
Seine Kritik an den geistigen Grundlagen des demokratischen Staates kann 
als Symptom für die fortschreitende Selbstzersetzung der modernen Demo- 
kratie gelten, die über ihre jüngste Entwicklungsstufe hinaus zu höheren 
Formen strebt; denn diese Kritik verläßt doch selbst nicht völlig den Boden 
der demokratischen Denkweise. 

Den Ausgangspunkt der kritischen Überlegung bildet ein moralisches 
Urteil; Chr. mißt die in aller bisherigen Staatspolitik geltende Moral an dem 
Maßstabe der Individualmoral und findet sie schlechthin verdammenswert. 
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Er sucht den Unterschied zwischen individueller und politischer Moral, 
zwischen dem Recht des Individuums und dem der Gemeinschaft nicht be- 
grifflich zu verstehen, nicht geschichtsphilosophisch zu rechtfertigen, sondern 
er verwirft ihn als „unlogisch“; die Tatsache, daß gleichwohl Staatsmoral 
und Individualmoral praktisch auseinanderfallen, erklärt er genetisch, ent- 
wicklungsgeschichtlich: „Die Politik operiert zu allen Zeiten mit der Masse, 
und die ethische Entwicklung der Masse muß, infolge des besonderen psychi- 
schen Habitus derselben, unendlich langsamer fortschreiten als diejenige 
des Individuums.“ Die „Psychologie der Masse‘ schildert er im Anschluß 
an diejenigen Denker des modernen Frankreich, in denen die Auflehnung 
des freischaffenden Individuums gegen die erdrückende Vorherrschaft der 
demokratisch organisierten Masse den lebhaftesten Ausdruck gefunden hat: 
an G. Tarde vor allem und G. le Bon. Die Bedeutung der „Suggestion‘“ 
für die Entstehung einer einheitlichen Willensrichtung in den Massen und 
das Vorwalten roher Urtriebe in dem primitiven Seelenleben der Masse wird 
ausführlich erörtert und durch zahlreiche Einzelbilder anschaulich gemacht. 
Die etwas voreilige Art, wie Chr. dabei geschichtliche Massenvorgänge aus 
solchen einfachsten seelischen Erscheinungen zu „erklären“ versucht, wird 
freilich den Widerspruch des Historikers wecken. Die Beispiele für die 
Macht der „Massensuggestionen“ sind übrigens — das ist bemerkenswert — 
durchweg aus der Geschichte des Orients, Rußlands und der romanischen 
Länder, nicht der germanischen Staaten, ausgewählt. 

Die Abhängigkeit der offiziellen Politik von dieser Masse, von ihren 
dumpfen Suggestionen und wilden Urtrieben, ist nun nach Chr. der gemein- 
same Grundschaden alles bisherigen staatlichen Lebens. Der Staat ist seiner 
Entstehung nach nichts anderes als „organisierter Raubtrieb‘ einer siegen- 
den Menschenklasse, seinem Wesen nach auch heute noch im wesentlichen 
eine Kampforganisation. In dieser Erklärung schließt sich Chr. dem Büchlein 
Fr. Oppenheimers an'), der seinerseits wohl am stärksten durch die darwi- 
nistische Staatsauffassung von Gumplovicz bestimmt ist. Allerdings scheint 
Chr. den „Staat“ der „Gesellschaft“ nicht so scharf gegenüberzustellen wie 
der „liberale Sozialist“ Oppenheimer. Im Seelenleben der Masse erkennt er 
neben dem Raub- und Machttrieb doch auch einen „soziablen Trieb“ zur 
friedlichen Gesellung an; und diese friedliche Gesellung findet er nicht nur, 
wie Oppenheimer, in der „Gesellschaft“, sondern bis zu einem gewissen Grade 
auch im „Staate“ verwirklicht: als „instinktive Erkenntnis eines gewissen 
Pflichtverhältnisses, die jede friedliche Verbindung unter Menschen mit sich 
bringt“, als „Festigung von Rechtsnormen”, als „Hemmung des privaten 
Raubtriebes“. Doch sieht er eine solche „soziable“ Tätigkeit des Staates aus- 
schließlich in der inneren Politik wirksam. Nach außen gilt ihm der 
Staat nur ale eine „Organisation zur Raubwirtschaft und zur Abwehr gegen 
Raub“; im wesentlichen kommt die „Soziabilität“ doch nur in der unstaat- 
lichen „Gesellschaft“, nicht im Staate zur Geltung. Die äußere Politik der 
heutigen wie der geschichtlichen Staatenwelt bringt vielmehr den Raub- und 
Machttrieb der nationalen Massen ganz unverhüllt zum Ausdruck. Von hier 
aus wird die Praxis der zwischenstaatlichen Politik beleuchtet: die 
Kolonisationen, die Unterdrückung nationaler Minderheiten — unverkennbar 
kommt hier die Gereiztheit und Besorgtheit des dänischen Patrioten zu 
Worte — die modernen Methoden der wirtschaftlichen Ausdehnung und an- 
dere Erscheinungen internationaler Politik werden mit wahrer Empörung 
geschildert. Zwischen der auswärtigen Politik parlamentarischer und absolu- 
tistisch regierten Staaten findet Chr. keinen grundsätzlichen Unterschied: 
auch der Selbstherrscher ist nach seiner Meinung „von den maßgebenden 
Kräften des Volkswillens“, also von der Masse letztlich abhängig. Der Hi- 


1) „Der Staat“, Bd. 14/15 d. Sammlung: „Die Gesellschaft‘, hrsg. von 
M. Buber. 
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storiker hat gegen diese ganze Darstellung vor allem einzuwenden, daß sie 
den Zwang, den die zufällige Masse eines Volkes auf das Handeln des Staats- 
mannes ausübt, zu einseitig ins Auge faßt und darüber den viel wichtigeren: 
Zwang der geschichtlichen Notwendigkeit, überhaupt den weltgeschichtlichen- 
Zusammenhang der großen politischen Vorgänge übersieht, in dem doch das 
Handeln des einzelnen Staatsmannes allein beurteilt werden darf; aber Chr.. 
würde diesen Einwand ablehnen, weil er sich grundsätzlich nicht aus dem 
psychologisch-genetischen Standpunkt zu einer geschichts-philosophischen Be- 
trachtung erhebt. 

Gleichwohl bleibt er nicht bei der trostlosen Ansicht von Gumplovicz 
stehen, nach der die Einwirkung ethischer Motive auf die Politik schlechthin: 
ausgeschlossen ist. Die Individualmoral ist heute bereits entwicklungs- 
geschichtlich über die Stufe des Egoismus zur Stufe der „Sympathie“ empor- 
gestiegen. Eine Einwirkung der führenden Individuen und ihrer vollkom- 
meneren ethischen Anschauungen auf die Masse vollzieht sich langsam, aber: 
doch stetig durch Hilfe der „Suggestionen“, wobei die „öffentliche Meinung“ 
als wichtigste Vermittlerin wirkt. Am Ende dieser Entwicklung muß es 
einmal dahin kommen, daß die heutige „Massenmoral“ überwunden wird, 
daß die „soziablen Triebe“ über den „Raub- und Machttrieb“ siegen. Dann- 
wird sich notgedrungen auch die offizielle Staatenpolitik ändern. Doch sieht 
Chr. voraus, daß bis dahin ein sehr weiter Weg sein wird. Wohl hofft er, 
daß die „freie friedliche Assoziation aller Kräfte“ künftig einmal an die Stelle- 
des heutigen latenten Kriegszustandes der Nationen treten wird'), daß die 
Kriege überhaupt verschwinden werden. Aber mit Mißtrauen blickt er auf 
den vulgären Pazifismus, der dieser langsamen Entwicklung voraus greifen: 
möchte — besonders skeptisch auf den heuchlerischen „Diplomatenpazifismus“ 
der heutigen großmächtlichen Staatsmänner. Interessant ist, daß er, der Däne, 
den Konkurrenzkampf der Großstaaten Europas weniger fürchtet, als ihre- 
Einigung auf Kosten der kleinen Nationen. 

Ebenso wie die auswärtige Staatspolitik wird auch die innerstaat- 
liche Politik moralisch beleuchtet. Es wird nicht nötig sein, diese Aus- 
führungen im einzelnen zu verfolgen: Der Absolutismus findet ebenso seine- 
Kritik wie der Parlamentarismus und das moderne Parteiwesen. Überall 
sieht Chr. den brutalsten Machtkampf in Bewegung, nur teilweise von den 
Parteien verhüllt hinter ıdealen Phrasen. Reißt man die Maske herunter, 
so stellen sich alle Parteien als Verkörperungen des „politischen Machttriebes“ 
dar. An die Stelle dieser „künstlichen“ politischen Gruppierungen möchte- 
Chr. die Organisation der „natürlichen Gruppen“, der Berufsgemeinschaften 
setzen. Er erhebt die Forderung an den modernen Staat, die Grundlage- 
der imaginären Rousseauschen „Volkssouveränität“ zu verlassen und eine 
„Volksvertretung“ nicht der abstrakten Zahlenmehrheiten, sondern der Berufs- 
gruppen einzurichten. Diese Idee, das feudale Ständetum in moderner Um- 
bildung zu erneuern, ist nicht neu: in ganz ähnlicher Form findet sie sich 
2. B. schon bei einzelnen konservativen Denkern um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts. Chr. verspricht sich von ihrer Verwirklichung eine gerechte- 
Beteiligung aller sozialen Kräfte an der politischen Macht entsprechend ihrem 
natürlichen Stärkenverhältnis, die Verdrängung der machthungrigen Berufs- 
politiker aus den Parlamenten durch sachverständige Vertreter der einzelnen 
Erwerbsgruppen, überhaupt den Sieg realer, sachlicher Tendenzen über die 
politische Klopffechterei der heutigen demokratischen Parteien. Freilich ver- 
mag er ebensowenig wie frühere Verfechter dieser Idee einleuchtend zu 
machen, daß eine solche Neuordnung die „soziablen“ Triebe der Gesellschaft 
gegenüber dem „Machttrieb“ wesentlich verstärken und nicht vielmehr den 


') Das von ihm angezogene Beispiel der australischen, kanadischen und 
südafrikanischen Staaten zeigt doch wohl zu wenig Analogien zu den euro-- 
päischen Verhältnissen, um als Vorbild dienen zu können. 
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brutalsten egoistischen Instinkten der Masse erst recht zum Siege helfen 
wúrde. Aber dieses eifrige Suchen nach neuen Formen des parlamentarischen 
Lebens entspringt unmittelbar aus dem Grundmotiv für alle politischen Über- 
legungen des Verf.: aus dem Ekel an der Entartung der parlamentarischen 
Demokratie. Chr. weist darauf hin, daß eine politische Organisation der 
Berufsinteressen bereits im größten Maßstabe in Deutschland im Gange sei; 
man bedauert beim Lesen seiner Schrift, daß er nicht überhaupt den deutschen 
parlamentarischen Verhältnissen ein größeres Interesse zugewandt hat: zeigen 
doch diese ihrer Natur nach (und gerade in ihrer jüngsten Entwicklungs- 
phase besonders deutlich) ein Zurücktreten der eigentlich politischen Ten- 
denzen hinter ökonomischen und sonstigen sachlichen Bestrebungen. 

Zum Schluß sucht der Verf. sein sozial-ethisches Ideal positiv zu be- 
-stimmen; seine Betrachtung läuft auf einen Ausgleich kollektivistischer und 
individualistischer Ideen hinaus. Statt der „atomistischen Zersplitterung“ der 
individualistischen Gesellschaft von heute wird die „Soziabilität“, die „Ent- 
wicklung menschlichen Gemeinschaftsgefühls‘, das Suchen nach einem ,Haupt- 
nenner der verschiedenen (redankenrichtungen“, nach einem „einheitlichen 
Stil“ als Ideal aufgestellt. 

Der eigentliche Wert des gedankenreichen und fesselnd geschriebenen 
Büchleins liegt m. E. mehr in der temperamentvollen und teilweise treffenden 
Kritik einer gedankenlosen, brutalen „Realpolitik“ und veralteter demokrati- 
-scher Dogmen, als in den positiven Forderungen und Aufstellungen, in denen 
sich gewisse Schwächen der philosophischen Grundlage am stärksten fühlbar 
machen. Es ist schwer, wenn nicht unmöglich, von relativistischer Grundlage 
‚aus zu ethischen Postulaten zu gelangen. Gerhard Ritter. 


Ignatz Kornfeld, Soziale Machtverhiltnisse. Grundzüge einer all- 
gemeinen Lehre vom positiven Rechte auf soziologischer Grundlage. 
Wien 1911. Manz. VII u. 350 S. 


Die Abhandlung stellt sich vor die Aufgabe, das Dogma von der nor- 
mativen Natur des positiven Rechtes als irrig nachzuweisen und das geltende 
Recht zu erklären: als ein System tatsächlich befolgter Regeln des gesell- 
schaftlichen Lebens, welchen nur sekundär infolge solch’ faktischer Beachtung 
-eine normative Funktion zukomme. (Vorwort und $ 1.) 

I. Die Widerlegung der herrschenden Lehre vom normativen Charakter 
-des positiven Rechtes gründet sich in erster Linie auf das Axiom, die Normen- 
theorie fordere die Annahme einer persönlichen Autorität als Schöpferin des 
positiven Rechts. Aus der Unmöglichkeit, eine solche Autorität aufzufinden, 
Fee Kornfeld demgemäß auf die Unhaltbarkeit der von ihm bestrittenen 

hre. 

Dieser für Kornfelds weitere Ausführungen bedeutungsvolle Schluß ist 
nicht zwingend, weil das Axiom nicht richtig ist. Mag es auch richtig sein, 
daß die Anhänger der herrschenden Lehre eine persönliche normierende 
Autorität annehmen, daß ferner die Existenz einer solchen nicht dargetan 
werden kann, so muß doch bestritten werden, daß eine Lehre vom norma- 
tiven Charakter des positiven Rechts eine derartige Autorität mit Notwen- 
digkeit voraussetze. Das Leben zeigt mannigfaltige Normenkomplexe, die 
gewiß keine persönliche normierende Autorität fordern. Kornfeld gegenüber 
bedarf dies keines weiteren Nachweises, da er selbst die normative Funktion 
tatsächlich geltender Rechtsregeln annimmt, also für das Rechtsleben bedeut- 
same Normen kennt, die nicht von einer persönlich Normen setzenden 
Autorität ausgehen. Ist demnach Kornfelds Axiom nicht richtig, so hat auch 
sein Schluß gegen die Richtigkeit der geltenden Lehre keine Beweiskraft. 

Ebensowenig durchschlagend ist der Hinweis auf die juristischen Pro- 
bleme, welche nach Kornfeld an der Hand der Normentheorie unerklärbar 
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gewi nicht die des positiven Rechtes. Es mag ja sein, daß Kornfeld mit 
er Annahme, alles Recht entspreche sozialen Machtverhältnissen, das Richtige 
trifft. Eine irgendwie brauchbare Kennzeichnung aber des positiven Rechtes 
wäre erst gegeben, wenn die Eigenart sowohl der Machtverhältnisse als der 
Regel, welcher gemäß sie sich beschränken, dargetan wäre. 

Ist Kornfelds Bestimmung des positiven Rechts zum mindesten unzu- 
reichend, so ist seine Lehre von der ethischen Sekundärfunktion des gelten- 
den Rechtes durch und durch widerspruchsvoll. 

Ganz abgesehen davon, daß ein Moralgesetz (vgl. auch S. 295), das 
bei Lichte betrachtet auf die Forderung hinausläuft: „Heul’ mit den Wölfen, 
und schwimm’ nie gegen den Strom“, vom ethischen Standpunkt aus ein 
fragwürdiges Gebilde wäre, verwickelt sich Kornfeld bei Beantwortung der 
Frage nach der Bedeutung dieser Normen für die Geltung des positiven 
Rechts in unlösliche Widersprüche. Einmal soll die ethische Funktion dem 
positiven Recht durchaus sekundär sein, sodann soll die sekundäre Funktion 
das primäre positive Recht in seiner „Allgemeinheit und Sicherheit‘ ver- 
stärken (S. 66). Wollte man bei der ersten Behauptung, die ja mit den 
von Kornfeld entwickelten Grundsätzen über die tatsächliche Geltung des 
positiven Rechts allein im Einklang steht, verbleiben, die entgegenstehende 
dagegen als gelegentliche Entgleisung ansehen, so bliebe es völlig unklar, 
warum eine Studie, die ja nur die Realität des positiven Rechts dartun will, 
auf diesen sekundären Reflex des Juristischen auf das Ethische solche 
Bedeutung legt. Entnimmt man aber der ganzen Behandlung der Frage, 
daß Kornfeld in jenen ethischen Normen konstituierende Faktoren der Rechts- 
ordnung erblickt: so erscheint Kornfelds Lehre von der Realität des Rechts 
men aufgegeben, und die verjagte Normentheorie tritt durch die 

intertür herein und fordert ihre alten Rechte. Kornfeld behauptet zwar 
nur, daß die Normen die Sicherheit und Allgemeinheit der Rechtsordnun 
verstärken. Das kann aber nur heißen, daß die Normen dahin wirken, dad 
eine gewiße Regel des Verhaltens in weiterem Umfange befolgt werde. Da 
aber nach Kornfelds früheren Ausführungen ,.die regelmäßigen Verhaltungs- 
weisen der Rechtsgenossen die Rechtsverhältnisse begründen“ (S. 47), so 
müssen die Normen, indem sie die Rechtsordnung verallgemeinern, regel- 
mäßige Verhaltungsweisen weiterer Kreise und damit weitere Rechtsverhält- 
nisse im Gefolge haben. Somit muß Kornfeld zu guter Letzt, trotz seiner 
energischen Ablehnung, die rechtsbegründende Funktion von Normen implicite 
wieder anerkennen. 

III. In den weiteren Ausführungen sucht Kornfeld den Nachweis zu 
erbringen, daß seine Lehre vom objektiven Recht den Kernfragen der all- 
gemeinen Rechtslehre befriedigende Lösungen zu geben vermöchte. Da im 
Zusammenhang die dogmatischen Grundlagen von Kornfelds Rechtstheorie 
in erster Linie in Frage stehen, so sei im weiteren nur die eigenartige Be- 
stätigung der obigen Kritik dieser Rechtslehre gekennzeichnet, welche durch 
jene teilweise anziehenden und geistvollen Untersuchungen wider Willen 
geboten wird. 

Die sehr beachtlichen Erörterungen über „Entstehung und Findung des 
positiven Rechts“ (Kap. IV) werden von dem Gedanken getragen, daß „die 
tatsächlichen Entstehungsgründe des regelmäßigen rechtlich-sozialen Verhaltens 
gleichartige Motivationen“ seien, „welche die Rechtsgenossen behufs Wahrung 
eines sozialen Interesses zu einem, soziale Machten und Machtbeschränkungen 
begründenden gleichartigen Verhalten bestimmen“ (S. 73). Diese gleich- 
artigen Motivationen aber, die also die Rechtsordnung begründen, denen zu- 
folge der einzelne sein natürliches Interesse dem der Gesellschaft unterordnet, 
können nur als Normen, mithin als rechtsbegründende Normen, gedacht werden. 

Der die Ausführungen über die „Entstehung und Endigung der Rechts- 
verhältnisse‘‘ (Kap. V) leitende Gedanke, daß Rechtsfolge nicht unmittelbar 
aus dem Tatbestande hervorgehe, sondern aus der durch den Tatbestand 
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die rechtsbegründende Funktion von Normen nicht abstreiten. So kam es 
zu der unglücklichen Lehre von der sekundären ethischen Funktion des gel- 
tenden Rechts. Durch sie forderten die Normen die ihnen aberkannte Be- 
deutung wieder und die sozialen Machtverhältnisse werden mehr und mehr 
aus der Rolle, die Rechtsordnung selbst darzustellen. verdrängt in die ihnen 
zukommende Stellung, der Rechtsordnung die tatsächlichen Grundlagen zu 


bieten. Horst Kollmann. 


Hans Staudinger, Individuum und Gemeinschaft in der Kulturorganisation 
des Vereins. (Schriften zur Soziologie der Kultur. Herausgegeben son 
Alfred Weber, I. Band.) Jena 1913. Eugen Diederichs. VIII und 173 S. 


Das Buch behandelt die Geschichte der Musik- und Gesangvereine von 
soziologischen Gesichtspunkten aus und will an ihr als an einem Spezialfall 
gewisse allgemeine soziologische Tatbestände aufdecken. Freilich ist der für 
diesen Zweck gewählte Stoff spröder Natur: Der Durchschnittsleser ist mit 
ihm wenig vertraut und der Stoff selbst ist wenig wissenschaftlich durch- 
gearbeitet. Insbesondere ist für die Zeit vom 16. bis 18. Jahrhundert die 
Darstellung so dürftig, daß der Leser kein rechtes anschauliches Bild von 
den Verhältnissen empfängt und die soziologischen Reflexionen auf ihre 
Grundlagen hin nicht nachprüfen kann, sie ihm also nicht als induktiv be- 
gründet, nämlich aus dem Stoff selbst abstrahiert erscheinen. Die letztere 
Schwäche besteht zum großen Teile auch für die übrigen Abschnitte. Im 
ganzen liegen aber die Verhältnisse für die jüngste Zeit viel günstiger, 
besonders weil der Verfasser aus eingehenden lokalgeschichtlichen Quellen 
schöpfen konnte. 

Dem Referenten steht kein selbständiges Urteil über den musikgeschicht- 
lichen Stoff zu; er muß sich daher begnügen, über die Hauptgedanken des 
Buches kurz zu berichten. Der Leser wird sehen, daß sie recht anregend 
sind und in die Kulturprobleme des modernen Lebens mitten hineinführen. 

Die gesamte Entwicklung des musikalischen Vereinswesens, wie sie sich 
hier darstellt, zeigt, in der bekannten Terminologie von Tönnies gesprochen, 
eine zunehmende Verschiebung vom Typus der Gemeinschaft nach dem Typus 
der Gesellschaft hin: Im Mittelalter quillt diese Vereinsorganisation aus dem 
tiefsten Wesen der Menschen, in der Neuzeit nimmt sie zunehmend den 
Charakter des Willkürlichen an und dient nur noch der Befriedigung einzelner 
Bedürfnisse. Interessant ist namentlich in dieser Beziehung die eingehend 
behandelte Entwicklungstendenz der jüngsten Zeit: die Musik wird immer 
weniger um ihrer selbst willen in Verbindung mit einer sich selbst genügenden 
Geselligkeit ausgeübt; an Stelle dieses Selbstzwecks tritt das Streben nach Re- 
präsentation, nach besonderen Leistungen und nach äußerem Erfolge: daher 
die Wettgesänge, das Heranziehen von Fachmusikern besonders von Virtuosen 
und die großen gesellschaftlichen Veranstaltungen. Je einfacher die wirt- 
schaftlich-gesellschaftlichen Verhältnisse der Vereine sind, um so mehr wird 
dieses Streben zu einem leeren Nachäffen solcher Verhaltungsweisen, die nur 
unter angemessenen äußeren Verhältnissen einen guten Sinn haben können. 
Wie dieses ganze Streben nach der äußeren Wirkung (der Verf. spricht S. 130 
treffend von einem Plakatstil) mit dem ganzen Charakter der modernen Zeit 
übereinstimmt, ist vom Verf. nicht weiter verfolgt worden. Eine Ausnahme 
machen nur die Arbeitergesangvereine: sie sind nach ihrer ganzen Richtung 
von dem spezifischen Klassengeist dieser Schicht erfüllt, befriedigen so wirklich 
die eigensten Bedürfnisse ihrer Mitglieder und gewinnen dadurch wieder eine 
wesenhafte Bedeutung für diese. 

Dieser Gegensatz zwischen den Arbeitervereinen und den bürgerlichen 
Vereinen besitzt in den Augen des Verf. eine symptomatische Bedeutung für 
die Schäden der modernen Kultur und ihre Überwindung: die bürgerliche 
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Albertus Magnus, Thomas von Aquino, Petrus von Alvernia, Lambin, und 
die Auslegung von Silvester Maurus. Dadurch wurde es ihm möglich, hier 
und da Verbesserungen des Textes vorzunehmen, wie z. B. V, 8 nach der 
antigua Transl. bei A 16, 17 Goor statt zayv zu setzen: „lieber kleine und 
langdauernde als für kurze Zeit große Ehrenstellen .. .“ (Seite 173). 


Schnitzer übersetzt: „ . . . als große auf einmal... P Stahr: „... als 
sogleich große..... “ (Vgl. Aristotelis Politica recogn. Immisch, 
Leipz. 1909: .. . pállo» xsipáacda: pixpás ... Y Tor Kette ..) Gre 


‚chische Wörter, wie Aporie, Parekbasen. Bule (Rat) wären im deutschen 
Text besser vermieden worden, auch der Ausdruck „Politie“, den andere 
Übersetzer durch „Verfassungsstaat“, „Republik“, „Bürgerstaat“ usw. wieder- 
geben, wirkt auf deutsche Leser etwas zu fremdartig. Ferner Ausdrücke wie 
„Kultushandlungen“ (für xpos tovs deovs), „Magistraturen, Magistrate“ (dpyai) 
treffen nicht genau die Sache, die gemeint ist; einen unedlen Beigeschmack 
haben Worte wie: „Gemeine Abkunft, Armut und Roheit“ (áyévera, xevía, 
‚Bavavoia); man sagt besser: „niedrige Geburt, Armut und Bildungslosigkeit.“ 
Auch ist es kaum zu billigen, daß in Eigennamen das griechische K überall 
vor ä, e, i, y durch z wiedergegeben wird: Alzäus, Lazedámon, Zyrene usw. 
Undeutlich ist der Satz (III, 17 Anfang): „Die Tyrannis aber ist nicht der 
Natur gemäß, noch sonst eine derjenigen Verfassungen, die eine Ausartung 
darstellen.” Es soll gesagt werden: „Die Tyrannis ist nicht naturgemäß, 
ebensowenig sind es die Ausartungen der übrigen Verfassungen.“ 

Was die Erläuterungen betrifft, so hat Dr. Rolfes hier und da einige 
Stellen wörtlich von seinen Vorgängern (Thomas v. Aquin, Schlosser, Stahr) 
übernommen, ein Verfahren, das Nachahmung verdient. Sonst erkennt man 
hin und wieder aus dem, was und aus der Art und Weise, wie er kommen- 
tiert, wen er sich wohl vorwiegend als Leser seiner Übersetzung denkt. So 
werden die Äußerungen des Aristoteles über die Natur Gottes (VII, 1, 3) 
sorgfältig erläutert; zu dem Lob, das Aristoteles (IV, 11 Anfang) dem Mittel- 
stande spendet, wird das Schriftwort, Sprüche Sal. 30, 8, 9, zitiert und zwar 
in lateinischer Sprache. In der Anmerkung zu dem von Aristoteles erwähnten 
Ausspruch des Sophisten Lykophron (III, 9) werden wir daran erinnert, daß 
der „Herr gekommen ist und uns den Wert der Seele gelehrt hat“, daß für 
uns das Herrenwort gilt: „Gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist“ usw. 
Dagegen anderes wird nicht erläutert, z. B. das Wesen der Heliäa (V, 1), 
die „platonische Zahl“ (V, 12) usf. — Dr. Rolfes hat für seine Übersetzung 
den Bekkerschen Text von 1831 zugrunde gelegt; ihm folgt er auch in 
der Kapiteleinteilung und in der Anordnung der Bücher. Was die Auf- 
einanderfolge der Bücher betrifft, so können wir uns zu diesem Gegenstand 
hier nicht ausführlich äußern; es bleibt aber überwiegend wahrscheinlich, 
was R. den noch jetzt fortdauernden Irrtum eines ganzen Zeitalters nennt 
(S. 111), daß ursprünglich auf das 3. Buch das 7. gefolgt ist, auf das 7. das 8., 
dann das 4., und an das Ende des 4. schließt sich, wie man sofort erkennt, 
der Anfang des 6. Buches an; den Schluß des ganzen Werkes bildete das 
5. Bucht. Diese Reihenfolge gibt Aristoteles auch selbst im 2. Kapitel des 
4. Buches deutlich an. Daran läßt sich, wie uns scheint, durch Erklärungs- 
versuche, daß er gemeint habe, „der Intention nach später, aber der Aus- 
führung nach früher“, nicht rútteln. Auch wird, nach unserer Meinung, 
derjenige, der über Wesen und Formen des Staates schreibt, immer an 
letzter Stelle die Ursachen und Mittel betrachten, welche geeignet sind, 
einen Staat aufzulösen oder zu erhalten. Der Ansicht. daß wir in Buch V 
einen „historischen Exkurs“ vor uns haben, können wir aber nicht beipflichten. 
Auch ist es uns einstweilen nicht möglich, den Worten am Schluß des 
3. Buches: xadioraodaı, ws dvayxy (wie Rolfes nach der antiqua translatio 
lesen will, statt xadicracda: næs) die Bedeutung beizulegen. die Dr. Rolfes 
ihnen geben möchte. Übrigens wünschen wir mit ihm, daß man die Er- 
forschung des griechischen Textes in den Codices, des lateinischen in den 
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zu anderen Territorien machte der Kurfürst keinerlei Zugeständnis, soweit 
es sich um eine Klage gegen einen kurfürstlichen Beamten wegen Ausübung 
seiner Amtsbefugnisse handelte. Hier entschied er selbst „solche Irrung* (S. 9). 

Vom Ausgang des Mittelalters ab liegen jetzt dieser Autoritätsstandpunkt 
auf der einen Seite und jene materialistisch-ethische Notwendigkeit im Kampf. 
Daß daneben das Abschütteln reichsrechtlicher Ansprüche (S. 9 ff.) dem Kur- 
fürsten nicht schwer fiel, braucht hier nicht weiter erwähnt zu werden. 
Wertvoll für die Leser dieser Zeitschrift ist aber vielleicht der Hinweis, daß 
noch im Jahre 1804 die Reichsabteien Essen und Werden ein Mandat des 
Reichskammergerichts gegen Eingriffe des Königs von Preußen erwirkten 
(S. 17), — wertvoll insofern, als auch heute noch dieses damals so aufsässige 
Gebiet als Mittelpunkt des rheinisch-westfälischen Industriebezirks der preu- 
SE Verwaltung ungelöste Probleme aufgibt (vgl. diese Zeitschrift Bd. VI 

. 541 ff.)?). 

Aufs schärfste setzt der Kampf des Autoritätsideals unter dem Großen 
Kurfürsten ein. Die Sicherung des Staats gegenüber den Ständen erforderte 
ein stehendes Heer und ein nur vom Kurfürsten abhängiges Beamtentum. 
Nach französischem Vorbild, also nach dem des Absolutismus, wurden Kriegs- 
kommissare zu Organen der landesherrlichen Finanz- und Polizeiverwaltung 
gemacht, allmählich dieses Behórdensystem zu einem Generalkriegskommissariat 
und Kriegskammer ausgestaltet und mit Strafgerichtsbarkeit bekleidet (S. 30 ff.). 
Daneben dehnte sich für die kurfürstlichen Domänen, die älteren Steuern, 
Regalien und Zölle die Zuständigkeit der Amtskammern aus (S. 33). Die 
Baukommission in Berlin ferner erhielt 1691 die Gerichtsbarkeit in allen Bau- 
streitigkeiten, der Generalpostdirektor 1703 in Postsachen, das Collegium 
medicum 1685 ff. für die Gebühren der Ärzte und Apotheker (S. 38). 

Entsprechend schränkte sich die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
ein. Die Entwicklung kam zum vorläufigen Abschluß in der Kammergerichts- 
ordnung vom 1. März 1709. 

Doch schon hatte die Gegenbewegung eingesetzt. Eine Beschwerde der 
Regierung zu Halberstadt gegen die dortige Amtskammer führte zu dem 
Gutachten des Geheimen Rats von Igen, der 1712 gegen jede Ausdehnung 
der Gerichtsbarkeit der Kammern sich aussprach. Der Kampf zog sich in 
die Regierungszeit Friedrich Wilhelms I. hin. Zu Stölzels Ausspruch, daß 
keiner der hohenzollernschen Herrscher energischer den Ausbau des Justiz- 
wesens in seinen Landen erstrebte als Friedrich Wilhelm I., bringt 
Loening das Gegenstück, das „tief eingewurzelte, unausrottbare Mißtrauen“, 
das er gegen die Gerichte hegte (S. 46). Wenn er auch an eine Verbesserung 
des Justizwesens ging, so baute er doch noch eifriger die Gerichtsbarkeit 
der Verwaltungsbehórden aus (S. 54). Bald zeigte sich, daß das harmonische 
Gleichgewicht fehlte. Von dem Bestreben der Verwaltungsbehörden nach 
Ausdehnung ihrer Zuständigkeit abgesehen, beförderte der König geradezu 
die Neigung dieser Behörden, im Zweifel für den König zu entscheiden (S. 61). 

Der Ausgleich, nach dem die Bevölkerung drängte, kam mit dem Re- 
gierungsantritt Friedrich II. „Da sie — nämlich die Mitglieder der Kammern — 
als Diener ihres Herrn vor sein Interesse sorgen müssen, so sei es wohl 
nicht recht möglich, daß sie die Person des Parts und des Richters bekleiden 


!) Übrigens waren es, — in diesem Zusammenhang nicht zufällig —, 
zwei Richter, die gegen die Übergriffe der preußischen Verwaltung Sturm 
liefen, der Richter Hardung aus Hardenberg in seinen ohne Namen erschienenen, 
von Preußen verbotenen „Staatsrechtlichen Untersuchungen über die Gewalt 
der neuen Regenten in den säkularisierten Reichslanden“, Düsseldorf 1905 
(Ein und ein halbes Exemplar davon bewahrt die Essener Stadtbibliothek) 
und der Landrichter Müller in Werden, dessen Auftreten neuerdings in den 
Beiträgen zur Geschichte des Stifts Werden, Heft 16, gewürdigt ist. Vgl. auch 
daselbst Jacobs, Zur Einführung der preußischen Verwaltung in Werden. 
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welch anderer nämlich als die bessere öffentlich rechtliche Vorbildung der 
Verwaltungsrichter und das sachgemäßere Verfahren. Beides den ordent- 
lichen Richtern vorzuhalten, besteht kein prinzipielles Bedürfnis, und praktisch 
drängt schon seit Jahren der Richterstand nach der Erfüllung dieser beiden 
Forderungen. Leider geht, wie gesagt, Loening hierauf gar nicht ein, und 
eine wertvolle Ergänzung seines Buches dürfte schon allein eine Statistik 
über die Zahl der zu Oberverwaltungsgerichtsräten ernannten ordentlichen 
Richter bilden sowie überhaupt eine Darstellung der Vorbildung der Ver- 
waltungsrichter. Ernst Ruben. 


Maximilian von Hagen, Geschichte und Bedeutung des Helgoland-Ver- 
trages. Heft 6 von „Weltkultur und Weltpolitik“. Deutsche und 
österreichische Schriftenfolge, herausgegeben von Ernst Jäckh-Berlin 
und vom Institut für Kulturforschung in Wien. München 1916. 
F. Bruckmann. 60 S. 


Wie schwer es ist, zeitgenössische Ereignisse richtig zu beurteilen, das 
beweist kaum ein anderer Vorgang unserer jüngsten Vergangenheit so sehr, 
wie der Helgoland-Vertrag vom 1. Juli 1890 zwischen Deutschland und Eng- 
land. Nachdem er bei seinem Abschlusse und Bekanntwerden in der öffent- 
lichen Meinung allgemein verurteilt worden war, sind erst in jüngster Zeit 
einige Stimmen laut geworden, die zu Vorsicht und leidegschaftsloser Wür- 
digung mahnten, und der Ausbruch des Krieges hat jetzt auch dem großen 
Publikum die Augen über seine segensreiche Bedeutung geöffnet. Gerade 
jetzt erscheint es daher angebracht, die Probleme, die er bietet, einer gründ- 
lichen und objektiven Erörterung zu unterwerfen, und dieser dankbaren 
Aufgabe hat sich mit ebensoviel Eifer wie Erfolg M. von Hagen in der 
vorliegenden Schrift gewidmet. 

Ein bekannter und bewährter Forscher auf dem Gebiete der neuesten, 
zumal der Kolonialgeschichte, untersucht der Autor allseitig und gründlich 
den Inhalt und den politischen Hintergrund des Vertrages, seine Vorgeschichte, 
die Haltung der öffentlichen Meinung und Bismarcks und seine gesamte 
politische Bedeutung. Er zeigt u. a., daß das Abkommen, schon vom kolo- 
nialen Standpunkte aus betrachtet, nicht so unvorteilhaft war, wie es zunächst 
hingestellt wurde; hierzu gehören vor allem seine Ausführungen über den 
Caprivizipfel und Sansibar. Der Vertrag wird in den Zusammenhang der 
deutsch-englischen Annäherung gerückt, die sich zum Ende der Bismarckschen 
Amtsführung anbahnte, und erscheint als deren Fortsetzung und Höhepunkt, 
indem er sich zugleich als ein Versuch zu einer endgültigen und gütlichen 
kolonialpolitischen Abrechnung zwischen Deutschland und England darstellt; 
seine natürliche Ergänzung war auf der andern Seite die Preisgabe des 
Rúckversicherungsvertrages mit Rußland. Der neue Kurs zog in diesen 
Stücken, wie v. H. mit Recht bemerkt, lediglich die Konsequenzen der letzten 
Politik des großen Kanzlers, nur daß er „im Punkte der Verträge exakter 
dachte als Bismarck“. S.26 f. macht Verf. darauf aufmerksam, daß Deutsch- 
land um so mehr damals zugreifen mußte, als die Möglichkeit einer Abtretung 
der Insel durch England an Frankreich nicht ausgeschlossen war. Daß 
England sie an Deutschland verabfolgte, ist jedenfalls dafür symptomatisch, 
wie ferne damals noch jeder Gedanke eines deutsch-englischen Konfliktes 
für jedermann lag, und davon machte auch Bismarck keine Ausnahme. 

Man kann dem Autor nur zustimmen, wenn er zum Schlusse sein Urteil 
dahin zusammenfaßt: 

„Es dürfte keinem Widerspruch begegnen, wenn man behauptet, daß 
für England die Erfüllung seiner Kriegsziele eher möglich gewesen wäre, 
wenn es im Besitze von Helgoland eine enge Blokade über Deutschland hätte 
verhängen können. Und selbst wenn wir diese zu durchbrechen vermocht 
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hätten, so würde unsere Flotte an einer Seefeste gescheitert sein, die dank 
der Voraussicht der Männer des neuen Kurses in unseren Händen, die eng- 
lische Flotte von Deutschlands Küsten fernzuhalten vermag. Denn es ist 
gar keine Frage, daß England im Verlaufe des wachsenden Gegensatzes zu 
Deutschland sehr bald die Felseninsel in gleichem Maße befestigt hätte, wie 
Deutschland dies zur Sicherung gegen englische Angriffe getan hat. 

Der Besitz der Insel Helgoland erscheint somit als eine Voraussetzung 
zur Abwehr englischer Überfälle. Ohne ihn wäre deutsche Weltpolitik und 
ihre Verteidigung unmöglich geworden; ohne ibn Deutschland im Kampfe 
mit England zur Ohnmacht verdammt gewesen.“ 

Die vortreffliche Schrift verdient weite Verbreitung. 


Felix Rachfahl. 


Alfred ed Leyen, Die Eisenbahnpolitik des Fürsten Bismarck. Berlin 1914. 
Julius Springer. 175 S. 


Mehr als 30 Jahre hindurch beherrschte das Genie Bismarcks die Politik 
des preußischen Staates und des Deutschen Reiches. Es offenbarte sich nicht 
nur in den großen Entscheidungen der hohen Politik, sondern trat auf allen 
Gebieten der Staatsverwaltung und Staatswirtschaft mehr oder minder deutlich 
in die Erscheinung. Immer aber ist es eine besondere Bereicherung unseres 
Wissens, wenn über Bismarcks Wirken grade auf solchen Gebieten nähere 
Enthüllungen gemacht werden, in denen sein führender Geist den Zeitgenossen 
sich weniger sichtbar zeigte. Handelt es sich hier teilweise um nicht ver- 
öffentlichte Kundgebungen, Erlasse und anderes Urkundenmaterial, so kommen 
auch Äußerungen des großen Kanzlers in den Parlamenten in Betracht, die 
in Verbindung mit diesen Urkunden und im Zusammenhang mit anderen 
Äußerungen erst ein richtiges Bild von den Absichten Bismarcks und dem 
Erfolg seiner Politik auf den einzelnen Gebieten des Staatswesens geben. 

Eine solche zusammenhängende Darstellung der Tätigkeit Bismarcks auf dem 
Gebiete des deutschen Eisenbahnwesens ist für jeden, der die Ent- 
wicklung dieses überaus bedeutsamen und wichtigen Zweiges der preußischen 
und deutschen Politik nicht nur nach den Erscheinungen der Gegenwart, 
sondern historisch zu erfassen sucht, ein Bedürfnis. Es kann deshalb nur 
freudig begrüßt werden, daß der Verfasser es unternommen hat, unter Sammlung 
teils schon bekannter, teils noch unbekannter Materialien ein klares und er- 
schöpfendes Bild der Bismarckschen Eisenbahnpolitik zu zeichnen. 

Was das der Darstellung zugrunde liegende Material anlangt, sa hat 
schon Poschinger in seinen Bismarckschriften eine große Anzahl von Ur- 
kunden veröffentlicht, die aus den Akten einzelner Behörden entnommen 
worden sind. Auch unter den von ihm aus der Tages- und Fachpresse zu- 
sammengestellten Äußerungen Bismarcks bezieht sich ein Teil anf das Eisen- 
bahnwesen. Diese an den verschiedensten Stellen verstreuten Materialien 
genügen jedoch nicht, um einen vollen Einblick in Bismarcks Eisenbahn- 
politik zu gewinnen. Der größte Teil des von Poschinger gesammelten amt- 
lichen Materials — mit Ausnahme der wenigen in dem Werke „Preußen im 
Bundestage“ veröffentlichten Schriftstücke — hat dem Verfasser, wie er her- 
vorhebt, lange vor der Veröffentlichung vorgelegen. Er hat in Anmerkungen 
auf die Stellen hingewiesen, wo diese Aktenstücke bei Poschinger abgedruckt 
sind. Einzelne Ausführungen des Fürsten Bismarck beziehen sich auf AuBe- 
rungen anderer Persönlichkeiten, insbesondere der beteiligten Ressortminister, 
und sind ohne Kenntnis dieser Äußerungen nicht voll verständlich. Sie sind 
daher den Bismarckschriften zugefügt. 

Der Verfasser war in der für seine Aufgabe überaus günstigen Lage, 
das amtliche Material vollständig benutzen zu können. Soweit es sich um 
parlamentarische Äußerungen handelt, sind die Reden des Kanzlers nach den 
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stenographischen Berichten abgedruckt, wobei einzelne offenbare Druckfehler 
verbessert worden sind. Unter die Urkunden sind nur solche Aktenstücke 
aufgenommen, die im Original von Bismarck selbst vollzogen, also nach seiner 
unmittelbaren Anweisung oder im Einverständnis mit ihm bearbeitet worden 
sind. Bei einigen wenigen ist von diesem Grundsatz abgewichen worden, 
wenn aus dem Text unzweifelhaft hervorgeht, daß sie von Bismarck angeregt 
sind und ihr Inhalt von ihm gebilligt worden ist. Die vielen im Auftrag 
oder in Vertretung gezeichneten Urkunden sind ebensowenig aufgenommen, 
wie die zahlreichen von dem Kanzler gezeichneten s. Z. veröffentlichten 
Bundesratsvorlagen. Amtliche Äußerungen von geringerer Bedeutung, die 
Poschinger in seine Sammlungen aufgenommen hat, sind im Texte der Dar- 
stellung mit verwertet; dagegen hat der Verfasser es mit Recht vermieden, 
mehr oder weniger unverbürgte, zum Teil anekdotenhafte, in der Tagespresse 
erschienene Äußerungen zu berücksichtigen. 

v. d. Leyen führt uns vom ersten Auftreten Bismarcks im Vereinigten 
Landtag 1847 durch die mannigfachen Wandlungen der preußischen und 
dann der deutschen Politik bis zu der Zeit bin, in der Bismarck, nachdem 
seine „deutsche“ Eisenbahnpolitik nicht zu einem vollen Ergebnis gekommen 
war, die Durchführung einer kräftigen „preußischen“ Eisenbahnpolitik in den 
Händen des Eisenbahnministers v. Maybach gesichert sah und die weitere 
Ausführung den bewährten Händen dieses bedeutenden, tatkräftigen und hoch- 
begabten Mannes überlassen konnte. In den ersten Teilen der Darstellung 
handelt es sich weniger darum, Bismarck als einen zielbewußten Vertreter 
einer kräftigen und verständnisvollen Eisenbahnpolitik erscheinen zu lassen. 
Es würde unrichtig sein, wenn man jede bei Gelegenheit der Beratung 
eisenbahnpolitischer Angelegenheiten getane Äußerung Bismarcks als Ausfluß 
eines bestimmten politischen Programms ansehen würde. Die Wiedergabe 
derartiger Äußerungen ist daher mehr von allgemeinem Interesse, als daß sie 
einen Anhalt für eine zutreffende Beurteilung der Eisenbahnpolitik Bismarcks 
geben könnten. Wenn es aber dazu noch eines Beweises bedürfte, so würde 
jedenfalls auch aus diesen Aufzeichnungen zu sehen sein, wie sich das bahn- 
brechende Genie Bismarcks überall von seinem ersten Auftreten in der preu- 
Bischen Politik an zeigte, wie er wichtige Fragen des allgemeinen Verkehrs 
mit der gleichen Sicherheit wie militärische und handelspolitische Fragen zu 
erfassen und zu beurteilen verstanden hat. 

Das zeigte sich, um nur einige Belege zu geben, an dem Eingreifen 
Bismarcks in die Verhandlungen zwischen Preußen und Nassau über den 
Bau von Eisenbahnen am rechten und am linken Ufer des Rheins. Bismarck 
fragt den Kriegsminister, „ob es nicht für uns, abgesehen von der Rentabilität 
und dem Verkehrsinteresse, auch im militärischen Interesse erwünscht sein 
müsse, ohne diesseitigen Aufwand zu einer Bahn zu gelangen, die auf dem 
kürzesten Wege nicht nur unsere Festungen Köln und Koblenz unter sich, 
sondern auch beide mit Mainz verbindet. und dabei durch ihre Lage auf 
dem rechten Ufer eine erhöhte Sicherheit für diese Kommunikation in Kriegs- 
zeiten gewährt.“ — „Besonders bei einem Kriege mit Frankreich, 
sowie auch bei etwaigen Verwicklungen mit Österreich, möchte ich an- 
nehmen, daß diese Bahn für unsere Position in Mainz von entschiedener 
Wichtigkeit sein könnte.“ 

Weiter eine Äußerung Bismarcks über die Notwendigkeit einer Rhein- 
brücke bei Mannheim: „Bei der zunehmenden Wichtigkeit und Ausdehnung 
der Eisenbahnen“, sagt er, „hätte man erwarten dürfen, daß der dirigierende 
Minister (v. Meysenburg) die Unterhandlung über den Anschluß badischer 
Bahnen an die der Nachbarstaaten in ein System bringen würde, das den 
Interessen des Landes Rechnung trüge. Wenn dies der Fall gewesen wäre, 
so würde er vor allen Dingen die Erbauung einer stehenden Rheinbrücke 
zunächst bei Mannheim ins Auge gefaßt haben. Abgesehen von dem all- 
gemein deutschen Interesse, eine Brücke da zu besitzen, wo beide Ufer 
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deutsch sind, ist Mannheim weitaus der bedeutendste Handelsplatz des Landes, 
dessen Wichtigkeit aber von den Anordnungen einer umsichtigen und intelli- 
genten Verwaltung des Landes abhängig bleibt. So gewiß, als Mannheim 
bei richtiger Unterstützung der Regierung zum Mittelpunkt eines großartigen 
Verkehrs erhoben werden kann, ebenso sicher ist es, daß diese Stadt rück- 
wärts gehen muß, wenn ihre Interessen denjenigen anderer Lokalitäten hint- 
angesetzt werden.“ — „Die etwaigen ärarischen Mehrerträge. die eine er- 
höhte Frequenz auf der Strecke der Staatsbahn zwischen Kehl und Bruchsal 
gegen die zwischen Mannheim und Bruchsal in Aussicht stellt, können nur 
von einer engen und kurzsichtigen Finanzpolitik gegen die 
Wohlfahrt der ersten Handelsstadt des gesamten Unterrheinkreises in die 
Wagschale gelegt werden.“ 

Von besonders hohem Interesse ist aber die Darstellung da, wo es sich 
darum handelt, aus den Äußerungen des Kanzlers eisenbahnpolitische Grund- 
gedanken, feste Ziele einer deutschen Eisenbahnpolitik, zu entnehmen. In 
diesem Sinne kann man von einer Eisenbahnpolitik Bismarcks eigentlich erst 
mit der Gründung des Norddeutschen Bundes sprechen. Die Bestimmungen 
der neuen Verfassung, die die Eisenbahnen im Interesse der Landesverteidigung 
und des allgemeinen Verkehrs der Aufsicht des Reiches unterwerfen, gaben 
Bismarck die Handhabe selbständig, nach eigenem Ermessen und ohne an 
die Mitwirkung von Amtsgenossen gebunden zu sein, in das Eisenbahnwesen 
kräftig einzugreifen und seine eigenen Gedanken und Pläne zur Geltung zu 
bringen. Die erste einheitliche Eisenbahnverordnung (Bahn- und Betriebs- 
polizeireglement) ist unmittelbar im Reichskanzleramt entstanden. In einem 
Schreiben an das Staatsministerium vom 1. März 1873, das v. d. Leyen Seite 164 
zum Abdruck bringt, entwickelt Bismarck zum ersten Male ausführlich sein 
Programm. Er steht damals charakteristischerweise noch auf dem Boden 
des gemischten Eisenbahnsystems d. h. für Nebeneinanderbestehen von Privat- 
und Staatsbahnen, freilich unter Erweiterung des Staatsbahnnetzes. Die Not- 
wendigkeit der Aufsicht des Reiches wird betont und durch das Zustande- 
kommen des Reichseisenbahnamtsgesetzes zum Ausdruck gebracht. 
Über die Gründung des Reichseisenbahnamtes hinaus ist aber der „deutschen“ 
Eisenbahnpolitik Bismarcks ein besonderer Erfolg nicht beschieden gewesen. 
Es gelang ihm weder dem Reichseisenbahnamt erhöhte Befugnisse zu ver- 
schaffen, noch von Reichswegen ein einheitliches deutsches Gütertarifsystem 
zustande zu bringen. Die (nur auf Vertrag beruhende) Vereinheitlichung ist 
hier dem Vorgehen Preußens in erster Reihe zu danken. 

Mit besonderer Klarheit wird uns die zielbewußte deutsch-nationale 
Eisenbahnpolitik Bismarcks in der Darstellung seiner auf die völlige Ver- 
einheitlichung der deutschen Eisenbahnen gerichteten Bestrebungen vor 
Augen geführt. Hier zeigt sich auch zum erstenmal, daß die frühere Eisen- 
bahnpolitik Bismarcks eine bedeutsame Wandlung erfahren hat. Er sieht 
das Heil allein im Staatsbahnsystem. Als ein Wahrzeichen seiner ver- 
geblichen Bemühungen um das Zustandebringen eines „Reichsbahnsystems“ 
besteht heute noch das Gesetz vom 4. Juui 1876, das dem preußischen Staat 
das Recht gibt, die Staatsbahnen auf das Reich zu übertragen, ohne daß 
jemals dieser im nationalen Interesse so wünschenswerte Plan verfolgt worden 
wäre. Bismarck selbst hat sich dann später dem Gedanken der Gründung 
eines Reichseisenbahnsystems abgewendet und die von Maybach inaugurierte 
preußische Staatsbahnpolitik gefördert und gebilligt. Wenn aber auch eine 
formelle Vereinheitlichung der Reichsbahnen nicht erreicht worden ist, so 
ist doch das Fortwirken des deutschen Gedankens in der Eisenbahnpolitik 
Preußens auf Bismarck zurückzuführen. Die deutsch-nationale Richtung, die 
der große Kanzler der Eisenbahnpolitik gegeben hat, ist ihr auch nach 
seinem Scheiden erhalten geblieben, und alle deutschen Bundesstaaten, 
Preußen an der Spitze, sind unablässig bestrebt, den einheitlichen Zusammen- 
schluß des deutschen Eisenbahnnetzes zu festigen und weiter auszubilden. 
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Die Bismarcksche Eisenbahnpolitik ist keine .einheitliche gewesen. Sie 
war aber, wie der Verfasser mit ht hervorhebt, nicht um deswillen eine 
verfehlte, weil Bismarck von dem, was er gewollt, nur wenig erreichte. Wenn 
der große Kanzler namentlich über den Wert des Staatsbahnsystems sich ın 
seinen Anschauungen wandelte, wenn er seit dem Jahre 1879 den Gedanken 
eines Reichseisenbahnplanes nicht mit der seinen Bestrebungen sonst inne- 
wohnenden Energie verfolgte, so ist dies hinreichend damit zu erklären, daß 
Bismarck von dem umfassenden Standpunkte des Staatspolitik aus die Eisen- 
bahnpolitik trotz ihrer großen Bedeutung nicht als Selbstzweck betrachten 
konnte. Hören wir selbst, was Bismarck über die „Konsequenz“ in Dingen 
der Politik sagt: „Von einem Staatsmann in erster Linie ‚Konsequenz‘ zu 
verlangen, heißt ihm die Freiheit nehmen, sich nach den wechselnden Be- 
dürfnissen des Staates, dem veränderten Verhalten des Auslandes oder nach 
sonstigen wichtigen Gründen zu entscheiden. Er muß sich stets nach 
den jeweilig obwaltenden Umständen richten; er kann die vor- 
liegenden Tatsachen und Zeitströmungen nicht meistern, sondern sie nur 
geschickt für seine Zwecke benutzen. Er muß jede günstige Ge- 
legenheit wahrnehmen oder aufsuchen, um das durchzusetzen, was ihm für 
das vaterländische Interesse richtig und zweckmäßig erscheint. Ob er dabei 
konsequent verfährt oder nicht, ist eine völlig gleichgiltige Sache.“ 

Mit Recht bemerkt daher v. d. Leyen, diesem Gedanken folgend: „Auch 
in seiner Eisenbahnpolitik hat Bismarck die Zeitstrómungen und die vor- 
liegenden Verhältnisse für seine Zwecke benutzt und, nachdem er sich durch 
wiederholte Versuche überzeugt hatte, daß er gewisse Widerstände nicht 
überwinden konnte, dann doch einen Weg gefunden, das ihm vorschwebende 
Ziel zu erreichen, und das ist schließlich das Entscheidende. Als das Reich 
versagte, da trat der mächtigste Bundesstaat ein und es gelang, die wirt- 
schaftlichen Schäden zu beseitigen, ohne daß der nationale Gedanke gefährdet 
wurde. Die Eisenbahnpolitik des Mannes, dem Bismarck die Führung an- 
vertraute, des Staatsministers v. Maybach, war allerdings eine mehr fódera- 
listische als eine zentralistische, aber die Erfolge haben gezeigt, daß eine 
solche dem Volke und den Regierungen genehmer war.“ 

Wenn der Verfasser in dem Vorwort zu seinem Werke sagt: „Der große 
Kanzler hat uns in seiner Eisenbahnpolitik ein bisher viel zu wenig gekanntes 
Zeugnis hoher Einsicht und vollendeter Staatskunst hinterlassen. Ich hoffe 
und wünsche, daß zu (hrer Kenntnis und Würdigung meine Untersuchungen 
beitragen werden”, so kann nur hinzugefügt werden, daß uns in der Tat 
die klare, anziehende und verständnisvolle Darstellung, sowie die Fülle des 
Materials ein getreues und erschöpfendes Bild der Eisenbahnpolitik des ersten 
Kanzlers bietet. Das Werk wird überall mit großem und lebhaftem Interesse 


gelesen werden. Georg Eger +. 


F. Lusensky, Einführung in die deutsche Zoll- und Handelspolitik. Beiträge 
zur staats- und rechtswissenschaftlichen Fortbildung. Heft 8. Han- 
nover 1913. Helwing. 106 S. 


Die kleine Schrift gibt den Inhalt einiger Vorträge wieder, die der 
Verf. im Frühjahr 1913 in der Kölner Vereinigung für rechts- und staats- 
wissenschaftliche Fortbildung gehalten hat. Ziel dieser Vorträge war an- 
scheinend, gänzlich voraussetzungslosen Hörern (denn sonst wäre doch wohl 
die lange Einleitung über Begriff und Wesen der Zölle — $. 7 bis 19 — 
überflüssig gewesen) die Grundbegriffe der Zoll- und Handelspolitik zu ver- 
mitteln. In bemerkenswert klarer, sachlich nüchterner Darstellung der all- 
gemeinen Grundlagen der Zoll- und Handelspolitik ist diese Aufgabe gut 
gelöst worden. Auch der begreiflicherweise knapp gehaltene historische Über- 
blick über die deutsche Zoll- und Handelspolitik im 19. Jahrhundert hebt. 
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alles Wesentliche markant hervor. Nur die Behauptung, daß die Handelspolitik 
des Zollvereins sich in den ersten Jahrzehnten seines Bestehens in den 
damals üblichen schutzzöllnerischen Bahnen bewegte, gibt ein: 
schiefes Bild. Das Gegenteil ist richtig. Die Politik des Zollvereins stand 
im geraden Gegensatz zu der damals in Frankreich, Österreich, Rußland usw., 
sowie auch der vor seiner Gründung in Deutschland selbst üblichen prohibitiven 
Handelspolitik. i 

Nicht recht verständlich ist mir auch, wie der Verf. sagen kann, die 
Behauptung, das System der Einfuhrscheine führe zu einer Schädigung der 
Reichskasse, sei im wesentlichen unrichtig. Denn er stellt die Wir- 
kungen des Einfuhrscheinsystems, insbesondere den für diese Frage ent- 
scheidenden Austausch von Roggen gegen Gerste durchaus richtig dar. Ich 
möchte demgegenüber das Wort eines Mannes anführen, dem Sachkunde 
eg nicht abgesprochen werden kann. Der ehemalige Reichsschatzsekretär 

ermuth hat von dem 1906 in Kraft getretenen Zolltarif gesagt: „Die 

Finanzen des Reiches haben aus dem neuen Zolltarif nur sehr geringen 
Nutzen gezogen, eher durch das erweiterte System der Einfuhrscheine noch 
zugesetzt“ (Deutsche Revue 1912, S. 132). Zudem lehrt auch ein Blick in 
die Statistik deutlich die finanziellen Wirkungen der Einfuhrscheinpolitik. 

Im übrigen kann das Büchlein durchaus empfohlen werden. Wer Sinn. 
für einen ungekünstelten, seine Schönheit in der Klarheit und Sachlichkeit 
suchenden Stil hat, dem wird es sogar ein Genuß zu lesen sein. 


Wilhelm Gerloff. 


Die Tarifverträge im Deutschen Reiche am Ende des Jahres 1912.. 
Bearbeitet im Kaiserl. Statistischen Amte, Abteilung für Arbeiter- 
statistik. Berlin 1913. Carl Heymanns Verlag. 272 S. 


Mit der Sammlung der im Deutschen Reiche bestehenden Arbeitstarif- 
verträge hat das Statistische Amt 1903 begonnen. Das Ergebnis wurde 1906 
unter dem Titel: „Der Tarifvertrag im Deutschen Reiche“ veröffentlicht. in- 
den folgenden Jahren wurden hierzu Ergänzungsarbeiten geliefert, aber sie 
beschränkten sich auf die innerhalb des betreffenden Jahres abgeschlossenen 
Verträge, so daß eine vollständige Übersicht nicht vorlag, da nicht allein die 
außer Kraft getretenen Verträge nicht berücksichtigt waren, sondern auch 
das Material nicht ausreichte, um das gesamte Gebiet zu erschöpfen. Jetzt 
zum ersten Male ist es gelungen, eine Darstellung zu liefern, die einerseits 
unter Ausscheidung der nicht mehr wirksamen Verträge und der früher unter- 
gelaufenen Doppelzählungen ein vollständiges Bild des am Schlusse des Jahres. 
1912 vorhandenen Zustandes bietet und andererseits nicht bloß die Zahl der 
Verträge angibt, sondern auch die wichtigsten Punkte aus ihrem Inhalte- 
mitteilt. Allerdings haben sich an der Beschaffung des Materials die Organi- 
sationen der Arbeitnehmer wesentlich stärker beteiligt, als die der Arbeit- 
geber, indem sie über 12437 Verträge berichteten, während die letzteren nur 
über 836 Material lieferten. Aber da die beiderseitigen Angaben sich er- 
gänzten und auch die Gewerbegerichte zur Mitarbeit herangezogen wurden, 
so ist ein volles Ergebnis erzielt. 

Deutschland ist dadurch an die Spitze der Kulturländer getreten. Freilich 
besitzen auch England, Frankreich, Österreich und Schweden statistische: 
Zusammenstellungen über Tarifverträge, aber Österreich und Frankreich be- 
schränken sich auf die Darstellung der in den Berichtsjahren abgeschlossenen 
Vereinbarungen, während England freilich eine Bestandsstatistik gibt, aber 
nur die Zahl, nicht den Inhalt der Verträge angibt, und endlich Schweden 
freilich für 1907/8 Bestand und Inhalt geboten, für die späteren Jahre aber: 
sich auf die Zahlen beschränkt hat. l 
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meisten Arbeitern (57,8 °/,) 9—10 Stunden; für 181616 Betriebe (82,8 °/,) mit 
1278272 Personen (81,7 °/,) waren für Streitfälle Einigungseinrichtungen 
getroffen. In 33832 Betrieben (21,2 /,) mit 230806 Personen (4,7 °/,) waren 
Arbeitsnachweise vereinbart. Vielfach, nämlich bei 8046 Betrieben (23,8 °/,) 
mit 56 734 Personen (24,6 °/,), waren dies Arbeitnehmernachweise, während 
aritátische und kommunale Nachweise bei 21229 (64,8°/,) bezw. 2223 
6,6 °/,) Betrieben mit 150211 (65,1°/,) bzw. 14875 (6,4 %,) Personen vor- 
kamen. Die Zeitdauer, für welche die Verträge abgeschlossen waren, betrug bei 
3882 von ihnen (35,1 °/,) mit 744436 Personen zwischen 2 und 3 Jahren. 


W. Kulemann. 


Káthe Gaebel, Die Heimarbeit. Das júngste Problem des Arbeiterschutzes. 
Jena 1913. Gustav Fischer. 246 S. 


Ein altes Problem der Sozialreform, dem die Arbeiterschutzgesetzgebung 
sich erst in der Gegenwart erfolgreich zuwendet, ist in dem vorgenannten 
Bande behandelt, setzen wir gleich hinzu erschópfend behandelt. Wer sich 
úber das Problem orientieren will, erreicht seinen Zweck mit diesem Werke, 
das Professor Robert Wilbrandt inspiriert und mit einem Vorworte versehen 
hat. Er hat aber nicht nur die Anregung und Anleitung gegeben, er hat 
auch die richtige Persönlichkeit zu finden gewußt und, indem er eine solche 
unter den Frauen suchte, feines Verstándnis fúr das Problem bekundet. 

Das Buch mutet nirgends wie eine jugendliche Erstlingsarbeit an, sondern 
wie das reife Werk einer Frau, die Welt und Menschen kennt und weiß, wie 
hart im Raume sich die Dinge stoßen. Von Anfang bis zu Ende zeigt das 
Buch eine Lebenskenntnis und einen Wirklichkeitssinn, der die Verfasserin 
vor Einseitigkeit und Verzapfung vorgefaßter Meinungen bewahrt. So gewinnt 
man schnell Vertrauen und läßt sich willig führen, um schließlich eine wissen- 
schaftliche Leistung zu übersehen, der man aufrichtige Anerkennung zollt. 
Es mag noch erwähnt werden, daß Verfasserin jahrelang Sekretärin des 
Gewerkvereins der Heimarbeiterinnen war und die Heimarbeit auch im 
Auslande studiert hat, sich mit ihrem Buche also auf einem Gebiete bewegt, 
dessen Topographie sie beherrscht. 

Der Inhalt ist in drei Teile gegliedert, davon der erste das Problem, 
der zweite die Versuche zur Lösung auf den üblichen Wegen und der dritte 
die Lohnämter behandelt. ! 

Das Problem faßt Dr. Gaebel dahin: „Wäre nicht allmähliche völlige 
Abschaffung der Heimarbeit das Gegebene? Wäre es nicht im Interesse der 
Volksgesundheit, des Arbeiters wie des Konsumenten, aber auch im Interesse 
der Industrie selbst besser, die Heimarbeit würde aus den schlechten über- 
füllten Wohnungen in helle, unter die Kontrolle des Staates gestellte Arbeits- 
räume verpflanzt und damit dem technischen Fortschritt, wie der Verbesserung 
der Qualität der Produkte Vorschub geleistet?“ Sie beantwortet die Frage 
dahin, daß ihre Arbeit den Versuch darstellt, „das Für und Wider gegen- 
einander abzuwägen, wobei von vornherein darauf verzichtet ist, ein generelles 
Urteil abzugeben. Das ist bei der Verschiedenheit der Verhältnisse unmöglich. 
Nur innerhalb bestimmter Gruppen lassen sich gewisse Richtlinien ziehen; 
die Bedeutung der Heimarbeit ist für die verschiedenen Kategorien von 
Unternehmern und Arbeitern so verschiedenartig, daß in der Literatur oft 
ganz entgegengesetzte Meinungen mit Berechtigung vertreten sind“. Von 
der ländlichen Heimarbeit sieht Verfasserin ab. 

Da der Unternehmer das ausschlaggebende Wort bei der Erhaltung oder 
Einschränkung der Heimarbeit zu sprechen hat, so setzt die Untersuchung 
bei der Bedeutung der Heimarbeit für den Unternehmer ein und beleuchtet 
die Gründe, die ihn bewegen, bei der Heimarbeit zu bleiben oder zum Werk- 
stattbetrieb überzugehen. Für die erstere Form der Unternehmung spricht 
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der Umstand, daß wenig Kapital nötig ist, ein Umstand, der wesentlich in 
allen Industriezweigen mitspricht, die unter Saisonwechsel und Überfülle von 
Artikeln leiden. Der Werkstattbetrieb wiederum ermöglicht die Verwendung 
arbeitsparender Maschinen und durch größere Beaufsichtigung des Arbeiters, 
bessere Qualität der Ware. Verfasserin kommt zu dem Schlusse, daß die 
Hausindustrie, von besonderen Verhältnissen abgesehen, sich nur da erhält, 
wo sie mit einfachen, billigen technischen Hilfsmitteln arbeiten kann, selbst 
wenn an und für sich die Verlegung einer Maschine ins Haus nicht aus- 
geschlossen wäre. 

Um den starken Abweichungen in den einzelnen Industrien gerecht zu 
werden. behandelt Verfasserin einzeln die Textilindustrie, die Stickerei- und 
Spitzenindustrie, die Metall- und die Spielwarenindustrie und das Hauptgebiet 
der Heimarbeit. das eine die Erfassung und Darstellung erschwerende Viel- 
gestaltigkeit aufweist: die Konfektion. Auf dem Gebiete der Konfektion 
ist in den verschiedenen Ländern die Entwicklung sehr verschieden. In 
England und Amerika spielt die Heimarbeit nicht die Rolle wie in Frank- 
reich, Österreich und Deutschland. Amerika kennt Betriebe mit 1200 Arbeitern. 
In Deutschland läßt sich der Gang der Entwicklung noch nicht erkennen, 
die Verhältnisse liegen in den einzelnen Zweigen der Konfektion verschieden. 
Die Damen- und Kinderkonfektion ist bei uns fast ausschließlich Heimarbeit, 
meist mit Vermittlung des Zwischenmeisters, eine Ausnahme macht die 
Stapelware der Wäschebranche. In der Herrenkonfektion bestehen in Deutsch- 
land Fabrik und Handwerk nebeneinander, doch scheint, wie in der Wäsche- 
fabrikation, die Werkstatt vorzudringen. Was den Fortschritt am meisten 
aufhält, das ist das Vorhandensein der billigen und willigen Arbeitskräfte. 
In der Metallindustrie (Solingen) dringt der Fabrikbetrieb vor. In der 
Spielwarenbranche hat die Hausindustrie nur die Herstellung minderwertiger 
Artikel behalten; Waren mittlerer Güte behauptet sie nur, wo ein vorgebil- 
deter Arbeiterstamm sich erhält, wie es in Thüringen vorkommt. Die groß- 
städtische männliche Heimarbeit dagegen steht auf dem Aussterbeetat. 
Dr. Gaebel spricht der männlichen Heimarbeit wie der der ledigen Arbeiterin 
die Bedeutung ab, während sie sie für die Hausmutter anerkennt. Das 
Kapitel über die Bedeutung der Heimarbeit für die Hausmutter ist ein 
Glanzpunkt des Werkes und wird von denen dankbar begrüßt werden, die 
von der tendenziösen Beurteilung der Frauenerwerbsarbeit in ähnlichen 
Untersuchungen enttäuscht worden sind. Der Verfasserin kommt hier ihre 
reiche Erfahrung und ihre anerkennenswerte Objektivität zugute. Wo bei 
ähnlichen Arbeiten der Wille das Ergebnis vorher bestimmt hatte und die 
Beweisführung dem Ergebnis angepaßt wurde, da erklärt Dr. Gaebel „daß 
bei Zugehörigkeit zu derselben Gruppe (von beruflosen oder von erwerbenden 
Frauen) der Haushalt bald gut, bald schlecht versorgt ist“, und weiter daß 
„das Entscheidende in allen Fällen der Charakter der Frau ist“. 
Den Schluß des ersten Teils bildet ein Kapitel über die Umwandlung von 
Heimarbeit in Fabrikarbeit in ihrer sozialen und wirtschaftlichen Wirkung 
auf die Arbeiterschaft. Verfasserin warnt vor zu weitgehenden Hoffnungen, 
die man auf die Einführung des Fabrikbetriebes anstelle der Heimarbeit setzt, 
weil der letzte Grund des Schweißtreibesystems in der Heimarbeit in die 
Fabrik mitwandert: Die Schmutzkonkurrenz der ungelernten 
Frauenarbeit. 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit den Versuchen zur Lösung des 
Problems auf den üblichen Wegen der Selbsthilfe und des gesetzlichen Arbeiter- 
schutzes. Nur zum Teil ist Unkenntnis bestehender Schäden der Grund der 
Verzögerung und Zaghaftigkeit bei dem gesetzlichen Schutz der Heimarbeit, 
vielmehr ist der Grund darin zu suchen, daß im Vergleich zu anderen 
Arbeiterkategorien hier besondere, zum Teil schier unüberwindliche Schwierig- 
keiten bestehen. Verfasserin führt an: Arbeitszeit und hygienische Schutz- 
bestimmungen belasten den Arbeitnehmer, nicht den Arbeitgeber; die Kon- 
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trolle ist so gut wie undurchführbar; jedes Heimarbeiterschutzgesetz bringt 
einen Eingriff in die private Sphäre des Heimarbeiters mit sich. Ein Aus- 
weg wird dadurch schwierig, wenn nicht unmöglich, daß die enge Verbindung 
von Beruf und Familienleben eine scharfe Abgrenzung der beruflichen Seite 
ausschließt. Einen Anstoß erhielt die Gesetzgebung durch die Einsicht, daß 
auch die Konsumenten durch die Schäden der Heimarbeit in Mitleidenschaft 
gezogen wurden. Aktuell wurde die Frage aber doch erst im Jahre 1895 
durch den Antrag Hitze-Lieber, der für die Ausdehnung einiger Paragraphen 
der Gewerbeordnung auf Heimarbeitsstätten eintrat und angenommen wurde. 
Der Konfektionsarbeiterstreik 1896 verlief im Sande, obschon er sich der 
Sympathie weiter Kreise erfreute. Doch bereitete er den Boden für den 
erfolgreichen Antrag von Heyl, die Arbeiterinnen in der Wäsche- und Kon- 
fektionsbranche unter die Gewerbeordnung zu stellen. Die Wendung brachte 
die Heimarbeitsausstellung Berlin 1906, deren Wirkung eine durchschlagende 
war. Nun wurden die Anträge angenommen, die da Listenführung, Lohn- 
bücher, Gewerbeaufsicht, sanitären Arbeitsschutz, Verbot des Mitgebens von 
Arbeit, Zuständigkeit des Gewerbegerichts, Errichtung von Schutzkomitees 
zur Durchführung der Vorschriften und Kranken- und Unfallversicherung 
verlangten. Auch die Sozialdemokraten brachten einen Antrag ein, bei dem 
zwei Punkte bemerkenswert waren: Er forderte zum erstenmal staatlichen 
Eingriff in die Lohnhöhe und empfahl die Heranziehung der Berufsorganisation 
zur Beaufsichtigung. Die erste Wirkung der Schutzgesetzgebung empfand 
die Tabakindustrie, indem 1907 die für Betriebe bestehenden Vorschriften 
auch auf die Heimarbeitsstätten ausgedehnt wurden. Die zweite Vorlage 
desselben Jahres fiel schließlich unter den Tisch, da die Kommission auf der 
Forderung von Lohnämtern bestand, die Regierung dafür aber nur ein 
Unannehmbar hatte. 1908 erschien eine Vorlage, die Gesetz wurde: Das 
Hausarbeitsgesetz. Die wichtigsten Paragraphen verordnen: Die Register- 
pflicht des Unternehmers, das Aushängen von Lohntafeln, die Einführung 
von Lohnbüchern, die schnelle Abfertigung der Arbeiterinnen, hygienische 
Maßnahmen für Betriebe, in denen Nahrungs- und Genußmittel hergestellt 
werden, die Einführung der Gewerbeaufsicht und der vielbesprochenen Fach- 
ausschüsse, das sind Kommissionen, die sich die Förderung der Heimarbeiter 
zur Aufgabe machen, ohne jedoch obrigkeitliche Befugnisse zu haben. So 
hängt ihre Wirkung von der Zufälligkeit ab, ob geeignete Persönlichkeiten 
gefunden werden. Durch den Umstand, daß rechtsverbindliche Lohnfest- 
setzungen ausgeschlossen sind, wurde das Hausarbeitsgesetz den Freunden 
des Heimarbeiterschutzes eine Enttäuschung, Dr. Gaebel anerkennt aber willig 
das Gute, was es gebracht hat. 

Ein besonderes Kapitel ist der Stellung der Heimarbeiter in der Ver- 
sicherung gewidmet. Die Reichsversicherung von 1911 hat die Heimarbeiter 
in die Krankenversicherung und die Hinterbliebenenversicherung einbezogen, 
während die Ausdehnung der Invaliden- und Unfallversicherung auf die 
Hausgewerbetreibenden noch aussteht. 

Mit der wichtigsten Frage, der Lohnregulierung, beschäftigt sich 
kein Paragraph. Dieser Schwierigkeit sind wir ausgewichen. Auf das Gesetz 
verweisen zu wollen, wäre untunlich. Der Schutz des Bürgerlichen Gesetz- 
buches gegen Hunger- und Wucherlohnvereinbarungen ($ 138) ist in der 
Heimarbeit nur in einem so beschränkten Maße anwendbar, daß er nicht ins 
Gewicht fällt. Der zweite Teil schließt mit einem Blick auf das Ausland. 

Dem Problem der Lohnregulierung ist der dritte Teil gewidmet. Ver- 
fasserin behandelt die Frage unter dem Gesichtspunkte: Was ist in der 
Praxis Vorbildliches geschaffen? Wie hat es gewirkt? Welche Schluß- 
folgerungen kann man daraus ziehen? Als Anschauungsmaterial dienen ihr 
die australischen und englischen Lohnämter und die Tarifverträge. 
Nach einer eingehenden Schilderung der vier lohnamtlich geregelten Industrien 
in England, der Kettenschmiederei, der Spitzenindustrie, Schachtelindustrie 
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und Konfektion kommt Verfasserin zu dem Ergebnis, daß die Erfahrungen 
des Auslandes die Durchführbarkeit der Lohnämter erweisen. Eine 
unerwartete Wirkung ist die, daß die Hausarbeiter in den geregelten Indu- 
strien sich organisieren, daß also ihre Selbsthilfe begünstigt, nicht 
gelähmt wird. Nach einer Würdigung der österreichischen, französischen 
und belgischen Gesetzentwürfe betreffend Lohnregelung in der Heimarbeit 
kommt Verfasserin zur Geschichte der Idee der lohnamtlichen Regelung in 
Deutschland und wägt dann die Wirkungen der Lohnämter mit anerkennens- 
werter Objektivität ab: die Wirkung auf den Detailpreis, auf Absatz und 
Konsum, auf die inländische und ausländische Konkurrenz, auf die Technik 
und die gefürchtete Verminderung der Heimarbeit. Nach kühlem Abwägen 
des Für und Wider tritt Verfasserin schließlich für Einführung der Lohn- 
ämter ein. Geschickt weist sie die gemachten Einwände zurück, unter denen 
der schwerwiegendste wohl der der Industriellen ist, daß ihre berechtigten 
Interessen dabei ausgeschaltet werden könnten. Verfasserin sagt: „Die 
Unternehmer sind ein ebenso notwendiger Faktor bei den Lohnfestsetzungen 
wie die Arbeiter und werden genau so berücksichtigt wie diese. Freilich 
nicht wie bisher, allein.“ 

Ein Literaturverzeichnis bildet den Anhang. Daß das Werk von P Koch +, 
Die deutsche Hausindustrie, das Verfasserin auf S. 62 anzieht, in dem Ver- 
zeichnis vergessen ist, ist ein Versehen, das in einer zweiten Auflage auszu- 
gleichen sein wird. 

Weitere Wünsche für eine zweite Auflage wären, daß Verfasserin sich 
entschließt, auch die ältere Literatur anzuführen, „die wertvolle Pionierarbeit 
geleistet hat durch Schilderung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in der Heimarbeit“ (siehe Einleitung) und weiter in einem packenden Bilde 
einen Ausschnitt aus dem Leben der Zentrale des Gewerkvereins der Heim- 
arbeiterinnen gibt, um ihr Werk noch eindrucksvoller zu gestalten. Ihr 
Buch steht an der Grenze, hinter der wissenschaftliche Werke durch Fluß 
der Darstellung ihre Einflußsphäre bedeutsam erweitern. indem sie auch von 
Gebildeten ohne Fachkenntnisse gelesen werden, während für gewöhnlich 
Fachwerke nur für Wissende vorhanden sind. Die Wucht der óffent- 
lichen Meinung (in einem Lande mit allgemeinem Stimmrecht kein zu 
unterschätzender Faktor) wird für die Sache der Heimarbeit durch Wissen- 
schaftlichkeit allein, und sei sie noch so tiefgründig, schwerlich gewonnen, 
sie muß der Welt lesbar kommen. Und das kann sie. Wir haben ja 
glücklicherweise jetzt auch in Deutschland die Ansicht überwunden, daß 
Wissenschaft sich nur in die Toga steifen pedantischen Ernstes und ermüdender 
Langweiligkeit hüllen dürfe und mit künstlerischer Darstellung unvereinbar 
sei. Sombarts Werke sind ein Beweis unter andern dafür. Unter diesen 
andern sei noch Wygodzinskis unterhaltsames Heft „Wandlungen der deutschen 
Volkswirtschaft“ erwähnt. Jeder Gebildete wird es bereichert aus der Hand 
legen. dankbar, daß ihm für wirtschaftliche Zeitprobleme das Verständnis so 
leicht und schnell eröffnet worden ist. Elisabeth Gnauck-Kühne. 


Heinrich Koch 8. J., Die deutsche Hausindustrie. 2. Auflage. München- 
Gladbach 1913. Volksvereinsverlag. 294 S.') 


Das Buch wendet sich, seinem Vorwort zufolge, an weitere Kreise und 
will eine breite Basis für eine systematische Sanierung der Zustände in der 


') Das Buch ist noch vor dem Kriege herausgekommen. Die Besprechung 
konnte daher die Lage der Hausindustrie während des Krieges nicht berück- 
sichtigen. Der Krieg hat auch hier eine Regelung gebracht, die sich freilich 
nur auf die rechtsverbindliche Festsetzung der Löhne der für die Be- 
kleidungsämter arbeitenden Heimarbeiter in einigen Korpsbezirken erstreckt. 
Eine allerdings neue vertraglich, nicht rechtlich gesicherte Regelung der 
Löhne ist bei den meisten Heeraufträgen erfolgt. (Anm. d. Red. 
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Heimarbeit schaffen. Doch auch für den Kenner der einschlägigen Verhält- 
nisse enthält das Buch viel Interessantes. 

Die ersten drei Kapitel sind eine eingehende begriffliche, historische 
und statistische Darstellung der Heimarbeit in Deutschland. Die Statistik 
gibt in dieser Verarbeitung trotz der Unsicherheit aller Unterlagen ein gutes. 
Bild von der Bedeutung der Heimarbeit als Ganzes in gewissen Industrien 
und geographischen Bezirken. Auch werden die Entwicklungstendenzen 
gezeigt. 

Sehr lesenswert ist das vierte Kapitel, in dem die wirtschaftlichen und 
sozialen Zustände in der Hausindustrie geschildert werden. Es dürfte merk- 
würdigerweise trotz einer Fülle von Monographien bestimmter Heimarbeit- 
bezirke oder Gewerbe die einzige das ganze Problem umfassende systematische: 
Darstellung sein. Bei der Untersuchung der Verteilung der Hausindustrie 
auf Alter und Geschlecht ergibt sich, daß der prozentuale Anteil der Frau 
stark im Steigen begriffen ist, ferner ein deutliches Vorwiegen der höheren. 
Altersklassen, verglichen mit der sonstigen gewerblichen Bevölkerung. Die 
eigentlich produktiven Altersklassen werden vorzugsweise in der Fabrik ver- 
braucht, während die Hausindustrie aus älteren, bereits abgenutzten Kräften: 
noch Vorteil zu ziehen vermag. In einer Anzahl gelernter männlicher Berufe 
unterscheidet sich das Alter allerdings kaum, wohl aber in absterbenden In- 
dustrien und ungelernten Berufen. 

Verf. beschäftigt sich auch eingehend mit den Lohnverhältnissen und 
untersucht die lohnbildenden Faktoren. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, 
daß bei dem hausindustriellen Produktionsprozeß der menschlichen Arbeit 
gegenüber den anderen produktiven Faktoren eine größere Bedeutung zu- 
kommt, als in dem mechanischen Fabrikbetrieb. „Das mag man unter ethi- 
schen Rücksichten einen Vorzug nennen, für die Lohnbildung ist es das 
Gegenteil.“ Soll in der Heimarbeit verbilligt werden, so kann in wirksamer 
Weise der Hebel nur bei dem einen Faktor Arbeit eingesetzt werden. Die 
Arbeitskraft muß mehr leisten und wo ihre Leistungsfähigkeit ihre Grenzen: 
erreicht hat, wird der Lohn herabgesetzt. „Die einzigartige Stellung der 
menschlichen Arbeit im hausindustriellen Prozeß, ihre Ausschließung von den 
Fortschritten der modernen Technik und Betriebsorganisation ist der schwerste 
hemmende Faktor in der Lohnbewegung der Hausindustrie. ... Am stärk- 
sten kommt er zur Auswirkung, wo die Hausindustrie in direkter Konkurrenz 
mit der modernen Fabrik steht.“ Ein weiteres Moment übt auf die Lohn- 
gestaltung einen hemmenden Einfluß aus: „der von den breiten Volksmassen 
ausgehende Zwang, minderwertige Stapelartikel, namentlich in der Bekleidungs- 
industrie, in großer Menge herzustellen. Es ist eine von Kaufleuten wie von 
Berichten der Handelskammern bezeugte Tatsache, daß bei geringen Quali- 
täten Preisaufschläge schwer durchzusetzen sind“ (S. 76/77). 

Eingehend stellt Verf. Arbeitszeit, Wohnungs- und Ernährungsverhältnisse 
dar und betont im Anschluß an die Schilderung der hygienischen Zustände, 
daß die Hausindustrie im allgemeinen, namentlich aber in gewissen Industrie- 
zweigen eine Hauptbrutstätte gefährlicher Volkskrankheiten bildet, besonders 
auch durch Übertragung an das konsumierende Publikum. Überall bringt 
Verf. die geschilderten Umstände in Beziehung zur Lohnfrage. 

Nicht ganz zuzustimmen vermag ich ihm da, wo er das Problem Heim- 
arbeit und Sittlichkeit hehandelt. Es scheint mir dabei ein allzu starkes 
Gewicht auf die Wirkung des Milieus und der ungünstigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse gelegt zu sein. Denn man muß mit Statistiken der Stände, 
aus denen sich die Prostituierten angeblich rekrutieren, sehr vorsichtig sein, 
weil erfahrungsgemäß vielfach Prostituierte diesen oder jenen Beruf nur 
vorgeben. Nicht ganz zutreffend ist ferner folgender Satz: „Eine berliner 
Konfektionsheimarbeiterin hat ein Durchschnittsjahreseinkommen von etwa 
310 Mark; sie hat also, wenn sie nicht verheiratet ist oder in ihrer Familie 
einen wirtschaftlichen Halt findet (und die meisten der Heimarbeiterinnen: 
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in der Großstadt sind ledig) in der Woche etwa 6 Mark zur Bestreitung 
ihrer gesamten Lebensbedúrfnisse. Davon kann sie unmöglich leben. Sie ist 
also Tag für Tag vor die quälende Frage gestellt: Wie kann ich noch hinzu- 
verdienen?“ Alles sagt der Unglücklichen dann, „daß die Prostitution der 
bequemste Nebenerwerb ist“. Zunächst dürfte für die vollerwerbliche 
und einigermaßen leistungsfähige Heimarbeiterin in Berlin das Jahresein- 
kommen sich heute doch auf etwa 500 Mark belaufen, auch vielfach noch 
‚etwas darüber steigen. Dann sind nach den Erhebungen des Gewerkvereins 
der Heimarbeiterinnen nur 27 %/, ledig, also die Mehrzahl hat einen gewissen 
Rückhalt an der Familie. Meine persönlichen Beobachtungen ergaben, daß 
zwar hier und da durch Heimarbeiterinnen einzelne Zimmer an Prostituierte 
abgegeben wurden, was sicherlich das ganze Familienleben verpestete, daß 
aber gewerbsmäßige Unzucht bei den Heimarbeiterinnen nicht häufiger, 
sondern vielleicht seltener als bei anderen Arbeiterkategorien vorkommt. 

Allerdings verkennt Verf. die hohe ethische Bedeutung der Heimarbeit 
für die Familie keineswegs: „die durch nichts zu ersetzende Erziehung der 
Nachkommenschaft durch die Mutter, die Erhaltung eines Heims für den 
Familienvater und die erwachsenen Familienglieder wird tatsächlich in nicht 
wenigen Fällen durch die Heimarbeit der Mutter ermöglicht. Und wenn 
auch nur hier und da die Heimarbeit die Keimzelle aller menschlichen Kultur- 
entwicklung vor dem Verfall bewahrt, so ist das ein nicht hoch genug zu 
veranschlagender ethischer Vorzug.“ 

Bei dem Problem einer Reform der Hausindustrie legt sich Verf. die 
Frage vor, inwieweit diese noch heute wert ist, erhalten zu werden. Eine 
Hausindustrie, die vorwiegend geringwertige, technisch tiefstehende Artikel 
herstellt, liegt nicht im Interesse unsrer Volkswirtschaft. Daß solche Artikel 
einen so breiten Raum einnehmen, bedeutet in jedem Stadium einen Schaden, 
für die Produktion, den Handel und den Konsum. Auch die Billigkeit der 
Arbeitskräfte macht das Bestehenbleiben der Hausindustrie volkswirtschaftlich 
gar nicht erwünscht. „Sozial betrachtet, ist es erst recht ein ungesundes 

erhältnis, wenn der Unternehmer vorwiegend auf das Überangebot und die 
Hilflosigkeit der Arbeiter spekuliert, wenn ibn kein anderes Interesse an das 
Unternehmen bindet, als die Billigkeit des Betriebes, oder besser gesagt die 
Billigkeit der Arbeitskräfte“ (S. 118). 

Die Zahl der existenzberechtigten Hausindustriellen setzt sich zusammen 
aus solchen, die einerseits durch ihren Hauptberuf oder höhere Pflichten 
ang Haus gefesselt sind, andrerseits nach gewerblicher Nebenarbeit ver- 
langen, und für die der Übergang zur Fabrik nicht ratsam erscheint. Alle 
übrige Hausindustrie sollte möglichst bald beseitigt und ihren Zugehörigen 
bessere und lohnendere Arbeit ermöglicht werden. 

In einem weiteren Teile, in dem sich Verf. zu den praktischen Reform- 
bestrebungen wendet, stellt er, ob gewollt oder zufällig, die Staatshilfe voran; 
er verlangt sie aus volkswirtschaftlichen, sozialen und ethischen Gründen. 
Den Einwurf, daß die Rechte der Familie eingeschränkt würden, entkräftet 
er dadurch, daß „selbst innerhalb der Mauern des Familienheiligtums Rechte 
von Einzelpersonen verletzt werden können, die durch den Staat zu schützen 
sind“ (S. 130). Wenn der Staat in solchen Ausnahmefällen in die Familie 
hinein regiert, so handelt er nur in Gemäßheit seines Rechtsschutzzweckes. 

Eingehend wird die Geschichte der deutschen Gesetzgebung und das 
heute geltende Recht dargestellt. Als Kardinalfrage erscheint Verf. die Lohn- 
frage. Bei der Darstellung der australischen und englischen Lohnämter ver- 
mißt man ein Eingehen auf die allerneuesten Fortschritte, z. B. die im vorigen 
Frühjahr erfolgte Ausdehnung des englischen Lohnämtergesetzes auf fünf 
weitere große Industrien. Verf. widerlegt eine Reihe von Bedenken prak- 
tischer und theoretischer Art gegen die Lohnämter, wobei er immer von dem 
Gedanken beherrscht ist, daß eine Industrie, die nur durch Hungerlöhne 
besteht, der Erhaltung nicht wert ist. 
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Den Fachausschüssen wünscht Verf. zwar eine gedeihliche Ent- 
wicklung und kräftige Unterstützung durch die beteiligten Kreise, aber er 
sieht wenigstens für gewisse Elendsindustrien im Lohnamt mit Zwangsbefug- 
nissen das letzte durchschlagende Mittel. Alle anderen Reformmaßnahmen 
hält er für ein zweckloses Herumkurieren an Krankheitssymptomen, wenn sie 
losgelöst von der Lohnregelung vorgenommen werden. Allerdings glaubt er, 
daß bei widerstandsfähigeren Arbeiterschichten die neue Belastung durch 
die Arbeiterschutzvorschriften auf Lohnerhóhungen hinwirken werde, eine 
Zuversicht, die sich allerdings nur in wenigen Fällen verwirklichen dürfte. 
Mit Nachdruck vertritt Verf. den Standpunkt, daß „Schutzbestimmungen immer 
nur unter der Voraussetzung erlassen werden, daß auch zugleich die Lohn- 
erhöhung in irgendeiner Form von Gesetzeswegen angestrebt wird‘ (S. 191). 

Besonderen Wert legt Verf. auch auf den Ausbau der Wohnungs- 
gesetzgebung, der Versicherung und des Verdingungswesens. 

Bei der Besprechung der Selbsthilfe kommt Verf. zu dem betrübenden 
Ergebnis, daß „die heutigen Heimarbeiter in ihrer Gesamtheit technisch, 
wirtschaftlich und sozial zu tief stehen, als daß sie aus eigner Kraft zu einer 
lebensfähigen, achtunggebietenden Organisation sich aufraffen könnten. .. . 
Es wäre daher falsch. zu warten, bis die Heimarbeiter sich so weit entwickelt 
haben, daß sie zum Organisieren die notwendige Kraft gefunden hätten (S. 197). 

Besondere Aufmerksamkeit widmet Verf. dem Gewerkverein der Heim- 
arbeiterinnen Deutschlands, dessen Tätigkeit er sowohl nach der sozialpoliti- 
schen, als auch gewerkschaftlichen Seite sehr anerkennt. 

Die Genossenschaften sieht Verf. nur unter gewissen, ziemlich eng be- 
grenzten Voraussetzungen als aussichtsreich an. Diese sind: Ausschluß oder 
doch erfolgreiches Begegnen der Fabrikkonkurrenz, Ausschluß der Lohn- 
konkurrenz unter den Arbeitern selbst. 

Unter der Überschrift: „Hilfe von außenstehenden Kreisen“ hat Verf. 
die sozialen und charıtativen Versuche, das Los der Heimarbeiter zu bessern, 
zusammengefaßt. Er versteht darunter Heimarbeitausstellungen, Käuferbünde, 
Bereitstellung von Kapital und motorischer Kraft, Errichtung von Fachschulen 
und Lehrwerkstätten, ferner Hilfskomitees, die da, wo andere geeignete 
Organisationen fehlen, einzutreten haben. Sie sollen die Heimarbeiter über 
die neue Gesetzgebung aufklären, die Durchführung der Gesetzgebung sichern, 
bei der Bildung von Fachausschüssen mitwirken usw. Als Zusammenfassung 
dieser lokalen Arbeit ist die Auskunftstelle für Heimarbeitreform in Berlin 
ins Leben getreten. 

Als Anlage enthält das Buch eine Sammlung der für die Hausarbeiter 
in Frage kommenden gesetzlichen Bestimmungen. Käthe Gaebel. 


Annuaire de la législation du travail. Publié par l’Office du travail 
de Belgique. XIV. und XV. Jahrgang. Brüssel 1911 et 1912. Albert 
Dewit. 675 u. 1997 S. 


Von diesem umfassenden Quellenwerke, dessen Anlage und Einrichtung 
in Band III S. 203 f. dieser Zeitschrift mitgeteilt wurde (vgl. auch meine 
Besprechung des 12. und 13. Jahrgangs Bd. V S. 456 dieser Zeitschrift) sind 
inzwischen die Jahrgänge 1911 und 1912 erschienen. Sie liefern den Beweis 
dafür, daß auf dem Gebiete der Arbeitsgesetzgebung weitere umfangreiche 
Fortschritte gemacht waren. Zu den Ländern, die schon lange ihre soziale 
Aufgabe ins Auge gefaßt hatten, sind andere, wie Griechenland, Portugal, 
Peru, Japan getreten, die erst später sich ihrer Pflicht bewußt wurden; selbst 
das ferne Island hat ein Krankenkassengesetz erhalten. 

Im Vordergrunde steht Deutschland, das so viel Stoff lieferte, daß Jahr- 
gang 15 in zwei Halbbände geteilt werden mußte, von denen der erste aus- 
schließlich die deutsche Gesetzgebung umfaßt. Abgedruckt sind: das Stellen- 
vermittelungsgesetz vom 2. Juni 1910, die Reichsversicherungsordnung vom 
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19. Juli 1911, das Versicherungsgesetz für Angestellte vom 20. Dezember 1911 
und das Hausarbeitsgesetz von demselben Tage. 

Von den außerdeutschen Ländern hatte England die größesten Fortschritte 
aufzuweisen, insbesondere insofern. als es endlich den früheren doktrinären 
Widerstand gegen Jen staatlichen Zwang aufgegeben hat. War schon durch 
das Arbeitsvermittelungsgesetz (Labour Exchange Act) von 1909 ein großer 
Schritt vorwärts getan. indem es den Arbeitsnachweis zur Aufgabe des Staates 
machte, so kann man das große Versicherungsgesetz (National Insurance Act) 
vom 16. Dezember 1911 geradezu als den Beginn einer neuen Periode der 
sozialpolitischen Auffassung in England bezeichnen. Es folgt dem deutschen 
Vorbilde, indem es gegen Krankheit, Invalidität und Alter eine Zwangsver- 
sicherung einführt, neben der eine freiwillige einhergeht. Die Beschränkung 
auf Arbeiter ist fallen gelassen, vielmehr hat man eine allgemeine Volks- 
versicherung geschaffen, indem alle Personen mit einem Jahreseinkommen 
bis zu 160 Pfund Sterling zwangweise versichert sind, wobei man gewisse 
Ausnahmen zugelassen hat, für welche die freiwillige Versicherung gestattet 
ist. Auch von der Einteilung in bestimmte Versicherungsklassen ist Abstand 
genommen; für alle Versicherten gilt grundsätzlich der gleiche Beitrag und 
derselbe Rentenanspruch. Endlich hat man zu Trägern der Versicherung 
nicht staatliche Zwangskassen gemacht, sondern es sind nicht allein Hilfs- 
kassen (friendly societies) Genossenschaften und Gewerkschaften, sondern 
außerdem auch noch Gesellschaften jeder Art zugelassen, sobald sie den vor- 
geschriebenen Normativbestimmungen entsprechen. Dagegen hat man das 
Markensystem, die Einzahlungspflicht seitens des Arbeitgebers und die Auf- 
bringung der Beiträge durch die Versicherten, die Arbeitgeber und den 
Staat nach dem deutschen Muster beibehalten, obgleich das Anteilsverhältnis 
anders geordnet ist. Mit der Krankenversicherung ist eine Mutterschaftsver- 
sicherung verbunden. Endlich ist durch dasselbe Gesetz auch eine staatliche 
Arbeitslosenversicherung eingeführt, also eine Aufgabe gelöst. an die andere 
Länder sich bisher noch nicht herangewagt haben. 

Von dem übrigen Inhalte der wertvollen Sammlung kann nur das 
Wichtigste erwähnt werden. 

In das Gebiet der Arbeiterversicherung fallen Gesetze von England 
(Bergwerke), Frankreich (Hilfskassen). Belgien (Alterspensionen für Bergleute), 
Italien (Mutterschaftsversicherung), Luxemburg (Alters- und Invaliditätsver- 
sicherung), Schweden (Krankenkassen). Norwegen (Unfallversicherung für 
Seeleute), Island (Krankenkassen), Schweizer Eidgenossenschaft (Kranken- und 
Unfallversicherung). Massachusetts (Unfallverhütung und Unfallfürsorge), Neu- 
südwales (Aufhebung des Alterspensionsgesetzes von 1907). 

Haftpflichtgesetze sind erlassen in Kalifornien, Illinois, Common- 
wealth von Australien (für Seeschiffahrt), Südaustralien und Peru. 

Besonders umfangreich ist die Tätigkeit auf dem Gebiete der Arbeiter- 
schutzgesetzgebung gewesen. Abgesehen von bloßen Änderungen und 
Ergänzungen sind neue Gesetze dieser Art erlassen in Österreich (Arbeiter- 
schutz im Handelsgewerbe, Verbot der Nachtarbeit für Frauen), Belgien 
(dasselbe), Spanien (Arbeitszeit in Bergwerken), Frankreich (Sicherheitsmänner 
im Bergbau und Truckgesetz), Rumänien (Einführung eines wöchentlichen 
Ruhetages), Griechenland (Arbeiterschutzgesetz), Ungarn (Verbot der Nacht- 
arbeit für Frauen), Kalifornien (Regelung der Lohnzahlung und Beschränkung 
der Arbeitszeit für Frauen), Massachusetts (Frauen- und Kinderarbeit), Tas- 
mania (Ladenschluß für Sonntag und Sonnabend nachmittag sowie für vier 
Tage um 6 Uhr abends) und Japan (Fabrikgesetz). 

In England ist die bisherige Einzelgesetzgebung für Bergwerke kodifiziert, 
in Frankreich die gesamte Arbeitergesetzgebung. In Österreich ist ein Gesetz 
über den Dienstvertrag der Handlungsgehilfen erlassen, in Bulgarien ein 
Gewerbe-, Urganisations- und Schutzgesetz von großem Umfange, in Serbien 
ein Gewerbegesetz, das ebenfalls die ganze Materie ordnet. 
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Für Streitigkeiten zwischen Unternehmern und Arbeitern sind Bestim- 
mungen getroffen in Belgien (Gewerbegerichtsgesetz), Dänemark (desgleichen) 
und Massachusetts (Verpflichtung zur Anzeige bei bevorstehenden Arbeits- 
kämpfen). 

Das Koalitionsrecht ist geregelt in Portugal und Rumänien. 

In England hat man Einrichtungen geschaffen, um bei der Berufswahl 
Rat und Auskunft zu erteilen. 

In Massachusetts sind Bestimmungen über die von Organisationen gegen 
ihre Mitglieder angeordneten Strafen getroffen, die nur insoweit zulässig sein 
sollen, wie sie nach Höhe und Zweck als vernünftig anzuerkennen sind. In 
einigen amerikanischen Staaten hat man sich gezwungen gesehen, gegen das 
Bestechungswesen vorzugehen. So sind in New Jersey Bestechungen verboten, 
die den Angestellten der Organisationen gegeben werden, insbesondere um 
sie zu veranlassen, den Ausbruch oder die Einstellung von Streiks herbeizu- 
führen, sowie Zwischenmeistern, um sie zur Einstellung gewisser Arbeiter zu 
bestimmen. In New York sind unwahre Angaben gegenüber Stellensuchenden 
über die einschlägigen Verhältnisse unter Strafe gestellt. 

In Griechenland ist man dem Beispiele anderer Staaten durch Schaffung 
eines staatlichen Arbeitsamtes gefolgt, dessen Aufgaben einer im Wirt- 
schaftsministerium eingerichteten Abteilung für Arbeiterangelegenheiten über- 
tragen sind. 

Das Annuaire, das alle (Gesetze, Verordnungen und Ministerialerlasse, 
die sich auf die Arbeiterfrage beziehen, im Wortlaute wiedergibt, und zwar 
in der Regel französisch, aber bei den deutsch und englisch abgefaßten 
außerdem auch in der Originalsprache, ist die wichtigste Sammlung dieser 
Art und bildet eine SE wertvolle Quelle für literarische Arbeiten auf 
diesem Gebiete. W. Kulemann. 


A. Fischel, Die Protokolle des Verfassungsausschusses über die Grund- 
rechte, Ein Beitrag zur Geschichte des österreichischen Reichstags 
vom Jahre 1848. Herausgegeben von der Gesellschaft für neuere 
Geschichte Österreichs. Wien und Leipzig 1912. Gerlach u. Wiedling. 
XXVI u. 203 S. 


Die Protokolle des mit der Ausarbeitung der Verfassung beauftragten 
Ausschusses des österreichischen konstituierenden Reichstags vom Jahre 1848 
sind bisher nur zum kleinsten Teil veröffentlicht gewesen, und über die Ver- 
handlungen wegen der Grundrechte war gar nichts bekannt. Erst kürzlich 
sind die betreffenden Protokolle im Wiener Staatsarchiv aufgefunden worden, 
freilich auch diese nicht ganz vollständig, aber doch ausreichend, um ein 
Bild von dem Gang jener Verhandlungen zu geben. Wie in Frankfurt und 
Berlin so herrscht auch in Wien ein Liberalismus, der noch glaubt, die Welt 
nach seinen Prinzipien umgestalten zu können, dem das Mißtrauen gegen 
die Regierung noch der Weisheit erster und letzter Schluß ist. Die Grund- 
rechte sollen daher nicht nur eine berechtigte Abwehr gegen den vormärz- 
lichen Polizeistaat sein, sondern sie werden dazu benutzt, um die Doktrinen 
des Rotteck-Welckerschen Staatslexikons zu verwirklichen. Namentlich Palacky 
erweist sich als ein unentwegter Doktrinär der Freiheit. Mit einer gewissen 
Entrüstung vermerkt es der Abg. Goldmark, daß man auf Hindernisse stößt, 
sobald man seine Theorien in die Praxis umsetzen will (S. 109). Mit feinem 
Spott kritisiert Dylewski die Reden über die Abschaffung der Todesstrafe, 

„daß die hier vernommenen Abhandlungen sehr schön seien und es wohl 
verdienen, in eine Kollektion aufgenommen zu werden“; auch auf die meisten 
andern Beratungen ließe sich dieses Urteil anwenden. 

Aber neben diesen allgemeinen Strömungen findet sich doch ein be- 
sonderer österreichischer Einschlag, nicht nur in dem Haß gegen den Metter- 
nichschen Absolutismus und in den durch die schon damals bedeutende Macht 
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des Klerikalismus besonders heftigen Debatten über das Verhältnis von Staat 
und Kirche, sondern vor allem in den Beratungen über das Recht der 
Nationalitäten und über die Möglichkeit eines einheitlichen Gemeindegesetzes 
für alle Kronländer. Die ganze Bedeutung dieser Probleme für das moderne 
Österreich hat freilich niemand erkannt, auch der Gegensatz zwischen Zen- 
tralisten und Föderalisten ist mehr angedeutet als ausgetragen worden; zu 
bedenken ist aber, daß uns die Protokolle der ersten Lesung der entsprechen- 
den Paragraphen nicht erhalten sind. 

Besonders interessant ist es auch, den Umschwung in der allgemeinen 
Stimmung, wie er durch die Oktoberereignisse hervorgerufen wurde, zu ver- 
folgen. Überall wächst die Furcht vor der Armee; die Bedeutung der Reali- 
täten wird erkannt, Turco weist am 13. Dezember darauf hin, daß „man 
derzeit einen Staat nicht neu erbaue, sondern auf historischem Boden stehe“, 
Mayer. überhaupt ein Mann mehr der Praxis als der Theorie, betont, daß 
„jedes Gesetz nicht das Individuum allein, sondern auch die Gesamtheit zu 
schützen“ habe, daß den Grundrechten auch Grundpflichten entsprechen 
müßten. Aber auch die Resignation wird schon laut, die in den folgenden 
Jahrzehnten weite Kreise beherrschte, das Gefühl des Besiegtseins (S. 83), 
die Sehnsucht. sich aus dem stürmischen politischen Treiben in die Einsam- 
keit zurückzuziehen (S. 117). Auch in den Beschlüssen kommt der Um- 
schwung schon zur (reltung, die abstrakte Einleitung der Grundrechte über 
die angeborenen Rechte des Menschen und die Aufgaben des Staates wurde 
gestrichen. Aber das, was blieb, war noch radikal genug und fing gleich 
mit der Proklarnierung der Volkssouveränität an. Das Plenum hat auch 
diesen Satz fallen lassen, ist aber mit der Beratung der Grundrechte nicht 
zu Ende gekommen, da der Reichstag vorher aufgelöst wurde. Die Grund- 
rechte blieben schätzbares Material. 

Von Einzelheiten sei nur die eine hervorgehoben, die Äußerung Violands 
vom 15. Dezember 1848, daß an der preußischen Verfassung nicht so viel 
sei, „indem dort unzählige Berufungen auf das Gesetz vorkommen und dies 
die Hintertür ist, durch welche man die Freiheit gar sehr beschränken kann“. 

Fritz Hartung. 


Richard Charmatz, Wegweiser durch die Literatur der österreichischen 
Geschichte. Mit einem Geleitwort von H. Friedjung. Stuttgart 1912. 
Cotta. X und 138 S. 


Dieser Wegweiser ist nach dem Vorwort für die gebildeten Laien be- 
stimmt, berücksichtigt daher die neuere Zeit wesentlich stärker als die ältere 
(18 Seiten für die Zeit vor 1740, 32 Seiten für 1740 bis 1848, 56 Seiten 
für die Zeit seit 1848) und charakterisiert einzelne Werke kurz. Die Absicht 
des Verfassers ist durchaus zu loben, aber die Ausführung erscheint mir nicht 
glücklich. Zunächst darf trotz allem Wohlwollen, das er mit Recht für sich 
in Anspruch nimmt, nicht verschwiegen werden, daß das Buch unerlaubt flüchtig 
gearbeitet ist; ich brauche das im einzelnen nicht mehr nachzuweisen, nach- 
dem W. Bauer (Deutsche Literatur-Zeitung 1913 Nr. 10) und H. von Svbik 
(Mitteilungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung Bd. XXXIV, 
Heft 3) bereits eine lange Liste von Versehen aufgestellt haben, empfehle 
aber jedem, der den Wegweiser benutzen will, sich vorher diese Liste genau 
anzusehen. Aber auch die ganze Anlage des Buches ist meiner Ansicht nach 
verfehlt; es bringt dem Laien zu viel, dem Fachmann aber doch zu wenig. 
Dieser Mangel wird noch durch die Unübersichtlichkeit des Druckes gesteigert, 
alle Titel, ob wichtig oder unwichtig, sind mit den gleichen Lettern gedruckt. 
Und doch wäre es gerade für den Laien wichtig, daß die lesenswerten Dar- 
stellungen durch den Druck hervorgehoben würden. Diese müßten überhaupt 
das Gerippe des Wegweisers bilden; von ihnen aus wäre der Laie dann zu 
den guten Monographien und zu den Quellenwerken zu führen. 

Fritz Hartung. 
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Franz Weyr, Rahmengesetze, Studie aus dem österreichischen Verfassungs- 
recht. Wiener staatswiss. Stud. XI. Bd. Leipzig und Wien 1913. 
Bernotrik u. Philippovich. 77 S. 


Wie Referent schon bei einem andern Anlaß in den Blättern dieser 
Zeitschrift zu bemerken Gelegenheit hatte, ist die Lehre von den Quellen 
des Verfassungsrechtes nur sehr wenig ausgebildet, so daß a priori jede 
wissenschaftliche Arbeit auf diesem Gebiete zu begrüßen ist. Der Titel der 
Studie bedarf für den nichtösterreichischen Juristen einer Erklärung. Die 
Kompetenz zwischen ‘Reichsrat und Landtagen ist in der österreichischen 
Verfassung hinsichtlich einer Reihe von legislativ zu regelnden Materien so 
abgegrenzt. daß der erstere die allgemeinen Grundsätze, die letzteren die 
nach den territorialen Verschiedenheiten partikularistisch zu normierenden 
“ Ausführungsbestimmungen festzusetzen haben. Hierfür hat sich der Aus- 
druck von „Rahmen“-, beziehungsweise „Durchführungsgesetzen“ eingebürgert. 
Dieselbe Ausdrucksweise wird vielfach auch für die Staatsgrundgesetze im 
Verhältnisse zu den Ausführungsgesetzen derselben im Sinne des $ 11 lit. m 
des Grundgesetzes über die Reichsvertretung angewendet, obgleich hier das 
Verhältnis doch wesentlich ein anderes ist. Weyr unterscheidet die beiden 
Kategorien dadurch, daß er die ersteren als Rahmengesetze mit geteilter, 
die letzteren als solche mit ungeteilter Kompetenz bezeichnet. Rahmen- 
gesetze im engeren Sinne sind nach Weyr diejenigen, bei welchen hin, 
sichtlich der Wirksamkeit der beiden, wie wir wohl sagen dürfen, komplemen 
tiven Gesetze ein Junktim besteht. 

Die vorliegende Studie befaßt sich vorzüglich mit den Rahmengesetzen 
geteilter Kompetenz und bezüglich der ungeteilter Kompetenz eigentlich nur 
mit der umstrittenen Frage, ob Art. 19 des Staatsgrundgesetzes über die all- 
gemeinen Rechte der Staatsbürger (Nationalitätenrecht) zu seiner Wirksam- 
keit eines Ausführungsgesetzes bedürfe oder an sich zur unmittelbaren 
Anwendung geeignet sei. Der Verf. bekennt sich, wie Referent glaubt, mit 
Recht zu der von der Praxis unserer Gerichte akzeptierten zweiten Alter- 
native, die er nach seiner Terminologie so formuliert, daß Art. 19 unter die 
stillschweigend mit einem Junktim ausgestatteten Rahmengesetze nicht ge- 
rechnet werden dürfe. Die Untersuchung der verfassungsrechtlichen Grund- 
lagen der Rahmengesetze mit geteilter Kompetenz führt den Verf. natur- 
gemäß dazu, vorerst das prinzipielle Verhältnis zwischen Reichs- und Landes- 
gesetzgebung darzustellen. Der Verf. erblickt in dem Grundsatze der Gleich- 
wertigkeit von Reichs- und Landesgesetzen, deren gegenseitige Einwirkung 
sich nach dem Grundsatze: „lex posterior derogat priori“ regle, eine 
„schreiende Anomalie“ und „klaffende Lücke‘ des österreichischen 
Rechtes. Dieses Urteil, welches verfassungsmäßige Einrichtungen nach irgend- 
einem aprioristischen Maßstab messen will, verkenut die reale Natur der 
Verfassung, die nichts anderes ist, als Machtabgrenzung. Weit entfernt, 
eine Lücke unseres Rechtes zu sein, ist es der Ausdruck der tatsächlichen 
Machtverteilung zwischen Reich und Ländern, das Reichsrecht Landrecht 
nicht bricht. Wenn der Verf. jedoch das Prinzip der Gleichwertigkeit auch 
auf die Kompetenz-Kompetenz erstreckt, so übersieht er, daß nur das 
Grundgesetz über die Reichsvertretung, nicht auch die Landesordnungen eine 
generelle Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Reichsrat u, = Landtagen 
enthält. Das theoretische Ergebnis des Verf., das Wesen der Rahmengesetze 
sei die Verknüpfung zweier selbständiger gesetzgebender Willensakte in einen 
einzelnen, erscheint dem Referenten juristisch ebenso belanglos wie die An- 
sicht, daß das früher zustande gekomniene Reichsgesetz nichts anderes sei, 
als ein unverbindlicher Rat an die Landtage. Nach einem kurzen Exkurs 
über die Verantwortlichkeit der Minister für die Unterbreitung einer Gesetzes- 
vorlage zur Sanktion des Monarchen folgt eine Kritik der bisherigen legis- 
lativen Praxis bezüglich der Rahmengesetze seit 1867. Diese habe die Gleich- 
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stellung bei der Legislative zugunsten des Reichsrates verschoben, haupt- 
sächlich durch unrichtige Anwendung der Bestimmung des 8 11 lit. k des 
Grundgesetzes über die Reichsvertretung. Es würde zu weit führen, hierauf 
im einzelnen einzugehen, und es sei daher nur allgemein bemerkt, daß der 
Zweck des Verf., „das, was rechtens ist, dem, was tatsächlich ist, entgegen- 
zustellen“, in dem vorliegenden Falle, wo das tatsächlich seiende in Geltung 
befindliche Gesetze sind, nichts anderes bedeutet, als den geschichtlichen 
Gang unserer Rechtsbildung meistern zu wollen. Gustav Seidler. 


Gisbert Beyerhaus, Studien zur Staatsanschauung Calvins mit besonderer 
Berücksichtigung seines Souverinititsbegriffs. (Siebentes Stück der 
Neuen Studien z. Gesch. der Theol. u. der Kirche, hrsg. v. N. Bonwetsch 
u. R. Seeberg.) Berlin 1910. XVI u. 160 S. 


In der schon gewaltig an:reschwollenen Calvinliteratur verdient die vor- 
liegende Arbeit zweifellos Beachtung. Es ist eine tiefeindringende, die Lite- 
ratur in weitem Umfange beherrschende Studie über die wichtigsten Begriffe 
des politischen Denkens Calvins, namentlich über seinen „Zentralbegriff“, die 
Souveränität Gottes. Das Buch gibt Gelegenheit zum Nachdenken über eine 
Fülle wichtiger, allgemeiner Probleme: über das Verhältnis von Religion 
und Politik, über die Entwicklung und Amalgamierung religiös- ethischer 
und juristischer Bestandteile des politischen Denkens, über die Einflüsse der 
Antike, des Mittelalters. des Humanismus und der Reformation auf die Ge- 
schichte der Staatsanschauungen, über die Differenz des mittelalterlichen und 
des modernen Staats- und Souveränitätsbegriffs u. a. m. Das Verdienst des 
Verf.. eines Schülers von Bezold und Seeberg, ist es, diese Fragen überall 
beachtet und in den Gedankengängen Calvins aufgesucht zu haben, wenn er 
auch nicht überall zu abschließenden Ergebnissen kommen konnte. Die oft 
sehr schwierige Begriffsanalyse läßt wieder erkennen, wie nötig eine gründ- 
liche Kenntnis der Scholastik für ein Verständnis der spätern naturrechtlichen 
Doktrinen ist, namentlich in der Reformationszeit. Aber man sieht auch, 
wie sehr wir da noch in den Anfängen der Kenntnisse stehen. Eine genauere 
Durchforschung der spätmittelalterlichen Theologie und Jurisprudenz nach 
diesen Gesichtspunkten hin würde auch dem intensiveren Verständnis Calvins 
zugute kommen. Namentlich scheint mir der überragende Einfluß des Occa- 
mismus zu wenig beachtet, neben Duns Scotus; und ob nicht direkte Be- 
ziehungen Calvins zur scholastischen Jurisprudenz bestehen, ist mir wenigstens 
sehr wahrscheinlich. Mit Recht hebt B. den stark juristischen Grundzug 
Calvins hervor, der auch seinen Souveränitätsbegriff kennzeichnet und seinen 
Gottesbegriff in alttestamentlichem Sinne bestimmt. Ob man die Souveräni- 
tätslehre Calvins als mittelalterlich oder nicht mittelalterlich bezeichnen will, 
hängt davon ab. wie weit man theokratische Grundauffassungen überhaupt 
für mittelalterlich erklärt; daß sie auch in der Gegenwart noch in gewissen 
Kreisen leben, kann nicht bezweifelt werden, ebensowenig. daß sie auch 
mit dem modernsten Staatsleben u. U. verträglich sind. Mittelalterlich ist 
nicht so sehr der Gedanke der obersten Souveränität Gottes und der Ver- 
pflichtung der Herrschenden gegen Gottes Ordnung, als die Bindung an eine 
bestimmte Form der Religion und Kirche. — Scharf unterscheidet übrigens 
der Verf. mit Recht zwischen Calvin und Calvinismus, zwischen der Staats- 
anschauung Calvins und der Genfer Theokratie. Die modernen Züge der 
Calvinschen Staatslehre hat B. selbst gut erkannt und umschrieben (S. 84 ff.), 
ebenso den Wandel in seinem Staatsideal, die immer schroffere Abkehr von 
der (absolutistischen) Monarchie und die Hochschätzung aristokratischer Staats- 
formen, die sich deutlich auch in seiner Schätzung des israelitischen Staats 
ausspricht, wobei freilich die Verurteilung des Saulschen Königtums wieder 
scholastischer Tradition entspricht. Richard Scholz. 
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F. Frensdorff, Gottlieb Planck, deutscher Jurist und Politiker. Mit vier 
Bildbeilagen. Berlin 1914. Guttentag. XIV u. 452 S. 


Schon zu Lebzeiten Gottlieb Plancks stand es fest, daß sein Name dauern 
werde. Er lebt fort im Bürgerlichen Gesetzbuch, das ihm vor allen seine 
Entstehung verdankt. Nach seinem Tode mußte es erwünscht sein, das Bild 
des Menschen und des Gelehrten für die Nachwelt festzuhalten. In der vor- 
liegenden Biographie besitzen wir es von berufenster Hand. In hohem Alter, 
aus gleicher Gesinnung wie Freytag und Rudolf Haym das Leben Mathys und 
Max Dunckers, hat Frensdorff das Leben Plancks geschrieben: mit der Sach- 
kenntnis des Kollegen und der Pietät des Freundes. 

Völlig historisch, dem Streit der Gegenwart entrückt ist der erste Teil 
des Buches, die Zeit vor der Gründung des Reichs. Die Familiengeschichte 
der Plancks bildet die Grundlage. Lebensvoll hat Frensdorff die Gestalt des 
Großvaters gezeichnet, des Göttinger Kirchenhistorikers Jakob Planck. Er 
kommt aus Schwaben wie Spittler und Hugo. Eine durch Allseitigkeit und 
Genauigkeit ausgezeichnete Zustandsschilderung des vormärzlichen Hannovers 
gibt den Hintergrund zu Plancks Jugendentwicklung. Das Jahr 1848 führt 
ihn zuerst ins politische Leben. Wie die meisten seiner Generation teilt er 
die demokratischen Ideale der Zeit. Die Teilnahme am Stiftungsfest eines 
Arbeitervereins zieht dem Osnabrücker Assessor eine Maßregelung durch die 
hannoversche Regierung zu, die erste in einer langen Reihe. Strafversetzungen 
und zeitweise Amtsentsetzung treffen ihn, als er im hannoverschen Verfassungs- 
kampf als Abgeordneter das Landesrecht verteidigt gegen die 1855 zum Siege 
a Reaktion. Frensdorff teilt aus dieser Zeit eine sehr lesenswerte 

ede Plancks mit; neben scharfer Herausarbeitung der sich bekämpfenden 
Prinzipien enthält sie lehrreiche Hinweise auf die gleichzeitigen und analogen 
Kämpfe in Preußen. Deutlicher ist noch die Analogie der über ihn und 
Karl 'Twesten verhängten Verfolgung: hier wie dort ist es der Justiz- 
minister, der gegen Richter in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete vorgeht, 
weil der eine die Verbindlichkeit einer Oktroyierung mit Rechtsgründen be- 
stritten, der andere den höchsten Gerichtshof des Landes der Rechtsprechung 
im Sinne einer politischen Partei beschuldigt hat. Über Plancks Tätigkeit 
im Nationalverein und seine engen Beziehungen zu Bennigsen war das Wesent- 
lichste aus Onckens Buch bekannt. Aus der Abgeordnetenzeit im Norddeut- 
schen Bunde sind charakteristische Einzelheiten aus den Wahlkämpfen Plancks 
in Ostfriesland für die Parteigeschichte bemerkenswert. Eine wertvolle Zugabe 
bildet die von Frensdorff verfaßte, von der Göttinger Juristenfakultät zum 
80. Geburtstage Plancks überreichte Adresse. Julius Heyderhoff. 


Theodor von Majanovich, Graf Ferdinand Zichy. Zur Geschichte des 
kirchenpolitischen Reformkampfes in Ungarn. Innsbruck 1913. Felizian 
Rauch. 91 S. 


Dieses Schriftchen, das sich an die große magyarische Biographie des 
Grafen Ferdinand Zichy von Franz Bonitz anschließt, hat die Aufgabe, im 
deutschen Sprachgebiete das Bild eines Mannes bekannt zu machen, der in 
Ungarn zu den hervorragendsten Streitern für die römisch-katholische Kirche 
gehörte, der im Kampfe gegen die freiheitlichen kirchenpolitischen Gesetze 
im Vordergrunde stand und die magyarische katholische Volkspartei schuf, 
die noch heute eine wenngleich untergeordnete Rolle spielt. Leider ist dem 
Verf. der Wurf nicht geglückt, denn die Persönlichkeit des Grafen Ferdinand 
Zichy tritt wenig plastisch hervor, und von dem Sturme, den die kirchen- 
politischen Reformen in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
entfesselten, ist in dem Büchlein nichts zu merken. Dabei handelte es sich 
um eine sehr dankbare und anregende Arbeit, denn die in sich geschlossene 
Gestalt des Führers der magyarischen Katholiken verdiente eine Würdigung. 
Es hätte gezeigt werden müssen, welche äußeren Einflüsse maßgebend waren, 
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um den Freund und Parteigenossen Franz Deaks im Laufe der Jahre zum 
Gegner der Epigonen des „Weisen der Nation“ zu machen, und es wäre vor 
allem eine deutlichere und instruktivere Schilderung der Verhältnisse am 
Platze gewesen, aus denen die vielumstrittenen Gesetze herauswuchsen. Ja, 
dem Leser des Schriftchens wird nicht einmal klar, um was es sich bei den 
Reformen handelte, die zur Zeit des großen Ministeriums Wekerle so viel 
Staub aufwirbelten. Damals wurden in Ungarn für eine Weile alle nationalen 
und sozialen Unterschiede vergessen, und das ganze Land spaltete sich in 
zwei Gruppen: die einen wollten die obligatorische Zivilehe, die andern 
wollten die Rechte der Kirche nicht schmälern. Das Abgeordnetenhaus 
unterstützte die Regierung in ihrer reformatorischen Tätigkeit, aber das 
Magnatenhaus, in dem Graf Ferdinand Zichy und Kardinal Schlauch in der 
ersten Reihe gegen die kirchenpolitischen Neuerungen fochten, stellte sich 
hemmend in den Weg, bis es schließlich doch unterlag. So war aus der 
„Wegtaufen-Angelegenheit“ ein gewaltiger, leidenschaftsvoller Streit der 
Geister entstanden, und auf beiden Seiten traten glanzvolle Redner und 
lautere Persönlichkeiten für die Sache ein, die sie für gut hielten. Von 
welcher Seite aus man auch die Vorkommnisse betrachtet, sie bereiten rein 
ästhetisch genommen einen Genuß, weil sie zum letzten Male den hohen 
Stand des ungarischen Parlamentarismus, der magyarischen Redetechnik 
dartaten. Theodor von Majanovich gehört zu jenen, die in dem Kampfe 
unterlagen, die wie Graf Ferdinand Zichy besiegt wurden, ohne sich geschlagen 
zu fühlen. Gab ja der Führer der magyarischen Katholiken gleich nach den 
entscheidenden Niederlagen die Losung aus: „Wir haben die Schlacht ver- 
loren, aber wir haben uns nicht die Flügel versengt“, drängte er doch gleich 
nach der Sanktion der verschiedenen kirchenpolitischen Vorlagen dahin, daß 
ihre Revision vorgenommen werden möge. Im Januar 1895 entstand in 
Ungarn die katholische Volkspartei, die sich den Kampf hierfür zum Ziel 
setzte. Ihr Begründer, Graf Ferdinand Zichy, starb am Weihnachtsabend 1911. 
Mit ihm verschied ein „Prophet des Landes“, um das Wort des verstorbenen 
Erzbischofs von Kalocsa zu gebrauchen, ein unbeugsamer Apostel, der die 
Katholiken seines Vaterlandes zum Schutze der Kirche und zum Kampfe für 
sie organisiert hatte. Richard Charmatz. 


Berichtigungen 

In der Abhandlung von Robert Sieger, Der österreichische Staats- 
gedanke und das deutsche Volk im laufenden Bande dieser Zeitschrift sind 
folgende Berichtigungen zu beachten: 

S. 14 Z. 5 von unten statt „Nationalitäten Ungarns“: „Nationalitäten“ 
Ungarns. 
` S. 19 Z. 18/19 statt „Den, wesentlich deutschen, Theoretikern“: „Den 
zahlreichen deutschen Theoretikern“. 
35 Z. 6 v. u. statt „in Ungam“: „an Ungarn“. 
38 Z. 11 v. u. statt „den inneren“: „der inneren“. 
49 Z. 6 v. u. statt „Ziele“: „Teile“. 
60 Z. 8 v. u. statt „geboten“: „zu bieten“. 
. 86 Punkt 6 statt „geistigem“: „gebildetem Proletariat“. 
90 Z. 10 statt „beitragen“: „beitrugen“. 
91 Z. 13 v. u. statt „wahrgenommen“ : „wahrgenommenen“. 
95 Z. 8 statt „vom“: „von“. 
. 95 Z. 9 statt „staatsrechtlichen“: „staatsrechtlichem“. 

In der Arbeit von Wilhelm Schallmayer über Rassenprobleme im 
VIL Bande der „Zeitschrift für Politik“ ist auf S. 416 Z. 22 v. u. statt „In der 
Linie“ zu lesen: "Südwestlich von der Linie, welche Gibraltar mit Australien 
verbindet . . P 
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A. 


Absolutismus 14, 611. 

Aegidius von Rom 284. 

Ägypten, natürliche Grenzen und 
staatliche Brückenköpfe 551. 

Ahrenthal 5, 315. 
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K. 


Kaizl 33. 

Kammerjustizwesen 595. 

Kanitz, Fel. 257. 

Kant 452. 

Kapital und Kosmopolitismus 306. 

Kapitalismus 413, 483 f. 

Karadschitsch 262. 

Karl V., Kaiser 103. 

Karl der Große 101. 

Rainer, C. 263. 

Katholiken, Vorgeschichte der kirch- 
lichen und politischen Bewegung 
unter den rheinischen K. 318 f. 

Katholische Geschichtsforschung 571; 
k. Volkspartei in Ungarn 616. 

Katholisch-slavische Staatsidee 17, 24, 
29, 32, 61, 77, 578. 

Katholizismus, politische Geschichte 
des italienischen K. (römische Frage, 
Vatikan und Quirinal) 321 ff.; K. 
und Kosmopolitismus 305; K. und 
Weltkrieg 305, 565 ff. 

Kautschitsch 51. 

Kelsens Normenlehre 562 f. 

Kjellen über diegeographischenGrund- 
lagen der österreichisch-ungarischen 
Monarchie und ihrer Außenpolitik 
311 f.; über den Nationalitätenstaat 
19. 

Khevenhüller 158. 

Kirchenpolitische Kämpfe in Ungarn 
615 f.; s. a. Kulturkampf. 

Kirchenstaat 321 f., 332, 357. 

Kitchener 317. 

Klassenherrschaft, -mißbräuche 294. 

Klassensozialismus 408, 416. 

Klein, Franz, über den wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß Deutsch- 
lands und Österreich-Ungarns 148. 

Kleindeutsche 17. 

„Kleine Territorialfrage“ 357 ff. 

Klerikalismus in Belgien 376, 383, 
391; in Österreich 77, 612. 

Kölln, Entstehung 428. 

Körber 62, 313. 

Kolonialer Imperialismus Frankreichs 
218. 

Kolonialgeschichte 315 ff., 596. 

Kommandosprache in Österreich-Un- 
garn 60, 136. 

Konfektion und Heimarbeit 604, 
607. 

Konfessioneller Friede 568. 570. 

Kongogreuel 318. 

Konrad H., Kaiser 190 f. 


Sach- und Namenregister. 


Konservatismus 408 f., 423; jüdischer 
K. 489 f., 520. 

Konstituierende Gewalt, Lehre vom 
„pouvoir constituant“ 270 ff. 

Konstitutionalismus 23. 

Kontinentalsperre 251, 258. 

„Konvent“, Geschichte des franzósi- 
schen K. 275. 

Kosmopolitismus 11, 297, 300 ff. 

Kossuth, Ludwig 16, 40, 134; K. úber 
die ungarische Zollgemeinschaft mit 
Österreich 176. 

Krain in der polit. Geographie 51, 55. 

Krausnick 468, 

Krauß, Baron 179. 

Kreditinstitute Frankreichs 214. 

Kreppel über Österreich-Ungarn nach 
dem Kriege 149. 

Kretschmer, P. 262. 

Krieg, die italienischen Ansprüche auf 
Südtirol und die österreichischen 
Konzessionen 206 ff.; Arbeitsmarkt 
und Kr. 246; Aufgaben der inneren 
Politik nach dem Friedensschlusse 
422; Außenhandel Deutschlands und 
Kr. 241 ff., 217 f.; Berechtigung und 
Notwendigkeit des Kr. 308 ff.. 320; 
Deutschland und der Kr. 253, 290 ff.; 
Deutschösterreicher und Kr. 5 ff.; 
Einfluß des heutigen Verhältnisses 
Ungarns zu Österreich auf den Kr. 
47; England und der Kr. 294, 569, 
676; Finanzoligarchie Frankreichs 
und Kr. 213 ff.; deutscher Geist 
und Kr. 292, 295; Herstellung 
und Beschaffung von Ersatz für 
die fehlenden ausländischen Stoffe 
247, 251; Judentum und Kr. 
476 ff.; Katholizismus und Kr. 305, 
565 ff.; Nationalitätsprinzip (Natio- 
nalkampf) und Kr. 11, 65, 308; 
Österreich-Ungarn und der Kr. 4 ff., 
21, 47, 120, 149, 575 ff.; Ostjuden- 
frage und Kr. 513 ff.; Papst und 
Kr. 348 ff., 368 f.; Sozialethik und 
Kr. 310; Sparsamkeit und Einfach- 
heit in der Lebenshaltung infolge 
des Kr. 247 ff.; Stellung der italieni- 
schen Katholiken zum Kr. 345 ff.; 
Stellung der einzelnen politischen 
Parteien Belgiens zum Kr. 400 ff.; 
Volkswirtschaft und Volksvermögen 
im Kr. 239 H: Vorgeschichte (Ur- 
sachen) des Kr. 294, 576. 

Kriegsanleihen 249 ff. 

Kriegserklärung als Verfassungsbruch 
562, 564. 
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Kriegsfamilienunterstützungen 247. 

Kriegsgreuel 569. 

Kriegskosten, Deckung 250. 

Kriegswirtschaft 247, 252. 

Kriegsziele 5 ff., 21, 253, 576 f. 

Kristoffy 40. 

Kroatentum 18, 

Kroatien in der politischen Geographie 
50 f., 55. 

Kroatisches Staatsrecht 38. 

Kronlandsautonomie 63. 

Kronlandsfóderalismus 55. 

Kronlandspatriotismus 56. 

Krüger, Paul 317 f. 

Krumbacher, K. 262. 

v. Kübeck 141, 171, 174, 177 f. 

Kultur, Begriff 26; K., Machtpolitik 
und Militarismus 295. 

Kulturkampf 567. 

Kulturkonservatismus 423. 

„Kulturmission“ Altösterreichs 15, 91. 

Kultursoziologie, -kritik 5% f. 

Kurie s. Papst. 


L. 


Ladiner in Tirol 193, 206. 

Lafayette über „pouvoir constituant“ 
271, 274. 

de Lai 336, 339. 

Lamenais 319. 

Lamprecht über Krieg und Persona- 
litáteprinzip 65. 

Landarbeiterfrage in Österreich 86. 

Landflucht 532. 

Landständische Verfassungen und 
fürstliche Verwaltungen im Mittel- 
alter 572. 

Langobarden in Tirol 191. 

de Lantsheere 393. 

Le Bon 584. 

Lederer 492. 

Lehrer s. Volksschul-L. 

Leibniz 570. 

Leo XIII. 324—3827, 332 f., 347, 352, 
357 f., 391. 

Leopold II., Kaiser 167. 

Leopold IL, König von Belgien 318, 
882. 

Leroy-Beaulieu 217; L.-B. über das 
französische Volksvermögen 240. 

Levie, Michel 394. 

Liberalismus und Demokratismus in 
ihren Zusammenhängen und Gegen- 
sätzen 407 ff.; L. in Belgien 374 ff., 
384, 386; jüdischer L. 474, 506 ff., 
532 ff. 
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Libyscher Kolonialkrieg 343 ff. 

Lieber 423. 

Liebermann 488, 492. 

Linzer Programm 51, 71. 

Ligue démocratique Belge 392 f. 

List, Friedrich 134. 

v. Liszt über Österreich nach dem 
Kriege 5; über einen mitteleuro- 
päischen Staatenverband 145. 

Locke über die konstituierende Gewalt 
des Volkes 272, 279, 282, 284. 

Lohnämter 605. 

Lohnregulierung in der Hausindustrie 
605 f., 608 f. 

Lombardische Frage 299. 

Lorand, Georg 345, 877, 403. 

Los-von-Rom-Bewegung in Österreich 
77, 86, 578. 

Losch über den mitteleuropäischen 
Wirtschaftsblock 145. 

Loyseau 271. 

Ludwig XVI., König 275, 286 f. 

Ludwig Salvator, Erzherzog 258. 

Lügenfeldzug Englands 569, 576. 

v. Lützow 454. 

„Lysis“ 234. 


M. 


Mabille 393. 

Mably 412. 

Macchiavelli 284. 

Machtpolitik, Kultur und Militarismus 
295 


Madeyski über die Sprachenfrage in 
Österreich-Ungarn 59. 

Mähren in der politischen Geographie 
50,56; Nationalitätenstreitin M. 69. 

Magyarentum 15 f., 27, 37 ff., 97. 

Magyarisch ... s. a. Ungarisch ... 

Magyarische katholische Volkspartei 
615. 

Magyarischer Nationalstaat 35. 

v. Matlekowits 152. 

v. Majanovich 616. 

Mancini 314. 

Mann, Heinrich, 509, 528. 

v. Marées, Hans 488. 

Margherita, Kónigin von Italien 324. 

Maria Theresia, Kaiserin 139, 158, 167, 
172, 204. 

Marokkopolitik Frankreichs 218. 

Marsilius v. Padua 271, 280, 283. 

Marx 488, 526; M. und die Juden- 
frage 487, 491, 503. 

Marxismus 413, 416. 

Martini 367. 
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Masaryk über die nationalpolitische 
Aufgabe Österreichs 19. 

Massenmoral und Politik 583 ff. 

Massenpsychologie, -suggestion 584. 

Masson 377. 

Mathy, Karl 288. 

Matthieu 327. 

Maultasch. Margaretha 196. 

v. Maybach 598. 

Mazedonien in der Balkanforschung 
257, 262 f. 

Mazzini 204. 

Meda, Filippo 347, 853. 

Meer, das M. als natürliche Landes- 
grenze 546 ff. 

Meinhard II., Graf v. Tirol 195 f. 

Meistbegünstigung 144, 147, 150, 162 f. 

Mendelssohn, Moses 452, 501. 

Mendelssohn-Bartholdy 262. 

Menelik 318. 

Menschenrechte, Erklärung der M. 
410 f. 

Mercier, Kardinal 405 f. 

Merry del Val, Kardinal 334. 

Meslier 412. 

Messel 492. 

Methodologie der Gesellschafts- und 
Naturwissenschaft 582 f. 

Metternich 105, 128, 141, 171, 174, 
177, 611. 

Meyer, Gustav 256. 

Meyer, M. Arthur („Gaulois“) 217. 

v. Meysenbng 598. 

Michels, Robert, u. die Judenfrage 487. 

Miklosich 256. 

Militarismus, Kultur und Machtpolitik 
295; deutscher M. 293. 

Millerand 221, 238. 

Milton über die konstituierende Gewalt 
des Volkes 272, 279, 282. 

Minderheitsschulen in Österreich-Un- 
arn 67. 

Mirabeau 283, 286. 

Mischehen, jüdische 508, 513, 528. 

„Mitteleuropa“ 13, 16, 18, 25 f., 69, 
94 f., 151, 291, 311, 551, 580. 

Mitteleuropäische Wirtschaftsvereini- 
gung 44, 145 ff., 151; m. Zollannähe- 
rung 147, 

Mitteleuropäischer Kleinstaatenbund 
61;m.Staatenverband 23,51,99, 145. 

Möser, Justus 452. 

v. Mohl 288. 

Mommsen über Romanisierung der 
Alpenländer 189. 

Monarchie 282; Erb- und Wahl-M. 
281, 283. 
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Monarchismus 23, 408 f. 

Monopol s. Staats-M. 

Monroe-Doktrin 10. 

Montesquieu über den Gewaltentesri 
273 f., 278. 

Mosca 354, 367. 


Moral, Politik und Massen-M. 335: 


Morelly 412. 

Müller, Adam 452. 

de Mun 236. 

Munin über Ausgleich mit den Slave 
23; M. und der Nationalitátenican ;: 
in Österreich-Ungarn 30 f.. 41: K 
über Österreich nach dem Kres 
6 f., 149. 

Murko 259. 

Musik- und Gesangvereine, ihre Er: 
wicklung (soziologisch betracht«. 
590 f. 

„Mutualites“ in Belgien 395. 


N. 
Napoleon I. 103 ff., 159, 202 f.. Y: 
299, 452, 547, 553. 
Napoleonkultus 225. 
Nathan, Ernesto 344, 354. 367. Ae 
Nation, Begriff 23, 92, 297. 303, 3. 
575. 


Nationale Autonomie der Länder :: 


Österreich-Ungarn 579; Renn= 

System der „N. A.“ 15, 65 ff. 
Nationalismus 10, 297, 299 ff. 
Nationalitätenbundesstaat 65. 
Nationalitätenrecht 19 ff., 63. 
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Nationalitätenstsat 19 f., 2 ff. oi) 


675. 
Nationalitätenkampf in Österre:: 
124 ff.. 804, 579 f.; in Ungarn 38£ 
Nationalitätenverteilung in Usterrer2 
Ungarn 81, 124. 
Nationalitätsprinzip und Krieg 11, % 
308. 
Nationalparteien 371 f. 
Nationalstaat 10, 22, 27, 92, 575. 
Nationalversammlung, deutsche Ze: 
französische 275, 285 f. 
Natürliche Grenzen 197: n. Gr. url 
staatliche Brückenköpfe 545 ff. 
Naturwissenschaft, Methode 582. 
Necker 286, 288. 


Neoimperialismus, französischer 231. 


Neoslavismus 26. 


Neutrale Staaten, Deutschlands Warer- 


verkehr mit d. n. St. 243. 
Nicolai 451. 
Nicholson 221, 236. 
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Nina, Kardinal 325. 

Nietzsche 504. 

Nopcsa 257. 

Norddeutscher Bund 107. 

„Nordkap-Bagdad“ öl. 

Nordslaven 18. 

Normentheorie 586 ff.; Kelsens N. 
562 f. ` 


O. 


Oberhummer, E. 262. 

Obstruktion und Forderung eines ar- 
beitsfähigen Parlamentsin Östereich- 
Ungarn 61 f., 130, 132. 

Öffentliche Meinung 585. 

Österreich s. Österreich-Ungarn. 

Österreicher(tum) 17, 25, 127; s. a. 
Alt-Ö.; Deutsch-Ö. 

Österreichische Forschungs- und Bil- 
dungsarbeit auf dem Balkan 254 ff.; 
ö. Kultur 576; ö. Nation 17. 

Österreichischer Reichstag vom Jahre 
1848, Protokoll des Verfassungs- 
ausschusses über die Grundrechte 
611 f. 

Österreichischer Staatsgedanke 9 ff., 
17, 26 (Formulierung); die Deut- 
schen als Träger des ö. St. 26 ff.; 
der ö. St. und die österreichischen 
Völker 57 H: der o St. und das 
deutsche Volk 2 ff. 

Österreichisches Verfassungsrecht, 
Rahmengesetze 613 f. 

Österreichisch - ungarischer 
gedanke 17. 

Österreich-Ungarn, die italienischen 
Ansprüche auf Südtirol und die 
österreichisch. Konzessionen 206 ff.; 
innerer Aufbau nach dem Kriege 
130 ff., 295, 578 f.; Balkanpolitik 
315; Bureaukratie in Ö. 130, 132; 
júdische Chronik 472; Deutschland 
und Ö.-U. 99 ff., (ihr politisches 
Verhältnis in der Vergangenheit) 
101 ff., (in der Zukunft) 118 ff., 
122 ff., 136 ff., 145 ff., 577 ff.; Ent- 
wicklung der Privatindustrie und 
Staatsmonopole unter der Geltung 
und nach Aufhebung des Zwischen- 
zolls 172 ff., 179 ff.; geographische 
Grundlagen der Monarchie u. ihrer 
Außenpolitik 2 ff., 311 ff.; Ge- 
schichte 101, 156 ff.; Heeresgemein- 
schaft 46, 136; Judentum in 
nach dem Kriege 7; der Krieg und 
Ö.-U. 4 ff., 21, 47, 120, 149, 576 ff.; 


Staats- 


deutsch-nationale Kultur- u. Sozial- 
politik 85 ff.; Los-von-Rom-Bewe- 
gung in Ö. 77, 86, 578; Nationali- 
tätenfrage 15, 21, 38 ff., 124 ff., 
304, 579 f.; deutsche Nationalpoli- 
tik 70 ff., 75 ff., 83; Name ,0.* 57, 
98, 101 f., 160; Parlamentsfragen, 
-mißstände 48, 61 f., 126, 130, 139, 
579; Parteien in Ö. 77, 125; (die 
Parteien der Deutschen vor und 
nach dem Kriege) 580 ff.; Provinzial- 
landtage in Ö. 129; Reform (Ver- 
einfachung) der Staatsverwaltung 
62, 123; Rußland und Ö.-U. 18, 75, 
121; Schutzvereinswesen, -arbeit 30, 
32, 76, 81, 83, 85, 95, 175 ff.; 
Sozialdemokratie in Ö. 77, 126; 
Sprachenfrage 27 ff., 32, 58 ff., 70, 
96, 128, 136; Streben nach Brücken- 
kópfen 550, 554; Trialismus, Qua- 
dralismus, Pentarchie, Föderalismus 
usw. 15, 22 f., 50 ff., 63 f., 69, 579; 
Verhältnis der Dynastie zu den Deut- 
schen 75; Währungsgemeinschaft 
zwischen Deutschland und Ö.-U. 
151; Wabhlrechtsfragen 73, 579; 
Zentralismus 14 f., 23, 28, 33, 36, 
41, 49, 53, 56, 63, 69, 77, 129, 579; 
Zollbündnis mit Deutschland 99, 
145 ff., 151 ff.; Zollgemeinschaft 
zwischen Ö. und U. 134, 156 ff., 
578; der deutsche Zollverein und 
Ö.-U. 141 ff., 153, 168, 174; ethni- 
sche Zusammensetzung der Bevölke- 
rung 81, 124; Zwischenzölle 42, 
44 ff., 133 ff., 142 f., 152, 166 ff., 
178 f., 578; s. a. Ungarn. 
Oestreich, K. 257. 
Oligarchie 417. 
Oppenheimer, Franz 584; O. über die 
Juden als „Nation“ 537. 
Orientverkehr 256. 
Orlando 352—355. 
Ostjudenproblem 478 f., 501, 
511 ff., 529, 535, 542. 
Ostjúdische Kultur 515, 517 ff. 
Otto der Große 101, 190. 


505, 


P. 


Päpstlicher Besitz, Extraterritorialität 
360, 362. 

Palacky 51, 611. 

Palästina als staatlicher Brúckenkopf 
562. 

Palástinensischer Sprachenstreit und 
Schulkampf 473, 480, 507. 
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Pälyi 16; P. über den Zusammen- 
schluß der Zentralmächte. 148. 

Panamakanal 151. 

Panamerikanismus 10, 151. 

Pangermanismus 17, 39, 312. 

Panrussismus 16, 26. 

Panslavismus 16 ff., 26, 39, 75, 111, 
312, 315. 

Papst, Erweiterung der persónlichen 
Bewegungsfreiheit 362 f.; Italien, 
der P. und die Lösung der römi- 
schen Frage 321 ff.; P. und Krieg 
248 ff., (Beteiligung des P. an der 
SE Friedenskonferenz) 350ff., 
368 f. 

Parlamentarismus 23, 414, 418, 420, 
585; P. in Frankreich 220 f., 234. 

Parlamentsfragen, -mißständein Öster- 
reich-Ungarn 48, 61 f., 126, 130, 
132, 579. 

Parteiwesen 422, 585; P. in Belgien 
871 ff, in Österreich 77, 125 f., 
580 ff. 

Partsch, J. 262. 

Paßstaaten 185. 

Patsch, C. 260 f. 

Pazifismus 306, 585. 

Philhellenismus 259, 262. 

v.Philippovich über einen Wirtschafts- 
verband zwischen Deutschland und 
Österreich-Ungarn 146; über Zoll- 
trennung Ungarns 135. 

Philippson, A. 262. 

Philippson, Martin, über Ostjuden- 
frage 535. 

Planck, Gottlieb (Biographie) 615. 

Puralitätsstimmrecht in Österreich 73. 

v. Peez 152. 

Pelloux 334. 

Penck über Bildung von Paßstaaten 
184; über geographische Grund- 
lagen der Donaumonarchie 2; über 
Naturgrenzen und Grenzlinien 197. 

Pentarchie 50 f. 

Personalitätsprinzip 64 ff. 

Personalunion, Begriff und Wesen 36, 
164. 

Peters, Carl 316. 

Peuker 288. 

Pichon 236 f. 

Pius IX. 323, 332, 334, 337, 342 f., 
347, 352, 357, 362. 

Pius X. 328, 333 ff., 337 ff., 340, 360. 

Podolien in der politischen Geographie 
51 


Poincaré 221 f., 233. 
Polen, jüdische Chronik 472; natür- 
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liche Grenzen u. staatliche Brücken- 
köpfe 551; Judenfrage in P. 472, 
477, 512, 514 f., 521 ff., 524 f., 529, 
535. 

Politik und Massenmoral 583 ff. 

Politische Geographie 2 ff., 9 f., 22; 
natúrliche Grenzen und staatliche 
Brückenköpfe 545 ff; p. G. Öster- 
reichs 50 ff., 55, Ungarns 34 f., 49. 

Politische Moral 584 ff. 

„Politische Nation“ 23. 

Polnische Frage 52, 119, 131, 576. 

Popovici 15, 51. 

SES Streben nach Brückenköpfen 


Positives Recht, Lehre vom p. R. 
586 ff. 

de Potter 319. 

Pottier 392. 

Poullet 389. 

„Pouvoir constituant“ 270 ff. 

Prager Frieden 110. 

Pragmatische Sanktion 11 f., 16, 24, 
35, 158, 162 ff.; pr. Zollunion 43. 

Presse und Diplomatie 307 f. 

Preußen s. Brandenburg-Pr.; Hohen- 
zollern. 

Preußische Stádteordnung (von 1808) 
455 ff. 

Preußischer Zollverband 139. 

Priesternachwuchs, -mangel und 
deutschnationale Politik in Öster- 
reich 86. 

v. Prokesch-Osten 259. 

Prostitution und Heimarbeit 607 f. 

„Protestantischer Eroberungsfeldzug“ 
568. 

»Protestantisches Deutschland” 567 f. 

Protestantismus und Kosmopolitismus 
305. 

Provinziallandtage in Österreich 129. 

Puchta über subjektives Recht 589. 

Pufendorf 271. 

Pufferstaaten 17, 312. 


Q. 
Quadralismus 50 f., 56. 


R. 


Rabbinismus 491. 

Rätoromanen in Tirol 193. 

Rahmengesetze 613 f. 

Rakoczy 157 f. 

Rampolla, Kardinal 326—330, 332, 
348, 352, 357. 
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Ranke, L. v. 262 

Rasse und Nation 23. 

Ratzel über politische Geographie 
4, 9 f., 22. 

Ravá über Staatsphilosophie 319. 

Realunion, Begriff 37, 164. 

Rechberg, Graf 143 f. 

Recht, allgemeine Lehre vom posi- 
tiven R. 586 ff. 

Rechts- und Verfassungsgeschichte, 
preußische 593 ff. 

Rechtssoziologie 586 ff. 

Rechtssubjekt, Begriff 589, 

Referendum 414, 418. 

Religiöse Fragen im Judentum 474 f., 
498 ff., 505 f., 513, 537. 

Religiöse Toleranz 570. 

Religion als kosmopolitische Macht 
305. 

Religionskrieg 568, 

Reichsdeutsche und Deutschöster- 
reicher 91 ff. 

Reichseisenbahnamt, -system 599. 

Reichshofgericht 593. 

Reichsidee 10 f. 

Reichskammergericht 594. 

Reichsrat, Verhandlungsprache 62. 

Reimer, Georg 454. 

Renkin 392, 394. 

Renner, Karl, über die österreichische 
Nationalitätenfrage 15, 21, 29; über 
die ungarische Nationalitätenfrage 
39; über Personalitäts- und Terri- 
torialprinzip (sein „System der na- 
tionalen Autonomie“) 15, 65 ff. 

Repräsentativsystem 417. 

Republikanismus 23. 

Revanche-Idee 576. 

Revolution s. Belgische, Berliner, Eng- 
lische, Franzósische, Ungarische R. 

Rezeption des rómischen Rechts 572. 

Rheinbund 103. 

Rheinlande, Beziehungen der katho- 
lischen Rh. und Belgiens 1830—40 
318 f. 

Rhodes, Cecil 317. 

Ritter, Albert (F. v. Winterstetten) 
über die Deutschösterreicher in und 
nach dem Krieg 6 f.; über ,Nord- 
kap-Bagdad“ 5l. 

Römische Frage 321 ff. 

Römisches Recht, Rezeption 572. 

Romanen in Tirol 192 f. 

Rothschild 238. 

Rousseau 410, 585; über den Urvertrag 
und den Gewaltenbegriff 273 f., 
278, 283. 


Rouvier 236. 

Royer 401. 

Rudini 332. 

Rumänen, Siebenbürger R. 14; un- 
garische R. 39 f. 

Rumänien in der Balkanforschung 
262 f. 

Russentum s. Panrussismus. 

Russische Juden im Kriege 480. 

Russophilie in Österreich 18, 75. 

Rußland, jüdische Chronik 472, 480; 


wirtschaftliche Lage infolge des. 


Krieges 245; äußere Politik 576; 


R. als Schuldner Frankreichs 229 ff. ;. 


Streben nach Brückenköpfen 550, 


551; Verhältnis zu Österreich 18,. 


75, 121. 
Ruthenen 52 f. 
Ruttens 393. 


S. 


Salandra 345, 351, 353, 366 f. 
Salmasius 284. 


Salzmonopol in Österreich-Ungarn 173, 


179. 
San Giuliano 343. 
Schäffle 152; Sch. über eine Zolleini- 


gung zwischen Österreich-Ungarn 


und Deutschland 153. 
Schiedsgerichtsfrage 306. 
Schill 454. 

Schlauch, Kardinal 616. 

Schlegel, Friedrich 452. 

Schleiermacher 454. 

v. Schön 237. 

Schönerer 7, 30 f., 149. 

Schollaert 389, 394, 402. 


Schulpolitik in Belgien 386 ff., in: 


Italien 331. 

Schulvereinsarbeit 83. 

Schumacher über ein Wirtschafts- 
bündnis der Zentralmächte 150. 


Schutzvereinswesen, -arbeit in Öster-- 


reich 30, 32, 76, 81, 83, 85, 95. 
Schwarzenberg, Fürst 106, 109, 
142 f. 
Schweden, Streben nach Brücken- 
köpfen 549. 
Schweiz, Grenzerweiterung 553; Schw. 
als Nationalitätenstaat 19, 23. 
Selbstverwaltung 294, 422. 
Serbentum s. Groß-S. 


Serbien in der Balkanforschung 257,. 


258, 262. 
Sibirien, jüdische Chronik 472. 
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Siebenbürgen (als geographisch-natio- 
nale Einheit) 38. 

Siebenbúrger Rumänen 14. 

Sieyes 283; S. über „pouvoir consti- 
tuant“ 271, 273 ff. 

‚Slaventum u. Germanentum im Orient 
17, 19; Sl. und künftiges Verhält- 
nis zwischen Deutschland und Öster- 
reich- Ungarn 119; s. a. Austro- 
slawismus; Neoslawismus; Nord-, 
Süd-, West-Slawen ; Panslawismus. 

-Slavischer Nationalismus 33. 

Slavisch-katholische Staatsidee 17, 24, 
29, 32, 61 ff., 578. 

Slavonien in der politischen Geographie 
55. 

de Smet de Nayer 394. 

‚Snobismus 591. 

Sombart und die Judenfrage 483 f., 
487 f., 491, 502 f. 

Sonnino 345, 366 f. 

Sozialdemokratie und Freimaurertum 
375; S. in Belgien 375 ff., 384, 
897 ff.; in Italien 330 ff.; in Öster- 
reich 77, 126. 

‚Soziale Machtverhältnisse 586 ff. 

Sozialethik 309 f. 

Sozialismus 407 ff., 411 ff., 415f., 423f.; 
S. und Kosmopolitismus 307. 

Sozialistische Genossenschaften und 
Gewerkschaften in Belgien 398. 

Sozialversicherungsgesetzgebung in 
den einzelnen Ländern 610. 

„Societe Générale” (franzós. Kredit- 
institut) 214, 229, 

Soziologie, Grundlage 582 f.; Indivi- 
duum und Gemeinschaft in der 
Kulturorganisation des Vereins 
590 f.; S. und Recht 586 ff. 

Souveränität, Begriff 278, 284 f., 411, 
614 (nach Calvin); s. a. Volks-S. 

Spanien. jüdische Chronik 472; Streben 
nach Brückenköpfen 548. 

Sparkassenwesen Frankreichs 215. 

Spinoza 526. 

Spencer úber ,military and industrial 
civilisation“ 241; über Staatsty pen 
293. 

Sprachenfrage in Österreich- Ungarn 
27 ff., 32, 58 ff., 70, 96, 128, 136. 

Sprachinseln und deutsche National- 
politik in Österreich 78 ff.; Spr. in 
Tirol 192 f. 

‚Staat, Begriff und Aufgaben 92. 319f., 
591. 614 (nach Calvin). 

Staatsbahnsystem 599. 

‚Staatsgebiet 9. 


O NI een ee en en ee m a 


Staatsgedanke, Begriff 9 f., 23; öster- 
reichischer 2 ff., 9 ff, 17, 26 ff., 
57 ff.; österreichisch-ungarischer St. 
17; slavisch-katholischer St. 17, 24, 
29, 32, 61. 77, 578; ungarischer St. 
14 f., 24, 34 ff.; s. a. Gesamtstaats- 
idee. 

Staatsgefühl 9. 

Staatsgesinnung 22 f. 

Staatsgrenzen 197, 545 ff. 

Staatsmonopole, Entwicklungin Öster- 
reich-Ungarn unter der Geltung und 
nach Aufhebung des Zwischenzolls 
173 ff., 179 ff.; s. a. Salzmonopol, 
Tabakmonopol. 

Staatsmoral 584 ff. 

„Staatsnation‘‘ 23, 92. 

Staatsrecht, kroatisches 38; St. der 
französischen Revolution 270; tsche- 
chisches St. 51. 

Staatsrechtliche Gúltigkeit der Staats- 
verträge 556 ff. 

Staatssozialismus 409, 422. 

Staatssprache, Begriff 58. 

Staatsvertráge, Gültigkeit 556 ff.; 
Bruch 562. 

Staatsvolk 23. 

Städteordnung, preußische, von 1808 
455 ff. 

Stahl 488. 

Stanley 317 f. 

Steinmetz (Balkanforscher) 257. 

v. Stengel über die wirtschaftliche und 
zollpolitische Einigung von Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn 146. 

Sterzinger 201. 

Stickstoffindustrie und Krieg 251, 253. 

Strafrechtsphilosophie 589. 

Strafzwecke 589. 

Straßen des mittelalterlichen Tirols 
187 f. 

Strauß, Ad. 257. 

Streik s. (reneral-Str. 

Struck, Ad. 257 f. 

Strzygowski 259. 

Studentenvereine, jüdische 499, 510. 

Suarez 595. 

Subjektives Recht 589. 

Sudetendeutsche 29, 79. 

Südmarkbüchereien 88. 

Südslaven 18. 

Südslavische Frage 53, 119. 

Südslavischer Trialismus 15, 49, 51, 55. 

Südtirol, die italienischen Ansprüche 
auf S. und die Irredenta 204 ff. 

Syndikalismus in Frankreich 220, 235. 

Szechenyi, Graf Stephan 134, 175 f. 
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Tabakmonopol in Deutschland 153; 
in Österreich 173; in Ungarn 179. 

Tafel, Lukas Fr. 261 f. 

Tarde, G. 584. 

‚Tarifverträge 605; T. im Deutschen 
Reiche am Ende des J. 1912 601 ff. 

Taufkirchen 110. 

Territorialprinzip 64 ff. 

Tery 236. 

Tezner über das Verhältnis Ungarns 
zu Österreich 86. 

Thälloczy 257. 

Thiersch 262. 

Thomas v. Aquino 271, 284. 

Thronfolge 281. 

Thumb, A. 262. 

Tirol, politische Anfänge 189 ff.; Be- 
siedlungsgeschichte 191 ff.; staat- 
liche Entwicklung bie zum Anfall 
an Österreich 194 ff.; staatliche Ge- 
schichte seit 1363 199 ff.; Grenz- 
bildung 197 ff.; geographische und 
geschichtliche Grundzüge und Pro- 
bleme 185 ff.; die Irredenta und 
die italienischen Ansprüche auf Süd- 
tirol 204 ff.; Straßen des mittel- 
alterlichen T. 187 ff.; ethnische Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung 
191. 

Tiroler Aufstand 203. 

Tisza 40. 

Tittoni 236, 838. 

Tosti 325, 329, 357. 

Treitl, Leo 260. 

Treitschke 296. 

Trentino 204 ff. 

Trialismus in Osterreich-Ungarn 15, 
22, 49 f., 51, 54 ff. 

de Trooz 394. 

Tschechen 27; Tsch. und Deutsche, 
insbesondere in Bóhmen 87. 

. Tschechische Obstruktion 62. 

Tschechische Staatssprache 59. 

Tschechisches Staatsrecht 51. 

Türkei, Probleme und Zukunftsauf- 
gaben der T. 295; Streben nach 
Brückenköpfen 548; s. a. Byzanz. 

Türkengefahr, -kriege, Geschichte 12, 
14, 102, 156 ff. 

Tuma 257. 

Turco 612. 

Turgot 222. 


U. 


Übernationaler Imperialismus 92. 


Übernationaler Staat 22, 33. 
Übernationales Österreichertum 25. 
Übernationalitätenstaat 575 f. 
Überstaatliche Nation 33. 
Ukrainische Frage 52 f., 576. 
Umberto I. 824. 
Ungarisch ... 
Ungarische Revolution 134. 
Ungarische Rumänen 39 f. 
Ungarischer Imperialismus 14, 48, 95; 
u. Nationalstaat 14; u. Schutzverein 
175 ff. 
Ungarischer Staatsgedanke 14 f., 24; 
u. St. und Deutsch-Österreich 34 ff. 


Ungarn, Bankfrage 43 f; Einflub des 


heutigen Verhältnisses zwischen U. 
und Österreich auf den Krieg, seine 
Vorbereitung und Durchführung 47; 
Einführung des Salz- und Tabak- 
monopols 179; Frage der Vereini- 
gung Bosniens mit U. 53; politische 
Geographie 34 f., 49; Geschichte des 
kirchenpolitischen Reformkampfes 
615f.; Nationalitätenkampf 38 H: 
Parlamentsfragen 48, 61; Verhältnis 
zu Osterreich 109, 124, insbesondere 
„Ausgleich“ 132 ff., 135f., 160, 578; 
Verwaltungsgemeinschaft mit Úster- 


reich 46; Wirtschaftsgemeinschaft 


mit Österreich 41 ff.; Zolltrennung 
oder Zollgemeinschaft mit Úster- 
reich 42 ff., 134, 156 ff., 170, 578; 
s. a. Österreich-U. 

Ungartum s. Magyarentum. 


V. 


Vanderkinderen 875. e 

Vandervelde 345, 375, 398, 401, 405. 

Vatikan, Gebietserweiterung 360 f.; 
kleine Territorialfrage 357 H: s. a. 
Papst. 

Vereinswesen, Individuum u. Gemein- 
schaft in der Kulturorganisation des 
Vereins 590 f. 

Verfassungsbegriff 285; 
271 f. 

Verfassungsgeschichte s. Rechts- u. V. 

Verfassungspartei in Österreich 125. 

Verfassungsrecht s. Österreichisches V. 

Verhaegen 392. 

Verkehrspolitik, deutschnationale V. in 
Österreich 87. 

Verteidigungskriege, 
320. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in Bran- 
denburg-Preußen 593 ff. 


Geschichte 


Berechtigung 


ei 


s. a. Magyarisch . 
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Verwaltungsreform in Österreich-Un- 
garn 62, 123. 

Vierverband 117. 

Viktor Emanuel I. 314. 

Viktor Emanuel Il. 323 f. 

Violand 612. 

Virchow 4685. 

Viviani 221, 223, 238. 

Vlamen und Wallonen, ihr Gegen- 
satz 372 f. 

Völkerrecht u. Kosmopolitismus 306; 
V. und Sozialethik 310 f. 

Völkerrechtliche Gültigkeit der Staats- 
verträge 556 ff. 

Völkerstaat 92. 

Völkerverbrüderung 20. 

Vogt, Stellung und Befugnisse im 

ittelalter 194. 

Volk, Begriff und Wesen 298, 302; 
konstituierende Gewalt des V. 260 ff. 

Volksnationalismus 29. 

Volksräte in Österreich 76. 

Volksschullehrerbesoldung in Frank- 
reich 224. 

Volksschulpolitik in Belgien 387 ff. 

Volkssouveränität 284, 412, 420 f., 
424, 585. 

Volksstaat 416. 

Volksvermögen im Krieg 239. 

Volkswirtschaft und Krieg 239 ff. 

Vorsatz und Fahrlässigkeit 589. 

Vorzugszölle 150 f., 175. 


W. 


Währungsgeheinschaft zw. Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn 151. 

Wahlmonarchie 281, 283. 

Wahlrecht in Belgien 378 ff., 381 ff.; 
in Osterreich 73, 579. 

Waldeck-Rousseau 213. 

re und Vlamen, ihr Gegensatz 
372 f. 

Wanderungsproblem, jüdisches 511 ff. 

v. Warsberg 258. 

Wehrpflicht, allgemeine 293. 

Weigand, G. 262 f. 

Wekerle 615. 

Weltmachtsbestrebungen 10. 

Weltpolitik, Grundzüge der W. in der 
Gegenwart 296 ff.; deutsche W. 292; 
8. a. Imperialismus. 

Weltstaatensystem und Deutschland 
291 f. 

Weltwirtschaft 184; Deutschlands 
Stellung in der W. 293. 
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Weltwirtschaftsverbände, 
149 ff. 

Wermuth über dieEinfuhrscheinpolitik 
601. 

v. Wettstein über das Kriegsziel Öster- 
reichs 6. 

Westslaven 18 f., 89. 

Wiedergeburt Frankreichs 232 ff. 

Wiener Kongreß 103. 

Wilhelm I., Kaiser 107, 113. 

Wilhelm IL, Kaiser 358, 568. 

Willstátter 488, 

Windscheid úber subjektives Recht 
589. 

Windthorst 423. 

v. Winterstetten s. Ritter. 

Wirtschaft s. Welt-W. 

Wirtschaftliche Expansion 307. 

Wirtschaftskrieg 100, 239 ff. 

Witte, Graf 230. 

Woeste 391—394, 402 f. 

Wolf, Julius, über die Neugestaltung 
des handelspolitischen Verhältnisses 
zwischen Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn 150. 

Wüsten als Grenzen 551. 

Wundt 582. 

Wurmbrandt, Antrag W. zur Sprachen- 
frage in Österreich-Ungarn 29. 


- gebiete 


Z. 


Zahlungshilanz Deutschlands 241. 

Zanardelli 324, 332. 

Zentralismus in Österreich - Ungarn 
14 f., 23, 28, 33, 36, 41, 49, 53, 
56, 63, 69, 77, 129, 579. 

Zentrumspartei 305. 

Zichy, Graf Ferdinand, seine Stellung 
im kirchenpolitischen Reformkampf 
in Ungarn 616 f. 

Zinkeisen 258. 

Zionismus 472 ff., 481, 491, 494 ff., 
505, 507, 510 f., 513, 522 ff., 530, 
541. 

Zollbündnis zwischen Deutschland und 
Österreich-Ungarn 99, 145 ff., 151 ff. 

Zollgemeinschaft Österreichs mit Un- 
garn 43. 134, 156 ff., 578. 

Zolltrennung Ungarns 42 f., 170. 

Zollverein s. Deutscher Z. 

Zweibund 116 f. 

Zwischenzólle in Österreich - Ungarn 
42, 44 ff., 133 ff., 142 f., 152, 166 ff., 
178 f., 578; s. a. Binnenzólle. 
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